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Vorwort. 


Das Generalregifter beiteht aus: I. einem ſyſtematiſchen Regiiter; 
II. einem alphabetijchen Negifter; III. einem Geſetzesverzeichniſſe; 
IV. einer Überficht, wie fi) die Entſcheidungen nad) Zeit und Senaten 
auf die 35 Bände verteilen. 

Zu L In dem ſyſtematiſchen Regiſter find die Entjcheidungen 
mit Angabe ihred Inhalts nad) den grundlegenden Gejegesnormen auf: 
geführt. Won den in Betracht kommenden Gejchen jtehen voran das 
Strafgejepbud, die Konkurordnung, die Strafprozeßordnung und das 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz des Deutichen Reichs. Hiernad folgen in chrono- 
logischer Ordnung zuerjt die reichSrechtlichen, dann die landesrechtlichen 
Gefegesnormen. Bei leßteren find die Bundesjtaaten in alphabetijcher 
Ordnung aufgeführt. Nur in einzelnen Fällen — jo insbefondere bei 
der Reichsgewerbeordnung, dem Handelsgeſetzbuche, den Reichsſtempel— 
geſetzen, dem Patentgejege, dem Krankenverſicherungsgeſetze, dem Invalidi— 
tätd- und Wlterverficherungsgejege — find mit Abweichung von der 
chronologiſchen Ordnung das urjprünglice Geſetz und die Novellen zu— 
jammengejtellt. Bei welchen Gejegen dies zutrifft, ergibt fich aus dem 
Gejegesverzeichniffe. Die Allegierung der. Entſcheidungen in dem fyite- 
matifchen Regiſter ift in der Weiſe eingerichtet, daß durch die an die 
Spibe gejtellte römijche Zahl der erfennende Senat, dann — mit Angabe 
von Tag und Monat in Bruchform und mit Weglafjung der Sahrhundert- 
zahl — das Datum und zulegt Band und Seite der Entjcheidung be- 
zeichnet find. Fettgedrudt ift die den Band bezeichnende Zahl. Die Ent» 
iheidungen der vereinigten Strafjenate find mit „Pl.“, die vom 
vereinigten IL. und III. Straffenate erlafjenen mit „IL III”, die der 
Serienfenate mit „Ser.“ bezeichnet. Wenn in dem ſyſtematiſchen Regiſter 
eine Geſetzesnorm überhaupt vorfommt, find unter diefer auch diejenigen 
Entjcheidungen aufgenommen, in welchen die Gejeßesnorm nur beiläufig 
berührt ijt. Allein injoweit die Gejegesnorm nur beiläufig berührt, nicht 
grundlegend ift, find die Entjcheidungen ohne Inhaltsangabe am Schluffe 
des betreffenden Abjchnitt3 nur nad) Band und Seite allegiert. 

Zu O. Das alphabetifche Regiiter ſoll im mejentlichen dazu 
dienen, die Orientierung in dem ſyſtematiſchen Negijter zu erleichtern. Nach 
Zunlichkeit ijt deshalb auf das fyitematifche Regiiter verwiejen. Wo in dem 
alphabetifchen Regiſter einfach auf eine Geſetzesnorm Bezug genommen 
wird, hat die die Bedeutung einer Verweiſung auf den einjchlagenden 
Abſchnitt des ſyſtematiſchen Regiſters. Zur Naumerfparnis ift die bezüg- 
liche Gejegesnorm regelmäßig nur mit ihrem Datum aufgeführt, auch ijt 
bei den neueren Geſetzen die Jahrhundertzahl (18, 19) weggelajjen, Tag 
und Monat in Brudform angegeben. Wenn bei der Verweiſung nichts 
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anderes vermerkt ift, geht fie auf die in dem ſyſtematiſchen Regiſter auf- 
geführten reichsrechtlichen Gefepesnormen. Die der Verweiſung auf 
eine Gefeßesnorm in Slammern beigefügten Zahlen bezeichnen Die 
Nummern, unter welchen die einfchlagenden Enticheidungen in dem 
igitematifchen Regifter unter der angegebenen Gejeßesnorm vorkommen. 
Inſoweit in dem alphabetifchen Negifter jtatt Bezugnahme auf das 
ſyſtematiſche Regiſter unmittelbar auf die einfchlagende Entſcheidung ver— 
wieſen wird, bezeichnet die fettgedrudte Zahl den Band, die zweite Zahl 
die Seite, wo ſich die Entſcheidung findet. 
Bei der alphabetiichen Ordnung find die Doppelvofale ä, ö, ü den 
Vokalen a, o, u gleichgejtellt, j als ein befonderer Buchſtabe behandelt. 
Zu IH. Das Gejegesverzeichnis enthält alle in den Entſcheidungen 
berührten inländijchen Gejeßesnormen in der zu I angegebenen Ordnung. 
Die für die Entſcheidungen grundlegenden Gejeßesnormen find 
in dem ſyſtematiſchen Regiiter aufgeführt, und in dem Gejeßesverzeichniffe 
ift in diefer Beziehung bei Allegierung der betreffenden Geſetzesnorm auf 
die einjchlagende Stelle des ſyſtematiſchen Regiſters verwieſen. Inſoweit 
aber nad) dem angegebenen Gejicht3punfte eine Gejeßednorm in dem 
ſyſtematiſchen Regiſter zu berüdfichtigen war, find in dem letzteren, wie 
ihon zu I erwähnt, auch die Enticheidungen vermerkt, in welden die 
bezügliche Gejegesnorm nur beiläufig berührt ift. Nur dann, wenn eine 
Geſetzesnorm in dem ſyſtematiſchen Regiſter gar nicht vorfommt, find in 
dem Gejeßesverzeichnifje bei Aufführung der betreffenden Gejeßednorm 
die fie berührenden Enticheidungen angegeben. Dabei ijt mit der fett- 
gedrudten Zahl auf den Band, mit der zweiten Zahl auf die Seite verwiejen. 
Zu IV. Eine dronologijde Zufammenjtellung ſämtlicher Ent— 
ſcheidungen iſt für überflüſſig erkannt, weil in jedem Bande die darin ent— 
haltenen Entſcheidungen am Schluſſe chronologiſch aufgeführt ſind. Die 
kurze Überſicht unter IV gibt aber Aufſchluß, in welchem Bande man 
eine dem Datum nach bekannte Entſcheidung zu ſuchen hat. 


Leipzig, im Mai 1908. 
P. Suppes. 


Erklärung der weſentlichſten Abkürzungen. 


A.D.H.G. B.⸗ Handelsgeſetzbuch nad) der Publikation durch Bundesgeſetz vom 
5. Juni 1869. B. Geſ.-Geſeß des Norddeutſchen Bundes. B.G.BI. = Bundes-Gejep- 
blatt des Norddeutihen Bundes. entr.Bl.=Gentralblatt für das Deutſche Neid). 
E.PD.=Livilprozepordnung. E. G. C. P.O. = Einführungsgefeß zur —— 
nung. E. G. G. V. G.* Einführungsgeſet zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze. E.G. St.G 
Einführungsgeſetz zum —— E.G. St. P.O.⸗ Einführungsgefeß zur —*— 
prozeßordnung. ©.S. = Preußiſche Geſetz⸗Sammlung. Gef. = Geſetz. G. V.G.* 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Gew.O.— Reichsgewerbeordnung. H.G B. dan delsgefeb⸗ 
buch. J. M.Bl. = Juſtizminiſterialblatt. K. O. = Konkursordnung. Pr.U.LR. = 
Allgemeines Landrecht für die Preußiſchen Staaten. Reg.Bl.⸗Regierungsblatt. 
R.Geſ. Reichsgeſetz. R.G.Bl. Reichs-Geſetzblatt. . — 0. — j. u. = Siehe — 
ſiehe oben — ſiehe unten. St.®.B.= Strafgeſetzbuch. St. P.O. Strafprozeßordnung. 
d.= „von“ oder „vom“. Ver.⸗Verordnung. B.Bl.= Berordnungsblatt. V.8.G.* 
Vereinszollgefeh. 


Syſtematiſches Regiſter. 


Ben-Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV. 


J. Reichsrecht. 


A. Sfrafgefekbud; fir das Deutſche Reich. 


Einführungsgeſetz vom 31. Mai 1870. 


1. Sind die Landesgeſetzgebungen befugt, bezüglich derjenigen Materien, 8 2 
welche durch dad St.G.B. nicht berührt find, Beitimmungen zu treffen, 
welche von den im Allgemeinen Teile des St.G.B.'s enthaltenen Be— 
fimmungen abweichen, inöbejondere über Verjährung und Strafummand- 
(ung? II. 1/5 80. 2, 33. 

2. Inwieweit find partikularrechtliche VBorjchriften, welche das öffent» 
liche Anpreijen von Arzneimitteln, öffentlich betriebene Duadjalberei u. dgl. 
verbieten, neben den reichögejeglichen Normen nod in fortdauernder Geltung? 
II. 18/2 93. 23, 428; 1. 25/5 82. 6, 329; I. 28/11 87. 16, 359. 

3. Inwieweit können durch landesgeſetzliche Polizeiverordnungen 
Strafbeſtimmungen in Bezug auf Gegenſtände des jog. Polizeiſtrafrechts 
erlafjen werden, welche bereit3 im ©t.G.B. aus dem Geſichtspunkte von 

ertretungen teilmeije Negelung gefunden haben? I. 2/11 82. 7, 201. 

4. Unter welchen Vorausfegungen ift anzunehmen, dal eine Materie 
Gegenitand des St.G.B.'3 iſt.? Welche Bedeutung haben in diefer Be— 
ziehung die im Reichstage ausgeſprochenen Anfichten? Sind die gegen die 
Beeinträchtigung des freien Bietens bei öffentlihen Verſteigerungen ge= 
richteten landesgejeplichen Bejtimmungen durd dad St.G.B. aufgehoben? 
I. 27/3 84. 10, 220; L 18/8 95. 27, 106. 

5. Sind die Strafandrohungen gegen eiyenmächtige Selbjthülfe durch 
das St.G.B. befeitigt? II. 3/10 82. 7, 63. 

6. Sind Beſtimmungen, wodurd Vorbereitungshandlungen zum Be— 
truge mit Strafe bedroht werden, noch in Geltung? ILL. 7/2 89. 19. 13; 
III. 4/12 80. 3, 84. 

7. Sinn des Ausdrudes „bejondere Vorſchriften“ in Abi. 2. — 
Sind die afademifchen Gejege über die Studentenduelle durch $ 2 auf- 
gehoben? II. 2/6 80. 1, 448. 

8. Inwieweit iſt dad mwürttembergiiche Gejeb über die Wirtichaftd- 
abgaben vom 9. Juli 1827 in Kraft geblieben? I. 21/11 98. 31, 354. 

9. Greift die Beitimmung in Abſ. 2 auch Platz, fomweit die Ge— 
jeßgebung durch Art. 35 der Reichsverfaſſung ausſchließlich dem Neiche 
zugemwiejen ift? IH. 1/12 98. 31, 362. 
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10. Gehören zu den in Kraft bleibenden beſonderen Vorſchriften des 
Landesſtrafrechts auch die Vorſchriften über Verjährung der Zuwiderhand— 
lungen gegen Steuergeſetze? I. 25/3 97. 30, 31. 

11. Sind dur die Vorjchriften in Teil II. Abſchn. 7 St. G. B.'s 
alle partikularrechtlichen Strafbeitimmungen, welche die Aufrechterhaltung 
und den Schuß der öffentlichen Ordnung betreffen, als bejeitigt anzu— 
jehen? III. 12/3 94. 25, 288. 

12. Sind befondere Vorſchriften des Landesitrafrechtd über die un— 
befugte Wneignung von Fallwild durch 8 292 St.G. B.'s befeitigt? 
II. 4/2 89. 19, 49. 

13. Sind durd die Strafbeftimmungen in Zeil II. Abſchn. 6 u. 
7 St. G. B.'s die Materien des Widerjtands gegen die Staatögewalt 


und der Verlegung der öffentlichen Ordnung erichöpfend geordnet? I. 
21/9 93. 24, 318. 


14. Wird die Vorſchrift des $ 158 9.3.6.3 durd die Beſtim— 
mungen in $$ 73. 74 St. G.B.'s berührt? IV.3/5 87. 16, 58. 

©. zu diefem 8 aud 7, 368; 9, 357; 14, 124; 15, 140; 17, 
202; 18, 191. 241; 20, 209; 21, 391; 22, 121; 24, 124; 25, 55; 
26, 48: 33, 273. 


83 1. Tragweite der Beitimmung bezüglich einer dadurch herbeigeführten 
Anderung in der Straffanftion von Qandesgejegen. III. 18/3 80. 1, 274. 
2. Greift die Beitimmung Plaß bei ſtillſchweigender Verweiſung auf 
ein aufgehobenes Gejeß? I. 13/10 83. 9, 137. 
©. zu $ 3 aud 18, 191. 


86 1. Inwieweit find Straftaten, welche ein neben dem Reichsſtraf— 
geſetzhuche in Kraft gebliebene preußiſches Gejeg mit Strafe bedroht, 
al3 Übertretungen anzufehen? IV. 27/11 85. 18, 98. 

2. Bezieht fih Abt. 1 auf Mafnahmen, die in Strafgefegen vor— 
gejehen find, aber nicht den Charakter von Strafen haben? II. 18/2. 87. 
15, 805; I. 25/11 95. 28, 45. 


©. zu 88 5. 6 aud 7, 201. 


87 Über Verjährung der Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
über den Handel mit denaturiertem Branntwein |. Branntweinfteuergefeß 
v. 24. Juni 1887. 


Strafgejegbud). 


Einleitende Beftimmungen. 


81 1. Kann dur Landesgeſetz einer Straftat troß der Bedrohung 
mit einer das in Abſ. 3 vorgejehene Maß überfchreitenden Strafe die 
Eigenschaft als Übertretung beigelegt werden? I. 28/6 86. 14, 247. 
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2. Kommen bei der Einteilung der Straftaten nah $ 1 im Ge 
ſetze vorgeſehene mildernde Umjtände oder dad jugendliche Alter des 
Täters in Betraht? L 22/11 80. 3, 52; I. 25/1 83. 8, 177. 

3. Entſcheidet bei Straftaten, Hinfichtlih deren die Strafe nad) 
Rage des Einzelfalled zu bemeſſen ift (Höhe des defraudierten Betrages), 
die konkrete Beichaffenheit über die Dualififation als ergehen ober 
Übertretung? I. 26/9 81. 5, 23. 

©. zu 8 1 aud) 18, 98; 15, 396; 19, 234. 





Abi. 1. 1. Können zur Feititellung eines gewohnheitsmäßig be— 
gangenen Delift3 Handlungen herangezogen werden, welche vor der Gejehes- 
kraft des das Delift mit Strafe bedrohenden Gejeted begangen find? 
IL. 24/1 82. 5, 369. 

Abi. 2. 2. Einfluß der Veränderung eines Strafgeſetzes auf die 
Beurteilung einer unter der Geltung des alten Geſetzes begangenen Straftat, 
wenn die Aburteilung erit unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes er- 
folgt. II. 6/2 80. 1, 191. 

3. Welches Strafgefeg ift anzumenden, wenn der Xatbeftand bes 
Delittö aus einer Mehrheit von einzelnen Tätigfeitdaften befteht und 
während der Vornahme diefer einzelnen Alte die Geſetzgebung gewechſelt 
hat? III. 29/9 80. 2, 837; II. 18/6 02. 35, 288. 

4. Kann die Vorschrift des Abf. 2 zur Anwendung kommen, imo 
die mildere Strafbeitimmung des neuen Gejeßes nicht auf einer Anderung 
der Rechtsanſchauung über die Strafbarkeit der Tat beruht? II. 12/1 86. 
13, 249. Vgl. II. 20/5 90. 20, 407. 

5. Weldye Grundfäge find maßgebend für die Beantwortung der 
Frage, welches der verfchiedenen Geſetze daS mildefte ift? I. 8/3 00. 33, 187. 

6. Iſt bei Anklagen wegen Konkurdvergehen die mit dem 1. Kanuar 
1900 eingetretene Änderung der Vorſchriften über die zur Buchführung 
verpflichteten Perjonen und über die Verpflichtung zur jährlichen Bilanz- 
ziehung als eine ünderung des Strafgefeßed anzuſehen? J. 1/3 00. 
38, 184. IL 7/12 00. 34, 37. 

7. Iſt Abſ. 2 anwendbar bei Strafgejegen, die von vornherein nur 
auf eine gewifje Dauer berechnet jind? IV.7/4 99. 82,110; II. 15/1 91. 
21, 294. 

8. Findet die Beitimmung Anwendung bei einer dem Strafgejeße 
nicht angehörigen Vorſchrift, deren Verlegung durch das Strafgefeg mit 
Strafe bedroht ift? IV. 28/6 98. 31, 225; IV. 14/6 87. 16, 171. 
1. '29/12 91. 22, 290; III. 9/2 81. 4, 4. 

9. Findet die Beitimmung Anwendung bei Anderung der geſetz— 
lichen Borfchriften über Verjährung? III. 26/6 99. 32, 247. 

10. Anwendbarkeit in Bezug auf dad Verhältnis der Strafbeitim- 
mungen de3 preuß. Stempelgejeße8 vom 31. Juli 1895 zu den Straf: 
beftimmungen des älteren Stempelgejeßes. I. 10/6 97. 30, 147. 

11. Rann gegenüber der Anſchuldigung, eigene Sachen dem Pfand- 
gläubiger mweggenommen zu haben, eine inzwijchen in Kraft getretene 
civilrechtlihe Norm, welche die mweggenommenen Sachen von dem bisher 
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darauf laftenden gejeßlichen Pfandrechte befreit, mit t Veziehung ur 82 
die Strafbarkeit ausſchließen? IIL 25/2 95. 27, 98; IL. 15/2 01. 
34, 157. 

12. Kann der Revifionsrichter Gefegesbeitimmungen, die erft nad) 
Erlaß des angegriffenen Urteild verfündet find, berüdfichtigen? I. 15/2 92. 
22, 347. 

13. Über Anwendung des 8 807 preuß. K.O. auf frühere Straf- 
fälle. III. 20/10 80. 2, 402. 

©. weiter zu $ 2: 35, 338. 


83 1. Was ift Handlung, und wann ift dieſelbe im Auslande be= 

gangen? I. 3/2 81. 3, 816; IV. 24/6 84. 11, 20; III. 18/3 80. 

1, 274; IV. 14/1 87. 15, 221. 

2. Ort der begangenen Tat in dem Falle, wenn die Tätigkeit des 
Täters fi: teil? im Inlande, teild im Auslande vollzogen hat. 
ID. u. III. 12, 19/5 84. 10, 420; L 30/12 89. 20, 169. 

3. Unter welchen PBorausfegungen find landesverräteriſche Mit- 
teilungen on eine fremde Regierung als in dem Gebiete des Deutjchen 
Reiches begangene ftrafbare Handlungen anzujehen? IL. u. II. 11/2 86. 
13, 337. 

4. Wann ift ein Delift im Auslande begangen? Iſt die Heblerei 
im Inlande begangen, wenn die geitohlenen Gegenftände im Auslande 
mit dem Bewußtjein des Diebjtahl3 angekauft jind, die Mitwirkung zur 
Weiterveräußerung aber im Inlande erfolgt? I. 15/8 80. 1, 279. 

5. Sit die im Auslande betätigte Beihülfe zu einer im Inlande 
begangenen Haupttat als eine im Gebiete des Deutſchen Neiches verübte 
ftrafbare Handlung anzufehen? LI. 18 89. 19, 147; IV. 24/6 84. 
11, 20; I. 30/12 89. 20, 169. 

6. Sit die im Inlande verübte Beihülfe zu einer im Auslande von 
einem Ausländer begangenen Haupttat als eine im Gebiete des Deutjchen 
Reiches begangene jtrafbare Handlung anzufehen? Inwieweit kommt es 
bei Anwendung der deutichen Strafgejeße auf derartige Teilnahmehand- 
[ungen darauf an, ob die Haupttat nach ausländiihem Strafredhte jtraflos, 
verjährt, oder ihre Strafverfolgung aus jonftigen Gründen ausgejchloffen 
ift? II. 14/6 83. 9, 10. 

7. Sit für die Frage nad dem Begehungsorte der zur Vollendung 
einer Straftat erforderliche Erfolg von Bedeutung? I. 25/9 84. 11, 245. 

8. Iſt der Bankferutt jchon allein deshalb, weil das Konkursver— 
fahren im Inlande eröffnet ift, al3 im Inlande begangen anzujehen? 
IL 20/9 87. 16, 188. 

9. Iſt die im Inlande geleiſtete Beihülfe zu einem Delikte gegen 
ausländijche Zollgeſetze jtrafbar? Sind Delikte gegen ausländiihe Zoll- 
gefege in Deutjchland ftrafbar, wenn die begangene Handlung an jich die 
Zatbeitandsmerktmale des Betrugs erfüllen würde? III. 12/4 86. 14, 124. 
gt. II. 17/11 92. 23, 300. 

10. Sit die Wohnung eines fremden Gejandten mit Rüdjiht auf die 
Fiktion der Exterritorialität als Ausland zu betrachten? II. 26/11 80. 3, 70, 
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11. Nach welchen Grundfähen bejtimmt ſich die StaatShoheit auf 
den die Landeögrenze bildenden Gewäſſern, ſowie auf den über folche 
führenden Brüden? I. 8/1 84. 9, 370. 

12. Sann ein Ausländer, der im Inlande zum Bmwede der Er- 
prefjung brieflie Drohungen an einen im Auslande wohnenden Aus- 
länder richtet, im Inlande bejtraft werden? I. 6/5 97. 30, 98. 

13. Iſt eine im Auslande betätigte Anftiftung zu einer im In— 
lande begangenen Bolldefraude ald eine im Inlande verübte ftrafbare 
Handlung anzufehen? I. 14/6 94. 25, 424. 

14. Nach welchem Rechte ift eine auf einem deutichen Schiffe „auf 
hoher See“ verübte Tat zu beitrafen? IV. 21/10 92. 23, 266. 

15. Wo ift der Begehungsort von Straftaten, welche auf fremden 
Handelsſchiffen in deutichen Häfen verübt werden? I. 22/4 80. 2, 17. 

16. Schließt $ 17 des deutjch-öfterreichifchen Zolllartell3 die Be- 
ftrafung eines Ofterreicherd wegen Ubertretung der deutfchen Zollgeſetze 
aus? III. 27/2 90. 20, 290. 

17. Inwieweit ift im Strafverfahren gegen einen Wußgelieferten 
auf das im Auslieferungsitaate geltende Strafreht Rüdficht zu nehmen? 
L 7/5 00. 38, 271; II. 10/5 02. 35, 254. 

©. zu $ 3 aud) 23, 155. 


1. Muß die Eigenjchaft des Angeklagten ald Deutjcher durch den 
Geſchworenenſpruch fejtgejtellt werden? Wie ift die VBorausjegung der 
Nr. 3 bei dem Schmwurgerichte feitzuitellen? L 30/4 98. 31, 122; 
L 14/1 86. 13, 229. 

2. St Neutral-Moresnet im Sinne der Nr. 3 Ausland? Fer. 
10/8 98. 31, 259. 

3. St in dem Falle der Nr. 3 dad Civilrecht des Auslandes maf- 

gebend, wenn die Strafbarfeit der Tat im Inlande von der Beurteilung 
eines civilrechtlichen Verhältniſſes abhängt? I. 1/4 95. 27, 135. 
' 4. Kann eine von einem Deutſchen im Auslande begangene, nad) 
deutihen Strafgejegen ald Verbrechen oder Vergehen jtrafbare Handlung 
im Inlande auch dann beitraft werden, wenn diejelbe durch die Gefeße 
deö Ortes, an welden fie begangen worden, zwar mit Strafe bedroht, 
aber unter einen anderen jtrafrechtlichen Geſichtspunkt gejtellt ift? I. 9/1 82. 
5, 424; I. 3/1 84. 9, 370. 

5. Inwieweit unterliegen Zolldelikte, weldye auf einer jenjeit der 
Grenze belegenen deutjchen Zollitation begangen worden, der Beurteilung 
durch deutiche Gerichte? IL. 19/3 86. 13, 410. 

6. it der von einem Deutfchen außerhalb der Zoll- und Landes— 
grenze gemachte Verſuch, eine eingangszollpflichtige Ware mit Hinterziehung 
des Zolls einzuführen, jtrafbar? II. 29/4 89. 19, 192. 

7. Welche Behörde des Auslandes ift zur Stellung des im Schluß— 
jage der Nr. 3 erforderten Antrags auf Strafverfolgung zuftändig? 
IV. 80/9 87. 16, 216. 

8. Erleiden die in 8 4 aufgeitellten Grundſätze in Bezug auf fog. 
Staat3belifte eine Modifikation? III. 15/2 83. 8, 53. 


84 
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9. Was ift unter „Handlung“ im Sinne der Nr. 3 zu verftehen? 
IV. 14/1 87. 18, 221. 

10. Über Ort der Begehung f. im übrigen noch & 8. 

11. Bedarf e8 der Feititelung, daß die im Auslande begangene 
Handlung eined Deutſchen auch durch die Geſetze des Tatortes mit Strafe 
bedroht ift, in Anfehung der Bezirke der deutichen Konfulargerichtöbarteit, 
insbefondere Chinas? fer. 25/7 94. 26, 97. 

©. zu 84 aud 1, 279; 8, 816; 9, 10; 4, 271; 22, 341. 


85 1. Genügt e8 zu Nr. 1, wenn die vom ausländifchen Gerichte recht3- 

fräftig erfannte Strafe nur teilweiſe vollzogen ift? IL. 15/11 87. 16, 319. 

2. Iſt im Falle der Nr. 2 der Beitpuntt, zu welchem im Inlande 
die Strafverfolgung begonnen hat, oder der Zeitpunkt, zu welchem die 
Aburteilung erfolgt ift, entjcheidend? III. 8/2 92. 22, 341. 

8. Über Frift, Form und Ort ded nad) Nr. 3 erforderlichen Straf. 
antragd. II. 9/4 95. 27, 161. 

©. zu 8 5 aud 9, 10; zu $ 6: 9, 370; 18, 410. 


g 7 Nach welchen Grundfägen ift die im Auslande vollzogene Strafe auf 
die im Inlande zu erfennende Strafe anzurechnen, wenn a) die Auslande- 
ftrafe zugleich wegen anderer Handlungen erkannt ift, b) die ausländiſche 
Strafart dem inländifhen Strafiyfteme fremb ift? IV. 17/12 01. 36, 41. 

©. zu $ 7 aud 16, 819. 


88 Greift die Definition auch Platz bei Iandesgefeglichen Strafvorfchriften? 
II. 24/2 80. 1, 219. 


8 10 Bon welchem Zeitpunfte an find die zum Dienfte einberufenen 
Perſonen de Beurlaubtenftandes Mitglieder des aktiven Soldatenftandes? 
I. 21/4 92. 28, 81. 


811 1. Kann die von einem Landtagsabgeordneten in Ausübung ſeines 
Berufs getane, an ſich beleidigende Üußerung, wenn von dem Abgeordneten 
wegen einer beleidigenden Erwiderung Strafantrag geftellt wird, gemäß 
$ 199 St.G. B.'s zur Kompenfation benußt werden? IIL 5/3 81. 4, 14. 

2. ©. weiter Urt. 30 der Reichöverfaffung v. 16/4 71. 


812 1. Was iſt unter mahrheitögetreuen Berichten zu verftehen? Bes 
gründet die irrtümliche Annahme, daß ein wahrheitögetreuer Barlamentd- 
bericht vorliege, Straffreiheit? IV. 6/11 88. 18, 207. 

2. ©. weiter Urt. 22 der Reichsverfaſſung v. 16/4 71. 
©. zu $ 12 aud) 28, 45. 


Erfter Eeil. 
Von der Veitrafung der Verbrechen, Vergehen und Übertretungen im allgemeinen. 
Erfter Abſchnitt (58 13—42). 
Strafen. 


. 1. Verhältnis zu den Strafen des Militärftrafgefeßbuches. II. 1/4 87. 
15, 396; I. 4/4 87. 15, 882; I. 8/4 95. 27, 157. 
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2. Können die Eivilgerichte auf Arrejtitrafe erkennen? III. 5/12 87. 
16, 433. 





Können in verjchiedenen Erkenntniffen gegen eine Berfon zufammen $ 14 
mehr als 15 Jahre Zuchthaus erkannt werden, auch wenn die zuerft 
erfannten 15 Jahre Zuchthaus noch unverbüßt find? IL. 5/4 81. 4, 53. 

©. zu $ 16: 5, 442; 10, 22; 16, 159; 17, 38; zu $ 18: 13, 

93; 16, 159; 17, 38. 


1. Darf die Freiheitäftrafe nach Bruchteilen eines Monats berechnet 8 19 
werden? J 21/12 83. 10, 22. 

2. Bleibt die Vorjchrift des Abf. 2 außer Anwendung in den Fällen, 
in welchen eine Gefängnisjtrafe in Zuchthaus umzuwandeln ift? III. 13/4 81. 
4, 161. 

3. Wie hoch ift eine Freiheitäftrafe im Minimalbetrage zu bemefjen, 
wenn nad dem Geſetze auf '/, eined Monats erkannt werden muß? 
1. 18/2 82. 5, 442. 

4. Über Anwendung de Abf. 2 in Fällen des $ 74 &t.6.8.8: 
j. dort. 

©. zu 8 19 aud) 11, 272; 16, 159. 


1. Wie berechnet fi) nad 8 21 das Strajminimum im Falle des 8 21 
8 157 Abſ. 2 St. G. B.'s? I. 30/5 81. 4, 267. 


2. Berechnung der Umwandlung. I. 11/1 88. 8, 76. 
©. zu $ 21 aud) 8, 385; 11, 158; 15, 148. 


1. Kann bei dem Berfuche eines Vergehend auf eine Gelditrafe von 8 27 
weniger ald 3 A exlannt werden? III. 28/6 88. 18, 125. 

2. Kann auf Grund eines jtrafrechtlihen Nebengejeged auf eine 
Geldftrafe von weniger ald 1 .# erkannt werden? III. 9/6 87. 16, 159. 

©. zu 8 27 aud) 17, 38. 


1. Verfahren bei Ummandlung einer neben Zuchthaus erkannten 8 28 
Geldjtrafe. III. 2/4 94. 25, 233. 


2. Sit bei der gemäß $ 78 St. G. B.'s erfolgten Verurteilung zu 
mehreren Geldjtrafen jeder einzelnen eine Freiheitsftrafe zu fubftituieren? 
II. 27/1 82. 5, 371. 

3. Findet die Beitimmung in Abſ. 2 auch bei gleichzeitiger Um— 
wandlung mehrerer wegen Vergehen erfannter Gelditrafen von nicht 
über 600 A Anwendung? 

Kann eine wegen Defraudation indirefter Steuern erkannte Geld- 
jtrafe in Preußen nur in Gefängnis, oder auch in Haftitrafe umge- 
wandelt werden? I. 2/1 83. 7, 368. 

4. Kann nad) Abſ. 2 auf Haft auch dann erfannt werden, wenn 
in einem Spezialgefeg (Gewerbeordnung 8 146) Geldftrafe und im Un 
vermögensfalle Gefängnis angedroht ift? II. 3/1 88. 17, 38. 


$ 29 
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5. Hat die nad) 88 11.16 des bayr. Geſetzes vom 16. November 1867 
ausgeſprochene „Geldſumme“ den Charakter einer Gelditrafe, und ift die 
eventuelle Ummandlung auszufprechen? I. 9/10 84. 11, 139. 

©. zu $ 28 auch 19, 234; 23, 1. 


1. Muß im Urteile der der Umwandlung zu Örunde gelegte Maß- 
ftab angegeben werden? Kann die fubjtituierte Freiheitäftrafe auch nad 
Monaten bemeſſen werden? I. 27/11 84. 11, 272. 

2. Darf, wenn ald ordentlide Strafe Gefängnis, bei dem Vor— 
bandenfein mildernder Umstände aber Gelditrafe angedroht und auf dieje 
erfannt ift, bei der Ummandlung der Geldjtrafe daß bei Nichtannahme 
mildernder Umftände zuläjlige Maß der Gefängnisitrafe überfchritten 
werden? 

Welcher Maßſtab ijt in dem Falle des Schlußſatzes des Abſ. 2 bei 
der Umwandlung des Rejtes einer teilmeife beigetriebenen Gelditrafe an- 
zuwenden? II. 3/10 84. 11, 132. 

3. Wie ift die auf Grund eines jtrafrechtlichen Nebengeſetzes er- 
kannte Geldftrafe von weniger als 1 4 umzuwandeln? III 9/6 87. 
16, 159. 

©. zu 8 29 aud 4, 368; 17, 38. 


Gehören zu den in $ 31 genannten öffentlichen Ämtern die von 
Anftalten und Korporationen öffentlichrechtlicher Natur verliehenen Amter, 
insbefondere die kirchlichen Amter? I. 18/3 84. 10, 199. 

©. zu $ 31 aud 4, 421. 


1. Kann bei Annahme mildernder Umftände neben der Gefängnis 
jtrafe auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden, wenn als 
ordentliche Strafe mwahlmweife Zuchthaus oder Gefängnis angedroht ijt? 
IV. 5/6 94. 25, 408. 

2. Gilt der Saß, daß nur bei einer Öefängnisitrafe von mindejtens 
3 Monaten auf Verluſt der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werden 
darf, auch da, wo die Aberfennung obligatoriich ift? I. 6/5 89. 19, 203. 

3. Iſt die Uberfennung der bürgerlihen Ehrenrechte eine Strafe 
im Sinne des 8 245 ©t.©.B.3, ſodaß die zehnjährige Frift für die 
Berechnung des Rückfalls erft von der Verbüßung an läuft? L 23/9 86. 
14, 413, 

©. zu 88 32. 34 auch 14, 298; 21, 264; 30, 159. 


1. Rann neben der Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte auch 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter ausgeſprochen werden? 
Iv. 12/12 90. 21, 264. 

2. Kann wegen Beitechung die Nebenjtrafe des $ 35 ausgeiprochen 
werden, auch wenn die erfannie Hauptitrafe die Dauer von drei Monaten 
nicht erreicht? 1. 14/6 97. 30, 159. 


Iſt die auf Grund des 8 37 erfolgte Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte eine Strafe, welche die VBorausjegungen des Rückfalls ent— 
hält? III. 7/7 90. 21, 85. 





Strafgeſetzbuch 3$ 38—42. 11 


Kann die Zuläffigkeit der Polizeiaufficht bei der Beurteilung, welches $ 38 
von mehreren Geſetzen mit ungleicher Strafandrohung das fchwerere jei, 
berüdfichtigt werden? I. 22/12 87. 17, 198. 

©. zu $ 38 aud) 11, 158. 


1. Können Jagdgerätfchaften eingezogen werben, wenn dann ledig: 8 40 
lich feititeht, daß fie demnächit zu Yagdvergehen würden benußt werden? 
L 20/5 95. 27, 248, 

2. Können bei einer nur durch Verkauf fertiger Apparate be- 
gangenen Patentverlegung aud die Werkzeuge eingezogen werden, die 
zur Herftellung der Upparate gebraucht worden find? I. 20/5 95. 27, 245. 

3. Sit eine landesgeſetzliche Beftimmung, nad) welcher der Angeklagte 
zum Erſatze des Werts eined nicht beizubringeuden Konfisfandums ver: 
urteilt werden fol, mit den Bejtimmungen des Strafgeſetzbuchs über 
Konfifation verträglih? I. 7/12 82. 7, 311; I. 2/7 88. 18, 43. 

4. Was ift erforderlich für den Übergang des Eigentums konfis— 
zierter Gegenftände auf den Fiskus? IL. 7/1 87. 15, 164; I. 2/7 88. 
18, 43; IV. 8/7 90. 21, 54. 

5. Erfordert die in 8 40 vorgejehene Einziehung, auch joweit zur 
Begehung eines Verbrechens oder Vergehend bejtimmte Gegenjtände in 
Frage kommen, die Vollendung oder wenigitens den Verſuch der betreffen- 
den Straftat? IV. 7/10 87. 16, 268. 

6. Unterliegen die Gelder, die ein Buchmacher zur Auszahlung 
der Wettgewinne auf den Rennplatz mitbringt, der Einziehung gemäß 
8 40? II. 30/9 92. 35, 391. 

7. Iſt für die Frage, wem einzuziehende Gegenjtände gehören, der 
Zeitpunkt der Tat, oder des Urteild entjcheidend? II. 24/5 87. 16, 114, 

©. zu 8 40 aud) 8, 349; 17, 311; 19,1; 22, 15. 351; 25, 165. 


1. Über den Sinn des 8 41 vgl. 8 42. 84 

2. Sit in $ 41 nur eine polizeiliche Präventivmaßregel vorgeſehen, 
oder handelt es fich dabei um ein Strafübel? II. 30/9 81. 5, 101; 
I. 25/9 84. 11, 119; II. 28/5 86. 14, 161; II. 20/4 88. 17, 311. 

3. Verhältnis zu 8 40. Können die in beiden Paragraphen vor= 
gefehenen Maßnahmen nebeneinander ausgeſprochen werden? Wie ijt 
die in 8 41 vorgejehene Maßnahme auszufprehen? II. 20/4 88. 
17, 811. 

4. Iſt die Prüfung der Frage, ob die in 8 41 Abi. 3 vorgejehene 
Ausſcheidung der ftrafbaren Stellen einer nur teilweije jtrafbaren Schrift 
geboten war, noch in der Reviſionsinſtanz zuläjfig? III. 16/2 81. 4, 87. 


1. ©, zu $ 42 zugleich $ 477 StPO. $ 42 

2. Kann $ 42 im Bereiche des Nahrungsmittelgefeßed Anwendung 
finden? I. 11/5 82. 6, 296; I. 21/12 82. 7, 428. 

3. Seht die Anwendung voraus, daß alle objektiven Tatbeſtands— 
merfmale des in Frage kommenden Delikts vorliegen? IIL 17/6 97. 
30, 194; IL 21/12 82. 7, 428. 
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ziehung von Gegenftänden, die zur Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens beftimmt waren, erforderlich, daß der Tatbejtand einer Straftat 
wirklich vorliegt? IV. 7/10 87. 16, 268. 

5. Sept bie Strafbarkeit des Anhalt einer Abbildung im Sinne 
des 8 41 den Nachweis der Schuld einer bejtimmten Perjon voraus? 
I. 18/12 99. 33, 17. 

6. Iſt auf eine Anklage aus 8 184 St. G. B.'s, wenn der Ange 
klagte aus fubjeltiven Gründen freigefprochen wird, die Unbrauchbarmachung 
der für unzüchtig erfannten Schrift auszuſprechen? II. 24/2 99. 32, 53. 
III. 16/2 81. 4, 87. 

7. Iſt die Einziehung der zur Tat gebraudten Werkzeuge aud) 
dann zuläffig, wenn der Täter wegen Unzurechnungsfähigfeit außer Ver: 
folgung geſetzt wird? L 15/10 96. 29, 130. 

8. Kann $ 42 Anwendung finden, wenn dem Täter der Schub 
des $ 193 St.G. B.'s zugebilligt wird? II. 19/2 97. 29, 401. 

9. Können die 88 40. 42 zur Anwendung kommen, wenn der 
Eigentümer nicht Täter oder Teilnehmer der Straftat ift? Kann ein 
dem Maler gejtohlene® und mit falfcher Autorenbezeichnung verjehenes 
Bild bei dem gutgläubigen Befiger auf Grund der 88 40. 42 eingezogen 
werden? I. 8/3 94. 25, 165. 

10. Kann auf die in $ 40 vorgejehene Einziehung erfannt werden, 
wenn der Gegenſtand dem freigeiprochenen Angeklagten gehört? I. 15/2 92. 
22, 351. 

11. Kann es nad ergangenem freifprechenden Wahrſpruche in dem 
nämlichen Berfahren zu einer Einziehung in Gemäßheit des $ 42 fommen? 
Bon wem ift die dafür gebotene Feititellung zu treffen? I. 12/7 80. 
2, 220; I. 4/7 89. 19, 371. 

12. Iſt bei Antragsvergehen dad Verfahren nad) $ 42 nur dann 
zuläffig, wenn die Verfolgung der Straftat von dem Antragsberechtigten 
beantragt worden it? I. 25/9 84. 11, 119, 

13. Kann nad) $ 42 auf Einziehung von Sagdgerät erfannt werden, 
welches ein unbefannter Täter bei unberechtigtem Jagen bei fich geführt 
bat, welches aber nicht erweislich dem unbekannten Täter gehört? IIL.11/289. 
19, 45. 

14. Darf ein Verfahren zur Einziehung von Gegenjtänden gemäß 
88 40. 42 noch ftattfinden, nachdem in einem vorausgegangenen Strafe 
verfahren gegen den Täter bereits auf eine Strafe erkannt ift? II. 25/5 83. 
8, 349. 

15. Kann im Falle des fog. objektiven Verfahrens auf die Un— 
brauchbarmahung auch folder Eremplare einer Schrift erkannt werden, 
welche bei einem Buchhändler vorgefunden find, der früher wegen Ver— 
breitung diefer Schrift angeklagt, aber freigeſprochen worden war? 
II. 30/9 81. 5, 101. 

16. Hat das Gericht zu unterſuchen, ob die Verfolgung oder Ver— 
urteilung einer bejtimmten Perfon ausführbar ift oder nicht? III. 5/4 83. 
8, 238. 
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17. Iſt die Unbrauhbarmahung einer Druckſchrift im objektiven 
Verfahren auch dann zuläffig, wenn die Strafverfolgung gegen eine be- 
itimmte Perfon verjährt ijt? IV. 15/10 86. 14, 382. 

18. Sit die Konfiskation eines Gegenftandes, in Bezug auf welchen 
eine Zolldefraudation begangen worden, im Wege des objektiven Straf: 
verfahrens zuläffig? I. 27/4 91. 21, 481. 

19. Dit es durch 8 42 in das freie Ermefjen der Gerichte geſtellt, 
ob auf die in SS 40. 41 vorgeſchriebenen Maßnahmen zu erkennen iſt? 
Iv. 31/1 96. 28, 122. 

20. Kann aus der in einem früheren Strafverfahren gegen be- 
ftimmte Angeklagte erfolgten Ablehnung des Antrags, die Einziehung als 
Nebenftrafe auszusprechen, gegenüber dem ſpäter im objektiven Verfahren 
geitellten Antrage auf Einziehung der entjchiedenen Sache hergeleitet 
werden? III. 19/9 95. 27, 352. 

S. zu 88 40-42 au) 11, 414; 12, 198; 18, 19; 14, 161; 
15, 235; 16, 114; 19, 427. 

Zum erften Abſchnitt. Buße. 

1. Siehe $ 231 St.G.8.3; Geſetz, betr. Urheberreht an Schrift: 
werfen, vom 11. Juni 1870 und 88 443. 444 SPD. 

2. Rechtlicher Charakter der Buße. Welden Einfluß hat für den 
Anſpruch auf Buße ein zwiſchen dem Täter und dem Verletzten abge- 
ihloffener Wergleih? I. 19/11 98. 31, 334. 

3. Darf auf die an den Berlepten zu erlegende Buße in der Form 
einer Rente erfannt werden? IV. 24/2 88. 17, 178. 

4. Darf eine vom Angeklagten außergerichtlih an den Nebenkläger 
gezahlte Entihädigung bei Bemeſſung der Buße berüdfichtigt werden, und 
kann dies insbejondere auch dann gejchehen, wenn die Entihädigung nicht 
vom Angeklagten jelbit, fondern von einer VBerfiherungsgejellihaft gezahlt 
wurde, bei welcher Angellagter den Verletzten gegen Unfall verfichert 
hatte? I. 29/11 83. 9, 228. 

5. Inwieweit ift bei der Frage, ob auf Buße zu erkennen ift, daS freie 
richterliche Ermefjen entjcheidend? I. 6/12 97. 30, 367; III. 1/7 82. 7,12. 

6. Seht der Anſpruch auf Buße gegen mehrere bei der Tat Be- 
teiligte voraus, daß der Haupttäter befannt ſei? III. 1/7 82. 7, 12. 

7. Kann bei der Idealkonkurrenz aus $ 73 St.G.B.'s ein Be- 
denfen gegen die Zuerfennung einer Buße entnommen werden? II. 22/5 85. 
13, 223. 

©. über Buße auch 5, 251. 





Zweiter Abſchnitt (33 43—46). 
Berjud. 
1. Sit der Verſuch mit untauglichen Mitteln jtrafbar? Pl. 24/5 80, 
1, 439; L 27/2 88. 17,158; I. 9/11 93. 24, 382; I. 21/6 00. 33, 321. 
2. Iſt ftrafbar, wer mit Kenntnis des wahren Sachverhältnifjes 
einen anderen zum Verſuche mit untauglichen Mitteln angejtiftet oder 
dabei Hülfe geleiitet hat? IL 29/5 88. 17, 377; L 17/2 87. 15, 815. 
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3. Sind die an einem neugeborenen Kinde zwecks Tötung vor— 
genommenen Handlungen auch als Verſuch ſtraflos, wenn das Kind bereits 
tot zur Welt gekommen iſt? I. 10/6 80. 1, 451. 

4. Kann eine Frauensperfon, die nicht Schwanger ift, fich des ſtraf⸗ 
baren Verſuchs der Abtreibung ſchuldig machen? III. 30/3 83. 8, 198; 
I. 14/3 01. 34, 217. 

5. Kann der Verſuch eined Betrugs begangen werden gegen eine 
zur Beit der betrügerifchen Veranftaltungen noch gar nicht eriftierende 
Perſon? L 9/7 88. 18, 82. 

6. Gehört zum Verſuche, daß mit der Ausführung wenigftens 
einer der Handlungen, die zum Tatbeſtande des beabjichtigten Delikts 
gehören, der Anfang gemadt it? Inwiefern findet der Sat bei Dieb- 
ftahl mittel3 Einfteigen® Anwendung? IL. 19/10 83. 9, 81. 

7. Bann kann bei Neaten, deren Tatbeitand fi aus mehreren 
Handlungen zufammenfeßt, wie Urkundenfälfhung, ein Anfang der Aus- 
führung als vorliegend angenommen werden? L 2/10 82. 7, 54. 

8. Liegt ein Verfucd gegen 8 140 Nr. 1 St.G.B.3 vor, wenn ein 
Wehrpflichtiger, um ſich dem intritte in den Dienjt des jtehenden 
Heered zu entziehen, die Heimat verlafjen und in einem Hafenorte fich 
mit einem Paſſagierbillet zur Überfahrt nad; Amerika verfehen hat? 
III. 20/11 80. 3, 136, 

9. Was gehört zum Verſuche ftrafbaren Feilhaltend gejundheits- 
gefährliher Nahrungsmittel? III. 15/2 82. 6, 46. 

10. Was gehört zum Tatbeitande verjuchter fchwerer Kuppelei? 
Muß ein Anfang der Ausführung der Unzucht gemacht worden fein? 
II, 18/10 82. 7, 118, 

11. Was gehört zum Verſuch der Doppelehe? Genügt, daß die 
Verlobten nach bewirktem Aufgebote den Standesbeamten um Vollziehung 
des Alts der Ehejchließung angegangen haben? III. 15/10 83. 9, 84. 

12. Liegt ein Verfuch der Urkundenfälfhung vor, wenn die Handlung 
des Täterd, welcher eine faljche Urkunde durch Holzdrud anfertigen wollte, 
nur bis zur Heritellung des Holzitode® und Anfertigung eines Probe- 
drud3 vorgefchritten ift? III. 17/12 85. 13, 212, 

13. Was gehört zum Verſuche der Verbreitung faljchen Geldes im 
Sinne des 8 147 St. G. B.'s? IV. 20/5 87. 16, 111, 

14. Iſt der Verſuch eines betrüglichen Bankerutts möglich, bevor 
eine Zahlungseinftellung erfolgt? I. 9/11 85. 13, 41. 

15. Finden die Grundjäße vom CEventualvorfaß auch auf den nur 
verfuchten Betrug Anwendung? II. 29/3 89. 19, 90. 

16. Unter welchen Vorausſetzungen fann der eventuelle Dolus die 
Beihilfe zum Verſuche der Abtreibung begründen? I. 28/3 87. 16, 25. 

17. Sit der zu einem jtrafbaren Verſuche erforderliche Entihluß 
auch dann vorhanden, wenn derjelbe nur für den Fall ded noch unge— 
wiſſen künftigen Eintritt3 bejtimmter tatfädhlicher Vorausſetzungen gefaßt 
ift? IV. 27/5 87. 16, 133. | 

18. Liegt der Tatbeitand eine® mit einem vollendeten Delikte ideal 
fonfurrierenden Werjuched vor, wenn der Täter den Erfolg der zur 
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Vollendung gekommenen Tat direkt, den Erfolg der im Verſuchsſtadium 
gebliebenen dagegen nur eventuell gewollt hat? II. u. III. 22/12 84. 
12, 64. 

19. Konkurriert ein Verbrechen des Diebſtahlsverſuchs mit Mund» 
raub, wenn der Täter, um Geld ꝛc zu ftehlen, fich zur Nachtzeit in ein 
bewohnte Gebäude eingeichlichen, dort aber nur einen Mundraub aus— 
geführt hat? I. 22/4 97. 30, 67. 

20. Faſſung der den Geſchworenen vorzulegenden Frage bei dem 
Verſuche des Totſchlags: III. 6/7 99. 32, 253; III. 16/1 02. 35, 70. 

©. zu 8 43 aud) 3, 249. 262; 4, 279; 5, 125. 145; 6, 167; 
7, 95. 116; 8, 164; 9, 3; 10, 11; 11, 37. 72; 12, 353; 18, 8; 
14, 298; 15, 56. 281; 19, 234; 20, 56; 21, 14; 24, 91; 25, 5. 
254; 28, 144; 30, 56; 31, 251; 32, 1. 








1. Sit bei Feſtſetzung der Verſuchsſtrafe von einem Strafmaße aus— 
zugeben, welches für den Fall der Vollendung angemefjen fein würde? 
II. 13/6 02. 35, 282, 

2. Wie fommt Abf. 2 zur Anwendung, wenn dad Geſetz das 
vollendete Verbrechen wahlweiſe mit lebenslänglicher oder zeitiger Bucht 
hausſtrafe bedroht? III. 24/11 87. 16, 400. 

3. Rann bei der Bemefjung der Berfuchsitrafe unter das im Ge— 
feße für die betreffende Strafart beitimmte Mindeftmaß heruntergegangen 
werden? I. 13/2 82. 5, 442. 

4. Uber Anwendung des $ 44 in Bezug auf Gelditrafen, die neben 
der Freiheitöitrafe für das vollendete Delikt angedroht find, f. 8 45. 

©. zu 8 44 aud 2, 261; 7, 1; 2, 383; 12, 64; 11, 158. 


1. Rann auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erfannt werden, wenn 
bei einem Diebitahläverjuche auf Grund des $ 44 St. G. B.'s Gefängnis- 
ftatt Zuchthausftrafe ausgefprochen wird? III. 30/10 84. 11, 158. 

2. Kann beim Verſuch auf andere Nebenjtraien als die Aberfennung 
der bürgerlihen Ehrenrechte und die Zulälligfeit von Polizeiaufficht er— 
fannt werden? Sit die in $ 263 ©t.G.B.'s neben Oefängnisftrafe ans 
gedrohte Gelditrafe eine ſolche Nebenjtraje? II. 14/5 89. 19, 234; 
IM. 12/11 85. 18, 76. 


1. Unter welcher Vorausſetzung wird der Verfuch durch freiwilligen 
Rücktritt ſtraflos? Kann Abſ. 2 bei einem durh Drohung verübten 
Berjuhe der Erprefjung Anwendung finden? I. 27/9 94. 26, 77; 
II. 12/3 80. 1, 306. 

2. Hat nah Nr. 1 Straflofigkeit einzutreten, wenn jemand zum 
Bwede des Stehlend in eine fremde Wohnung eindringt, aber fein Vor— 
haben aufgibt, weil die vorgefundenen Sachen feinen Erwartungen nicht 
entfpredhen? IV. 13/6 93. 24, 222. 

3. Sind die in $ 46 aufgeführten Tatumftände negative Tatbejtands- 
merfmale oder Strafausichliegungsgründe? Kann ein faktifcher Irrtum 
des Täters, durd welchen er veranlaßt wurde, von der Vollendung der 
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beabfichtigten Straftat abzuftehen, al3 ein von feinem Willen unabhängiger 
Umstand im Sinne der Nr. 1 angejehen werden? II. 17/6 81. 4, 290. 

4. Sit in Schwurgericht3jahhen auf Grund de 8 46 Nr. 1 eine 
befondere Frage zu ftellen? II. 25/11 87. 16, 347. 

5. Sit es jtrafhaft, in der durch das unvermutete Erjcheinen eines 
Dritten veranlaßten Abftandnahme von der begonnenen Ausführung eines 
Diebſtahls keinen freiwilligen Rüdtritt vom Verſuche im Sinne der Nr. 1 
zu erfennen? IV. 8/7 87. 16, 182. 

6. Sit Straflofigfeit des Verſuchs anzunehmen, wenn eine Schwangere 
ein Abtreibungsmittel, um es zu verfchluden, in den Mund genommen, 
des widerlihen Gejchmad3 wegen aber wieder ausgeſpieen hat? IV.31/1 02. 
35, 102. 

7. Bann liegt die die Straflojigfeit des Verſuchs bei tätiger Reue 
ausjchliegende Entdefung der Handlung im Sinne der Nr. 2 vor? Wird 
die Straflofigfeit dadurch ausgejchloffen, daß nur die nicht mitjchuldige 
Ehefrau des Täterd die Handlung entdect hatte? Wie ijt in diefem Falle 
die Frage in Schwurgerichtöfachen zu ftellen? III. 8/12 80. 3, 93. 

8. Hat die nad) $ 46 Nr. 1 eintretende Straflofigkeit eined mittels 
Einbruch verübten Diebftahld auch die Straflojigfeit der durch den Ein— 
bruch verübten Sachbeſchädigung zur Folge? IV. 29/10 86. 15, 12. 

9. Sit ein Betrugsverſuch mit dem Abſchluſſe der Täuſchungs— 
bandlungen al3 beendigt anzujehen, falls die Abficht des Täters dahin 
geht, den Getäufchten zur Zahlung einer Nichtihuld zu vermögen? 

Kommt bei Abwendung des zur Vollendung einer Straftat gehörigen 
Erfolgd als „eigene Tätigkeit” im Sinne der Nr. 2 auch die vom Täter 
veranlaßte Tätigkeit eined Beauftragten in Betracht? II. 12/11 86. 
15, 44. 

10. Finden auf den Rüdtritt von dem Unternehmen, einen anderen 
zum Meineide zu verleiten, die Strafbefreiungsgründe für den Rücktritt 
vom Verſuche Anwendung? II. 29/4 84. 10, 324. 

11. Sit Nr. 1 anwendbar, wenn ein Zeuge feine anfänglich wider 
beſſeres Wiffen gemachte Ausſage vor dem Schlufje feiner Vernehmung 
wahrheitdgemäß berichtigt? Hat in einem folchen Falle derjenige, welcher 
zu der urjprünglich falihen Ausſage angeitiftet hat, auf Straflofigfeit 
Anſpruch? II. 15/3 86. 14, 19. 

12. Kommt bei dem Verſuche der freiwillige Rüdtritt des Täters 
auch dem Gehülfen zu jtatten? II. 6/6 82. 6, 341; I. 13/1 81. 3, 249. 
©. zu 846 aud) 13, 1; 17, 158; 22, 363. 








Dritter Abſchnitt (SS 47T —50). 


Teilnahme. 
a) Kauſalzuſammenhang. 
1. Wann fann eine menſchliche Handlung als Urſache eines ſchädi— 
genden Erfolges bezeichnet werden? III. 29/3 82. 6, 146. 
2. Genügt e8 zur Heritellung des Kaufalzufammenhangs, daß die 
Handlung des Täters ſich unter den Faktoren befunden hat, auf die der 
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Erfolg der Urſache zurüchzuführen iſt, und daß die Wirlſamleit des Tuns 
durch eine fremde Kauſalität nicht unterbrochen worden iſt? III. 28/9 81. 
5, 29. 

3. Steht im Falle des $ 222 St. G.B.'s der Annahme des Kaufal- 
zufammenhang3 entgegen, daß der Tod erſt durch eine konkurrierende 
Fahrläſſigkeit des Verlegten herbeigeführt worden ift? I. 12/4 80. 1, 378; 
U. 2/5 82. 6, 249; IL. 13/10 91. 22, 178. 

4. Kann Kaufalzufammenhang vorliegen zwiſchen der ungenügenden 
- Beauflihtigung eined am Selbftmordtriebe leidenden Geiſteskranken durch 
die Wärter und dem Tod des Geiſteskranken, den er fich in einem uns 
bewachten Beitpuntt felbft beibringt? III. 18/12 82. 7, 332. i 

5. Wird die Strafbarfeit für den verurfachten Erfolg dann befeitigt, 

wenn er auch ohne die eigene ZTätigfeit eingetreten wäre? I. 1/2 92. 
22, 325. - 
6. Genügt es auf dem Gebiete der Fahrläffigkeitsdelitte zur An— 
nahme der Kauſalität, daß das ſchuldhafte Handeln auch nur eine der 
mehreren urſachlichen Bedingungen de3 eingetretenen rechtäwidrigen Er- 
folges gejchaffen hat? Sit eine Handlung dann nicht als faufal anzu— 
fehen, wenn der Erfolg aud ohne diejelbe eingetreten wäre? III. 20/12 86. 
15, 151. 

7. Berlangt im falle des 8 222 St. G. B.'s die Raufalität der 
Berlegung und ded Todes, daß der Tod eintreten — oder genügt, 
daß der Tod Folge der Verlebung it? J. 2/6 81. 243. 

8. Sit im Falle des $ 218 St. G B.'s A ee zwiſchen 
dem Unternehmen der Abtreibung und dem Tode der Frucht erforderlich, 
und wann liegt er vor? III. 9/7 81. 4, 380. 

9. Liegt der im $ 224 St. G. B.'s vorausgeſetzte Kaufalzufammen- 
hang zwijchen Körperverletzung und Geijtesfrankheit vor, wenn die Miß— 
handlung bei dem Verletzten zunächſt nur eine heftige Gemütsbewegung 
hervorrief und erft infolge diefer die Geiſteskrankheit ausbrach? IV.12/3 95. 
27, 93. 

10. Iſt im Falle des $ 227 St.G.B.'s der Tod eined Menfchen 
durch einen von mehreren gemachten Angriff verurjacht, wenn bei dem 
Angriffe einer der Angreifenden ums Leben kommt? Wann liegt in 
diefem Falle Raufalzufammenhang vor? II. 2/11 83. 9, 148. 

11. Kann — außer dem Falle der Mittäterihaft — die Urſache 
des zu einer bejtimmten Zeit erfolgten Todes einer Perfon gleichzeitig 
auf die Handlungen mehrerer zurücdgeführt werden? III. 20/12 88. 
19, 141. 

12. Iſt bei der Erpreijung Kaufalzufammenhang zwifchen der durch 
die Drohung herbeizuführenden Handlung eines anderen und dem jeitens 
des Drohenden angejtrebten Vermögendvorteile erforderlich, und wann Liegt 
diefer Kaufalzufammenhang vor? III. 26/2 81. 3,426; IIL 8/1 88. 8,5; 
II. 3/4 94 25, 254. 

13. Bann liegt beim Betrug Kaufalzufammenhang zwiichen der 
falfchen VBorjpiegelung und dem Irrtum vor? III. 23/2 81. 3, 392. 

14. Welcher Kaufalzufammenhang ijt beim Betrug arte Täufchung 

Gen. Reg. zu E. i. St.5. I-XXXV. 
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und Bermögensbefchäbigung erjorderlih? II. 12/4 94. 25, 244; 

III. 29/11 94. 26, 239. 

15. Sit beim Betrug Kaufalzufammenhang zwiſchen der Srrtumß« 
erregung und dem beabfichtigten Bermögendvorteil erforderlich? IIL.21/12 81. 
b, 277. 

.. 16. Sept der Tatbejtand des 8 210 Nr. 3 RD. einen Raufal- 
zufammenhang zwiſchen der Unterlafjung der Bilanzziehung und der 
Bahlungseinjtellung voraus? I. 26/6 82. 7, 391. 

17. Wann find, abgejehen von eigentlichen Omiffivdelikten, Unter 
lafjungen, die einen recht3verleßenden Erfolg herbeiführen, ftrafbar? 
I. 14/2 84. 10, 100. 

18. Liegt Freiheitberaubung durch Unterlaffung vor, wenn jemand 
einen Raum, ohne zu willen, daß fich jemand darin befindet, verjchließt 
und ihn dann nicht wicder Öffnet, nachdem er von dem Sadperhalt 
Kenntnis erhalten hat? II. 20/10 93. 24, 3839. 

b) Täterfchaft. 

19. Mittelbare Täterfchaft durch Benußung eines Gehülfen. [IV.18/3 98. 

831, 80; IV. 14/1 96. 28, 109. 


20. Iſt Täterjchaft anzunehmen, wenn jemand jtrafunmiündige Rinder 
zur Begehung einer objektiv jtrafbaren Handlung beitimmt? L 28/5 94. 
25, 397; III. 12/4 82. 6, 186; II. 6/6 82. 6, 8336. 


21. Unter welchen VBoraußjegungen wird die Täterjchaft durch Be- 
nugung einer anderen Perfon ald Werkzeug begründet? III. 17/1 80. 
1, 146; IV. 18/3 98. 31,80. 


22. Wie ift die Tat des Anſtifters rechtlich zu qualifizieren, wenn 
der Angeftiftete nicht mit dem vollen dem Anftifter innewohnenden Dolus 
gehandelt hat? II. 8/12 80. 3, 95. 

23. Unter welden Vorausfegungen kann der Druder einer un 
züchtigen Schrift ald Täter des Vergehend ded 8 184 Nr. 1 St.G.B.’3 
angejehen werden? IV. 4/7 02. 35, 317. 

c) Teilnahme an der Straftat eines anderen, 

24. Kann jemand ald Täter und zugleich als Anftifter zur Beihülfe 
zu der von ihm verübten Tat bejtraft werden? IV. 31/5 95. 27, 273. 

25. Können Anftiftung und Mittäterfchaft in Idealkonkurrenz mit 
einander treten? II. 13/11 94. 26, 198. 

26. Sit die Annahme fahlihen BZufammentreffens von Anftiftung 
zu einem Delikte mit Anftiftung (einer anderen Perſon) zur Beihülfe bei 
demſelben Delikte zuläſſig? I. 4/10 00. 33, 401. 

27. Zur rechtlihen Beurteilung der Fälle, wenn na 1 jemand an 
einem Delikte in verjchiedenen Formen mitjchuldig madt. III. 5/5 84. 
10, 406. gl. III. 5/3 88. 17, 227. 

28. Teilnahme einer Nichtmilitärperfon an militäriſchen Delikten. 
III. 5/4 94. 25, 234: II. 1/4 87. 15, 396; I. 8/4 95. 27, 157. 

29. Iſt eine im Ausland betätigte Anftiftung bezw. Beihülfe zu 
einem im Inlande begangenen Delikte eine im Inlande begangene Straftat? 
1. 14/6 94, 25, 424. 
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30. Teilnahme an jog. delietis — von — Dritter. L 9/1 96. 
28, 100; III. 19/10 85. 13, 52; III. 12/10 93. 24, 286; II. 26/2 97. 
29, 419. 

31. Kann jtrafbare Teilnahme angenommen werden, obwohl bie 
Schuld des Haupttäterd wegen Mangeld des fubjektiven Tatbeftandes ver— 
neint wird? II. 28/1 89. 18, 419. 

32. Iſt ftrafbare Teilnahme (Unftiftung oder Beihülfe) zu einer nad; 
$ 52 St. GBs ftraflofen Tat möglih? I. 22/12 98. 31, 395. 

33. Inwieweit können die Vorfchriften über ftrafbare Teilnahme 
Anwendung finden auf Perfonen, zu deren befonderem Schutze die einzelnen 
Strafvorſchriften erlaffen find? II. 80/11 88. 18, 273. 

34. Finden die Beitimmungen der $$ 47—49 St. G. B.s auch auf 
die in Spezialgefegen vorgejehenen ftrafbaren Handlungen Anwendung? 

Sit die Beihülfe in den Fällen der fog. notwendigen Teilnahme 
jtrafbar? II. 27/4 83. 8, 294. 

35. Merkmale der verfchiedenen Arten der Teilnahme. III. 29/11 79. 
1, 110, 

36. Kann über verjchiedene Arten der Teilnahme den Geſchworenen 
eine alternativ geftellte Frage vorgelegt werden? er. 26/8 85. 12, 347. 

37. Liegt ftrafbare Anftiftung oder Beihülfe vor, wenn jemand 
einen anderen wiſſentlich zu dem Unternehmen einer ftrafbaren Handlung 
mittels untauglicher Mittel bejtimmt, oder demjelben zur Förderung feines 
deliktifchen Unternehmens untauglihe Mittel verjchafft hat? I. 17/2 87. 
15, 315; II. 29/5 88. 17, 377. 

38. Kann der Täter fich der Teilnahme an einer Begünftigung feiner 
eigenen Tat jchuldig machen? I. 7/4 81. 4, 60. 

39. Finden die allgemeinen Grundfäge über Teilnahme auf das 
Bergehen de 8 211 R.D. von 1877 aud dann Anwendung, wenn Die 
Zeilnahme von dem begünftigten Gläubiger begangen worden ift? I. 27/1 81 
4, 1; I. 12/11 80. 2, 439; II. 10/2 82. 5, 4385. 

40. Kann der Anfauf bereit3 verwendet gewejener Verficherungs- 
marken als Beihülfe zur Veräußerung beftraft werden? II. 4/6 01. 
34, 273. 

41. Über die Frage, wann gewerbs- oder gewohnheitämäßige Ver— 
übung bei den einzelnen Teilnehmern der Tat anzunehmen ift. PL. 18/4 94. 
25, 266; I. 22/6 94. 26, 3. 

42. ©. zugleich die einzelnen 88 47. 48. 49. 50. 
©. ferner über Teilnahme 22, 51. 








1. Begriff der Mittäterfchaft. Feitftellung der Vorausfegungen der $ 47 
gemeinfchaftlihen Ausführung einer Straftat. II. 17/12 81. 5, 306; 

II. 11/1 88. 8, 42; I. 15/1 80. 1, 145; 1. 6/12 80. 8, 142. 

2. Rann in dem Falle, wenn zwei Perſonen bei derjelben Tat als 
Täter beteiligt find, bei dem einen Mittäterfchaft angenommen, bei dem 
anderen verneint werden? I. 30/6 92. 23, 196. 

3. Unterfchied von Mittäterfchaft und Beihülfe. III. 18/3 86. 14, 28; 

III. 12/5 80. 2, 160; I. 7/1 81. 3, 181. 
28 
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4. In — Weiſe muß jemand zur Ausführung einer . Straftat 
mitgewirkt haben, um als Mittäter angejehen zu werden? Muß der 
Mittäter ein Merkmal des Tatbejtandes erfüllt haben? Kann eine bloß 
intelleftuelle Mitwirkung und eine Mitwirkung bei der Vorbereitung der 
Straftat genügen? Kann in der Anweſenheit bei der Ausführung ein Akt 
der Mitverübung gefunden werben? III. 10/1 87. 15, 295; II. 16/10 883. 
9, 75; II. 12/5 80. 2, 160; I. 7/1 81. 8, 181; DIL. 19/12 94. 
26, 845; UI. 7/1 95. 26, 851; II. 9/8 96. 28, 304; III. 18/3 86. 
14, 28; II. 17/5 81. 4, 177; W. 3/12 01. 35, 13. 

. Wieviel Perjonen müffen, damit Mittäterihaft angenommen 
werden fann, bei der Tat mitgewirkt haben? I. 4,11/7 87. 16, 173. 

6. Erfordernifje der Mittäterfchaft bezüglich der Unterfchlagung einer 
den Mittätern gemeinjchaftlid anvertrauten Sache. I. 13/1 81. 3, 268. 

7. Was gehört zur Mittäterfchaft bei einem Vergehen gegen $ 10 
Nr. 1 des Nahrungsmittelgefepes? L 17/1 81. 3, 269. 3, 273. 

8. Können die Mittäter nad) verfchiedenen Strafgejeßen verurteilt 
werden? I. 9/1 96. 28, 100; II. 13/2 85. 12, 8. 

9. Kann Mittäterichaft angenommen werden, wenn diefelben Straf- 
fälle auf der Seite des einen Täterd eine Mehrheit jelbitändiger Hand— 
lungen, auf der Geite ded anderen ein fortgeſetztes Vergehen bilden? 
IV. 14/12 00. 34, 47. 

10. Iſt der verantwortliche Redakteur einer Zeitung, gegen den neben 
dem Verfaſſer eincd Artikel wegen Beleidigung Anklage erhoben wird, 
als Mittäter im Sinne de8 $ 47 anzufehen? I. 15/11 83. 9, 186. 

11. Sind die Täter einer gemeinſchaftlich begangenen Körperver— 
legung fjämtlih für die Folgen verantwortlich, welche erwiejenermaßen 
nur durch die Tätigkeit cined einzelnen von ihnen hervorgerufen worden 
find? Was ijt erforderlich zur Annahme einer gemeinſchaftlich verübten 
Körperverlepung? IV. 7/5 86. 14, 119; IV. 6/3 96. 28, 245. 

12. Bedingt die Annahme einer gemeinfchaftlichen Körperverlegung 
notwendig die Anwendung desjelben Strafgejeßed gegen die Mittäter, oder 
fann der eine aus $ 2238, der andere bei vorliegendem Excefje aus 
$ 224 St. G. B's verurteilt werden? II. 9/1 91. 21, 267. 

13. Unter welchen Vorausfegungen find in dem Falle, wenn mehrere 
die gemeinjchaftlihe Ausführung einer Straftat verabredet haben, aber 
erft von einem der Genofjen eine Verfuhshandlung verübt und die weitere 
Ausführung der Tat unterblieben ift, die übrigen Genofjen für die Ver- 
juhshandlung verantwortlich zu machen? III. 7/5 83. 9, 8. 

14. Kann der Mittäter eined Diebitahld in Bezug auf die ge= 
jtohlene Sache eine Hehlerei begehen? L 1/7 01. 34, 304. 

15. Rüdtritt eines Komplottanten vor Beginn der Ausführung der 
Straftat (Einbruchsdiebſtahl). III. 9/3 96. 28, 304. 

16. Kann in Schwurgerichtöfadhen die Frage alternativ auf Täter: 
ihaft oder Mittäterjchait geitellt werden? Fer. 26/8 85. 12, 347. 

17. ©. auch ©. 18 (Wr. 24ff.). 

©. zu 8 47 weiter 4, 322; 408; 8, 406; 18, 191; 19, 213; 
21, 78; 23, 388; 24, 304: 31, 407. 


W Strafgeſetzbuch 8 46. 21 


1. ©. auch ©. 18 (Nr. 24ff.). 

2. Iſt AUnftiftung zu einem Fahrläffigkeitödelikte möglich? I. 20/6 92. 
23, 175. 

3. Iſt rechtögrundfäglich Anftiftung nur bei Delikten mit dem tat— 
beitandlichen Erfordernifje des Vorſatzes möglih? IL. 2/11 97. 30, 292; 
oO. 19/3 92. 22, 427. ®gl. III. 15/1 94. 25, 38, 

4. Liegt eine ftrafbare Anjtiftung oder Täterjchaft vor, wenn jemand 
ftrafunmündige Kinder zu Begehung einer objektiv ftrafbaren Handlung 
verleitet? I. 28/5 94. 25, 397, 

5. Sit der Angeklagte ald Anſtiſter oder ald Täter einer ſchweren 
Urkundenfälihung zu bejtrafen, wenn er eine nah 8 268 St.G.8.’8 
ftrafbare Urkundenfälfhung intendiert, der zu der Urkundenfälihung Be— 
ftimmte mit dem in $ 267 a. a. D. vorgejehenen Dolus gehandelt hat? 
III. 8/12 80. 3, 95. 

6. Inwiefern iſt Anftiftung zu einer Straftat durch mehrere auf 
den Täter einwirfende Perſonen denkbar? II. 16/4 86. 14,92; 1.7/1285. 
13, 121. 

7. Muß die Anjtiftung auf die Verübung einer beftimmten Straftat 
gerichtet fein? III. 29/11 79. 1, 110. 

8 Sit Anftiftung zu einem fortgejeßten Delikte, insbefondere zu 
einem fortgefeßten Betruge denkbar? II. 8/1 95. 26, 861. 

9. Inwieweit muß fid in der Vorjtellung ded Anftifters die aus- 
zuführende Tat, indbefondere hinfichtlih der Perjon des zu Verletzenden 
fonkretifiert haben? II. 14/5 01. 34, 327. 

10. Erfordert die Verurteilung wegen Anjtiftung die gleichzeitige 
Seftitellung der Begehung der Haupttat? IV. 4/1 87. 15, 178. 

11. Wie ift der Tatbeftand ftrafbarer Anjtiftung bei Verurteilung 
des Haupttäters in einem feparaten Verfahren feitzuftellen? IV. 25/10 89. 
20, 12; IIL 9/7 81. 4, 367. 

12, Erfordert der Tatbeftand ſtrafbarer Anitiftung die Feititellung 
eined vom Anjtifter angewendeten Mittel3 zur vorfäglichen Beitimmung 
des Täters, oder genügt die Feititellung, der Anjtifter habe den Täter 
zur Begehung der Straftat vorfäglich bejtimmt? Wie iſt in Schwur— 
gerichtsjachen die Frage über Anftiftung zu faſſen? III. 25/6 83. 9, 22; 
II. 10/1 87. 15, 304. 

13. Was gehört zur Feititellung des Anitiftervorfabes, ipeziell bei 
Kuppelei und bei Diebjtahl mitteld Anwendung eines falfhen Schlüffels? 
III. 9/7 81. 4, 367; IV. 25/10. 89. 20, 12; II. 23/9 81. 6, 17. 

14. Über Unftiftung zum Bweifampf. III. 29/10 81. 5. 140. 

15. Sit die im Auslande betätigte Anftiftung zu einer im Inlande 
begangenen Zolldefraude als eine im Inlande verübte Straftat anzujehen? 
L 14/6 94. 25, 424. 

16. Unter welchen Borausfegungen begründet der Widerruf der 
Anftiftung die Straflofigkeit des Anſtifters? III. 20/2 90. 20, 259. 

17. Begeht der Anjtiftende auch in dem Falle, wenn feine Tätig- 
feit eine einheitliche war, dadurch doch jo viele jtrafbare Handlungen, als 
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er jelbjtändige jtrafbare Handlungen herbeigeführt hat? II. 30/3 83. 
8, 153; II. 9/12 81. 5, 227. 

18. Darf der Anftifter, welcher bei der Ausführung Beihülfe leiftet, 
wegen Anftiftung und Beihülfe in realer Konkurrenz bejtraft werden? 
II. 1/5 80. 2, 145. 


19. Kann Anftiftung zum Diebftahl in dem Falle angenommen 
werden, wenn eine Reihe von Diebjtählen vorliegt, die in Anjehung des 
Haupttäter® als Beitandteile eines fortgejehten Delikts angeſehen find, 
der Dieb aber jeitend des der Anftiftung Beichuldigten nur zur Aus— 
führung einzelner Diebjtähle beftimmt worden ift, welche nicht beim Be— 
ginne feiner deliktiichen Tätigkeit, fondern erſt in einem jpäteren Stadium 
derjelben vorgefommen find? IV. 13/11 00. 34, 5. 


20. Kann fih ein Nichtbeamter der Anitiftung eines Beamten zu 
der in $ 348 Abi. 1 St.G.B.’3 vorgefehenen Straftat jhuldig machen? 
I. 22/6 82. 6, 414. 

21. Kann der Anjtifter zu einer jtrafbaren Handlung zugleid) 
Hehler bezüglid der vom Täter durch diefelbe erlangten Sade fein? 
DI. 30/12 81. 5, 282; II. 19/6 83. 8, 371; L 4/7 89. 19, 354. 


22. Kann die vor Begehung einer Straftat erfolgte Erteilung der 
Zufage, eine Begünjtigungshandlung vorzunehmen, auch als Anftiftung 
jtrafbar fein? III. 10/1 87. 15, 295. 

23. Liegt Unjtiftung unter realem Zuſammentreffeu mit Bes 
günftigung vor, wenn der Begünftiger den Täter zu der Tat durch Die 
vor Begehung derjelben gegebenen Zufage der Begünftigung vorfäßlich 
bejtimmt hat? IIL. 3/11 87. 16, 374. 

24. Iſt Beihülfe zur Anftiftung rechtlich denkbar? I. 8/7 86. 
14, 318. 

©. zu $ 48 aud) 3, 140. 162, 4, 252. 377; 5, 275; 8, 229; 
9, 137; 12, 122; 13, 234: 14, 19. 102; 17, 202; 22, "106; 25, 
8. 234. 


849 1. ©. auch S. 18 (Nr. 24ff.). 

2. Was gehört zur ſtrafbaren Beihülfe. Kann ſie von jemandem 
begangen werden, der nicht Täter des betreffenden Delikts ſein kann? 
Kann ſie dadurch begangen werden, daß der Täter in ſeinem deliktiſchen 
Entſchluſſe beſtärkt wird? I. 8/4 95. 27, 157; I. 10/5 83. 8, 267. 

3. Können PVorbereitungshandfungen als Beihülfe zur Tat ange— 
jehen werden? Kann Beihülfe dadurch verübt werden, daß dem Täter 
ein Gegenſtand überlajjen wird, der ihn bei Begehung der Tat unfennt- 
(ih machen joll? I. 10/5 83. 8, 267; IL. 25/11 87. 16, 350. 

4. Gehört in Schwurgerichtöfachen zur Frageitellung über Beihülfe, 
daß neben den im Gejege enthaltenen Merkmalen aud die Tatjachen 
fpezialifiert werden, worin die Beihülfe durch Nat und Tat gefunden 
wurde? I. 22/4 80. 1, 391. 

5. Enthält e& einen wejentlihen Mangel, wenn die den Gejchworenen 
über Beihülfe vorgelegte Frage dahin gefaßt wird, ob der Angeklagte 
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dem Haupttäter „bei“ Begehung der Straftat wiſſentlich Hülfe geleiſtet 
hat? IL. 25/11 87. 16, 850, 

6. Kann Beihülfe ſchon vor der Entichließung des Täters zur Tat 
geleiftet werden? I. 26/3 96. 28, 287. 

7. Sit Beihülfe zu einer Straftat noch möglich, jolange diefe noch 
nit beendet ijt, oder it jie mit Vollendung der Tat ausgeſchloſſen? 
II. 8/11 92. 23, 292. 

8. Kann der nach der Vollendung eine Diebſtahls dem Diebe zum 
Bwede der Sicherung des Gejtohlenen geleijtete Beiltand als Beihülfe 
zu dem Diebjtahle aufgefaßt werden? L 25/1 83. 8, 177. 

9. Über Beihülfe zu dem ergehen gegen 8 137 ©t.6.8.8. 
II. 18/1 81. 3, 255. 

10. Über Beihülfe zu Delikten, zu deren Tatbejtand mehrere zn- 
jammentreffende Alte gehören. — Schließt die Strafnorm des $ 212 R.D. 
vom 10. Februar 1877 die Annahme einer Beihülfe zu einem durch $ 209 
Nr. 1 u.2a.a.D. begründeten betrüglichen Bankerotte aus? I. 17/1 84. 
9, 430, 

11. Über Beihülfe zum Zweikampfe. II. 29/10 81. 5, 140; 
II. 18/1 86. 13, 265. 

12. ann Hülfeleiftung durch Tat auch in Unterlafjen und Nicht- 
verhindern gefunden werden? IV. 21/10 84. 11, 1583. 

13. Iſt die Kaufalität der geleijteten Hülfe für den Erfolg der 
Tat Borausfegung der Strafbarfeit? I. 20/4 82. 6, 169. 

14. Borausfegungen der Beihülfe in fubjeltiver Beziehung. Kann 
Eventualdolus genügen? Inwieweit muß der Wille des Gehülfen auf 
dad Bujtandelommen des rejpeftiven Delift3 gerichtet fein? 1. 28/3 87. 
16, 25; IV. 23/11 94. 26, 225; II. 30/10 99. 32, 354. 

15. Inwieweit iſt Beihülfe ftrafbar, fall8 die vom Täter ausgeführte 
oder verjuchte Tat mit der vom Gehülfen wiſſentlich unterjtüßten ſich 
nicht dedt? IV. 7/10 90. 21, 98; I. 7/7 84. 11, 118. 

16. Genügt ed zum Dolus, wenn der Gehülfe nur im allgemeinen 
weiß, daß er jtrafbare Handlungen beitimmter Art fördert, über die 
Modalitäten der Ausführung aber nicht unterrichtet ift? II. 9/4 81. 
4, 95; II. 15/2 98. 31, 35. 

17. Inwieweit ſetzt die Strafbarkeit der Beihülfe voraus, daß dem 
Gehülfen die Perfon des Täters bekannt war? III. 26/6 84. 11, 87. 

18. Worin bejteht die Verjchiedenheit von Beihilfe und Mittäter- 
ihaft? I. 7/1 81. 3, 181; II. 16/10 883. 9, 75. 

19. Gibt e8 eine Beihülfe zu einem Fahrläfligfeitsdelitte? I. 5/12 88. 
10, 8. 

20. Beihülfe zum einfachen Banferotte ſ. K.O. 

21. Iſt eine Beihülfe zur Anftiftung möglich? I. 8/7 86. 14, 318. 

22. Läßt fich Beihülfe zur Beihülfe konftruieren mit der Wirkung 
einer wiederholten Reduktion - der für die Haupttat beftimmten Strafe? 
IL 17/11 92. 23, 300. 

23. Welche Feititellung erheiicht die Verurteilung wegen Beihülje 
zu einer im Inlande verübten, gegen den Haupttäter aber im Auslande 
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abgeurteilten Tat? Iſt die rechtliche Charakterifierung, welche das aus— 
ländifche Gericht der Haupttat gegeben hat, von Relevanz? I. 22/6 99. 
32, 239, 

24. Liegt ftrafbare Beihülfe in der Beiftandleiftung zu einer Tat, 
welche megen Ungurechnungsfähigfeit des Täters nicht beftraft werden 
fann? III. 16/6 84. 11, 56. 


25. Gibt es einen Verſuch der Beihülfe? Kann ein foldher ins— 
bejondere gefunden werben in der Beihülje zu einer Tat, welche wegen 
Unzurechnungsfähigkeit des Täters nicht beftraft werden fann? III. 7/7 84. 
11, 37; II. 16/6 84. 11, 56. 


26. Kann die Tätigkeit des Gehülfen, welcher zu einer einheitlichen 
Straftat dur mehrere jelbjtändige Tätigfeit3afte Beihülfe leiſtet, als 
eine Mehrheit von Beihülfeleiftungen aufgefaßt werden? III. 7/7 84. 
11, 37. 

27. Können mehrere zu verjchiedenen felbftändigen Vergehen ge— 
leiftete Hülfshandlungen zu einer Handlung zufammenfaßt werden, 
oder kann eine einmalige zu verjchiedenen fjelbftändigen Vergehen ge= 
währte Hülfe ald ein Delift der Beihülfe charakterifiert werden? IIL. 9/4 81. 
4, 95. 

28. Wie iſt die Strafe des Gehülfen im Verhältniſſe zu derjenigen 
des Haupttäter8 auszumefjen und wie bei einem nur verfuchten Delikte? 
I. 25/10 80. 2, 888. 


29. Kann für den Gehülfen eine Ermäßigung der für den Haupt- 
täter vorgejehenen Strafe eintreten, wenn dieje in der Einziehung eines 
Gegenjtandes beiteht? II. 8/5 83. 8, 279. 

30. Darf der Anjtifter, welcher bei der Ausführung Beihülfe leijtet, 
wegen Anftiftung und Beihülfe in realem Zufammentreffen bejtraft werden? 
II. 1/5 80. 2, 145; II. 3/11 87. 16, 374. 


31. Schließt die Freifprehung des Haupttäter von der Anklage 
des Verfuhd auf Grund des 8 46 Nr. 1 St. G. B.'s die Verurteilung 
des der Beihülfe zu dieſem Verſuche Angeflagten aus? I. 13/1 81. 3, 249; 
II. 6/6 82. 6, 341. 

32. Macht fi) der Bevollmädtigte des Gläubigerd, der für diejen 
vom Schuldner eine dem $ 211 K.O. von 1877 zumiderlaufende Sicherung 
oder Befriedigung annimmt, ſchon dadurd der Beihülfe zu dem Vergehen 
de $ 211 a. a. D. ſchuldig? IV. 31/1 90. 20, 214. 


33. Kann derjenige, weldyer dem Täter ein zur Begehung der 
Kontrebande benötigte Werkzeug im Auslande zum Zwede der Benußung 
auch bei und nach Überfchreitung der Grenze überläßt, wegen Beihülfe 
beftraft werden? I. 30/12 89. 20, 169. 

©. zu $ 49 aud) 1, 270; 2, 261; 4, 302; 8, 229; 9, 161; 
12, 64; 18, 76; 16, 114; 17, 59. 384; 20, 275; 21, 14. 291; 
22, 2: 27, 316; 28, 164: 29, 6. 


1. Worin beiteht das Wejen des Delikts? Verhältnis zur Ans 
ftiftung und Beihülfe. I. 16/4 83. 8, 229. 
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2. Genügt zum Tatbeitande die Aufforderung zur Beihülfe zu 
einem Verbrechen? IV. 9/12 92. 23, 352. 

3. Hängt die Strafbarkeit der Aufforderung zu einem Ber: 
breden davon ab, daß der Aufgeforderte die Aufforderung als ſolche 
erfannt hat? IV. 4/6 97. 30, 142. 

4. Rann die Annahme einer Aufforderung als vorliegend ange- 
jehen werden, auch wenn die Annahme dem Auffordernden noch nicht 
fundgegeben ijt? Kann $ 49a Plab greifen, wenn der Aufgeforderte 
zur Ausführung der ihm angejonnenen Tat gefchritten ift? IV. 25/9 94. 
26, 81. 

5. Unterliegt die Anwendung des 8 49a Bedenken, wenn von dem 
Auffordernden die Begehung des Verbrechens, zu dem er auffordert, von 
einer Bedingung abhängig gemacht wird? IL. 13/11 94. 26, 199. 

6. Kann der zu einem Verbrechen Auffordernde ſich darauf be- 
rufen, daß er die Tat, zu welcher er aufgefordert hat, als ein Verbrechen 
nicht gefannt habe? II. 31/1 90. 20, 198. 

7. Findet $ 49a Abſ. 2 Anwendung auf den, welcher das nicht 
ernjtlich gemeinte Erbieten eine anderen zur Begehung eines Verbrechens 
in dem Glauben annimmt, es ſei ernftlich gemeint? III. 31/3 80. 1,338. 

8 Was ift unter einer lediglich mündlich ausgedrückten Aufforderung 
zu verftehen? it die an eine Schwangere gerichtete mündliche Auf- 
jorderung zur Abtreibung ihrer Leibesfrucht ftrafbar, wenn derfelben 
gleichzeitig die Wbtreibungsmittel gegeben werden? II. 12/11 80. 3, 30. 

9. Liegt der Tatbeitand de 8 49a auch dann vor, wenn die Tat, 
zu deren Begehung aufgefordert wird, im Falle der Begehung nur auf 
feiten des Wuffordernden, nicht aber auf feiten des Nufgeforderten fich 
als Verbrechen darjtellt? Fer. 29/8 99. 32, 267. 

10. Was bedeutet der Ausdrud: „an die Gewährung von Vorteilen 
irgend welcher Art geknüpft“? er. 29/8 99. 32, 267; III. 24/1 84. 
10, 3; I. 24/3 87. 15, 359. 

11. Können auch folche Vorteile in Betracht kommen, welche erit 
durch die Begehung des beabfichtigten Verbrechens verwirklicht werden 
follen? III. 24/1 84. 10, 3. 

12. Greift $ 49a Pla, wenn die Handlung, zu der aufgefordert 
wird, erit durch die Begehung gegen Belohnung den Charakter eines 
Verbrechens annimmt, und die Begehung gegen Belohuung dem Auf: 
geforderten in der Aufforderung angejonnen wird? II. 9/10 88. 18, 145; 
Iv. 22/11 95. 28, 23. 

13. Erfordert die Anwendung des Abi. 3 die Feititellung, daß das 
Verſprechen eines Vorteild von feiten des zur Begehung eines Verbrechens 
Auffordernden geeignet war, den Willen des Aufgeforderten zu beeinfluffen? 
I. 2/1 82. 6, 2; I. 24/3 87. 15, 859. 

14. Sit ein bei der Aufforderung zu einem Verbrechen gegebenes 
„Darangeld“ als Gewährung von Vorteilen zu betradhten? I. 23/2 82. 
6, 67. 

15. ft in dem Berjprechen der Ehe die Gewährung eines Vorteils 
im Sinne des $ 49a zu finden? I. 25/11 80. 3, 63, 
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16. Iſt die Aufforderung zu einem Verbrechen „an die Gewährung 
von Borteilen gelmüpft“, wenn der Auffordernde dem Aufgeforderten 
lediglich verjpricht, dafür zu forgen, daß das zu begehende Verbrechen 
unentdedt bleibe, und eventuell ihm zur Flucht behülflih zu fein? 
Ser. 27/8 91. 22, 94. 

17. Unter welchen Vorausſetzungen iſt das lediglich mündliche Er— 
bieten zur Begehung eines Verbrechens ftrafbar? III. 21/1 95. 26, 420. 

18. Kann aus dem Charakter des Verbrechens des 8 219 St. G. B.'s 
ein Bedenken gegen die Anwendbarkeit des $ 49a bei erfolglojer Auf- 
forderung zur Begehung jenes Verbrechens entnommen werden? IV.22/1195. 
8, 23. 


19. Können bei der Aufforderung eine® Beamten zu einer Ver: 
legung jeiner Dienjtpflicht, welche zugleih ein Verbrechen begründen 
würde, die 88 49a und 333 St. G. B.'s ideell konkurrieren, oder liegt 
Gejepestonfurrenz vor? 1. 26/2 85. 12, 54; I. 3/12 83. 9, 261; 
I. 3/3 81. 3, 390. 

20. Sit die Aufforderung, einen Menfchen durch Beichwörungen 
oder Sympathiemittel zu töten, aus $ 49a ftrafbar? I. 21/6 00. 33, 321. 

©. zu $ 49a aud) 15, 396; 32, 31. 


$ 50 1. Über die Nichtanwendbarfeit des $ 50 bei ftrafbegründenden 
Umftänden. IL 19/6 91. 22, 51. 

2. Strafbarkeit der Teilnahme einer Nichtmilitärperſon an militärifchen 
Delikten. III. 5/4 94. 25, 234. 

3. Gehören die Begriffsmerfmale der Gewerbs- und Gewohnheits— 
mäßigfeit zu den perſönlichen Eigenjchaften und Verhältniffen, welche 
nah 8 50 nur demjenigen Täter oder Teilnehmer zuzurechnen find, bei 
denen fie vorliegen? Pl. 18/4 94. 25, 266; I. 9/1 983. 23, 378; 
II. 20/5 81. 4, 184. 

4. Sit 8 217 St. G. B.s auf die umehelihe Mutter anwendbar, 
wenn fie bei der Tötung ihres Kindes nur ald Gehülfin eine anderen 
handelt? III. 8/5 80. 2, 153. 

5. Wird durch die in der Perfon des Gehiilfen vorhandene Rück— 
fälligfeit im Sinne des 8 244 St. G.B.'s die erhöhte Strafbarfeit des 
Gehülfen begründet? L 23/9 80. 2, 261. 

6. Hat der Anjtifter zum Meineide einen Anſpruch darauf, daß 
ihm die dem Meineidigen gewährte Herabjehung der Strafe au $ 157 
Nr. 1St. G. B.'s auch zu teil werde? Fer. 10/8 81. 4,377; Fer. 29/7 91. 
22, 106. 

7. ©. au ©. 18 (Nr. 24 ff.). 

©. ferner zu $50 nod 6, 414. 


Vierter Abſchnitt (88 51— 72). 
Gründe, welde die Strafe ausſchließen oder mildern. 


1. Bajieren die in 88 51flg. aufgeführten Strafausichliegungsgründe 
auf einem gemeinfchaftlichen Prinzipe? IIL 16/6 84. 11, 56. 
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2. Unterliegen nad den Prinzipien des St.G. B.'s auch jurijtijche 
Perjonen einer Beitrafung? Kann dies landesrechtlich itatuiert werden? 
II. 26/5 87. 16, 121; I. 8/12 94. 26, 300. 

3. Strafrechtlihe Haftung der Vertreter juriftiicher Perſonen für 
Berlegung der von leßteren zu befolgenden Vorſchriften ſ. Gew.O. $ 151. 

4. Sit objektive Nechtöwidrigfeit eine allgemeine Vorausſetzung der 
Strafbarkeit? II. 19/2 97. 29, 401; IL. 24/6 87. 16, 150; IL. 8/11 81. 
5, 151. 

5. Inwieweit wird die Kechtöwidrigfeit des Eingriffs in ein fremdes 
Rechtsgut dur die Einwilligung der betreffenden Perſon ausgejchloffen? 
II. 19/2 97. 29, 398; III. 22/2 82. 6, 61; I. 15/11 80. 2, 442 
(L. 9/11 98. 24, 369; Pl. 8/2 96. 28, 200). 


1. Was ift der Sinn des Ausdrucks: „eine ftrafbare Handlung ift 8 51 
nicht vorhanden”? Kann die Unterftüßung einer nad) $ 51 jtraflofen 
Tat als Beihülfe geitraft werden? IIL 16/6 84. 11, 56; IL 10/6 90. 
21, 14; L 15/10 96. 29, 130. 


2. Sit im Sinne des $ 259 St.G. B.'s eine Sache mitteld einer 
itrafbaren Handlung erlangt, wenn der Handelnde zur Zeit der Begehung 
der Handlung in einem Zuſtande der in 8 51 bezeichneten Art ſich be= 
funden hat? II. 17/1 02. 35, 73. 

3. Genügen zur Freifprehung auf Grund des $ 51 Bweifel an 
der Willensfreiheit de Täter? I. 23/10 90. 21, 131. 

4. Iſt in Schwurgerichtsſachen iiber dad Vorhandenfein der Vorauss 
jegungen des $ 51 eine bejondere Frage zu ftellen? I 15/1 80. 1, 70; 
L 27/6 81. 4, 400. 

5. Was iſt unter einer die freie Willensbeitimmung ausſchließenden 
Bemwußtlofigfeit zu veritehen? Genügt zur Begründung der Straflofigfeit, 
daß die freie Willendbeftimmung nur zu der jpeziellen Tat nicht vor= 
gelegen hat? I. 16/1 82. 5, 338. 

6. Begriff von krankhafter Störung der Geijtestätigfeit. I. 30/11 81. 
7, 425. 

7. Rann eine auf anderen Gründen, ald den in 8 51 vorgejehenen, 
berubende Unfähigkeit der freien Willensbejtimmung die Anwendung des 
8 51 begründen? II. 14/12 86. 15, 97. 


8. Iſt das Vorhandenfein einer Fahrläfiigkeit notwendig zu ver— 
neinen, wenn der Täter zur Zeit, als der rechtswidrige Erfolg eintrat, 
fih in einem die freie Willensbejtimmung ausſchließenden Zuftande der 
Bemwuhtlofigkeit befunden hat? II. 8/3 92. 22, 413. 


1. it die Tat des Genötigten im Falle der Nötigung durch g 52 
Drohung anders zu beurteilen, ald im Falle der Nötigung durch Gewalt? 

Iſt Anitiftung oder Beihülfe zu einer nah 8 52 jtraflojen Tat 
möglih? I. 22/12 98. 31, 395. 

2. Begriff von Pflegeeltern im Sinne des Abſ. 2. IV.11/1285.13,148; 
II. 25/2 96. 28, 230. Vgl. IL. 17/12 80. 3, 124; I. 27/4 82. 6, 238, 
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8, Einfluß des B.G. B.'s auf den Begriff bon „Bilegeeitern“. 
IV. 15/2 01. 34, 161. 

4. Wird durch dad Eheveriprechen eines Berheirateten ein Verhältnis 
von „Verlobten“ begründet? II. 12/5 93. 24, 155. (I. 1/4 86. 14, 7.) 


5. Sind unter Verlobten nur die zu verjtehen, welche ein civil 
rechtlich gültige Verlöbnis abgefchlofjen Haben? III. 28/1 84. 10, 117. 
III. 30/12 01. 35, 49. 


6. Was iſt unter Verfchwägerten zu veritehen? Stehen die Ehe— 
männer zweier Schwejtern im gegenfeitigen Verhältniffe von Angehörigen? 
I. 18/12 86. 15, 78. 

7. Erlifcht dad vermöge Schwägerſchaft in auf und abjteigender 
Linie nad) $ 52 Abf. 2 beitehende AUngehörigkeitöverhältnis durch den 
Tod des dad Verhältnis begründenden Ehegatten? I. 1/12 81. 5, 200. 

8. S. auch StPO. 851, StGB. 8 174. 

9. Bildet der Gehorfam eines Untergebenen gegen einen — 
lichen Befehl ſeines Dienſtvorgeſetzten eine Amtspflicht und demgemäß 
einen Schuldausſchließungsgrund im Sinne des $ 52? IL 4/7 82. 6, 432. 








s53 1. Rann Notwehr geübt werden gegen den Angriff eined Unzu— 
rehnungsfähigen oder eined in unvermeidlihem Irrtum Handelnden? 
II. 19/2 95. 27, 44. 
2. Sind die Beitimmungen in 88 227flg. B.G.B.8 von Einfluß 
auf dad Necht der Notwehr? I. 17/6 01. 34, 295. 


3. Inwieweit fann Notwehr geübt werden gegen einen im Notftande 
gemachten Angriff auf fremdes Eigentum? I. 5/5 92. 23, 116. 

4. Kann Notwehr geübt werden gegen die Bollitredung obrigfeit- 
licher Anordnungen? U. 26/1 92. 22, 300; II. 27/2 94. 25, 150. 

5. Inwieweit ift Notwehr gegen Beleidigungen möglich? I. 14/12 96. 
29, 240. 

6. Iſt Notwehr zuläffig gegen begonnene und weiter drohende be= 
leidigende Angriffe, welche ein Geiftlicher ſich gelegentlich der Predigt er— 
laubt, und ift in dieſem Falle Beitrafung aus 8 167 St. G.B.'s aus- 
geichlofjen? I. 24/11 90. 21, 168. 

7. Kann ein die Notwehr zulafjender Angriff darin gefunden werden, 
daß ein Mieter über die bedungene Zeit hinaus in der Wohnung ver⸗ 
bleibt? III. 6/6 89. 19, 298. 

8. Über Notwehr gegen widerrechtliche Pfändung. I 13/1 81.3, 222. 

9. Kann die Notwehr auch in Geſtalt eines Angriffes erfolgen? 

Wird das Necht der Notwehr dadurch ausgeichloffen, dat der An— 
gegriffene in der Lage iſt, fich dem Angriffe durch die Flucht zu entziehen? 
II. 13/5 87. 16, 69. 

10. Kann bei ſog. putativer Notwehr ein ftraflojer Exzeß im Sinne 
de3 Ab. 3 vorfommen? IV. 2/12 90. 21, 189. 

11. Iſt im ſchwurgerichtlichen Berfahren eine Nebenfrage über 
Notwehr oder jtrafloje Überfchreitung — zu ſtellen? III. 1/12 84. 
11, 277. 
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12. Kann das Einſperren des Angreifers eine zuläſſige Form der 
Notwehr bilden? 

Kann die Notwehr gegen einen rechtswidrigen Angriff auf Sachen 
des Dienſtherrn auch durch deſſen beauftragte Dienſtboten ausgeübt werden? 
II. 10/4 88. 8, 210. 

13. Inwiefern jhügt der Einwand der Notwehr gegen eine An— 
Hage aus $ 227 Abi. 1 St.6.8.’3? III. 27/11 80. 3, 236. 

Selbjthülfe. 

14. Iſt Selbithülfe gegenüber einem Beamten gejtattet, der in 
rehtmäßiger Amtsausübung obrigfeitliche Befehle zur Ausfüihrung bringt? 
II. 26/1 92. 22, 300. 

15. Unter melden VBorausjeßungen iſt GSelbithülfe gegen Haus— 
friedensbruch zuläſſig? Sit die Einfperrung ein geeigneted Mittel der 
Selbfthülfe? II. 28/11 82. 7, 259. 

16. Wird durch vertragdmäßige Gejtattung der Selbithülfe die An- 
wendung der Gewalt ald eine Nötigungsmittel® ftraffrei? II. 3/10 82. 
7, 683. 

17. Wann gejtattet das franzöfifche Recht Selbjtgülfe? Inwieweit 
wird die Widerrechtlichkeit einer Nötigung befeitigt, wenn die Bedrohung 
mit einem Vergehen zur Abwehr eines recht3widrigen Angriff erfolgte? 
I. 30/11 99. 32, 391. 

18. Wie weit reicht die Möglichkeit einer die Widerrechtlichkeit der 
Nötigung ausichliefenden Selbithülfe? Kann diefe durch Wegnahme 
folder Sachen geübt werden, die nach dem Geſetze der Zwangsvollſtreckung 
nicht unterliegen? I. 3/5 00. 33, 248. 

19. Kann nah preuß. AL.R. die Vernichtung einer fremden Urs 
tunde erlaubte Selbſthülfe jein? II. 24/6 87. 16, 150. 

20. Übt der Eigentümer eined Grundſtücks eine nad) 8 859 B.GB.'s 
zulfäffige Selbjthülfe aus, wenn er eine vor mehr als Jahresfriſt in 
Unterftellung feiner Genehmigung auf feinem Grundjtüde aufgerichtete 
und von ihm either geduldete Stange einer öffentlichen Ferniprechanlage 
abjägt? I. 15/4 01. 34, 249. 

21. Kann der Jagdberechtigte, der einen anderen bei unbefugter 
Fagdausübung auf feinem Fagdgebiete antrifft, diefem kraft Selbithülfe- 
recht3 das Gewehr abnehmen? IV. 14/10 02. 35, 403. 

22. Kann der irrige Glaube, zur Selbſthülfe berechtigt zu jein, 
als Schuldausſchließungsgrund gelten? IL. 24/6 87. 16, 150; III. 6/6 89. 
19, 298; I. 26/1 92. 22, 300; IL. 27/2 94. 25, 150. 





Iſt gegen einen im Notjtande gemachten Angriff auf fremdes Eigen $ 54 
tum Notwehr zuläffig? I. 5/5 92. 23, 116. 


1. Enthält die Unverfolgbarfeit von Perfonen, die zur Zeit der $ 55 
Tat noch nicht 12 Jahre alt waren, einen perſönlichen Strafausſchließungs— 
grund, oder wird dadurch dad Borhandenfein einer jtrafbaren Handlung 
an fi ausgefchloffen? Iſt jtrafbare Teilnahme an den Handlungen 
folher Perfonen möglih? Iſt Hehlerei in Bezug auf die von foldhen 


s56 


$ 57 
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PBerjonen entwendeten Sachen mögli? III. 12/4 82. 6,186; III. 6/6 82. 
6, 336; IV. 22/5 94. 25, 366. 

2. Können bei Feititellung Bandenjchmuggels Kinder unter 12 Jahren 
als Mittäter in Betracht fommen? III. 29/4 89. 19, 192. 

©. zu 855 aud) 18, 116; 20, 46. 





1. Was ift unter der zur Erlenntnis der Strafbarfeit erforderlichen 
Einfiht zu verftehen? IV. 1/2 00. 33, 108; III. 18/1 82. 5, 394; 
II. 14/12 86. 15, 97. ®gl. III. 8/2 82. 6, 22. 

2. Sept die Verurteilung eine relativ Strafunmündigen die aus— 
drüdliche Feititellung voraus, daß er die zur Erfenntnis der Strafbarfeit 
erforderliche Einficht bejeffen hat? Sit die Feititellung nah Abf. 1 oder 
Ubf. 2 des $ 266 St.P.D. zu treffen? III. 12/1 81. 3, 198; I. 12/5 98. 
31, 161; IL 3/10 96. 29, 98; III. 15/2 00. 383, 166. 

3. Sit die Zurechnungsfähigkeit ausgeſchloſſen durch den bei einem 
relativ Unmündigen vorliegenden BZujtaud, in welchem berjelbe unfähig 
erfcheint, ſich durch fittliche oder rechtlihe Motive beftimmen zu Tafjen? 
II. 14/12 86. 15, 97. 

4. Wird, damit ein relativ GStrafunmündiger wegen eined quali= 
fizierten Delikts bejtraft werden kann, verlangt, daß er nicht bloß die 
zur Erfenntni8 der Strafbarfeit feiner Handlung erforderliche Einficht 
bejefien habe, jondern aud die Einficht, welche erforderlih war, um zu 
erfennen, daß feine Handlung vermöge der Qualifikation ſchwerer ftrafbar 
fei? II. 18/1 82. 5, 394; L 26/4 94. 25, 319. 


5. Kann, wenn der Täter zwar nicht die zur Erfenntni8 der Straf- 
barkeit der Tat nach $ 176° St. G.B.'s, dagegen die zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit nah $ 240 a. a. D. erforderliche Einficht bejeffen hat, bei 
Nichtverurteilung aus 8 176 eine Verurteilung aus $ 240 eintreten? 
I. 18/12 84. 11, 387. 

6. Bedeutung der nad 8 56 Abi. 2 zu treffenden Entſcheidung. 
Sit von den Gerichten zu enticheiden, ob die Anftalt, in die der An— 
geflagte zu bringen ift, eine Erziehungs- oder eine Beſſerungsanſtalt 
fein fol? Iſt die Entſcheidung revifibel? III. 30/9 82. 7, 180. 

7. Berechnung des entjcheidenden Lebensalters. III. 16/1201. 35, 37. 

©. zu 856 auch 31, 232. 


1. ©. über die einfchlagenden Fragen $ 56. 

2. Zur Begriffsbeftimmung der zur Beitrafung eine® nod nicht 
18 Zahre alten Angeklagten erforderlien Einſicht. IV. 1/2 00. 33, 108. 

3. Wie ift die in $ 57 vorgefehene Strafe feitzufeßen bei Delikten, 
für die als Gelditrafe das PVielfache eines bejtimmten Betragd ange— 
droht ift? III. 24/3 80. 1, 334; III. 5/12 87. 16, 417. 

4. Wie ift die Strafe zu beitimmen bei einem unter mildernden 
Umjtänden verübten Delift? L 20/3 82. 6, 98. 

5. Wie ift die Strafe bei einem verjuchten Delikte zu beftimmen? 
I. 12/6 82. 7, 1. 
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6. Welche Behandlung erheifcht die Behauptung, es liege ein be- 
fonder8 leichter Fall vor? Erfcheint die Unterlafjung der Feititellung 
über eine jolhe Behauptung als die Verlegung einer Rechtsnorm? 
II. 10/2 82. 6, 25. 

7. Sit der Vermweid einer Kriminalſtrafe, deren PVollftredung den 
Rüdfall begründet? I. 14/10 86. 14, 421; III. 20/9 88.18, 116. 


8. Wie ift der Verweis zu vollziehen? Kann eine Erjaßzuftellung 
zum Beweife der jchriftlichen Erteilung genügen? I. 26/1 93. 23, 403; 
der. 30/7 98. 31, 282. 

9. Kann gegen einen no nicht 18 Jahre alten Angeklagten bei 
dem Bujammentreffen mehrerer Handlungen, die mit zeitigen Freiheits— 
ftrafen bedroht find, auf mehr als zehnjähriges Gefängnis erkannt werden? 
I. 10/11 87. 16, 282 

10. Welche Grenzen find für die Feſtſetzung einer nah $ 57 zu 
beitimmenden Strafe maßgebend, wenn e3 fid) um ein Verbrechen handelt, 
wofür ald Regeljtrafe Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebensläng- 
liches Zuchthaus angedroht ift? IV. 27/2 00. 33, 181. 

11. Wie iſt für den noch nit 18 Jahre alten Täter die Strafe 
des Meineids bei den in 88 157, 158 St. G.B.'s vorgejehenen Milde- 
rung3gründen zu beredinen? I. 22/11. 83. 9, 245. 

12. Kann gegen einen Angeflagten, welcher zur Zeit der Tat das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, auf die dauernde Unfähigfeit, 
ald Zeuge oder Sachverſtändiger eidlicd vernommen zu werden, erfannt 
werden? I. 29/6 82. 6, 416. 

S. zu 857 au 3, 52; 24, 411; 31, 232. 


Mu im Falle der Verurteilung eine taubftummen Angeklagten 8 58 
ausdrüdlich fejtgejtellt werden, da er die zur Erfenntniß der Strafbar- 
feit erforderliche Einſicht beſeſſen hat? IV. 2/12 92. 23, 8351. 


(Dolus, Fahrläffigkeit.) "859 

1. Bezieht fih $ 59 auf ftrafbare Handlungen jeder Art ohne 
Rückſicht auf die der Strafbeitimmung unterliegenden Erwägungen? 
II. 25/9 96. 29, 73; II. 12/10 80. 2, 321; IV. 13/10 85. 12, 431. 

2. Was find Tatumjtände im Sinne des 8 59? II.15/2 83. 8, 104; 
II. 31/1 90. 20, 198. 

3. Wa3 gehört zum geſetzlichen Tatbeſtande im Sinne des $ 59? 
II. 3/3 84. 10, 234. 

4. Wann ift Nichtkenntnis von Tatumjtänden, welche zum gejet- 
lichen Tatbeitande gehören, anzunehmen? I. 28/4 84. 10, 337. 

5. Welche Rechtsirrtümer bewegen fich außerhalb der ftrafrechtlichen 
Satung und unterjtehen demzufolge dem $ 59? III. 28/9 91. 22, 141; 
IL 16/4 80 1, 868; I. 27/5 81. 4, 233. 

6. inwiefern kann die irrige Annahme, zur Selbjthülfe berechtigt 
zu fein, als Schuldausſchließungsgrund gelten? II. 27/2 94. 25, 150; 
II. 6/6 89. 19, 298. 
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Kann die irrige — der Obrigkeit — zur Selbſt- 
hülfe — Selbſtverteidigung befugt zu fein, die Strafbarkeit aus 8 113 


St.G.B.'s ausschließen? II. 26/1 92. 22, 300. 

8. Bildet die irrige Meinung eined wegen Vergehens gegen 8 173 
Abi. 2 S.G.B.3 Angeklagten, der Begriff der wägerichaft jebe ein 
durch eheliche Geburt begründetes Verhältnis voraus, dad Nichtlennen 
eined Tatumjtanded im Sinne ded 8 59? I. 19/2 85. 12, 275. 

9. Wird die Strafbarkeit des gewerbömäßigen Glüdsjpield im Sinne 
284 St.0.8.'3 dadurch audgefchlofien, daß der Täter auf Grund 
i dazu für befugt angeſehen hat? IV. 12/2 97. 
















29, 376. 
10. Fällt für den Veranftalter einer Lotterie die Unkenntnis ber 
landeögejeglihen Verordnung, worin die zuftändigen Behörden für die 


Erteilung der Erlaubnid zur Beranitaltung öffentlicher Lotterien beſtimnit 
find, unter $ 59? I. 22/11 80. 3, 49, 


11. Wird durch den irrigen Glauben eines agdberechtigten, einen 
in feinem Reviere befindlichen fremden 
wegen Sahbejhädigung ausgeſchloſſen? IV. 26/3 89. 19, 209. 
ann bei Amtsdelikten der Irrtum eined Beamten über feine 


Amtseigenfhaft Straflofi igfeit begründen? III. 9/1 93. 23, 374. 
; i inwie⸗ 


ern der ſubjektive Tatbeſtand dur rrtum ausgeſchloſſen fein kann. 

14. Kann im Hinblick auf 8 59 gegen den Begünſtiger 8 5 des 
preuß. Foritdiebjtahlgejeßes zur Anwendung kommen, obwohl die Haupttat 
als Diebjtahl im Sinne des $ 242 St. G. B.'s darafterifiert ift? IV.21/10 98, 
31, 285. 

15. Rann die vom Täter erit nad Verübung ber Tat erlangte 
Kenntnis von Merkmalen der Strafbarkeit bei Feititellung des fubjektiven 
Tatbejtandes in Betracht fommen? I. 27/5 89. 19, 287. 

16. Kommt $ 59 demienigen zu gute, welcher aus Irrtum anges 
nommen hat, daß das begangene Delikt nur auf Antrag verfolgbar jei? 
II. 1/7 81. 4, 346. 

17. Kommt e8 — abgejehen von der Beitimmung des Abi 2 — 
bei dem nad) $ 59 zu berüdiichtigenden Irrtum auf deſſen Entſchuldbar— 
feit an? IL. 16/4 80. 1, 368; III. 15/3 82. 6, 85. 

18. Wird der zur Strafbarkeit gehörige Dolud durch die Nicht- 
tenntnis de3 Strafgejeßes, der I Zeile desjelben zu betrachtenden geſetz⸗ 
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19. Unentfuldbarfeit des Irrtums über den Anhalt des Straf: 
geſetzes speziell bei Steuerfontraventionen. IV. 3/2 85. 12, 103; 
Il. 17/4 83. 8, 182. 
20. Wird der Dolus dur da8 Fehlen des Bewußtſeins von der 


Rechtöwidrigfeit der angenommenen Handlung ausgeſchloſſen? Inwieweit 
ift diefed Bewußtſein feitzuitellen? II. 12/3 89. 19, 87; IL 24/6 87. 





16, 150; II. 22/10 80. 2,376. Bgl. mit 1.29/1 80. 1,88; IIL. 25/9 80. 
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2, 268; 1.19/2 85. 12, 275; 1. 17/1 87. 15, 158; I. 2/5 87. 16, 83; 
IV. 13/5 90. 20, 393; II. 11/8 92. 22, 416; I. 1/12 94. 26, 268. 
21. Unterjhied von Vorſatz, Abjicht, Zwed. III. 23/12 81. 5, 314. 
22. Wo ift Eventualdolus zur Erfüllung des jubjeltiven Tatbejtandes 
ausreichend? IV. 12/10 97. 80, 270. 


23. Zum Begriffe des Eventualdolus. II. 7/12 99. 33, 4; 
u. 8/12 93. 265, 5; I. 13/4 91. 21, 420; I. 24/11 87. 16, 863; 
IIL 6/6 85. 12, 297; II. 3/3 84. 10, 284; II. 8/1 84. 9, 417; 
II. 21/11 82. 7, 279. 

24. Anwiefern muß dad Nichtvorhandenjein des Eventualdoluß be— 
ſonders erörtert werden? III. 8/3 84. 10, 234; IV. 26/3 89. 19, 209. 


25. Unter welchen Vorausſetzungen ift der Dolus ausgeſchloſſen 
durch die irrige Unterftellung, daß die Handlung durch Notwehr geboten 
jei? IV. 2/12 90. 21, 189; III. 6/6 89. 19, 298. 

26. Scließt die Unterjtellung eines nicht beitehenden Züchtigungs— 
rechts die Strajbarkeit einer verübten Körperverlegung auß? III. 9/4 81. 
4, 98; IV. 2/1 00. 88, 82; I. 15/1 00. 383, 72. 


27. Rann die Verlegung, welche durch Abirrung verurfacht wird, 
al8 eine gemwollte angerechnet werden? I 14/2 81. 3,384; IL. 28/9 80. 
2, 335. " 

28. Schließt ein bloßer Irrtum über die Perfon des Verletzten 
den Dolus aus? I. 25/4 89. 19, 179; I. 29/12 88. 18, 337. 

29. ft injomweit, ald die objektiven DeliktSmerfmale im Straj- 
geſetze als gleichwertig behandelt werden, auch bezüglich des Täterwillens 
eine alternative Feititellung ausreichend? IL. 3/6 02. 35, 285. 


30. Sit fahrläffiged® Zumiderhandeln gegen ein Strafverbot nur 
ftrafbar, wenn dies im Geſetze ausdrücklich vorgejehen iſt? I. 25/11 97. 
30, 354; I. 11/6 91. 22, 43; 1. 27/5 81. 4, 233; III. 28/4 80. 2, 140. 

31. Iſt Fahrläffigkeit zur Beitrafung von Zumiderhandlungen gegen 
polizeilihe Normen ausreichend? II. 15/2 95. 27, 31. 

32. Begriff der Fahrläffigkeit. Wie ift dad Maß der zu fordern- 
den Aufmerkſamkeit fejtzujtellen? Inwieweit ift auf die tatfächlichen Ver— 
hältnifjfe des einzelnen Falles in Beziehung auf die Vorherjehbarfeit und 
die Wahl der PVerhütungsmittel Rüdficht zu nehmen? U. 12/2 92. 
22, 357; IL 30/6 85. 12, 817; 1. 17/1 84. 9, 422; III. 28/4 80. 
2, 140; III. 15/2 82. 6, 41. 

33. Liegt unter allen Umjtänden eine Fahrläſſigkeit vor, wenn eine 
Handlung vorgenommen wurde, welche einen rechtswidrigen Erfolg ver: 
urfadht Hat, deifen möglichen Eintritt der Handelnde vorherjehen konnte? 
Iv. 23/3 97. 30, 25. 

34. Kann die Annahme einer Fahrläffigfeit lediglich darauf geſtützt 
werden, daß die Handlung oder Unterlaffung, welche den rechtswidrigen 
Erfolg herbeigeführt hat, gegen eine polizeiliche Verordnung veritoße, oder 
daß fie eine undorfichtige geweſen fei? I. 2/12 80. 3, 208, 

35. Über die zur Fahrläffigfeit gehörige Vorherichbarkeit. Kommt 
e3 darauf an, daß die konkrete Art und Weife des Eintritt3 des rechts— 

Ben.-Reg. zu E. i. Et.S. I-XXXV. 3 
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widrigen Erfolgd vorhergefehen werden konnte? III. 22/2 83. 8, 66; 
Il. 14/2 87. 15, 345; III. 29/3 82. 6, 146; III. 18/2 89. 19, 51. 

36. Kommt für den Tatbeitand der fahrläfligen Tötung etwas 
darauf an, daß erfahrungsgemäß der tödliche Erfolg nur bei Perfonen 
von bejtimmter Körperbejchaffenheit einzutreten pflegt, aber eine Perjon 
getötet worden ift, dic diefe Körperbefchaffenheit nicht hatte? I. 20/2 02. 
35, 131. 

37. Inwieweit ift die Vorherfehbarkeit nad dem Kaufalitätsverlaufe 
des gegebenen Falles zu beurteilen? I. 16/11 96. 29, 219; I. 4/5 98. 
24, 417. 

38. Unter welden Borausfegungen kann bei Fahrläffigfeitsdeliften 
da8 Erfordernid einer bis zum Erfolg reihenden Vorherſehbarkeit auch 
da bejaht werden, wo eine oder einzelne Zwlſchenurſachen nicht vorher⸗ 
— — IV. 11/1 01. 34, 91. 

Müffen die Urteildgründe fi) darüber ausfprecdhen, ob der 
— den rechtswidrigen Erfolg als mögliche Folge ſeines Verhaltens 
vorherſehen konnte? II. 2/5 82. 6, 249. 

40. Unter welden Vorausſetzungen ift derienige, in deſſen Auftrag 
von einem Dritten eine Handlung vorgenommen wird, für ein hierbei 
von dem Beauftragten fahrläffig begangened Delift gleichfalls jtrafrecht- 
lich verantwortlih? I. 7/3 89. 19, 204. 

41. Liegt eine ftrafbare Fahrläffigkeit nicht vor, wenn der Täter 
zu der Zeit, ald der rechtöwidrige Erfolg eintrat, fid) in einem Zujtande 
von Bewußtlofigfeit befand, durch welde jeine freie Willensbejtimmung 
außgefchloffen war? II. 8/3 92. 22, 413. 

42. Kann die Verlegung einer ausſchließlich auf einer beftehenden 
ftrafrechtlihen Norm beruhenden Redhtspflicht durch Unterlaffung zur Her— 
ftellung des Tatbeitandes eines Fahrläſſigleitsvergehens verwertet werden? 
II. 21/8 88. 17, 260. 

43. Kann in dem Falle, wenn die Unterlaffung einer Pflicht mehrere 
zeitlich getrennte Unfälle zur Folge gehabt bat, eine „Mehrheit“ von 
Sahrläffigkeitövergehen angenommen werden? IL. 1/11 87. 16, 290. 

44. Unter welchen VBorausfegungen iſt dem Verwalter eines Fabrik— 
etabliffement3 der durch Nichtanbringung von Schußvorrichtungen ein— 
getretene rechtöwidrige Erfolg zur Fahrläffigkeit zuzurechnen? Iſt die 
Zurechnung ausgefchloffen, wenn die Anbringung von Schupvorrichtungen 
nicht ohne Störung des Betriebs möglid war? Enthält das Verbieten 
der Herftellung von Schußvorridhtungen ſeitens des Eigentümers einen 
Entfehuldigungsgrund für den Verwalter? I. 5/12 83. 10, 6. 

45. Kann fi) der Unternehmer einer der behördlichen Genehmigung 
unterstehenden gewerblichen Anlage gegen den Vorwurf, daß er e8 fahre 
läffigerweife unterlaffen habe, eine zur Sicherheit der Arbeiter erforderliche 
Schutzvorrichtung herzuftellen, mit dem Einwande ſchützen, daß die ihm 
erteilte Konzeſſionsurkunde die Heritellung einer ſolchen Vorrichtung nicht 
vorgejehen habe? IV. 3/7 88. 18, 73. 

46. Fahrläffiges Handeln eine Apothefers durch Abgeben uns 
mäßiger Mengen opiumbaltiger Arznei: III. 12/7 02, 35, 332. 
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47. Können mehrere Perſonen neben einander bezüglich eines ohne 
ihren Willen eingetretenen Erfolgs als fahrläffige Täter beitraft werden? 
L. 5/12 88. 10, 8. 

48. Inwieweit kann eine Strafe ausgeſprochen werben ohne die 
Feititellung von Dolus oder Fahrläffigkeit? IV. 3/12 97. 30, 868; 
IL 25/9 96. 29, 73; I. 7/1 91. 21, 259; III. 20/11 82. 7, 240; 
IL. 17/4 88. 8, 182; I. Hi 83. 8, 390. 8, 414. 

49. Iſt die Verlegung von Steuergeſetzen jtrafbar, wenn das Fehlen 
jeden Verſchuldens nachgewieſen ift? I. 23/6 02. 35, 309. 


1. Darf die in einer anderen Unterfuchung vom Angeflagten erlittene 8 60 
Unterfuchungshaft nach der rechtskräftigen Erledigung dieſer Unterjuchung 
bei der demnädjtigen Feitiegung einer Gejamtitrafe dem Angellagten an— 
gerechnet werden, wenn derjelbe wegen der neuen Unterjuchung im Unter- 
fuchungsgefängniffe zurüdgehalten worden ift? I. 7/7 98. 31, 244. 

2. Unter welcher Vorausſetzung ift die Anrechnung der Unterſuchungs⸗ 
baft zuläffig, wenn der Angeklagte nicht wegen des Delikts, das zur 
Verfügung der Unterfuhungshaft geführt, fondern wegen eined real 
fonkurrierenden Delikts verurteilt worden ift? III. 19/6 97. 30, 182; 
II. 21/1 81. 3, 264. 

3. Hit die erlittene Unterfuhungshaft ald antizipierte Strafhaft auf 
die Strafe anzuredinen? I. 28/9 96. 29, 75. 

4. Muß bei der Anrechnung der Unterfuhungshaft auf eine erfannte 
Zudthausftrafe das Wertverhältnis von Gefängnid- und Zuchthausſtrafe 
beobachtet werden? L 8/1 87. 15, 143, 

5. Iſt nad Füllung des Urteild noch die Anordnung einer Auf: 
rechnung der Unterſuchungshaft zuläffig? II. 22/11 81. 5, 173. 

6. Begründet ein Verſtoß gegen $ 60 eine materiellrechtliche Ber- 
fegung? I. 12/11 88. 9, 244; I. 8/1 87. 15, 148. 

7. Gilt die in einem Urteile erfolgte Aufrechnung der Unter— 
fuhungshaft als Strafverbüßung im Sinne der 88 245. 264 Abi. 3 
St. G.B.'s auch ſchon vor dem Zeitpunkte der Rechtskraft dieſes Urteils? 
L 16/5 81. 4, 230. 

8. Muß der Antrag auf Anrechnung der Unterfuchungshaft, wenn 
ihm nicht jtattgegeben wird, in den Urteildgründen erwähnt werden? 
IL 9/5 02. 35, 234. 

©. zu 860 aud 8, 385. 


1. Haben die Vorfchriften über den Strafantrag einen materiell» $ 61 
rechtlichen oder prozefjualen Charakter? Gehört die Frage, ob ein recht— 
zeitiger Strafantrag vorliegt, zur Sculdfrage? IL. 4/4 82. 6, 161; 

L 12/7 80. 2, 221; II. 31/12 79. 1, 43; III. 2/2 85. 12, 34. 

2. Kann in Schwurgerihtäfachen die Frage, ob der gebotene Strafs 
antrag vorliegt, von dem Gerichtöhofe ohme Eintritt in die Verhandlung 
erledigt werden? I. 12/7 80. 2, 221. 

3. Muß die Frage, ob ein Strafantrag vorliegt, in der Hauptver- 
handlung zur Erledigung gebradht werden? I. 16/6 81. 4, 264. 

3” 
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4. Sit die Rechtöwirkfamteit eine® „zu Protokoll“ bei der Staats- 
anwaltſchaft angebrachten Antrags von der Beobachtung irgend un 
Börmlichkeiten abhängig? III. 30/4 85. 12, 173. 


5. Wird der in der Erhebung einer Privatklage wegen Beleidigung 
liegende Strafantrag dadurch beeinträchtigt, daß ein Sühneatteft nicht bei— 
gefügt war? II. 4/8 81, 3, 373, 

6. Inwiefern enthält die Zurüdnahme einer Privatllage zugleich 
eine Burüdnahme des Strafantragd und eine Beſchränkung des Rechts 
der Staatdanwaltichaft zur Verfolgung des betreffenden Delilt3? IL 20/4 83. 
8, 207. 

7. Bird ein formell genügender Strafantrag unwirffam durch den 
Nachweis, daß der Wille ded Erflärenden nicht auf Stellung des Antrags 
gerichtet war? I. 3/11 92. 23, 273, 

8. Was erfordert der Strafantrag binfichtli der Bezeichnung des 
Täterd bei einem abfoluten, und was bei einem relativen Antragsdelifte? 
I. 6/6 98. 31, 168. 

9. Iſt der Richter befugt, wenn der Strafantrag die Handlung nur 
unter einem beitimmten rechtlichen Gefichtöpunfte bezeichnet, diefelbe auch 
von einem anderen Gefichtpunfte zu prüfen? Was ift unter dem Begriff 
der „Handlung“ nad) $ 61 zu veritehen? TIL. 8/10 81.5, 97; II. 17/12 81. 
5, 268; III. 22/4 82. 6, 309. 

10. Erheifcht der Strafantrag eine Bezeichnung der zu verfolgenden 
Perjonen? I. 27/4 82. 6, 212; II. 19/9 82. 7, 35. 

11. In welcher Weiſe ift ein wegen eined Preßerzeugniſſes geitellter 
Strafantrag zu jubjtanziieren? I. 20/2 93. 24, 12; L 27/4 82. 6, 212. 

12. Auslegung des Strafantragd, welcher gegen eine bejtimmte 
Perſon gerichtet ift, wenn demnädjt eine andere Perſon ald Täter ermittelt 
wird. IL. 19/9 82. 7,35. 

13. Enthält die Strafanzeige, die jemand als Bevollmächtigter eines 
anderen erftattet, von jelbit einen Strafantrag im eigenen Namen, wenn 
mit der angezeigten Handlung ein den Bevollmächtigenden verleßendes 
Delikt ideell konkurriert? II. 28/12 00. 34, 70. 


14. Liegt ein wirfjamer Strafantrag vor, wenn der Berlegte zwar 
eine Anzeige wegen der begangenen Tat erhoben, hierbei aber feine 
Kenntnid davon bejeffen hatte, daß Angehörige von ihm an der Tat 
beteiligt find? I. 8/3 94. 25, 176. 


15. Sit der gegen eine bejtimmte Berjon wegen Beleidigung durch 
die Preſſe geitellte Strafantrag dem Beſchuldigten gegenüber wirkjam, 
wenn dieſer zwar anderweit eine gleiche Kundgebung veröffentlicht hat, 
für das in dem Strafantrage bezeichnete Preßerzeugnis aber nicht ver— 
antwortlich ijt? III. 17/1 95. 26, 873, 

16. Begriff und Wirkſamkeit eines bedingten Strafantrags: II. 16/4 86. 
14, 96; II. 1/4 82. 6, 152; II. 19/9 82. 7, 35. 


17. Wird die Wirkſamkeit eines Strafantrags beeinträchtigt durch 
einen Vorbehalt, welcher die Zurüdnahme des Antrag unter bejtimmten 
Voraudfeßungen in Ausficht ſtellt? II. 7/12 80. 3, 89. 
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18. Wird bei Antragsdeliften durch einen von dem Berlegten aus— 
geiprochenen Verzicht auf den Strafverfolgungsantrag die nachherige 
Stellung dieſes Antrags ausgejchloffen? I. 13/1 81. 3, 221. 

19. Kann bei Antragsdelikten eine Strafverfolgung wirkſam ein- 
geleitet werden vor Stellung des Strafantragg? Unterbredhen die unter 
ſolchen Berhältniffen vorgenommenen richterlihen Handlungen die Ver— 
jährung? 

Wie verhält fi die Verjährung zum Ablaufe der Antragsfrift? 
1. 13/2 82. 6, 37. 

20. Berechnung der Antragsfriit. I. 22/12 79. 1, 40. 

21. Was iſt zur „Kenntnis von der Handlung“ im Sinne des 
8 61 erforderlih? I. 7/2 84. 10, 141; IV. 15/2 95. 27, 84. 

22. Weſſen Kenntnis ift für den Beginn der Antragsfrift enticheidend, 
wenn das Antragsrecht einem Vereinsvorftande fompetiert? II. 27/5 02. 
35, 267. 

23. Wie ift bei abfoluten Antragsvergehen die Untragdfrift zu be- 
rechnen, wenn an der Tat mehrere Perſonen beteiligt find und ber 
Antragsberechhtigte von deren Beteiligung nad und nad) Kenntnis erlangt 
hat? PL. 2/1 84. 9, 390. 

24. Läuft die Untragspflicht von dem Zeitpunfte an, in welchem 
der Antragdberechhtigte von der Perſon und der Tätigkeit des Gehülfen 
Kenntnis erhält, wenn ihm erjt nad jenem Zeitpunfte die Haupttat 
befannt wird? II. 30/1 94. 25, 106. 

25. Beginnt für den Berlegten, der während der feinem geſetzlichen 
Vertreter laufenden Antragsfriit das 18. Lebensjahr vollendet, von diefem 
Beitpunfte an eine neue dreimonatige Antragsfrift? I. 4/12 93. 24, 427. 

26. Wann beginnt der Lauf der Strafantragsfrift bei Verlegung 
eined Geifteöfranten? I. 3/10 95. 27, 366. 

27. Antragsfrift bei Ehebrud) j. St.©.B. 8 172, 

28. Wann beginnt die Antragsfrift bei einem Vergehen gegen $ 301 
&t.©.8.8? II. 18/2 82. 6, 47. 

29. Iſt ein von einem &eneralbevollmäctigten gejitellter Straf- 
antrag verjpätet, wenn zwar nicht der Machtgeber, wohl aber der General: 
bevollmäcdhtigte länger als 8 Monate vor der Antragsitellung von der 
Tat und der Perſon des Täterd Kenntnis gehabt hat? II. 24/3 82. 
6, 119. 

30. Wann beginnt der Lauf der Antragsfrijt bei einem fortgejfegten 
Delikte? II.27/5 02. 35,267; IV.18/3 87. 15,370. gl. III. 29/1 81. 
3, 326. III. 3/8 84. 10, 204. 

31. Was ijt bei Berechnung der Antragdfrift unter der Kenntnis 
von der „Handlung“ zu verftehen, wenn diefe Handlung in getrennte 
Begehungdafte auseinanderfällt? II. 7/12 81. 5, 190. 

32. Liegt dem Antragiteller der Nachweis der Nechtzeitigfeit des 
Antrags ob? Wie ift die Rechtzeitigkeit feftzuftellen? I. 15/1 85. 11,397; 
III. 2/2 85. 12, 84. 

383. Wann gilt ein Strafantrag als „ſchriftlich“ angebraht? Iſt 
der don einer Behörde miedergejchriebene und von dem Antragſteller 
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unterzeichnete Strafantrag als ein bei der betreffenden Behörde „fchrift- 
li“ angebradter Antrag anzujehen? I. 28/6 80. 2, 125; L 28/6 80. 
2, 258. 

34. Kann von der fehlenden Unterfchrift des Antragitellers als für 
die „Schriftlichkeit“ unmejentlich abgejehen werben? IL 29/3 81. 3, 442. 

35. Kann der Strafantrag für jchriftlich geftellt erachtet werben, 
wenn er im mündlichen Auftrage des Berechtigten von einem Dritten 
nicht bloß gefchrieben, fondern auch mit der Namensunterfchrift des Be— 
rechtigten verjehen worden ijt? IL. 24/2 82. 6, 69. 

36. Iſt ein Strafantrag wirkjam, welcher bei Beamten des Polizei— 
und Sicherheitödienfte8 mündlich angebracht wird, wenn diefe für Hülfs- 
beamte der Staatdanwaltjchaft erklärt find? IL 23/11 80. 3, 55. 

37. Wer ift als der zum Antrage Berechtigte anzufehen? IV. 16/4 89. 
19, 250; IL 24/3 82. 6, 119. 

38. Haben civilrechtlide Dispoſitionsbeſchränkungen Einfluß auf 
Ausübung des Rechts zum Strafantrag? I. 20/3 84. 10, 210. 

39. Sft bei ehelicher Gütergemeinichaft die Ehefrau ohne Zujtimmung 
de Ehemannd zum Strafantrage beredjtigt wegen einer nad) $ 289 
St.G.B.'s jtrafbaren Wegnahme einer Sache, die für eine zum gemein 
ſchaftlichen Vermögen gehörige Mietforderung haftet? IV. 21/12 00. 
34, 64. 

40. Sit der Generalbevollmächtigte zur Stellung eines Strafantrags 
für den verlegten Auftraggeber berechtigt? II. 20/4 80. 1, 387. 


41. Unter welchen Borausfegungen ift der mit einer Vermögens- 
verwaltung Betraute zur Stellung eines Strafantrags namend des Auf- 
traggeber8 berechtigt? IV. 22/2 89. 19, 7. 


42. Können der zum Gebraude einer Sache perſönlich Berechtigte 
und der Schadenderjagpflichtige den Strafantrag wegen Beihädigung der 
Sache ftellen? II. 12/8 80. 1, 306; TI. 22/6 81. 4, 326. 

43. Sit im Gebiete der preuß. Bormundihaft3ordnung vom 5. Juli 
1875 der Nacdlaßpfleger befugt, wegen eines in Beziehung auf den 
Nachlaß begangenen Delikts Strafantrag zu ftellen? II. 16/2 83. 8, 112. 

44. Kann wegen eined vom Mieter begangenen Vergehen gegen 
8 289 &t.G.B.3 der im Zwangsverfahren beitellte Sequejter auf Straf- 
verfolgung antragen, wenn der Mietvertrag, auf dem das verlegte Recht 
des Vermieterd beruht, vor Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrens 
abgeichlofjen war? IIL 12/12 92. 23, 344. 


45. Sit der Konkursverwalter berechtigt, wegen eines die Konkurs: 
mafje verfürzenden, vor der Konkurseröffnung begangenen Vergehens gegen 
8 288 St. G. B.'s auf Strafverfolgung anzutragen? Wann beginnt die Frist 
für den zu ftellenden Strafantrag? IV. 4/3 02. 35, 149; IV. 26/10 00. 
33, 433. 

46. Findet bezüglich de zur Strafverfolgung erforderlihen Antrags 
eine Stellvertretung im Willen des Antragsberechtigten in der Art ftatt, 
daß der Generalbevollmächtigte den Strafantrag aus eigener Entſchließung 
ftellen darf? Bleibt der Generalbevollmädtigte zur Stellung des Straf- 
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antrag8 befugt, wenn der Vollmachtgeber inzwifchen geiſteskrank geworden 
it? III. 1/5 80. 2, 145, 12/7 85. 12, 327; II. 27/5 02. 35, 267. 

47. Wer ijt zur Stellung des Strafantragd nah $ 370 Abf. 2 
&.G.B.’3 berechtigt, wenn die unter $ 370 Nr. 5 fallende Entwendung 
an einem Gegenſtande begangen ift, welcher fid) in einem Eifenbahnzuge 
behufs Beförderung befindet? 

Welches von mehreren Betriebsämtern ift in einem folchen Falle 
zur Vertretung des verlegten Eijenbahnfisfus berechtigt? 

Sit es für die Berechtigung zum Strafantrage von Bedeutung, wenn 
die Entwendung durch einen Eifenbahnbetriebsbeamten verübt ift und 
wenn bdiefer einem einzelnen der verfchiedenen Betriebsämter unterfteht? 
1. 28/9 89. 19, 378. 

48. Iſt zur Legitimation eined Dritten, welcher namens des Bes 
rechtigten einen Strafantrag ftellt, eine Schriftliche Vollmacht erforder- 
ih? II. 21/3 81. 3, 425; IV. 22/2 89. 19, 7. 

49. Kann ein von einem Nichtberechtigten gejtellter Strafantrag 
dur die nad Ablauf der Antragdfriit erflärte Genehmigung des Be— 
rechtigten wirkffam werden? Sind über die Begründung eines behaupteten 
Recht zum Strafantrage nad Ablauf der Antragsfriit Erhebungen zu— 
läſſig? I. 2/7 85. 12, 327. 

50. Sind die Beitimmungen über vermutete Bollmaht auf die 
Stellung von Strafanträgen anwendbar? III. 17/6 82. 7, 4. 

51. Iſt der Profurift einer offenen Handelsgeſellſchaft als ſolcher 
berechtigt, in Vertretung der Geſellſchaft Strafantrag zu ftellen? IIL.13/1286. 
15, 144. 

52. Über Vertretung des Antragsberechtigten bei Delikten, welche 
fih auf immaterielle Interefjen beziehen. I. 8/12 90. 21, 231. 

53. Sit das Recht auf Strafantrag vererblih? IIL 9/6 84. 11, 53. 

54. Kann der Strafantrag der verlegten Staatdanwaltichaft von 
den erften Staatdanwalt zu feinen eigenen Aften gejtellt werden? I. 16/6 81. 
4, 264. 

55. Sit bei fehlendem Strafantrage das Verfahren als zur Zeit 
unftatthaft einzuftellen? Welche Bedeutung fommt einem folchen Urteile 
zu? II. 81/5 81. 4, 211. 

56. Über das Zufammentreffen eines nur auf Antrag zu verfolgen- 
dem Deliftd mit einem ohne Antrag zu verfolgenden. II. 30/11 88. 
18. 273; IL. 15/6 00. 33, 339. 

57. Über Strafantragsberechtigung ſ. auch 88 65. 194. 196. 

S. weiter 1, 44; 2, 62; 3, 385; 5, 274; 11, 119; 18, 126; 
15. 75; 18, 101, 


Greift $ 62 in anderen Fällen, als bei dem gleichzeitigen Neben- $ 62 
einanderbejtehen mehrerer Antrag3berechtigten Pla? III. 7/12 81. 5, 190. 


1. Sind unter „Beteiligten® auch die Perſonen zu verjtehen, welche $ 63 
ohne den zur Teilnahme nad) 88 47—49 St. G. B.'s erforderlihen Dolus 
zur SHerbeiführung des rechtöwidrigen Erfolgs mitgewirkt haben? 
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Greift die Beſtimmung des $ 63 Platz, wenn es zur Verfolgung 
des im Strafantrage Genannten keines Antrags bedurfte, wohl aber 
gegenüber den anderen Beteiligten ein folder nötig war? II. 19/11 89. 
20, 54; II. 20/2 00. 33, 161. 

2. Begriff des „Beteiligten“ im alle des Gejeßes zur Belämpfung 
des unlauteren Wettbewerbed. III. 24/3 98. 31, 98. 

3. Kann das Geriht auf Grund des 8 63 die Verhandlung gegen 
einen der bei einem Antragsvergehen Beteiligten ablehnen, wenn nicht 
gegen die übrigen die öffentliche Klage erhoben ift? IV. 5/7 92. 23, 202. 

4. Greift bei relativen Antragdvergehen der Grundſatz der Unteil« 
barfeit des Strafantrags bezüglich mehrerer in gleichem Verhältniſſe zu 
dem Verlegten jtehenden Perſonen Pla? IV. 17/1 88. 17, 246. 

5. Erftredt fi) der gegen den Täter eines fortgefegten Delifts 
geitellte Strafantrag auch auf die dem Strafantrage zeitlich nachgefolgten 
Begünftigungs- und Beihülfehandlungen? III. 5/8 88. 17, 227. 

6. Berliert der ausdrücklich gegen eine beſtimmte Perfon gerichtete 
Strafantrag feine Wirkung bezüglich anderer Beteiligter, wenn die Perſon, 
gegen welche der Antrag gerichtet ift, demnächſt nicht fchuldig befunden 
wird? III. 17/12 81. 5, 268; IE 19/9 82. 7, 8385. 

7. Kann die Erklärung des Antragitellerd, gegen einzelne Beteiligte 
Strafantrag nicht jtellen zu mollen, Rechtswirkung äußern? III. 1/4 82, 
6, 152. 

©. zu $ 63 auch 9, 186. 390; 22, 55; 28, 175. 


Ss 64 1. Wirkung der Zurüdnahme des Strafantragg in Fällen der 
Idealkonkurrenz, wenn eine der fonfurrierenden Straftaten die Zurüd- 
nahme ausſchließt, die andere nicht. I. 5/10 99. 32, 280, 

2. Muß die Zurüdnahme des Strafantragd in der für die Stellung 
des Strafantragd vorgeichriebenen Form geichehen? II. 26/1 83. 8, 79. 

3. Rann der Strafantrag zurüdgenommen werden, wenn bereit ein 
auf Strafe lautendes Urteil verfündet war, jedodh vom Revifionsgerichte 
aufgehoben worden ijt? II. 12/11 80. 2, 420. 

4. Erleiden die Beitimmungen in $ 64 im Privatflageverfahren 
durch die Vorfhriften in $ 431 StPO. eine Änderung? II. 20/4 88. 
8, 207; IV. 21/5 89. 19, 284. 

5. Kann ein wegen Beleidigung geitellter Strafantrag nad der 
Perkündung des Urteild, durch welches die betreffende Handlung als 
falſche Anfchuldigung betrat worden, wirkſam zurüdgenommen werden, 
jodaß in dem miederaufgenommenen erfahren eine Strafe wegen Bes 
leidigung ausgefchloffen ift? I. 4/12 82. 8, 175. 

6. Sept Ab. 2 eine Handlung voraus, welche nicht bloß megen 
des perjönlichen Verhältnifjes zu dem Berlepten einen Strafantrag er— 
heifcht? I. 19/12 81. 5, 274. 

7. Äußert die gefepliche Zulafjung der Zurücknahme des Strafe 
antrags auch Wirkung bezüglich der Begünſtigung des in Betracht kommen— 
den Delitts? I. 13/2 96. 28, 125. 

S. aud) 6, 152. 161; 9, 186. 390; 22, 256. 
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1. ann in Preußen dad Bormundichaftägericht einem unmiündigen 8 65 
Kinde, deffen Vater wegen einer dem Kinde zugefügten Körperverlegung 
die Stellung des Strafantragd verweigert, einen hierzu legitimierten 
Pileger beitellen? I. 2/11 98. 24, 372. 

2. Unter welchen VBorausfegungen kann einem Bevormundeten nad) 
der preußifchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Mai 1875 zur Stellung 
eined Strafantrags cin Pfleger beftellt werden? Welches Gericht ift zus 
jtändig, und ift die Wirkjamfeit der Beitellung von der BZuftändigfeit 
abhängig? II. 3/5 81. 4, 145. 

3. Kann nah dem B.G.B. einem unter elterlicher Gewalt des 
Baterd jtehenden Rinde ein Pfleger beftellt werden zwecks Anbringung 
eined dom Water pflichtwidrig unterlaffenen Strafantragg? Inwieweit 
ift die Gefeßmäßigfeit der Beftellung vom Strafridter zu prüfen? 
Iv. 23/12 01. 36, 47. 

4. Kann derjenige, welcher die Volljährigkeit erreicht hat, den 
während feiner Minderjährigkeit von feinem Alterdvormunde geftellten 
Strafantrag zurüdnehmen? III. 19/11 91. 22, 256. 

5. Wer ijt der Verlepte im Sinne des $ 65? II. 16/4 80. 1, 370. 

6. Sit für die frage, wer als „gejeßlicher Vertreter“ zum Straf- 
antrage berechtigt ift, da8 Landesrecht maßgebend? Unter welchen Voraus» 
fegungen fann bei Lebzeiten des Vaters die eheliche Mutter als gejeß- 
fihe Vertreterin ihres Kindes angefehen werden? Was gilt in Diejer 
Beziehung nad bayrifhem Landrecht? Erleidet dad Antragsrecht des 
gejeßlichen Vertreterd durch $ 195 St. G. B.'s eine Einfchränfung? 1. 8/1085. 
12, 415. 

7. Iſt im Geltungäbereiche des preußifchen Landrechts und der 
preußischen VBormundichaftdordnung die unehelihe Mutter geſetzliche Ver- 
treterin ihres indes? II. 16/4 80. 1, 370. 

8. Steht nad bayrifchem Landrechte der unehelihen Mutter ein 
Antragdreht wegen Mißhandlung ihres Kindes zu? Welches Recht gilt 
in diefer Richtung in der Provinz Schwaben? L 5/2 91. 21, 314. 

9. Iſt nach bremiſchem Rechte die unehelihe Mutter al3 die zu 
Strafanträgen berechtigte gejehliche Vertreterin ihres Kindes anzufehen? 
II. 28/6 88. 18, 65. 

10. Wird der vom Vormunde eined unehelich geborenen indes 
gegen den Ehemann der Mutter des Kindes wegen Mikhandlung des 
legteren geitellte Strafantrag hinfällig, wenn der Ehemann nachweiit, 
dat das Kind von ihm erzeugt und daher durch nachfolgende Ehe legiti— 
miert ift? II. 14/1 87. 15, 176. 

11. Erlifht das Untragsrecht des Vaters wegen einer an jeinem 
Kinde begangenen Körperverlegung mit dem Tode diejes Kindes? L 20/2 02. 
35, 131; I. 26/11 85. 13, 115. 

12. Erlifcht die Legitimation des Vormunds zur Stellung des 
Strafantragd mit der Beendigung der Vormundſchaft? II. 3/5 81. 4, 145. 

13. Kann der Umftand, daß der gejegliche Vertreter pflichtwidrig 
den Strafantrag unterläßt, das Erlöfchen des Antragsrechts durch Beit- 
ablauf Bindern? IIL 7/12 81. 5, 190. 








$ 66 


$ 67 
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14. Iſt der Bormund a) eined wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten, 
b) eines nad) $ 1906 B. G. B. unter vorläufige Vormundſchaft Geitellten 
nad 8 65 Abf. 2 zur Stellung des Strafantrags beredtigt? IV. 18/1 01. 
34, 98. 

15. Wann hat jemand das 18. Lebensjahr vollendet? IT. 16/1201. 
35, 37. 

16. Über Strafantragsberedhtigung ſ. aud) 88 61. 194. 196. 


1. Gehören die Bejtimmungen über Verjährung der Strafverfolgung 
dem materiellen Rechte an? Hat dad MNevifiondgericht bei materieller 
Reviſionsbeſchwerde auch zu prüfen, ob Verjährung eingetreten ift? Hat 
das Revifiondgericht bei der Prüfung, ob die Verjährung unterbrochen 
ift, den Anhalt der Unterſuchungsakten zu berüdfichtigen? St im Falle 
der Verjährung auf Freiſprechung zu erfennen? III. 8/10 85. 12, 434. 

2. Rann eine erft nach Verkündung des Inſtanzurteils eingetretene 
Verjährung der Strafverfolgung in der Revifionsinjtanz geltend gemacht 
werden? IV. 24/6 92. 23, 184. 

3. Kann die dem Haupttäter gegenüber eingetretene Verjährung 
Einfluß äußern auf die Verfolgbarfeit der Mittäter, Teilnehmer oder 
Gehülfen? III. 14/6 83. 9, 10. 

S. zu 8 66 auch 4, 216; 6, 37. 381; 8, 310. 362. 


1. Müſſen für den Beginn der Verjährung, wenn neben der Be— 
tätigung des Willen! für das Vorhandenfein des Deliktöbegriffd noch 
weitere Umftände erfordert werden, auch diefe vorliegen? Wann beginnt 
die Verjährung der Anftiftung? Wann die der intellektuellen Urkunden 
fäljhung? IT. 30/12 81. 5, 282; IL. 5/12 90. 21, 228; II. 2/11 88. 

‚152. 

2. Beginn der Berjährung bei fahrläfliger Branbditiftung, wenn die 
den Brand ſpäter herbeiführende Handlung ſchon ein Vergehen gegen 
$ 330 St. G. B.'s enthielt. IV. 30/11 94. 26, 261; II. 2/11 83. 9, 152. 
(@gl. I. 5/12 90. 21, 228.) 

3. Beginn der Verjährung des einfachen Bankerutts. IL. 15/2 81. 
3, 350; L 26/6 82. 7, 391. 

4. Beginn der Verjährung einer nah $ 351 St. G. B.'s ftrafbaren 
Amtsunterfhlagung. I. 11/5 82. 6, 294. 

5. Wann beginnt bei Steuerhinterziehungen dur Nichtanmeldung 
bezw. Nichtzahlung innerhalb einer gefeglich beitimmten Friſt die Ver— 
jährung? I. 4/6 83. 8, 390. 

6. Wann beginnt die Verjährung der Zumiderhandlung gegen $ 14 
des bayriſchen Hausfteuergefeßes vom 15. Auguft 18287 I. 4/6 83. 8, 414, 

7. Beginn der Verjährung von Dauervergehen, fpeziell des Ber- 
gehens gegen $ 140 Nr. 1 St. G.B.'s: I. 28/9 91. 22, 161; I. 18/2 97. 
29, 391. 

8. Beginn der Verjährung einer Zuwiderbandlung gegen die ge- 
werbepolizeiliche VBorjchrift der polizeilichen Meldung a Arbeiter: 
I. 21/12 83. 9, 858. 
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9. Beginnt der Lauf der Verjährung aus einem Geſetze, welches 
die Heritellung eines gewiſſen Zuftand® unter Strafe jtellt, mit Auf- 
bebung dieſes Zuftandes, oder mit Beendigung der denjelben heritellen- 
den Handlung? I. 14/2 81. 3, 382. Vol. IV. 29/8 92. 22, 485. 

10. Beginn der Verjährung bei einem jog. fortgejegten Delikte. 
II. 3/3 84. 10, 208; I. 2/4 94. 25, 206; II. 27/5 02. 35, 267. 

11. Wann beginnt die Verjährung der Handlung des Hehlers, 
weicher für den Dieb geitohlene Sachen verwahrt? L 19/6 82. 6, 412. 

12. Über die Verjährung bei dem Vergehen des Wuchers. IV. 5/5 99. 
32, 143. 

13. Wann beginnt die Verjährung eined Vergehens gegen 8 169 
St. G.B.'s? IV. 1/12 00. 34, 24. 

14. Beginnt die Verjährung des Ehebruchs mit der eingetretenen 
Rechtskraft des Ehefcheidungsurteil3? IV. 8/2 87. 15, 261. 

15. Sind die Beitimmungen des 8 57 St. G.B.'s von Einfluß auf 
die Verjährung? I. 22/11 80. 3, 52. 

16. Verjähren die nur mit Gelbitrafe bedrohten Vergehen jtet3 in 
3 Sahren? II. 27/1 80. 1, 167. 

17. Beiteht neben der in $ 164 V.8. G.'s angeordneten dreijährigen 
Berjährungdfrift eine dDreimonatige Verjährungsfriſt für diejenigen Defraus 
dationen, welche nur mit Gelditrafe biß zu 150 A bedroßt find? 
L 7/1 86. 18, 223. 

18. Welche Verjährungsfriften gelten für die Strafverfolgung wegen 
Verlegung des Patentreht3? I. 1/10 94. 26, 129. 

19. Iſt ed für Anwendung der Beitimmungen für die Verjährung 
maßgebend, wenn eine Straftat durch Landesgeſetze als Übertretung 
harakterifiert ift? I. 4/1 94. 25, 54. 

20. Verjährung der nad) den bejonderen Vorfchriften des Landes— 
ftrafrecht3 ftrafbaren Verlegungen der Steuergeſetze. J. 25/8 97. 30, 31. 

21. Eintritt der Verjährung durch Ablauf der Verjährungsfriſt 
nad Verkündung des Inſtanzurteils: IV. 24/6 92. 23, 184. 

22. Was bedeutet der Ausdrud „begangene Handlung” in Abſ. 4? 
Bann beginnt die Verjährung einer Erprefjung, wenn die Drohung in 
einer Drudjchrift enthalten war? II. 3/4 00. 33, 230. 

23. Uber Verjährung von Preßdelikten ſ. Preßgeſetz v.7.Mai1874 822. 

24. Über Verjährung von Zuwiderhandlungen gegen die Vorfchriften 
über den Handel mit denaturiertem Branntwein j. Branntweinjteuergefeh 
vom 24. Juni 1887. 

S. zu 8 67 aud) 4, 216; 6, 371; 8, 310. 362; 9, 10. 291; 
14, 247; 23, 407. 


1. In welcher Weije muß die richterlihe Handlung, um als Unter- 
brechungsakt zu wirken, die Straftat bezeichnen? Iſt ed nötig, daß 
der Unterbrecjungsdaft außerhalb der Behörde wirkſam geworben ift? 
IL 26/10 97. 30, 300. 

2. Kommt es darauf an, daß der betreffende richterliche Aft äufßer- 
lich nicht ſowohl durch den Zweck der Überführung des Täters, ald durch 
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nebenjfählihe Beweggründe, die Fortſchaffung gerichtliher Afjervate ꝛc 
veranlaßt worden ijt? 

Iſt die Zuftändigkeit de handelnden Richterd und, wenn Diejer auf 
Erfuchen tätig geworden iſt, die Zuftändigfeit oder Legitimation der er— 
juchenden Inſtanz von Bedeutung? III. 12/1 85. 11, 364. 

3. Wird dur eine richterlihe Handlung, welche wegen der bes 
gangenen Tat gegen den Täter gerichtet it, die Verjährung auch dann 
unterbrochen, wenn die richterlihe Handlung die Tat nicht aus demjenigen 
Gefichtöpunfte verfolgte, aus welchem jie jpäter vom erfennenden Gerichte 
zur Strafe gezogen wurde? I. 16/3 93. 24, 77; III. 19/10 85. 13, 57. 

4. Kann durch einen richterlichen Alt, welcher auf die Tötung eines 
Menihen Bezug hat, die Verjährung der in 8 367 Nr. 1 St. G. B.s 
vorgejehenen Straftat unterbrochen werden? IV. 7/12 86. 15, 107. 

5. Wer ijt „Richter“ im Sinne des $ 68? Wird die Verjährung 
unterbrochen duch Mafregeln des Vorjigenden, welde die Ermöglichung 
der Unberaumung einer anderweiten Hauptverhandlung bezweden? 
I. 23/10 93. 24, 340. 

6. Iſt in ſolchen NRechtögebieten, in denen landesgeſetzlich Richter 
nur durch jtändig angejtellte Richter vertreten werden fünnen, die von 
einem dem Amtsgerichte zur Beichäftigung überwiejenen Gerichtsaſſeſſor 
im Auftrage des dieferhalb erjuchten Amtsrichterd bewirkte Veruehmung 
des Beſchuldigten geeignet, eine die Verjährung unterbrechende richterliche 
Handlung darzuftellen? III. 11/3 86. 13, 408. 

7. Inwieweit ift in Preußen der einem Amtsgerichte zur unent- 
geltlihen Beſchäftigung übermwiejene nicht als Hülfsrichter beftellte Gerichts— 
affefjor zur Vornahme richterliher Handlungen befugt? IL 27/5 86. 
14, 153. 

8. Wird durch eine Reproduftionsverfügung die Verjährung unter- 
broden? II. 6/2 91. 21, 308. 

9. Wird dur den Beichluß vorläufiger Einitellung des Verfahrens 
wegen Abmwejenheit de Angejchuldigten die Verjährung unterbrochen? 
I. 7/8 95. 27, 81; II. 6/2 91. 21, 308. 

10. Unterbricht die im Adminijtrativverfahren auf Nequifition der 
Bermwaltungsbehörde vorgenommene richterliche Handlung die Verjährung? 
IV. 11/5 86. 14, 134; I. 14/1 89. 18, 401. 

11. Wird die Verjährung unterbroden durd eine auf Nequifition 
der Staatdanmwaltihaft vom Eivilprozeß- oder Vormundſchaftsrichter er— 
teilte Auskunft? IV. 8/12 96. 29, 234. 

12. Wird bei Antragedeliften die Verjährung unterbrochen durch 
richterliche Handlungen, welche vor Stellung des Strafantrag3 vorgenommen 
worden find? I. 13/2 82. 6, 37. 

13. Unterbreden bei idealer Konkurrenz eines Offizialdelikts mit 
einem Antragsdelikte Die wegen des Dffizialdelift3 vorgenommenen richter- 
(fihen Handlungen die Verjährung der Strafverfolgung des Antragd- 
delift3, und zwar auch in dem Falle, wenn der Strafantrag ded Ver— 
legten erjt zu einer Zeit geftellt wurde, in welcher die Verjährungsfrift 
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bezüglich des Antragsdelikts bereitd3 abgelaufen war? III. 8/10 00. 
33, 426. 

14. Wird die Verjährung unterbrochen durch richterlihe Handlungen, 
welche mit Verlegung der Beltimmung des Art. 31 der Reichsverfaſſung 
gegen ein Reichtagsmitglied vorgenommen werben? IV. 24/6 92. 23,184; 
IV. 9/6 93. 24, 205. | 

15. Kann eine gegen noch unbelannte Perſonen wegen einer Straf- 
tat gerichtete Handlung des Richters die Verjährung unterbrechen? 
I. 27/4 82. 6, 212. 

16. Wird die Verjährung dadurd, daß eine Perjon bei ihrer Ber- 
nehmung als Zeuge ſich der Tat fchuldig befennt, gegenüber dieſer Berfon 
unterbrochen? I. 24/11 79. 1, 231. 

17, Unterbridt eine gegen den ſubſidiariſch Haftbaren gerichtete 
Handlung des Richters die Verjährung auch gegenüber dem Haupt— 
Ihuldigen, und umgefehrt eine gegen den Hauptichuldigen gerichtete Handlung 
die Verjährung auch gegenüber dem fubjidiariich Haftbaren? II. 7/6 83. 
8, 362, 

18. Wirft die gegen einen Teilnehmer gerichtete Handlung des 
Richter als Akt der Unterbredung der Verjährung auch gegenüber 
anderen Zeilnehmern an der Straftat? IL 24/3 81. 4, 216. 

19. Wird durch die gegen einen Beichuldigten gerichtete Handlung 
des Richters die Verjährung auch gegenüber dem Mitbejchuldigten unter- 
brochen? III. 19/10 85. 13, 57. 

20. Wird die Verjährung wegen einfachen Banferutt3 durch eine 
auf den Verdacht des betrüglichen Bankerutts ſich beziehende richterliche 
Handlung unterbrochen, wenn in beiderlei Beziehung diejelbe Zahlungs 
einftellung in Betracht kommt? II. 22/1 97. 29, 344. 

21. Über Unterbrehung der Perjährung durch ein Verfahren 
nah Art. 145 des bayriihen Gebührengeſetzes vom 6. Juli 1892. 
L 7/2 98. 31, 9. 

22. Iſt die Strafverfolgung von Übertretungen verjährt, wenn der 
Verhandlungstermin auf länger ald 3 Monate hinaus bejtimmt und 
in der Zwiſchenzeit eine Unterbrecdjungshandlung nicht gejchehen ijt? 
I. 25/5 88. 8, 310. 

23. Beginnt mit dem Tage der Unterbredung eine neue Ber: 
jährung? III. 19/10 85. 13, 57; IV. 24/6 92. 23, 184. 

24. Kann der Revifionsrichter bei Prüfung der Frage, ob eine 
Unterbredung der Verjährung vorliegt, auf den Inhalt der Alten ein- 
gehen? II. 9/10 85. 12, 434. 


(Frühere Faſſung.) 8 69 
1. Kann Hinfichtlic der Feititellung der Haftbarfeit des nah $ 1 
des Branntweinfteuergefehed vom 8. Juli 1868 fubfidiar Haftbaren gejagt 
werden, daß die Einleitung des Strafverfahren? von einer Umfrage ab» 
bängig fei? III. 25/5 82. 6, 381. 
2. Wird durd) das Verlangen ded Reichstags, daß das gegen ein 
Reichdtagsmitglied ſchwebende Strafverfahren für die Dauer der Seſſion 
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aufgehoben werde, der Lauf der Verjährung unterbrochen und ein Ruhen 
derſelben herbeigeführt? Kann in ſolchem Falle die Verjährung durch eine 
auf Fortſetzung des Verfahrens gerichtete Handlung des Richters unter⸗ 
brochen werden? IV. 24/6 92. 23, 184. 

(Faflung des Gejeges vom 26. März 1893.) 

3. Sept dad Ruhen der Verjährung nad) Sat 1 voraus, daß die 
Genehmigung zur Verfolgung eines Neichdtagsmitgliedes bei dem Reichs— 
tage vergeblich nachgefucht worden ift? II. 15/2 95.27, 10; III. 25/10 00, 
33, 410. 

4. Kann die durch Gejep vom 26. März 1893 eingetretene Anderung 
auf ältere Straffälle Anwendung finden? IIL 26/6 99. 32, 247. 

5. Über den Einfluß eines nad) Art. 145 des bayrifchen Gebührenge- 
jeßed vom 6. Juli 1892 eingeleiteten Verfahrens auf die Verjährung. 
I. 7/2 98. 31, 9. 

©. zu $ 69 aud) 8, 310; 15, 261; 27, 385. 


Fünfter Abſchnitt (SS 73—79). 
Zujammentrefjien mehrerer ftrafbarer Handlungen, 
873 1. Über die Frage, vb ideale oder reale Konkurrenz anzunehmen 


ift ſ. auch 8 74. 

2. Iſt ohne eine Mehrheit natürlicher Tätigleitsaklte die Annahme 
mehrerer jurijtifch jelbitändiger Handlungen möglih? IV. 11/7 90. 
21, 683. 

3. Findet $ 73 auch auf Fälle des fog. gleichartigen Zufammen- 
treffend Anwendung? I. 1/7 80. 2, 255. 

4. Iſt im Halle der Verlegung mehrerer Perſonen durch dieſelbe 
fahrläffige Handlung Idealkonkurrenz anzunehmen? I. 1/7 80. 2, 255. 

5. Kann eine Mehrheit von Fahrläffigkeitsdeliften angenommen 
werden, wenn die Unterlafjung einer Pfliterfüllung mehrere zeitlich 
getrennte Körperverlegungen zur Folge gehabt hat? II. 1/11 87. 16, 290. 

6. Kann eine gegen eine Perſon durch einen Akt verübte Körper- 
verlegung zugleich als vorfäßliche Mißhandlung und als fahrläffige Kör— 
perverlegung angejehen werden? II. 27/5 87. 16, 129. 

7. Bur Frage, ob verjchiedene Straftaten durch eine und dieſelbe 
Handlung, oder durch mehrere jelbjtändige Handlungen begangen find, 
Iv. 28/4 99. 32, 137; III. 21/5 81. 4, 187. 

8. Begriff „einer und derfelben Handlung“. Zufammentreffen von 
Mundraub und Verſuch jchweren Diebitahle. I. 22/4 97. 30, 67. 

9. Iſt für die Annahme der Einheitlichfeit einer Straftat entſchei— 
dend, daß die einzelnen Akte einen und denjelben allgemeinen Zweck ver— 
folgen, und ift es nicht notwendig, daß die den objektiven Tatbejtand der 
Verlegung mehrerer Strafgejege bildenden Handlungen wenigſtens teil 
weife zujammenfallen? IIL 12/10 99. 32, 384. 

10. Führt der Umjtand, daß der Täter mehrere Zwecke verfolgt, 
zur Unnahme einer Mehrheit von Straftaten? II. 12/2 01. 34, 134. 

11. Steht der Annahme von Idealkonkurrenz entgegen, daß das 
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eine der fonfurrierenden Delikte früher vollendet war, ald das andere? 
Iv. 23/2 94. 25, 147. 

12. ann ein Delikt, dad den Verletzungsvorſatz erheifcht (Tötung), 
mit einem jolchen, das nur den Gefährdungsvorſatz erfordert (Ausſetzung), 
idee! fonfurrieren? II. 27/4 94. 25, 321. 

13. Können dur Veröffentlihung derfelben Druckſchrift oder durch 
Abfaffung und Überfendung eines Schriftſtücks verſchiedene felbftändige 
Beleidigungen begangen werden? II. 2/1 00. 33, 46; L 5/1 91. 
21, 276; III. 16/3 81. 3, 433; II. ya 01. 34, 134. 

14, Steht die Urkundenfälfhung aus $ 268 St. G. B.'s mit dem 
durch die gefäljchte Urkunde verübten Betruge in realer oder idealer Kon— 
furrenz? IH. 3/12 79. 1, 111. 

15. Unter welchen Borausjegungen bildet das Gebrauchmachen von 
mehreren gefäljchten Urkunden zum Zwecke der Täufhung nur ein Delikt? 
I. 11/11 86. 15, 290. 

16. Liegt der Tatbeſiand eines mit einem vollendeten Delikte ideell 
fonfurrierenden Verſuchs eines Delikts vor, wenn der Täter den Erfolg 
der zur Vollendung gekommenen Tat direft, den Erfolg der im Ver— 
fuchsftadium gebliebenen dagegen nur eventuell gewollt hat? IL, IL. 
22/12 84. 12, 64. 

17. Kann der in einer Einheitshandlung begangene verfuchte ſchwere 
und vollendete einfache Diebftahl unter den Geſichtspunkt der idealen Kon— 
furrenz gejtellt werden? III. 13/1 87. 15, 281. 

18. Über Konkurrenz bei Beteiligung an einer Straftat in ver— 
ſchiedenen Formen ſ. o. 3. Abichn. Nr. 25—276©.18, 848 Nr.18,23 ©. 22. 

19. Unter welchen Vorausſetzungen kann binfichtlich eines Delikts 
Täterfchaft und Anftiftung ideell fonkurrieren? IV. 28/1 98. 30, 429. 

20. Inwieweit verlieren bei einem gewerbs- oder gewohnheitämäßig 
verübten Delikte die Einzelhandlungen ihre Selbjtändigkeit? IV. 4/7 98. 
24, 248; II. 23/1 88. 8, 16. 

21. Unter welchen Borausjegungen kann eine Mehrheit von Tätig- 
feit3aften, von denen an fich jeder allein ſchon den gejeßlicyen Tatbeitand 
eined Delikts zur Erjcheinung bringt, zu einer Handlung im ſtrafrecht— 
lihen Sinne zufammengefaßt und als einheitliche8 Delift beurteilt werden? 
II. 10/12 88, 9, 844; I. 17/1 84. 9, 426; III. 28/1 84. 10, 58; 
IIL. 3/3 84. 10, 208; III. 20/10 94. 26, 175; I. 28/12 01. 35, 45. 

22. Durch welche Merkmale unterjcheidet fi der Fall des fort« 
geſetzten Vergehens don dem Falle der Realkonkurrenz? IL, III. 19/12 87. 
17, 103. 

23. Was gehört zur Feſtſtellung der Einheitlichleit des Vorſatzes 
bei dem fortgefegten Delikte? III. 4/11 86. 15, 28. 

24. Sit für die Feititellung einer einheitlichen fortgejeßten Straf- 
tat Einheitlichkeit des Entjchluffes ausreichend? II. 27/11 91. 22, 235; 
II. 30/3 94. 25, 230; III. 28/1 84. 10, 58. 

25. Erfordernis der Einheit des verlegten Rechtsguts für die Ans 
nahme eined fortgejehten Delikts. — Inwiefern kann bei der Verlegung 
verihiedener Perſonen durch einen von mehreren gemeinfchaftlich gegen 
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eine Menjchenmenge unternommenen Angriff gleichartige Idealkonkurrenz 
angenommen werden? IV. 12/2 95. 27, 20. 


26. Unter welchen Vorausfegungen kann bei mehrmaliger Über- 
tretung der gegen das ſog. Trudiyitem gerichteten Strafbeitimmungen 
Realkonfurrenz angenommen werden? III. 21/1 86. 13, 285; IV. 
13/1 85. 12, 102, 

27. Kann eine Mehrzahl zeitlich aufeinander folgender Mißhand— 
lungen derjelben Perſon ald eine fortgejegte Körperverlegung angejehen 
werden, wenn die einzelnen Mißhandlungen teils in einfachen, teild in 
gefährlichen Körperverlegungen bejtehen? IL. 13/5 98. 31, 150. 


28. Kann die von dem Täter vor dem Eigentumderwerbe begonnene 
und nachher fortgejegte Devaftation eine Gebäudes als eine und die— 
felbe, die $$ 305. 288 St. G. B.'s verlegende Handlung aufgefaßt werden? 
II. 25/3 95. 27, 122. 

29. Kann eine Reihe jtrafbarer Handlungen zu einem fortgejegten 
Delikte zufammengefaßt werden, wenn einzelne in der Mitte der Reihe 
liegende Straffälle bereit3 früher bejtraft find? I. 17/3 90. 20, 8316. 

30. Bedarf bei dem zeitlichen Auseinanderliegen der einzelnen 
Handlungen die Annahme der Realkonkurrenz — ftatt einer fortgefeßten 
Straftat — einer befonderen Begründung? III. 21/1 86. 13, 285. 


31. Nach welchen Grundfägen ift die Teilnahme Dritter an der 
Berübung einzelner an fich jelbjtändiger Einzeldelikte zu beurteilen, wenn 
diefe Einzeldelikte bezüglich ded Haupttäterd als Bejtandteile eines fort- 
gefegten Delikts angejehen worden find? III. 5/3 88. 17, 227; IV. 
13/11 00. 34, 5. 

32. Schließt die Feititellung, daß mit der nach und nad) ausge— 
führten Wegnahme verjchiedener Getreidemengen ein fortgeſetztes Ver— 
gehen des Diebſtahls begangen ſei, die Annahme aus, daß ein Dritter 
zu einer Beit, wo da3 fortgejegte Vergehen noc nicht abgejchloffen war, 
betreff3 einzelner der gejtohlenen Getreidemengen fich der Hehlerei ſchuldig 
gemacht habe? IV. 22/6 97. 30, 163. 

33. Wie ift die Annahme einer einheitlich fortgeſetzten Zolldefrauda- 
tion und einer zu diefem fortgejeßten Delikte einheitlich geleifteten Bei— 
hülfe zu begründen? III. 17/11 92. 23, 300. 

34. Kann zwifchen zwei zeitlich auseinanderliegenden Handlungen, 
wenn jede den Tatbeitand eines Delift3 erfüllt, Realkonkurrenz ange- 
nommen iwerden, wenn die eine zum Zweck der anderen verübt wird? 
II. 3/10 82. 7, 60. 

35. Kann eine einheitlihe Tat angenommen werden, wenn in 
mehreren aufeinanderfolgenden Nächten mit denjelben Menjchen das 
Vergehen widernatürliher Unzucht verübt wird? I. 10/6 80. 1, 450. 

36. Wird die Selbitändigfeit der einzelnen Zumiderhandlungen gegen 
$ 135 Abſſ. 2 u. 4 der Gewerbeordnung in der Faſſung des Geſetzes dom 
17. Zuli 1878 fchon durch jeden Tag der Überbeſchäftigung begrifflic 
begründet? I. 16/3 82. 6, 111. 

37. Über die Möglichkeit idealer Konkurrenz und deren Wirkung 
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in einzelnen Fällen j. im übrigen die Strafbejtimmungen über die ein- 
ihlagenden Delifte. 

38. Zum Begriffe von Gejegeöfonfurrenz. IV. 26/6 96. 29, 11; 
Iv. 6/8 88. 17, 202; IV. 15/10 86. 14, 384; I. 3/12 88. 9, 261. 

39. Wo iſt Gejegesfonfurrenz, wo Idealkonkurrenz anzunehmen? 
Iv. 23/2 94. 25, 147. 

40. Iſt bei dem in $ 179 St. G. B.'s vorgejchenen Verbrechen die 
Annahme einer ideell Efonkurrierenden Beleidigung wegen Geſetzeskon— 
furrenz ausgeſchloſſen? IV. 2/6 93. 24, 201. Dgl. IV. 16/4 89. 
19, 250. 

41. Muß bei idealer Konkurrenz die Verurteilung wegen der ver- 
ihiedenen Delikte in der Urteildformel audgefproden werden? 
I. 8/8 95. 27, 86. ®gl. II. 17/5 81. 4, 179. 


42. Liegt Rüdfall vor, wenn jemand in einem früheren Urteile 
der betreffenden Straftat ſchuldig erfannt, dad die Tat pönalifierende 
Geſetz jedoch mit Rüdfiht auf $ 73 St. G.B.'s bei der Strafbejtimmung 
nicht zur Anwendung gefommen ijt? III. 15/10 88. 18, 193. 

43. Unterliegt die Anwendung des die jchwerjte Strafe androhenden 
Geſetzes einer Beichränfung mit Rückſicht auf das für ein ibeell kon— 
furrierende3 Delikt vorgefehene Strafminimum? III. 15/10 88. 18, 193; 
I. 2/11 88. 18, 174; I. 10/11 87. 16, 301; III. 8/2 83. 8, 84. 
Del. I. 3/3 81. 3, 390. 


44. Darf im Falle der idealen Konkurrenz auf eine Nebenftrafe er- 
fannt werden, welche in dem die jchwerfte Strafe androhenden Gejege 
nicht vorgejehen ift? I. 5/1 82. 5, 420. 

45. Darf auf die in $ 200 St. G. B.'s vorgejehene Publikations— 
befugnid oder auf die in $ 15 bezw. $ 16 Abſ. 1 des Nahrungsmittel- 
geſetzes vorgejehene Einziehung bezw. öffentliche Bekanntmachung erkannt 
werden, wenn gemäß $ 73 St. G. B.'s die Strafbeitimmungen für Be- 
leidigung, bezw. die Strafbejtimmungen des Nahrungsmittelgefeßes nicht 
zur Anwendung zu kommen haben? I. 7/4 81. 4, 218; Pl. 17/4 82. 
6, 180; III. 3/3 84. 10, 206; I. 24/1 95. 26, 406. 


46. Kommt bei der frage, weldyes Geſetz die jchwerite Strafe an- 
droht, immer nur in Betracht, welches Geje in thesi die Verhängung 
der fjchweriten Strafe geitattet? Iſt Gelditrafe gegenüber der Freiheits— 
ftraje jtet3 al3 die mildere Straftat anzujehen? IV. 22/10 97. 30, 284; 
II. 2/11 88. 18, 174; I 10/11 87. 16, 301. Bgl. I. 3/8 81. 
3, 390. 

47. Iſt bei der Entjcheidung darüber, welches Geſetz die ſchwerſte 
Strafe androhe, auf die von einem der einjchlagenden Gefebe für den 
Fall mildernder Umftände zugelafjene außerordentliche Strafe Rückſicht 
zu nehmen? IV. 22/10 97. 30, 284. 

48. Aus welchem Gejeße iſt die Strafe zu bemefjen, wenn beide 
verlegte Geſetze Gefängnisitrafe androhen, das eine ausſchließlich, aber 
mit einem minderen Höchjtbetrage, das andere zwar mit einem höheren 
Höchitbetrage, aber alternativ unter Zulaflung von Geldftrafe? 
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Kommen bei Beſtimmung des Geſetzes, welches die ſchwerſte Strafe 
androht, nur die Hauptitrafen oder auch die Nebenjtrafen in Betracht? 
IL. 7/3 93. 24, 58; I. 5/1 82. 5, 420. 

49. Kann bei der Beurteilung, welche von mehreren Gefeßen mit 
ungleicher Strafandrohung das ſchwerere jei, die Zuläffigfeit der polizei— 
lien Aufficht berückſichtigt werden? I. 22/12 87. 17, 198. 

50. Welches Gejeß iſt das die ſchwerſte Strafart androhende, wenn 
bei gleichen Hauptjtrafen in dem einen Geſetz Geldftrafe, in dem anderen 
Zuläffigkeit von Polizeiaufficht ala Nebenftrafe vorgefehen ift? IV. 5/12 99. 
32, 439. 

51. Aus welchem Geſetze ift im Falle der Idealkonkurrenz einer 
nah $ 186 St. GB.'s jtrafbaren öffentlichen Beleidigung mit einem 
Vergehen gegen $ 183 a. a. D. die Strafe zu bemejjen? II. 19/1 83. 
7, 437. 

52. Welche Geſetz kommt bei idealer Konkurrenz eined Vergehens 
gegen $ 289 St. G. B.'s mit einem fjolden gegen 8 223 a.a.D. zur 
Unmwendung? II. 12/3 86. 13, 399, 

53. Wird bei idealer Konkurrenz zweier Straftaten durch die Ab- 
urteilung der einen auch die fpätere Verfolgung der zweiten Straftat 
ausgejchloffen? Gilt died namentlih auch dann, wenn die zweite Straf- 
tat nur auf Untrag verfolgt werden darf? I. 23/12 80. 3, 210; 
I. 3/3 81. 3, 385; I. 17/11 92. 23, 307. 

54, Kann dann, wenn ein Antragsdelift mit einem anderen ohne 
Antrag der Strafverfolgung unterliegenden Delikte ideell fonfurriert, wegen 
des Antragsdelift3 ohne einen Strafverfolgungsantrag Verurteilung ein— 
treten? IT. 30/11 88. 18, 278. 

55. Äußert die ideale Konkurrenz Einfluß auf die Verjährung der 
konkurrierenden Straftaten? Wie iſt Dies insbejondere bei der Konkurrenz 
eine8 Gewerbepolizeivergehend mit einem Steuervergehen? IV. 30/11 94. 
26, 261; II. 25/6 82. 6, 371; I. 30/10 95. 27, 403. Bgl. I. 
2/11 88. 9, 152. 

56. Wie muß die Fragejtelung an die Gejchworenen befchaffen 
fein, wenn nah dem Eröffnungsbejhluffe ein Hal idealer Konkurrenz 
vorliegt? II. 20/3 91. 21, 405. 

57. Wie ift die Frageftellung an die Geſchworenen in Bezug auf 
mildernde Umſtände bei Idealkonkurrenz einzurichten? II. 30/3 86. 
14, 8. 





Kollektivdelilte, Gewohnheits- und Gewerbsmäßigkeit. 

58. Kann der wegen Verübung eines Kollektivdelikts Verurteilte 
demnächſt noch weiter verfolgt werden wegen eines Delikts, welches durch 
eine unter das Kollektivdelikt fallende Tat verübt iſt? J. 23/3 96. 28, 283; 
TI. 17/3 92. 23, 7; III. 12/7 82. 7, 32. 

59. Rönnen von den einzelnen Akten eines zur Anklage ftehenden 
Kollektivdelikts nur einige abgeurteilt und andere durch VBertagung der Haupt— 
verhandlung zur bejonderen Aburteilung verwiejen werden? IV. 21/10 98. 
31, 286. 


nn EI en 


60. Gehören die Gemohnheitmäßigfeit und die Gewerbsmäßigkeit 
ded Handelns zu den perfönlichen Eigenjchaften, welche nach 8 50 St. G. B.'s 
nur dem zuzurechnen find, bei welchem fie vorliegen? Pl. 18/4 94. 
25, 266; II. 20/5 81. 4, 184. 

61. Zum Begriffe der die Strafbarkeit begründenden oder erhöhen- 
den Gewohnheitämäßigfeit: IV. 1/12 99. 32, 894; II. 24/1 82. 5, 369. 
Zugleich |. St. G.B. 88 180. 260. 3024. 

62. Schließt die Annahme eines fortgefegten Delift3 die Annahme 
gemwohnheitsmäßigen Handelns aus? IV. 2/7 01. 34, 310. 

63. Können für Feititellung der Gemohnheitämäßigfeit Handlungen 
verwertet werben, welche den Zatbeitand des betreffenden Strafgejeßes 
erfüllen, aber vor defjen Geltung vorgelommen find? II. 24/1 82. 5, 369. 

64. Zum Begriffe der Gemwerbömäßigfeit. II. 29/9 85. 12, 388; 
‚I. 9/1 93. 28, 378. Buglei |. St.&.8. 88 260. 3024. 

65. Können für Feititellung der Gewerbsmäßigfeit Handlungen ver- 
wertet werben, welche verjährt oder bereit3 bejtraft oder vor Erlaß des 
betreffenden Strafgeſetzes vorgelommen find? I. 23/1 82. 5, 897; 
IL 24/1 82. 5, 369. 

66. Inwiefern kommt die an die Gewerbsmäßigkeit gefnüpfte erhöhte 
Strafbarkeit bei dem Gehülfen zur Geltung? IL 22/6 94. 26, 3. 

67. Über das prozefjuale Verfahren, wenn wegen eined gewerbs— 
oder gewohnheit3mäßigen Delift3 Vorunterſuchung geführt worden ift, bei 
Eröffnung des Hauptverfahren® fich aber ergibt, daß Gewerbs- oder 
Gemwohnheitdmäßigfeit nicht vorliegt. III. 19/1 93. 23, 392. 





1. Zur Frage, in welchen Fällen eine Mehrheit von Straftaten, in 
welchen eine einheitliche Straftat anzunehmen ift, ſ. $ 78. 

2. Kann in dem Falle, wenn der Hehler den Dieb durch die Zufage 
der Abnahme der zu ftehlenden Sache angeftiftet hat, reale Konkurrenz 
zwifchen Hehlerei und Anjtiftung zum Diebjtahl angenommen werden? 
Iv. 1/12 99. 32, 394. 

3. Darf bei Feitfeßung einer Gefamtitrafe das höchſte Maß der 
Freiheitäftrafen überfchritten werden, wenn dasſelbe jchon durch die Höhe 
der für eine der fonfurrierenden Straftaten verwirkten Strafe erreicht 
wird? I. 10/11 87. 16, 282. 

4. Wie ift die Gejamtitrafe zu bilden aus zwei Einzelftrafen, von 
denen die eine nur in einem Tage Gefängnis bejteht? IV. 4/6 97. 
30, 141. 


5. Bleibt die Vorjchrift, da die Dauer der Zuchthausſtrafe nur‘ 


nad vollen Monaten bemefjen werden darf, außer Anwendung in den 
Fällen, in welchen nur mit Zuchthausitrafe bedrohte und zu bejtrafende 
Verbrechen konkurrieren? I. 20/1 83. 8, 26. 

6. Über Straffeftfegung bei realer Konkurrenz mehrerer nach 8 157 
St.G. B.'s ftrafbarer Verbrechen ded Meineid3. II. 15/4 98. 31, 106. 

7. Müſſen die Entjheidungsgründe die Höhe der arbitrierten Einzel- 
ſtrafen erjehen lafjen? I. 20/9 80. 2, 235. 

8. Bleiben in dem Falle, wenn bei einer ausgejprochenen Gejamts 
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ftrafe auf ein eingelegtes Rechtsmittel die Verurteilung wegen einzelner 
Straftaten aufgehoben wird, die übrigen Einzelftrafen als folche regel: 
mäßig beftehen, und find fie nur aufzuheben, wenn angenommen werden 
muß, daß die Strafbemeffung durch Die vorliegende Realkonkurrenz beein- 
flußt worden ift? Pl. 18/4 94. 25, 297; IV. 80/10 94. 26, 167; 
II. 8/5 93. 24, 149; III. 23/4 81. 4, 140. gl. I. 20/9 80. 2, 235. 

9. Begründet ein Verſtoß gegen die Vorſchriſten des 8 74 eine 
Verlegung des materiellen Rechts? II. 2/12 81. 5, 186. 

10. Über die Frageftellung im fchwurgerichtlihen Verfahren bei 
Annahme real konkurrierender Straftaten. II. 22/1 97. 29, 327. 

S. außer den zu $ 73 beiprochenen Enticheidungen zu $ 74 aud: 
1, 25. 111. 279; 2, 145; 3, 311; 4, 53. 77. 161; 5, 227; 6, 132. 
283. 366; 7, 229. 298; 8, 62; 10, 198. 392. 406: 11, 37. 355; 
13, 22; 14, 32. 145. 174; 16, 58. 437; 17, 62; 20, 326; 22, 234. 


1. Gilt bei Umwandlung der Gelditrafe in Haft die in 8 78 Abf. 2 
St. G. B.'s feſtgeſetzte Grenze des Höchftbetrages von 3 Monaten auch für 
die Fälle, in welden die Gelditrafen wegen Vergehen erkannt find? 
II. 27/1 82. 5, 371. 

2. Sit bei Bemefjung der Freiheitsjtrafe, welche im Unvermögensfall 
an die Stelle mehrerer für real konkurrierende Zollvergehen ausgeworfene 
Geldftrafen treten joll, der gejegliche Höchſtbetrag durch $ 162 des Ber- 
einszollgefeßes auf ein Jahr oder durch $ 78 auf zwei Jahre Gefängnis 
begrenzt? III. 3/7 90. 21, 44. 

3. Gelangt bei der für den Unvermögendfall erforderlichen Ummanb- 
ung einer Geldjtrafe, Die mitteld Zufammenrechnung mehrerer für ver- 
jchiedene jelbitändige Handlungen ausgeworfener Einzelitrafen fejtgefeßt 
worden ift, 8 29 Abi. 2 St.G.B.'s oder nur 8 78 Abi. 2 daſelbſt zur 
Anwendung? II. 9/7 81. 4, 367. 

©. zu $ 78 Entſch. zu $ 74, jowie 3, 431; 7, 368; 92, 11. 


1. Darf der Richter, welcher in der Lage iſt, eine rechtskräftig er- 
fannte Freiheitöftrafe und eine von ihm verhängte Freiheitsſtrafe zu einer 
Gejamtitrafe zu vereinigen, died gemäß 8 79 zu tun ablehnen? 
II. 20/2 83. 8, 62; II. 22/6 80. 2, 198. 

2. Darf die Feſtſetzung der Gejamtjtrafe einem nad $ 492 SPD. 
einzufeitenden Verfahren vorbehalten werden, wenn das früher ergangene 
Urteil noch nicht redtöfräftig ift? III. 6/7 81. 5,1; I. 5/10 99. 32, 277. 

3. Steht der Anwendung des 8 79 entgegen, daß zur Zeit der 
früheren Berurteilung äußere Umjtände vorlagen, wegen deren die damals 
Ihon begangene Straftat nicht Gegenftand der Verurteilung jein konnte? 
I. 6/11 82. 7, 298. 

4. In welcher Form ijt gemäß $ 79 eine Gejamtitrafe feitzujegen ? 
Inwieweit hat die teilweiſe Berbüßung der früher erfannten Strafe 
Berüdjihtigung zu finden? IL 20/2 83. 8, 62; I. 17/5 88. 8, 385. 

5. Kann der Nichter, weldyer gemäß 8 79 auf eine Gejamtjtrafe 
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zu erfennen hat, geeigneten Falls die früher verfäumte Feſtſetzung von 
Einzeljtrafen nachholen? II. 20/2 83. 8, 62. 

6. Iſt 8 79 zur Anwendung zu bringen, wenn vor der nunmehr 
auszufprechenden Strafe mehrere Strafen erkannt worden waren, bezüglich 
deren Die geboten gewejene Bildung einer Gejamtitrafe nicht ftattgefunden 
hatte? I. 1/11 86. 15, 29. 

7. Muß bei Anwendung des $ 79 dann, wenn in der rechtäfräftig 
vorliegenden Entſcheidung bereit3 auf eine Gejamtitrafe erfannt war, die 
anderweit zu erfennende Strafe notwendig in einer Erhöhung der 
bereit3 vorliegenden Gefamtftrafe bejtehen? III. 13/5 82. 6, 283, 

8 Was iſt unter „Begehung vor der früheren Verurteilung“ zu 
verjtehen? Dit die Verkündung der erſten verurteilenden Entſcheidung 
maßgebend? I. 10/1 81. 3, 213. 

9. Welches von mehreren in derfelben Straffadhe ergebenden Urteilen 
ift dafür entjcheidend, ob zur Zeit der Verurteilung eine gegen den An— 
geffagten früher erfannte Strafe verbüßt war? II. 3/2 99. 32, 7. 

10. Wie ift die Strafe zu berechnen, wenn gleichzeitig mit Straf: 
taten, welche vor einer früher erfolgten Verurteilung begangen wurden, 
jolhe zur Aburteilung gelangen, welche erſt nachher verübt worden find? 
Wie ift die Gefamtitrafe zu bilden, wenn das frühere Urteil eine Mehr— 
heit von Straftaten zum Gegenftande hatte, von denen ein Teil bereits 
mit noch früher abgeurteilten nach $ 79, der andere nah $ 74 zur 
Bildung von Gefamtftrafen geführt hatte? III. 5/4 81. 4,53; 1.29/10 88. 
18, 338; I. 1/6 98. 24, 185. 

11. Unter melden Umitänden kann von Anwendung de $ 79 
Abftand genommen werden? IV. 14/5 01. 34, 267. 

12. it auf eine Gejamtitrafe zu erkennen, wenn ein früheres Urteil 
zufolge Rechtsmitteld aufgehoben ift, nachträglich eine zweite Verurteilung 
wegen derjelben Tat jtattgefunden hat und nunmehr die Aburteilung 
wegen einer Straftat erfolgt, welche nach der eriten, aber vor der zweiten 
früheren Verurteilung begangen ift? III. 5/4 00. 33, 231. 

S. zu $79 au 4, 161; 8, 82, 31, 244. 


weiter Teil. 
Von den einzelnen Verbrechen, Vergehen und Übertretungen und deren Beitrafung. 
Zum erften bis vierten Abſchnitt (SS 80—104). 
Sind die bezüglihen Materien jo geregelt, daß für landesgejeliche 
Beltimmungen fein Raum bleibt? I. 17/11 87. 16, 340. 
Eriter Abſchnitt (88 80—93). 
Hochverrat und Landesverrat. 


Kommt dem Gehülfen zu einem Mordverfuhe im Sinne des $ 80 


$ 80 die in 8 49 Abſ. 2 St. G. B's vorgejehene Strafmilderung zu? 
IL, III. 22/12 84. 12, 64. 
©. zu 880 auch 5, 215. 
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881 Fällt der Krieg als Mittel zur Erreichung der in Nr. 8 — 
Zwecke unter den Begriff der Gewalt im Sinne der Nr. 3? Ber: 
bältnis des 8 81 Nr. 3 zu 8 87. Was find vorbereitende Handlungen 
zu dem duch Krieg auszuführenden hochverräterijchen ——— 
II, III. 18/6 87. 16, 165. 

©. zu 88 81. 82 auch 5, 215; 3, 26. 


885 1. Was gehört zum Tatbeſtande des Verbrechens? Welchen Sinn 
bat die Verweifung auf $ 82? IL II. 5/12 81. 5, 215. 
2. Was ift unter „Verbreitung von Schriften” zu verjtehen? 
II, II. 5/10 82. 7, 118. 
©. zu 885 aud 9, 292; 16, 245. 


886 Begriff einer ein hochverräterifche8 Unternehmen vorbereitenden 
Handlung. II, II. 21/10 81. 5, 60; II, I. 18/6 87. 16, 165. 


87 Verhältnis zu dem Verbrechen des Hochverrats, insbeſondere der in 
8 81 Nr. 3 vorgejehenen Straftat. II, III. 18/6 87. 16, 165. 


892 1. Iſt $ 92 neben dem Geſetze gegen den Verrat militäriſcher Ge— 
heimniffe vom 8. Juli 1893 noch vollftändig in Geltung? II, IT. 16/12 93, 
25, 45. 

2. Was ift zu veritehen unter „Nachrichten, deven Geheimhaltung 
einer anderen Regierung gegenüber für da8 Wohl des Deutjchen Reiches 
erforderlich it"? Was gehört zum fubjektiven Tatbeftande des in Nr. 1 
vorgejehenen Verbrechens? II, III. 19/5 84. 10, 420. 

3. Was find Urkunden im Sinne der Nr. 2? II. 8/11 80. 2, 425. 

4. Unter welchen Vorausſetzungen find Tandesverräteriihe Mit- 
teilungen an eine fremde Regierung ald in Deutjchland begangen anzu= 
fehen? IT, III. 11/2 86. 13, 337. 

©. zu 892 aud 17, 103. 


Zweiter Abſchnitt (38 94—97). 
Beleidigung des Landesherrn, 
s 94 Iſt der Kaifer in Elfaß-Lothringen Zandesherr im Sinne des 8 94? 
I. 17/4 84. 10, 312; I 26/4 88. 17, 334. 
©. zu 894 auch 6, 25. 


sy 1. Inwieweit ift in der Kritik einer zur Eröffnung des Reichstags 
gehaltenen Thronrede eine Kritik der Perfon des Kaiferd zu erfennen? 
Wird die Majeftät3beleidigung dadurch ausgeſchloſſen, daß die an= 
gegriffene Negierungshandlung unter Berantwortlichkeit eines Miniſters 
erfolgt ift? I. 15/6 99. 32, 236. 
2. Über das fubjeftive Schuldmoment (Eventualdolus) bei der 
Majejtätöbeleidigung: IV. 12/10 97. 30, 270; III. 23/6 80. 2, 213. 
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3. Kann eine Majejtätsbeleidigung in Angriffen gefunden werden, 
die jih dem Wortlaute nad; gegen Borfahren des Monarden richten? 
Iv. 7/2 96. 28, 171. 

4. Iſt der Begriff der Beleidigung ($ 185 St. G. B.'s) anwendbar? 
I. 15/12 92. 28, 347. 

5. Wird die Strafbarfeit durch einen Wahrheitöbeweis ausgeſchloſſen? 
III. 23/6 80. 2, 218. 

6. Findet auf Majejtätöbeleidigungen 8 193 St.G.B.8 Anwendung? 

Unter welden Vorausſetzungen kann in einem Beitungsberichte über 
eine öffentlich verhandelte Majeftätöbeleidigung eine abermalige Berübung 
dieſes Delikts gefunden werden? II. 4/10 81. 5, 46; II. 25/1 89. 
18, 382. 

7. Iſt die Feititellung, der Angeklagte habe Lediglich in Verfolgung 
feiner Gerechtſame gehandelt, vereinbar mit der Annahme des zur Majeftätd- 
beleidigung gehörigen Vorjaßes? 

Kann Majejtätsbeleidigung verübt werden durch die Anführung von 
Handlungen, welde der Monarch vor feinem NRegierungsantritt und 
außerhalb jeiner Iandesherrlihen Stellung vorgenommen haben fol? 
II. 21/5 83. 8, 338. 

8. Inwiefern liegt in der Weitergabe einer beleidigenden Drud- 
Ihrift eine Majejtätöbeleidigung, wenn durch die Weitergabe lediglich die 
Erfüllung einer Vertragspflicht bezwedt wird? III. 17/3 80. 1, 321. 

©. zu $95 aud 3, 433; 4, 218. 271. 


1. ©. 8 97. 

2. Sind die Mitglieder des preußifhen Königshaufes für Elſaß— 
Lothringen ald Mitglieder des Tandesherrlichen Haufe zu betrachten? 
I. 17/4 84. 10, 312; I. 26/4 88. 17, 334. 

©. zu $96 aud 6, 25. 


1. ©. 8 96. 

2. Bon welchen Vorausfegungen ift die Eigenfhaft ald „Mitglied 
des landesherrlichen Hauſes“ abhängig? Hört die Eigenjchaft auf mit 
der Erlangung der Souveränität über einen außerdeutjchen Staat? mit 
der Übernahme der Regentihaft in einem anderen deutjchen Bundesitaate? 
Wirkt die bei dem Beleidiger vorliegende Nichtkenntnis jener Eigenjchaft 
ihuldausfchliegend? III. 28/9 91. 22, 141; IV. 16/9 92. 23, 239. 

©. zu $ 97 aud 8, 338, 


Dritter Abſchnitt (55 98—101). 
Beleidigung von Bundesfürften. 

Was gehört zum Tatbeitande der bier unter Strafe gejtellten Be— 
leidigungen? Kann der Täter den Schuß bed 8 193 St.G.B.3 in 
Anfprud nehmen? In welder Form ift die zur Verfolgung nötige Er- 
mädtigung des Beleidigten zu erteilen? IL. 25/1 89. 18, 382. 
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Fünfter Abſchnitt (9 105—109). 
Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Ausübung 
ſtaatsbürgerlicher Rechte. 


1. Begriff des „Unternehmens“. III. 4/6 83. 8, 354. 
2. Sit der Bundesrat eine gefeßgebende Verfammlung? IIL. 14/12 82. 
7, 882. 


Sind auch Gemeindewahlen „in Ausübung jtaatsbürgerlicher Rechte“ 
vorgenommen? I. 9/11 82. 7, 2283. 


1. It der Begriff einer „Wahlhandlung“ außgefchlofjen, wenn bei 
dem Geſchäfte ein Unberechtigter als Protofollführer mitgewirkt hat? 
II. 28/6 82. 6, 851. 

2. Was ift unter der Herbeiführung eined unrichtigen Ergebniffes 
der Wahlhandlung zu verjtehen? II. 20/10 82. 7, 144; I. 6/10 81. 
5, 49. 

3. Sit ein unrichtige® Ergebnis einer Wahlhandlung nur dann 
herbeigeführt, wenn durch falihe Zählung Mehrung oder Minderung der 
Stimmzettel oder ähnliche äußerlicye Einwirkung auf das formale Zahlen 
verhältnis dieſes alteriert wird, oder ift jener Erfolg auch dann erreicht, 
wenn die Zulafjung von Stimmen Unberedtigter bewirkt und hierdurch 
das Ergebnis der Wahlhandlung beeinflußt wird? I. 31/1 84. 10, 60. 

4. Was ift unter „Wahlhandlung* zu verftehen? Unterjchied 
zwifchen „Herbeiführung eines unrichtigen Ergebnifjes der Wahlhandlung“ 
und „Berfälfchung des Ergebnijfes der Wahlhandlung“. IL 2/6 90. 
20, 420. 

5. Kann dad Begriffmerfmal „vorfäßlicher Herbeiführung eines 
unrichtigen Ergebnifjes der Wahlhandlung“ dadurch erfüllt werden, daß 
ein verjehentlih in die Wahlliften eingetragener, an ſich unberedhtigter 
Wähler von dem Stimmrechte Gebraud; mat? III. 6/4 91. 21, 414. 


1. Was gehört zum Tatbeſtande? Iſt dazu ein zweiſeitiges Ab— 
fommen, die Zahlung eines Entgelte® und die Abgabe der Stimme er— 
forderlich? Bedarf ed der Feititellung, daß die Übereinkunft auf die Aus- 
übung des Wahlrechtes gegen die Überzeugung des Wählers gerichtet 
jei? I. 9/4 88. 17, 296; I. 3/4 82. 6, 194; I. 15/11 883. 9, 197. 

2. Gehört zum Tatbejtande mehr, als daß der vom Käufer ge— 
währte Vorteil für die Stimmabgabe geleiftet ift? Fehlt der Vorteil, 
wenn dad Gewährte Erjat für Neifefoften und verlorenen Arbeitsverdienft 
ift? I. 6/11 84. 11, 218. 

©. zu $ 109 aud 17, 101. 


Sechſter Abſchnitt (SS 110—122). 


Widerftand gegen die Stantögemalt. 


St der Verbrechensbegriff des Widerjtands gegen die Staatdgemwalt 
in Teil TI Abfchn. 6 St.G.B.'s mit Ausſchluß jeder landesgeſetzlichen 
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Anordnung geregelt? I. 21/9 93. 24, 313; I 20/2 88. 17, 134; 
L. 17/11 87. 16, 340. 


1. Was erfordert die „Aufforderung zum Ungehorfam gegen Geſetze 8 110 
oder rechtögültige Verordnungen oder die von der Obrigkeit innerhalb 
ihrer Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen“? Worin liegt, der Unter- 
ihied der Tatbejtände von $ 110 und 8 111? Begriff der Öffentlichkeit. 
II. 15/3 84. 10, 296; IV. 3/12 89. 20, 63; II. 4/12 90. 21, 
192; II. 19/4 81. 4, 106; II. 28/9 88. 9, 71. 

2. Zum Begriffe der obrigfeitlihen Anordnungen im Sinne des 
& 110. Sind darunter auch ſolche Anordnungen zu verftehen, welche, 
wenn auch an alle Bewohner eines Ortes, doch auf einen fpeziellen Fall 
gerichtet find? IL. 29/5 83. 8, 321; IL. 7/6 89. 19, 308; II. 
4/12 90. 21, 192. 

3. Was gehört zur „Aufforderung zum Ungehorjam gegen Geſetze“? 
I. 1/6 93. 24, 189; IV. 27/10 91. 22, 185. 

4. Fällt die Aufforderung zum Ungehorfam gegen bürgerliche Ge— 
Ice unter $ 110? IV. 3/12 89. 20, 63; IV. 3/12 89. 20, 150; 

II. 28/1 91. 21, 299; I. 15/1 91. 21, 304. 

5. Fällt die Aufforderung, den Vorladungen der Polizeibehörden 
in Unterfuhungsjahen feine Folge zu leilten, au dem Grunde, weil 
die Verpflichtung feine erzwingbare it, nicht unter $ 110? I. 30/9 80. 
2, 281. 

6. Inwieweit kann die öffentlih vor einer Menfchenmenge ges 
ichehene Aufforderung, einen zum Teil unter Verlegung der Kündigungs— 
friften begonnenen Arbeitsausſtand fortzufeßen, dad Tatbeſtandsmerkmal 
der Aufforderung zum Ungehorfam gegen das Geſetz erfüllen? IIL. 2/2 91. 
21, 355. 

7. Kann die an vorläufig in die Heimat beurlaubte Rekruten ge— 
richtete Aufforderung, nad) ihrem Eintritt in das Heer die jozialdemo- 
fratifchen Lehren unter ihren Kameraden zu verbreiten, den Tatbeſtand 
des 8 110 erfüllen? II. 8/11 95. 27, 406. 

8. Bedingt die „Aufforderung vor einer Menjchenmenge”, da die 
Aufforderung an die Menge in ihrer Gejamtheit oder an einzelne der 
Anmefenden gerichtet ift? 

Sit die Aufforderung zum Ungehorfam gegen ein Geſetz ftraffrei, 
wenn fie nicht zur Runde folder Perfonen gelangt, welchen das Geſetz 
eine Verpflichtung zum Gehorfam auferlegt? 

Kommt es darauf an, ob die Aufforderung von Erfolg war oder 
nicht? IL, III. 21/10 81. 5, 60; IL 8/11 95. 27, 406. 

9. Über den Begriff von Menfchenmenge ſ. 8 125. 

10. Was ift unter „Verbreitung von Schriften“ zu verftehen? 
IL, II. 5/10 82. 7, 113; ‚10/10 87. 16, 245. ‘er. 10/9 97. 30, 224. 

11. Rann in der Überfendung einer Schrift mit dem Auftrage, 
bon dem Inhalte Kenntni® zu nehmen und Pervielfältigungen von 
Berfon zu Perſon weiterzugeben, eine Verbreitung der Schrift im Sinne 
des & 110 gefunden werben? II. 28/9 83. 9, 71. 
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12. Über den Begriff von öffentlihem Anfchlagen und Ausitellen 
J. 8 184. 

13. Kommt dem, der öffentlich zum Ungehorfam gegen cine von 
der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anordnung auf: 
gefordert hat, die irrige Annahme, dab die Obrigkeit für ihre Anordnung 
nicht zuftändig geweſen ſei, zuitatten? II. 10/2 85. 12, 6. 

14. Können die ZTatbejtände der 88 110 u. 111 konkurrieren? 
II. 19/4 81. 4, 106. 

©. zu 8 110 aud) 9, 292. 


1. S. 8 110. 

2. Erfordernis des jubjeftiven Tatbeſtands. IL 8/11 95. 27, 406. 

3. Welchen Zatbeftand erfordert 8 111? Umfaßt die „itrafbare 
Handlung“ aud eine nad) Landesgeſetz ſtrafbare Tat? Kann das in 
Abſ. 1 vorgejehene Delikt ideell fonfurrieren mit dem in $ 17 Abſ. 2 
der preuß. Verordnung über das Vereinsweſen vom 11. März 1850 mit 
Strafe bedrohten Tat? I. 20/6 92. 23, 172. 

4. Berhältnis zu $ 110 St. G. B.'s. Kann in der Nufforderung 
zu unerlaubtem Kolleftieren der Tatbeftant de8 8 111 gefunden werden? 
Sit der Begriff des Kollektierens ausgefchloffen, wenn der Zwed der be- 
züglichen Geldfammlung auf Befriedigung eigennüßiger Anterefjen ge- 
richtet ift? III. 4/12 90. 21, 192. 

5. Begriff von „itrafbarer Handlung“ im Sinne des $ 111, 
II. 19/4 81. 4, 106. 

6. Macht fi der, der im Sinne de $ 111 zu einer ftrafbaren 
Handlung auffordert, mehrerer Straftaten jchuldig, wenn infolge der 
Aufforderung mehrere jtrafbare Handlungen begangen werden? Unter: 
jhied des in $111 vorgejehenen Delikts von Anitiftung. IL. 21/12 80. 
3, 145. 


1. Gehören die vorläufig in die Heimat beurlaubten Rekruten zu 
den Berjonen des Soldatenjtandes im Sinne des 8 112? Sit unter „dem 
Befehle des Oberen“ nur ein Befehl in Dienftjahen oder aud ein 
Dienftbefehl zu verftehen? IL. 8/11 95. 27,406. (1. 15/1294. 26, 314.) 

2. Über die Begriffe von „auffordern“ „anreizen” f. $$ 110. 130. 


a) Zur Vollſtredung von Geſetzen 2c berufene Beamte. 

1. Über Beamteneigenfchaft ſ. $ 359 St. G.B.'s. 

2. Gehören hierher nur die eigentlihen Bolljtrefungsbeamten ? 
Kann ein Richter berufen fein, eine von ihm jelbjt oder einem anderen 
Richter getroffene Anordnung zu voljtreden? III. 17/1 87. 15, 227; 
II. 14/11 95. 28, 19. 

3. Was iſt unter Vollſtreckung zu verjtehen? Iſt ein Amtsrichter, 
der auf Antrag der Staatdanwaltichaft einen Zeugen zu vernehmen hat, 
al3 ein Beamter anzujehen, der zur Vollitredung von Gefegen und 
Anordnungen der VBerwaltungsbehörden berufen ift? I. 24/6 86. 14, 259. 

4. Kann der Direktor einer Königlich ſächſiſchen Fortbildungsſchule 
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als ein Beamter gelten, der zur Vollſtreckung von Geſetzen x berufen 
ift? IIL 14/11 95. 28, 19. 

5. Kann ein bayrifcher Volksfchullehrer in Beziehung auf Ausübung 
des Züchtigungsrechts gegenüber Sonntagsjchülern hierher gerechnet wer— 
den? I. 22/1 94. 25, 89. 

6. Gehören im Geltungäbereiche der preußifchen Kreisordnung die 
dem Amtövorjteher untergeordneten Amtödiener zu den in 8 113 bezeich— 
neten Beamten? II. 29/4 02. 35, 210. 

7. Sit 8 113 unanwendbar, wenn der betreffende Beamte entgegen 
gejeglichen Beitimmungen vor erreichter Volljährigkeit angejtellt worden 
ift? I. 3/6 80. 2, 82. 

8. Sit der Widerftand, welchen ein Deutjcher im Auslande der dort 
beitehenden Staatsgewalt geleiitet hat, beim Borhandenfein der Voraus- 
jeßungen des $ 4 Nr. 3 St. G.B.'s nad) $ 113 ftrafbar? II. 15/2 83. 
8, 53. 

b) Reditmäßige Amtsausübung. 

9. Handelt der BVollitredungsbeamte, der bei einer jeinem pflicht- 
mäßigen Ermefjen überlajjenen Tätigkeit jich innerhalb der ihm angewie— 
fenen Grenzen hält, in rechtmäßiger Amtsausübung, aud wenn er fi 
in einem tatfähhlihen Punkte irrt? III. 19/11 81. 5,208; IIL 5/1181. 
5, 295; IL. 23/6 82. 6, 400; IV. 23/6 93. 24, 217; IV. 22/1 01. 
34, 104. 

10. Sit bei der Aburteilung einer Anklage au $ 113 vom Richter 
nahzuprüfen, ob für die Vornahme einer Beichlagnahme oder Durd)- 
ſuchung durch einen Hülfsbeamten der Staatdanwaltihaft dad Erforder- 
nis der Gefahr im Verzuge vorgelegen hat? Jſ. 1/12 92. 23, 334. 


11. Handelt ein Beamter in rechtmäßiger Amt3ausübung, wenn er 
bei ausreichender Prüfung der obwaltenden Umſtände die Überzeugung 
hätte gewinnen müjjen, daß zu dem von feinem pflichtmäßigen Ermefjen 
abhängig gemadten amtlichen Einfchreiten ein Anlaß nicht vorlag? 
I. 30/6 94. 26, 22. 

12. Befindet fih ein Beamter in der rechtmäßigen Ausübung 
feined® Amts bei Vornahme einer Amtshandlung, die ihm im konkreten 
Falle von feinem Vorgefegten verboten worden war? I. 18/3 98. 31,76. 

13. Kann eine Bejchlagnahme, Hausfuhung oder Verhaftung, guch 
wenn die in der Strafprozeßordnung für eine ſolche Maßnahme gettof- 
jenen Beitimmungen nicht gewahrt find, nicht doc ald Maßnahme der Prä- 
ventivpolizei ihre Rechtfertigung finden? IT. 2/2 80. 1, 93: III. 13/4 81. 
4, 101; I. 29/9 84. 11, 101; L 16/11 85. 18, 44. 

14. Kann eine objektiv rechtöwidrige Amtshandlung den Charakter 
einer rechtmäßigen dadurch erlangen, dab der Beamte irrtünnlicherweife 
fie dafür hält? II. 5/11 81. 5, 295; IL. 24/10 84. 11, 175. 

15. Genügt für dad Tatbejtandsmerfmal der rechtmäßigen Amts— 
ausübung die Feititellung, daß der Beamte ſich nad pflihtmäßigem Er- 
mejjen zu der Handlung, bei der ihm Widerjtand geleiftet worden, für 
berechtigt gehalten habe? IV. 26/11 97. 30, 348. 
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16. It e8 zur Annahme der rechtmäßigen Amteausübung eines 
Vollſtreckungsbeamten ausreihend, daß diejer den Befehl einer im all- 
gemeinen zu folhem Befehle zuftändigen Behörde in gejegliher Weile 
zur Ausführung gebradt bat? I. 1/11 80. 2, 411; L 16/11 98. 
24, 389. 

17. Handelt ein den Befehl jeined Vorgejebten ausführender Ere- 
futivbeamter in rechfmäßiger Amtsausübung, wenn der Borgejegte mit 
der Erteilung des Befehl! ſich nicht innerhalb feiner Buftändigkeit be— 
wegt hat? IV. 27/11 96. 29, 199. 

18. Iſt e8 für die Anwendung des $ 113 geboten, daß die Amts— 
handlung, der Widerjtand entgegengeftellt worden ift, ſich als Ausflug 
einer Amtsgewalt darjtellt? Befindet ſich ein Gemeindediener in recht— 
mäßiger Amtsaußübung, wenn er im Auftrag eines preußifchen Amts— 
und Gemeindevorfteherd Ortsarme in eine zur Unterbringung folder 
feitend der Gemeinde gemietete Wohnung einſetzt? II. 27/11 94. 26, 291. 

19. Bon welchen Borausfegungen hängt e8 ab, ob die Beobachtung 
gewiſſer Vorfchriften eine weſentliche ift, die Nichtbeobachtung alfo die 
Amtsausübung als eine unrechtmäßige erjcheinen läßt? II. 2/1 83, 
7, 370; I. 6/2 88. 17, 122. 

20. Für welche Fälle erfordert die preuß. Allg. Gerichtsordnung 
I. 24 8 68 für die rechtmäßige Amtsausübung des Erefutord die Zus 
ziehung von Zeugen? Unterfchied von gefetlihen und reglementären Vor— 
ichriften. IL. 27/1 80. 1, 165. 

21. Umfaßt 8 113 auch den gewaltfamen Widerftand gegen die 
Amtshandlung eined Beamten, welche diefer im Auftrage jeine® Dienite 
vorgefegten allein vornahm, jedod nur unter Mitwirkung ded Dienit- 
vorgejeßten oder eine® anderen Beamten vorzunehmen befugt war? 
(Hausfuhung. Amtsdiener.) II. 5/12 79. 1, 26. 

22. Über die Zuläffigkeit der Zwangsgeſtellung durch die Polizei— 
behörden. III. 22/11 83. 9, 438; UI. 19/386. 13, 426; III. 27/491. 
22, 5. 

23. Unter welchen Borausfegungen iſt behufs Ergreifung einer 
Perjon das Eindringen in die Wohnung eines Dritten geftattet? II. 24/9 80. 
2, 262; II. 7/11 98. 31, 307. 

24. Sind in Preußen die Polizeibehörden befugt, polizeilich noch 
nicht fontrollierte Dirnen, welde der gewerbsmäßigen Unzucht verdächtig 
find, im fittenpolizeilichen Interefje zum Bolizeibureau fiftieren zu lafjen? 

Unter welchen Modalitäten ift die Durchſuchung von fog. Abjteige- 
quartieren, Schlupfwinfeln gewerbsmäßiger Unzucht ftatthaft? II. 11/1 81. 
3, 185. 

25. Dürfen Bolizeibeamte, welche beauftragt find, eine Perſon 
zwangsweiſe zu geitellen, in Preußen jich zu dem Zwecke in die Woh- 
nung eine8 Dritten begeben? — Unterjchied zwifchen Zwangsgeſtellung 
und vorläufiger Feitnahme. II. 23/3 80. 1, 331. 

26. Fällt das in dem preußifchen Geſetze zum Schuße der perſön— 
lihen Freiheit vom 12. Februar 1850 enthaltene Verbot des Eindringens 
in eine fremde Wohnung zur Nachtzeit hinweg, wenn das Anfuchen zum 
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Eintreten von einer außerhalb der Wohnung befindlichen Perfon geftellt 
wird? II. 3/2 80. 1, 94. 

27. Darf ein Polizeibeamter einen auf frifcher Tat Betroffenen 
vorläufig feftnehmen, wenn er dejjen Angaben über Namen und Wohnung 
mißtraut? I. 2/5 95, 27, 198. 

28. Darf ein Polizeibeamter eine auf friiher Tat betroffene, aber 
nicht fluchtverdächtige Perjon unter Ablehnung der Prüfung der ange- 
botenen Legitimation zur Verfügung des weiteren der Polizeibehörbe 
vorführen? IV. 5/4 95. 27, 158. 

29. Darf ein Polizeibeamter eine Perfon, die er auf der Straße 
wegen einer dort joeben begangenen Straftat angehalten hat, behufs 
Bornahme näherer Unterjuhungen zwangsweiſe zur Polizeimache 
jiftieren? IL. 11/7 99. 32, 269. 

80. Befindet jih in Preußen ein Gendarm bei einer von ihm aus 
eigener Entſchließung veranlaßten, den Vorfchriften der 8 94 flg. St. P.O. 
unterliegenden Beichlagnahme in der rechtmäßigen Ausübung feines 
Dienſtes? IL 24/10 84. 11, 175. 

31. Handelt in Preußen der Gendarm, welcher von zuftändiger 
Stelle beauftragt it, eine polizeilihe Anordnung durch Zwangsmittel 
durchzufegen, in rechtmäßiger Amtsausübung, wenn er die zu erzwingende 
Handlung bei Weigerung des Verpflichteten durch einen Dritten ausführen 
läßt und dann behufs Einziehung der Koften den Berpflichteten der 
Rolizeibehörde vorführt? II. 17/9 92. 23, 226. 

32. Befinden ſich Örenzzollbeamte in rehtmäßiger Amtsausübung, 
wenn fie jich behufs Wahrneymung ihrer dienstlichen Funktionen auf 
uneingefriedete Privatgrunditüde begeben, ohne in der Verfolgung flüch- 
tiger Defraudanten begriffen zu jein? IV. 14/10 87. 16, 248. 

33. Unter welchen Vorausſetzungen it eme auf Grund des $ 126 
V.83. G.'s ohne Beobadhtung der im allgemeinen vorgejchriebenen Förm- 
lichfeiten vorgenommene Hausfuhung eine rechtmäßige Amtshandlung ? 
IV. 23/6 93. 24, 218. 

34. Befindet ſich ein Bollbeamter in rechtmäßiger Amtsübung, wenn 
er eine im Örenzzollbezirfe betretene Perjon, die fich weigert, ein in 
einem Tragkorbe befindliches, loje in Papier eingeſchlagenes Paket jelbft 
zu öffnen, behufs Revifion dieſes Padets zwangsweiſe zur nächſten Dienit- 
ftelle fiftiert? III. 28/10 95. 28, 1. 

35. Welche Widerftandsleiftung macht nah S 679 C.P.O. vom 
30. Januar 1877 die AZuziehung von Zeugen notwendig? Liegt da, wo 
die gejegliche Vorfchrift, Zeugen zu einer Vollftredungshandlung zuzuziehen, 
nicht beobachtet wird, eine rechtmäßige Amtausübung vor? I. 16/11 93: 
24, 389; IL. 2/1 83. 7, 370; I. 15/6 85. 12, 261. 

36. Befindet ji) der Gericht3vollzieher in rechtmäßiger Amtsaus— 
übung, wenn er zum Zwecke einer Pfändung die Tajchen in den Klei— 
dern am Leibe des Schuldnerd zwangsweiſe durchſucht? IL 15/10 87. 
16, 218. 

37. Befindet ſich der Gerichtövollzieher in rechtmäßiger Amtsaus— 
übung, wenn er auf Grund einer einjtweiligen Verfügung, durch welche 
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die Wegnahme von Sachen angeordnet iſt, wider Willen eines dritten 
Inhaber die Sachen mit Gewalt fortnehmen will? Iſt hierbei ein Irr— 
tum des Gerichtövollzieher8 und eine falſche Deklaration des Vollftredungs- 
gericht8 von Bedeutung? L 19/11 94. 26, 249. 

38. Befindet fi) der Gericht8vollzieher in recdhtmäßiger Amts— 
ausübung, wenn er im Auftrage des betreibenden Gläubigerd eine im 
Gewahrfam eine zur Herausgabe nicht bereiten Dritten befindliche Sache 
durch Beſitznahme pfändet? I. 11/3 89. 19, 69. 

39. Inwiefern befindet fi ein Gerichtövollzieher in vechtmäßiger 
Amtsausübung, wenn er zwar prozefjualiiche Normen der Zwangsvoll— 
ftredung nicht einhielt, jedoch nad) dem ihm zuftehenden Ermefjen annahm 
und nad den Umjtänden des Falls ſich überzeugt halten durfte, dem 
Geſetze gemäß zu verfahren? III. 5/11 81. 5, 295. 

40. Setzt die Nechtmäßigfeit der Amtsausübung bei Pfändung von 
NahrungSmitteln voraus, daß der Vollſtreckungsbeamte ſich vor der 
Pfändung durh Schägung des vorhandenen Vorrates davon überzeugt, 
daß dem Schuldner noch die auf zwei Wochen erforderlichen Nahrungs— 
mittel verbleiben? III. 19/11 81. 5, 208, 

41. Entbehrt die Amt&handlung des Gerichtsvollziehers des Charakters 
der Rechtmäßigkeit, wenn er bei der Ausführung einer Zwangsvollſtreckung 
Sachen pfändet, melde als unentbehrlich der Pfändung nicht unter- 
worfen find? IV. 16/4 89. 19, 164. 

42. Mit welchem Zeitpunkte beginnt die Bollftredungshandlung 
des zu einer Zwangsvollſtreckung berufenen Beamten? III. 30/4 91. 
22, 227; I. 16/11 98. 24, 389. 

43. Inwieweit find die einzelnen Vollitredungshandlungen ſelb— 
ftändige Alte der Amtsausübung? IV. 8/11 89, 20, 85. 

44. Bedingt die Vorfchrift der zur preußifchen Verordnung vom 
7. September 1879, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren, er— 
gangenen Anweifung vom 15. September 1879, daß die Bekanntmachung 
der Verjteigerung drei Tage vorher zu erfolgen hat, die Rechtmäßigkeit 
der Vornahme der PVerjteigerung? I. 6/2 88. 17, 122. 

45. Erfordert die rechtmäßige Amtsausübung eine® preußifchen 
Tifchereiauffehers, daß derjelbe die Abzeichen eines folchen trägt? Ort— 
lihe Buftändigfeit desfelben. IV. 13/2 94. 25, 112. 

46. Können Gefangene dazu angehalten werden, ſich den Bertillon= 
hen Meflungen zu unterwerfen und ſich photographieren zu lafjen ? 
IV. 2/6 99. 32, 199. 

47. Über die Befugniffe der erekutiven Polizei zum Einfchreiten 
gegen Angehörige des Militärs: IV. 13/11 96. 29, 180, 

ec) Wideritandsleiftung, Angriff. 

48. Genügt, daß der Beamte während der rechtmäßigen Amts— 
ausübung angegriffen wird, oder muß ein Widerftand gegen den Voll— 
jtredungsaft intendiert jein? I. 2/11 85. 13, 105. 

49. Bon welcher Bejchaffenheit muß die einen Gegenftand der 
Widerftandleiftung bildende Tätigkeit fein? Kann in einem bloß paffiven 
Berhalten ein Widerftand gefunden werden? IL 12/7 81. 4, 374. 
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50. Unter welchen Borausfeßungen enthält der Widerſtand gegen 
die Wegführung durch einen Vollftredungsbeamten das Begriffsmerfmal 
de3 Widerftandd durch Gewalt? IL. 1/11 80. 2, 411. 

51. Sit eine alternative Feititellung in Bezug auf Widerjtand und 
tätlichen Angriff zuläffig? III. 8/1 96. 28, 98. 

52. Kann in dem Einfchliegen eines Vollftredungsbeamten behufs 
Verhinderung der Amtshandlung eine Gewalt gefunden werden? IV. 5/11 95. 
27, 405 (II. 29/11 95. 28, 32). 

53. Gebt der Begriff des tätlichen Angriff gegen Beamte einen 
Erfolg, ein Berühren des Körpers des Angegriffenen, voraus? I. 18/11 82. 
7, 301. 

54. Iſt Selbithülfe gegenüber einem Beamten geftattet, der in recht- 
mäßiger Amtsausübung obrigkeitlihe Befehle zur Bollitredung bringt? 
IL 26/1 92. 22, 300. 

d) Abjag 3: Zur Unterjtügung zugezogene ꝛc. 

55. Wird für die Anmendung des Abſ. 3 die Rechtmäßigkeit der 
Dienftausübung vorausgejegt? IL 24/10 84. 11, 175. 

56. Was gehört zu der Feititellung, daß eine Privatperfon zur 
Unterftüßung eine Beamten zugezogen worden iſt? IV.23/3 99. 32, 246. 

57. Sit der VBolljtredungsbeamte in der Wahl der zu feiner Unter» 
ftüßung zuzuziehenden Perfonen bejchränft? I. 10/7 93. 25, 253. 

58. Sit die Anwendung des Ab. 3 durch die gleichzeitige An— 
wendung des Abſ. 1 bedingt? Berhältnis des Abf. 3 zu $ 117 St. G. B.'s 
im Falle eines Widerjtandes gegen die zur Unterftüßung eines Forſt— 
beamten Zugezogenen. I. 15/1 97. 29, 310, 

e) Eubjeltiver Tatbeitand. 

59. Muß der Täter wiſſen, daß die Perjon, gegen welche fein 
Wideritand oder fein Angriff gerichtet ift, die Eigenſchaft eines Beamten 
hat? III. 30/10 80. 8, 14. 

60. Gehört zum fubjektiven Tatbeitande das Bewußtſein des Täters 
von der Rechtmäßigkeit der Amtsaußübung? I. 1/12 92. 23, 334; 
III. 30/10 80. 3, 14; II. 5/11 80. 2, 423. ®gl. III. 3/12 79. 1, 169. 

f) Verhältnis zu anderen Straftaten. 

61. Über das Verhältnis zu 8 114 St. G.B.'s: IV, 8/11 89. 
20, 35; L 12/5 81. 4, 148; II. 4/2 81. 3, 334. 

62. Kann dad Vergehen gegen & 113 mit dem gegen $ 240 
St. G.B.'s ideell konkurrieren? II. 18/1 98. 31, 8. 

©. zu 8 113 aud) 2, 306. 398; 10, 106; 16, 275; 22, 420; 
23, 357. 


1. Gebiet der Anwendbarkeit ſ. $ 113. s 14 
2. Begriff von Behörde. Iſt der Notar im Geltungsbereiche der 
preuß. Allg. Gerichtsordnung eine Behörde? PL. 14/11 88. 18, 246. 
3. Über Behörden ſ. weiter 88 156. 196 St. G. B.'s und $ 255 St. P. O. 
4. Sind Offiziere Beamte im Sinne ded 8 114? Was erfordert 
dad Tatbejtandsmerkmal der Amtshandlung? IL. 16/6 96. 29, 15. 
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5. Kann die Zeugnisablegung eines Beamten über amtliche Wahr- 
nehmungen als eine Amtshandlung aufgefaßt werden? I. 24/9 88.18, 350. 
6. Kann 8 114 zur Anwendung fommen, wenn e3 fih um einen 
der in $ 113 gedachten Beamten und um eine in Vollitredung begriffene 
Amtshandlung handelt? II. 4/2 81. 3, 334; IV. 8/11 89. 20, 35. 

7. Verhältnis zu $ 113. I. 12/5 81. 4, 143. 

8. Verhältnis zu $ 117. IH. 31/1 01. 34, 113. 

9. Kann auch eine an ſich bereditigte Handlung Gegenjtand der 
Drohung jein? IV. 8/11 89. 20, 35. 

10. Iſt Idealkonkurrenz mit dem Vergehen gegen $ 240 St. G. B.'s 
möglih? II. 18/1 98. 31, 3. 

11. Genügt ed zur Annahme eines jtrafbaren Unternehmens der 
Nötigung durch Drohung, wenn fi der Dolus des Drohenden auf das 
Bemwußtfein von der abſtrakten Möglichkeit der Vornahme einer gewifjen 
Amtshandlung feitens des Bedrohten beſchränkt? IV. 5/3 01. 34, 206. 

©. zu $ 114 aud) 22, 227. 


$ 115 1. Über die verfchiedenen Begriffdmerfmale ſ. & 125, fpeziel für 
den Begriff von „Zujammenrottung“ auch 8 122. 
2. Über den Begriff der „Offentlichkeit“ einer Zufammenrottung. 
II. 19/2 91. 21, 370; IV. 14/3 90. 20, 298. 
3. Können die Tatbeftände des $ 115 Abi. 1 und des $ 125 Abi. 1 
St.G. B.'s ideell konkurrieren? IV. 26/6 96. 29, 11. 
©. zu $ 115 aud) 9, 370. 


s 116 1. Wann ift ein Platz ꝛc als ein öffentlicher anzufehen? IV.17/6 90. 
21, 18; IH. 19/2 91. 21, 370, 

2. Welhe Beamte find zu der in $ 116 gedachten Aufforderung 
zuftändig? III. 15/3 82. 6, 91; I. 12/10 85. 12, 426. 

3. Muß die Aufforderung, ſich zu entfernen, an die verfammelte 
Menfchenmenge gerichtet fein? IV. 21/11 85. 13, 66; I. 12/10 85. 
12, 426, 

4. Verlangt die Anwendung ded 8 116, daß auch nad) der dritten 
Aufforderung zur Entfernung noch eine Menjchenmenge verfammelt ge— 
blieben it? I. 12/10 85. 12, 426. 

5. Welcher Vorſatz gehört zur Strafbarkeit? Gehört zum jubjef- 
tiven Tatbeſtande die Kenntnis von der dreimaligen Aufforderung? 
II. 15/3 82. 6, 91; IV. 12/11 85. 13, 66. 

6. Seht der Tatbeftand voraus, daß der Täter die dreimalige Auf— 
forderung felbjt gehört hat, oder genügt die auf andere Weije erlangte 
Kenntnis der Tatjache, daß die Aufforderung, ſich zu entfernen, dreimal 
erlaſſen iſt? III. 6/11 90. 21, 154. 


8 117 1. Über einzelne Begriffsmertmale ſ. $ 113. 
a) Forſt- oder Jagdbeamte. 
2. Inwiefern genießen in Preußen die von Brivativaldeigentümern x 
angejtellten Foritichußleute die Nechte von Beamten im Sinne des $ 117? 
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U. 1/10 80. 2, 306; II. 3/6 81. 4, 214; Il. 19/2 84. 10, 106; 
III. 20/11 84. 11, 321. 

3. Sit ein preußifcher Forftreferendar vermöge feiner Dienititellung 
zu der Ausübung des Forſtſchutzes berechtigt und verpflichtet? III. 23/12 85. 
13, 215. 

4. Sind in Bayern die Forjtpraftifanten als folhe Forſt- und 
Sagdbeamte? I. 15/11 97. 30, 343, 

b) Waldeigentümer, Forſt- oder Jagdberechtigte, bejtellte Auffeher. 

5. Iſt Jagdberechtigter im Sinne des $ 117 auch der, welcher in 
einer der ſechs öſtlichen preußiichen Provinzen die Jagd in einem Ge— 
meindebezirte auf Grund eines lediglich” mit dem Gemeindevorjteher ab- 
geichloffenen Jagdpachtkontraktes ausübt? IV. 18/6 89. 19, 327. 


6. Unter welden Vorausſetzungen it im Geltungsbereiche der 
preußiichen Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 der Pächter eines 
gemeinschaftlichen Jagdbezirkes als Jagdberecdhtigter im Sinne des 8 117 
anzufehen? IL 9/10 94. 26, 144. 

7. Bon welchen Vorausſetzungen macht 8 117 die Eigenjchaft eines 
von dem Waldeigentümer, dem Forſt- oder Jagdberechtigen bejtellten 
Auffeherd abhängig? IL. 25/4 84. 10, 333. 

8. Kann in Preußen von einem Forjtihußbeamten ein Aufjeher 
mit der Wirkung beitellt werden, daß auf einen dem Ießteren geleifteten 
Widerjtand $ 117 Unwendung findet? IL. 15/1 97. 29, 310. 

9. Findet auf den Widerjtand, welcher einem von einem anhaltijchen 
Hülfsjäger zu feiner Unterſtützung bejtellten Auffeher geleiftet iſt, 8 117 
Anwendung? III. 19/11 00. 34, 10. 

10. Erfordert die Strafbarfeit des einem bejtellten Aufjeher ge= 
feifteten Widerjtandes, daß der Aufjeher amtlich beeidigt ift? IIL. 20/11 84. 
11, 321; III. 15/1 85. 11, 421. 

e) Rechtmäßige Amtsausübung. 

11. Was iſt unter der Amtsausübung eines Forjtbeamten im Sinne 
des $ 117 zu verftehen? Kann fih auch ein von Forftbeamten ge= 
mieteter Waldarbeiter — namentlih nad $ 9 des preußifchen Feld— 
und Foritpolizeigefeßes vom 1. April 1880 — des Widerſtands gegen 
den Forjtbeamten ſchuldig machen? I. 1/11 81. 5, 413, 

12. Inwieweit find Amtshandlungen von Forjtihugbeamten durd 
8 117 geſchützt? Greift $ 117 Platz, wenn einem Forſtſchutzbeamten, 
der Hülfsbeamter der Staat3anwaltichaft ift, bei einer Durchſuchung Wider- 
jtand geleijtet wird? Kann 8 117 Unmendung finden, wenn einem 
Foritihugbeamten bei ciner bis ins Haus fortgejeßten Naceile Wider: 
jtand geleiftet wird? II. 13/12 92. 23, 857; II. 15/5 80. 2, 167. 

13. Befindet fi der Forftihußbeamte in der rechtmäßigen Aus— 
übung jeined Amtes, wenn er in Verfolgung der Spuren eined wahr 
genommenen Forſtfrevels einen Verdächtigen, fei e8 auch auferhalb des 
Forſtes, auffuht und zur Rede jtellt!? Iſt das Recht der Befragung 
bedingt davon, daß feine Anwendung zur Aufklärung des Sadverhaltes 
objektiv notwendig it? I. 26/10 93. 24, 344. 
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14. Befindet fih in Preußen ein beeidigter PBrivatforjtaufjeher in 
der rechtmäßigen Ausübung feine® Amts, wenn er aus eigener Ent- 
ſchließung eine Durdfuchung der Wohnung des Forftdiebe8 vornimmt, 
um die zur Begehung des Forſtdiebſtahles geeigneten Werkzeuge in Be— 
ihlag zu nehmen? IV. 29/1 86. 13, 270. 

15. Befindet fi ein preußijcher Forfthüter in rechtmäßiger Aus- 
übung ſeines Amtes, wennn er außerhalb ſeines Schutzbereiches jagd- 
polizeiliche Funktionen vernimmt? II. 1/10 80. 2, 306; IL. 8/12 82, 
7, 272; II. 19/2 84. 10, 106; II. 5/4 89. 19, 101. 

16. Iſt der im Oeltungdgebiete des Ausſchreibens des Kurfürftlich 
heſſiſchen Staatäminijteriums vom 1. Juni 1822 angeftellte Königliche 
Forſtbeamte beredhtigt, außerhalb des ihm zugewiefenen Schußbezirkes 
jagdpolizeiliche Funktionen vorzunehmen? IL 17/3 90. 20, 344. 

17. Sit in Württemberg ein von einem Sagdberechtigten beftellter 
und von der Staatsbehörde beeidigter Aufjeher befugt, eine Perjon, die 
er für verdächtig hält, fie werde eine jtrafbare Handlung gegen das 
Sagdrecht begehen, in Ausübung der Präventivpolizei auf den Befit von 
Sagdgeräten zu unterfuchen? I. 14/6 97. 30, 155. 

18. Darf der Jagdpächter im Königreich Sachſen den Forſtſchutz— 
beamten hindern, das zum Forſte gehörige Jagdrevier mit geladenem 
Gewehr zu betreten? Fällt der bei joldher Gelegenheit dem Foritichuß- 
beamten geleitete Widerftand unter $ 117? III. 30/10 80, 3, 14. 

d) Rechtmäßige Nehtsausübung. 

19. Fällt unter den Tatbeſtand de8 8 117 auch derjenige Wider- 
jtand, welcher den Berechtigten bei Ausübung ihres Jagdrechts ent- 
gegengejeßt wird? III. 29/5 80. 2, 170; II. 7/1 90. 20, 156. 

20. Steht unter dem Schuge de $ 117 nur die Ausübung einer 

jpeziell dem Waldeigentümer ꝛc als foldem, nicht die Ansübung einer 
allgemein jedem Staat3bürger — wie 3. B. nah 8 127 SPD. — 
gleihmäßig zuftehenden Befugnis? IL. 5/4 89. 19, 101; I 19/6 90. 
21, 10. 
21. Findet der Grundſatz, daß die Ausübung de Amtes, auch 
wenn der Beamte in einer fein Ermeſſen leitenden tatſächlichen Vorauss 
jegung irrt, noch nicht als cine unrechtmäßige anzufehen iſt, auch auf 
die don einem Waldeigentümer 2c bejtellten Aufſeher Anwendung? 
II. 23/6 82. 6, 400; III. 3/12 79. 1, 112; II. 7/1 90. 20, 156. 
Vgl. IV. 15/8 87. 15, 356. 

22. Sit der Widerjtand gegen Waldeigentümer, Forſt- oder Jagd— 
berechtigte, bezw. die von diejen bejtellten Aufjeher aucd dann aus $ 117 
trafbar, wenn die den Forſtſchutz bezmwedende Handlung außerhalb der 
zu ſchützenden Forjt vorgenommen wurde? IL. 5/4 89.19,101;1.19/6 90. 

10. 
23. Über die Befugnis de vom Sagdberechtigten beftellten Auf- 
jeher®, den bei Verübung eines Jagdfrevels Betroffenen feitzuhalten, um 
ihn zum Bwede der Ermittelung und vorläufigen Beichlagnahme von 
Überführungsftüden einer förperlihen Unterfuhung zu unterziehen. 
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Kann die Befugnis Hierzu aus einem ihm zujtehenden Pfändungsredhte 
hergeleitet werden? (Art. 89 E.G. zum B. G. B.) IV. 15/2 01. 34, 154. 

24. Befindet ſich nad) dem preußifchen Landrechte der Sagdberechtigte 
in der rechtmäßigen Ausübung feines Nechtd, wenn er einem auf frifcher 
Tat betroffenen, ihm befannten Sagdfrevler das Gewehr, bezw. Jagd» 
gerät abpfändet? III. 16/10 90. 21, 203. 


25. Befindet fi in Preußen der Waldeigentümer, bezw. der Forit- 
oder Jagdberechtigte, bezw. der angejtellte Brivatauffeher in rechtmäßiger 
Rechtsausübung, wenn er gegenüber einer Perſon, die bei einem Holz— 
frevel oder Sagdvergehen betreten wird, die zur Begehung des Freveld 
geeigneten Werkzeuge, bezw. das Sagdgewehr in Beihlag nimmt? 
II. 20/11 84. 11, 821; I. 21/1 92. 22, 302. 

26. Unter welchen Borausjeßungen iſt im Geltungsbereiche des 
preußifchen Landrechts der von dem Jagdberechtigten bejtellte Aufjeher 
berechtigt, den von ihm verfolgten Jagdfrevler zum Zwecke der Feititllung 
und vorläufigen Bejchlagnahme von Überführungsftücen einer Revifion 
zu unterziehen? II. 4/2 81. 3, 336. 


27. Unter welden Vorausſetzungen kann ein Privatjagdauffeher in 
Preußen einem von ihm betroffenen Kagdfrevler dad Gewehr wegnehmen? 
IV. 18/6 89. 19, 327. 


28. Welche Maßregeln darf der von einem Waldeigentümer be- 
ftellte Auffeher gegen einen auf frifcher Tat betroffenen Forftfrevler er— 
greifen? Darf er denjelben mit Gewalt aus dem Forſte entfernen? 
II. 1/8 95. 27, 70. 

29. Befindet fih in Württemberg ein Waldeigentümer oder ein 
von ihm bejtellter Privatforjtauffeher in rechtmäßiger Ausübung feiner 
Befugniffe, wenn er bei Betretung einer Perfon auf einem Forjtdieb- 
table in dem Privatwalde die zur Begehung des Foritdiebjtahles ge— 
brauchten » und bejtimmten Werkzeuge, die der Täter bei ſich führt, in 
Beſchlag nimmt? I. 23/1 88. 17, 69. 

830. Gibt 8 227 B. G. B.'s dem Sagdberedhtigten, der auf feinem 
Jagdgebiete einen anderen bei unbefugter Jagdausübung antrifft, die Be— 
fugnis, kraft Selbithülferecht® dem Betretenen das Gewehr wegzunehmen ? 
IV. 14/10 02. 35, 408. 

e) Widerftandsleiftung, Angriff. 

31. Sept der Tatbeitand, auch inſoweit er auf einen tätlidhen 
Angriff Bezug hat, eine rechtmäßige Amts- oder Rechtsausübung voraus? 
IL 30/10 80. 3, 14. 

32. Kann in dem Unternehmen der Einfperrung ein tätlicher An— 
griff im Sinne de8 8 117 gefunden werden? II. 29/11 95. 28, 32. 

33. Iſt eine alternative Feitjtellung in Bezug auf Wideritand und 
tätlichen Angriff zuläffig? II. 8/1 96. 28, 98. 

34. Sept der Widerjtand gegen einen Beamten eine vorherige 
Tätigfeit de8 Beamten voraus, welde durd; Gewalt oder Bedrohuug 
mit Gewalt gehindert werden joll, und welcher Beichaffenheit muß die 
Tätigfeit fein? IL. 12/7 81. 4, 374. 

5* 
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f) Subjektiver Tatbeſtand. 

35. Unterliegen Widerſtandshandlungen gegen einen Waldeigentümer 
der Beſtrafung auf Grund des 8 117, wenn dem Täter dad Bewußtſein 
davon fehlt, daß der Waldeigentümer ſich in der rechtmäßigen Ausübung 
eined Rechts zum Forſtſchutze befindet? Genügt zur Feititellung des er- 
forderlihen Bewußtjeins dolus eventualis? IL. 7/1 90.20, 156; IL. 1/3 95. 
27, 70. 

36. Iſt der Dolus ded gegen eine Amtsausübung Widerjtand 
Leiſtenden ausgejchloffen durch die irrige Meinung, in der Ausübung 
eines ihm zujtehenden Rechts rechtöwidrig von dem Beamten beeinträchtigt 
zu fein? III. 30/10 80. 3, 14. 

g) Erſchwerende Momente des Abjages 2. 

37. Begriff von „Drohung mit Schießgewehr“. II. 17/4 96. 
28, 314. 

38. ft zur Bedrohung mit Schießgewehr unbedingt erforderlich, 
daß das zur Drohung gebrauchte Schießgemwehr geladen war? III. 25/10 83. 
9, 176, 

39. Was ift unter dem Ausdrud „Gewalt an der Perfon“ zu ver- 
jtehen? Gehört dazu, daß eine Einwirkung auf die Perfon erfolgt ift? 
II. 28/6 87. 16, 172; I. 18/11 82. 7, 301. 

h) Verhältnis zu anderen Straftaten. 

40. Können die Vergehen des $ 117 und des $ 114 St. G. B.'s 
ideell fonfurrieren? III. 31/1 01. 34, 113. 

©. zu 8 117 auch 2, 82; 8, 42; 12, 261; 33, 224. 


s 11S 1. Bezieht ſich $ 118 ausfchliegli auf $ 117 St.G.B.'s? 1.13/4 92. 
23, 69. 


’ 


2. Was verjteht $ 118 unter Körperverlegung? II. 1/7 84. 11, 24. 
s 119 Kann Gemeinihaftlichleit der Begehung angenommen werden, wenn 
gegen einen Angeklagten „tätliher Angriff“, gegen den anderen „Wider- 
ftand durch Gewalt oder Bedrohung” feitgejtellt wir? III. 8/1 96. 
28, 98. 

©. zu $119 aud 8, 42. 
$ 120 1. Was ift unter vorfäglicher Befreiung eines Gefangenen zu ver: 
jtehen? IV. 16/11 00. 34, 8. 

2. Begriff von „Oefangenen“. Fallen Perſonen, welche infolge 
eined gerichtlihen Vorführungsbefehl8 zu einem Termine transportiert 
werden, unter den Begriff? IV. 1/5 85. 12,162; IV. 19/186. 13, 254; 
I. 12/10 85. 12, 426. 


3. Sind die infolge obervormundfchaftlicher Anordnung zu Zwangs— 
erziehung in eine Erziehungsanftalt Verbrachten als Gefangene anzufehen? 
L 8/11 86. 15, 39. 

4. Sind in Unterfuhungshaft Befindlihe auch während ihres 
Aufenthalt3 in einer Krankenanjtalt Gefangene? I. 20/6 89. 19, 330. 
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5. Wann iſt die Selbſtbefreiung als vollendet anzuſehen? Iſt in— 
tellektuelle Beihülfe zur Selbſtbefreiung für den Tatbeſtand aus— 
reihend? II. 16/1 94. 25, 65. 

6. Fit die von einem Gefangenen ausgehende Anftiftung dazu, ihn 
zu befreien oder ihm zur Selbitbefreiung behülflich zu fein, als Anjtiftung 
itrafbar? I. 29/11 80. 3, 140. 

7. Wie verhält ſich der Tatbejtand der Gefangenenbefreiung zu dem 
der Begünftigung? III. 20/11 82. 7, 244. 


1. Über die Begriffe von „entweichen laſſen“ und „Befreiung be- 
fördern“ ſ. 8 347. 

2. Schließt der von zuftändiger Behörde einem Bedienfteten erteilte 
Auftrag, Gefangene zu begleiten, die Ermächtigung in fi, in dringenden 
Füllen mit Ausführung geeigneter Anordnung einen anderen zu beauf- 
tragen, und wird diefer durch die Übernahme des Auftrags zu deſſen 
Vollzug wirkſam verpflichtet? I. 25/9 82. 7, 108. 


3. Sind die in eine Krankenanſtalt verbrachten Gefangenen während 
ded Aufenthalts dajelbit der Beauffichtigung des Krankenwärters unter- 
ftellte Gefangene? I. 20/6 89. 19, 330. 


4. Über Begriff von „Gefangener“ f. 8 120. 


1. Bur Begriffsbeftimmung des in Ab. 2 gedachten „gewaltfamen 
Ausbruch“. IV. 22/10 95. 27, 397. 

2. Erfordert der Tatbeitand eines in Zufammenrottung von Gefangenen 
„mit vereinten Kräften“ unternommenen Ausbruch, daß jeder der Be- 
teiligten mit feinen Rörperfräften unmittelbar an den Ausbruch&handlungen 
mitgewirkt hat, oder genügt die Teilnahme an der Zufammenrottung mit 
dem Bewußtfein der von einem für alle zweds Ausführung des gemein 
jamen Unternehmens begangenen Ausbrucdhshandlung? III. 18/12 86, 
15, 217; II. 20/1 88. 17, 47. 

3. Erfordert der Begriff ded Zuſammenrottens die Vereinigung von 
mehr ald zwei Gefangenen? 

Unter welchen VBorausfeßungen geht der fomplottmäßige gewaltfame 
Ausbruch in den Tatbeitand des „gewaltfamen Ausbruch mit vereinten 
Kräften nad erfolgter Zufammenrottung* über? I. 22/10 85. 18, 17; 
II. 1/6 80. 2, 80. 

4. Inwiefern kann in dem Gebrauche eined Nachſchlüſſels ein auf 
einen gewaltjamen Ausbruch gerichtete® Unternehmen der Gefangenen 
gefunden werden? II. 20/1 88. 17, 47. 

5. Über den Begriff von „Gefangener“ j. 8 120. 

6. Gehört zum Begriffe des Zuſammenrottens ein räumliches Zus 
jammenfein? III. 25/9 80. 8, 1. 


s 121 


$ 122 


s123 


70 Strafgeſetzbuch 8 128. 








Siebenter Abſchnitt (SS 123 -145 4). 


Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung. 
a) Wohnung, Geſchäftsräume, befriedetes Beſitztum, zum öffentlichen Dienſte 
beſtimmte abgeſchloſſene Räume. 

1. Bilden in einem von mehreren bewohnten Hauſe die zur ge— 
meinſchaftlichen Benutzung beſtimmten Räumlichkeiten (Vorplatz, Treppe) 
einen Beſtandteil der Wohnung? Inwiefern kann durch widerrechtliches 
Verweilen in dieſen Räumlichkeiten Hausfriedensbruch begangen werden? 
II. 10/12 79. 1, 121. 

2. Rann ein Schiff als Wohnung, oder infomweit es nicht al3 jolche 
in Betracht fommt, als Geſchäftsraum oder befriedeted Beſitztum ange— 
jehen werden? Können einzelne Räume eines Schiffes fi als Gejchäfts- 
räume darftellen? II. 22/1 86. 13, 312. 

3. Was iſt unter „befriedetem Beſitztum“ zu verftehen? Kann ein 
Befigtum ald befriedet nur dann angejehen werden, wenn es äußerlich 
zu einem bewohnten Haufe gehört? IV. 3/12 89. 20, 150; IL 12/12 84. 
11, 298. 

4. Iſt ein Straßenbahnwagen ein „Geſchäftsraum“ oder ein „be: 
friedetes Befigtum”? III. 16/11 99. 32, 371, 

5. Findet $ 123 Anwendung auf den Gefangenen, welcher aus 
einer ihm nicht zum Aufenthalt angemwiejenen Zelle des Gefängniſſes auf 
Auffordern des Gefängnisauffehers ſich nicht entfernt? IV. 18/2 96. 
28, 192. 

b) Widerrechtlihes Eindringen. 

6. Bilden die in $ 123 vorgejehenen beiden Alternativen — wider: 
vechtliched Eindringen, unbefugtes Verweilen — verſchiedene Tatbejtände 
in der Weife, daß eine Hinweiſung auf die Veränderung des rechtlichen 
Geſichtspunkts notwendig wird, wenn der Verurteilung eine nicht im Er- 
öffnungsbeſchluſſe erwähnte Alternative zu grunde gelegt werden joll? 
ID. 11/10 89. 19, 401. 

7. Was ijt für den Begriff des widerrechtlichen Eindringens mejent- 
fih? IV. 3/12 89. 20, 150. 

8. Sit bei dem Beſtehen eined bejchränften Rechts zum Betreten 
einer fremden Wohnung dieſes Betreten ein rechtöwidriges, wenn es 
außerhalb der beftehenden Berechtigung erfolgt? I. 24/11 79. 1, 21. 


9. Iſt der Tatbeitand des Hausfriedensbruchs ausgejchloffen, wenn 
den Eindringenden ein unbejchränktes Recht zum Aufenthalt in der 
Wohnung zuiteht, der Eintritt in die Wohnung aber nicht zur Geltend- 
machung jenes Recht, jondern zur Erreihung eines anderen rechtswidrigen 
Zwecks erfolgt? 

Kann die von ihrem Ehemanne getrennt wohnende Ehefrau einen 
Hausfriedensbruch in der Wohnung ihres Ehemanns begehen? III. 4/2 82. 
6, 14. 

10. Schließt eine bejchränfte Befugnis zum Betreten bejtimmter 
Räume den Tatbeitand ded Hausfriedensbruchs aus, wenn die Ermädti- 
gung überjchritten wird? 
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Bon wen kann das Hausrecht in einer Wohnung gewahrt werden? 
Kann died von Dienjtboten gejchehen? 2 

Erfordert der’ Begriff des „Eindringens“ die Überwindung eines 
Hindernifjes oder den Eintritt gegen den kundgegebenen Willen des Be- 
rechtigten ? 

Bann ijt das Eindringen widerrechtlich? Inwiefern ijt die Ver— 
folgung eine3 unerlaubten Zmwedes für das Tatbeſtandsmerkmal des wider- 
rechtlichen Eindringens von Bedeutung? I. 16/4 85. 12, 132. 


11. Madıt fih der Ehemann, der gegen dad Verbot der mit 
jeiner Genehmigung ein jelbitändige® Erwerbsgeſchäft betreibenden Ehe— 
frau die zum Gewerbebetriebe derjelben dienenden Räumlichkeiten betritt, 
de3 Hausfriedensbruchs jchuldig? IV. 10/10 02. 35, 395. 


12. Iſt der Vermieter kraft des ihm zujtehenden Pfandrechts an 
den Illaten des Mieterd zum Betreten der Wohnung und der Geſchäfts— 
räume desſelben befugt? IV. 29/3 87. 15, 391. 


13. Unter welchen Borausjegungen liegt Hausfriedensbruch vor bei 
dem Eindringen in eine dem Publikum zugängliche öffentlihe Wirtſchafts— 
fofalität? III. 18/6 81. 4, 322. 

14. Inwiefern wird durd die Zuftimmung der Ehefrau dem wider 
den Willen des Ehemann erfolgten Eindringen in deſſen Wohnung der 
Charakter der Widerrechtlichleit genommen? IV. 17/3 96. 28, 269. 

e) Sich nicht entfernen auf Aufforderung des Berechtigten beim Verweilen ohne 
Befugnis. 

15. Bedeutung ded Ausdruds „ohne Befugnis“. IV. 22/12 85. 
13, 189. 

16. Macht ſich derjenige, welcher nicht unbefugt in eine,Wohnung 
eingetreten iſt, eines Hausfriedensbruchs jchuldig, wenn er nach der erjten 
Aufforderung des Berechtigten, ſich zu entfernen, noch länger in der 
Wohnung verweilt, oder bedarf ed dazu noch einer zweiten Aufforderung? 
II. 30/9 81. 5, 109. 

17. Macht ſich des Hausfriedensbruchs derjenige jchuldig, welchem 
zur Erreihung eines bejtimmten Zweckes das Betreten einer fremden 
Wohnung und das Verweilen in derjelben gejtattet worden war, infofern 
er, bevor der Zweck erreicht ilt, auf die Aufforderung des Berechtigten 
ih nicht aus der Wohnung entfernt? I. 20/10 87. 16, 225, 

18. Macht fi) des Hausfriedensbruchs jchuldig, wer eine ihm 
precario eingeräumte Wohnung auf Aufforderung nicht verläßt? IIL. 18/183. 
8, 44. 

19. Liegt Hausfriedensbruch vor, wenn von jeiten des Hauseigen— 
tümerd® an den Wohnungsberedtigten mit Grund die Kündigung der 
Wohnung und die Aufforderung zur Räumung ergeht, derjelben aber 
nicht ohne weiteres folge geleijtet wird? II. 24/2 80. 1, 222. 

20. Macht ſich der Vermieter eines befriedeten Beſitztums, welcher 
ih den freien Eintritt dajelbjt vorbehalten hat, des Hausfriedensbruchs 
Ihuldig, wenn er zum Zweck der Begehung einer das Vertragsrecht des 
Mieter3 verlegenden Handlung in den Mietraum eingetreten ijt und mit 
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der —— Handlung begonnen hat, auf die ————— des 
Mieters aber ſich nicht entfernt? IL. 6/5 81. 4, 124. 

21. Unter welchen Borausfegungen macht ſich ein Dienſtbote durch 
die Nichtbefolgung der Aufforderung des Dienſtherrn, deſſen Beſitztum 
zu verlaſſen, des Hausfriedensbruchs ſchuldig? IV. 22/12 85. 13, 189; 
II. 27/4 80. 1, 398, 

22. Inwiefern fällt dem Handwerksgeſellen bei Nichtbefolgung der 
Aufforderung des Arbeitgebers zum Verlaſſen der Geſchäftsräume, — 
demjenigen, welchem ein Wohnungsrecht eingeräumt iſt, bei Nichtbefolgung 
der Aufforderung des Eigentümers zum Verlaſſen der Wohnung ein 
Hausfriedensbruch zur Laſt? III. 12/11 81. 5, 235. 

23. Über Hausfriedensbrudh durch unbefugte® Verweilen in einem 
öffentlichen Wirtslofale: III. 18/6 81. 4, 322. 

24. Hat der Einberufer einer Verfammlung, welchem ein Gajtwirt 
in feinem Gajthaufe eine Räumlichkeit für die Verfammlung zur Ver: 
fügung geftellt bat, in diefer Räumlichkeit das Hausrecht auszuüben ? 
II. 19/5 98. 24, 194. 

| d) Subjektiver Tatbeftand. 

25. Was erfordert der zur Straftat gehörige Doluß? I. 24/11 79. 
1: 21. 

26. Inwiefern kann dur Irrtum der Dolus ausgefchloffen fein? 
II. 6/5 81. 4, 124; III. 6/6 89. 19, 298. 

27. Iſt das Bewußtſein der Widerrechtlichkeit des Eindringens oder 
Verweilens erforderlich und vom Tatrichter feſtzuſtellen? III. 18/1 83. 
8, 44; II. 30/9 81. 5, 109. 

28. Wird der Tatbeitand des Hausfriedensbruchs dadurch ausge— 
ſchloſſen, daß dem miderredhtlichen Eindringen in die Wohnung ıc eines 
anderen eine diebiſche Abjicht zu grunde Tag? I. 1/5 84. 11, 166. 
e) Strafverfolgungsantrag. Erſchwerende Umjtände des Abjapes 3. Konkurrenz. 

29. Iſt die Ehefrau berechtigt, Strafantrag wegen Hausfriedens— 
bruchs zu Stellen, wenn fi der Hansfriedensbruh auf die Wohnung 
des Ehemann bezog? Gilt dies insbefondere dann, wenn dev Ehemann 
innerhalb der Antragsfriit ohne Stellung des Strafantragd geitorben ift? 
II. 9/6 84. 11, 58. 

30. Was verjteht $ 123 Abi. 3 unter Waffen? Genügt ſchon das 
Beifichtragen? IH. 18/1 83. 8, 44. 

31. Kommt es für den Erſchwerungsgrund des Verſehenſeins mit 
Waffen auf den Augenblid des widerrechtlihen Eindringen®, oder auf 
das fi daran unmittelbar anjchließende widerrechtliche Verweilen an? 
III. 18/3 97. 30, 78. 

32. Iſt der Erjhwerungsgrund gegeben, wenn nad dem wider: 
rechtlihen Eindringen der Täter eine Waffe ergreift, um fich in dem 
unberechtigten Verweilen zu erhalten? IIL 4/5 85. 12, 183. 

33. It der Hausfriedendbrud von einer mit Waffen ver— 
jehenen Perſon nur dann verübt, wenn dem anderen Teil dad Vor— 
handenfein der Waffen erkennbar geworden ift? IV. 17/3 96. 28, 269; 
II. 18/3 97. 30, 78. 
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34. Findet Abf. 3 auch Anwendung auf Beamte, welche im Dienite 
Waffen zu tragen verpflichtet find und in Ausübung oder in Veran— 
lafjung der Ausübung ihres Amt3 einen Hausfriedensbruch begehen? 
II. 23/11 99. 32, 402. 

35. Liegt ein von mehreren gemeinjchaftlich begangener Haußfrie- 
densbruch nur dann vor, wenn er von mehreren Perjonen ald Mit- 
urhebern oder Mittätern begangen war? III. 9/10 80. 8, 7. 

36. Kann gemeinfhaftliher Hausfriedensbruch auch durch unbes 
fugte8 Verweilen begangen werden? III. 18/6 81. 4, 322; I. 6/11 82. 
7, 395. 

37. Über Konkurrenz von Straftaten, die der Eingedrungene wäh- 
rend feines widerredhtlichen Verweilens verübt. IV. 28/4 99. 32, 137. 

38. Können die Tatbejtände de8 8 123 Ubf. 3 und des 8 342 
St G.B.'s ideell konkurrieren? III. 23/11 99. 32, 402. 
©. zu 8 128 aud) 7, 259; 19, 72. 


Was gehört in fubjektiver Beziehung zum Tatbeftande des Ver- $ 124 
gehend? Wie nuterſcheidet fich Dasfelbe vom Hausfriedensbruch? IV.12/389. 
19, 72. 


1. Was ijt unter einer zufammengerotteten Menfchenmenge zu ver- $ 125 
itehen? I. 6/3 90. 20, 303; II. 23/10 83. 9, 148. 

2. Was ijt unter Teilnahme zu verjtehen? Genügt hierfür die 
bloße Anmejenheit? Steht der Feititellung der Teilnahme entgegen, daß 
bloße Neugierde der Beweggruud war? Wann liegt Teilnahme an einer 
Zufammenrottung aud) ohne ausdrüdliche Verabredung vor? IV. 16/5 90, 
20, 408; IV. 20/5 90. 20, 405; I. 3/1 84. 9, 370; III. 3/2 82. 
5, 377. 

3. Sept die Anwendung des Ab. 1 voraus, daß Perjonen oder 
Sachen beichädigt wurden? Was iſt unter dem Begehen mit vereinten 
Kräften zu verftehen? I. 29/11 97. 30, 391; III. 3/2 82. 5, 377. 

4. Sit ideale Konkurrenz mit dem Vergehen gegen $ 115 Abſ. 1 
St.G.B.s möglih? IV. 26/6 96. 29, 11. 


1. Was ift unter Störung des öffentlichen Friedens zu verjtehen? $ 126 
Sept die Strafbarfeit dad Bemwuhtjein des Drohenden voraus, daß 

die Drohung geeignet fei, den öffentlichen Frieden zu jtören? I. 2/10 82. 

7, 393. | 
2. Über bie Begriffsmerkmale j. weiter 88 130. 130a. 


Begriff des „ſich anfchliegen” in Abſ. 2; muß der ſich mit An-8 127 
ichließende jelbjt Waffen tragen? I. 29/11 97. 30, 391. 


1. Begriff von „Verbindung“. Was gehört zur „Teilnahme“ an 8 128 
einer ſolchen? IV. 17/10 93. 24, 328; III. 23/12 85. 13, 273; 
II: 8/11 87. 16, 294; I. 22/12 87. 17,198. gl. I. 1/5 82. 6, 215. 

2. Muß die Verbindung auf einen jtrafbaren Zwed gerichtet fein? 
II. 4/4 02. 35, 177. 


s 129 


s 130 
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3. Berücichtigt $ 128 den Bwed der Berbindung? IV. 15/4 92. 
35, 195. 

4. Wird der Tatbeitand des 8 128 dadurch ausgejchlojien, daß die 
in Deutſchland bejtehende Verbindung, deren Dafein in Deutjchland von 
der Staatäregierung geheim gehalten werden joll, zugleid im Auslande 
bejteht und dort nach Dafein, Verfafjung und Zwed nicht geheim gehalten 
werden joll? II, III. 18/6 87. 16, 165. 

5. Über Konkurrenz mit hochverräterifchem Unternehmen: II, IH. 
21/10 81. 5, 60; IL, III. 18/6 87. 16, 165. 


1. Was ift „Teilnahme an einer Verbindung“? ſ. St.©.B. $ 128. 

2. Was ijt erforderlih für die Feititellung, daß durd eine Ver— 
bindung die Verhinderung der Vollziehung von Geſetzen bezwedt wird? 
Iv. 2/1 85. 11, 350. 

3. Bezeichnet $ 129 mit dem Ausdrude „durch ungejegliche Mittel“ 
nur den Gebraud, an ich jtrafbarer Mittel, oder hat das Geſetz eine 
weitere Bedeutung? I. 28/3 89. 19, 98. 

4. Findet $ 129 Anwendung auf einen Verein, weldyer bei einer 
Reihstagswahl für einen Kandidaten Stimmen zu werben bezwedt, wenn 
diefer Verein vorjäßlich die Iandesgejeglich vorgejchriebene Anzeige feiner 
Berjammlungen unterläßt? IL. 8/11 87. 16, 294. 


1. Was ift unter Anreizung zu Gewalttätigfeiten in einer den öffeut- 
fihen Frieden gefährdenden Weije zu verjtehen? II. 17/4 88. 17, 309; 
II. 10/11 80. 2, 431. 

2. Zum Begriffe der „Gefährdung des öffentlichen Friedens “. 
III. 7/1 95. 26, 349. 

3. Iſt zur Annahme einer Gefährdung des öffentlichen Friedens 
die naheliegende Möglichkeit, daß es zu Gemalttätigfeiten zwifchen ver: 
ihiedenen Klaſſen der Bevölferung habe kommen können, erforderlich? 
I. 22/12 86. 15, 116. 

4. lber „Öffentlicher Friede“ ſ. au $ 130a. 

5. Kann ein nicht zum äußerlihen Ausdrude gebrachter Gedante 
für Die Feititellung des Tatbeſtands des 8 130 verwertet werben? 
I. 1/6 98. 24, 189. 


6. Kann in der Überfendung einzelner Eremplare einer Drud- 
Ihrift an eine Sortiment3buchhandlung zwecks buchhändlerischen Vertriebs 
eine öffentliche Anreizung im Sinne de8 $ 130 gefunden werden, ohne 
daß ed auf die Feititellung anfommt, ob und an wen die Exemplare tat: 
fählich vertrieben worden find? II. 22/5 96. 28, 387, 

7. Zum Begriffe von „Klaffen der Bevölferung“. Genügt eine 
Unterjceidung nad) Merkmalen, welche nur in der Borjtellung des Täters 
vorhanden jind und in der Be Entwidlung feine Grundlage 
finden? II. 29/6 94. 26, 63; I. 30/1 02. 35, 96. 

8. Begründet die Berfchiebenheit der Religion „verjchiedene laffen 
der Bevöfferung“? IL. 10/11 99. 32, 352. 
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9. Können Beitandteile der Bevölkerung mit Beziehung auf ihre 
verjchiedene nationale Abftammung als „verichiedene Mlaffen der Bevöl- 
ferung“ angejehen werden? II. 10/11 99. 32, 352; IV. 14/6 98. 
31, 185; IL. 17/4 88. 17, 309. 


10. Genügt die Feititellung, es fei zu Gemwalttätigfeiten gegen die 
„Regierung“ oder gegen die „Regierenden“ angereist worden, zur Be- 
gründung dafür, daß „verjchiedene Klaſſen der Bevölferung“ zu Gewalt- 
tätigleiten angereizt worden jeien? III. 4/1 92. 22, 293. 


11. Erfordert $ 130, daß die Abſicht des Täterd auf die Gefähr- 
dung des Öffentlichen Friedend und auf die Herbeiführung von Gewalt: 
tätigfeiten zwijchen verfchiedenen Bevölferungsklaffen gerichtet ift, oder ge- 
nügt zu feiner Anwendung ein vorfäßliches Anreizen? II. 8/1 84. 9, 417; 
Iv. 14/6 98. 31, 185. 

12. Kann das Vergehen de 8 130 mit Verübung groben Unfugs 
ideell konkurrieren? IV. 14/6 98. 31, 185. 


13. St bei öffentlih gehaltenen Neden der Kreis der Perjonen, 
die für den Begriff der Friedendgefährdung in Betracht fommen, auf die 
Zuhörer zu beichränfen? 

Kommt e3 für diefen Begriff nur auf die Empfindungen der ange- 
reizten Bevölferungdflaffe an? IL. 31/5 01. 34, 268. 


1. Zur Auslegung des $ 130a. Begriff der Staatdangelegenheiten. $ 130a 
Gehören die Neichdtagswahlen dazu? IV. 11/12 85. 13, 169. 

2. Kann der Tatbejtand darin gefunden werden, daß eine in uns 
anfechtbarer Weiſe beendigte Wahl zum Gegenitande der Erörterung ge 
macht wird? I. 21/10 95. 27, 429. 

3. Was find Angelegenheiten des Staates im Sinne de 8 130a, 
und was ijt eine den öffentlichen irieden gefährdende Weile der Er- 
örterung von folden? I. 7/2 89. 18, 406. 

4. Iſt die Annahme, ein NReligionsdiener habe in Ausübung jeines 
Berufes öffentlich Angelegenheiten des Staated in einer Weiſe erörtert, 
welche die Abficht, zu Gemalttätigfeiten unmittelbar oder mittelbar anzu— 
reizen, ausjchliekt, geeignet, dad Tatbeitandsmerfmal der „Friedensgefähr— 
dung“ in objeftiver oder jubjektiver Beziehung zu bejeitigen? IIL.17/12 88. 
18, 314. 

©. zu 8 130a aud 16, 245 


1. Wa? ift unter Tatjahen im Sinne des $ 131 zu verftehen? 8 131 
Sind auch im Inneren des Menſchen fich vollziehende Vorgänge, wie Be: 
weggründe, Abfihten, Ziele dahin zu rechnen? I. 9/10 93. 24, 300; 

Iv. 14/11 98. 24, 387; IV. 13/10 91. 22, 158; II. 29/11 87. 
16, 368. 

2. Trifft $ 131 auch zu bei Behauptung von Tatſachen, welche 
ih auf erdichtete Anordnungen der Obrigfeiten beziehen? IV. 5/10 97. 

30, 2683. 

3. Was ijt unter „verächtlih machen“ zu verjtehen? Inwiefern 
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preuß. St. G.B.'s? II. 23/1 80. 1, 161. 

4. Begriff von Staatdeinrihtungen. Kann der Reichstag dahin 
gerechnet werden? Sit der Begriff anwendbar auf die Regierung, jofern 
damit ein abftrafter Begriff bezeichnet wird? II. 5/1 97. 29, 318. 

5. Fällt unter den Begriff „Staatseinrichtungen“ auch die Gejamt- 
heit der in einem Staate bejtehenden Einrichtungen? 

Kann die Behauptung, daß Pflichtverlegungen von Beamten oder 
Behörden begangen jeien, al3 gegen Staatseinrichtungen gerichtet ange— 
jehen werden? IV. 5/10 97. 30, 263. 

6. Iſt unter „Staat3einrihtung“ auch das Rechtsinſtitut des Privat- 
eigentums zu verjtehen? III. 5/10 91. 22, 253. 

7. Umfaßt die Verbotnorm des 8 131 alle dem deutjchen In— 
lande angehörigen Staatdeinrihtungen? II. 2/3 91. 21, 394. 

8. Sind unter „Anordnungen der Obrigkeit“ auch ſolche Anord- 
nungen zu verjtehen, welche nur einen einzelnen Fall oder eine einzelne 
Perjon betreffen? II. 21/6 81. 4, 297. 

9. Können als obrigkeitliche Anordnungen auch Unterlaffungen in 
Betraht fommen? IV. 5/10 97. 30, 263. 

10. Können behördliche Anweiſungen, welche fich lediglich auf den 
inneren dienſtlichen Gejchäftsverfehr beziehen, al$ „Anordnungen der 
Obrigkeit“ im Sinne des $ 131 angejehen werden? III. 2/6 92. 28,151. 

11, Wird für den Tatbeitand vorausgejegt, dab ſich der Angriff 
gegen die zur Beit der Tat beitehende Negierungsgewalt richtet? 
II. 29/11 87. 16, 368. 

Zu $ 131 f. auch 24, 313. 


& 132 1. Was erfordert der objektive und fubjeftive Tatbeftand des Ver— 
gehens? IV. 29/11 95. 27, 418. 

2. Kann durch Bufendung eines nicht mit dem Namen eines Rich— 
ters unterfchriebenen Zahlungsbefehls an den Schuldner das Bergehen 
begangen werden? IV. 17/6 92. 23, 205. 

3. Was gehört zur Ausübung eine öffentlichen Amts dur Nicht- 
beamte? III. 7/7 80. 2, 292. 

4. Verſtößt ein Beamter gegen $ 132, wenn er eine Handlung 
vornimmt, Die nur fraft eines anderen öffentlichen Amts vorgenommen 
werden darf? IV. 19/2 89. 18, 430. 

5. Unterliegt der Auftionator der Strafbeitimmung des 8 132, 
wenn er eine Verjteigerung vornimmt, für deren Vornahme er nicht ans 
geftellt iſt? I. 28/3 88. 17, 291. 

6. Unter welden Vorausſetzungen macht ji ein nicht öffentlich 
beftellter Fleiſchbeſchauer durch die Ausitellung eines Atteſtes über das 
Ergebnis feiner Unterfuchung eines PVergehend aus $ 132 ſchuldig? 
IL 20/9 81, 4, 421. 

7. Kann die Vornahme einer Amtshandlung darin gefunden wer— 
den, daß eine Privatperfon als ſolche einer anderen im Einverftändnifie 
mit derjelben außergerichtlich zur Befräftigung der Wahrheit einer Be— 
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hauptung den Eid in Form des 8 61 St. P.O. abnimmt? III. 13/6 01. 
34, 288. , 

8. Gehören kirchliche Amter zu den öffentlichen Ämtern, deren An- 
maßung nad 8 132 jtrafbar ift? IL 13/3 84. 10, 199. 

9. Wie ift die den Geſchworenen vorgelegte Frage zu jafjen, wenn 
der Eröffnungsbeihluß dem Angellagten Zumiderhandlung gegen beide 
Alternativen des $ 132 zur Laſt legt? II. 10/3 99. 32, 85. 

S. zu $ 132 auch 26, 13. 


1. Kann das Vergehen auch von demjenigen begangen \verden, dem 
die Sadje amtlich übergeben ift? Können die Tatbejtände von $ 133 und 
8 348 Abſ. 2 St. G. B.'s ideell konkurrieren? I 8/11 80. 2, 425; 
II. 9/6 85. 12, 247. 

2. it eine unbewegliche Sache ald Objekt des Vergehens denkbar? 
II. 22/6 80. 2, 118. 


3. Können auch Regiſter, welche feine Urkunden find, Gegenjtand 
des Vergehen jein? II. 25/11 82. 7, 252. 

4. Stehen Urkunden, welhe im Wege der Erjaßzuftellung gemäß 
$ 181 C.P.O. (1898) der Ehefrau des Adreſſaten durch einen Beamten 
übergeben, von diefer aber dem Adrefjaten nicht ausgehändigt, fondern 
vernichtet find, unter dem ftrafrechtlichen Schuße des 8133? III. 12/12 01. 
35, 28. 


5. Wann ift eine Sahe „amtlich übergeben“ oder „amtlich auf: 
bewahrt” im Sinne des $ 133? Sit der Regel nad dad Tatbeitands- 
merfmal als gegeben anzunehmen, wenn ein Organ der Staatögemwalt 
über einen Gegenjtand amtlich verfügt hat in einer Weife, die erfennen 
läßt, daß die Eigenfchaft desjelben al3 eines der Verfügung der Staats- 
gewalt vorbehaltenen fortzudauern hat? I.15/5 84. 10,387; IV.19/5 96. 
28, 379. 


6. Iſt unter „amtlicher Übergabe“ nur eine Übergabe fraft eines 
Staats- oder Öffentlihen Amts zu verjtehen? IV. 12/1 97. 28, 321. 


7. Iſt ein Schriftitüd einem Beamten auch dann noch „amtlich 
übergeben“, wenn der Beamte dad Scriftftüd einem anderen unter der 
Auflage der Nüdlieferung behändigt hat? IL 28/6 89. 19, 319. 

8. Greift $ 133 Plak, wenn jemand eine Poſtkarte aus der Sammel- 
tajche des Pojtboten vorjäglich beifeite Schafft? II. 13/11 91. 22, 204. 

9. Hört die amtliche Aufbewahrung eined Gegenjtandes dadurch auf, 
daß die amtliche Eigenschaft des Beamten, in deſſen Aufbewahrung der 
Gegenjtand gekommen ift, erliſcht? IV. 10/1 96. 28, 107. 

10. Fällt die Entwendung von Gegenjtänden, welche zum Verbrauche 
der betreffenden Amtsſtelle bejtimmt find, unter $ 133? I. 13/11 93. 
24, 385. 

11. Gehört die für den Adrefjaten bejtimmte Abjchrift einer Zu— 
ftellung3urfunde, fjolange fie in den Händen des zuitellenden Pojtboten 
fich befindet, zu den „amtlich übergebenen Gegenjtänden” im Sinne des 
$ 133? IL 19/10 00. 33, 413. 


8 133 
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12. Was iſt unter „Beifeitefhaffen“ zu verstehen? Gehört dazu 
notwendig ein pojitive® Handeln? 

Sit eine Urkunde von einem Beamten dadurd; beifeite gefchafft, daß 
er die Urkunde, von gleichzeitig in amtlichen Einlauf gelangten Akten— 
ftüden abgefondert, geichäftordnungswidrig behandelt und einem Vor— 
geſetzten verheimlicht hat? II. 9/6 85. 12, 247; II. 13/2 85. 12, 67; 
I. 28/2 84. 10, 189. 

13. Kann fi) jemand einer Beijeitefhaffung dadurch fchuldig machen, 
daß er den Berwahrer eines Gegenſtandes durch Täuſchung zur freiwilligen 
Herausgabe desfelben veranlaßt? II. 13/2 85. 12, 67. 


14. Kann dad Durditreihen von Worten auf einer Urfunde als 
ein Bejchädigen der Urkunde im Sinne des $ 133 angefehen werden? 
II. 28/6 89. 19, 319. 


15. Wa8 erfordert der fubjektive Tatbejtand des $ 133? Sit die 
Anwendung des $ 133 ausgeſchloſſen dDurd die irrige Meinung des Täters, 
daß die Beitimmung von Alten zum Einjtampfen den Begriff der amt— 
lihen Aufbewahrung aufhebe? I. 10/11 92. 23, 283. 


16. Sit die Anwendung des $ 133 ausgejchlojjen durch die irrige 
Meinung des Täterd, vermöge öffentlichen Rechts oder aus einem anderen 
Grunde zur Verfügung über die bezügliche Urkunde berechtigt zu fein? 
II. 29/10 95. 27, 401; II. 19/10 00. 33, 413. 

17. Liegt gewinnfüchtige Abfiht in dem Sinne des Abi. 2 nicht 
vor, wenn der Täter die Aften nicht als joldhe zur Erlangung eines 
Gewinnes verwenden, jondern fie nur als altes Papier (Mafulatur) ver- 
werten wollte? IV. 12/2 92. 22, 331. 

18. Über die ibdentifchen Begriffsmerfmale f. zugleich & 348 AUbf. 2. 

©. zu $ 133 aud 17, 103. 


Zum Begriffe „öffentliches Zeichen der Autorität”. IL. 10/5 98, 
31, 148. 


1. Erfordert der Tatbeitand das Bewußtſein des Täters, daß er 
unbefugt ein amtliches Siegel erbricht, ablöft oder bejchädigt? IL. 11/12 94. 
26, 308. 

2. Iſt die Anwendung des 8 136 davon abhängig, daß der Be— 
amte das Giegel in Ausübung der durch fein Amt begründeten Befugs 
niffe angelegt hat? II. 13/2 83. 8, 35; III. 27/4 91. 22, 5. 

3. Kann der zur Anwendung des $ 136 erforderliche amtliche Ver— 
ſchluß durch die Anlegung von Siegelmarfen bewirkt werden? III. 22/12 80. 
3, 286. 

4. Aft das Nbreifen einer jog. Pfäudungsanzeige, in welder die 
gepfändeten Gegenjtände bezeichnet find, und welche, mit dem Dienſtſiegel 
des Gerichtövollzieherd verjehen, am Verwahrungsorte der Pfandobjekte 
angebradt ift, aus 8 136 zu beitrafen? I. 24/1 89. 18, 388. 

5. Sit die Bejeitigung amtlicher Siegelmarlen, welche der mit der 
Vornahme der Zmwangsvollftredung beauftragte Gericht3vollzieher ange— 
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legt bat, ſtraflos, wenn der Vorſchrift des $ 750 C.P.O. zuwider mit 
der Zwangsvollſtreckung vor Buftellung des Urteil® begonnen worden 
ift? IV. 18/10 01. 34, 398. 


1. Gehören zu den in $ 137 erwähnten Sachen aud) Forderungen? $ 


Pl. 8/3 93. 24, 40; I. 8/12 81. 5, 204. Vgl. II. 8/5 85. 12, 184. 

2. Iſt bei der Pfändung einer Hypothekforderung der Hypothek— 
urfunde ald Zubehör der Forderung die Eigenfhaft einer in Beichlag 
genommenen förperliden Sache beizulegen? II. 28/4 93. 24, 161; 
II. 22/12 82. 7, 360. 

3. Kann in der bei Pfändung eined Anspruchs auf Herausgabe 
einer beweglichen Förperlichen Sache gemäß $ 746 C. P.O. vom 30. Januar 
1877 getroffenen Anordnung, die Sache an einen vom Gläubiger zu 
beauftragenden Gericht3vollzicher herauszugeben, eine Berjtridung der 
Sade gefunden werben? IV. 2/6 93. 24, 202; Bal. I. 16/11 82. 
7, 292. 

4. Genügt zur Annahme einer unter dem Schuße des 8 137 ftehen- 
den Pfändung, daß der vollziehende Beamte in abstracto zur Pfändung 
befugt umd örtlich zuftändig war? IV. 14/12 94. 26, 287; I. 3/1 84. 
9, 403. 

5. Gehört zum Tatbeſtande des 8 137, daß die der Verftridung 
entzogene Sade durch eine rehtmäßige Amtehandlung des zuftändigen 
Beamten gepfändet war? IV. 16/4 89. 19, 164. 

6. Kommt der Schub des 8 137 einer Pfändung zu, welche der 
Gerichtsvollzieher vorgenommen hat in der nad). pflichtmäßigem Ermefjen 
gewonnenen Überzeugung, daß die Borausfegungen der Pfändung gegeben 
jeien? II. 6/2 94. 25, 108. 

7. inwieweit wird die Anwendung des $ 137 dadurch außgefchloffen, 
daß es an den gejehlichen Borausfegungen für die Pfändung der der 
Verftridung entzogenen Gegenftände gefehlt hat, oder daß bei der Pfändung 
gejeglihe Vorſchriften nicht beobachtet worden find? I. 3/1 84. 9, 403; 
L 27/5 89. 19, 287. 

8. Welchen Einfluß übt die Verlegung civilprozeffualer Vorjchriften, 
inöbejondere der 88 671. 808. 815 C. P.O. vom 30. Januar 1877 bei der 
durch einen Gerichtsbeamten ausgeführten Beſchlagnahme eined Grund: 
ſtücks auf die Feſtſtellung des Tatbejtandes des 8 137? IV. 25/5 86. 
14, 151. 

9. Sind Saden wirkſam gepfändet, bezüglich) deren der Gerichtö- 
vollzieher nur erklärt bat, daß er fie mit Bejchlag belege und die Weg— 
Ihaffung verbiete, ohne die Formen der Pfändung anzumenden? Kann 
in einem ſolchen alle die Beifeiteichaffung Beitrafung nach $ 137 zur 
Folge haben? IL 21/4 82. 6, 227; III. 28/9 81. 5, 35; I. 16/11 82. 
7, 292. Bgl. I. 16/9 80. 2, 230. 

10. Erforderniffe des Pfändungsvollzugs nah 8 712 EBD. vom 
30. Januar 1877. Begriff des „Erſichtlichmachens“. IV. 1/11 99. 32, 316; 
I. 25/10 88. 18, 168. 
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11. Iſt die Fortdauer der Wirkung einer rechtsgültigen Pfändung 
von Beobachtung derin$ 712 E.P.D. vom 30. Januar 1877 vorgeſchriebenen 
Mafregeln bedingt? III. 17/10 87. 16, 273; I. 25/10 88. 18, 163. 


12. Können auf Grund eines erwirften allgemeinen Arreſtbefehls 
auf dem Stamm ftehende Bäume vom GerichtSvollzieher rechtswirkſam mit 
Beichlag belegt werden? II. 4/1 81. 3, 174. 


13. Sit das Recht der Vermwaltungsbehörden, unbejtrittene Forde— 
rungen ded Fiskus aus privatrechtlichen Titeln felbjt zur Erefution zu 
bringen, durch $ 4 E.G. zur C.P.O. vom 30. Januar 1877 befeitigt? 
II. 31/1 87. 15, 323. 


14. Erfordert die Beichlagnahme von Überführungsftüden nach Maß— 
gabe der 88 94flg. St. P.O., um eine Verſtrickung im Sinne des 8 137 
herzuitellen, eine Bejigergreifung jeitend der Behörde, oder genügt dazu 
eine bloße Bejchlagnahmeverfügung? IV. 19/6 88. 18, 71. 

15. Sit in einer ehrengerichtlichen Unterfuchung wider einen Rechts— 
anwalt der Unterfuhungsrichter zu Befchlagnahmen zuftändig? IL. 13/6 84. 
10, 425. 


16. Sit im Geltungsbereiche des preußifchen Landrechts ein Polizei— 
beamter befugt, ein im Marktvertehr angetroffenes Nahrungsmittel, welches 
gefundheitsfchädlich erfcheint, zum Zwecke näherer Unterfuhung in Bes 
ihlag zu nehmen? Sind dabei die Vorſchriften der St.P.D. über die 
Beichlagnahme maßgebend? II. 23/10 83. 9, 121. 

17. Über Wirkſamkeit der Beichlagnahme, welche der von einem 
Tierfhußverein mit Genehmigung der Staatsbehörde angejtellte Hunde— 
fünger audgeführt hat: II. 19/3 97. 30, 29. 

18. Sit ein Hund als in Beſchlag genommen anzufehen, wenn auf 
Grund einer Polizeiverordnung ein von der Polizeibehörde angeftellter 
Händefänger den Hund abfängt und in einen der Behörde gehörigen 
Raum verbringt? IV. 12/2 92. 22, 364. 

19. Wird durch ein nach öfterreichifchem Civilprozeßrechte erlafjenes 
„Verbot auf fahrende Güter” eine Beichlagnahme im Sinne des $ 137 
begründet? IV. 17/2 93. 24, 10. 

20. Sind Grenzzollbeamte und Gendarmen zuftändig für die Be- 
ichlagnahme von Gegenſtänden, welche einem Einfuhrverbote zuwider aus 
dem Auslande nad) Preußen eingeführt worden find? IV. 4/7 90. 21, 47. 

21. Schließt das gemäß $ 156 B.3.6.’3 eingetretene Figentum des 
Staates an der beichlagnahmten Sache dad Fortbeitehen einer Bejchlag- 
nahme und damit die Anwendbarkeit des $ 137 aus? II. 4/5 86. 14, 112. 

22. Liegt das Vergehen de $ 137 vor, wenn ein von der Polizei 
aus fanität3polizeilihen Gründen vergrabener Gegenjtand von dritten 
Perſonen wieder ausgegraben und in Befiß genommen wird? IV. 25/3 87. 
15, 388. 

23. Enthält die Eröffnung des Konfurjes eine unter dem Straf- 
ſchutze des 8 137 jtehende Beichlagnahme der zur Konfursmafje gehörigen 
Saden? II. 6/7 86. 14, 286. 
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24. Sit in dem Erlafje eines allgemeinen Veräußerungsverbots 
nah 8 98 RD. vom 10. Februar 1877 an fi ſchon eine Veritridung 
im Sinne des 8 137 zu erbliden? III. 5/12 89. 20, 244. 

25. Iſt die Erklärung des Konkursverwalterd, daß er eine im Bes 
fite des Gemeinjchuldners befindliche Sadhe für die Konfurdgläubiger mit 
Beichlag belege, geeignet, eine Beihlagnahme im Sinne des $ 137 herbei- 
zuführen? II. 19/3 89. 19, 85. 

26. Über die nad preußichem Rechte durch die Einleitung der 
Subhaftation eintretende Beſchlagnahme des Grundjtüds, der Früchte und 
Pertinenzien. II. 16/4 80. 1, 368; II. 9/3 83. 8, 118. 

27. Dauer der infolge der Subhajtation eingetretenen Beichlag- 
nahme eine Grundjtüds. IL. 9/3 83. 8, 113; IV. 18/3 98. 31, 80. 

28. Über den Umfang der nach preußifhem Rechte durch Einleitung 
der Zwangsverwaltung eines Grundſtücks eintretenden Bejchlaguahme. 
II. 10/4 96. 28, 307; IV. 19/5 96. 28, 379. 

29. Iſt in Preußen auch außer dem falle der Subhajtation, 
Sequejtration und Adminijtration eine Beihlagnahme von Gebäuden im 
Sinne des $ 137 möglich? II. 2/4 80. 1, 287; III. 5/12 89. 20, 244. 

30. Können in Bayern bewegliche Gegenstände, die ald Zubehör 
von Grundftüden im Hypothekenbuche eingetragen und verpfändet find, 
vor der Beſchlagnahme der Grundſtücke im Subhaftationsverfahren rechts— 
wirffam gepfändet werden? I. 26/10 96. 29, 123. 

31. Was iſt erforderlih, um in Bayern die Eigenfchaft beweglicher 
Gegenitände ald Zubehörftüde von Liegenfchaften durch Privatwillen zu 
begründen? I. 18/6 83, 8, 422. 

32. Iſt es widerredhtlid im Sinne des $ 137, wenn der Bermieter 
vermöge feine Pfandrechts an den Illaten des Mieter zu den lehteren 
gehörige Gegenjtände, mwelde an cinen dritten Gläubiger verpfändet 
worden find, zu feiner eigenen Sicherung beifeite jchafft? 

Erfordert dad Vergehen des $ 137, daß durch das Beileitefchaffen 
verjtricter Gegenstände dem Gläubiger ein Schaden erwachſen ift? IL.16/3 83. 
8, 117. 

33. Wann ift das Beifeitefchaffen einer verjtridten Sache vollendet? 
Il. 18/1 81. 8, 255. 

34. Kann die Entziehung von Sachen aus der Berjtridung dadurd 
bewirkt werden, daß an Stelle der vom ®erichtövollzieher gepfändeten 
Sachen andere untergejhoben werden und der Gerichtövollzieher zur Ver: 
jteigerung der leßteren veranlaßt wird? IV. 14/1 87. 15, 205. 

35. St e8 ein Entziehen aus der Perjtridung, wenn jemand 
Sachen, welde ihm gepfändet, aber in feinem Gemwahrjam belaffen find, 
bei Verlegung des Wohnſitzes an den neuen Wohnort mitnimmt? 
IL 12/2 89. 18, 410. 

36. Kann ein Gerichtövollzieher die von einem anderen Gerichts— 
vollzieher in einer anderen Streitjache gepfändeten Gegenjtände dadurch der 
Verjtridung entziehen, daß er die Gegenſtände unter Nichtachtung der 
früheren Pfändung nochmals pfändet? III. 12/4 83. 8, 256. 

Ben Reg zu E. i. St. S. I-XXXV. 6 
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37. Was iſt für den jubjeftiven Tatbejtand des Vergehens not= 
wendig? Iſt Eventualdolus ausreichend? II. 13/6 84. 10, 425. 

38. Inwiefern iſt der Dolus durch die irrige Annahme, da eine 
Berftridung nicht wirffam erfolgt fei oder ihre Wirkſamleit verloren habe, 
als ausgefchloffen anzufehen? IL. 11/12 94. 26, 308; IL 6/2 94. 
25, 108; I. 27/5 89. 19, 287; II. 6/7 86. 14, 286; II. 13/6 84. 
10, 425; II. 16/4 80. 1, 3868; I. 11/3 80. 1, 272. 

39. Kann der Käufer gepfändeter Gegenjtände, welcher fich diefelben 
ohne Wiffen, daß fie inzwiſchen gepfändet wurden, vom Verkäufer, in deſſen 
Gewahrjam jie belafien waren, übergeben ließ, demmächjt aber von der 
Pfändung Kenntnis erhielt und gleichwohl die Objekte verbrauchte, wegen 
Pfandbruches oder Teilnahme an ſolchem bejtraft werden? I. 27/5 89. 
19, 287. 

40. Können die Tatbeftände von 8 137 und 8 288 St. G. B.s ideell 
fonfurrieren? IL. 10/1 88. 17, 42. 

41. Können die Tatbeftände von 8 137 und 8 133 St.G. B.s 
ideell konkurrieren? IV. 19/5 96. 28, 379. 

©. zu 8 137 aud) 2, 318. 


1. Greift die Strafbeitimmung auch Pla, wenn unmahre Tatſachen 
als Entichuldigung vorgefhügt werden, um die Wiederaufhebung der wegen 
Pflihtverfäumnis verhängten Ordnungsftrafe zu erwirken? IV. 19/1 97. 
29, 316; I. 21/2 89. 18, 442. 

2. Können die Tatbeftände der 88 138 und 8 263 St.G.B.’3 ideell 
konkurrieren? I. 21/2 89. 18, 442, 


1. Sft im Verfahren vor dem Schwurgerichte die Stellung einer 
Hülfsfrage über den Tatbeitand des 8 139 St.G.B.’3 deshalb aus— 
geichloffen, weil da8 Hauptverfahren nur wegen Anjtiftung zu dem 
bezüglichen Verbrechen eröffnet und die Eröffnung wegen Vergehens gegen 
8 139 a. a. O. abgelehnt worden war? I. 4/11 95. 28, 12. 

2. Kann bei einer Unterfuchung gegen zwei Perſonen wegen gemein 
ihaftlicher vorjäglicher Branditiftung die Anklage gegen einen der Mit- 
täter auf Nicdhtanzeige von der Branditiftung des anderen Mittäterd als 
auf eine im Sinne des 8 263 St. P.D. identifche Tat ausgedehnt werden? 
III. 5/4 86. 14, 78. 

3. Greift die dem Anzeigepflichtigen in $ 139 gelaffene Wahl, ob 
er die Anzeige der Behörde oder der durch dad Verbrechen bedrohten 
Perſon machen will, bei Kenntnis eines jeden der dort genannten Ver— 
breden Platz, in$bejondere bei Kenntni® von dem Vorhaben des Inbrand— 
ſetzens eines zu gottesdienftlihen Verfammlungen beftimmten Gebäudes? 
IL 4/1 84. 9, 384. 

4. Inwiefern muß die durch $ 139 auferlegte Pflicht zur Anzeige 
des auf die Begehung eines gemeingefährlicen Verbrechens gerichteten 
Vorhaben? auch noch nad defjen Vollendung erfüllt werden? I. 7/6 86. 
14, 214. 


Strafgeiegbuh 88 140—141. 83 





5. Trifft die Vorfhrift des 8 139 auch denjenigen, welcher eine 
Straftat mit einem anderen verabredet hat, ohne an der Ausführung fich 
zu beteiligen? III. 25/9 80. 3, 1. 

6. Trifft die Anzeigepfliht au die nahen Angehörigen desjenigen, 
der ein® der in $ 139 bezeichneten Verbrechen beabfichtigt? IIL. 15/5 80. 
2, 57. 
©. zu 8139 auch 18, 191; 21, 78. 


1. Einfluß der jog. Bancroft’schen Verträge (norddeutich-amerifa- 
nijchen Vertrag vom 22. Februar 1868 ꝛch auf die Beitrafung eines nad) 
Nordamerika ausgewanderten Deutichen wegen Verlegung der Wehrpflicht: 
1. 18/2 97. 29, 391; II. 20/1 96. 28, 127. 

2. Über Verjährung ded Vergehens des Abſ. 1: S. Reichsmilitär— 
gejeg vom 2. Mat 1874. 

3. Iſt das Vergehen des 8 140 Nr. 1 ein Dauervergehen? Bann 
ift die Einleitung des Verfahrens zuläffig? L 28/9 91. 22, 161. 

4. Über Erlöfchen der Militärpflicht durch Verluſt der Staats— 
angebörigfeit ſ. Gefeß über die Erwerbung und den Berluft der Bundes- 
und Staatdangehörigfeit vom 1. Juni 1870. 

5. Über Bedeutung des 8 11 des Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 
1874 für die Militärpflicht ſ. dort. 

6. Iſt die zum Tatbeftande ded 8 140 Nr. 1 gehörige „Abficht* 
gleichbedeutend mit „Vorſatz“? I. 15/10 00. 33, 399; IV. 1/11 84. 
11, 380. 

7. Kann in der Handlungsweiſe eined Wehrpflichtigen, welcher in 
der Abficht, ich dem Eintritte in den Dienit des ftehenden Heered zu 
entziehen, die Heimat verlafjen, feine Reife bis zu einem Hafenorte fort 
geſetzt und ſich daſelbſt mit einem Bafjagierbillet zur Überfahrt nad 
Amerika verjehen hat, an mwelder er fodann dur feine Verhaftung ges 
hindert ift, ein Verfuch gefunden werden? III. 20/11 80. 3, 136. 

8. Inwieweit greift bei dem Bergehen des 8 140 der Grundjaß 
„ne bis in idem“ Pla? II. 25/3 81. 3, 437. 

9. Über das bei Anklagen aus 8 140 ftattfindende befondere Ver— 
fahren ſ. $ 472 St. P.O. (2, 351 und 10, 152). 

©. zu $ 140 auch 12, 125; 26, 427; 28, 24; 30, 326. 


1. Gehören die vorläufig in die Heimat beurlaubten Rekruten zu 
den deutichen Soldaten im Sinne de 8 141? 

Wird der der Beförderung der Dejertion Angeklagte entichuldigt 
durch den Mangel der Wiſſenſchaft, daß der Dejertierte deuticher Soldnt 
war? I. 15/12 94. 26, 314. 

2. Kann ein zu einer militärischen Übung einberufener Reſerviſt 
Dejertion begehen, auch wenn feine perfünliche Wiedereinitellung in den 
Truppenteil nicht erfolgt ift? I. 21/4 92. 283, 81. 

3. Wann iſt die Dejertion vollendet? I. 3/2 81. 3, 375. 
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4. Bann wird das Verbrechen der Dejertion durch eigenmächtige 
Entfernung ded Fahnenflüchtigen von der Truppe oder Dienititellung 
vollendet? 

Hat die Defertion die Natur eined dauernden Verbredhend und ijt 
mithin eine Beförderung derjelben auch noch möglich, nachdem der Fahnen— 
flüchtige fih von der Truppe oder Dienitjtellung entfernt hat? 

Begriff der Entfernung. III. 1/2 82, 6, 7. 

5. Verlangt $ 141 zur Vollendung der vorfäßlichen Verleitung zum 
Defertieren und zur Vollendung der vorfäglichen Beförderung der Defer- 
tion, daß die Defertion jelbjt vollendet jei? 

Kann ein Verſuch der vorſätzlichen Beförderung der Defertion dann 
vorliegen, wenn die Dejertion felbjt bloß verfucht worden ijt? IL. 10/11 81. 
5, 125. 

6. Kann ein Verſuch der vorfäglichen Beiörderung der Defertion 
auch dann vorliegen, wenn ſeitens desjenigen, deſſen Defertion befördert 
werden follte, nicht einmal ein Verſuch der Defertion vorhanden ijt? 
I. 13/4 82. 6, 167. 

7. Kann eine Beförderung der Defertion auch in einer dor der 
Dejertion erfolgten Belehrung oder Auskunft über Schritte, welche nad 
Ausführung der Defertion durch den Deferteur vorzunehmen feien, liegen? 
I. 20/1 81. 3, 280. 


1. Erfordert $ 142 die Herbeiführung einer abjoluten Untauglichkeit 
zur Erfüllung der Wehrpflicht? IIL 5/4 83. 8, 214. 

2. Iſt der Wehrpflichtige, welcher ſich durch Zufügung einer erficht- 
ih in kurzer Beit vorübergehenden Gefundheitsftörung vorjäglich für eine 
vierzehntägige Rejerveübung dienftunfähig madt, nad $ 142 zu bejtrafen? 
Iv. 15/5 00. 33, 280. 


1. Iſt in der Vorfpiegelung von Symptomen hochgradiger Kurz— 
fichtigfeit die Anwendung „auf Täuſchung berechneter Mittel“ zu finden? 
IV. 4/12 96. 29, 218. 


2. Was verjteht $ 143 unter „auf Täuſchung berechneten Mitteln“? 
Was heift „fich teilmeife entziehen“? Fer. 26/7 83. 9, 88, 
©. zu $ 143 aud) 33, 280. 


S. Raiferl. Verordbn. vom 7. Januar 1880, 


Was gehört zum Tatbeitande des in $145a vorgefehenen Vergehens? 
IV. 29/6 00. 33, 329. 


Achter Abſchnitt (SS 146—152). 
Münzverbrehen und Münzvergehen. 


Sit der Tatbeftand der Falihmünzerei und Münzfälfhung aus 
gejchloffen, wenn der Zweck des Täter nicht dahin geht, die Falſchſtücke 
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in n Verlehr zu bringen, ſondern nur dahin, dieſelben als — Geld im 
Rechtsverkehre vorzuzeigen? II. 28/5 86. 14, 161. 
S. zu $ 146 auch 23, 50. 


1. Welchen Begriff verbindet 8 147 mit „nachgemadhtem Gelde“? 

Sept $ 147 voraus, daß derjenige, welcher nachgemachtes Geld 
„lich verschafft“, die Unechtheit desfelben gefannt hat? I. 27/3 82. 6, 142. 

2. Sept die Anwendung des $ 147 gegen den, welcher nachgemachtes 
oder verfäljchtes Geld ſich verſchafft und folches in Verkehr bringt, 
voraus, daß derfelbe dad Geld ald echtes in Verkehr gebradht Habe? 
II. 30/4 80. 1, 408. 

3. Sept der Tatbejtand des $ 147 voraus, daß das nachgemachte 
oder verfälichte Geld, welches der Täter ſich verichafft hat, fein aus— 
ländifches, jondern deutſches Geld fei? II. 11/7 82. 6, 441. 

4. Was ift zum Tatbeſtande des Verſuchs zur Verbreitung jalfchen 
Geldes im Sinne des $ 147 erforderlih? IV. 20/5 87. 16, 111. 

5. Liegt reale Konkurrenz mehrerer Münzverbrechen vor, wenn 
jemand falſches Geld, das er fi auf einmal verſchafft hat, in Teil- 
beträgen ausgibt? I. 4/12 79. 1, 25. 

©. zu $147 auch 14, 161. 


1. Unterliegen ausländijche PBrämienpapiere mit faljhem Stempel 
der Einziehung im objeftiven Strafverfahren? I. 11/4 92. 23, 50. 

2. Sit nad) $ 152 alles nachgemachte oder verfälichte Geld einzu— 
ziehen, oder nur joldyes Geld, welches Gegenitand eines der in 88 146. 
147 bezeichneten Verbrechen war? 

Darf im fog. objektiven Berfahren auf Einziehung nachgemachten 
oder verfälichten Geldes erfannt werden, wenn in demjelben die Perjon 
des Fälſchers ermittelt, diefer aber in einem borausgegangenen Verfahren 
rechtöfräftig freigefprochen ift? II. 28/5 86. 14, 161. 


Neunter Abſchnitt (SS 153— 163). 
Meineid, 


1. Kann fi) des Verbrechens jemand jchuldig maden, der nad 8 
gejeglicher Beitimmung Bm Eide nicht zugelaffen werden durfte? ©. unten 
8154 und PO. $5 

2. Über Eibestekun durch einen dazu Unfähigen |. unten $ 156. 

3. Über den Begriff des „auferlegten Eides*. Iſt der bei der 
Berflarung von den zugegangenen Perjonen der Sciffsbefagung nad) 
Art. 493 Abf. 2 9.6.8.8 von 1869 zu leiftende Eid ein auferlegter 
Eid? IIL 29/4 89. 19, 218. 

4. Iſt es auf die Strafbarkeit des wiſſentlich falfch geleiiteten 
Parteieidd von Einfluß, daß diefer nah den Vorichriften des Eivil- 
prozeſſes unzuläſſig war? L 1/11 81. 5, 124. 

5. Kann $ 153 Anwendung finden bei wahrheitäwidriger Ableiftung 
eine Kompromißeides? IIL 8/10 81. 5, 94 


Rn 


147 


s 152 


153 
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6. Bedarf es für die Verurteilung nah $ 153 der ausdrücklichen 
Beitjtellung, daß die Leitung des Eides vor einer zur Abnahme von 
Eiden zuftändigen Behörde erfolgt ijt? Fer. 9/9 87. 16, 186. 

7. Sit ein wiſſentlich falfcher Eid, den ein Ausländer vor dem bei 
der inländifchen Regierung beglaubigten Gejandten ſeines Heimatsjtaates 
ableiftet, als im Inlande geleitet ftrafbar? II. 26/11 80. 8, 70. 

8. Iſt die konkrete Zujtändigfeit der betreffenden Behörde zur Ab— 
nahme des Eides notwendig? II. 19/1 97. 29, 337. ©. auch unten 
8 156. 

9. Kommt ed für die Strafbarfeit darauf an, daß ber faljch be— 
ihmworene Umſtand irgendwie von Bedeutung war? II. 29/4 84. 10, 338. 

10. Iſt auch bei einer Schäßung eine faljche Eidesleiftung möglich? 
IV. 11/12 96. 29, 247. 

11. Madt fi) der den Offenbarungseid gemäß $ 711 EBD. 
vom 30. Januar 1877 Teiftende Schuldner einer faljhen Eidesleiitung 
ſchuldig, wenn er in das eidlich bekräftigte Verzeihnis ihm nicht ge= 
hörige Vermögensgegenitände aufnimmt? IV. 15/11 95. 27, 417. 

12. Über die Frageftellungim ſchwurgerichtlichen Verfahren. IIL11/681. 
4, 313. 

13. Über den Verſuch des Meineids ſ. unten & 154. 

14. Sind es zwei felbitändige Straftaten, wenn ein geleijteter 
Offenbarungseid, welcher die Verfiherung richtig erfolgter Angabe des 
Vermögen? und das Berjpreden, dad etwa noch aufzufindende getreu 
angeben zu wollen, enthält, ſowohl nad; der ajjertorifchen als der 
promifforifhen Seite verlegt wird? IL. 12/4 81. 4, 76. 


1. Sit die Anwendung dadurch ausgeſchloſſen, daß die eidlihe Ver— 
nehmung unzuläffig war, insbejondere gegen $ 56 St.P.D. verſtieß? 
II. 14/11 93. 25, 30; III. 26/3 81. 4, 32; I. 23/2 80. 1, 217. 
©. auch $ 156. 


2. Rann ein Zeuge durch wifjentlihe Ablegung einer dem Geſetze 
nicht entiprechenden Beteuerungsformel fich des Verſuchs eines Meineids 
ihuldig maden? I. 27/3 93. 24, 91. 


3. In welchem Zeitpunfte wird der Meineid vollendet, der in 
wiſſentlicher Verlegung ded vor der Vernehmung als Zeuge in einer 
Strafjache geleifteten Eides beiteht? L 21/4 92. 23, 86; III. 15/3 86. 
14, 19; IV. 15/1 92. 22, 368. 

4. Inwiefern finden die Vorſchriften des $ 46 St. G. B.'s über 
Straflofigkeit des Verfuchd Anwendung? IV. 15/1 92. 22, 363. 


5. Führt es zur Aufhebung des Urteild, wenn in der den Ge— 
ihworenen vorgelegten Frage das Merkmal „vor einer zur Abnahme 
von Eiden zuftändigen Behörde“ nicht aufgenommen it? 1. 9/2 91. 
21, 321. 

6. Inwieweit fann in dem wiſſentlichen Verſchweigen eines erheb- 
lihen Tatumſtandes das Verbrechen de $ 154 gefunden werden? 
IH. 23/11 82. 7, 321. 
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7. Kann ih ein Zeuge eines Meineid3 fchuldig machen durch 
falfhe Beantwortung einer feine Vorbejtrafung betreffenden Frage? 
II. 5/5 80. 2, 44. 

8. Umfaßt der Eid des Sacpveritändigen auch die richtige Bes 
antwortung der Perfonalfragen? IL 17/2 90. 20, 235; II. 31/3 85. 
12, 128. Qgl. I. 8/5 82. 6. 267. 

9. Über Begriff von „Behörde“, „zuitändige Behörde“ f. unten 
g156. 

10. Über Verklärungseid j. $ 158. 

©. zu $ 154 audh 8, 177: 10, 338. 


1. Iſt eine BVBerfiherung unter Berufung auf den in derfelben Ans 
gelegenheit geleifteten Eid im Sinne der Nr. 2 auch dann anzınehmen, 
wenn prozeßrechtlich nicht dasfelbe Borverfahren oder dasſelbe Haupt- 
verfahren vorliegt? III. 3/5 97. 30, 180; IV. 15/5 88. 17, 409. 


2. Findet eine Beitrafung aus Nr. 3 jtatt, wenn ein Beamter, der 
in einer PDisziplinarunterfuchung vernommen wird, ein falfche® Zeugnis 
unter Berufung auf feinen Dienfteid ablegt? IV. 24/1 94. 25, 96. 

3. Iſt den Mitgliedern der bürgerlich, religiöjen Gemeinde Kornthal 
in Württemberg der Gebrauch einer Beteuerungsformel an Stelle des 
Eides gejtattet? I. 27/3 93. 24, 91. 


4. Kommt für die Form der Verficherung auf den früher geleijteten 
Eid etwas darauf an, ob der frühere Eid promifjorifch, oder aſſertoriſch 
geleiftet war? II. 28/3 82. 6, 145. 

5. Genügt e8, wenn ein ein= für allemal beeideter Sachverſtändiger 
von dem Borfigenden auf den allgemein geleijteten Eid hingewieſen 
worden ijt? IL. 10/12 80. 3, 100. 


1. Inwieweit wird die Strafbarfeit durch mangelnde Einſicht in 
das Wejen der eidesitattlihen Verſicherung ausgejchloffen? IIL 18/11 95. 
28, 87. 

2. Begriff und Inhalt einer eidesitattlichen Verfiherung. IL 28/12 86. 

15, 126. 
3. Sit der Tatbeitand des Vergehens gegeben, wenn ein Rechts— 
anwalt die jchriftliche eidesitattliche Verfiherung ſeines Mandanten, welche 
nah dem Willen diejes nur zum Vorhalte an den Gegner benußt werden 
jollte, dem Gerichte überreiht? III. 4/12 99. 32, 435. 

4. Bird die Strafbarkeit der falſchen Berfiherung an Eidesitatt 
durch die Zuläfiigkeit der Abnahme einer folhen Verſicherung in der 
betreffenden Angelegenheit bedingt? I. 18/11 82. 7, 275. Vgl. II. 25/6 80, 
2, 123. 

5. Unter welchen Borausjegungen ijt eine Behörde zur Abnahme 
einer Verſicherung an Eidesitatt zujtändig? Wird die Zuftändigfeit im 
fonfreten Falle oder nur nad dem Gegenitande der Verficherung an jich 
vorauögefeßt? II.11/12 85.13, 161; IL. 28/12 88. 18,309; Pl. 23/10 89. 
19, 414; II. 29/10 95. 28, 8. Bgl. II. 25/6 80. 2, 128. 
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6. Zur Beitimmung ded Begriff? von „Behörde“. Iſt der Notar 
im Geltungsbereiche der preußiichen Allgemeinen Gerichtsordnung eine 
Behörde? 

Iſt die auf Grund des $ 3 Abi. 2 Satz 2 des preußischen Geſetzes 
vom 12. März 1869, betr. die Ausftellung gerichtlicher Erbbeſcheinigungen, 
zum notariellen PBrotofolle aufgenommene Erklärung im Sinne des 8 156 
eine dor einer zuftändigen Behörde abgegebene eidesitattliche Verficherung ? 
Pl. 14/11 88. 18, 246; IV. 24/2 88. 17, 341. 

7. Sit die Verfiherung an Eidesitatt im Strafprozejje ein zu— 
fäffige$ Beweismittel, um eine tatjählihe Behauptung glaubhaft zu 
maden, und das zur Entjcheidung berufene Gericht hiernach eine zur 
Abnahme folder Verficherungen zujtändige Behörde? 

Fällt die wiffentlich faljche Abgabe einer Verfiherung an Eidesitatt 
auch dann unter den $ 156, wenn fie in einem Strafverfahren bei dem 
Gerichte eingereicht wird, um die Ausſetzung der Strafvollitredung nad 
Maßgabe de3 8 400 Abi. 2 St. PD. zu erlangen? II. 29/10 95. 28, 8. 

8. Kennt die Strafprozeßordnung PVerficherungen an Eidesftatt im 
Sinne des 8 156 ſeitens eined Zeugen? I. 27/3 983. 24, 91. 

9. Iſt die Verfiherung an Eidesitatt im Eivilprozeffe ein zuläffiges 
Beweismittel, um eine tatjächlihe Behauptung glaubhaft zu machen, und 
der Prozeßrichter hiernach eine zur Abmachung folder Verſicherungen 
zuftändige Behörde? Pl. 23/10 89. 19, 414; II. 5/12 82. 7, 287. 

10. Sit der Richter, dem eine Behauptung gemäß 8 266 C. P.O. 
vom 830. Januar 1877 glaubhaft zu machen ijt, zur Abnahme einer von 
der Partei felbft ihm entgegengebradhten Verſicherung an Eidesſtatt zus 
jtändig? IV. 21/2 90. 20, 241. 

11. Kann der Zatbeitand des 8 156 dadurch begründet werden, 
daß dem Prozehrichter behufs der Borhaltung an eine chwurpflichtige 
Partei eine wiffentlich falſche eidesftattlihe Verficherung überreicht wird? 
IV. 29/9 91. 22, 267. 

12. Iſt 8 156 anmendbar bei Entgegennahme einer Verficherung 
an Eidesitatt behufs Entſcheidung über einen bei Gericht angebrachten 
Antrag, der eine Glaubhaftmachung nicht erheiſcht? II. 10/6 92. 23, 170. 

13. Sind die preußifchen Univerfitäten, die Landeduniverfität zu 
Roſtock und die einzelnen Fakultäten diefer Univerfitäten Behörden und 
zur Abnahme einer Verfiherung an Eidesftatt über die Autorjchaft der 
ihnen von Bewerbern um die Doktorwürde eingereichten Difjertationen 
zuftändig? II. 9/3 88. 17, 208. 

14. Inwieweit find die Standeöbeamten zur Abnahme eidesjtatt- 
licher Verſicherung zuftändig? II. 28/12 88. 18, 309; II. 11/12 85. 
13, 161. 

15. Üüber eidesitattlihe Verfiherungen im preußiichen Erbeslegiti- 
mationdverfahren. II. 6/3 88.17,185; II. 24/2 88.17, 341; PL. 14/11 88. 
18, 246; II. 22/11 90. 21, 220. 

16. Fällt die falfche eidesjtattliche Verfiherung der Nichtigkeit des 
vom Vater behufs Auseinanderfegung mit feinen Kindern gelegten In— 
ventard unter den $ 156? II. 2/12 87. 16, 372. 
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17. Iſt es durch die preußiſche Vormundſchaftsordnung ausgeſchloſſen, 
daß der Vormund die Richtigkeit des von ihm aufgeſtellten Inventars 
vor dem Vormundſchaftsrichter an Eidesſtatt verſichert? I. 13/11 82. 
7, 275. 

18. Sind die preußifchen Gerichtskaſſen als Vollitredungsbehörden 
zur Abnahme eidesftattlicher Verfiherungen zujtändig? IL. 7/11 93. 
24, 377. 

19. Über eibesftattliche Verfiherungen bei preußiſchen Erbſchafts— 
jteuerämtern. IV. 11/12 96. 29, 247; I. 13/11 79. 1, 99. 

20. Über eidesjtattliche Verfiherungen vor den zur Feſtſtellung der 
Einfommenfteuer berufenen preußifchen Behörden. I. 17/4 82. 6, 196; 
JII. 24/5 86. 14, 170; II. 19/2 89. 18, 414. 

21. Sept die Strafbarfeit einer faljchen Verfiherung an Eidesitatt 
voraus, daß fie von der zur Abnahme zujtändigen Behörde erfordert 
worden ijt? 

Wird die Zuftändigfeit der Behörde dadurch ausgeſchloſſen, daß die 
Abgabe der Berficherung unaufgefordert erfolgt, während fie von der 
Behörde nad) dem Gefehe erit in Ermangelung anderer Beweismittel 
gefordert werden darf? III. 24/5 86. 14, 170. 

22. Findet auf wifjentlich falſche Steuerdeflarationen, welche nad 
dem mecklenburg-ſchwerinſchen Kontributiondedilte vom 8. Juni 1886 
unter Verfiherung an Eidesjtatt abgegeben worden, die Strafbeitimmung 
des 8 156 Anwendung? III. 13/7 91, 22, 121. 

23. Über die identifchen Tatbeſtandsmerkmale ſ. noch 8 163. 


1. GStraffejtiegung bei realer Konkurrenz mehrerer nad) $ 157 itraf- 
barer Meineide. II. 15/4 98. 31, 106. 

2. Darf die den Gefchworenen über die Vorausfegungen des $ 157 
vorzulegende Nebenfrage fpezialifiert werden? III. 7/10 95. 27, 369. 

3. Greift die in Nr. 1 vorgejehene Strafermäßigung nur Plap, 
wenn der Täter wußte, daß die Angabe der Wahrheit eine Strafverfolgung 
gegen ihn nad) ſich ziehen fönne? II. 3/6 92. 23, 149. 

4. Hat der Anitifter aus der Perſon des Angejtifteten auf die in 
Nr. 1 vorgejehene Strafermäßigung Anjpruh? Kann gegenüber dem 
Anftifter die Beitimmung in Nr. 1 analog zur Anwendung kommen? 
Fer. 29/7 91. 22, 106; Fer. 10/8 81. 4, 377. 

5. Sit e8 ein unbedingtes Erfordernis, daß „die an fich vermwirfte 
Strafe”, welche zu ermäßigen ijt, in den Urteildgründen ausdrücklich bes 
mefjen worden? Fer. 28/7 84. 11, 42. 

6. Wie ift bei den in 88 157. 158 vorgefehenen Milderungs: 
gründen die Strafe des Meineids für den relativ Strafunmündigen zu 
berechnen? I. 22/11 83. 9, 245. 

7. Iſt bei einem BZufammentreffen der in 88 157. 158 vorgefehenen 
Strafmilderungdgründe eine mehr als einmalige Ermäßigung der ordent- 
lien Meineidsſtrafe zuläffig? II. 12/10 83. 9, 74. 

8. Kann die in $ 157 vorgejehene Strafmilderung Einfluß auf 
die Gerichtözujtändigkeit äußern? I. 25/1 883. 8, 177. 
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9, Findet $ 157 Unmwendung bei Leiſtung eines Warteieides ? 
I. 1/11 81. 5, 124. 

10. Muß im Falle des 8 157 Abſ. 2 auf Zuchthausftrafe erfannt 
werden? 

Wie ift die im Falle des $ 157 Abf. 2 zu erfennende Gefängnis- 
jtrafe zu bemeffen? I. 80/5 81. 4, 267. 

11. Enthält $ 157 Nr. 1 einen aus $ 295 StPO. der Ent- 
jheidung der Gejchworenen unterliegenden Strafminderungsgrund? 

Kann der Antrag, den Gejchworenen eine desfallſige Nebenfrage 
vorzulegen, von dem Gerichte aus $ 296 St.P.O. abgelehnt werden, 
weil $ 157 Nr. 1 auf das Eonfrete Sachverhältnis nicht anwendbar jei? 
I. 27/4 80. 1, 428. 

©. zu $157 aud 1, 217. 


s 108 1. Erfordernifje der Strafermäßigung zufolge Widerrufs: ſ. St. G. B. 
$& 163 Abi. 2. 
2. Sit bei einem Zujammentreffen der in 88 157. 158 St. G. B.'s 
vorgejehenen Milderungsgründe eine mehr als einmalige Ermäßigung 
der regelmäßigen Meineidsjtrafe jtatthaft? IL. 12/10 83. 9, 74. 
3. Über die a, der Strafe für den relativ Strafunmündigen 
im Falle des $ 158: I. 22/11 83. 9, 245. 


$ 159 1. Zur Begriffsbeitimmung der ‚SS 159. 160: IV. 14/12 86. 
‚148. 

2. Was gehört zum Tatbeitande des Unternehmens der Verleitung 
zum Meineide, und welche Merkmale müſſen in die Fragen an die Ge- 
ſchworenen aufgenommen werden? II. 12/11 79. 2, 283. 

3. Darf Freifprehung erfolgen, wenn in der von den Gejchworenen 
verneinten, die unternommene Berleitung zur Begehung eine? Meineids 
betreffenden Schuldfrage ald Meineid nur die Abgabe eines faljchen, nicht 
eines wiſſentlich falfhen eidlihen Zeugniſſes bezeichnet it? IV. 1/3 89. 
19, 96 

4. Welches jind die Voraudfegungen des „Unternehmens“, einen 
anderen zum Meineide zu verleiten, ſowohl in objeftiver Beziehung als 
hinsichtlich de Dolus? III. 4/6 83. 8, 354. 

5. Kann das Unternehmen der Verleitung zum Meineide in der 
Aufforderung gefunden werden, bei einer Ausſage ald Zeuge eine Tat- 
jache zu verjchweigen, wenn der Zeuge danach nicht ausdrüdlid) gefragt 
werde? III. 23/11 82. 7, 321. 

6. Muß der Berleitende dem zu Berleitenden bejtimmte Tatjachen 
angeben, welche diejer wider Wahrheit bezeugen joll? Bedarf ed der Feit- 
jtellung konkreter Tatfachen, auf deren wahrheitswidrige Bezeugung die 
Abſicht des Berleitenden gerichtet gewejen jei? III. 16/11 83. 9, 280. 

7. Bedarf e8 der Feititellung, daß die Leiftung des erjtrebten Mein 
eids objektiv möglid war? IV. 4/2 87. 15, 259. 
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8. Kann ein Unternehmen der Berleitung zum Meineide vorliegen, 
wenn der zugemutete Eid wirklich wiſſentlich falſch geleiftet worden ijt? 
Fer. 25/8 92. 23, 223. 

9. Liegt das Unternehmen der Verleitung eine anderen zur Begehung 
eines Meineid3 vor, wenn der Täter ohne Erfolg einen anderen zu be= 
jtimmen ſucht, daß diejer einen Dritten zur Begehung eines Meineids 
verleite? Il. 9/11 80. 3, 26. 

10. Iſt die Handlung desjenigen, welcher einen Zeugen zu einer 
urjprünglich faljchen, aber vor dem Schlujje der Vernehmung berichtigten 
Ausjage vorſätzlich beitimmt hat, ald Anftiftung zum Meineide, oder als 
Unternehmen der Berleitung zum Meineide zu beurteilen? III. 15/3 86. 
14, 19. 

11. Finden auf den Rüdtritt von dem Unternehmen, einen anderen 
zum Meineide zu verleiten, die Strafbefreiungdgründe für den Rüdtritt 
vom Verſuche Anwendung? IL 29/4 84. 10, 324. 

12. Iſt bei der Verurteilung aus 8 159 zugleich auf die dauernde 
Unfähigkeit des Berurteilten, als Zeuge oder Sachverjtändiger eidlich ver— 
nommen zu werden, zu erfennen? I. 10/6 80. 2, 93. 

13. Iſt die Anwendung ded $ 159 ausgejchloffen, wenn das Unter- 
nehmen den Erfolg hatte, einen fahrläjfigen Faljcheid herbeizuführen? 
I. 14/11 01. 34, 431. 

©. aud) 35, 136. 


1. Sit zum Tatbeitande die Leijtung des objektiv unrichtigen 
Eides jeitend des PVerleiteten erforderlih? IV. 5/6 85. 12, 254. 

2. Kann eine Verurteilung wegen PBerleitung zur Ableiftung eines 
falſchen Eides erfolgen, wenn der Eid wiffentlich falſch geſchworen ijt? 
I. 29/1 85. 11, 418. 

3. reift 8 160 auch bei einem aus Fahrläffigkeit faljch geleifteten 
Eide Pla? I. 2/4 94. 25, 213. 

4. Wie iſt bei einer Anklage aus $ 160 im jchwurgerichtlichen 
Berjahren die Frage zu faſſen? II. 18/10 92. 23, 251. 

5. Kann $ 160 Anwendung finden gegen den, welcher einen anderen 
zur Unterzeihnung eines eine eidesstattlihe Verſicherung enthaltenden 
Schriftſtücks durch Täufhung über den Inhalt des Schriftitüds verleitet? 
IV. 18/6 01. 34, 298. ®gl. IV. 14/12 86. 15, 148. 


1. Kann gegen den Anftifter die Ausſchließung vom Eide über- 
haupt und indbejondere dann erkannt werden, wenn der Meineidige von 
diejer Strafe gejeglich frei war? Fer. 10/8 81. 4, 377. 

2. Findet $ 161 Abſ. 1 auch im Falle des Verſuchs und der Bei- 
bülfe Anwendung? III. 12/13 85. 13, 76. 

3. Findet $ 161 Abſ. 1 auch gegen den relativ Strafunmündigen 
Anwendung? L 29/6 82. 6, 416. 

4. Bezieht fih $ 161 Abi. 1 auch auf die in $ 159 vorgejehene 
Straitat? I. 10/6 80. 2, 93. 
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s 161 


$ 162 


s 163 


92 Strafgeſetzbuch 88 162—163. 





Über gleichzeitige Verletzung des aſſertoriſchen und des promiſſoriſchen 
Teils eines Offenbarungseides. II. 12/4 81. 4, 76. 


a) Abſatz 1. 

1. Über die orrefpondierenden Tatbeſtandsmerkmale ſ. 88 153—156. 

2. Rann die wahrheitäwidrige Ableitung eines Kompromißeides 
als fahrläffiger Falſcheid bejtraft werden? III. 8/10 81. 5, 94. 

3. St die Beitrafung wegen fahrläffigen Falſcheides ausgeſchloſſen, 
wenn der Umitand, in weldem von der Wahrheit abgewichen ijt, gar 
feine Bedeutung hat? II. 29/4 84. 10, 338. 

4. Worin bejteht bei dem Faljcheide die Fahrläffigkeit? IIL 11/6 81. 
4, 313. 

5. Worin beiteht die fahrläffige Verſchuldung bei dem Zeugeneide? 
Kann Fahrläffigkeit darin erkannt werden, daß ein Zeuge vor jeiner 
Bernehmung von dem Gegenjtande der leßteren Kenntnis erhalten und 
ed unterlaffen bat, troß der ihm gebotenen Gelegenheit durch Benußung 
eigenhändiger Aufzeihnungen, Erfundigung bei Dritten oder ähnlicher 
Hülfsmittel fein Gedächtnis aufzufrischen? III. 16/2 83. 8, 108. 

6. Sit die Strafbarkeit von einem beitimmten Grade der Per: 
ihuldung abhängig? II. 30/6 85. 12, 317. 

7. Unter welden Borausjegungen ijt eine objektiv falſche Zeugen- 
ausfage auf eine fahrläffige Verlegung der Eidespflicht zurüdzuführen? 

Begründung des. ſubjektiven Schuldmoments bei Verurteilung wegen 
fahrläffigen Falſcheides. II. 2/10 94. 26, 133; IV. 16/2 94. 25, 122; 
Iv. 8/1 92. 22, 297. 

8. Iſt ein jahrläffiger Falſcheid bei einer wiſſentlich falſch abge— 
gebenen Zeugenausfage denkbar? II. 2/4 97. 30, 53. 

9. Kann in der faljhen Beantwortung einer auf eine Vorbeitrafung 
des Zeugen gerichteten Frage ein fahrläſſiger Faljcheid gefunden werden? 
II. 5/5 80. 2, 44. 

10. Kann eine Berurteilung wegen fahrläffigen Falſcheides erfolgen, 
wenn Jemand bei feiner Bernehmung al® Zeuge die Frage, ob er wegen 
„Meineids“ beitraft fei, eidlich verneint hat, obwohl er wegen „fahr: 
läffigen Meineids“ aus $ 163 bejtraft worden war? II. 14/4 99. 
32, 118. 

11. Kann ein Überzeugungs: oder Glaubenseid aus Fahrläffigfeit 
falfch geichtvoren werden? II. 27/2 85. 12, 58; II. 7/10 82. 7, 185. 

12. Kann ein in Gemäßheit des 8 711 EBD. vom 30. Januar 
1877 geleiſteter Offenbarungseid aus Fahrläfjigkeit falſch geſchworen 
werden? 

Iſt der Schuldner im Bmwangsvollitredungsverfahren verpflichtet, 
auch folche Forderungen in das von ihm vorzulegende Vermögens: 
verzeichnid aufzunehmen, welche von einer vorgängig zu machenden Gegen- 
leiftung abhängig, bezw. auch ſolche, welche nah 8 749 EBD. der 
Pfändung nicht unterworfen find? IL. 21/4 82. 6, 205. 

13. Hat der Schuldner in feinem gemäß $ 711 EBD. vom 
30. Januar 1877 vorzulegenden Vermögendverzeichniffe vor Leitung des 
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Offenbarungdeibes jeine Beteiligung an einer offenen Handelögejellichaft 
anzugeben? I. 13/3 93. 24, 74. 

14. Inwiefern kann ein Rechtsirrtum bei Leiftung des Dffen- 
barungseides als Hahrläfjigfeit zugerechnet werden? IV. 28/5 95. 
27, 267. 

15. Rann ein fahrläffiger Falfcheid als vorliegend angenommen 
werden, wenn jemand bei Leijtung des Dffenbarungseides ihm nicht ge— 
börige VBermögensftüde in das vorzulegende Verzeichnis aufgenommen 
hat? Iv. 15/11 95. 27, 417. 

16. Kann ber Offenbarungseid in der durch $ 260 B. G. B.'s vor— 
geichriebenen Faſſung aus Fahrläffigfeit falſch geſchworen werden? 

Welche Bedeutung ijt hierbei der Verficherung einer „jo vollitändigen 
Angabe, als er dazu imftande jei“ beizulegen? IV. 8/10 01. 34, 400. 

17. Kann in der Unterzeichnung eines eine eidesftattliche Ver— 
fiherung enthaltenden Schriftitüdd die fahrläffige falfche Abgabe einer 
jolhen gefunden werden, wenn der Unterzeichner dad Schriftjtüd nicht 
gelefen hat und auch nicht weiß, daß dasjelbe eine Verficherung an Eides— 
ftatt enthält? IV. 18/8 01. 34, 298; II. 5/12 90. 21, 198. Bgl. 
Iv. 14/12 86. 16, 148. 

18. Wann liegt eine fahrläffige faljche eidesftattlihe Verficherung 
im preußijchen Erbeölegitimationsverfahren vor? II. 6/3 88. 17, 185. 

19. it die im preußifchen Erbeslegitimationsverfahren von dem 
Erben abgegebene eidesstattliche Verficherung, daß ihm andere gleich nahe 
oder nähere Erben nicht befannt jeien, eine faljche, wenn andere erb- 
berechtigte Perjonen vorhanden jind, deren Eriftenz dem die Verficherung 
abgebenden Erben hefannt, deren Erbberedhtigung ihm aber unbefannt 
ift? IL 22/11 90. 21, 220. 

20. Uber jaljche eidesjtattliche Verficherung der Nichtigkeit des nach 
dem preußiichen Erbichaitsiteuergejege vom 30. Mai 1873 zu legenden 
Inventar. I. 13/11 79. 1, 99. 

21. Wie ift die den Geſchworenen über fahrläffigen Falſcheid vor— 
zulegende Frage zu faflen? II. 29/10 80. 2, 408, 

b) Abjap 2 

22. Kann die Vorjchrift auf den falſch geſchworenen Parteieid an⸗ 
gewendet werden? I. 25/4 87. 16, 29. 

23. Was verfteht $ 163 Abf. 2 unter Widerruf? II. 7/11 82. 
7, 154. 

24. Erfordert der Widerruf eine bejtimmte Form? Hit der Bor- 
jhrift nur genügt, wenn inhaltlich daS direkte Gegenteil des früher Aus— 
gejagten erklärt wird? II. 4/7 93. 24, 259. 

25. Muß der Widerruf einer aus Fahrläfligkeit falſch abgegebenen 
eibesjtattlihen Verſicherung, um Straflojigfeit herbeizuführen, vom Täter 
bei der betreffenden Behörde perſönlich und unmittelbar erklärt werden? 
IV. 15/2 96. 28, 162. 

26. Bei welcher Behörde hat der Widerruf zu erfolgen? IV. 15/1 97. 
29, 303. 
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27. Kann innerhalb eines ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittelungs- 
verfahrens die vor einem Amtögerichte abgegebene faljche eidliche Zeugen- 
ausjage wirkſam gegenüber einem von der Staatdanmwaltichaft beauftragten 
Gendarmen widerrufen werden? I. 7/11 01. 34, 422. 


28. Greift $ 158, bezw. $ 163 Abſ. 2 Platz bei dem vor der 
Straffammer erklärten Widerrufe einer faljchen eidlichen Ausſage, welche 
vor einem in der Vorunterfuchung requirierten Amtsgerichte abgegeben 
war? I. 15/11 83. 9, 338. 

29. Sit für die Frage, ob eine falſche Ausſage und deren Wider- 
ruf bei derjelben Behörde abgegeben find, lediglich die organifatorifche 
Einheit der Behörde maßgebend? Greift der Strafausſchließungsgrund 
Plap, wenn in demjelben Ermittelungsverfahren die vor dem einen 
Amtsgerichte abgegebene faljche Ausſage vor einem anderen Amtsgerichte 
widerrufen wird? II. 5/4 95. 27, 148. 

30. Genügt die Anbringung des Widerrufs bei der Staatdanwalt- 
Ihaft, wenn die faljche Ausjage in einer Strafjache bei Gericht abgegeben 
worden ijt? IL. 17/6 90. 21, 8. 

31. Bei welcher amtlichen Stelle ift der Widerruf einer behufs Er- 
langung einer Erbbejcheinigung gemäß 8 3 des preußifchen Gefetes über 
die Ausſtellung gerichtlicer Erbbejcheinigungen vom 12. März 1869 
vor einem Notare zu Protokoll gegebenen fahrläffig falihen Berfiherung 
an Eidesſtatt zu erflären, um die Straflofigfeit herbeizuführen? IV. 24/2 88. 
17, 341. 

32. Wann ift im Sinne des 8 163 Abi. 2 eine Anzeige gegen 
den Täter ald erfolgt anzufehen? III. 5/10 81. 5, 92. 

33. Was ift unter „Einleitung einer Unterfuhung“ im Sinne des 
8 163 Abf. 2 zu verjtehen? II. 17/6 90. 21, 8. 

34. Liegt in der wörtlichen Aufnahme fich widerfprechender Aus- 
laffjungen eines Zeugen in das Protöfoll die Einleitung einer Unter: 
juhung? IL. 7/11 82. 7, 154. 

35. Was gehört zur Annahme, daß aus der faljchen Ausfage noch 
fein Nachteil erwachſen jei? IV. 15/1 97. 29, 303. 

36. It im Sinne ded $ 163 Abi. 2 St.G.B.'s ein Rechtsnach— 
teil aus der faljchen Ausſage entitanden, wenn infolge derjelben gegen 
einen anderen Anklage wegen einer ſchwereren als der von ihm wirklich 
begangenen Straftat erhoben worden iſt? IV. 13/4 88. 17, 307. 

37. Sit im Sinne ded $ 163 Abſ. 2 ein NRechtönadhteil aus der 
falſchen Ausſage ſchon dann entitanden, wenn der Gläubiger mit Nüd- 
jiht auf den Inhalt eine mit dem Offenbarungseide befräftigten unvoll= 
jtändigen Vermögensverzeichniſſes aus eigener Entichliegung von weiteren 
Schritten behuf3 feiner Befriedigung Abjtand genommen hat, obgleich er 
diefelben aus den in dem Verzeichniffe aufgeführten Vermögensgegen— 
jtänden ohne Schwierigkeit hätte erlangen können? IV. 1/10 89. 19, 408. 

38. Über die Befugnis der Behörden zu Abnahme eidesſtattlicher 
Verſicherungen ſ. $ 156. 
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Zehnter Abſchnitt (SS 164— 165). 
Falſche Anſchuldigung. 


1. Iſt der weſentliche Charakter des Vergehens darin zu ſuchen, 
daß durch die falſche Anſchuldigung die Behörden zu einer ſachlich nicht 
gerechtfertigten Strafverfolgung veranlaßt werden können? IV. 23/12 92. 
23, 371. 

2. Was ift unter „Behörde“ im Sinne des 8 164 zu verjtehen? 
Gehören die erefutiven Organe der Sicherheitspolizei, Schußleute, Gen— 
darmen ꝛc zu den „Behörden“ in obigem Sinne? III. 8/1 83. 8, 5. 

3. Inwiefern ift die bei einer Bezirkspolizeiwache gemachte Anzeige 
al3 Anzeige bei einer „Behörde* zu betrachten? IV. 24/3 99. 32, 95. 

4. Unter welchen Borausfegungen genügt die bei dem untergeordneten 
Organe einer Behörde gemachte Anzeige? IV. 22/2 95. 27, 51. 

5. Sit der Kommandant einer braunfchweigiichen Gendarmerieftation 
eine Behörde im Sinne des 8 164? 

Unter welder Borausjegung wird dad Vergehen dur Weitergabe 
der Anzeige feitend ded Gendarmen an die Strafverfolgungsbehörde voll- 
endet? IV. 28/9 00. 33, 383. 

6. Wann tritt bei einer dem Gendarm gemachten Anzeige die Voll» 
endung des Vergehens ein? I. 4/3 01. 34, 203, 

7. Was gehört zum Begriffe „eine Anzeige mahen“? Inwieweit 
fönnen insbejondere verantwortlihe Auslafjungen polizeilich oder gericht- 
lich vernommener Beichuldigter zur Herjtellung des Tatbejtandsmerfmals 
geeignet fein? III. 15/3 83. 8, 162. 

8. Rann eine Anzeige in der Form eines bei der Staatdanwalts 
ſchaft eingereichten fälſchlich angefertigten Geſtändniſſes des zu Unrecht 
Beſchuldigten gemacht werden? II. 22/9 82. 7, 47. 

9. Seht das Vergehen de3 8 164 eine genaue Bezeichnung der 
zur Anzeige gebrachten jtrajbaren Handlung voraus? Kann fi der 
Anzeigende darauf berufen, daß feine Denunziation dem PDenunziaten 
nicht notwendig eine ftrafbare Handlung zur Laſt gelegt habe, da die zur 
Anzeige gebradte Handlung vermöge eined Strafausjchliegungsgrundes 
ſtraflos gemejen fein könne? III. 16/10 80. 3, 228. 

10. Erfordert der Tatbeitand des 8 164, daß die Anzeige die in 
derfelben angezeigte Tat als eine jtrafbare erfcheinen läßt? III. 27/9 90. 
21, 101. ®gt. III. 25/2 80. 1, 229. 

11. Iſt der Begriff der Verlegung einer Amtspflicht im Sinne 
des $& 164 nur gegeben bei Verlegung des dur dad Amt direlt auf- 
erlegten Pflichten, oder auch bei einem unmiürdigen Verhalten des Be— 
amten außer dem Dienfte? IV. 22/12 99. 33, 29. 

12. Sit $ 164 anwendbar bei der Anzeige einer nur mit Ordnungs— 
itrafe bedrohten Handlung? IV. 7/3 99. 32, 77. 

13. Sit der Beruf des Offizierd ein amtlider und die Verlegung 
der Berufepflicht des Dffizierd die Verlegung einer Amtspfliht im Sinne 
de8 8 164? II. 21/2 90. 20, 268. 
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14. It ein Offizier a. D. als folder Beamter, und enthält ein 
itandeswidriged Verhalten desjelben die Verlegung einer Amtäpflicht im 
Sinne de3 8 164? IV. 31/1 02. 35, 99. 

15. Liegt der Tatbeitand des 8 164 jchon dann vor, wenn die 
Tatfache, in welche die Beichuldigung der Begehung einer jtrafbaren 
Handlung eingefleidet worden (Erzählung des Beihuldigten von der Be- 
gehung der Straftat), wiſſentlich unwahr behauptet worden ift, oder iſt 
erforderlich, daß der Beichuldigte die Straftat nicht begangen hatte und 
died dem Anzeigenden befannt war? III. 21/4 87. 16, 37. 

16. Liegt der Tatbeftand der falſchen Anfchuldigung vor, wenn der 
Angezeigte eine jtrafbare Handlung der Art, wie fie ihm zur Lat gelegt 
ift, begangen, der Anzeigende aber wider beſſeres Wiſſen den Sachverhalt 
entjtellt vorgetragen hat? II. 16/10 85. 13, 12; II. 14/5 95. 27, 229; 
III. 9/3 96. 28, 253. 

17. Iſt aus 8 164 jtrafbar, wer einen anderen beichuldigt, bei 
der eidlihen Vernehmung ald Zeuge über verjchiedene Tatumftände 
wiffentlich faljch ausgejagt zu Haben, wenn die Beihuldigung objektiv im 
vollen Umfange unbegründet it, der Anzeigende auch wußte, daß der 
Beichuldigte über mehrere jener Tatumjtände wahr ausgefagt hatte, be— 
züglic der übrigen dagegen des Glaubens war, daß der Beichuldigte ein 
bewußt falfches Zeugnis abgelegt habe? III. 30/5 96. 28, 391. 

18. Inwiefern fann das Vergehen des $ 164 durch eine fonft 
wahrheitgemäße Anzeige von einer an fich jtrafbaren Handlung des An— 
gezeigten mitteld geflifjentlichen Verſchweigens folder Tatumftände be- 
gangen werden, welche die Strafbarfeit der angezeigten Tat ausſchloſſen 
oder wieder aufhoben? I. 2/11 82. 7, 207; IV. 29/3 87. 15, 391; 
III. 23/9 89. 19, 386; IV. 23/12 92. 23, 371. 

19. Sit eine Beichuldigung ald wider befjeres Willen erhoben 
anzujehen, wenn der Unzeigende von der Unmahrheit der Bejchuldigung 
nicht überzeugt war, ihm aber doc die Überzeugung von der Wahrheit 
derjelben fehlte? II. 18/9 88. 18, 88; IV. 10/10 99. 32, 302. 

20. Was ijt neben dem Berwußtjein don der Unmahrheit der er- 
hobenen Beihuldigung zur Erfüllung des fjubjeltiven Tatbeſtands not— 
wendig? Genügt dad Bemwußtjein, daß für den Angezeigten die Gefahr 
einer Strafverfolgung herbeigeführt werde? III. 25/2 80. 1, 229; 
III. 15/8 83. 8, 162. 

21. Iſt die Strafbarkeit ausgejchloffen durch das Bewußtſein des 
Anzeigenden, daß eine Verurteilung des fälſchlich Beſchuldigten nicht 
erfolgen werde? II. 22/9 82. 7, 47. 

22. Iſt der Tatbejtand dadurch ausgejchloffen, daß der Zweck der 
wifjentlich falfchen Anzeige Bejeitigung eined gegen den Unzeigenden ers 
gangenen Strafurteils ift? I. 3/4 84. 10, 274. 

23. Inwieweit kann dolus eventualis zur Erforderung des ſub— 
jeftiven Tatbejtandes genügen? II. 18/9 88. 18, 88. 

24. Sit ald ein „eingeleitetes Verfahren“ im Sinne des Abf. 2 
bloß das gerichtliche, oder auch das von der Staatdanmwaltichaft eingeleitete 
Ermittelung3verfahren anzufehen? 
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Iſt ein derartiges Verfahren der Staatdanwaltichaft, ſofern letztere 
auf Grund der Ermittelungen einer Anzeige feine Folge zu geben be= 
abfichtigt, erit dann als beendet anzujehen, wenn die Staatdanmwaltjchaft 
die Einjtellungdverfügung ausdrüdlich erlaffen und den Antragjteller da— 
von benachrichtigt hat? II. 17/4 83. 8, 184. 

25. Wie ijt zu verfahren, wenn in einer Strafjadhe, deren Ent- 
iheidung gemäß $ 190 St. G. B.'s für eine erhobene Privatllage prä- 
judiziell ift, zugleich Anklage wegen einer durd die Privatflage verübten 
falfchen Anjchuldigung erhoben worden ift? IV. 5/7 98. 31, 231. 

26. Findet die Vorſchrift des Abſ. 2 in der Revifiondinftanz An— 
wendung? IV. 11/1 95. 26, 365. 

27. Über Konkurrenz mit Urkundenfälfhung. IL. 22/9 82. 7, 47. 

28. Können die Tatbeitände des $ 164 und bed 8 187 St. G. B.s 
ideell fonfurrieren? Kann die in gutem Glauben bei einer Behörde ge- 
machte Anzeige das Vergehen des $ 186 St. GB.s enthalten? I. 29/6 96. 
29, 54. 


Fit die öffentliche Bekanntmahung der Verurteilung gemäß $ 165 
Teil der Strafe? Geht die Befugnid zur Belanntmahung auf die Erben 
des Verlegten über, wenn derjelbe vor dem Urteile verjtorben ift? Kann 
diefelbe in diefem Falle dem Verletzten zugeiprochen werden? Muß die 
Art und die Frift der Belanntmahung vom Tatrichter beitimmt werden? 
II. 17/5 87. 16, 78. 


Elfter Abſchnitt ($$ 166—168). 
Bergehen, welche ſich auf die Religion beziehen. 


1. Über die identischen Tatbeftandsmerfmale ſ. au) 8 167. 

2. Was verfteht $ 166 unter „Gott“? II. 3/3 82. 6, 77. 

3, Erfordert die Gottesläjterung eigentlihe Schimpfreden, oder iſt 
die zu ihrem Tatbeitande gehörige Roheit der Ausdrudsweije überall 
anzunehmen, wo das freche Bejtreben, zu Verehrendes herabzumürdigen, 
einen offenfundigen Ausdrud gefunden hat? IIL 17/6 97. 30, 194. 

4. Kann eine „Öotteslälterung mitteld beſchimpfender Außerungen“, 
ſowie eine „Beihimpfung einer Neligionsgejellichaft” auch durch Be— 
bauptung ehrenrühriger Tatjahen verübt werden? Nimmt der Glaube 
an die Wahrheit der Behauptung den Charakter der Beihimpfung? 
II. 2/6 96. 28, 403. | 

5. Sit die Dffentlichfeit der Handlung notwendig deshalb ausge- 
fchlofjen, weil fie innerhalb eines bejtimmten Perſonenkreiſes ftattgefunden 
hat? I. 23/11 91. 22, 241. 

6. Wird dadurch, daß eine Außerung in einer nur von Vereins— 
mitgliedern bejuchten und nur dieſen zugänglichen Verfammlung eines 
Vereins gefchieht, ſchlechthin deren DOffentlichkeit im Sinne des $ 166 
ausgejchlojjen? III. 5/1 91. 21, 254. 

7. Iſt Offentlichfeit einer Außerung ausgeſchloſſen, wenn dieſe 
zwar in einer öffentlichen Wirtſchaft getan wird, aber einerſeits innerhalb 
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eines gejchlofjenen Kreijes, den mehrere Perſonen auf Grund bejonderer 
Einladung durch perſönliche Beziehungen zueinander bilden, andererjeits 
derart, daß andere Berjonen die Außerung nicht hören konnten? I.17/3 02. 
35, 159. 

8. Erfordert der Tatbeitand der Gottesläjterung, daß durch Die 
Läſterung ein Ürgernid mindeitens einer Berfon wirklich gegeben worden, 
oder genügt, daß die Lälterung objektiv geeignet war, ein Argernis zu 
geben? II, IH. 10/10 87. 16, 245. 

9. Über die Begriffe „öffentlich“ und „Ärgernis geben“ ſ. weiter 
8 183 St. G. Bs. 

10. Was iſt unter dem Begriffe des „Beſchimpfens“ einer chriſtlichen 
Kirche oder mit Korporationsrechten beſtehenden Religionsgeſellſchaft zu 
verſtehen? III. 11/3 82. 6, 88. 

11. Begriff von „Beſchimpfen“. Kann eine Beſchimpfung auch durd) 
die Behauptung an Sich fchimpfliher Tatſachen ausgejprodhen werden? 
I. 5/11 98. 31, 30°, 

12. Zum Begriff von „Beſchimpfung“. Enthält die Einkleidung 
eines an fi) „harmiofen* Vortrages in die Äußere Form einer kirchlichen 
Einrihtung unter allen Umftänden eine Beſchimpfung dieſer letzteren? 
I. 21/2 84. 10, 146, 

13. Liegt in der Ubgabe eines jog. Pflichteremplars an die Polizei: 
behörde oder der Aushändigung von Eremplaren von jeiten des Druders 
an den Berfafler eine Verbreitung der Drudichrift in dem Sinne, daß 
dadurd eine darin enthaltene Beſchimpfung einer hriftlichen Kirche als 
Öffentlich begangen angefehen werden fann? IL. 28/9 80. 2, 270. 


14. Rann dad Merkmal der öffentlihen Beihimpfung kirchlicher 
Einrichtungen dur die Preſſe ſchon in der vom Verleger an einen 
Abnehmer erfolgten Überlaffung von Eremplaren der Drudjchrift gefun— 
den werden? III. 23/12 81. 5, 354, 

15. Bildet das Judentum in Preußen eine Religionggefellihaft im 
Sinne des $ 166? II. 3/3 82. 6, 77. 

16. Was iſt unter dem Begriffe der „chriftlichen Kirchen“ und 
ihrer „Einrichtungen“ zu verjtehen? Kann eine partifulare Landeskirche 
als „eine der chriftlichen Kirchen” und ein Konfirmationsfchein als eine 
„Einrichtung“ derjelben bezeichnet werden? III. 3/12 81. 5, 188. 

17. Was verjteht $ 166 unter „Einrichtungen“ einer der chrift- 
lichen Kirchen oder anderer mit Korporationgrechten beftehender Religions» 
gejellichaften? I. 8/11 80. 2, 428. 

18. Kann darin, daß fchmähende Angriffe gegen den Kapitalismus 
in der Form der „zehn Gebote“ gefleidet worden find, die Beichimpfung 
einer Einrichtung der chriftlihen Kirchen und der jüdiſchen Religionsge— 
jellfchaft gefunden werden? III. 4/2 95. 26, 435. 

19. Kann der Tatbeitand des 8 166 in beichimpfenden Hußerungen 
gegen die Kanzel einer Kirche gefunden werden? IV..10/7 94. 26, 39. 

20. Gehört die geiftliche Amtstracht zu den Gebräuchen bezw. Ein- 
richtungen der chriftlichen Kirche? III. 11/3 82. 6, 88. 
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21. Inwieweit kann in der Beichimpfung einzelner Lehren oder 
einzelner hervorragender Männer eine Beihimpfung criftlicher Kirchen 
gefunden werden? Genügt die Beihimpfung Qutherd als „Stifter“ der 
Iutherifchen Kirche, um den Tatbeftand eines bejchimpfenden Angriffes 
gegen die lutherifche Kirche rechtlich zu begründen? III. 8/1183. 9,158. 

22. Kann in Angriffen auf die Ehrijtusverehrung und den Marien- 
fultus die Beihimpfung von Einrihtungen einer der chriftlichen Kirchen 
gefunden werden? L 8/11 80. 2, 428. 

23. Kann in der Beihimpfung der Ausjtellung eines einzelnen 
als Reliquie verehrten Gegenjtandes die Beihimpfung des Reliquien— 
kultus ald eines Gebrauchs oder einer Einrichtung der Fatholifchen Kirche 
gefunden werden? I. 20/2 93. 24, 12; IV. 24/11 91. 22, 238. 


24. Sind befhimpfende Äußerungen gegen den Prieſterſtand al 
Beihimpfungen de Prieftertums — einer Einrichtung der Fatholifchen 
Kirhe — anzufehen? Begriff des Beichimpfenden im Gegenfage zum 
Srivolen. IV. 8/6 95. 27, 284. 

25. Sit das Inſtitut der kirchlich approbierten Orden eine Ein- 
rihtung der katholiſchen Kirche? Hat jeder einzelne der approbierten 
Orden die Bedeutung einer kirchlichen Einrihtung? II. 27/3 00. 33, 221. 

26. Gehören die bei Fatholiihen Beerdigungen üblichen Formen 
nnd Gebete zu den in 8 166 bezeichneten Gebräucden? I. 28/4 98, 
31, 133. 

27. Kommt e& für die Frage, ob der Angriff auf ein Kirchliches 
Dogma als eine Beihimpfung der Kirche felbit zu betrachten ift, darauf 
an, ob das Dogma gegen landesgeſetzliches Verbot ohne Genehmigung 
der Landesregierung publiziert worden ift? Unter welchen Vorausfeßungen 
ift in der Beichimpfung eines folhen Dogmas eine Beihimpfung der 
Kirche zu finden? I. 1/12 94. 26, 294. 

28. Was gehört zum objektiven und jubjeltiven Tatbeitande der 
Verübung beihimpfenden Unfugs in einer Kirche? I. 9/5 92. 23, 108, 

29. Bedeutung des Ausdrud3 „zu religiöfen Verfammlungen be- 
jtimmter Ort“. I. 2/6 99. 32, 212. 

30. Sit ein Unfug ſchon deshalb, weil er an einem zu religiöfen 
Berjammlungen beftimmten Orte verübt ift, als ein beſchimpfender an— 
zufehen? I. 9/1 99. 31, 410. , 

31. Iſt Schon die der Gottedverehrung gewidmete Ortlichkeit als 
folhe gegen beſchimpfenden Unfug gefhügt? Bedeutung des Ausdruds 
„in einem zu religiöjen Verfammlungen bejtimmten Orte“. II. 12/1 97. 
29, 334. 

32. Sind die öffentlihen Straßen, durch welche fi herkömmlich 
firhlihe Prozejlionen bewegen, während der betreffenden Zeit „zu reli— 
giöfen Berfammlungen beitimmte Orte“? L 9/4 96. 28, 308, 


1. Über die identiſchen Tatbeftandsmertmale ſ. auch $ 166. 
2. Begriff einer „im Staate beftehenden” NReligionsgefellichaft. 
IIL 11/7 98. 31, 237. 
7* 
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3. Sind die öffentlichen Ortsſtraßen, durch welche ſich herkömmlich 
kirchliche Prozeſſionen bewegen, während der betreffenden Zeit „zu reli— 
giöfen Verfammlungen beftimmte Orte“? I. 9/4 96. 28, 308. 

4. Iſt eine dem beitehenden Ritus der evangelifhen Kirche ent- 
ſprechende Beitattung3zeremonie eine „gottesdienjtliche Verrihtung”? In— 
twieweit iſt ein Begräbnisplaß „ein zu religiöfen Berfammlungen bejtimmter 
Ort“ und eine Feititellung über diefen Punkt notwendig? IL. 14/6 95. 
27, 296. 


5. Begriff von „gotteödienftlihen Verrichtungen“. Kann unter 
Umftänden die Einführung eines Kirhenvorfteherd dahin gerechnet wer— 
den? Was gehört zur „vorſätzlichen“ Störung? II. 28/6 92. 23, 199. 

6. Was ijt unter Störung des Gottesdienſtes zu verjtehen? 
I. 19/4 88. 17, 316, 


7. Iſt es für den Tatbeitand der Störung des Gottesdienftes er— 
forderlich, daß im Augenblide der Erregung von Lärm oder Unordnung 
gerade ein Akt des Geiftlihen ſelbſt jtattfindet, oder daß der Alt des 
Geiftlihen fi in dem regelmäßigen Rahmen der von ihm vorzunehmen 
den Funktion hält? I. 17/1 84. 10, 42. 

8. Gehört zum Tatbejtande der Verhinderung oder Störung des 
Gottesdienjtes, daß die jtörende Handlung in der Kirche vorgenommen 
wird? L 8/12 81. 5, 258; III. 23/2 81. 3, 397. 


9. Wird die Strafbarfeit durch eine Bererhtigung zu der an fid 
den Gotteödienft ftörenden Handlung ausgeſchloſſen? IV. 5/4 87. 16,15. 


10. Sit die Strafbarkeit dadurch ausgeſchloſſen, daß die Störung des 
Gottesdienſtes durch berechtigte Verteidigung gegen einen beleidigenden 
Ungriff herbeigeführt wird? I. 24/11 90. 21, 168. 

11. ft die am Grabe eine Mitglied der „Gemeinde der evan— 
gelifchen Gemeinschaft” unter Mitwirkung eines Predigerd diejer Gemeinde 
vollzogene Beerdigungsfeier eine gottesdienftlihe Verrichtung einer im 
Staate bejtehenden Religionsgejellihaft? Iſt der Schub ded $ 167 dann 
zu verfagen, wenn der fungierende Prediger einer Polizeiverordnung da= 
durch zumidergehandelt hat, daß er zu der Leichenrede nicht die Ge— 
nehmigung des zuftändigen Kirchengeiftlichen eingeholt hat? IV. 14/5 01. 
34, 264. 





1. Verhältnid zum preußiichen Feld- und Forftpolizeigefeße v. 
1. April 1880. II. 27/10 96. 29, 138; I. 26/10 82. 7, 190. 

2. Enthält das unbefugte Herausnehmen einer Leiche aus der noch 
offenen Gruft, in der fie beigefegt war, das Zeritören eines Grabes? 
IV. 28/1 96. 28, 139. 

3. Sebt die Verübung befhimpfenden Unfug an einem Grabe 
voraus, daß das Grab als ſolches das körperliche Angriffgobjeft der den 
Unfug darftellenden Handlung bildet? II. 28/11 90. 21, 178. 

4 Was gehört zum Begriffe der Beichädigung eine® Grabes im 
Sinne des 8 168? II. 12/3 85. 12, 168, 
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Zwölfter Abſchnitt (8 169—170). 
Berbreden und Bergehen in Beziehung auf den Berjonenitand. 


1. Sit der Tatbeftand dadurch ausgefchloffen, daß zur Zeit der $ 169 
Handlung, in der die Unterdrüdung 2c gefunden wird, die betreffende 
Perſon nicht mehr lebt? Kann ein doppelte Vergehen gegen 8 169 
angenommen werden, wenn ein unter faljchem Namen in das Geburts— 
regijter eingetragene Kind nad) dem Tode unter dem gleihen Namen 
aud zum Eintragen in das Sterberegijter angemeldet wird? Werden 
durch die Bewirkung eines falfchen Eintrags über Geburt und Tod eines 
Kindes im Standesregijter Vergehen gegen $ 169 und $ 271 St. G. B.'s 
in idealer Konkurrenz verübt? IV. 16/3 94. 25, 188. 

2. Kann, nachdem der Perjonenftand eined Kindes durd einen 
falſchen Eintrag in dad Geburtöregijter verändert worden, noch Beihülfe 
zu dem Vergehen des $ 169 durch jpätere Handlungen geleijtet werden? 
II. 8/11 92. 23, 292. 

3. Iſt der Tatbeſtand gegeben, wenn jemand unmwahrermeije die 
Baterfhaft zu einem unehelichen Kinde anerkennt und die Anerkennung 
in da8 Geburtöregijter eintragen läßt? Gilt die auch für das rheinijche 
Recht? Iſt die Strafbarkeit ausgefchloffen durch die irrige Meinung des 
Anerfennenden, zur Anerkennung nad dem Civilrechte befugt zu fein? 
Id. 19/2 91. 21, 411; IL 10/11 79. 1, 9. 

4. Wird dadurch, daß die Mutter eine unehelihen Kindes der 
Pflegichaft3behörde eine Mannsperſon fälſchlich als Vater des Kindes 
bezeichnet und der Bezeichnete fich in einem gerichtlihen Protokolle un— 
mwahrerweije zur Vaterſchaft befennt, eine Veränderung des Perſonen— 
ſtandes auch mit Rückſicht auf die Vorfchriften des bayrifchen Landrechtes 
begründet? I. 7/12 85. 13, 129. 

5. Enthält es eine Veränderung des Perjonenftandes eines unehe- 
lichen Kindes, wenn dasſelbe als eheliche8 bei dem Standesregiiter 
angemeldet und daraufhin als ſolches eingetragen wird? II. 1/10 80. 
2, 303. 

6. Enthält ed eine Veränderung des Perfjonenitandes eine unehe- 
lihen Kindes, wenn bei der Anmeldung desfelben zum ftandesamtlichen 
Geburtäregijter jeine ebenfalld aufßerehelich geborene Mutter nicht nad 
dem ihr hiernach zulommenden Geſchlechtsnamen, fondern nad) demjenigen 
des Ehemannd ihrer Mutter bezeichnet wird und dementſprechend die 
Eintragung erfolgt? IV. 27/9 89. 19, 405. 

7. Wa8 veriteht das Gejeß unter „verändern“, wa3 unter „unter= 
drüden” des Perſonenſtandes? Können beide Alternativen ideell fon- 
furrieren? Wann ift jede derjelben vollendet? I. 7/2 84. 10, 86. 

8. Wann beginnt die Verjährung eines Vergehens gegen $ 169? 
Kann das Vergehen durch Unterlafjungen fortgejeßt werden? IV.1/12 00. 
34, 24. 

9. Begründet die uneheliche Vaterſchaft einen Perfonenftand des 
Kindes? I. 11/11 01. 34, 427. 

©. zu $ 169 auch 2, 15. 
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s 70 Über das Verhältnis des Vergehens des $ 170 zu einem — 
welcher durch Täuſchung über die Vermögensverhältniſſe behufs Ver— 
leitung zur Eheſchließung verübt wird. II. 21/5 86. 14, 137. 











Dreizehnter Abſchnitt ($$ 171—184). 
Verbrechen und Vergeben wider die Sittlichkeit. 


s 171 1. Formelle Erfordernifje einer Eheſchließung taubftummer Perjonen. 
II. 20/1 99. 31, 439. 

2. Berliert eine beftehende Ehe, melde formell gültig geichlofjen 
ift, wenn ihr materiell die rechtlichen Vorausfegungen fehlen, ihre Geltung 
erit durch rechtöfräftige8 Urteil? II. 17/10 82. 7, 1383. 

3. Über den zur Straftat gehörigen Dolus. Inwieweit wird der- 
jelbe durch Irrtum ausgeſchloſſen? IIL 15/10 83. 9, 84; I. 31/3 81. 
4, 38. 

4. Was gehört zum ftrafbaren Verſuche? Iſt ein Anfang der Aus— 
führung ſchon darin zu finden, daß nad bewirktem Wufgebote die Ver— 
fobten den zuftändigen Standesbeamten angehen, den Akt der Eheſchließung 
zu vollziehen? III. 15/10 83. 9, 84. 

5. Über den Grund der in Abf. 3 getroffenen Beftimmung über 
Verjährung. IV. 8/2 87. 15, 261. 


s 172 1. Wodurd wird das Vergehen des Ehebruchs tatbejtandlich abge- 
ihloffen? J. 6/11 82. 7, 298. 

2. Muß aud dann, wenn die Ehe wegen dringender Vermutung 
der Verlekung eheliher Treue gejchieden ift, vom Strafrichter zur Ver— 
urteilung wegen Ehebruchs wirflihe Verübung eines jolchen fejtgeftellt 
werden? 

Gilt bei der angegebenen Sachlage die Ehe ald wegen Ehebruchs 
geichieden? II. 8/10 86. 14, 352; II. 16/12 81. 5, 266; IV. 13/6 99. 
21, 21. 

3. Genügt e& zur Beitrafung wegen Ehebruchs, wenn die Ehe im 
Gebiete des rheinifch-franzöfifchen Rechts wegen jchwerer Beleidigungen 
gemäß Art. 231 Code civil geſchieden wurde und in dem Ehejcheidungs- 
urteile unter diefen Beleidigungen der „ehebrecherifche Verkehr“ zwiſchen 
den betreffenden Perjonen angeführt it? I. 21/3 94. 25, 199. 

4. Sit die Strafverfolgung wegen Ehebruchs nur dann ftatthaft, 
wenn wegen bed nämlichen Ehebruches die Ehejcheidung erfolgt ijt? 
I. 1/6 82. 6, 334; II. 28/12 86. 15, 122. 

5. Kann Beitrafung auch wegen des Ehebruchs erfolgen, welcher 
erit in dem nicht die Trennung der Ehe ausſprechenden, jondern nur die 
Berufung zurüdweijenden Urteile zweiter Inſtanz des een 
prozeſſes als Chefcheidungsgrund feitgeftellt worden ift? IV. 13/6 90. 
21, 21. 

6. Fit der Umftand, daß die Ehe wegen ded Ehebruchs gejchieden 
ift, Tatbeftandsmerkmal, oder Bedingung der Verfolgbarkeit? Kommt die 
Prüfung dem Revifionsrichter zu? Haben die Gejchworenen darüber zu 
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entſcheiden? I. 28/9 91. 22, 135; II. 28/12 86. 15, 122; IV. 8/2 87. 
15, 261; III. 7/6 86. 14, 202. 

7. Rann in der Unterjuchung wegen Ehebruchs die — im voraus— 
gegangenen Eheſcheidungsverfahren nicht geltend gemachte — Tatſache 
der Einwilligung des anderen Ehegatten zu der Begehung des Ehebruchs 
al3 ein die Strafbarkeit der Tat oder das Strafantragsredht ded anderen 
Ehegatten ausfchließende® Moment in Betracht fommen? III. 7/6 86. 
14, 202, 

8. Kann der Ehegatte, der jelbit den anderen zum Ehebruche an— 
geftiftet hat, auf Bejtrafung antragen? II. 6/2 94. 25, 119. 

9. Beginnt die Frift zur Stellung des Strafantragd ſchon mit der 
Kenntnis der Tatjachen, welche die Rechtskraft begründen, oder erjt mit 
dem Beitpunkte, in dem dem Antragsberecdhtigten die Rechtskraft zum 
Bemwußtjein gekommen ift? IV. 9/10 94. 26, 116; I. 23/8 80. 2, 62; 
III. 3/1 80. 1, 44. 

10. Über den Beginn der Verjährung. IV. 8/2 87. 15, 261. 





1. Iſt die Schwägerſchaft im Sinne des Abf. 2 al3 fortbeitehend & 173 
anzunehmen, wenn die Ehe, welche die Schwägerjchaft begründet hat, 
durch Richterſpruch aufgelöft worden ift? I. 5/5 94. 25, 337. 

2. Kommt ed darauf an, ob die Ehe, welche die Schwägerichaft be— 
gründet hat, durch den Tod des einen Ehegatten aufgelöft ift? II. 22/4 84. 

10, 302. 


3. Sit außereheliche Geburt zur Begründung des Verwandtſchafts— 
bezw. Schwägerjchaft3verhältnifjes ausreichend? IV. 31/1 90. 20, 239; 
II. 21/9 80. 2, 239. 

4. Sit immisiso seminis zur Vollendung des Delift3 nötig? 
©. $ 177 (Nr. 3). 

5. Schließt die aus Irrtum über das eherechtlihe Verbot einge- 
gangene Ehe mit der Tochter der verftorbenen Frau die Beitrafung aus 
8 173 auß? I. 10/11 81. 5, 159. 

6. Bildet die irrige Meinung, es ſetze der Begriff der Schmwäger- 
ſchaft ein durch eheliche Geburt begründete Verhältnis voraus, ein 
Nichtfennen eine Tatumjtandes im Sinne ded $ 59 St. G. B.'s, oder 
einen Strafrechtsirrtum? I. 19/2 85. 12, 275. 

7. Sit ein Irrtum darüber, daß die Schwägerſchaft nad Auflöfung 
der fie begründenden Ehe fortdauert, ein bloß zivilrechtlicher Irrtum? 
Iv. 8/11 01. 34, 418. 

8. Enthält Abi. 4 einen perfönlichen Strafausſchließungsgrund, 
oder iſt da8 vollendete 18. Lebensjahr ein poſitives Tatbeſtandsmerkmal? 

Sind noch nicht 18 Jahre alte Verwandte und Verſchwägerte ab» 
fteigender Linie als Teilnehmer des Delikts anzujehen? III. 23/9 89. 
19, 391. 

9. Wann hat jemand das 18. Lebensjahr vollendet? IIL 16/12 01. 
35, 37. 

©. zu 8 178 aud 3, 64; 7, 307; 12, 292. 


104 e Strafgeſetzbuch 8 174. 





s 174 1; — unzüchtiger Handlungen, objektive und ſubjeltive Er⸗ 
forderniſſe ſ. $ 176. 
Nr. 1. 

2. Was iſt unter Vormund zu verſtehen? Gehören dahin die in 
Landesgeſetzen als Vormund bezeichneten Perſonen, deren Funktion ſich 
auf die Verwaltung oder Beaufſichtigung des Vermögens eines dritten 
befchränft? III. 9/12 86. 15, 72. 

3. Bejteht nad) Bamberger Landrecht auch nad der Berehelichung 
der Mindel dad Vormundfchaftsverhältnis zwifchen diefer und dem Vor— 
munde im Sinne des 8 174 Nr. 1 fort? I. 6/2 96. 28, 168. 

4. Fällt der Vater-Bormund des badischen Landrechtes unter $ 174 
Nr. 1? L. 27/3 99. 32, 103. 

5. Über den Begriff von Pflegeeltern. I. 11/2 84. 10, 95; 
IV. 11/12 85. 13, 148; I. 10/4 90. 20, 357; IV. 29/3 95. 27, 129; 
II. 25/2 96. 28, 230. ®gl. II. 17/12 80. 8, 124; I. 27/4 82. 


6, 233. 
6. Einfluß des B.G. B.'s auf den Begriff Pflegeeltern. IV.15/2 01. 
34, 161. 


7. Iſt für die Frage, ob dem Stiefvater gegenüber der Stieftochter 
die Eigenſchaft eines Pflegevaterd zulommt, der Umftand von Bedeutung, 
daß landesgeſetzlich eine wechjeljeitige Alimentationsverbindlichfeit bejteht? 
Iv. 6/10 96. 29, 89. 


8. Fallen Stiefeltern, welche mit ihren bei ihnen in Pflege befind- 
lichen Stieffindern unzüchtige Handlungen vornehmen, unter den Begriff 
von „Pflegeeltern“? I. 25/11 80. 8, 64. 


9. Sit der Stiefvater, welcher zugleich Adoptivvater ift, wenn er 
mit der Stieftochter den Beilchlaf vollzieht, au $ 174 Nr. 1 zu be— 
jtrafen? 

Schließt die Volljährigkeit der Adoptivtochter die Strafbarkeit aus? 
I. 22/6 85. 12, 292. 

10. Sit als unzüchtige Handlung eined Stiefvaters mit der Stief- 
tochter nur der Beiſchlaf nad) $ 178 Abſ. 2 auch dann zu beurteilen, 
wenn der Stiefvater gerichtsfeitig ald Vormund über die Stieftochter be- 
ftellt war, oder findet unter diefer Borausfegung 8 174 Nr. 1 über 
Strafbarfeit unzüchtiger Handlungen überhaupt Anwendung? 1.4/12 82. 
7, 307. 

11. Kann die Stellung eine Pfarrerd gegenüber einem feine 
Chriftenlehre bejuchenden Mädchen ald das Verhältnis eines Geiftlichen 
zur Schülerin im Sinne des $ 174 Nr. 1 betrachtet werden? I. 17/11 84. 
11, 271. 

12. Unter welchen Vorausjegungen fann angenommen werden, daß 
im Sinne des $ 174 Nr. 1 das Verhältnis von „Lehrer“ zu „Schüler“ 
vorhanden ijt? II. 2/11 00. 33, 423; III. 31/3 84. 10, 345. 

13. Sit der Lehrherr gegenüber den in feiner häuslichen Gemein— 
ihaft lebenden minderjährigen Lehrlingen im Sinne de8 $ 174 Nr. 1 
ald Lehrer oder Erzieher anzujehen? IV. 29/3 95. 27, 129. 
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14. Fällt ein Kaufmann, welcher mit feinem minderjährigen, bei ihm 
in Wohnung und Koft befindlichen Handlungslehrlinge unzüchtige Hand— 
lungen vomimmt, unter die Strafbejtimmung Nr. 1? IV.2/7 01. 34, 311. 

15. Hat der Wirt gegenüber den in feiner häuslichen Gemeinjchaft 
lebenden Kellnerlehrlingen die Stellung eine® Lehrerd oder Erziehers? 
I. 2/3 99. 32, 59. 

16. Zum Begriff von Erzieher. 

Kann ein Waifenhausvater ald folder angejehen werden? 

Sit der Begriff zutreffend bei dem, welchem eine jugendliche Perſon 
zur Zwangserziehung überwiefen ift? Iſt es mit dem Wejen der Zwangs— 
erziehung unverträglich, daß die jugendliche Perfon die Leiftungen eines 
Dienftboten übernommen bat? IV. 10/7 96. 29, 49; I. 20/6 98. 
31, 208; I. 27/4 82. 6, 233. 

Nr. 2 und 3, 

17. Begriff von „Beamten“ im Sinne des $ 174. Iſt in diejem 
Sinne ein Gefangenentransporteur auf Grund des ihm von der Behörde 
erteilten Auftrags zu einem Transporte ald Beamter zu betrachten? 
I. 22/12 81. 5, 418. 

18. Kommt dem ald „Haudvater”“ einer fommunalen Armenanftalt 
Angeſtellten, der mejentlih nur dem Wirtjchaftöbetriebe vorzujtehen hat, 
eine die Anwendung des 8 174 rechtfertigende Beamteneigenichaft zu? 
III. 20/3 93. 24, 83. 

19. Zt ein Krankenwärter in einer (provinzialftändifchen) Irren— 
anftalt als eine Medizinalperjon oder als ein Beamter im Sinne von 
Nr. 3 bezw. Nr. 2 anzufehen? Fer. 24/8 98. 31, 246. 

20. Wie find die Grenzen der Obhut in $ 174 Nr. 2 zu beitimmen? 
II. 4/6 89. 19, 255. 

21. Sind die Gefangenen in den Amtögefängnifjen von Elſaß— 
Lothringen der Obhut des ald Gefängnisvorjteher bejtellten Amtsrichters 
anvertraut? I. 8/7 95. 27, 343. 

©. zu $ 174 aud) 19, 391. 


1. Was erfordert der Zatbejtand der mwidernatürlihen Unzudt? 
I. 20/9 80. 2, 237. 

2. ft der Begriff der widernatürlichen Unzucht zwifchen Perfonen 
männlichen Geſchlechts auf die Fälle der Päderaſtie oder der immissio 
seminis in einen örperteil eines anderen Mannes zu bejchränfen? 
II. 28/4 80. 1, 895. 

3. Fällt die von Perſonen männlichen Geſchlechts verübte mwechjel- 
jeitige Onanie unter den $ 175? II. 25/4 82, 6, 211. 

4. Macht fi) nah 8 175 auch ftrafbar, wer den Gejchlechtsteil 
eines Schlafenden in feinen Mund einführt? I. 3/2 90. 20, 225. 

5. Liegt darin, daß ein Mann das männliche Glied eined anderen 
in den Mund nimmt und daran faugt, eine beijchlafsähnliche Handlung, 
die auf jeiner Seite den objektiven Zatbejtand des $ 175 erfüllt? 

Was ift in fubjeltiver Beziehung zum Tatbeſtande des $ 175 er— 
forderlih? Muß insbejondere aud die zur Unzucht mit einem anderen 


s 175 
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Manne ſich nur hingebende Mannsperfon zur Erregung oder Befrie- 
Digung ihres eigenen Gefchlechtötriebed gehandelt haben? 

Iſt eine ſolche Mannsperfon, die nicht in eigener wollüftiger Abficht 
handelt, in Bezug auf da8 Vergehen gegen $ 175 als jelbjtändiger 
Täter oder nur ald Gehülfe zu betrachten? II. 29/3 01. 34, 245. 

6. Was ift in objeftiver Beziehung zur Erfüllung des Begriffes 
der von Menſchen mit Tieren begangenen widernatürlichen Unzucht er- 
forderlih? II. 15/11 92. 23, 289. 

7. Erfordert der Tatbeſtand der widernatürliden Unzucht mit 
Tieren eine Bereinigung der Gejchlechtsteile, bezw. Verſchiedenheit des 
Geſchlechts des Menjchen und des Tieres? Gehört zum Tatbeftande über- 
Haupt Erreihung des Geſchlechtsgenuſſes durch Samenerguß? 1. 13/1 81. 
3, 200. 


1. Begriff von umzüchtiger Handlung. Objektive und jubjektive 
Erforderniffe der „Vornahme unzüchtiger Handlungen“. II. 23/12 95. 
28, 77. 

2. Sept die Vornahme unzüchtiger Handlungen eine Berührung 
bed Körpers, insbeſondere der Gefchlechtöteile voraus? II. 17/3 82. 6, 116; 
III. 21/10 89. 20, 30; II. 26/5 91. 22, 33, 

Nr. 1. 

3. Iſt der Tatbeftand gegeben, wenn jemand eine ohne fein Mit- 
verſchulden von dritten Perfonen gegen eine Frauensperſon verübte Ver— 
gewaltigung dazu benußt, an der Wehrlofen unzüchtige Handlungen vor= 
zunehmen? III. 11/11 95. 27, 422. 

4. Kann ein freiwillig aufgegebener Notzuchtsverſuch ald Verbrechen 
gegen 8 176 Nr. 1 bejtraft werden? fer. 25/8 92. 23, 225. 

5. Über ideale Konkurrenz des Verbrechens des $ 176 Nr. 1 mit 
Beleidigung. IV. 2/6 93. 24, 201. 

Nr. 2. 

6. In weldem Verhältniffe ſteht der Begriff „Geiſteskrankheit“ in 
$ 176 Nr. 2 zu dem in 8 51 St. G. B.'s gebraudten Ausdrude „Eranf- 
hafte Störung der Geiftestätigfeit“? 

Kann unter Geiftesfrankheit im Sinne des $ 176 Nr. 2 aud 
Blödſinn fallen? 

Iſt zur Anwendung des $ 176 Nr. 2 neben der Feititellung ber 
Geiftesfrankheit der Frauensperſon noch die Feititelung geboten, daß 
diefe jih in einem willenloſen oder bewußtlofen Zuftande befunden habe? 

Schließt ein äußerlich al3 Einwilligung zum Beiſchlafe ericheinendes 
Berhalten einer geiitesfranfen Frauensperſon den Begriff de Mißbrauch 
zum Beifchlafe aus? I. 80/11 81. 7, 425, 

7. Was gehört zur Vollendung des Beiihlaf3? ©. $ 177 (Nr. 3). 

Nr. 3. 

8. Seht 8 176 Nr. 3 voraus, daß der Täter männlichen Ge- 

ſchlechts ſei? Umfaßt der Begriff der „Vornahme unzüchtiger Handlungen“ 


Strafgeſetzbuch 88 1 7—180, 107 
— die ie Du der Beiichlafdvollziehung von feiten einer ie 
perfon? III. 14/2 84. 10, 158. 

9. Können Berfonerr in nter 14 Sahren da8 Verbrechen des $ 176 
Nr. 3 begehen? III. 18/12 82. 7, 352. 

10. Sept die Anwendung des $ 176 Nr. 3 die Zeugungsfähigfeit 
des Täter voraus? I. 23/1 90. 20, 181. 

11. Was verjteht $ 176 Nr. 3 unter der Berleitung zur Duldung, 
bezw. zur Verübung unzüchtiger Handlungen? II. 4/12 94. 26, 278; 
IH. 21/10 89. 20, 30. 

12. Gehört e8 zum Wefen der am eigenen Körper vorgenommenen 
unzüchtigen Handlung, daß fie an dem entblößten Körper ER 
wird? II. 12/10 00. 33, 429. 

13. Kommt es bei der PVerleitung eines Kindes zur Verübuug ꝛc 
unzüchtiger Handlungen darauf an, daß das Kind die Unzüchtigkeit er— 
fannt hat? IL. 26/5 91. 22, 38. 

14. Erfordert der fubjeftive Tatbejtand des in Nr. 3 vorgejehenen 
Verbrechens Kenntnis des Täterd von dem Alter de3 mißbrauchten 
Kindes? Was gehört zur Annahme des Eventualdolus? I. 28/4 84. 
10, 337; I. 18/4 91. 21, 420. 

15. ft der Verſuch der Berleitung einer Perſon unter 14 Jahren 
zur Duldung unzüchtiger Handlungen rechtlich) möglih? IV. 20/9 98. 
31, 251. 

16. Können die Tatbejtände des $ 176 Nr. 3 und des $ 240 
St.G.B.'s ideell fonfurrieren? I. 18/12 84. 11, 387. 

17. Wie ift zu $ 176 Nr. 3 die den Geſchworenen vorzulegende 
Frage zu faffen? III. 1/7 85. 12, 337. 


1. Iſt ideale Konkurrenz mit Beleidigung möglih? IV. 2/6 93. 8 


24, 201. 
2. Beitrafung des Verſuchs bei freiwilliger Aufgabe j. St.©.B.$ 176. 
3. Erfordert die Vollendung des Verbrechend die immissio seminis? 
Kann das Verbrechen an einem vierjährigen Finde begangen werden? 
I. 17/3 81. 4, 28. 


Iſt im Falle der Verleitung einer Ehefrau zur Gejtattung des 8 


Beifchlaf3 durch Erregung eines Irrtums, in welchem fie den Beilchlaf 
für einen ehelichen hielt, der Ehemann zur Stellung des Strafantrags 
berechtigt? 

Kann bei einem nur vom Ehemann geftellten Strafantrage Ber: 
urteilung des Täters wegen Beleidigung erfolgen? IV. 16/4 89. 19, 250. 


1. Begriff von „Unzucht“. I. 29/5 84. 11, 4. 

2. Iſt Beifchlaf unter Verlobten Unzudt im Sinne de 8 180? 
I. 2/11 82. 8, 172, 

3. Iſt der Tatbeftand der Kuppelei bedingt durch die Strafbarkeit 
der beförderten Unzucht? III. 13/5 82. 6, 286; II. 14/6 81. 4, 252; 
I. 29/1 80. 1, 88. 
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4. Was iſt unter VBorjchubleiftung zur Unzucht durch „Vermittelung“, 
durch „Verfchaffung von Gelegenheit” zu verjtehen? II. 17/10 84. 11,149; 
I. 1/2 90. 20, 201; I. 23/9 80. 2, 258; III. 15/5 80. 2, 164. 

5. Kann auch in einer intelleftuellen Einwirkung eine Vorſchub— 
leiftung zur Unzucht erblidt werden? 

Macht ſich jemand einer Vorjchubleiftung ſchon dadurch ſchuldig, dag 
er projtituierte Frauensperjonen in feine Wohnung aufnimmt? I. 23/4 83. 
8, 236. 

6. Kann in der Vermittelung des Eintritt3 einer Perfon in ein 
Proftitutionshaus oder in der Vermittelung de3 Übertritt von Lohn— 
dirnen aus einem Bordell in das andere ein Borfchubleiften gefunden 
werden? IV. 25/3 87. 15, 361. 


7. Iſt der Tatbeitand auch gegeben, wenn nur die eine der beiden 
Perfonen zur Unzucht3verübung bereit war, die Bereitwilligfeit der anderen 
aber erſt durch die getroffenen Veranſtaltungen herbeigeführt werden 
ſollte? II. 29/10 97. 30, 321. 


8. Erfordert der Begriff ded Vorfchubleiftens, daß die Unzucht tat- 
fählih verübt oder daß ein BZuftand herbeigeführt worden iſt, welcher 
unmittelbar, ohne das Hinzutreten ſonſtiger Umftände oder Tätig— 
feiten, die Begehung der Unzucht ermöglichte? IV. 25/3 87. 15, 361; 
III. 15/5 80. 2, 164. 

9. Inwiefern kann dem Diener in einer Bordellwirtichaft zur 
Laſt gelegt werben, daß er der Unzucht Vorſchub Ieifte? I. 19/10 96. 
29, 108. 

10. Liegt jtrafbare Kuppelei in dem Berfaufe eines Haufes an eine 
Proftituierte, wenn dem Verkäufer bewußt war, daß die Käuferin das 
Haus zum Betriebe gewerbömäßiger Unzucht benugen und durch ſolche 
den Kaufpreis aufbringen werde. I. 8/5 93. 24, 165. 


11. Inwiefern fann in Unterlafjungen ein Vorjchubleiften gefunden 
werden? II. 6/5 87. 16, 49; III 18/10 82. 7, 118. 


12. Hat der Ehemann die Verpflichtung, feine Ehefrau vom Be— 
triebe der Gewerbsunzucht zurüdzuhalten? II. 9/2 92. 22, 332. 

13. Begriff des Tatbejtandsmerfmald des Eigennußed. Erfordert 
daßjelbe die Erjtrebung eines Vermögendvorteild, oder kann es auch durch 
Erjtrebung eines anderen materiellen Nutzens erfüllt werden? IV. 3/5 87. 
16, 56. 

14. Genügt zur Annahme des Eigennuges, daß der Kuppler durd 
die Ausfiht auf einen Fünftigen, noch von ungewiſſen Vorausfegungen 
abhängigen Vermögensvorteil zu feiner Handlungsweiſe bejtimmt wird? 
I. 27/10 88. 9, 129. 

15. It ein Handeln aus Eigennug redtögrundfäglid nur da 
anzunehmen, wo ein das gewöhnliche Maß überjteigender Nutzen erjtrebt 
wird? IV. 10/7 94. 26, 40. 

16. Unter welchen Vorausſetzungen fann in dem bloßen Vermieten 
einer Wohnung an Projtituierte Kuppelei aus Eigennuß gefunden werden? 
III. 15/2 94. 25, 142. 
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17. Über den zur Straftat gehörigen Dolus. III. 18/10 82. 7, 118; 
I. 19/10 96. 29, 108. 


18. Iſt der Betrieb einer polizeilich geduldeten Bordellwirtichaft als 
Kuppelei jtrafbar? I. 29/1 80. 1, 88. 

19. Iſt an der Kuppelei ftrafbar beteiligt, wer ſelbſt die Unzucht 
verübt hat? I. 13/4 92. 23, 69; III. 13/5 82. 6, 286. 

20. Kann wegen Anftiftung zur Kuppelei bejtraft werden, wer zur 
Beförderung de3 von ihm gewollten Unzuchtsbetriebs einen anderen be— 
jtimmt hat? II. 14/6 81. 4, 252; IV. 25/10 89. 20, 12; IV. 22/5 94. 
25, 369. 

21. Wird bei einer Mehrheit von Fällen der Kuppelei aus Eigen 
nuß die Annahme einer Realktonfurrenz mehrerer Bergehen der Kuppelei 
aus Eigennuß durch die in ihmen ſich befundende Gewohnheitsmäßigkeit 
der Kuppelei ausgeichloffen? Sit es jtatthaft, in mehreren Handlungen 
des Vorſchubleiſtens zur Unzucht mehrere real fonfurrierende Vergehen 
der Kuppelei aus Eigennuß in idealer Konkurrenz mit einem Vergehen 
der gewohnheit3mäßigen Ruppelei zu erbliden? I. 21/12 83. 10, 22; 
II. 10/11 82. 7, 229. 


22. Kann die dur eine fortgefebte Handlung verübte Ruppelei 
al3 eine gewohnheit3mäßige angejehen werden? IV. 2/7 01. 34, 310. 

23. Berhältnis der in $ 180 und $ 181 vorgefehenen Straftaten 
zu einander. III. 1/3 82. 6, 132. 


24. Konkurrenz von Kuppelei mit einem von dem Bordellwirte ver: 
übten Gemwerbejteuervergehen. I. 31/5 86. 14, 174. 
©. zu $ 180 aud 24, 243, 


(Urjprünglihe Faſſung.) s 181 

1. Über identifche Tatbejtandsmerfmale j. $ 180. 

2. Über das Verhältniß zu $ 180. III. 1/3 82. 6, 132. 

3. Begriff von „binterliftigen Kunſtgriffen“. Kommt es für den Tat- 
beitand der Nr. 1 auf den Erfolg der Bemühungen an? IV. 26/1 92. 
22, 311. 

4. Sind unter „Eltern“ in Nr. 2 die Stiefeltern mitzuverjtehen? 
II. 6/5 82. 6, 338, 


5. Steht ein uneheliche8® Kind zu dem Ehemanne feiner Mutter in 
einem Berhältnifje, welches die Verkuppelung des Kindes durch den Ehe- 
mann als jchwere Kuppelei qualifiziert? IL. 7/1 91. 21, 257. 

6. Kann in Bayern eine Ehefrau, die der Unzucht ihrer Tochter 
durch Unterlafjung verhindernden Einfchreitend Vorſchub geleitet hat, ſich 
mit Erfolg auf den Mangel einer rechtlihen Befugnis zu ſolchem Ein- 
jchreiten berufen? I. 29/5 97. 30, 125. 

7. Sept $ 181 Nr. 2 voraus, daß eine von den bei dem Unzuchts— 
betriebe beteiligten Perfonen als Objekt der Unzucht anzufehen iſt und 
diefe Perſon zu dem Schuldigen in einem Verhältniſſe der in Nr. 2 
angegebenen Art jteht? 
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Wird 8 181 Nr. 2 gegen die Mutter in — Verhaltniſſe zu 
einem großjährigen und ſelbſtändigen Sohne unanwendbar? II. 6/5 87. 
16, 49. 

8. Unter welden Borausfegungen wird im Sinne von $ 181 Nr. 2 
Unzucht „mit“ einer Perjon getrieben? II. 20/4 94. 25, 287. 

"9. Sept der Tatbeitand des $ 181 Nr. 2 voraus, daß objektiv 
Unzucht getrieben worden ijt? III. 18/10 82. 7, 118; IV. 22/5 94. 
25, 369. 

10. Was gehört zum Tatbeitande des Verſuchs des Verbrechens des 
$ 181 Nr. 2? Muß mit der Verübung der Unzucht begonnen fein? 
II. 18/10 82. 7, 118. 

11. Sit derjenige, der felbit die unzüchtige Handlung vorgenommen 
bat, wegen Anjtiftung zur Ruppelei jtrafbar, wenn er einen anderen zu 
zu der nad $ 181 Nr. 2 ftrafbaren Beförderung der Unzucht angeftiftet 
hat? IV. 22/5 94. 25, 369. 

12. Nach welchen Gejeße ift der Teilnehmer an einer jchweren aus 
8 181 Nr. 2 zu ahndenden Kuppelei zu bejtrafen, wenn er jelbjt zu den 
Berjonen, mit welchen die Unzucht getrieben ift, in einem der dort be— 
Verhältniſſe nicht fteht? II. 19/6 91. 22, 51. 

Über Zufommentreffen von Vergehen der Kuppelei der in 8 180 
a Art mit jchwerer Kuppelei. III. 1/3 82. 6, 132. 
©. zu $ 181 aud) 23, 69. 


s 18la (Novelle vom 25. Juni 1900.) 

1. Stellt $ 18la mit dem Worte „Zuhälter* ein Merkmal der 
ftrafbaren Handlung auf? IV. 4/1 01. 34, 72. 

2. Verhältnis de8 $ 181a zu $ 180. 

Bur Beitimmung der Begriffe „Ausbeutung“ und „Förderlich fein“: 
IV. 4/1 01. 34, 74. 

3. Findet die erite Alternative de $ 181a Abf. 1 auf den erwerbs— 
unfähigen und der Armenunterftügung bedürftigen Verlobten der Proſti— 
tuierten Anwendung? IV. 8/3 01. 34, 212. 

4. Zur Beitimmung des Begriffs „Zubälter”. Verhältnis des Zus 
hälter& zum Ruppler. II. 10/1 02. 35, 56. 

5. Was iſt unter „Lebendunterhalt” im Sinne de8 $ 181a zu 
verjtehen? II. 28/1 02. 35, 92. 


s 182 1. Steht ein unzüchtiges Verhalten, wozu der Verführer jelbit 

den Anlaß gegeben hat, der Annahme der Unbejcholtenheit entgegen? 
II. 5/12 99. 32, 437. 

2. Was ift unter „verführen“ zu verjtehen? III. 23/3 82. 6, 135. 

3. Sept die Anwendung des 8 182 voraus, daß bon dem ver— 
führten Mädchen ein ernftlicher Widerftand geleijtet wurde und zur 
Überwindung eine erhebliche Anftrengung erforderlich war? I. 11/2 84. 
10, 95. 

4. Steht der unehelihen Mutter der Antrag auf Strafverfolgung 
zu? II. 7/12 80. 3, 89. 
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5. Sind nur Vater und Mutter gemeinjchaftlic), oder auch jeder 
von ihnen allein zum Strafantrage berechtigt? IV. 25/9 88. 18, 101. 

6. Wie ift das 16. Lebensjahr zu berechnen? III. 16/12 01. 
35, 37. 

7. Kann das Vergehen in Bezug auf dasſelbe Mädchen in Neal- 
fonfurrenz oder als ſog. fortgejehte® Vergehen begangen werben? 
I. 28/12 01. 35, 45. 


1. Zum Begriffe von unzüchtiger Handlung. II. 12/10 00. 33, 429. $ 183 

2 Sind unter unzichtigen Handlungen im Sinne des $ 183 nur 
Handlungen in der engeren Bedeutung, oder auch mündliche Äußerungen 
zu verftehen? II. 6/5 81. 4, 130. 

3. Müſſen die unzüchtigen Handlungen eine gejchlechtliche Beziehung 
haben? U. 30/10 82. 7, 168. i 

4. Sit zur Anwendung des 8 183 die bezwedte Erregung der 
Geſchlechtsluſt erforderlich? I. 22/9 92. 23, 233, 

5. Begriff der „Offentlichkeit“ in 8 183. 

Reicht dafür aus, daß die Handlung an einem öffentlichen Orte vor- 
genommen worden ijt? II. 22/2 81. 3, 361; I. 12/7 80. 2, 196; 
II. 10/2 80. 1, 199. 


6. Setzt der Begriff der Offentlichfeit voraus, daß Perfonen, welche 
von der unzüchtigen Handlung ſelbſt nicht umfaßt werden, derjelben bei= 
wohnen bergeitalt, daß fie fie bemerfen konnten, wenn fie ihre Aufmerk— 
famfeit darauf richteten? II. 22/11 87. 16, 345. 

7. Was ift unter „Ärgernis geben“ zu verjtehen? I. 12/7 80. 2,196. 

8. Genügt e8 für den Begriff des Argernisgebens, daß jemand an 
dem nicht unzüchtigen Teile eines Vorgangs mit Rüdjiht auf den von 
ihm unterftellten Zufammenhang Argernis genommen hat? I. 20/4 95. 
27, 182. 

9. Kann in der Öffentlichen Ausjtellung objektiv nicht unzüchtiger 
Schriften eine unzüchtige, öffentliches Ärgernis gebende Handlung gefunden 
werben? III. 17/1 95. 26, 370. 

©. zu $ 183 aud) 7, 437. 


a) Abſatz 1 in der Faſſung vor der Novelle vom 25. Juni 1900. $ 184 

1. Sit zur Annahme der Unzüchtigfeit von Schriften ꝛc nötig, daß 
fie zur Erregung geſchlechtlicher Lüjternheit geeignet find? II. 20/9 98. 
31, 260. 

2. Iſt die Wirkung der Darjtellung auf das fittlihe Gefühl für 
den Begriff des Unzüchtigen entjcheidend? 

Berichiedenheit der Wirkung künſtleriſcher Darftellungen und folder, 
die des künſtleriſchen Intereſſes entbehren. II. 10/12 97. 30, 378. 

3. In melden Maße muß das Scham- und Sittlichfeitögefühl in 
geichlechtliher Beziehung verlegt werden, um die Feſtſtellung der Un— 
züchtigfeit zu rechtfertigen? Sit eine „gröbliche” Verlegung notwendig? 
Muß bei der Feititellung der Unzüchtigkeit einer Schrift berücdjichtigt 
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werden, auf welches Leſepublikum dieſelbe berechnet iſt? II. 24/11 99. 
32, 418. 

4. Kann bei Entjcheidung der Frage, ob eine Schrift ꝛc unzüchtig ift, 
bon den objektiven Umjtänden ganz abgeſehen und die Feititellung des 
Unzüchtigen lediglich darauf gegründet werden, daß bei dem Verfaufen 
oder Verbreiten unzüchtige Zwecke verfolgt werden? III. 6/11 93. 24, 365. 


5. Iſt der objektive Inhalt unzüchtiger Abbildungen nur in dem 
zu finden, was fie zur unmittelbaren Anſchauung bringen? II. 21/2 02. 
35, 133. 

6. Begriff von „unzüchtigen Schriften“. Objektiver und fubjeltiver 
Tatbeitand des in $ 184 Abſ. 1 vorgefehenen Bergehend. IV. 22/3 95. 
27, 114; III. 19/2 83. 8, 128; III. 16/2 81. 4, 87; II. 13/1 98, 
23, 388. 


7. Nach welchen Gefichtöpunkten ijt die Frage der Unzüchtigfeit zu 
beurteilen, wenn ein Werk in Bruchjtüden veröffentlicht wird? II. 16/10 96. 
29, 133. 


8. Welche Geſichtspunkte find maßgebend für die Beantwortung der 
Frage, ob eine Abbildung unzüchtig ift? I. 15/1 91. 21, 306. 

9. Iſt für den Begriff einer unzüchtigen Abbildung entjcheidend, 
daß durch diefelbe nicht „bei einem erwachſenen Normalmenſchen“ das 
Scham= und Sittlichkeitsgefühl verlegt wird? I. 18/12 99. 33, 17. 

10. Notwendigfeit der Prüfung der Unzücjtigfeit einer Abbildung 
mit Beziehung auf das Werk, zu dem ſie gehört. II. 20/9 98. 31, 260. 

11. Begriff des Anfchlagend oder Ausftellend. Wird hierbei eine 
Mehrheit von Abbildungen ꝛc erfordert? 

Fällt eine unzüchtige Abbildung an einer Hauswand deshalb nicht 
unter $ 184, weil fie erjt durch das Anzeichnen, nicht jchon vorher, fertig- 
geitellt ift? IIL 24/11 84. 11, 282. 

12. Unter welchen Vorausſetzungen können nad) $ 184 Schriften 
al8 „verbreitet“ angejehen werden? III. 22/10 83. 9, 292. 


13, Erfüllt es den Begriff ded „Ausſtellens“ im Sinne des 8 184, 
wenn ein Buch unzüchtigen Inhalts im Schaufenjter des Buchladens fo 
audgelegt wird, daß nur der an fi unanitößige Titel, nicht aber der 
unzüchtige Inhalt der Wahrnehmung zugänglid ijt? III. 18/10 86. 
14, 397. 2gl. IV. 11/6 01. 34, 285. 

14. Finden auf das Berhältnis des Verfaſſers einer unzüchtigen 
Schrift zu dem Verleger, welchem die äußere Tätigkeit des Verbreitend 
obgelegen hat, die allgemeinen Grundjäße über Teilnahme Anwendung? 
II. 18/1 98. 23, 388. 

15. Über das Verhältnis zu $ 183 St G.B.'s. IH. 17/1 95. 
26, 370. 

16. Sit der Ausspruch eines Strafurteils, daß eine beitimmte Schrift 
nicht unzüchtigen Inhalts fei, in dem Sinne der Rechtskraft fähig, daß 
der Freigejprochene wegen jpäteren Verbreitens derſelben Schrift nicht 
mehr verurteilt werden fann? II. 30/9 81. 5, 101. 
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b) Abjag 2 nad Faſſung vor der Novelle vom 25. Juni 1900 
(=$ 184b nad der Novelle vom 25. Juni 1900). 

17. Erfordert der Tatbeſtand Mitteilungen über unzüchtige Hand» 
lungen, durch welche dad Scham: und GSittlichkeitögefühl verlegt wird? 
I. 12/3 91. 21, 396. 

18. Sit ed in dem Falle, daß die wegen Gefährdung der Sittlichkeit 
erfolgte Ausſchließung der Offentlichkeit ſich nicht auch auf die Verkündung 
der Urteildögründe erjtredt hat, nah 8 184 Abſ. 2 zuläffig, aus den 
publizierten Gründen öffentlih Mitteilungen zu machen, felbft wenn dieſe 
geeignet find, Ärgernis zu erregen? IV. 28/10 90. 21, 135, 

19. Erfordert der Tatbeitand, daß der Täter ji bewußt iſt, feine 
Mitteilungen feien geeignet, Ärgerni® zu erregen? IV, 14/2 93. 24, 4. 
ce) Faffung der Novelle vom 25. Juni 1900, 

20. Unter melden Borausjegungen fann der Druder einer uns 
züchtigen Schrift als Täter des Vergehend des 3 184 Nr. 1 angejehen 
werden? IV. 4/7 02. 35, 317. 

21. Bejteht ein begrifflicher Unterjchied zwiſchen einer „öffentlichen“ 
Ankündigung oder Anpreifung und einer folhen „dem Publikum gegen- 
über”? (Nr. 3.) 

Iſt nah Nr. 3 ftrafbar, wer in einem Wirtöhaufe den Gäften ver: 
ſchloſſene Couverts mit Anpreifung don Mitteln zur Verhütung der 
Empfängnis verfauft? I. 3/1 01. 34, 81. 

22. Bu den durd) die Strafgefeßnovelle vom 25. Juni 1900 herbei- 
geführten Underungen de8 8 184. IV. 11/6 01. 34, 285. 

23. Wie ift der Begriff der Ankündigung unzüchtiger Schriften zum 
Zwecke der Verbreitung zu verjtehen? Sind ald angekündigt nur diejenigen 
Beitandteile eines öffentlich zum Bezuge angebotenen Buches anzufehen, 
worauf die in der Ankündigung verwendete Bezeichnung ded Buches hin— 
mweift? IV. 9/7 01. 34, 817. 

24. Nach welchen Geſichtspunkten entjcheidet ſich, ob ein Gegenstand 
zu unzüchtigem Gebrauche „beitimmt“ ift? I. 23/9 01. 34, 365; 
II. 6/6 02. 35, 277. 

25. Verhältnis des $ 184 Nr. 3 zu früheren Bolizeiverordnungen 
gleichen Inhalts. II. 6/6 02. 35, 277. 


Vierzehnter Abſchuitt (SS 185—200). 
Beleidigung. 

1. Kann jemand, abgejehen von dem Falle des 8 189, durch eine 
ehrverleßende Hußerung über eine für tot eradhtete Perjon fich einer 
Beleidigung ſchuldig mahen? I. 5/7 94. 26, 33. 

2. Können, abgejehen von den 88 196. 197, juriftiiche Perſonen, 
Korporationen und andere Perjonenmehrheiten als folche beleidigt werben, 
oder fann eine Beleidigung in diefer Richtung nur angenommen werden, 
infomweit die einzelnen durch den Kollektivbegriff bezeichneten Perfonen 
durch die ehrverlegende Hußerung betroffen werden? II. 12/4 81. 4, 75; 
IL 7/1 81. 3, 246. 

Gen.Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 8 
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3. Kann eine Handel3gejellihaft unter ihrer Firma beleidigt werden 
und den Antrag auf Strafverfolgung ftellen? III. 31/1 80. 1, 178. 


4. Inwiefern kann gegen eine Mehrheit von Perjonen, die unter 
einer Rolleftivbezeichnung zufammengefaßt werden, eine Beleidigung ver- 
übt werden? Kommt es hierbei darauf an, daß der Täter an die einzelnen 
unter die Kollektivbezeihnung fallenden Perſonen gedaht Hat? Muß 
fih der Täter der Möglichkeit einer Beziehung feiner ehrverlegenden 

ußerung auf die betreffenden Perſonen bewußt gemwejen fein? 

Kann bei einer Kolleftivbezeichnung die Beleidigung einer einzelnen 
darin einbegriffenen Perfon auch dann angenommen werden, wenn Die 
Abſicht des Beleidigerd bejtimmt zum Ausdrude gelangt iſt, dieſe Perjon 
von dem durch die Außerung betroffenen Kreife außzunehmen? II. 7/1 81. 
3, 246; II. 3/1i 82. 7, 169; II. 3/7 88. 9, 1; II. 26/10 88. 18, 167; 
Iv. 14/6 98. 31, 185; II. 2/1 00. 33, 46; II. 30/9 92. 283, 246, 


5. Kann bei beihimpfenden Kundgebungen gegen die in verjchiedenen 
preußifhen Provinzen mit Einwohnern polnifcher Abkunſt im Gemenge 
lebenden Deutſchen eine gegen die leßteren mit Wahl einer Kolleftiv- 
bezeihnung verübte Beleidigung angenommen werden? IV. 14/6 98. 
31, 185. 


6. Wer ift in dem Falle, wenn die Kundgebung eine Mehrheit von 
Perfonen derartig fennzeichnet, daß auf jeden zu der Mehrheit Gehören- 
den der Verdacht unehrenhaften Handelns geworfen wird, als beleidigt 
und ftrafantragsberechtigt anzufehen? I. 25/10 80. 3, 12; II. 30/9 92. 
23, 246. 


7. Gehört zum Tatbejtande der Beleidigung, daß der Beleidigte ſich 
des ehrenfränfenden Charakterd der gegen ihn gerichteten Kundgebung 
bewußt geworden ijt? 

Greift der Sat volenti non fit injuria Plaß, wenn eine Perjon 
wegen mangelnder geiftiger Reife nicht weiß, worum e3 fi) handelt? 
II. 19/2 97. 29, 398; II. 2/5 84. 10, 372. 

8. Kann ein Geiftesfranfer beleidigt werden? I. 3/10 95. 27, 366. 

9. Kann je nad Verhältniffen und Abficht auch in einer an ſich 
nicht ehrverleßenden Kundgebung eine Beleidigung gefunden werben? 
I. 22/4 80. 1, 390. 

10. Inwieweit unterliegt die Fejtitellung des Vorhandenfeins einer 
Beleidigung der Nachprüfung des Revifionsrichter8? IIL. 16/3 81. 3, 438. 

11. Iſt der Zatbeitand einer Beleidigung gegeben, wenn der Ab— 
fender des an einen Unterfuchungsgefangenen gerichteten Briefed den für 
einen dritten beleidigenden Inhalt nur zur Senntnis des Adreſſaten 
bringen wollte, der Brief aber ohne Aushändigung an den Adreffaten 
entgegen der Vorſchrift de8 8 148 St. P.O. eröffnet worden ift? 
II. 13/11 94. 26, 202. 

12. Sit e8 für die Strafbarfeit des PVerfafjerd eines beleidigenden 
Beitungsartifel® unter der Vorausſetzung, daß die Veröffentlichung an 
einem bejtimmten Orte vom Berfaffer gewollt und ind Werk gejeßt worden 
iſt, von rechtlicher Bedeutung, ob die Veröffentlihung gerade durch die 
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vom Berfafjer namhaft gemachten Zeitungen erfolgt ift? II. 14/12 94, 
26, 340, 

13. Sind Beleidigungen in Berichten über öffentliche Gericht3- 
verhandlungen jtraflos? I. 20/11 79. 1, 19.- 

14. Inwiefern wird durch die Veröffentlichung ehrverlegender Kund- 
gebungen in der nämlichen Drudichrift eine Mehrheit von Beleidigungen 
verübt? II. 2/1 00. 33, 46; I. 5/1 91. 21, 276. 

15. Kann in der Abfaffung und Überfendung eines Schriftſtückes, 
deſſen Inhalt für eine und dieſelbe Perſon im Sinne teils des 8 186, 
teild des 8 185 St. G.B.'s beleidigend ift, der Tatbeftand mehrerer jelb- 
ftändiger Vergehen der Beleidigung gefunden werden? II. 12/2 01. 
34, 134. 

16. Wann ift eine Tatjache geeignet, jemand verächtlich zu mahen? | 
(8$ 186. 187.) IV. 14/2 02. 35, 126. 

17. Über die Straffreiheit au& Art. 22 der Reichsverfaſſung vom 
16. April 1871 ſ. dort. 

18. Uber Zeititellung des Vorſatzes der Beleidigung bei ehrver- 
leßenden Äußerungen in einer periodifchen Drudichrift ſ. Preßgeſetz vom 
7. Mai 1874 8 20. 

©. zu diefem Abjchnitt auch 24, 269. 


1. Inwiefern fann in einer ehrverlegenden Kritik, welche der Be- $ 185 
hauptung wahrer Tatjachen angereiht wird, eine Beleidigung im Sinne 
des 8 185 gefunden werden? II. 2/1 00. 33, 50. 

2. Hat der Richter, wenn er von der zur Anklage gebrachten Be— 
leidigung aus $ 186 freifpricht, noch in eine Erörterung darüber eins 
zutreten, ob nicht eine aus $ 185 jtrafbare Beleidigung übrig bleibt? 
III. 13/10 80. 2, 379. 

3. Findet auf die Beleidigung einer Behörde durch Behauptung 
ehrenrühriger Tatjahen 8 185 Anwendung, wenn die Beleidigung nicht 
zur Kenntnis anderer außerhalb der Behörde ftehender Perſonen gelangt 
it? III. 80/11 82. 7, 285. 

4. Was gehört zum jubjektiven Tatbejtande des Vergehens? Genügt 
zur Annahme des Nichtvorhandenfeins de3 erforderlichen Dolus, daß der 
Täter im Scherze gehandelt hat? II. 16/12 81. 5. 239; II. 2/1 00. 
33, 50; III. 13/4 85. 12, 140. 

5. Über Konkurrenz mit dem Vergehen des 8 153 Gew.Ordn. 
III. 2/10 84. 11, 128. 

6. Kann das Vergehen ideell konkurrieren mit einem Verbrechen 
gegen 8 177 oder 8 176 Nr. 1 St.6.8.8? IV. 2/6 93. 24, 201. 

7. Über den Unterfchied der Tatbeftände der 88 185 u. 186. 
Iv. 7/7 96. 29, 40. 

8. ©. weiter die Entfcheidungen an der Spitze dieſes Abſchnitts (S.113). 

©. zu 8 185 aud 1, 260; 4, 218; 10, 149. 229; 14, 827; 
15, 9; 19, 250 (vgl. 24, 201); 19, 284. 


1. Weſen des in 8 186 vorgejehenen Vergehens und Unterfchied 8 186 
von demjenigen des 8 185. IV. 7/7 96. 29, 40. 


Strafgeſetzbuch 88 185—186. 





8* 


116 Strafgeſetzbuch 8 187. 





2. Was ijt unter „Tatſachen“ zu verjtehen? III. 17/10 98. 31, 281; 
II. 9/1 80. 1, 52. (©. auf $ 131 Nr. 1, ©. 75.) 

3. Fallen unter den Begriff von Tatſachen auch allgemeine Urteile, 
welche zwar dur tatjähliche Vorgänge veranlaßt find, aber konkrete 
Handlungen der Beleidigten ſelbſt nicht zum Gegenftande haben? II. 2/5 02. 
35, 227. 

4. Enthält die in Beziehung auf einen Kaufmann gemachte unmwahre 
Behauptung, er fei zahlungsunfähig geworden, eine aus 8 186 jtrafbare 
Beleidigung? II. 1/10 80. 2, 309. 

5. Sit die Nichterweislichkeit der behaupteten ehrenrührigen Tatfache 
ein Tatbeſtandsmerkmal? Erfordert die Verurteilung aus 8 186 das 
Bewußtjein des Täters, daß die behaupteten ehrenrührigen Tatſachen nicht 
ermweislich jeien? III. 23/9 89. 19, 386; II. 28/9 83. 9, 150; 
I. 30/10 82. 8, 171; I. 2/11 82. 7, 207; III. 13/10 80. 2, 379; 
II. 27/4 94. 25, 355. 

6. Genügt für die Annahme der Wahrheit der behaupteten Tat— 
ſache, daß die leßtere im Wejen der Sache ſich als richtig ergeben hat? 
IH. 7/4 80. 2, 2. 

7. Darf der Wahrheitsbewei abgelehnt werden, weil das Vor— 
handenfein einer Beleidigung aus der Form oder aus den Umſtänden 
hervorgehe und danad) eine Beitrafung aus $ 185 gereditfertigt fei? 
III. 11/2 80. 1, 260. 

8. Kann ed auf den Wahrheitöbemweis Einfluß äußern, daß das 
Strafverfahren über die Delikte, welche den Gegenftand der üblen Nach— 
rede bilden, von der Staatsanwaltichaft eingejtellt worden ift? 1. 22/1279. 
1, 40. 

9. Darf die Abftimmung fo erfolgen, daß über die Nichterweislich- 
feit der behaupteten ehrenrührigen Tatſache befonders abgeftimmt wird? 
III. 13/10 80. 2, 379. 

10. Zum Begriffe von „behaupten“ und „verbreiten“. Gehört zur 
Beleidigung durch Verbreitung die Abficht, dab die Mitteilung an weitere 
Kreife gelange? Zer. 10/9 97. 30, 224; IL 8/3 98. 31, 63. 

11. Über Beleidigung durd) Verbreitung von Gerüchten? II. 17/11 91. 
22, 221. 

12. Kann es für den Tatbeftand des $ 186 genügen, daß die Be- 
hauptung der ehrenrührigen Tatfahe nur dem Beleidigten gegenüber 
gefchehen ift? III. 29/6 81. 4, 401; IV. 7/7 96. 29, 40; III. 80/11 82. 
7, 285. 

13. Gehört zur Strafbarkeit die Abſicht zu beleidigen? II. 27/4 94. 
25, 355. 

14. Subjektives Schuldmoment bei dem Vergehen des $ 186. 
Mangel des Bewußtſeins des Täterd, daß feine Außerung auf den Ver— 
legten bezogen werden könne. IV. 26/10 88. 18, 167. 

15. Kann ein Einwand gegen die Verurteilung aus $ 186 daraus 
entnommen werden, daß die in Bezug auf eine individuell erkennbar 
gemachte Perfon aufgejtellte Behauptung ehrenrühriger Tatjadhen in einer 
Perjonenverwechjelung ihren Grund habe? IV. 7/7 96. 29, 44. 
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16. Kann die in gutem Glauben gemachte Anzeige bei einer Be— 
hörde dad Vergehen des $ 186 enthalten? I.29/6 96. 29,54; II. 7/1 90. 
20, 164; I. 8/12 79. 1, 233; II. 16/1 80. 1, 80. 

17. Über ideale Konkurrenz der Tatbeftände de $ 186 u 8 188, 
II. 19/1 83. 7, 437. 

18. Über den Begriff von „öffentlich“ |. 8 183 (©. 111). 

19. Über „Verbreitung durd) Schriften“ j. 8110 Nr.10,11 (S. 57). 

20. ©. weiter die Entſcheidungen an der Spite diefed Abjchnittes 
©. 113). 

— 8186 auch 5, 211; 8, 175; 15, 15; 16, 139: 20, 33; 
21, 250. 


1. Kann das Vergehen ideell konkurrieren mit dem Vergehen gegen $ 187 
$ 7 des Gefehes zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbes? I. 14/3 98. 
31, 84. 

2. Können die Tatbeftände der 88 164 u. 187 St. G.B.'s ibeell 
fonfurrieren? I. 29/6 96. 29, 54. 

3. Findet auf die Beleidigung einer Behörde dur Behauptung 
ehrenrühriger Tatfahen $ 187 Anwendung, wenn die Beleidigung zwar 
zur Kenntnis der mehreren die Behörde bildenden, nicht aber auch anderer 
außerhalb der Behörde ftehenden Perſonen gelangt it? III. 30/11 82. 
7, 285. 

4. Sit bei einer wider beſſeres Wiffen aufgeitellten Behauptung 
ehrenrühriger Tatſachen die Berufung auf $ 193 zuläffig? I. 10/10 81. 
5, 56; IV. 19/8 01. 34, 222. 

5. Über die Würdigung de unternommenen Wahrheitöbeweifes. 
III. 7/4 80. 2, 2. 

6. * Begriffe „wider beſſeres Wiſſen“. IV. 10/10 99. 32, 302, 

7. Uber den Begriff von „öffentlih“ ſ. $ 183 (©. 111). 

8. Über „Verbreitung durch Schriften“ ſ. $ 110 Nr. 10, 11 (S. 57). 

9. S. weiter die Entjcheidungen an der Spite dieſes Abjchnittes 
(S. 113). 

©. zu $ 187 auch 5, 211; 20, 33. 


Über Buße f. den Anhang zu Teil I Abfchn. 1, ©. 18, fowie 8 231. 8 188 


1. Wie ift zu verfahren, wenn in einer Strafſache, deren Ent $ 190 
jcheidung gemäß $ 190 für eine wegen Beleidigung erhobene Privatflage 
präjudiziell ijt, zugleich Unklage wegen einer dur die Erhebung der 
Privatllage verübten falſchen Anjchuldigung angebracht worden ijt? 

Iv. 5/7 98. 31, 231. 

2. Wird durd) die Erklärung der Staatdanwaltichaft, eine öffentliche 
Klage nicht erheben zu wollen, in Bezug auf die jtrafbare Handlung, 
welche den Gegenjtand der übeln Nachrede bildet, die Führung des 
Wahrheitöbeweijes ausgeichloffen? I. 22/12 79. 1, 40. 


1. Findet die Vorschrift in der Nevifionsinftanz Anwendung? $ 191 
Iv. 11/1 95. 26, 365. 
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2. Greift $ 191 Plaß bei Einleitung eines Disziplinarverfahrens ? 
II. 9/5 84. 10, 381. 

3. Erfordert $ 191 zu feiner Anwendung einen bejonderen Antrag 
des Ungeflagten, wenn die ftattgefundene Anzeige bei der Behörde gericht3- 
befannt geworden war? I. 26/2 85. 12, 53. 

4. Kann die Entſchließung der Staatsanwaltichaft, öffentliche Klage 
nicht erheben zu wollen, auf die Zuläſſigkeit des Wahrheitsbeweiſes Ein- 
fluß äußern? I. 22/12 79. 1, 40. 


$ 192 1. Darf die Erhebung des Wahrheitöbemweifes deshalb abgelehnt 

werden, weil fi mit Rüdfiht auf Form der Äußerung oder die be 
gleitenden Umjtände jedenfall eine Bejtrafung aus 8 185 rechtjertige? 
II. 11/2 80. 1, 260. 

2. Muß der Richter, wenn er wegen geführten Wahrheitöbeweijes 
die aus $ 186 erhobene Anklage für nicht begründet erfennt, nod in 
eine Erörterung über Anwendbarkeit des $ 185 eintreten? III. 13/10 80. 
2. 379 

3. Über die Frage, ob aus der Form ꝛc, das Vorhandenfein einer 
Beleidigung hervorgehe, f. 8 193. 


s 195 1. Greift $ 193 Platz bei anderen Straftaten ald Beleidigungen 
im Sinne des Teils II Abſchn. 14, insbefondere bei Vergehen gegen das 
Geſetz zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbes, bei Majeftätöbeleidigungen, 
Beleidigungen von Bundesfürjten? II. 8/3 98. 31, 63; II. 4/10 81. 
5, 46; II. 25/1 89. 18, 382. ®gl. III. 21/5 83. 8, 338. 


2. Findet $ 193 Anwenduug bei allen Arten der in Teil II 
Abſchn. 14 pönalifierten Beleidigungen, insbefondere auch bei einer 
wider beſſeres Wiſſen aufgeitellten Behauptung ehrenrühriger Tatjadhen? 
I. 10/10 81. 5, 56; IV. 7/6 87. 16, 139. 


3. Worin ift der rechtliche Grund der in $ 193 jtatuierten Straf- 
fofigkeit ehrverlegender Außerungen zu ſuchen? II. 19/2 97. 29, 401; 
IV. 7/6 87. 16, 139; II. 5/11 86. 15, 15; III. 17/1 80. 1, 83. 
Vgl. II. 16/3 80. 1, 317; II. 30/4 80. 1, 406. 


4. Sind die VBorausfegungen für Anwendung des 8 193 von Amts 
wegen zu prüfen? Wann muß diefe Prüfung in dem Urteile erkennbar 
gemacht werden? III. 16/6 80.2,181; II. 21/9 80. 2, 251; III. 29/1 81. 
3, 328; III. 16/3 81. 3, 433. 


5. Welche Stimmenmehrheit ijt nötig zur Verneinung des Bors 
handenſeins der VBorausfegungen für Anwendung des $ 193? II.16/1 80. 
1, 80. 

6. Inwiefern ift die Feititellung des Vorhandenſeins der Voraus— 
jeßungen für Anwendung des $ 193 nicht bloß tatſächlicher Natur? 
II. 17/1 80. 1, 88. _ | 

7. Was ift unter „Hußerungen zur Ausführung oder Verteidigung 
von Rechten und rechtlichen Intereſſen“ zu verjtehen? III. 15/6 81. 
4, 316, 


Straigejepbud 5 198. 119 

8. u“ Begriffe von „berechtigten Intereſſen“. IV. 28/10 96, 
29, 147; IV. 25/9 94. 26, 76; II. 29/6 94. 26, 18; I. 9/1 98. 
23, 422; IV. 11/11 92. 23, 285; J. 23/5 92. 23, 144; ı. 5/11 86, 
15, 15; 1. 27/4 94. 25, 355. 

9. Inwiefern können Intereſſen Dritter ald „berechtigte Intereſſen“ 
angejehen werden? IV. 9/4 97. 30, 41; II. 27/4 94. 25, 355, 
Iv. 16/1 94. 25, 67. Vgl. II. 1/11 81. 5, 121. 

10. Inwiefern fommt bei der Frage, ob für die Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen Dritter der Schuß de 8 193 zu gewähren ilt, 
einem von bem Beteiligten erteilten Auftrage Bedeutung zu? IV. 9/4 97. 
30, 41; II. 21/9 80. 2, 251; III. 24/12 79. 1, 128. 

11. Können Intereſſen, welche dem Rechte oder den guten Sitten 
zuwiderlaufen, als „berechtigte Intereſſen“ angejehen werden? IV. 25/9 94. 
26, 76. 
12, Kommt der Schuß des $ 193 jedem zu jtatten, der „berechtigte 
Interefjen“ wahrzunehmen glaubt, oder nur demjenigen, welcher aus 
einem nad) 8 59 St. G. B.'s zu beadhtenden Irrtume von der Annahme 
ausging, daß die Vorausſetzungen vorhanden feien, unter denen ein bes 
rechtigtes Interefje anzuerkennen ift? II. 27/4 94. 25, 355; II. 30/6 82. 
6, 405; IV. 7/2 96. 28, 171. 

13. Hat die Preſſe bei Beiprehung öffentlicher Vorkommniſſe einen 
bevorzugten Anſpruch auf den Schub des 8 193? IV. 11/11 92. 23, 285; 
Iv. 9/4 97. 30, 41; II. 27/4 94. 25, 355; IV. 16/1 94. 25, 67; 
IV. 2/6 98. 24, 223; II. 13/10 93. 24, 304; II. 5/11 86. 15, 15; 
II. 16/12 81. 5, 239, — 


14. Kannbei einer gemeinjchaftlich verübten Tat dem einen Täter 
der Schuß des 8 193 zuerkannt, dem anderen abgefprochen werden? 
IV. 13/10 93. 24, 304; II. 29/6 94. 26, 18. 


15. Schließt die Eigenjchaft des verantwortlichen Redafteurd einer 
periodijhen Drudjchrift, gleichviel, ob deſſen ftrafrechtliche Verantwortlich- 
feit für den beleidigenden Inhalt der Drudichrift ald Urheber der Ber- 
öffentlihung nah den allgemeinen Strafgejegen, oder ald Täter nad 
820 Ubf. 2 des Preßgeſetzes in Anfpruch genommen wird, an fidh die 
unmittelbare Anwendbarkeit des $ 193 au8? Pl. 6/6 91. 22, 65. 


16. Über Anwendung de 8 193 bei Veröffentlichung gerichtficher 
Enticheidungen und Berichten über öffentlihe Gericht&verhandlungen. 
II. 24/5 89. 19, 238; II. 28/1 81. 3, 303; I. 20/11 79. 1, 19, 


17. Kommt dem, welder bei einer Behörde eine faljche Straf: 
anzeige im Glauben an deren Nichtigkeit gemacht hat, in jedem Falle 
gegenüber einer Anklage aus $ 186 der Schuß des $ 193 3n? 11. 7/1 90. 
20, 164; I. 8/12 79. 1, 233; II. 16/1 80. 1, 80; L 29/6 96. 29, 54; 
Iv. 12/3 01. 34, 216. 

18. Kann in einer wiſſentlich faljchen Anzeige die Wahrnehmung 
eine8 berechtigten nterefjes gefunden werden? Kann in einem derartigen 
Falle die irrtümliche Annahme eines berechtigten Intereſſes als Strafs 
ausſchließungsgrund wirkſam fein? IV. 19/3 01. 34, 222. 
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19. Sind die in einer nicht erweislich wahren Strafanzeige ent— 
baltenen, an ſich ehrenkränfenden Außerungen notwendigerweife jämtlich 
deshalb jtrafbar, weil bei einer der Hußerungen die Abficht zu beleidigen 
and der Form erhellt? IL. 19/12 90. 21, 250. 


20. Kommt es bei der Würdigung des aus 8 193 bergeleiteten 
Einwands aud darauf an, ob der Beichuldigte annehmen fonnte, daß er 
berechtigte Intereffen wahrzunehmen berufen fei? III. 21/5 94. 25, 363; 
I. 27/4 94. 25, 355; II. 6/11 85. 13, 38; II. 30/6 82. 6, 408. 


21. Kommt einer zur Nechtöverteidigung ꝛc gemachten Außerung 
Straflofigfeit ſchon dann nicht zu, wenn fie zugleich durch andere Motive 
veranlaßt worden ift? I. 5/12 89. 20, 100; II. 7/1 90. 20, 164. 

22. Wann ift die Zeitftellung zuläffig, daß eine Äußerung nicht 
zur, fondern bei Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht worden 
fei? I. 29/6 96. 29, 54. 


23. Bezieht fih 8 193 auch auf öffentliche Intereſſen? Kann bei 
einem zum Betriebe von Wahlangelegenheiten gebildeten Komitee Wahr: 
nehmung beredjtigter Intereſſen angenommen werden, wenn das Komitee 
eine vermeintlich verfuchte Wahlbeeinfluffjung in der Preſſe zur Sprache 
bringt? II. 29/6 94. 26, 18, 

24. Kann der Einwand eined Zeitungsredafteurd, er habe die in— 
friminierte Außerung als Gemeindeangehöriger zur Wahrnehmung von 
Intereffen der Gemeinde getan, aus dem Grunde zurüdgemiefen werden, 
weil es fich dabei nicht um individuelle Interefjen handele? III. 21/5 94. 
25, 363, 


25. Findet 8 193 Anmwenduug auf die dem Sartellträger von dem 
Herausforderer erteilte Information? II. 16/6 96. 29, 15. 


26. Kann jemand, der einem Beamten für eine in deſſen Amt 
einichlagende an ſich nicht pflichtwidrige Handlung ein Geſchenk angeboten 
bat, gegenüber einer diejerhalb erhobenen Anklage wegen Beleidigung 
den Schuß des 8 193 in Anjprucd nehmen? IV. 17/6 98. 31, 194. 

27. Anwendung des $ 193 in dem Falle, wenn wegen Bedrohung 
mit Beleidigung Anklage aus 8 240 St. G. B.'s erhoben ift. III. 20/3 84. 
10, 361; II. 30/6 82. 6, 405. 


28. Kann der Schuß des $ 193 für eine Berichtigung im Sinne 
des 8 11 des Preßgeſetzes der beteiligten Perjon und dem Wedakteur 
gewährt worden? III. 9/10 80. 3, 40. 

29. Zum Berjtändnifje des Ausdruds „ähnlihe Fälle“ in $ 198. 
IV. 6/4 97. 30, 39. 

30. Erheiſcht $ 193 immer einen ausdrüdlichen Ausſpruch, ob das 
Borhandenfein einer Beleidigung nicht aus Form oder Umjtänden hervor 
gehe? II. 29/6 94. 26. 18. 

31. Was ift der Sinn der Vorfchrift, daß eine zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen gemachte ehrverlegende Äußerung, wenn das Vor: 
bandenfein der Beleidigung aus der Form hervorgeht, zu ftrafen ift? 
I. 29/6 82. 6, 420. 


Strafgeſetzbuch $ 193, 121 








32. Genügt zur Verſagung des Schutzes 8 193 die Feitftellung, 
daß die Grenzen ſachlicher Erörterung überjchritten worden feien? 
I. 16/3 80. 1, 317. 

33. Genügt zur Verfagung des Schußes, daß fih aud Form oder 
Umftänden dad Bewußtſein von dem beleidigenden Inhalte der Äußerung 
angebe? I. 5/12 89. 20, 100, 

34. Bedeutung ded Ausdruds „Vorhandenſein einer Beleidigung“. 
Genügt eine unter Beibehaltung diejes Ausdrucks getroffene Feititellung? 
II. 30/4 80. 1, 406; II. 16/8 80. 1, 317. 

35. Wann ift anzunehmen, daß das Vorhandenfein einer Beleidigung 
aus der Form hervorgehe? Wie ift die bezügliche Feititellung zu treffen? 
III. 29/1 81. 3, 328; IV. 10/6 90. 21, 1. 

36. Kann aus der Form eined unter Anklage gejtellten Preßartikels 
die Abficht zu beleidigen entnommen werden, wenn der Urtifel im Urteile 
zwar al3 eine „Wiederholung“ eines in einer anderen Beitung erjchienenen 
beleidigenden Artikels bezeichnet wird, den Wortlaut der beleidigenden 
Äußerung aber nicht enthält? I. 22/2 00. 33, 170. 

37. Können als Umijtände, aus denen das Vorhandenfein einer 
Beleidigung hervorgeht, Umſtände verwertet werden, welche mit der in= 
friminierten Äußerung nicht in einem zeitlihen Zuſammenhange ftehen? 
II. 7/11 90. 21, 157. 

38. Kann bei dem Vergehen de 8 186, wenn die ehrenrührigen 
Äußerung zur Ausführung von Rechten getan wurden, die dem Angeklagten 
bewußte Unerweislichkeit jeiner Behauptungen als ein begleitender Um— 
jtand, der das Vorhandenjein einer Beleidigung angebe, verwertet werden? 
Iv. 7/6 87. 16, 139. 

39. Was find „Umftände, unter denen eine Hußerung geichehen ift“? 
II. 8/1 01. 34, 80, 

40. Iſt anonymen Anzeigen der Schuß des $ 193 allgemein ver= 
fagt? II. 5/2 92. 22, 329. 

41. Läßt fi die Berufung des Angellagten auf Verfolgung eines 
rechtlihen Intereſſes bei einer in öffentlicher VBolksverfammlung gemachten 
ehrverlegenden Außerung mit der Vegründung zurüdweijen, daß der 
Volklsverſammlung die Eigenschaft einer berechtigten Inſtanz für die Ver— 
folgung jenes Intereſſes fehle? IL. 3/2 82. 5, 379. 

42. Iſt der Ausdrud „Form der Hußerung oder Umftände, unter 
welchen fie geſchah“, limitativ aufzufaſſen? III. 15/6 81. 4, 316, 

43. Bedarf es auch für den Fall, das fi aus der Form der 
Hußerung die Abficht zu beleidigen ergibt, zur Beſtrafung wegen Be— 
leidigung der Feſtſtellung des objektiven Tatbeſtandes einer jolchen? 
IV. 5/4 92. 23, 40. 

44. Was erfordert der ſubjektive Tatbeitand der Beihülfe zu einer 
Beleidigung, deren Vorhandenfein im Sinne des $ 193 aus der Form 
der Außerung oder den begleitenden Umſtänden abgeleitet ift? IV. 12/6 96. 
29, 6. 

45. Sit bei einer jhwurgerichtlihen Verhandlung über eine Anklage 
wegen Beleidigung den Geſchworenen eine bejondere Frage darüber vor- 


s 194 


s 195 


s 1% 


122 Strafgefepgbuch SS 194—196. 


zulegen, ob der Angeflagte zur Wahrung berechtigter Interefjen gehandelt 
habe? I. 27/9 88. 9, 105. 


1. ann bei der Beleidigung, welche den Teilhabern einer Handels— 
geiellichaft zugefügt wird, der Strafantrag von der Handelsgeſellſchaft 
geftellt werben? III. 31/1 80. 1, 178. 

2. Steht im Falle der Beleidigung einer kollektiven Einheit jedem 
einzelnen Mitgliede derfelben ohne weiteres die Berechtigung zum Straf- 
antrage zu? I. 16/6 81. 4, 264. 

3. Über die Strafantragsberechtigung im Falle einer beleidigenden 
Kundgebung gegenüber einer kollektiven Mehrheit von Perſonen. I. 25/10 80. 
3, 12; II. 30/9 92. 23, 246. 

4. Folgt aus der ftrafrechtlihen Verantwortlichkeit des Redakteurs 
einer Zeitung feine Berechtigung zum Strafantrage wegen beleidigender 
Ba gegen die von ihm redigierte Zeitung? IV. 4/12 85. 13, 126. 

ber die Form des Strafantragd wegen einer gegen einen 
— Miniſter begangenen Beleidigung. I. 8/12 90. 21, 231. 

6. Über Wirkfamfeit und Zurüdnahme des geitellten Strafantrags 
ſ. 88 61. 64 (©. 35, 40). 

©. zu 8 194 aud) 20, 415; 22, 256. 


(Fafjung vor Einführung des B.G. B.'s.) 

1. Erleidet die Antragsberechtigung des gefeplichen Vertreters durch 
8 195 eine Einfchränfung? I. 8/10 85. 12, 415. 

2. Rann der Bater den Strafantrag auch noch in dem Falle jtellen, 
daß das an feinem Körper verlegte Kind — nicht infolge der erlittenen 
Körperverlegung — bereit3 gejtorben war? I. 26/11 85. 13, 115. 

3. Iſt der Ehemann berechtigt, wegen Beleidigungen, welche jeiner 
Ehefrau zugefügt find, auch nach deren Tod auf Beitrafung anzutragen? 
II. 9/12 79. 1, 29. 

4. Sind die Beitimmungen ded preußiichen Landrechts 1.13 $ 119 flag. 
über vermutete Vollmacht auf die Stellung von Strafanträgen anwendbar? 
II. 17/6 82. 7, 4. 

©. zu $195 aud) 19, 250. 


1. Findet 8 196 auch auf ausländifche Beamte Anwendung? 
I. 31/8 81. 4, 40. 

2. Rann aus $ 196 ein befonderes Vergehen der Verlegung der 
Amts- und Dienftehre hergeleitet werden? III. 2/5 95. 27, 193; 
III. 8/12 80. 3, 244. 

3. Sind unter den in $ 196 genannten Behörden aud Firchliche 
Behörden zu verjtehen? IV. 5/7 92. 23, 202, 

4. Sind ftädtiihe Sparfaffenverwaltungen in Preußen beleidigungs— 
fähige Behörden? I. 1/5 82. 6, 247. 

5. Sind die im Königlich preußifchen Hofdienjte Angejtellten Beamte 
im Sinne de $ 196? II. 13/1 91. 21, 381. 
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6. Sit die Anwendung de $ 196 ausgeſchloſſen, wenn die Ans 
jtellung de3 Beamten mit Verlegung geſetzlicher Vorjchriften erfolgt ift? 
I. 3/6 80. 2, 82. 

7. Kommt e3 für die Anwendung de $ 196 darauf an, ob der 
Beamte bei der gegen ihn verübten Beleidigung fic in rechtmäßiger Aus— 
übung feine® Amts befunden hat? II. 11/1 81. 3, 185. 

8 Wann liegt eine in Beziehung auf den Beruf begangene Be— 
feidigung vor? I. 5/7 94. 26, 34; II. 6/3 94. 25, 157; II. 23/1 91. 
21, 336. 

9. Liegt eine Beleidigung des Beamten in Beziehung auf feinen 
Beruf vor, wenn die infriminierte Außerung dahin geht, daß der Be- 
amte wegen einer außeramtlichen Handlung für feines Amtes unmürdig 
zu halten ſei? III. 8/12 80. 8, 244, 

10. Sind Beleidigungen gegen einen Beamten, die fi auf ein von 
diefem als Sachverſtändigen in einem Civilprozeſſe abgegebenes Gutachten 
beziehen, jchon wegen ded Zujammenhangs feiner Vernehmung mit feinen 
Berufserfahrungen ald in Beziehung auf feinen Beruf begangen anzu— 
jehen? I. 21/9 99. 32, 273. 

11. Unter welchen Borausfeßungen ift Die Beleidigung eines Religions— 
dieners als in Beziehung auf defjen Beruf begangen anzujehen? II. 16/6 85. 
12, 267. 

12. Sit eine gegen ein Mitglied der bewaffneten Macht veriübte 
Beleidigung nur dann in Beziehung auf deſſen Beruf begangen, wenn 
fie eine dienstliche Tätigkeit desjelben zum Gegenftande hat? II. 24/2 85, 
12, 49. 

13. Kommt es für dad Antragsreht des Vorgeſetzten darauf an, 
ob der Angeflagte der Beziehung der Beleidigung auf den Beruf ſich 
bewußt war? II. 6/8 94. 25, 157; I, 25/4 95. 27, 176. 


14. Muß bei einer jchwurgerichtlicden Verhandlung über die An— 
Hage wegen Beleidigung einer Behörde in die Frageftellung aufgenommen 
werden, daß die Beleidigung in Beziehung auf den Beruf begangen ijt? 
I. 18/12 86. 15, 85. 

15. ft in dem Falle, wenn eine folleftive Einheit beleidigt worden 
ift, auch jedes einzelne Mitglied ohne weitere® zum Gtrafantrage be— 
rechtigt? I. 16/6 81. 4, 264; I. 2/1 83. 7, 404. 


16. Was ijt erforderlich für den Begriff eines amtlichen Vorgeſetzten 
im Sinne des $ 196? Kommt es auf das Beftehen einer Disziplinars 
gewalt an? IT. 7/1 81. 8, 246: I. 7/4 81. 4, 220; IV. 28/5 86. 
14, 182; I. 30/1 88. 17, 81; II. 23/1 91. 21, 336; I. 26/11 96. 
29, 273. 

17. Sit bei dem in gejeplicher Form angebradten Strafantrage 
einer Eollegialifchen Behörde die Zoyalität der Beihlußfaffung zu prüfen? 
IV. 16/5 93. 24, 179. 


18. Greift die Antragdberechtigung des Vorgeſetzten Platz bei einem 
verabſchiedeten Beamten, insbefondere bei einem verabjchiedeten Offizier? 
III. 2/5 95. 27, 193. 
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19. Rann der Vorgeſetzte eines Beamten wegen Beleidigung des— 
jelben Strafantrag jtellen, wenn die Beleidigung nad) dem Tode des 
Beamten jtattgefunden hat? I. 26/11 85. 13, 95. 

20. Hat der frühere oder der gegenwärtige Vorgeſetzte den Straf- 
antrag zu jtellen, wenn der beleidigte Beamte noch vor Stellung des 
Strafantragd verjeßt worden ift? I. 25/2 89. 19, 23. 

21. Nad welchen Grundſätzen bejtimmt fich bei einem mehrfachen 
Unterordnungdverhältniffe die Zuftändigfeit des Vorgeſetzten zur Stellung 
des Strafantrag3? I. 21/9 82.7, 79; I. 28/11 96. 29, 211; 1. 7/4 81. 

‚220. 

22, ft wegen der einem Forſtſchutzbeamten zugefügten Beleidigung 
der vorgeſetzte Forſtbeamte jtrafantragsberechtigt, auch wenn die Beleidigung 
auf die Tätigkeit des Beleidigten als Hülfsbeamten der Staatdanwaltichaft 
Bezug hatte? II. 13/12 92. 23, 357. 

23. Kann bei Beleidigung einer Behörde von dieſer Privatllage 
erhoben werden? I. 7/11 92. 23, 293. 

24. Kann der Kommandant einer Feſtung Strafantrag ftellen, 
wenn die in der Feſtung jtationierten Offiziere in Bezug auf ihren Be— 
ruf beleidigt werden? II. 7/1 81. 3, 246. 

25. Steht bei Beleidigungen, welche gegen Leiter oder Lehrer einer 
evangelifhen Sonntagsſchule in Bezug auf ihre Berufstätigkeit begangen 
find, den Konfiftorien der älteren preußifchen Provinzen das Strafantrags- 
recht zu? II. 27/5 81. 4, 205. 

26. Wer ijt im Sinne des $ 196 im Geltungsbereiche der preußifchen 
Kreißordnung Vorgeſetzter eines Amtsvorjteherd rückſichtlich feiner poli— 
zeiliher Maßnahmen, der Kreisausſchuß oder der Landrat? I. 7/4 81. 
4, 220. 

27. Inwieweit fann in Preußen der auffichtsführende Amtsrichter 
gegen den Willen des unmittelbar beteiligten Richters wegen Beleidigung 
Strafantrag jtellen? I. 2/1 83. 7, 404. 

28. Kann in Württemberg der mit der allgemeinen Dienjtaufficht 
beauftragte Amtsrichter im Falle einer gegen die richterlichen Beamten 
des Amtsgerichts in Beziehung auf ihren Beruf verübten Beleidigung 
als Vorgeſetzter der Beleidigten Strafantrag Stellen? I. 17/3 84. 11, 163. 

29. Sit in Preußen die Generallommifjion oder deren Präfident 
der amtliche Vorgeſetzte der von der erjteren ernannten Kommifjare? 
IV. 28/5 86. 14, 182, 

30. Sit der preußiihe Kriegsminifter amtlicher Vorgeſetzter der 
dem preußiichen Heere angehörenden Perfonen im Sinne des $ 196? 
II. 10/12 86. 15, 75. 

31. Sit der preußische Kriegsminifter befugt, wegen Beleidigung 
der Angehörigen des deutichen oſtaſiatiſchen Expeditionskorps Strafantrag 
zu jtellen? II. 2/5 02. 35, 227. 

32. Sit das bayeriſche Gefamtjtaatsminifterium eine Behörde, und 
wer hat für dasjelbe Strafantrag zu jtellen? I. 13/12 86. 15, 85. 

33. Sit in Bayern wegen Beleidigung eines Amtsgerichts in deſſen 
Eigenſchaft als Behörde der mit der allgemeinen Dienftauffiht über 
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dasjelbe betraute Richter zur Stellung des Strafantrags beredhtigt? 
I. 20/1 87. 16, 212. 

34. Kann in der preußifchen Rheinprovinz der Landrat den Straf- 
antrag wegen Beleidigung eines jtädtifchen Bürgermeifters ftellen? 
I. 80/1 88. 17, 81. 

35. Inwiefern ift in Preußen der einem Amtdgerichte zur ument- 
geltlihen Veſchäftigung überwieſene Gerichtsaffefjor zur Stellung des 
Strafantragd wegen einer gegen das Amtsgericht begangenen Beleidigung 
befugt? IV. 27/1 88. 17, 88. 

36. Sit bei Beleidigung eines preußifchen Schöffengerichts der Land— 
gericht3präfident zur Stellung des Strafantrags berechtigt? III. 16/5 89. 
19, 260. 

37. ft im Geltungsbereiche der preußifchen Städteordnung für die 
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856.der Bürgermeifter der amtliche Vor— 
gejegte der Bezirksvorfteher im Sinne des $ 196? I. 27/11 90. 21, 202, 

38. Iſt im Geltungäbereihe der preußifchen Kreisordnung der 
Amtsvorſteher bezüglich polizeiliher Angelegenheiten amtlicher Vorgefebter 
de Gemeindevorjteherd und als folder nah 8 196 zur Stellung des 
Strafantragd berechtigt? II. 23/1 91. 21, 336. 

39. Wer iſt in Preußen der Vorgejette des Landrat3 im Sinne 
des 8 196? I. 20/4 91. 21, 430. 

40. Sind die Kreisſynoden in den acht älteren preußifchen Provinzen 
als Behörden im Sinne de $ 196 und die Konfiftorien al3 deren amt- 
liche VBorgefegte anzufehen? IV. 5/7 92. 23, 202. 

41. Sit im Geltungsbereich der preußifchen Städteordnung vom 
30. Mai 1853 der Bürgermeijter amtlicher Vorgeſetzter des Magijtratd- 
follegium3? IV. 16/5 93. 24, 179. 

42. Können die Großherzoglich heſſiſchen Landgerichtäpräjidenten 
wegen Beleidigungen, die gegen Amtörichter in dem betreffenden Lands 
gerichtöbezirfe verübt werden, Strafantrag jtellen? I. 23/10 93. 24, 340. 

43. Iſt der Vorjteher eines preußifchen Eifenbahnbetriebgamtes be= 
fugt, wegen einer Beleidigung, die gegen einen bei dem Betriebdamte 
beſchäftigten Hülfsarbeiter in Beziehung auf den Beruf verübt wird, 
Strafantrag zu ftellen? IV. 30/3 94. 25, 205. 

44. Befindet ſich ein preußifcher Referendar in Ausübung jeines 
Berufs, wenn er während der Beſchäftigung bei einem Amtsgerichte als 
der von dem Amtsrichter für eine arme Partei beftellte Vertreter für 
diefe in einem Rechtöitreite auftritt? L. 25/4 95. 27, 176. 

45. ft in Bayern neben dem Civilvorgefegten auch der militärische 
Vorgefegte eined Gendarmen zum Strafantrage auf Grund des $ 196 
berechtigt? I. 28/11 96. 29, 211. 

46. it nach bayerifcher Gemeindegejeßgebung ein Magiſtratsrat als 
Mitglied eines für bejtimmte Gefchäjte gebildeten Ausſchuſſes ein dem 
Magiftrate untergeordneter Beamter? I. 26/11 96. 29, 273. 

47. Wer iſt der amtliche Vorgeſetzte, der bei Beleidigungen des 
nah dem preußifchen Einfommenjteuergejege bejtellten Vorſitzenden der 
Beranlagungslommiffion, bezw. des Vorfigenden der Berufungstommiflion 
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zum Strafantrage berechtigt ift? IV. 4/6 97. 30, 171; IV. 13/5 02. 
35, 236. 


©. zu $ 196 aud) 7, 382; 14, 327. 


1. Sit der Bundesrat eine politifche Körperfchaft, bezw. eine geſetz— 
gebende Verfammlung? Kommt e8 auf die Identität der Mitglieder an? 
Wie ift die Ermächtigung des Bundesrat3 zu beweifen? Gehört dazu 
die Gegenzeichnung des Reichskanzlers? III. 14/12 82. 7, 382. 


2. Gehört eine Stadtverordnetenverfammlung zu dem in 8 197 
gedachten politischen Körperſchaften? 

Kann die erteilte Ermächtigung wieder zurüdgezogen werden? 

Form der zu erteilenden Ermäcdtigung. I. 15/1 00. 33, 66. 


1. Äußert die Vorfehrift Einfluß auf das Verfahren? I. 22/10 96. 
‚116. 
2. Verhältnis zu $ 428 St. P.O. Wird die Frage der Zuläfiigfeit 
einer Widerflage durch $ 198 berührt? I. 17/10 81. 5, 133, 
3. Wad ijt unter wechlelfeitigen Beleidigungen zu verjtehen? Kommt 
e& auf den urfählichen Zufammenhang an? II. 4/6 80. 2, 87. 


1. Macht die Berufung auf $ 199 einen Ausſpruch des Urteils 
im Sinne des 8 266 Abi. 2 St. P.O. notwendig? I. 24/11 98. 31, 347; 
II. 1/5 88. 17, 346: III. 3/12 79. 1, 112, 


2. Iſt Kompenfation mit einer an fih nah $ 11 &t.G.B.3 der 
ftrafrechtlichen Verfolgung entzogenen Äußerung eines Landtagsabgeord⸗ 
neten zuläſſig? III. 5/3 81. 4, 14. 

3. Greift 8 199 auch bei Beleidigungen durch die Preſſe ftatt? 

Erübrigt ein Eingehen auf den aus $ 193 St.G.B.'s erhobenen 
Einwand, wenn die Beitimmung des $ 199 für plaßgreifend erachtet 
wird? III. 16/6 80. 2, 181. 


4. Worin ift die legislatorifhe Bafid der Beltimmung des $ 199 
(233) zu fuchen? 

Erheifcht die Anwendung ein twiderrechtliched Handeln auf beiden 
Seiten? 


Kommt dem Umſtande Bedeutung zu, daß dem zuerft Angegriffenen 
der Ausihluß der Widerrehtlichleit ded gegen ihn gerichteten Angriffs 
nit befannt war? III. 23/9 82. 7, 100, 

©. zu 199 auch 13, 421. 


1. Hat da8 Bufprechen der Publikationsbefugnis einen pönalen 
Charakter? Iſt die Vollftredung zu bewirken wie bei einer Strafe? 
Darf auf Publifationsbefugnis erfannt werden, wenn die Beleidigung 
mit einem anderen Delikte fonfurriert, für welches eine härtere Strafe 
angedroht ijt? Pl. 17/4 82. 6, 180; I. 27/5 86. 14, 153; I. 7/4 81. 
4, 218. 
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2. Iſt bei einem gemäß $ 196 St.G.B’3 von dem amtlichen Vor— 
gejegten gejtellten Strafantrage die Publifationsbefugnis dem amtlichen 
Vorgeſetzten zuzufprehen? II. 24/9 86. 14, 327. 

3. Greift $ 200 Plaß bei einer gemäß $ 21 des Preßgeſetzes vom 
7. Mai 1874 gegen den verantwortlichen Nedakteur auszufprecdhenden 
Verurteilung? IV. 2/2 86. 13, 319. 

4. Beſchränkt ji die dem Beleidigten nah Abſ. 1 zuzufprechende 
Bublifationsbefugnis auf die Publikation nur der Urteildformel mit Aus» 
ihluß der Urteildgründe? III. 17/10 89. 20, 1. 

5. Über die Form der Belanntmahung in dem Falle, wenn zu— 
gleich wegen eine® anderen Deliftö verurteilt worden iſt. I. 25/4 95. 
27, 176; II. 25/11 92. 23, 325. 

6. Hit in Abf. 2 nur eine zufäßliche Verſchärfung der in Abf. 1 
vorgejehenen Publikation zu erfennen? III. 17/10 89. 20, 1; I. 27/5 86. 
14, 158, 

7. Muß aud im Falle des Ab. 2 im Urteile auf die Publikations— 
befugnis erfannt werden? I. 27/5 86. 14, 153. 

8. Sit e8 bei einer in einer Zeitung erfolgten Beleidigung aus— 
geſchloſſen, aus Zweckmäßigkeitsgründen für die Belanntmachung des 
Urteil3 durch diejelbe Zeitung eine andere Stelle zu bejtimmen, al3 Die, 
in welcher die Beleidigung ausgeſprochen war? II. 3/2 82. 5, 381; 
I. 27/5 86. 14, 158. 

9. Hindert die Beltimmung in Abi. 2, die Bekanntmachung auch 

noch durd ein anderes Blatt als die Zeitung, in welcher die Beleidigung 
verübt ijt, zuzulaſſen? II. 24/9 86. 14, 327. 
10. Geht die Publifationsbefugnis auf die Erben über? Kann in 
dem Falle des Abf. 2, wenn der Beleidigte den Antrag auf öffentliche 
Belanntmahung de3 künftigen Urteild gejtellt bat, die Publifations- 
befugnis ihm zugejprocdhen werden, auch wenn er den Erlaß des Urteils 
nicht mehr erlebt hat? IL. 17/5 87. 16, 73. 

11. Wem ijt bei der Beleidigung einer Behörde die Publifations- 
befugnis zuzuſprechen, wenn der alleinige Repräſentant der Behörde, 
welcher den Strafantrag gejtellt hat, inzwijchen verjtorben ift? II. 21/9 00. 
33, 396. _ 

12. Über „Verbreitung von Schriften“ f. $ 110 Nr. 10,11 (S. 57). 


Fünfzehuter Abſchnitt (SH 201— 210). 
Zweikampf. 


1. Iſt für den Begriff des Zweikampfes weſentlich, welche Ver— 
anlaſſung er gehabt hat? 

Unterſchied zwiſchen Zweikampf und Kampfſpiel. I. 10/7 82. 7, 29. 

2. Iſt der Begriff der „Tödlicheit“ der Waffen nach der Beſchaffen— 
Ichaffenheit der Waffen (abjtraft) oder nad den Umſtänden des einzelnen 
Zweikampfes zu bejtimmen? I. 20/7 82. 7, 29; Pl. 6/3 83. 8, 87. 

3. Sit nur in $ 201 oder auch in den folgenden Beitimmungen 
lediglich der Zweikampf „mit tödlichen Waffen“ behandelt? Sind Ver— 
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legungen in einem Zweikampf mit nicht tödlihen Waffen als Körper: 
verlegungen zu betrachten? III. 2/6 80. 1, 443; III. 22/2 82. 6, 61; 
Pl. 6/3 83. 8, 87. 

4. Können geichliffene Schläger „tödliche Waffen” fein? III. 2/6 80. 
1, 443; III. 22/2 82. 6, 61; I. 20/7 82. 7, 29; Pl. 6/3 83. 8, 87. 

5. Sit die Ernitlichfeit der Herausforderung ausgejchloffen, wenn 
der Heraudfordernde von vornherein die Abficht hatte, dem Zweikampf 
audzumweihen? Müffen bei der Herausforderung bereit? die tödlichen 
Waffen erwähnt werden? IV. 18/9 91. 22, 139. 

6. Iſt Konkurrenz von Herausforderung zum Zweikampf mit diefem 
ſelbſt möglih? II. 20/9 81. 4, 408. 


1. Wird durch die Erwartung des Rartellträgers, die Herausforde- 
rung werde nicht angenommen werden, bejjen Strafbarfeit bejeitigt? 
III. 12/11 91. 22, 218, 

2. Wird die in $ 203 erwähnte Tätigkeit zu einer Beihülfe zum 
Zweikampf, wenn diefer dann wirklich jtattfindet? I. 4/12 84. 11, 279. 


1. Bewirkt die nad Ablehnung des Zweifampfes erfolgte Zurüd- 
ziehung der Herausforderung Straflofigfeit der Herausforderung? L28/4 81. 
4, 118. 

2. Liegt „Freiwilliges Aufgeben” vor, wenn die Parteien zunächit 
durd) äußere Einwirfung an dem Zweifampfe gehindert werden und dann 
fi ausföhnen? II. 20/10 85. 13, 1. 

3. Wann ijt der Zweikampf als „begonnen“ anzufehen? II. 20/9 81. 
4, 408. 
4. Geſtattet da3 freiwillige Abftehen auch nur einer Partei vom 
Bweilampfe die Anwendung des $ 204? I.4/3 01. 34,200; II. 23/5 02. 
35, 260. 


1. Liegt vollendeter Zweilampf vor, wenn beide Teile in der Abficht, 
fehl zu jchießen, ihren Schuß abgeben, ihre dahingehende Abfiht aber 
dem Gegner unbefannt war? II. 11/11 90, 21, 146. 

2. Begriffe „Zweikampf“, „tödliche Waffen“ ſ. $ 201. 

3. Kann die Mitwirfung bei einem Chrengericht Anftiftung oder 
Beihülfe zum Bweilampfe fein? III. 29/10 81. 5. 140; III. 18/1 86. 
13, 265. 


1. Sit der, der im Auftrage des Herausgeforderten mit dem Be— 
auftragten des Herausfordererd die Bedingungen des Zweikampfes feſt— 
ſtellt, Selundant im Sinne des $ 209? IV. 6/1 94. 25, 81. 

. 2. Findet $ 209 Anmendung auf einen artellträger, der vor 
Überbringung der Herausforderung den Zweilampf zu verhindern bemüht 
war? II. 20/3 88. 17, 243. 

3. Schließt die fofortige Ablehnung der Herausforderung durch den 
Herausgeforderten die Anwendung des $ 209 für den Kartellträger aus? 
III. 12/11 91, 22, 218. 
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Pen in der Überbeingung einer den Zweikampf notwendis be- $ 210 
dingenden Außerung eine „Anreizung” zum Bmeilampf im Sinne des 
$ 210 liegen? I. 5/11 88. 18, 239. 


Schzehnter Abſchnitt (88 211—222). 
Berbreden und Vergehen wider das Leben. 


1. Bon welhem Zeitpunkte an ift ein „Menſch“ im Sinne des & 211 
$ 211 vorhanden? Sind die ftrafredhtlichen Begriffe „Menſch“ und 
„menfchlihe Frucht“ mit den entiprechenden civilvechtlihen Begriffen 
identifch? IL. 8/6 80. 1, 446; I. 29/9 88. 9, 131. Qgl. I. 5/11 94. 

26, 178. 


2. Faſſung der den Geſchworenen vorzulegenden Frage beim Morde. 
III. 30/4 83. 8, 276. 


3. Faſſung der den Gejchworenen DOTZUTEBEN DEN Frage beim Mord- 
verfuche. III. 22/1 81. 3, 295. 


4. Faſſung der den Gejchworenen vorzulegenden ragen, wenn 
Mord und Totſchlag in Frage fommen. I. 15/2 86. 13, 344; IV.24/5 87. 
16, 126. er. 24/8 98. 31, 253; I. 17/11 98. 31, 332. Bol. 
Io. 4/1 84. 9, 401. 


5. Kann Mordverfuch mit einem Verbrechen gegen $ 5 des Spreng- 
ſtoffgeſetzes vom 9. Juni 1884 ideell konkurrieren? II. 9/7 97. 30, 216. 

6. Sit Idealkonkurrenz zwiſchen den 88 211 und 214 denkbar? 
Inwieweit ijt ed zuläflig, im jchwurgerichtlichen Verfahren neben einer 
den Tatbeitand des Mordes umfafjenden Schuldfrage noch einzelne Tat- 
beitandsmerfmale des in 8 214 vorgejehenen Verbrechens in Frage zu 
ftellen? III. 17/9 85. 12, 364. 

7. Können die Verbrechen des 8 211 und des $ 251 St.G. B.s 
ideell konkurrieren? II. 17/6 81. 4, 287. 

©. zu $ 211 auch 20, 171; 21, 78. 


Faſſung der den Geſchworenen vorzulegenden Frage bei dem Ber- 8 212 
ſuche des Toͤtſchlags. III. 6/7 99. 32, 258; III. 16/1 02. 35, 70. 
S. über Tatbejtandsmerfmale auch 8 211. 


1. Bezieht fih $ 213 auch auf den Totſchlagsfall des 8 214? 8 213 
IV. 13/3 94. 25, 178. 

2. Über die Frageftellung im ſchwurgerichtlichen Verfahren bei einer 
Anklage au $ 213. I. 21/6 00. 33, 323. 

3. Iſt die Reizung zum Zorn ein beſonders herborgehobener 
mildernder Umjtand auch im Sinne von $ 297 StP.D.? Kann im 
Falle der Annahme einer Reizung zum Born auf Berluft der bürger- 
fihen Ehrenrechte erfannt werden? IV. 8/6 86. 14, 298. 


1. Enthält $ 214 den Tatbeitand eines eigenartigen Verbrechens? 8 214 
I. 11/6 85. 12, 250. 
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2. Saffung der den Geſchworenen — — im Falle des 
$ 214. I. 19/5 81. 4, 231; III. 13/4 92. 23, 78. 

3. Faſſung der den Gefcworenen borzulegenden Fragen, wenn es 
jih um Mord und das Verbrechen des 8 214 Handelt. III. 17/9 85. 
12, 364. 

4. Sit für das Verbrechen des 8 214 die Annahme mildernder 
Umjtände nad) 8 213 zuläffig? IV. 13/3 94. 25, 178, 


8 216 1. Enthält $ 216 den Tatbeitand eines eigenartigen Vergehens oder 
nur einen die Strafbarkeit de Mordes oder des Totſchlags mindernden 
Umjtand? Kann die in Ausführung des Verfuchd eines Vergehend gegen 
8 216 verübte Körperverlegung als ſolche beitraft werden? I. 15/11 80. 
2. 442; 9/11 93. 24, 369; Pi. 8/2 96. 28, 200. 

2. Enthält $ 216 einen die Strafbarkeit des Mordes oder des 
Totſchlags mindernden Umſtand im prozefjualen Sinne? Faffung der den 
Geſchworenen vorzulegenden Fragen. I. 11/6 85. 12, 251; II. 11/1 95. 
26, 363; Pi. 8/2 96. 28, 200. | 


$ 217 1. Enthält $ 217 den Tatbeftand eines eigenartigen Verbrechens? 

Faſſung der den Geſchworenen vorzulegenden Fragen, wenn Mord, Tot— 
ſchlag und Kindesmord in Frage kommen? III. 2/1 90. 20, 171. 

2. Sit $ 217 auf eine uneheliche Mutter anwendbar, wenn fie bei 
der Tötung ihres Kindes nur als Gehülfin eines anderen handelte? 
III. 8/5 80. 2, 158. 

3. Kann Kindesmord mit Ausſetzung ideell konkurrieren? II. 27/4 94. 
25, 321. 

4. ©. über Merkmale no $ 211. 

©. zu 8 217 aud) 12, 409, 


s 218 1. Bis zu welchem Zeitpunkt ift eine Frucht vorhanden, gegen die 
eine Abtreibung möglich ift, von welchem Beitpunft an ein Menſch, gegen 
den fih nur ein Tötungs- oder Körperverlegungsverbrechen richten fan? 
II. 8/6 80. 1, 446; I. 29/9 83. 9, 131; I. 5/11 94. 26, 178. 

2. Genügt zum Tatbeitand der eriten Alternative des $ 218 Abf. 1 
der vorzeitig bewirkte Abgang der Frucht, oder ift erforderlich, daß durch 
Bewirkung des vorzeitigen Abgang der Tod der Frucht oder des etwa 
lebend zur Welt gekommenen Kindes herbeigeführt wird? Kauſalzuſammen— 
bang zivischen dem Unternehmen der Abtreibung und dem Tod der Frucht. 
IIL 9/7 81. 4, 380. 

3. Stellt die Lockerung einer Frucht in der Gebärmutter eine Abs 
treibung dar? II. 15/4 90. 20, 367. 

4. Kann eine Frauensperjon, die nicht ſchwanger ift, ſich des ftrafe 
baren Verſuchs der Abtreibung ſchuldig machen? III. 30/3 83. 8, 198; 
I. 14/3 01. 34, 217. 

5. Iſt der Verſuch aud) dann jtrafbar, wenn die zur Herbeiführung 
des beabjichtigten Erfolgs angewandten Mittel gar nicht geeignet waren, 
den beabjichtigten Zweck zu erfüllen? Pt. 24/5 80. 1, 439. 
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6. Kann ich jemand durch Teilnahme an dem Verſuch einer 
Schwangeren, ihre Frucht abzutreiben, einer Mittäterfhaft aus $ 218 
Ab. 1 ſchuldig maden? IL. 26/2 97. 29, 419. 

7. Kann ſich jemand dadurd, da er einer Schwangeren die Ab- 
treibungömittel ohne Entgelt verjchafft, der Mittäterfchaft an der Abtreibung 
oder dem Abtreibungsverſuch der Schwangeren jchuldig machen, oder nur 
einer Beihülfe dazu? I. 11/8 80. 1, 270. 

8. Unter welden Borausjeßungen kann der eventuelle Dolus die 
Beihülfe zum Verſuch der Abtreibung begründen? I. 28/3 87. 16, 25. 

9. Iſt Anftiftung der Schwangeren zur Abtreibung ftrafbar, auch 
wenn die Abtreibung in den Grenzen des Verſuchs geblieben ijt? 
III. 1/12 80. 3, 162. 


10. Findet Abi. 1 des 8 218 gegen die Schwangere Anwendung, 
die darein gemwilligt hat, daß ein anderer die Mittel zur Abtreibung bei 
ihr anwendet? III. 25/2 80. 1, 263; IV. 19/6 96. 29, 10. 


11. Iſt im Falle des 8 218 Abf. 3 die Mitwirkung der Schwangeren 
ſtets als Mittäterfchajt anzufehen, oder kann fie auch als Beihülſe zu 
der durch den Dritten bewirkten Abtreibung aufgefaßt werden? II. 21/2 96. 
28, 164. 

12. ann der, der bei einer geiſteskranken Schwangeren auf ihr 
Verlangen Abtreibungsmittel ohne Erfolg angewendet hat, aus 8 218 
Abf. 3 geftraft werden? II. 10/6 90. 21, 14. 

13. Kann $ 218 Abſ. 3 angewandt werden, wenn die Abtreibung 
nur berjucht ift? Fällt die in $ 218 Abf. 3 gekennzeichnete Tätigkeit 
dann, wenn die Abtreibung nur verfucht worden ift, als Beihülfe zum 
Abdtreibung®verfuh der Schwangeren unter die SS 49, 218 Abſ. 1? 
II. 24/6 81. 4, 302. 

14. Über Straflofigfeit des Verſuchs wegen freiwilligen Rücktritts 
1. 846 Nr.6 ©. 16. 

15. Über das Verhältnis der Strafbeftimmungen in 8 218 Abf. 3 
und in $ 219 zueinander. I. 30/5 92. 23, 147. 

©. zu $ 218 aud 12, 409; 15, 315; 16, 184; 17, 377; 
34, 327. 


1. Kann $ 219 angewandt werden, wenn die Abtreibung nur ver— 
ſucht ift? Fällt die in 8 219 gekennzeichnete Tätigkeit dann, wenn die 
Abtreibung nur verjucht worden ift, als Beihülfe zum Abtreibungsverſuch 
der Schwangeren unter die 88 49, 218 Abf. 1? I. 9/2 80. 1, 194; 
II. 24/6 81. 4, 302. 

2. Liegt ftrafbare Anftiftung zum Verbrechen de 8 219 vor, wenn 
die Abtreibung nur verfucht worden ift? III. 1/12 80. 3, 162. 

3. Bit es für die Anwendung des $ 219 von Bedeutung, ob die 
Schwangere als ZTäterin oder Gehülfin des begangenen Verbrechens zu 
beurteilen ijt? III. 10/4 80. 1, 350; I. 13/7 87. 16, 184. 

gr 
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4. inwieweit . bilden das Tatbeſtandsmerkmal „gegen Entgelt“ 
prozefjualifch einen die Strafbarkeit der Tat des 8 218 Abf. 3 erhöhen- 
den Umjtand? I. 30/5 92. 23, 147. 


1. Sit $ 220 anwendbar, wenn eine geiſteskranke Schwangere die 
Anwendung von Abtreibungsmitteln verlangt hatte? II. 10/6 90. 21, 14. 

2. Begründet die fejtgejtellte Beihülfe zu einer vermeintlichen Ab- 
treibung feitens einer Schwangeren die Beitrafung aus $ 220? I. 22/11 88. 
18, 229. 

©. zu $ 220 auch 16, 184. 


1. Kann eine jtarle Angetrunfenheit als Krankheit im Sinne des 
$ 221 aufgefaßt werden? I. 9/1 82. 5, 393, 

2. Iſt zur Anwendung des $ 221 im Falle des Ausfepend das 
Beitehen einer rechtlihen Verpflichtung des Täterd zu Schuß und Für: 
jorge erforderlih? IV. 20/5 98. 31, 165. 

3. Rann eine Ausfegung in dem Niederlegen auf offener Straße 
gefunden werden? I. 23/10 82. 7, 111. 

4. Kann eine Ausfepung darin liegen, daß eine Mutter fich aus 
der Nähe ihres Kindes entfernt, als jie gerade fremde Hülfe eintreten 
ſieht? III. 21/4 80. 2, 15. 

5. ft zur Anwendung des 8 221 im Falle ded Verlaſſens im 
bülflofer Lage eine unmittelbar auf geſetzlicher Vorfchrift beruhende Ver— 
pflihtung zur Obhut und Fürforge erforderli, oder genügt eine durch 
Vertrag übernommene Pfliht? Wird die Strafbarkeit des Verlaſſens in 
bülflofer Lage dadurch ausgeſchloſſen, daß der Hülfloſe fich gegen die 
weitere Fürſorge ablehnend verhält? II. 17/4 83. 8, 205. 

6. Hann BVerlaffen in hilflofer Lage darin liegen, daß jemand fich 
von feinem Wohnort und feiner Familie entfernt, diefer jede Unterjtügung 
verweigert und hierdurch feine gebrechliche Ehefrau und Rinder von einigen 
Jahren in Nahrungsnot verjegt? I. 21/2 84. 10, 183. 

7. Kann Berlaffen in hülflofer Lage auch in einem bloßen Vor— 
enthalten der erforderlichen Fürſorge gefunden werden, oder ift dazu eine 
örtliche Trennung vom Hülfsbedürftigen erforderlich? II. 12/6 83. 8, 343. 

8. Kann Ausfegung und Kindesmord ideell fonfurrieren? Faſſung 
der an die Geichworenen zu richtenden Frage, wenn beide Mifchtatbejtände 
des 8 221 in frage fommen. II. 27/4 94. 25, 321. 

9. Kann Ausfegung und Unterdrüdung des Perfonenjtandes im 
Sinne von 8 169 ibeell konkurrieren? I. 7/2 84. 10, 86. 


1. Über die Begriffe von „Menſch“ und „menſchliche Frucht“ 
ig 211. 

2. Über Fahrläffigkeit |. 8 59 Nr. 81flg. ©. 33; deögl. über Kaufal- 
zufammenhang 88 47—50 ©. 16. 

3. Über aberratio ictus f.$ 59 Nr. 27 ©. 38, 8 223 Nr. 19 ©. 135. 

4. Bildet die Lebensfähigfeit des Getöteten ein Erforberni des 
Tatbeitandes? I. 21/10 80. 2, 404. 
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5. Fällt fahrläffige Tötung eine unehelichen Kindes in oder gleich 
nad der Geburt unter $ 222? II. 17/6 81. 4, 290. 

6. Kann $ 222 Anwendung finden, wenn nur eine Körperverlegung 
als mögliche Folge des Tuns vorausgefehen werden konnte, dieſes aber 
dann nit nur eine Körperverlegung, jondern den Tod zur Folge hat? 
I. 19/3 96. 28, 272. 

7. Kann durch eine Handlung, welche als vorfägliche KRörperverlegung 
wegen mangelnder Recdtöwidrigfeit nicht ftrafbar ift, das Vergehen des 
82 22 verübt fein? I. 10/1 93. 23, 381. 

8. Kann in dem Falle, daß der Tod des fahrläffig Verletzten erft 
Durch defjen Weigerung, den Nat des zugezogenen Arztes zu befolgen, 
herbeigeführt worden ift, die fahrläffig zugefügte Verlegung als Todes- 
urſache betrachtet werden? II. 13/10 91. 22, 173. 

9. Kann die Selbftentleibung eines Geiftesfranfen feinen Wärtern 
als fahrläffige Tötung zugerechnet werden? III. 18/12 82. 7, 382. 

10. Fit zur Anwendung des Abſ. 2 erforderlich, daß die Gefahr 
nur bei befonderen Kenntniffen und Erfahrungen im Amt, Beruf oder 
Gewerbe erkennbar war? I. 12/7 94. 26, 54. 

11. Sit zur Anwendung des Ab. 2 erforderlich, daß der Täter bei 
Vornahme der fahrläfjigen Handlung in feinem Amt, Beruf oder Ge- 
mwerbe tätig war, oder genügt ed, daß die Handlung in den Preis der 
Amtö-, Berufd- oder Gewerböhandlungen fällt? Iſt Abf. 2 anwendbar, 
wenn die fahrläffige Handlung durch bindende Inftruftionen von dem 
Berufe des Täterd ausgejchloffen war? II. 25/10 81. 5, 75. 

12. Kommt bei Anwendung des Abj. 2 auch ein verbotener Gewerbe— 
betrieb in Betracht? I. 8/4 95. 27, 167. 

13. Sit eine Hebamme, die die Geburtshülfe ohne das in 8 30 
der Gewerbeordnung vorgejehene Prüfungszeugnid ausübt, zu Aufmerk— 
famfeit bejonders verpflichtet? II. 14/1 87. 15, 181. 

14. Sit die Anwendung des Abſ. 2 auf folche Arten von Amtern, 
Berufen, Gemwerben beſchränkt, die eine bejondere Ausbildung oder Kunſt— 
fertigfeit vorausfegen? I. 2/12 80. 3, 84. 

15. Sit unter Amt ein ordnungsmäßig übertragenes öffentliches 
Amt zu verftehen? IV. 26/2 92. 22, 418. 

16. Sit bei einem Patron, der als folder in Preußen Vorfigender 
des Schulvorjtandes ift, eine befondere Verpflichtung zur Aufmerkjamfeit 
zufolge Amts oder Berufs ald gegeben anzunehmen? I. 17/11 83. 9, 204. 

17. Sind die Eltern durch „Beruf“ zur Erziehung der Kinder 
verpflichtet? I. 9/2 82. 6, 24. 

18. Inwieweit ift ein Dienſtmädchen fraft feines Berufs zur Aufs 
merfjamfeit bejonders verpflichtet? II. 3/7 97. 30, 222. 

19. Verpflichtet der Beruf eines Landwirts zu befonderer Aufmerk— 
jamfeit beim Lenfen von Fuhrwerken? 

Muß die fahrläffige Handlung, um Abf. 2 anwendbar zu machen, 
in Ausübung des Berufs begangen fein? III. 11/2 80. 1, 203. 

20. Kann die Bedienung von Kunden unter Benußung des Fahr: 
rade3 zu dem Gewerbebetriebe eines Fleiſchers gerechnet werden? 
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Haftet ein Gewerbetreibender auch außerhalb jeined Gemwerbebetriebes 
für Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkfamfeit, zu welder er vermöge 
ſeines Gewerbes beſonders verpflichtet iſt? I. 22/12 00. 34, 65. 

21. Kann in der Vermietung von Räumen die Ausübung eines 
Gewerbes gefunden werden, welches zur Aufwendung von Aufmerkfamkeit 
befonder8 verpflichtet? II. 4/5 97. 30, 106; IV. 16/6 99. 32, 233. 


22. Sit ein Gewerbömeifter bei Ausübung des Züchtigungsrechtes 
gegen feinen Lehrling kraft feines Gewerbes zur Aufmerkſamkeit beſonders 
verpflichtet? III. 30/11 96. 29, 226. 


23. Sit der verantwortliche Leiter einer Fabrif, wenn er gemifje 
nur mittelbar zum Betriebe gehörige Verrichtungen unberufenerweije 
jelbjt ausführt oder im einzelnen anordnet, Eraft Gewerbes zur Aufmerk- 
jamfeit beſonders verpflichtet? III. 25/10 88. 18, 204. 


24. Iſt der Eigentümer eined Grunditüdes, der auf diejem eine 
Fabrik errichten will, Eraft feines Gewerbes zur Aufmerkfamfeit befonders 
verpflichtet, wenn er zwed3 Erbauung der Fabrik eine Scheune durd 
einen von ihm beauftragten Techniker abbrechen läßt? I. 27/4 96. 
28, 318. 


25. St im Falle der Tötung mehrerer Perfonen durch diejelbe 
fahrläffige Behandlung ideale oder reale Konkurrenz anzunehmen? 
I. 1/7 80. 2, 255. 

26. Über da8 Verhältnis zu $ 14 des Nahrungsmittelgefepes. 
III. 15/2 82. 6, 41. 

27. Über dad Verhältnis zu dem Vergehen des 8 316 Abi. 2 
&t.6.8.3. III. 22/2 83. 8, 66. 

©. zu $ 222 aud 6, 64. 


Siebenzehnter Abſchuitt (SS 223—233). 
Körperverlegung. 


$ 223 1. Bon welchem Zeitpunft an kann ein Kind Objeft einer Körper: 
verlegung fein? I. 5/11 94. 26, 178. ©. weiter $ 211. 

2. Erheijcht die Körperverlegung eine die Störung des körperlichen 
Wohlbefindens hHerporrufende Einwirkung auf den Körper, und ift jede 
derartige Einwirkung ausreihend? Sit eine mittelbare Einwirkung ge— 
nügend? Kann in dem Abfchneiden des Barted eine Körperverlegung 
gefunden werden? I. 2/7 96. 29, 58. 

3. Erfordert die förperlihe Mifhandlung einen Eindrud auf das 
Empfindungsvermögen des Objektes? II. 16/4 89. 19, 136. 

4. Kann eine Körperverlegung in dem durd) einen Schreden hervor— 
gerufenen Förperlihen Mißbehagen gefunden werden? IV. 11/4 99, 
32, 113. 

5. Sit die nur vorübergehende Verſchlimmerung der Krankheit eine 
Beihädigung der Gefundheit? I. 20/5 89. 19, 226. 

6. Kann eine Körperverlegung dadurch verübt werden, daß der zu 
Verlegende durch rechtswidrige Einwirkung auf feinen Willen bejtimmt 
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wird, ſelbſt etwas zu tun, was eine Veſchadigung ſeiner Geſundheit zur 
Folge hat? IV. 30/11 94. 26, 242. 

7, Inwiefern wird durch das Hepen eined Hundes auf einen Menfchen 
eine vorfägliche Körzerverlegung begangen? II. 1/6 83. 8, 315. 

8. Inwiefern kann eine Körperverlegung durch eine Unterlafjung 
verübt werden? I. 14/2 84. 10, 100. 

9. Fit die an einem Einwilligenden begangene Körperverlegung 
itrafbar? I. 15/11 80. 2, 442; III. 22/2 82. 6, 61; 1. 9/11 983. 
24, 369. Pl. 8/2 96. 28, 200. 


10. Über den Ausſchluß ftrafbarer Körperverlegung durch das 
Schülern gegenüber bejtehende Züchtigungsredt ſ. $ 340 Nr. 5—20. 

11. Hat nad preußifhem Recht der Ehemann ein Züchtigungsrecht 
gegenüber der Ehefrau? IV. 18/9 85. 12, 368. 

12. Hat nad der preußifchen Gefindeordnung vom 8 November 
1810 die Dienftherrichaft ein Züchtigungsredht gegenüber dem Gefinde? 
I. 12/4 80. 2, 7. 

13. Kann das elterliche Züchtigungsreht auf andere übertragen 
werden? IV. 2/1 00. 33, 32. 

14. Kann nah eljaßslothringiihem Rechte der Religionddiener 
minderjährige Teilnehmer am Gottesdienfte züchtigen? I.1/2 90. 20, 371. 

15. Über das Züchtigungsrecht der an Privatſchulen im Großherzog: 
tum Hefjen angejtellten Lehrer. I. 4/2 01. 34, 118. 

16. Was erfordert der zur Körperverletzung gehörige Vorſatz? 
III. 24/9 94. 26, 61. 

17. Welcher Vorſatz gehört zur Straftat? Iſt der nötige Vorſatz 
gegeben, wenn jemand einem anderen eine geringe Gefundheitöbefhädigung 
zufügt, um ein vorhandenes Leiden zu lindern? Handelt eine Heb- 
amme mit dem gebotenen Bewußtſein der Rechtswidrigleit, wenn fie den 
Borjhriften der Hebammenintruftion zumiderhandelt? IV. 30/3 94. 
25, 227. 

18. Welche rechtlichen Geſichtspunkte find maßgebend Jg die Straf⸗ 
barkeit oder Straflofigfeit von Klörperverlegungen, die von Ärzten zum 
Zwecke des Heilverfahren? bei operativen Eingriffen begangen werden? 
III. 31/5 94. 25, 375. 

19. Kann die Verlegung, welche durch Abirrung verurfacht wird, 
al3 eine gewollte angerechnet werden? I. 14/2 81. 3, 384; 1I. 28/9 80, 
2, 335. 

20. Inwiefern bejteht zwifchen dem Irrtum in der Perfon und der 
Aberration eine rechtliche Verjchiedenheit? I. 25/4 89. 19, 179. 

21. Unter welchen VBorausjeßungen wird durch die irrtümliche An— 
nahme eines bejtehenden Züchtigungsrecdht3 der Tatbeitand einer ftrafbaren 
Körperverlegung ausgeſchloſſen? III. 9/4 81. 4, 98; IV.2/1 00. 38, 32; 
I. 15/1 00. 33, 72. 

22. Bujammenfafjen einfaher Körperverlegungen ($ 223) mit ge— 
jährlichen zu einer Straftat. Einfluß auf das Erfordernis des Gtraf- 
antrags. II. 13/5 98. 31, 150. 
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23. Können Körperverlegung und Nötigung ideell konkurrieren? 
Kann in einem jolden Falle, wenn Strafantrag wegen Körperverlegung 
nicht geſtellt iſt, aus $ 240 auf Strafe erkannt werden? II. 15/6 00. 
33, 339. 

©. zu 8 223 auch 7, 199; 8, 207; 18, 399; 14, 119; 16, 129; 
27, 19 


1. Über das Verhältnis der in $ 223 bezeichneten — gefährlichen — 
Körperverlegungen zu den in $ 223 und $ 224 vorgefehenen. Greift 
8 255 StP.D. bei gefährlichen Körperverlegungen Pla? Kann ohne 
Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes aus 8 223 
verurteilt werden, wenn das Hauptverfahren auf Grund des 8 2234 
eröffnet worden war? I. 5/2 80. 1, 188; I. 2/11 82. 7, 199. 

2. Über den Begriff „mittel eines Meſſers“. Genügt ein zu⸗ 
geklapptes Meſſer? IV. 18/6 97. 30, 176. 

3. Über den Begriff von „gefährlichen Werkzeugen“. II. 8/7 81. 
4, 397. 

4. Muß dem gefährlichen Werkzeuge die Eigenjchaft eines beweg— 
lichen Gegenstandes beimohnen? Iſt ein Gegenjtand ald dad Mittel der 
Verlegung auch dann anzufehen, wern die zu verlegende Perjon mit 
dem Gegenftande in eine die Verlegung herbeiführende Beziehung gebracht 
wird? I. 2/11 98. 24, 372. 

5. Kann bei dem Heben eined Hundes auf einen Menſchen eine 
Körperverlegung mittels gefährlichen Werkzeugs, oder eine foldye mittels 
febensgefährlicher Behandlung angenommen werden? II. 1/6 83. 8, 315. 

6. Begriff von hinterliftigem Überfall. I. 31/5 80. 2, 74. 

7. Über den Begriff von Gemeinfchaftlichkeit ſ. $ 47 ©. 19. 

8. Über den Begriff einer „das Leben gefährdenden Behandlung“. 
Kommt es darauf au, daß die Mißhandlung Tebensgefährliche Wirkungen 
gezeigt hat, oder genügt es, daß jie foldhe zu bewirken geeignet war? 
III. 14/6 82. 6, 396; I. 19/1 84. 10, 1; I. 14/2 84. 10, 101. 

9. Was ift für die Annahme einer dad Leben gefährdenden Be— 
handlung in jubjeltiver Hinficht erforderlih? III. 12/3 88. 17, 279; 
I. 14/2 84. 10, 101; I. 14/6 80. 2, 106. 

10. Sit bei einer Körperverlegung mitteld eines gefährlichen Werk— 
zeugd und mittel einer das Leben gefährdenden Behandlung das Be— 
wußtjein des Täterd von der Gefährlichkeit des Werkzeug! und von der 
Behandlung ald einer das Leben gefährdenden eine Vorausſetzung für 
Anwendung de $ 2232? III. 29/9 80. 2, 278, 

11. Genügt für die Annahme einer mittel einer Waffe verübten 
Körperverlepung, daß der Täter bewußterweiſe von einer Waffe Ge- 
brauch gemacht hat? Iſt ein Irrtum über die Beichaffenheit der Waffe 
von Bedeutung? III. 24/9 94. 26, 61. 

12. Bedarf es eines Hinweiſes auf die Veränderung des rechtlichen 
Gelichtöpunftes, wenn aus 8 223a wegen eines anderen als des in dem 
Eröffnungsbeihluffe bezeichneten Dualififationsmoments verurteilt werden 
jol? IV. 18/6 97. 30, 176; II. 15/6 85. 12, 379. 


Strafgefegbuh SS 224— 226. 137 


13. Über das Zufammentreffen einfaher Mifhandlungen im Sinne 
des 8 223 und Mißhandlungen mitteld gefährlichen Werkzeugs bei einer 
fortgefegten Straftat. IL. 13/5 98. 31, 150. 

14. Können die Tatbeftände de $ 223 und des 8 340 St G. B.'s 
ideell fonfurrieren? II. 22/5 85. 12, 223. gl. II. 4/7 82. 6, 433. 

15. Konfurriert dad don einer Militärperfon verübte Vergehen der 
Körperverlegung mittel3 einer Waffe ideell mit dem militärischen Vergehen 
de3 rechtöwidrigen Gebrauchmachens von der Waffe ($ 149 Mil.-St.6.8.’3)? 
I. 20/2 90. 20, 308. 

S. zu 8 2232 aud 5, 306; 6, 61; 8, 87, 9, 426; 14, 119. 
360; 21, 267. 


1. Was iſt unter dem Verlieren eines wichtigen Gliedes des Körpers $ 224 
zu verftehen? II. 9/6 82. 6, 346; I. 15/11 80. 3, 33. 

2. Fällt Schädelverlegung mit Subjtanzverluft unter $ 224? 
I. 3/8 81. 8, 391. 

3. Bann ijt das Sehvermögen verloren? Sit dies ſchon dann anzu— 
nehmen, wenn eine Erblindung in ficherer Aussicht fteht? Sit es anzu— 
nehmen, wenn die Möglichkeit offen gelaffen ift, daß die Sehfraft des 
Auges durch eine Operation mwiederhergeitellt werden fünne? IV. 4/5 86. 
14, 118; I. 25/8 86. 14, 4; II. 6/8 95. 27, 80. 

4. Was iſt unter „Verfallen in Lähmung” und „dauernder Ent: 
jtellung in erheblicher Weife” zu verftehen? Können diefe Tatbeitands- 
merfmale dur die Konjtatierung der „Entitelung“ oder „Lähmung“ 
einzelner Gliedmaßen erfüllt werden? I. 8/12 90. 21, 223; I. 23/2 82. 
6, 65; III. 1/2 82, 6, 4. 

5. Liegt eine dauernde wefentliche Entjtellung auch danı vor, wenn 
die vorhandene äußere Verunftaltung durch Fünftlihe Mittel verdeckt 
werden fann? II. 1/10 86. 14, 344. 

6. Über den Begriff des „Siehtums“. III. 9/4 85. 12, 127. 

7. Liegt Haufalzufammenhang zwifchen Körperverletzung und Geiftes- 
franfheit vor, wenn die Körperverlegung zunächſt eine heftige Gemüts- 
bewegung hervorgerufen hat und die Geiſteskrankheit erjt infolge der 
legteren zum Ausbruche gefommen it? IV. 12/3 95. 27, 93. 

8. Sit ed von Einfluß auf den Tatbeitand des 8 224, ob ein zur 
Beit der Tat bereit3 vorhandener frankhafter Zuftand des Verletzten, ohne 
welchen der jchwere Erfolg nicht herbeigeführt fein würde, dem Täter 
befannt und diejer den eingetretenen jchweren Erfolg vorauszuſehen im: 
jtande war? III. 28/9 81. 5, 29. 

9. Sit ein ftrafbarer Verſuch der in $ 224 vorgejehenen Tat denk— 
bar? Ser. 11/8 83. 9, 67. 

S zu 8 224 aud) 1, 188; 14, 119. 


Iſt ein Verſuch der in $ 225 vorgefehenen Tat denkbar? Fer. $ 225 
11/8 88. 9, 67. 


1. Rann bei einer Körperverlegung mit tödlichem Erfolge noch 8 226 
$ 2238 St. G. B.'s in Betracht fommen? I. 15/12 94. 26, 312. 


s 227 
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2. Kann bei Annahme mildernder Umstände ($ 228) auf Verluft der 
bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werden? IV. 5/6 94. 25, 408. 

3. Über Raufalität ſ. 8 224. 


1. Liegt der Strafbejtimmung eine Präfumtion der Verſchuldung 
der Körperverlegung zu grunde, oder ijt lediglich die Beteiligung an 
der Schlägerei oder dem Angriffe mit Strafe bedroht? I. 20/2 99. 
32, 33. 

22. Was ift unter Beteiligung an einer Schlägerei zu verftehen? 
I. 17/10 81. 5, 170; I. 8/1 84. 9, 370. 

3. Was heißt „nicht ohne fein Berichulden in eine Schlägerei hinein- 
gezogen werden“? III. 27/11 80. 3, 236; II. 15/10 97. 30, 281. 

4. Kann 8 227 feine Anwendung finden gegen den, deſſen Be- 
teiligung an der Schlägerei anfänglich eine unverfchuldete war und erſt 
im fpäteren Berlaufe eine verjhuldete geworden ijt? II. 15/10 97. 
30, 281. 

5. Inwiefern ift troß mehrerer Abjchnitte nur eine Schlägerei anzu 
nehmen? Welchen Einfluß hat dieſes Verhältnis auf die Feititellung der 
Beteiligung? III. 27/11 80. 3, 236. 

6. Kommt es für die Strafbarfeit der Beteiligung an einem. nad) 
Zeit und Ort fi) als ein einheitlicher Alt darjtellenden Raufhandel 
darauf an, ob die Beteiligung des einzelnen diejerhalb Angeflagten erit 
zu einem Zeitpunkte gejchehen ift, wo der Tod oder die jchiwere Körper— 
verlegung eines Menjchen bereit3 verurfadht war? 

Fit der Kaufalzufammenhang zwiſchen der Beteiligung und dem 
eingetretenen Erfolge von Bedeutung? 

Kommt es darauf an, ob der Beteiligte zu der Partei des Getöteten 
oder ſchwer Verletzten gehörte? III. 15/6 83. 8, 369; II. 2/11 83. 
9, 148. 

7. Iſt der urſachliche Zuſammenhang des Todes oder der ſchweren 
Körperverlegung mit dem Raufhandel überall da anzunehmen, wo ohne 
den Raufhandel der Erfolg nicht eingetreten wäre? Macht es einen 
Unterfcied, ob der Angreifer oder der Ungegriffene, oder ein Dritter 
verlegt worden ijt? 

Iſt die Strafbarkeit aus $ 227 deshalb ausgejchloffen, weil der 
Berjtorbene oder der fchwer Verletste ſich die Verlegung bei der Verteidi- 


. gung jelbit zugezogen hat? IV. 11/11 84. 11, 237. 


8. Sit auch der, welcher jelbit die ſchwere Körperverlegung erlitten 
hat, aus $ 227 jtrafbar? I. 20/2 99. 32, 33. 

9. Inwiefern fhüßt der Einwand der Notwehr gegen eine Anklage 
aus $ 227? III. 27/11 80. 3, 236. 

10. Bejteht zwijchen der aus 8 227 ftrafbaren Beteiligung an einer 
Schlägerei und einer bei der Schlägerei verübten Körperverlegung deal: 
fonfurrenz? 

Kann einem nicht ohne fein Verſchulden in eine Schlägerei Hinein- 
gezogenen bezüglich der von ihm darin begangenen Körperverletzung der 
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Strafausihliegungsgruud der Notwehr zur Seite ftehen? I. 20/2 99. 
32, 33. 
S. zu 8 227 auch 13, 3. 


1. Sit der Verfuch des in Abf. 1 vorgefehenen Verbrechens im Falle 
der relativen Untauglichkeit de3 angemwendeten Mittels jtrafbar? 1.9/11 93. 
24, 382. 

2. Begriff des „Giftes“ und „anderer Stoffe, welche die Gejundheit 
zu zerjtören geeignet find“, 

Über den zum PVerbrechen erforderlichen jubjektiven Tatbeitand. 
I. 14/1 84. 10, 178. 


1. Über Fahrläffigleit ſ. $ 59 Nr. 31—47 ©. 38, auch $ 222 
Nr. 5—9 ©. 133, über „Körperverletzung“ 8 223. 

2. Über aberratio ictus |. $ 59 Nr. 27, 28 ©. 33 u. $ 223 Nr. 19 
&. 135. 

3. Kann eine Verurteilung wegen fahrläffiger Körperverletzung erfolgen, 
wenn der Tod die Folge der Fahrläfligfeit war? I. 19/3 96. 28, 272. 

4. Was verjteht $ 230 unter Nörperverlegung? 

Kann eine gegen eine Perjon durch einen Akt verübte Körperver— 
feßung zugleih als vorfägliche Mifhandlung und als fahrläfjige Körper: 
verlegung angejehen werden? II. 27/5 87. 16, 129. 

5. Kann ein Lehrer durch vorfäglich ausgeführte Schläge eine fahr- 
läffige Körperverlegung begehen? I. 4/2 01. 34, 118. 

6. Über fahrläffige NKörperverlegung durch Überſchreitung des 
Züchtigungsrechts des Lehrer?, insbefondere in Bayern. I. 24/11 81. 

‚193. 

7. Strafbemeffung im Falle idealer Konkurrenz des $ 316 ©t.6.B.3. 
II. 7/3 93. 24, 58. 

8. Kann darin, daß ein Haudeigentümer bei eintretender Dunfelheit 
die Treppenflur feines Hauſes zu beleuchten unterläßt, eine Fahrläfligkeit 
gefunden werden, durch melde die infolge der Dunkelheit eingetretene 
Körperverlegung eined anderen verurſacht ijt? II. 19/10 86. 14, 362. 

9. Fahrläffige Körperverlegung von feiten eined Apotheferd durch 
Abgabe unmäßiger Mengen opiumbhaltiger Arznei. III. 12/7 02. 35, 332. 

10. Zit die Ausführung einer an ſich erlaubten gewerblichen Arbeit, 
durch die eine Körperverlegung verurjacht worden, dem Unternehmer 
unter allen Umijtänden auch dann als Fahrläffigkeit zuzurechnen, wenn 
er bie für das Leben und die Gejundheit der Arbeiter der Regel nad) 
notwendigen Schugmaßregeln nur aus beftimmten, für berechtigt erachteten 
Gründen anzubringen unterlajfen hat? I. 5/7 00. 33, 346. 

11. Berhältnis des 8 230 zu $ 14 des Nahrungsmittelgejeßes. 
III. 15/2 82, 6, 41. 

12. Kann dann, wenn die Unterlafjung einer Pflicht mehrere zeit 
fi getrennte Körperverlegungen zur Folge gehabt hat, eine Mehrheit 
von fahrläfjigen Körperverlegungen angenommen werden? II. 1/11 87. 
16, 290. 


$ 229 


8 230 
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13. Über den Begriff von Amtspflicht 2c j. $ 222 Nr. 10—24 ©. 133. 
S. zu 8 230 aud) 5, 74; 17, 303; 20, 54. 


s 231 1. Siehe Abfchnitt „Buße“ im Anhang zu Teil I, Abſchnitt 1, ©. 13. 

2. Kann im Falle einer durch eine Schlägerei verurſachten jchweren 
Körperverlegung eine Buße gefordert werden? I. 6/12 97. 30, 367. 

3. Kann eine Ortskrankenkaſſe ald Nebenflägerin auftreten, um auf 
Grund des $ 57 des Franfenverficherungsgefeßes den Anfprud des Ber: 
legten auf Buße geltend zu maden? I. 30/3 96. 28, 301. 

4. Iſt bei einer fahrläffigen Körperverlegung in landwirtichaftlichen 
Betrieben ein Anſpruch auf Buße deshalb zurüczumeifen, weil der Ver: 
legte eine Unfallverficherungsrente bezieht? III. 20/8 93. 24, 82. 

5. Sit der bei feiner gewerblichen Tätigkeit durch eine Fahrläffigkeit 
des Betriebdunternehmers verlegte Arbeiter berechtigt, neben der ihm nad 
dem Unfallverficherungsgejege zuitehenden Entihädigung von dem Be— 
triebsunternehmer ferner noch eine Buße zu fordern? III. 20/11 93. 
24, 397. 

6. Stellt fi die Buße, auf welche in Fällen der Körperverlegung 
erfannt werden fann, nur al3 eine Entihädigung für Vermögensnachteile 
dar? I. 7/3 87. 16, 352. 

7. Sind mehrere Angeklagte wegen einer durch ihre Fahrläſſig— 
feit herbeigeführten Körperverlegung unter jolidarifher Haftung zur Buße 
zu verurteilen? I. 29/11 83. 9, 2283. 

8. Kann auch im Falle der im Amte zugefügten vorjäglichen Körper— 
verlegung neben der Strafe auf eine an den PBerlegten zu erlegende 
Buße erfannt werden? II. 22/5 85. 12, 223. 

©. zu $ 231 auch 9, 124. 


s 232 1. Iſt Zurüdnahme des Strajantrags zuläffig, wenn zwar nicht der 
Täter, aber der Begünftiger ein Angehöriger des Verletzten it? I.13/2 96. 
28, 125. 

2. Sind die Borausfeßungen für die in 8 230 Abj. 2 vorgejehene 
Strafihärfung und die Vorausfegungen für Entbehrlichfeit des Straf- 
antrags nad) $ 232 Abſ. 1 die gleichen? II. 25/10 81. 5, 74. 

3. Kann die Pflicht der Eltern zur Erziehung ihrer Kinder als eine 
Berufspfliht im Sinne des $ 232 aufgefaßt werden? I. 9/2 82. 6, 24. 

4. Kann in Preußen der Patron als Vorfigender des Schulvor- 
ftandes jich der Übertretung einer Amts- oder Berufspfliht im Sinne 
des $ 232 jchuldig machen? . 

Begründet die Feſtſtellung der Übertretung einer Amtspflicht nad) 
s 232 ftet3 auch die Anwendung des $ 340 St. G B's? I. 17/11 83. 
9, 204, 

5. Über Begriff von Amtspflicht zc j. weiter 8 222 Nr. 10— 24 ©. 133. 

6. Sit ein Strafantrag nötig, wenn leichte und gefährliche Körper- 
verlegungen als ein fortgejeßtes Delift aufgefaßt werden? II. 13/5 98, 
31, 150. 

©. zu $ 232 aud) 8, 207; 13, 115; 15, 176. 
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1. Macht die Berufung auf $ 233 einen Ausſpruch de3 Urteil $ 233 
im Sinne des $ 266 Abi. 2 St.P.D. nötig? I. 24/11 98. 31, 347; 
II. 1/5 88. 17, 346; III. 3/12 79. 1, 112. 

2. Greift $ 233 auch bei den in 8 223 bezeichneten Sörper- 
verlegungen Play? IV. 12/10 86. 14, 360. 

3. Greift 8 233 auch bei dem unter $ 340 fallenden Beamten- 
delift Pla? II. 4/7 82. 6, 432. 

4. ©. zu 8 238 weiter $ 199. 








Achtzehuter Abſchnitt (88 234— 241). 
Bergehen und Verbrechen wider die perjönliche Freiheit. 


Über Bedeutung von „Lift und über Konkurrenz mit $ 169 8 234 
1.8 285. 


1. Muß die angewendete Gewalt nach der Abficht des Täters das $ 235 
Mittel zum Zwecke der Entziehung geweſen fein? IV. 27/11 96. 29,199. 

2. Was ift unter „Entziehen“ zu verftehen? Unter welchen Vorauss 
jegungen fann dies auch in einer Unterlaffungshandlung gefunden werden? 
I. 27/4 98. 24, 133. 

3. Iſt im Geltungsbereiche des Code civil die Anwendung des $ 235 
in Bezug auf ein uneheliches Kind davon abhängig, daß das Find von 
der Mutter anerkannt war? I. 23/11 93. 24, 415. 

4. In welchem Umfange kann ein Elternteil gegen den anderen 
das Delift des $ 235 begehen? I. 15/10 91. 22, 166. 

5. Was ift unter „Lift“ zu verjtehen? Gehört dazu eine Täufchung 
oder doch ein auf Täufchung gerichtetes Verhalten? II. 27/1 88. 17, 90; 
Iv. 28/1 87. 15, 340. 

6. Gehört zum Tatbeitande, daß der Minderjährige einer anderen 
Gewalt unterworfen werde? 

Kt der Minderjährige jtrafbar, der fich durch Lift ꝛc den Eltern 
oder dem Bormund entzieht? 

Unterſchied zwijchen der dem Minderjährigen zur Selbitentziehung 
geleifteten Beihülfe von der Täterſchaft des $ 235. 

Verhältnis zu den in 88 236. 237 vorgefehenen Delikten. IL.30/11 88. 
18, 273. 

7. Kann es als „Entziehung“ angejehen werden, wenn eine minder- 
jährige Perſon noch vor der Verpflichtung des ihr beftimmten VBormunds 
in dad Ausland gejchafft wird? 

Wem gegenüber müfjen Lift, Drohung oder Gewalt angewendet 
werben? 

Wie lange dauert die Entziehung fort? IV. 28/1 87. 15, 340. 

8. Kann der Tatbejtand des 8 235 bezw. $ 234 mit demjenigen 
des 8 169 ideell konkurrieren? I. 7/2 84. 10, 86. 


1. Können die Tatbeftände der 88 235 u. 236 ideell konkurrieren? 8 236 
II. 30/11 88. 18, 278. 
2. Im übrigen j. $ 237. 
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& 237 1. Gehört zur Entführung, daß die Frauensperfon aus der Drt: 
ſchaft, wo fie verweilt, an einen außerhalb derjelben gelegenen Ort 
gebracht wird? it Annahme von Entführung ausgeſchloſſen, wenn die 
Verwandten, bei denen die Entführte zeitweilig verweilt, die Entführung 
nicht verhindert, in&befondere den Ort, wohin die Entführte gebradjt 
worden ijt, gefannt haben? III. 20/2 97. 29, 404. 

2. Erfordert dad Begriffsmerkmal „entführt“ den eigenen Aft der 
Entfernung der Frauensperſon von deren Aufenthaltsort? I. 6/5 89. 
19, 159. 

3. In welchen Handlungen ijt eine „Entführung” enthalten? Wird 
diefe dadurch ausgeichloffen, daß die Frauensperfon ſelbſt phyfiich bei 
dem Gelangen an den anderen Ort mittätig war, und erfordert jie, daß 
ein Wegbringen unmittelbar aus der von der Frauensperſon mit ihren 
Eltern bewohnten Räumlichkeit erfolgte? 

Scließt der Umjtand, daß Mißhandlungen einen Bemweggrund für 
die Einwilligung der Frauensperfon zu ihrer Entführung oder für Die 
Handlungsmweife des Entführenden waren, aus, daß die Handlungsmweije 
des leßteren den Zweck verfolgte, die Frauensperfon zur Ehe zu bringen? 
I. 8/5 82. 6, 292. 

4. Was ift unter dem gejeßlichen Merfmale „um jie zur Unzudht 
oder zur Ehe zu bringen“ zu verjtehen? III. 17/11 87. 16, 391; 
I. 6/5 89. 19, 159. 

5. Können die Tatbeitände von $ 237 u. $ 235 ideell konkurrieren? 
II. 30/11 88. 18, 278. 


8 238 Kt 8 238 auf andere als die in 88 236. 237 vorgefehenen Straf- 
taten zu beziehen? II. 30/11 88. 18, 273. 


Ss 239 1. Was ijt unter „Einfperren“ zu verjtehen? III. 7/7 80. 2, 292; 
II. 28/11 82. 7, 259. 

2. Wird da, wo der Täter der anderen Perjon die Möglichkeit, ſich 
aus dem Naum zu entfernen, durch ein erfennbares Hindernid genommen 
hat, der Tatbejtand des 8 239 dadurch ausgejhloffen, daß die Perſon 
zunächſt nicht den Willen Hatte, fortzugehen, und als fie ſich entfernen 
wollte, da8 Hindernis befeitigt wurde? I. 9/4 00. 33, 234, 

3. Liegt ein „Einfperren“ vor, wenn der Eingejperrte fich ohne 
befondere Bejchwerlichkeiten entfernen fann? II. 10/4 83. 8, 210. 

4. Inwieweit fommt bei dem Begriffe des Einfperrend in Betracht, 
daß der betreffenden Perſon ein Mittel, freien Austritt zu erlangen, 
unbefannt war? I. 7/10 95. 27, 360. 

5. Kommt es für den Tatbeitand des 8 239 auf die Dauer der 
Freiheitöberaubung an? III. 7/7 80. 2, 292; II. 28/11 82. 7, 259. 

6. Unter welchen Vorausſetzungen fann eine Freiheitäberaubung 
durch eine Unterlaffung verübt werden? II. 20/10 93. 24, 339. 

7. Kann in der vorläufigen Feitnahme durd einen Nichtbeamten 
eine Beraubung des Gebrauch der perfünlichen Freiheit gefunden werden? 
III. 7/7 80. 2, 292, 
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8. Kann auch bei einem Rechte zur Einjperrung durch Überfchreiten 
der Grenzen des Rechts eine widerrechtliche Freiheitsberaubung verübt 
werben? I. 13/2 88. 17, 127, 

9. Iſt die Freiheit3beraubung als eine recht3widrige anzujehen, wein 
jemand durch Täuſchung eined Beamten diejen zu einer zwangsweiſen 
Siftierung veranlaßt, welche der Beamte, wenn ihm der wahre Sad): 
verhalt mitgeteilt worden wäre, vorzunehmen berechtigt gewejen wäre? 
IT. 19/3 86. 13, 426. 

10. Was erfordert im Unterjchiede von Nötigung der Deliktöbegriff 
vorjäßlicher, widerrechtlicher Freiheitöberaubung zur Erfüllung der objektiven 
und jubjeftiven Merkmale? III. 26/4 82. 6, 231. 

11. Kommt für dad Merkmal der Vorfäglichkeit der mit der Ein- 
jperrung verfolgte Zwed in Betracht? 

Kann das Einfperren eined anderen ald Notwehr oder berechtigte 
Selbfthülfe geftattet fein? II. 28/11 82. 7, 259; II. 10/4 83. 8, 210. 

12. Iſt eine objektiv unberechtigte Feitnahme als Freiheitöberaubung 
jtrafbar, wenn der Feitnehmende fie zur Feltnahme für berechtigt hält? 
I. 11/5 85. 12, 194. 

13. Hat das Vergehen der Freiheitsberaubung den Charakter eines 
Dauerbelift3? IV. 23/2 94. 25, 147. 

14. Iſt Idealkonkurrenz mit dem Vergehen gegen 8 240 St. G. B.'s 
möglih? III. 17/10 98. 31, 301; IV. 23/2 94. 25, 147. 

15. Kann Einfperrung fi) als erlaubte Gelbjthülfe gegen Haus— 
friedensbruch darftellen? II. 28/11 82. 7, 259, 


1. Über „Drohung“, „Gewalt” und „Nötigung“ j.$ 258, auch 8 241. 

2. Fällt unter „Nötigung durch Gewalt” aud) eine Handlung, welche 
ji nicht gegen die Perfon, jondern ausjchlieglic gegen Sachen richtet? 
Unter welchen Borausfegungen fann cine zunächſt gegen Sachen gerichtete 
Gewalt zugleid; ald gegen die Perjon gerichtet angejehen werden? 
II. 5/1 81. 3, 179; II. 1/12 82. 7, 269; III. 15/6 883. 9, 58; 
IH. 830/10 85. 13, 49; III. 2/12 86. 15, 138; II. 9/4 90. 20, 354. 

3. Muß die zur Nötigung angemwendete Gewalt eine unmiderjtehliche 
jein? II. 30/10 85. 13, 49; II. 1/12 82. 7, 269. 

4. Fällt unter den Begriff der Nötigung durch Gewalt nur die 
vis compulsiva oder auch die vis absoluta? II. 23/9 81. 4, 429; 
III. 19/6 80. 2, 287; I. 17/6 80. 2, 184. 

5. Kann Nötigung durdy Gewalt verübt werden ohne Aufwendung 
phyſiſcher Kraft und mittel Unterlafjung? II. 80/10 85. 13, 49. 

6. Sept die Nötigung mittel$ Gewalt zu einer Duldung eine Ein— 
wirkung auf den Willen des Genötigten voraus, vermöge deren er in die 
zu erduldende Handlung einwilligt? III. 6/5 81. 4, 124. 

7. Erfordert die Nötigung durch Bedrohung Ernitlichkeit dev Drohung? 
Genügt e8, daß die Drohung auf den Bedrohten den Eindrud einer ernit- 
lich gemeinten machen Eonnte und der Drohende ich diefer Eigenjchaft 
bewußt war? III. 24/12 79. 2, 286. 

8. Findet 8 240 dann feine Anwendung, wenn fich die Bedrohung 
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mit einem Verbrechen oder Vergehen gegen eine Perſon unter 14 Jahren 
richtet? I. 18/12 84. 11, 387. 

9. Kann Nötigung durch Anfündigung eines von einem Dritten 
außzuführenden Verbrechens oder Vergehend verübt worden? Sit dies 
auch dann zutreffend, wenn der Nötigende feinen Einfluß auf die Aus- 
führung der angedrohten Straftat jhon vor der Drohung felbit ausgeübt 
hat? I. 20/6 95. 27, 307. 

10. Liegt eine Drohung dor, wenn ein von einem Dritten zu be— 
gehended Verbrechen oder Vergehen in Ausficht gejtellt wird, aus der 
Kundgebung aber erhellt, daß der Kundgebende nicht in der Lage ift, auf 
den Willen ded Dritten einzumirfen? II. 28/4 93. 24, 151. 

11. Über Nötigung durch Androhung einer beleidigenden Kund— 
gebung. (Auskunft und Schuldeneinziehungsbureaus.) Inwieweit kann 
dabei der Schub des $ 193 St.G.B.'3 in Anſpruch genommen werden? 
II. 30/6 82. 6, 405; III. 20/3 84. 10, 361. 

12. Iſt e8 zum Tatbeſtande der Nötigung erforberlid, daß die 
Gewalt oder Drohung gegen den zu Nötigenden jelbft gerichtet mar, 
oder fann aud eine gegen einen Dritten gerichtete Gewalt oder Drohung 
genügen? II. 17/1 88. 17, 82. 

13. Sit für die Strafbarkeit der Nötigung enticheidend, daß zur 
Erreihung des wenn auch erlaubten Zwecks ein geſetzlich reprobiertes 
Mittel angewendet worden it? IL. 21/10 79. 1, 5; III. 24/12 79. 
2, 286; III. 5/1 81. 3, 179; III. 10/5 83. 8, 302; I. 11/5 85. 
12, 194, 

14. Iſt in der Bedrohung mit einer objektiv fi als Verbrechen 
oder Vergehen darjtellenden Handlung aud dann eine ftrafbare Nötigung 
zu finden, wenn jie ziveds Abwendung eined rechtswidrigen Angriffs 
oder in Ausübung erlaubter Selbithülfe erfolgt ift? I. 13/1 81. 3, 222; 
I. 11/5 85. 12, 194; III. 10/5 83. 8, 302; II. 1/3 95. 27, 70; 
I. 30/11 99. 32, 391. 

15. Sit e8 mwiderrehtlihe Gewaltandwendung, wenn jemand, 
der zur Sicherung eines Schadenserſatzanſpruchs das Recht der Pfändung 
bat, behufd Sicherung ſeines Anſpruchs den Schadendzufüger zur 
Duldung der Wegnahme von Geld nötigt? IV. 28/3 96. 28, 298. 

16. Wie weit kann nad) dem B.G.B. eine die Widerrechtlichkeit 
ausſchließende Selbfthülfe geübt werden? Kann fie durch Wegnahme 
folder Sachen geübt werden, die nad dem Gefege der Zwangsvollitredung 
nicht unterliegen? I. 3/5 00. 33, 248. 

17. Wird durch die vertragsmäßige Geftattung der Selbithülfe die 
Anwendung von Gewalt ald Nötigungsmittel jtraffrei? II. 3/10 82. 7, 68. 

18. Inwieweit ijt nad franzöfiichem Rechte Selbithülfe geftattet? 
I. 30/11 99. 32, 391. 

19. Unter welchen Borausjegungen kann der Mieter durch Gewalt 
den Vermieter zur Freigabe von Sachen nötigen, welche der leßtere in 
der irrigen Annahme, fie jeien dem geſetzlichen Pfandredite des Ver— 
mieterd unterworfen, bei der Räumung der Wohnung zurüdhält? 
Iv. 15/3 89. 19, 75. 
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20 Inwiefern kann der Dolus durch Die irrige Annahme einer 
Berechtigung zur Selbithülfe ausgeſchloſſen fein? II. 27/2 94. 25, 150; 
III. 6/6 89. 19, 298. 

21. Können die ZTatbeitände des $ 240 und de 8 176 Nr. 3 
ideell konkurrieren? I. 18/12 84. 11, 387. 

22. Können die Vergehen der $$ 239. 240 in Idealkonkurrenz 
begangen werden? IV. 23/2 94. 25, 147; III. 17/10 98. 31, 301. 

23. Sit Idealkonkurrenz zwiſchen $ 240 und $ 153 Gew.O. aus— 
geichlofien? I. 20/6 95. 27, 307; IL. 16/11 97. 30, 359. 

24. Iſt Idealkonkurrenz mit den Vergehen gegen 88 113. 114 
St.G.B.'s möglih? II. 18/1 98. 31, 3. 

25. Beſteht Geſetzeskonkurrenz zwiſchen $ 17 Nr. 2 des preußifchen 
Feld» und Forftpolizeigejebed vom 1. April 1880 und $ 240 bezw. 
8 43 St. G. B.'s? I. 10/10 82. 7, 116, 

26. Verhältnis der ZTatbeitände der Nötigung und der Freiheits— 
beraubung zueinander. III. 26/4 82. 6, 231. 

27. Können die Vergehen der Nötigung und der Rörperverlegung 
ideell fonturrieren? II. 15/6 00. 33, 339. 


1. Zum Begriffe der Bedrohung (im Gegenfag zu einer bloßen $ 241 
Verwünſchung). IIL 16/3 99. 32, 102. 

2. Gibt es bedingte Drohungen? I. 23/1 90. 20, 180. 

3. Seht die Anwendung des $ 241 voraus, daß der Drohende 
dad Verbrechen ald ein von ihm ſelbſt zu begehendes in Ausficht jtelle? 
III. 30/11 81. 5, 214; I. 20/6 95. 27, 807. 

4. Bedarf bei Bedrohung eine anderen mit der Begehung eines 
Verbrechens die Art des angedrohten Verbrechens einer ausdrücdlichen 
Feititellung? III. 22/6 81. 4, 326. 

5. Gehört zum Begriffe der Bedrohung, daß der Wille des Täters 
darauf gerichtet ift, in dem Bedrohten Furcht vor Verwirklichung der 
Drohung hervorzurufen? Dit auch der wirkliche Eintritt diefer Folge 
ein Zatbeitandgerfordernis? I. 24/2 81. 4, 10. 


Nennzehnter Abichnitt (SS 242—248). 
Diebjtahl und Unterfhlagung. 


a) fremde bewegliche Sache. 8 242 

1. Kann eine nicht förperlihe Sache, fveziell Elektrizität Gegen= 
jtand eines Diebſtahls jein? I. 1/5 99. 32, 165; IV. 20/10 96. 
29, 111. 

2. Kann Leuchtgad Gegenſtand eines Diebſtahls fein? I 2/10 84. 
11, 117. 

3. Inwiefern kann an Beitandteilen eines Gebäudes ein Diebftahl 
begangen werden? III. 1/10 81. 5, 42. 

4. Werden herrenloje Tiere damit, daß fie in eine vom Okkupations— 
berechtigten hergeitellte Fangvorrichtung geraten, Eigentum des lebteren 
und fomit ein Gegenjtand, an dem Diebjtahl möglich ijt? IL. 9/5 99. 
32, 161; II. 1/12 96. 29, 216. 

Gen. Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV, 10 
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5. Wird durch Wegnahme des Wildes, das fich in fremdem Jagd— 
gebiete in einer dur einen Unberechtigten aufgejtellten Schlinge ge= 
fangen hatte und dort verendet war, Diebjtahl begangen? I. 25/4 92. 
23, 89. 

6. Unter welchen Vorausfegungen iſt ein Diebitahl zu erfennen 
in der unbefugten Wegnahme von frei herumfliegenden Tauben? 
III. 11/6 85. 12, 308; IV. 12/2 86. 13, 341; II. 28/2 90. 20, 271. 

7. — von Bild in einem Wildparfe oder eingezäunten Gehege? 
II. 9/11 94. 26, 218; III. 16/4 83. 8, 273. 

8 — von Fifhen in Fifchteihen? II. 5/2 84. 10, 78. 

9. — von gezähmten, aber ihrem Herrn entlaujfenen Tieren? 
II. 18/2 91. 21, 341. 

10. Kann die unbefugte Entnahme von Waſſer aus einer jtädtifchen 
Wafjerleitung als Diebjtahl angefehen werden? IT. 11/5 86. 14, 121. 

11. Kann der Finder eines Schatzes an Beitandteilen desſelben 
einen Diebitahl begehen? IV. 15/11 98. 31, 317; I. 17/11 79, 1,16. 

12. Unter welchen Vorausſetzungen wird durch Vermiſchung des 
Geldes verfchiedener Eigentümer Miteigentum begründet? Fer. 30/7 94. 
26, 43. 

13. Unter welchen Borausjegungen bat nad; dem preußijchen 
Landrechte die Erklärung des Beligerd einer beweglichen Sache, ſich 
des Beſitzes zu Gunften eines anderen zu entichlagen, bei Annahme 
diefer Erklärung die Rechtswirkung der körperlichen Übergabe? IV. 8/11 98. 
31, 321. 

14. Inwiefern begeht der Uferbefißer dur die Wegnahme von 
Weiden, welche auf einer durch die ftrombauliche Anlage entitandenen 
Anlandung gewachſen find, einen Diebjtahl? IV. 25/1 89. 18, 436. 

15. Kann der Miteigentümer an der gemeinjchaftlihen Sade einen 
Diebftahl begehen und insbefondere die Ehefrau bei allgemeiner Güter: 
gemeinschaft an einer gütergemeinfchaftlihen Sache? II. 12/4 81. 4, 83. 

16. Inwiefern wird nad) gemeinem Rechte durch rechtäwidrige 
Aneignung von Nachlaßſachen Diebjtahl verübt? III. 17/3 84. 10, 257. 

17. Iſt durch das B.G. B. bezüglid der Vorausſetzungen, unter 
denen ein Diebftahl an Nachlaßſachen angenommen werden kann, eine 
Anderung eingetreten? II. 19/4 01. 34, 252. 

18. Kann der Dieb an der in Gemeinschaft mit einem anderen 
entwendeten Sache durch Wegnahme aus dem Mitgewahrjame feines 
Diebögenofjen nochmals einen Diebitahl begehen? III. 2/2 85. 11, 438. 

19. Begeht der im Frachtbriefe bezeichnete Empfänger des Fradıt- 
guts, welcher die Fracht und Nachnahme noch nicht bezahlt hat, einen 
Diebftahl, wenn er den Frachtbrief dem Frachtführer gegen deſſen Willen 
wegninmt? I. 13/2 99. 32, 22. 

20. Über Eigentumsverhältnifje f. zugleich unten $ 246 Nr. 2ff. S. 156. 

b) Gewahrſam eines anderen. 

21. Iſt Gewahrjam mehr, ald ein bloß faktiſcher Zujtand? Gehört 
dazu die Kenntnis von dem phyſiſchen Vermögen, mit Ausſchließung 
anderer über die Sache zu verfügen? 
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Iſt es Diebftahl, wenn Gegenjtände, welche in Dienjträumlicpkeiten 
einer Behörde behufs Verzollung niedergelegt find, aus ihrem Behälter 
herausfommen und in den Näumen umberliegen, von Beamten der 
Behörde zwedd Zueignung genommen werden? II. 18/1 81. 3, 201. 

22. Begeht der Mieter eines Gebäudes Diebjtahl, wenn er fi 
Beitandteile des gemieteten Gebäudes rechtswidrig zueignet? III. 1/10 81. 
5, 42. 

23. Begeht der Mieter eined möblierten Zimmers durch recht3- 
widrige Zueignung einer mitvermieteten beweglichen Sache Diebjtahl? 
II. 18/2 81. 3, 358. 

24. Begeht der Inhaber einer Wohnung dur rechtäwidrige Zus 
eignung der einem früheren Mitbewohner gehörigen und von diefem mit 
der Mbficht ſpäterer Anfihnahme zurüdgelafjenen Sade Diebitahl? 
I. 24/5 80. 2, 64. 

25. Begeht jemand, dem von einem anderen unter Zurüdbehaltung 
des Schlüffeld eine Sache anvertraut ift, Diebitahl, wenn er mit ge- 
waltfamer Eröffnung des ihm übergebenen Behälter deſſen Anhalt jich 
zueignet? II. 18/12 81. 5, 222; I. 10/2 02. 36, 115. 

26. Befindet ji der mit dem Transporte eines Gegenſtandes be- 
traute Knecht im Gewahrfam des Gegenitandes? II. 7/12 81. 5, 218. 

27. Begründet die recht3widrige Bueignung don Sachen, welde 
jih auf einem gejtrandeten, von der Beſatzung verlafjenen Schiffe be- 
finden, den Tatbeſtand des Diebſtahls? III. 7/2 84. 10, 84. 

28. Fällt Perſonen, welche in einem Ladengejchäfte als Verkäufer 
für Nechnung ded Prinzipald angejtellt find, wenn fie fih Waren aus 
den Gefchäftsvorräten des Prinzipald zueignen, Diebftahl zur Lajt? 
I. 5/4 80, 2,1. 

29. Kann Diebitahl angenommen werden, wenn eine in einem 
Ladengeſchäfte angeftellte Perſon die von ihr ſelbſt für den Geſchäfts— 
herrn in Empfang genommenen Gelder fi zueignet? III. 3/5 97. 
30, 88. 

30. — menn eine ſolche Perſon Stüde aus dem Warenlager des 
Geſchäftsherrn mwegnimmt und darauf im Laden ſelbſt einer anderen 
Perſon unentgeltlich; übergibt? IV. 20/6 90. 21, 16. 

31. Iſt die Aneignung van Baumaterialien ſeitens des die Ver- 
wendung beaufſichtigenden Borarbeiters Diebitahl? II. 30/11 96. 29, 209. 

32. Hat ein Förſter Fraft der ihm anvertrauten Obhut den Ge- 
wahrjam der Walderzeugniffe, oder verübt er an gejchlagenem Holze durd) 
rechtswidrige Zueignung Diebftahl? II. 2/12 81. 5, 180; II. 24/9 86. 
14, 305. 

33. Begeht der Eigentümer oder Pächter eined Grundftüds, der 
auf dem Halme gepfändete und verjteigerte Früchte dieſes Grundſtücks 
fi) rechtswidrig zueignet, einen Diebjtahl? I. 13/4 92. 23, 71; 
IV. 3/6 90. 20, 428. 

34. Inwiefern begeht der Käufer einer gegen Barzahlung ver: 
fauften Sade einen Diebitahl, wenn er fih ohne Zahlung mit der 
Sache entfernt? I. 5/1 80. 1, 289. 

10* 
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35. Begeht einen Diebſtahl, wer fi die im Gewahrſame eines 
Geiſteskranken befindlihe Sache mit des letzteren Zuſtimmung aneignet? 
III. 19/6 80. 2, 332, 

36. Diebjtahl an Nachlaßſachen: ſ. Nr. 16, 17 ©. 146. 

37. Wer iſt der Verlegte, wenn Gewahrfamdinhaber und Eigen— 
tümer der geftohlenen Sache verjdiedene Perfonen find? II. 1/7 81. 

‚346, 
38. Über Gewahrfam f. weiter & 246 Nr. 38ff. ©. 159. 
c) Wegnahme. 

39. Sit der Diebjtahl durd die in der Abficht rechtswidriger Zus 
eignung gejchehene Wegnahme vollendet? II. 11/5 86. 14, 121. 

40. Iſt damit, daß jemand in einem fremden Getreidefpeicher Ge- 
treide behufs vedhtöwidriger Bueignung in Säcke eingefüllt hat, ein 
vollendeter Diebitahl verübt? Findet $ 243 St. G. B.'s Anwendung, 
wenn der Täter demnächſt behufs Fortihaffung des Getreide eine ver— 
ſchloſſene Tür erbriht? I. 21/10 95. 27, 395; III. 9/7 85. 12, 353. 

41. Liegt eine Wegnahme darin, daß jemand eine ihm zugängliche 
fremde beweglihe Sache einem Dritten verfauft und Ddiefem zur Ab— 
holung überweijt? IV. 17/10 90. 21, 110. 

d) Dolus, Abficht rechtswidriger Zueignung. 

42. Enthält die Wegnahme der bei dem Diebe befchlagnahmten ge= 
jtohlenen Sade aus dem amtlichen Gewahrſam jeitend des Diebe einen 
zweiten Diebjtahl? I. 11/10 80. 2, 318. 

43. Begeht einen Diebftahl, wer die befchlagnahmte und damit 
nah) $ 156 8.3.6.8 Eigentum des Staates gewordene Sade in Un 
fenntni8 don dem Verluſt feines Eigentums wieder in Befiß nimmt? 
II. 4/5 86. 14, 112. 

44. Liegt Diebjtahl vor, wenn jemand eine Sache nur in ber 
Abfiht mwegnimmt, die Sache einem Dritten zu entziehen und Diefen 
dadurh an jeinem Vermögen zu jchädigen? I. 11/11 84. 11, 239; 
I. 10/2 02. 35, 115. 

45. Liegt rechtswidrige Zueignung vor, wenn der Täter bei der 
Wegnahme einer Sache lediglich beabfichtigte, fie wegzumerfen bezw. zu 
vernichten? I. 12/7 02. 35, 355. 

46. Wird dur die Wegnahme einer fremden Sade zum Zwecke 
der Verpfändung Diebitahl begangen? I. 7/1 84. 9, 382; III. 3/7 84. 
11, 68. 

47. Gehört das Motiv der Gewinnſucht zum fubjektiven Tatbejtande? 
Iſt e8 diebiſche Yueignung, wenn jemand, der eine bejtimmte Menge 
fungibeler Sachen zu beanjpruchen hat, diefe dem Schuldner wider dejjen 
Willen fortnimmt? III. 5/3 94. 25, 172; I. 17/6 80. 2, 184. 

48. Sit die zum Diebjtahle gehörige Abficht der rechtäwidrigen 
BZueignung ausgejchloffen, wenn der Gläubiger feinem Schuldner eine 
Sade wegnimmt, um fi damit wegen feiner Geldforderung bezahlt zu 
machen, oder wenn er die Sache wegnimmt, um fie ald Pfand für 
jeine Forderung zu haben? IV. 10/3 85. 12, 88; I. 9/2 80. 1, 198. 


Strafgeſetzbuch $ 242. 149 


49. Liegt diebiihe Zucignung vor, wenn bei der Wegnahme einer 
fremden Sade zum Bwede ihre Gebrauchs der Täter ohne die Abficht 
handelt, eine nur zur Zuftändigfeit des Eigentümerd gehörige Verfügung 
zu treffen? (Wegnahme von Biermarfen durch den Kellner zur Täufchung 
bei der Abrechnung.) I. 23/2 93. 24, 22. 

50. Wird Diebitahl begangen durch Wegnahme eines Sparkafjen- 
buchs in der Abſicht rechtswidriger Einziehung der Spareinlage oder 
eines Teilbetrags? III. 29/10 94. 26, 151; III. 7/3 91. 22, 2; 
I. 1/5 85. 10, 369. (S. aud) $ 246 Nr. 61 ©. 161.) 

51. Wann ift der Diebjtahl an einem Sparfafjenbuche zwecks Er- 
hebung der Spareinlage vollendet? Wie ift eine hierbei gewährte Unter: 
ſtützung — ald Beihülfe oder als Begünitigung — zu beurteilen? 
II. 7/3 91. 22, 2. 

52. Kann mit dem Diebitahle an einem Sparfaffenbucde die zum 
Bwede der Erhebung der Spareinlage verübte Urkundenfälfhung als 
zweite Straftat konkurrieren? I. 1/5 84. 10, 369. 

53. Iſt der Zatbeitand ded gemeinen Diebſtahls ausgeſchloſſen, 
wenn der Dieb in der Abficht, einen Mundraub zu begehen und in dem 
irrtümlichen Glauben, die entwendete Sache jei zum Berzehren auf der 
Stelle geeignet, einen Gegenjtand wegnimmt, welcher ſich unter 8 370 
Nr. 5 St. G. B.'s nicht fubfumieren läßt? III. 4/12 80. 3, 165. 

e) Berhältnis zu anderen Strafgejegen. 

54. Über Entwendung von Feld- und Walderzeugniffen, Mineralien, 
Eßwaren ꝛc f. auch die betr. Spezialgefeße. 

55. Objektiver Umfang des preußiichen Feld- und Forſtpolizei— 
geſetzes vom 1. April 1880 in Beziehung auf Feldentwendungen im Ver— 
bältniffe zu Diebitählen? 

Können Entwendungen von Blumen ꝛc von Gräbern eine Kirch— 
bof3 unter 8 18 des Geſetzes vom 1. April 1880 fubfumiert werden? 
I. 26/10 82. 7, 190. 

56. It Entwendung von Torf in Preußen als Diebjtahl jtrafbar? 
II. 27/6 90. 21, 27. 

57. Iſt in Preußen die Entwendung geernteter Feldfrüchte, welche 
fich zu dauernder Aufbewahrung auf dem Felde befinden, als Diebjtahl 
itrafbar? II. 7/2 82. 5, 385; II. 2/11 83. 9, 168, 

58. Sind in Preußen Baumjtümpfe, welche zu Merkzeichen her— 
gerichtet find, ohne vom Boden getrennt worden zu fein, Gegenjtand 
eined Foritdiebjtahls? II. 5/10 83. 9, 72. 

59. Unter welche Strafbejtimmung fällt in Preußen die Ent: 
wendung ftehender Weidenruten von Anpflanzungen auf Anlandungen 
der Slußufer? IV. 25/10 89. 20, 11. 

60. Zit in Preußen die Entwendung der Stüde einer zerbrochenen 
Einfriedigung als Diebftahl jtrafbar? II. 11/1 95. 26, 367. 

61. Iſt in Preußen das Abhauen und Entwenden von Aſten bereits 
gefällter Bäume im Walde, mit deren Zubereitung noch nicht begonnen 
worden, ordentliher Diebjtahl? IV. 1/6 94. 25, 393. 
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62. Kann in n Preußen dad — — von Kohlen 
aus der Halde eines im Betrieb befindlichen Kohlenbergbaues eigentlicher 
Diebſtahl ſein? IV. 2/10 88. 18, 188. 

63. Wann ijt nad der bayerischen Foritgejeßgebung die Entwendung 
von gefälltem Holze ald Diebjtahl zu beitrafen? I. 4/3 86. 13, 383. 

64. Iſt in Bayern die Entwendung von Weinbergpfählen als ge 
meiner Diebftahl zu beitrafen? I. 27/9 88. 18, 128. 

65. In welchem Berhältnifje jteht der gemeine Diebjtahl zu dem 
jog. Mundraube? Wie ift bei Zweifeln, ob die eine oder die andere 
. vorliegt, die Stimmabgabe zu leiten? II. 28/1 82. 5, 404. 

6. Über Idealkonkurrenz von Diebitahl mit dem Vergehen gegen 
8 od. III. 19/12 87. 17, 108. 

67. Über Spealkonfurrenz von Diebjtahl mit einem Vergehen gegen 
8 9 des Sprengitoffgefege® vom 9. Juni 1884: IV. 8/12 84. 13, 145. 

68. Kann der Dieb einer Urkunde fidy durch deren Vernichtung 
einer zweiten Straftat ſchuldig machen? IV. 15/1 02. 35, 64. 

69. Fit bei vorliegendem Tatbejtande des Raubes ideale Konkurrenz 
dieſes ige mit Diebjtahl denkbar? III. 29/4 82. 6, 243. 

Über das Zufammentreffen der Tatbeitände des 8 242 umd 
des x an Nr. 1 St. G. B.'s. II. 26/1 83. 8, 79. 
Über Konkurrenz von Anftiftung zum Diebftahle mit Hehlerei 
. 08. 8 259 Nr. 46, 47 ©. 173. 
72. Über Kont urrenz mit Mundraub j. 8 370 Nr. 5. 
S. zu 8 242 auch 8, 177; 9, 60; 16, 182; 24, 222, 34, 5. 


824 1. Kann der in einer Einheitshandlung begangene verſuchte ſchwere 
und vollendete einfache Diebſtahl unter den Geſichtspunkt des idealen 
Zuſammentreffens geſtellt werden? III. 13/1 87. 15, 281. 

2. Iſt alternative Feititellung der unter verjchiedenen Nummern 
aufgeführten Erjchwerungsgründe zuläjiig? IV. 8/4 92. 23, 47. 

Nr. 2. 
a) Allgemeines, 

3. Von welchen Umftänden hängt ed ab, ob danı, wenn aus einem 
zum Zwede der Verübung von Mundraub ($ 370 Nr. 5) erbrochenen Be- 
hältnifje andere Sachen ald Nahrungs: oder Genußmittel entwendet 
find, ein einfacher oder ein jchwerer Diebjtahl anzunehmen ijt? 

Erfordert die Annahme eines Diebſtahls mitteld Einbruchs x, daß 
der Einbruch x - Bwede des beabfichtigten Diebjtahl8 vorgenommen 
worden ift? Pl. 7/7 86. 14, 312; I. 25,3 81. 3, 440. (III. 19/3 81. 
3, 423.) 

4. Erfordert die Anwendung der Nr. 2, daß die geitohlene Sache 
nah der Wegnahme aus dem Gebäude weggebraht worden ijt? Sit 
die Anwendung ausgejhloffen, wenn der Täter Eigentümer oder Bes 
wohner des Gebäudes iſt? I. 29/11 97. 30, 388; I. 11/1 83. 7, 419. 

5. Iſt bei dem widerrecdhtlihen Gindringen in eined anderen 
Wohnung in diebiicher Abiicht Annahme Hausfriedensbruchs ausgeſchloſſen? 
I. 1/5 84. 11, 166. 


Strafgeſetzbuch 8 243. —151 





6. Iſt der Verſuch eines Diebſtahls mittels Einbruchs, wenn 
derſelbe mit Rückſicht auf $ 46 Nr. 1 St.G. B.'s nicht als Diebſtahls— 
verſuch geſtraft werden kann, auch nicht als Sachbeſchädigung ſtrafbar? 
IV. 29/10 86. 15, 12. 

7. Rann 8 243 Nr. 2 Anwendung finden, wenn der Dieb ohne 
erſchwerende Umſtände in einen Getreidejpeicher gelangt iſt, dort Getreide 
in Säde gefaßt hat, aber fodann, um es fortichaffen zu können, eine 
verfchlofjene Tür erbrechen mußte? I. 21/10 95. 27, 395. 

b) Gebäude, umjchlofjener Raum, 

8. Zum Begriff von „Gebäude“ und „umjchloffener Raum“. In— 
wiefern gehört zum Begriffe de3 umjchlofjenen Raums die Ununter- 
brochenheit des Verſchluſſes? Kann der Umjtand, daß zu einem rings 
umjchlofjenen Raume eine zeitweije offenftehende Tür führt, dem Raume 
die Eigenſchaft des Umſchloſſenſeins entziehen? III. 12/3 81. 3, 411; 
II. 25/4 81. 4, 164; II. 28/11 82. 7, 262; II. 19/3 86. 18, 423; 
II. 19/2 84. 10, 103; I. al 86. 14, 226; II. 5/5 99. 32, 141. 


9. Kann ein Bergwerksſchacht für ein Gebäude oder einen ums 
ichloffenen Raum angejehen werden? III. 12/3 81. 3, 411. 

10. Fällt der zeitweilig zum Wohnen und Übernachten dienende 
Wagen eined Puppenjpieler® unter den Begriff eined Gebäudes oder 
umjschloffenen Raumes? III. 25/4 81. 4, 164. 

11. — ein Taubenſchlag, der auf einem in der Erde befeitigten 
Poſten angebracht ijt? II. 28/11 82. 7, 262. 

12. — eine Bude, welche in ihrem baulichen Zufammenhange auf 
den Plat ihrer Aufjtellung transportiert worden und deren Umſchließung 
mit dem Erdboden nicht in ſeſte Verbindung geſetzt it? II. 19/2 84. 
10, 103. 

13. — das innere einer nit in den Erdboden eingefügten, 
jondern auf demjelben aufgeftellten, verjchloffenen hölzernen Geſchirrhütte? 
I. 8/4 86. 14, 226. 

14. — ein Schiff oder eine verſchloſſene Schiffskajüte? III. 24/9 81. 
4, 433; III. 7/6 83. 8, 364; $er. 11/9 00. 33, 371. 

15. — ein umzäumtes Wildgehege? III. 16/4 83.8, 273; 11. 9/11 94. 
26, 218. 

e) Einbrud). 

16. Gehört zum Diebjtahle mittel! Einbruch, daß der Einbrecher 
in das Gebäude oder den umſchloſſenen Raum eingedrungen ift? IV. 25/9 96. 
29, 70. 


17. Zum Begriffe der Gewaltanwendung beim Einbrude und Er- 
brechen von Behältnifjen. III. 10/12 85. 13, 200. 

18. Iſt der Begriff des Einbruches auch da gegeben, wo der auf- 
gehobene Zufammenhang der Umſchließung des Raumes, aus welchem 
geitoblen worden, Lediglich durch das Gefeß der Schwere und nicht durch 
irgend welche zerjtörte oder beſchädigte Bindemiitel hergeftellt wird? 
I. 21/10 80. 2, 371. 

19. Liegt Einbruch vor, wenn zum Zwecke des in einer Scheune 
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verübten Diebſtahls die Flügel des Scheunentors mittels Gewalt aus— 
einandergebogen worden ſind und durch die ſo hergeſtellte Spalte Eintritt 
in das Gebäude genommen iſt? II. 5/7 81. 4, 358. 

20. Kann ein gemwaltjames Dffnen im Inneren eined Gebäudes 

als Einbruch angejehen werden? II. 18/5 97. 30, 122. 
d) Einjteigen. 

21. Zatbejtandserfordernifje des Einſteigens. Liegen dieje vor, 
wenn fein Steigen, fondern ein Hindurchkriechen durch eine Offnung 
ftattgefunden hat? IIL 21/1 86. 13, 257; III. 12/4 82. 6, 186. 

22. Wann liegt ein mitteld Einſteigens ausgeführter Diebjtahl 
aus einem Gebäude oder umjfchlofjenen Raume vor? Kann ein Ein- 
jteigen in ein Gebäude dann nicht angenommen werden, wenn der auf 
dem ordnungdmäßigen Wege in das Gebäude gelangte Dieb zu einer 
verjchlofjenen Abteilung dieſes Gebäudes ſich mitteld einer zum Eingange 
nicht beitimmten Dffnung Eingang verihafft? Wann ift ein, wann 
eine Mehrheit von Gebäuden al3 vorliegend anzunehmen? II. 5/5 99. 
92, 141; II. 18/5 97. 30, 122; II. 16/1 83. 8, 102; I. 28/2 80. 
1, 216; I. 13/2 02. 35, 120. 


23. Liegt ein Einfteigen von außen vor, wenn der Dieb in einem 
Gebäude, welches an das Gebäude, aus dem er jtiehlt, angebaut iſt, in 
die Höhe jteigt und dann durd eine nit zum Cingang bejtimmte 
Dffnung in das Gebäude gelangt, and dem er jtiehlt? I. 20/12 80. 
3, 173. 

24. Liegt ein Einfteigen vor, wenn der Eintritt durch eine hierzu 
beitimmte Offnung genommen wird? II. 5/7 81. 4, 353. 

25. Iſt die Sache anderd aufzufaffen, wenn der Dieb ſich zum 
Eintritte einer Offnung bediente, die bejtimmungsgemäß den Zugang zu 
einem anderen einzelnen Raume vermittelte, nicht aber den Eintritt in 
da8 betreffende Gebäude überhaupt? I. 15/6 82. 6, 350. 

26. Kann ein Einjteigen angenommen werden, wenn nicht irgend 
ein den Eintritt erjchwerendes Hindernis zu überwinden ift? I. 15/6 82. 
6, 350; III. 12/4 82. 6, 187; III. 21/1 82. 13, 257; IV. 24/1 90. 
20, 209. 

27. Erfordert Diebitahl durch Einfteigen ein Betreten des Gebäudes 
oder umſchloſſenen Raumes, aus welchem geitohlen wird? III. 14/5 81. 
4, 175. 

28. Greift die Beitimmung in Nr. 2 Plag, wenn jemand einen 
ohne jtrafbaren Vorſatz handelnden Dritten in das Gebäude oder den 
umjchlofjenen Raum einfteigen läßt und durch defjen Vermittelung von 
außen her die Wegnahme der Sache bewirkt? 21/3 93. 24, 86. 

29. Was ift bei dem Diebjtahle mittels Einjteigens erforderlih, um 
anzunehmen, daß mit einer zum Tatbeſtande gehörigen Handlung der 
Anfang gemacht worden ijt? IL. 19/10 83. 9, 81. 

e) Erbrechen eines Behältniffes, 

30. Zum Begriffe von „Behältnis*. Kann ein Bilderrahmen als 

folches gelten? L 1/7 97. 30, 207. 
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31. at ein einzelner umfchlofjener Raum im Inneren eines Ge— 
bäudes al3 ein „umſchloſſener Raum“ oder ald ein „Behältnis“ zu be= 
trachten? 1. 23/2 80. 1, 216. 
32. Iſt dad Auftrennen eines Bettjtüdes behufs Entwendung von 
Federn ald das Erbrechen eines Behältnijjes anzufehen? III. 5/12 89. 
20, 165. 


33. Iſt es erforderlich, daß dad von dem Diebe erbrochene Be— 
hältnis ſich volitändig innerhalb der Außenwände des Gebäudes be— 
findet? Können Gas- und Wafjerleitungsröhren als Behältniffe an— 
gejehen werden? Muß das Behältnid fremdes Eigentum fein? Greift 
der bezügliche Erfchwerungsgrund aud dann Platz, wenn dad Behältnis 
geitohlen und außerhalb des Gebäudes erbroden ijt? I. 29/11 97. 
30, 388; I. 2/10 84. 11, 117; III 3/11 84. 11, 208; I. 11/1 83. 
7, 419. 

34. Über „Erbrehen“ ſ. Nr. 16ff. ©. 151. 

Nr. 3. 

35. Sebt der Erjchwerungdgrund einen Verſchlußmechanismus 
voraus, dejjen ordnungsmäßige Eröffnung mittels eines Schlüſſels oder 
eine3 dazu bejtimmten Werkzeugs zu bewirken ift? Liegt der Erſchwerungs— 
grund vor, wenn vom Diebe einer auf der Innenſeite einer Türe vor— 
gejchobener einfacher Riegel von außen mitteld eined Werkzeugs zurüd- 
gefchoben wird? III. 10/12 85. 13, 200. 

36. Sit der Erjchwerungdgrund nur gegeben, wenn die Öffnung 
des Verſchluſſes vom Schlüfjellohe aus erfolgt? III. 8/6 95. 27, 285. 


37. Greift die Beitimmung Pla bei Eröffnung des Schloſſes 
durch Verbindung des Schlüfjeld mit einem anderen Werkzeuge? II. 16/2 97. 
29, 388. 

38. Wa ilt unter Anwendung „faljher Schlüffel“ zu verjtehen? 
III. 21/9 81. 4, 414, 

39. Sit ein verloren gegangener, aber wieder aufgefundener Schlüfjel, 
wenn er hierauf zur Eröffnung des Schlofjes, für das er angejertigt 
war, behufs Verübung eined Diebitahl8 benußt wird, als „faljcher 
Schlüſſel“ anzujehen? II. 23/9 81. 5, 17. 

40. Hört ein Schlüffel auf, ein „falſcher Schlüffel” zu fein, wenn 
der Eigentümer des bezüglichen Behältniffes ſelbſt den Schlüfjel regel- 
mäßig zur Eröffnung des Behältnifjes benupt hat, obwohl er in Wirflich- 
feit für ein andere® Schloß beſtimmt, dem Eigentümer des Behältnifjes 
nur zufällig zugängli war und ihm nicht gehörte? III. 22/4 82. 
6, 157. 

41. Sit ein Schlüfjel, welcher zur Eröffnung einer verichließbaren 
Räumlichkeit bejtimmt war, aber bei der demnädjt erfolgten Vermietung 
der Räumlichkeit von dem Eigentümer ohne Willen des Mieterd zurück— 
behalten ift, ein „falſcher Schlüffel“? IL. 30/1 85. 11, 436. 


42. Sind Hafen den falſchen Schlüfjeln glei zu achten, ‚wenn der 
Hauseigentümer jelbjt in deren zeitweije Verwendung zum Offnen der 
betreffenden Türe eingemwilligt hat? II. 18/2 81. 3, 360. 
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43. Sit der fog. Automatendiebjtahl (Entwendung von Gegenftänden 
aus Automaten mittels Einwurfs von Metallplatten ꝛc anjtatt Geld— 
münzen) al8 ſchwerer Diebjtahl anzufehen? I. 20/12 00. 34, 45. 

44. Über die aud) zu dem Erfhmwerungdgrunde Nr. 2 erforderlichen 
Merkmale f. dort ©. 150ff. 

Nr. 4. 

45. Was it unter „Abjchneiden oder Ablöfen der Befeitigungss- 
oder Verwahrungsmittel“ zu verjtehen? Wird das Tatbeftandsmerkmal 
erfüllt dur das Zerſchneiden eines Getreide enthaltenden Sades? 
II. 9/11 81. 5, 157. 


46. Erfordert das „Ablöfen der Befeſtigungsmittel“ eine die In— 
tegrität derjelben verlegende Gewalt? III. 25/3 82. 6, 177. 

47. Zum Begriffe „Befeitigungsmittel“. IV. 18/11 02. 35, 431. 

48. Gehört der vom Fuhrmanne auf die Reife mitgenommene 
Autterfad zum Neifegepäd desſelben? II. 27/6 82. 6, 394. 

49. Jit ein Aufbinden auch als ein „Ablöfen” anzufehen? I. 26/4 83. 
8, 287. 

50. Was gehört zum Begriffe eine „Gegenftandes der Beförderung” ? 
I. 17/9 85. 13, 248. 

51. Greift der Erjchwerungsgrund Plab bei einem Diebjtahle 
mittel3 Wbftreifend des Bindfadens, mit welchem ein in einem Poſt— 
gebäude befindliche, der Poſt zur Beförderung übergebenes Paket ver- 
fchloffen war? I. 27/4 91. 21, 429. 

52. Liegt ein „Ablöfen von Berwahrungdmitteln“ vor, wenn die 
Tür eined verjchloffenen Kaſtenwagens durch bloßes Drücken ohne An— 
wendung von Gewalt geöffnet wird? II. 4/1 95. 26, 360. 

53. Sit die Annahme des Erfchwerungsgrundes ausgeſchloſſen, wenn 
der PVerübungsort fi) im Privateigentum befindet und nur vorübers 
gehend an das Publitum freigegeben ift? III. 19/2 91. 21, 370; 
Fer. 11/9 00. 38, 371. 

54. Sit die offene See eine Wajjeritraße im Sinne des 8 243 
Nr. 4? III. 8/1 00. 83, 57. 

55. Unter welchen Vorausſetzungen ift ein Flußhafen als eine 
Waſſerſtraße anzujehen? Fer. 11/9 00. 33, 371. 

Nr. 5. 

56. Erfordert die Anwendung des Erjchwerungdgrundes das Bes 
wußtiein des Täters, da er Waffen bei fich führe? it außer diefem 
Bewußtſein auch eine wenigitend eventuell auf den Gebrauch der Waffen 
gerichtete Abficht notwendig? II. 24/2 85. 12, 69; I. 7/12 96. 29, 228. 

Nr. 6. 

57. Was erfordert die Verbindung mehrerer zur fortgejeßten Bes 
gehung don Raub oder Diebjtahl? Welche Anzahl von Perſonen gehört 
dazu? Dit die Annahme einer ſolchen Verbindung dadurch ausgeichlofjen, 
daß der Zwed der Verbindung dem Orte oder der Beit nad) begrenzt 
it? IL 20/3 94. 25, 421; I. 11/7 87. 16, 178; III. 13/12 883. 
9, 296, 
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58. Begriff der „Mitwirkung“ mehrerer zum Diebjtahle. II. 20/3 94. 
25, 421. 

Nr. 7. 

59. Fit die Annahme des Tatbeſtandsmerkmals ausgeſchloſſen, wenn 
fih der Dieb zur Nachtzeit eingefchlichen und fofort nach dem Einſchleichen 
geitohlen hat? Fer. 11/8 80. 2, 223; IL. 6/5 81. 4, 127. 

60. Scließt, wenn dad Einfchleihen in ein bewohntes Gebäude 
zum Zwecke der Ausführung eines Diebjtahl8 erfolgte, dad außerdem 
vorhandene Bejtehen eine erlaubten Zwed3 zum Betreten des Gebäudes 
die Annahme des Erfchwerungsgrundes aus? I. 28/5 83. 8, 412. 

61. Sit die Annahme „diebiſcher Abſicht“ ausgeſchloſſen durch die 
Feititellung, daß die urjprüngliche beim Einfchleihen vorhanden gewejene 
Abſicht nur auf Mundraub gerichtet geweſen jei? III. 20/12 83. 9, 297. 
(BI. 7/7 86. 14, 8312.) 

62. Gehört zum Tatbeſtande des Einfchleihen® notwendig die Be: 
jeitigung oder Umgehung vorhandener oder durch die Umjtände ge- 
botener Sicherung3mittel? III. 25/1 82. 5, 400; I. 7/4 84. 10, 280. 

63. Was ift unter „Nachtzeit” zu verjtehen? I. 23/12 80. 3, 209. 

64. Liegt der Straferjchwerungdgrund vor, wenn ein Mitbewohner 
des Gebäudes ſich darin in diebifcher Abficht verborgen hatte? I. 23/10 99. 
32, 310. 

65. Begriff von „umfchlofjener Raum“. I. 13/2 02. 35, 120. 


1. Sind die in 8 244 vorkommenden Ausdrüde „Dieb“ ıc, „Dieb: 
ſtahl“ ꝛc auch auf die Teilnahme und den Verſuch zu beziehen? I. 28/2 98. 
31, 40; II. 8/6 88. 8, 317; I. 23/9 80. 2, 261. 

2. Was wird unter Vorbeitrafung ald „Dieb“ verjtanden? Sit 
es von Bedeutung, daß das frühere Urteil die Straftat nicht al3 Dieb- 
jtahl bezeichnet hatte und von einer WPolizeibehörde erlafjen war? Sit 
in der Vorbeſtrafung auf Grund des 8 477 des vormaligen badifchen 
Strafgejeßbuhs vom 6. März 1845 eine Beitrafung wegen Diebjtahls 
zu erfennen? I. 7/6 83. 8, 418. 

3. Enthält der Verweis eine nach $ 244 zu beacdhtende Voritrafe? 
Weiche Bedeutung fommt dem Umftande zu, daß der Verweis vor Rechts— 
fraft des ihn ausſprechenden Urteils erteilt worden ift? III. 20/9 88. 
18, 116; I. 14/10 86. 14, 421. 

4. Iſt die auf Grund des 8 37 St. G. B.'s erfolgte Aberfennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte eine den Rückfall begründende Strafe? 
II. 7/7 90. 21, 85. 

5. Sit eine vom Militärgerichte auf Grund des $ 138 des Militär- 
itrafgefegbuch8 vom 20. Juni 1872 ausgeſprochene Verurteilung wegen 
Diebſtahls geeignet zur Begründung der Nüdjallajtrafe? II. 27/3 34. 
10, 330. 


6. Sit eine auf Grund des 8 45 der preuf. Feldpolizeiordnung vom 
I ar rese erfolgte Beitrafung wegen Wegnahme von Feldfrüdten in 
gewvinnfüchtiger Abficht geeignet zur Begründung der Rückfallsſtrafe? 
II. 19/10 80. 2, 354. 


s 244 
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7. Kann die vor Begründung des Deutſchen Reichs in Bayern 
wegen Diebjtahld erfolgte Vorbeftrafung in einem anderen Bundesſtaate 
die Unnahme des Rückfalls begründen? II. 12/6 90. 21, 19. 

8. Gilt die in einem Urteile ausgeſprochene Anrechnung der er— 
littenen Unterfuhungshaft auf die erfannte Strafe als Strafverbüßung 
im Sinne der 88 244. 245. 264 St. G. B.'s auch jhon vor dem Beit- 
punkte der Rechtskraft jened Urteil? I. 16/5 81. 4, 230. 

9. Findet $ 244 Anwendung, wenn einer der jpäteren Diebftähle 
begangen ijt in einem Zeitpunfte, in dem zwar die GStraje des voran— 
gegangenen Diebjtahl3 verbüßt, das bezügliche Urteil aber noch nicht 
rechtskräftig geworden war? IV. 25/9 85. 13, 18. 

10. Hat bei Enticheidung über Anwendbarkeit des 8 244 dad 
Gericht die Rechtmäßigkeit der Vorbeftrafung zu prüfen? 

Sit eine zu Unrecht gegen eine noch nicht zwölf Jahre alte Perſon 
verhängte Strafe als Borjtrafe zu berüdjichtigen? III. 20/9 88. 18, 116. 

©. zu $ 244 aud) 6, 248; 14, 413; 18, 188; 20, 11. 


8 245 1. Was ift „lebte Strafe” und „neuer Diebftahl” im Sinne des 

8 245? I. 4/8 80. 1, 246. 

2. Rommt bei Berechnung der zugehörigen Friſt der ausgeſprochene 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte in Betracht? I. 23/9 86. 14, 413. 

3. Wann ift in der Anrechnung der Unterfuchungshaft als Strafe 
eine Strafverbüßung zu erkennen? I. 16/5 81. 4, 230. 

4. Über den Begriff von „Strafe“ im Sinne des 8 245. II. 7/7 90. 
21, 35. 

©. zu $ 245 auch 18, 116. 


8 246 1. Über einzelne Tatbeftandsmerkmale vgl. 88 242. 350. 
a) Fremde bewegliche Sadıe. 

2. Erfordert die Unterichlagung eine körperliche Sahe? Kann ein 
Schuldfchein oder ein Hypothefendofument al3 folches Gegenſtand einer 
Unterfhlagung fein? IL. 11/2 81. 3, 344; IV. 19/6 85. 12, 313. 

3. Über die Notwendigkeit, bei Unterfchlagung eines Wechfeld das 
Eigentum an dem förperlihen Gegenjtande und die bezüglich des 
Wechſels beftehenden obligatoriichen Beziehungen auseinander zu halten. 
I. 11/7 81. 5, 4. 

4. Kann an einer gemeinfchaftlihen Sache Unterjchlagung von dem 
Miteigentümer verübt werden? IV. 11/12 96. 29, 252; I. 12/1 91. 
21, 270; IV, 10/6 90. 20, 436; II. 12/4 81. 4, 88. 

5. Iſt für die Frage, ob eine Sache eine fremde Sade ift, das 
Eivilrecht enticheidend? Iſt der Begriff erfüllt, wenn ein anderer einen 
Anfprud auf Herausgabe der Sache hat? Kann ausländifches Civilrecht 
in Betracht fommen? II. 2/4 80. 1, 343; I. 15/11 80. 8, 35; 
I. 24/5 80. 2, 65; II. 28/12 80. 3, 150; II. 11/2 81. 3, 344; 
I. 1/4 95. 27, 135. 

6. Begründet die vertragswidrige Weiterbegebung eines Depotwechjels 
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für fich allein den objektiven Tatbejtand der Unterſchlagung? II. 13/10 82, 
7, 93; II. 2/4 80. 1, 848; I. 15/11 80. 3, 35. 

7. Kann dad Mitglied einer offenen Handelögejellihaft an dieſer 
gehörigen Geldern, obwohl er an fidy zur Verfügung darüber berechtigt 
ift, Unterfchlagung begehen? III. 5/7 82. 7, 18; III. 4/10 88. 18, 123, 

8. Kann nah Auflöfung einer offenen Handeldgejellichaft einer der 
Gejellichafter eine Unterichlagung dadurd begehen, daß er über Sadıen, 
welche durch Einbringen in die Gejellihaft deren Eigentum geworden 
waren, bor der endgültigen Auseinanderfegung zu feinem Nutzen verfügt? 
II. 8/2 95. 27, 11. 

9. Inwieweit ift Unterjchlagung anzunehmen möglid, wenn Zahlung 
an den Angeklagten für Rechnung feines Auftraggebers dur Einzahlung 
auf ein Banfguthaben ded Angeklagten erfolgt iſt und Angellagter ſo— 
dann über daS Bankfguthaben zu eigenem Nußen verfügt? III. 12/2 91. 
21, 364. 

10. Über Eigentumserwerb an Geld, welches auf Grund von Poſt— 
anmeifungen durch die Poſt ausgezahlt wird. IV. 10/6 90. 20, 436. 

11. ®er erwirbt das Eigentum an dem Gelde, welches auf Grund 
einer zu gunjten einer forderungsberechtigten Handelsfirma erfolgten Poſt— 
anweifung von der Poſt an einen jeitherigen Mitinhaber diejer Firma 
andgezahlt wird, obwohl Gefchäft nebft Außenftänden inzwiſchen an einen 
Dritten veräußert worden war? II. 21/12 94. 26, 389. 

12. Unter welden Borausjeßungen find Wertpapiere, welche ein 
Kommiffionär auf eigenen Namen bei einem Dritten für den Kommit— 
tenten angelauft und bei dem Berfäufer liegen hatte, für ihn fremde 
Sadıen, welde er in Gewahrjam hat? I. 17/12 85. 13, 178, 

13. Iſt das Geld, weldyes jemand im Wege des Zwangsvoll— 
jtredungöverfahrens von feinem Prozeßgegner zum Zwede der Bornahme 
einer dem leßteren durch Urteil auferlegten Handlung erlangt hat, eine 
für den Empfänger fremde Sade? I 17/10 83. 9, 276, 

14. Für wen wird nad gemeinem und nach preußiichem Rechte 
Geld durch Vermiſchung erworben? III. 2/11 91. 22, 230. Fer. 30/7 94. 
26, 43; IV. 11/12 96. 29, 251. 

15. Fällt dem Eigentümer oder Pächter eines Grundjtüdes, welcher 
auf dem Halme gepfändete und verjteigerte Früchte dieſes Grundſtückes 
fih rechtswidrig zueignet, eine Unterfchlagung zur Laſt? IV. 3/6 90, 
20, 428; I. 13/4 92. 28, 71. 

16. Iſt gemeinrechtlicd) die durch Hingabe von barem Gelde beftellte 
Kaution für den Slautionsnehmer eine fremde Sade? IH. 21/9 91. 
22, 354. 

17. Bleibt nad) gemeinem Rechte das Geld, welches der Teilnehmer 
an einer feitlihen Veranſtaltung auftraggemäß von den anderen Teil- 
nehmern einzieht, für ihm fremdes Geld? IV. 11/12 96. 29, 251. 

18. Inwiefern macht ſich jemand, welcher als Käufer, bezw. als 
Trödler oder Kommiffionär oder einfacher Beauftragter Waren zum Ver— 
faufe mit der Verpflichtung erhalten hat, den Kauferlös abzuliefern, im 
Geltungsbereich deö gemeinen Rechtes durch Verwendung des Erlöjes in 
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eigenen Nutzen einer Unterfchlagung jchuldig? Unter welchen Verhält— 
nifjen fann eine Unterichlagung der verfauften Ware angenommen werden? 
II. 28/12 80. 3, 150. 

19. Unter welden Vorausfegungen madt ji ein Kellner durd) 
Aneignung der von den Gäſten des Wirted eingehobenen Gelder der 
Unterfchhlagung ſchuldig? III. 10/12 00. 34, 39. 

20. Unter welchen Vorausſetzungen kann fich der, welcher im Gebiet 
ded gemeinen Rechte für einen anderen das Jagd» und Filchereirecht 
ausübt, einer Unterfhlagung der offupierten Tiere ſchuldig machen? 
II. 10/12 85. 18, 195. 

21. Wer erwirbt nad franzöſiſchem Rechte dad Eigentum an einem 
auf fremdem Grund und Boden gefundenen Schage? I. 12/1 91. 21, 270. 

22. Kann nad) preußifchen Rechte der Finder eines Schatzes an 
Beitandteilen desjelben eine Unterjchlagung begehen? IV. 15/11 98. 31, 317; 
I. 17/11 79. 1, 16, 

23. Unter welchen Vorausſetzungen iſt die verbotwidrige Veräuße- 
rung von Befoldungsholz als Unterjchlagung jtrafbar? U. 11/1 81. 
3, 184; II. 16/1 80. 1, 75. 

24. Erlangt aus einer fimulierten Darlehnd- oder Hypotheken— 
verſchreibung der in dad Grundbucd eingetragene fingierte Darlehens- 
gläubiger Eigentum an dem auögefertigten Hypothefendofumente? IL.11/2 81. 
3, 344. 

25, Erwirbt der, welcher fremdes Geld einem redlihen Dritten zum 
Wechſeln Hingegeben und damit eine Unterfchlagung verübt hat, nad) 
preußiihem Necht Eigentum an dem beim Wechfeln empfangenen Gelde? 
II. 29/6 83. 8, 438, 

26. Kann nah preußifhem Recht ein constitutum possessorium 
darin gefunden werden, daß der mit dem Anfaufe von Wertpapieren 
beauftragte Bankier nad) Ausführung des Auftrages in feinen Handels— 
büchern die Nummern der angefauften Stüde ald dem Befteller gehörig 
vermerft? II. 13/11 83. 9, 179. 

27. Kann nad preußifchem Rechte ein Bevollmächtigter eine Unter- 
ihlagung an Geldern begehen, welche er, um eine eigene Schuld an den 
Geſchäftsherrn zu bezahlen, in ein für die Aufbewahrung der fremden 
Gelder ausschließlich beitimmtes Behältnis gelegt hat? Wie ift unter 
gleichen Berhältniffen die Stellung des Gejchäftsführerd ohne Auftrag? 
II. 27/11 83. 9, 248. 

28. Rann nad preußiihem Rechte der Vormund wirkjam über 
Mindelvermögen Verträge mit fich felbit abjchließen? I. 22/11 83, 
9, 337. 

29. Begeht nad) preußiichem Rechte eine Unterjchlagung, wer zahme 
oder gezähmte Tiere, nachdem fie ihrem Herrn entlaufen find, ohne Be— 
fugnis ſich aneignet? II. 13/2 91. 21, 341. 

30. Unter welchen Vorausfegungen erwirbt nad) preußischen Rechte 
der Auftraggeber dad Eigentum an einer dem Beauftragten übergebenen 
Sade, wenn diefer bei der Empfangnahme das Auftragsverhältnis nicht 
offenbart bat? IV. 2/5 93. 24, 146, 
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31. Sinbert die Beftimmung i in TeilI. Titel 11 8 266 des Preußiſchen 
Landrechts, daß die Vertragſchließenden den Eigentumserwerb an einer 
verkauften Sache von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig machen? 
I. 20/10 93. 24, 274; II. 10/11 80. 3, 114; IIL 24/4 80. 2, 21; 
III. 10/3 80. 2, 132. 

32. Kann nad preußiihem Rechte der Empfänger einer Zahlung 
an dem von dem BZahlenden aus Irrtum zuviel Bezahlten eine Unters 
ihlagung begehen? I. 24/5 80. 2, 65; II. 19/11 81. 5, 165. 

33. Liegt nad dem in Bayern geltenden Rechte Unterfchlagung 
vor, wenn einem Darlehn irrtümlich eine uneröffnete Rolle mit einem 
höheren Geldbetrage jtatt einer Rolle mit einem geringeren Betrage hin- 
gegeben wird und der Dahrlehnsempfänger nad Entdedung ded Irrtums 
die ihm gegebene Rolle ſich aneignet? I. 23/12 80. 3, 134. 


34. Sept nad) dem im Königreih Sachſen geltenden Rechte der 
Übergang des Eigentumd an der dem Stellvertreter übergebenen Sache 
unmittelbar auf den Wertretenen notwendig voraus, daß der Stellver- 
treter bei der Übergabe durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Willens— 
erffärung im Namen des Bertretenen auftritt? IIL 7/10 89. 19, 429. 
(II. 25/6 80. 2, 186; II. 21/12 94. 26, 389.) 


35. Kann Unterfhlagung angenommen werden, wenn der Beamte 
einer Privatbant Wertpapiere, welche auftragsgemäß für ihn angeſchafft, 
demnächit zu dienjtliher Behandlung in feine Hände gelangt, ihm aber 
noh nicht gejhäftsordnungsmäßig gegen Bezahlung ausgehändigt find, 
fi) heimlich zueignet? I. 25/2 01. 34, 181. 

36. Rechtliche Stellung der BZeitungsausträger, wenn fie die Namen 
der don ihnen gejammelten Abonnenten dem Verleger nicht anzugeben 
haben und für den Eingang der Ubonnementögelder haften? Begehen 
fie durch Verwendung diejer Gelder zu eigenem Nutzen eine Unter: 
fhlagung? I. 18/1 00. 33, 80. 

37. Bedeutung des geſetzlichen Selbjteintrittärecht® de3 Kommiſſio— 
närs für den Tatbeftand der Unterfchlagung. IL. 5/7 01. 34, 374. 

b) Sadje, die der Täter im Beſitz oder Gemwahrjam hat. 

38. Erfordert der Tatbeitand, daß der Täter die Sache, welde er 
ſich recht3widrig zugeeignet, im Zeitpunkt der Bueignung bereit3 im Be- 
fige oder Gewahrjam hatte? Sit der ZTatbejtand ausgejchloffen, wenn 
die Befigergreifung eine unberedtigte war? IH. 3/12 88. 19, 838; 
u. 25/1 92. 22, 306; II. 17/3 84. 10, 257. 

89. Iſt Unterfchlagung möglih an einer Sache, welche der Täter 
fih ſchon durch eine ftrafbare Handlung zugeeignet hatte? Unter welchen 
Vorausſetzungen ift Unterfchlagung möglich an einer Sache, welche der 
Täter durch Betrug in feinen Beſitz gebracht hatte? IL. 26/4 87. 15, 426. 

40. Sind für den Begriff des Gewahrfamd Tandesgejehliche Vor— 
ſchriften maßgebend? IL. 30/11 96. 29, 209. 

41. Fit für den Begriff des Gewahrſams die Unterfcheidung zwiſchen 
Eivil- und Naturalbefiß von Bedeutung? 

Haben die Vertreter einer eingetragenen Genofjenjchaft die für dieſe 
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von Dritten usgeftellten den Vertretern —— Depotweihfel in 
ihrem Gewahrjam? I 11/7 81. 5, 4. 

42. Kann nach dem gemeinen Rechte die rechtömwidrige Aneignung 
von Nachlaßſachen als Unterjchlagung angejehen werden? III. 17/3 84. 
10, 257. 

43. Begeht eine Unterfchlagung, wer eine ihm anvertraute und mit 
Buftimmung des Eigentümerd einem anderen zum Pfand gegebenen Sadıe 
dem Pfandgläubiger verkauft? Wie hoch iſt in einem folchen Falle die 
Benachteiligung des Eigentümers zu veranſchlagen? II. 21/3 82. 6, 117; 
I. 13/7 87. 16, 241. 

44. Sit e8 Unterfchlagung, wenn jemand einen ihm anvertrauten 
verjchloffenen Behälter gewaltiam öffnet und ſich den Inhalt aneignet? 
II. 18/12 81. 5, 222. 

45. Liegt Diebftahl oder Beihülfe zur Unterfchlagung vor, wenn 
jemand eine fremde Sache, die fich nicht im Gewahrfam des Beſitzers 
und Eigentümers befindet, ohne Zuftimmung des leßteren, aber mit Bus 
ftimmung des Gewahrfaminhabers ſich aneignet? II. 7/12 81. 5, 218. 

ec) Redtswidrige Zueignung. 

46. Zum Begriffe der rechtöwidrigen Zueignung. Genügt hierfür 
die bloße ungeachtet der Aufforderung des Berechtigten erfolgte Unter— 
laffung der Rückgabe einer anvertrauten fremden Sache? IL. 13/7 81. 
4, 404. 


47, Kann in dem Wbleugnen des Beſitzes die Manifeftierung des 
Willend, fih eine Sache rechtswidrig zujueignen, gefunden werden? 
II. 22/11 81. 5, 252. 

48. Muß mit der Unterfchlagung ein eigener Vermögensvorteil er— 
zielt jein? J. 11/7 81. 5, 4. 

49. Kann eine rechtswidrige Zueignung von Sachen im Sinne des 
8 246 dann angenommen werden, wenn der Täter lediglich in der Abs 
fiht handelte, die Sachen einem Dritten zu entziehen und diefen dadurch 
an jeinem Vermögen zu fchädigen? I. 11/11 84. 11, 239. 

50. Kann die Zueignungshandlung ſchon in dem bloßen Abſchluſſe 
eined® Kaufvertrages über die im Beſitze oder Gewahrſam des Täters 
befindliche fremde Sade gefunden werden? IV. 13/1 88. 17, 59. 

51. Erfüllt der unbefugte Verkauf einer fremden beweglichen Sache 
unter allen Umftänden das Tatbeitandsmerfmal der rechtswidrigen Zus 
eignung? III. 12/6 84. 11, 17. 

52. Unter welchen Vorausfeßungen ijt die unbefugte Verpfändung 
einer fremden Sache als Unterjchlagung aufzufaffen? II. 12/11 94; 
26, 230; I. 11/7 81. 5, 4; III. 24/4 80. 2, 21. 

53. Sit der Verkauf eines Berjaßicheind eine Verfügung über die 
verjegte Sache jelbjt? I. 19/1 99. 31, 436. 

54. Liegt eine Unterfchlagung vor, wenn der Mandatar Gelder, 
welche ihm zur Ausführung eines bejtimmten Auftrags anvertraut find, 
unter Anrechnung auf die ihm gegen den Auftraggeber zujtehende Koſten— 
forderung in feinen Nußen verwendet? II. 5/5 80. 2, 48. 
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gezogen worden find, begrifflich aufgejchlojien, wenn die Gelder zwar an 
den Auftraggeber abgeführt worden find, der Beauftragte aber als 
Bahlungdleiftende fälſchlich Perſonen bezeichnet hat, von denen die Zahlung 
nicht geleiftet worden war? II. 20/10 91. 22, 175. 

56. Unter welchen Borausfegungen kann in der von dem Vor— 
munde entgegen der Vorichrift der preuß. Vormundichaftsordnung vom 
5. Juli 1875 gefchehenen Verwendung von Miündelgeldern in den eigenen 
Nutzen der Tatbejtand der Unterſchlagung gefunden werden? III. 15/12 82. 
7, 349. 

57. Unter welden Vorausſetzungen macht fich der Liquidator einer 
in Konkurs geratenen Genoſſenſchaft der Unterfchlagung don Geldern der 
Umlagekaſſe jhuldig? IV. 30/4 89. 19, 184. 

58. Unter welchen Borausjegungen ift in der Vermiſchung fremden 
Geldes mit dem eigenen eine Zueignung de erjteren zu finden? IV. 8/2 95, 
26, 437. 

59. Rann durch eigenmächtige Teilung einer im Miteigentume bes 
findlichen Sache Unterſchlagung begangen werden? I. 12/1 91. 21, 270. 

60. Kann die BZueignung einer fremden Sache vor ſeiten des Ge— 
wahrſaminhabers dadurch erjolgen, daß er in die Wegnahme eines Dritten 
mwilligt? II. 7/12 81. 5, 218. 

61. Verübt jemand an einem in Berwahrung erhaltenen Spar 
faffenbuche Unterfhlagung durch unbefugte Erhebung der Spareinlage? 
Begriff der Zueignungshandlung. Möglichkeit der Annahme mehrfacher 
Unterfhlagungen bei mehrmaligen Erhebungen? II. 23/2 97. 29, 415. 

62. Sit die Zueignung fremden Geldes von feiten des Mandatars 
rechtlih möglih, wenn der Auftraggeber bei der Hingabe damit ein- 
verftanden war, daß die demnächſtige Rückgabe nicht in denfelben, jondern 
nur in gleichwertigen Münzjtüden erfolgen joll? IL 7/10 81. 5, 52. 

63. Sit der Mangel eined Rechts zur Aneignung ausreichend für 
die Feititellung der objektiven Rechtswidrigkeit? III. 12/2 91. 21, 364. 

64. Handelt derjenige, welcher fremde Gelder, die er in Ver— 
wahrung hat, fich zueignet, nicht objektiv rechtäwidrig, wenn er an den 
Eigentümer der Gelder eine gleich hohe Geldforderung hat? II. 28/3 82. 
6, 125. 

65. Unterfchlagungen des perſönlich haftenden Gejellichafterd einer 
Kommanditgefellichaft auf Aktien zu gunjten der Gejellfchaft. II. 5/7 01. 
34, 374. 

d) Subjeltiver Tatbeitand. 

66. Was gehört zum Dolus bei der Unterichlagung? Sit derfelbe 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Täter meint, nur eine disziplinarisch zu 
ahndende Handlung zu verüben? Kann der Dolus ald gegeben an— 
genommen werden, obwohl der zur Untreue gehörige verneint wird? 
od. 11/1 81. 3, 184; III. 15/12 82. 7, 349; III. 22/6 81 4, 328. 

67. Gehört zum Dolus eine gewinnfüchtige Abficht? I. 11/7 81. 
5, 4; L 12/1 91. 21, 270. 

68. Unter welchen Vorausſetzungen fann bei Zueignung fremden 
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Geldes die Bereitihaft zum Erjaße geeignet fein, das Bemußtfein der 
Rechtswidrigkeit der Aneignung auszufchließen, und welche Anforderungen 
find an die Feftitellung jederzeitiger Erjagbereitichaft zu ftellen? III. 12/2 91. 
21, 364; II. 25/6 86. 14. 242; III. 15/12 82, 7, 349; III. 10/12 81. 
5, 304; II. 7/10 81. 5, 52. 

69. Kann das Berwußtjein der Rechtswidrigkeit als ausgejchloffen 
angenommen werden, wenn der Täter an den Eigentümer der Gelder, 
die erjterer jich zugeeignet hat, eine Geldforderung in gleihem Betrage 
zufteht? II. 28/3 82. 6, 125. 

70. Wann bedarf der Dolus einer außdrüdlichen Feitjtellung? 
II. 21/1 80. 1, 290; III. 20/10 80. 8, 10. 

e) Anvertrauen, 

71. Was find anvertraute Sahen? Sind Kaufgelder, welche ein 
zur Veräußerung einer Sade Bevollmächtigter auf Grund feiner Voll 
macht erhebt, dahin zu rechnen? II. 12/7 81. 4, 386. 

72. Sit das Mündelvermögen eine dem Vormund anvertraute Sache? 
I. 22/11 83. 9, 337. 

f) Verhältnis zu anderen Straftaten. 

73. Können die Tatbeitände ded 8 246 und des $ 290 St. G. B.'s 
ideell konkurrieren? III. 13/12 86. 15, 147. 

©. zu $ 246 auch 24, 408. 


1. Bedarf es eined Strafantragd, wenn eine mehreren gemein 
ſchaftliche Sadhe von den Angehörigen eines der Miteigentümer gejtohlen 
wird? er. 30/7 94. 26, 43; IL. 1/7 81. 4, 346. 

2. Bezieht fih $ 247 aud auf Handlungslehrlinge? Nach welchen 
Geſichtspunkten ift zu entjcheiden, ob der Wert der von einem Lehrlinge 
dem Lehrherrn gejtohlenen Sachen ein unbedeutender ift? IL 27/11 91. 
22, 243. 

3. Dit gemäß Abſ. 1 auch gegenüber einem in häuslicher Gemein 
ihaft mit dem Beſchädigten lebenden Gemwerbegehilfen oder Gejellen zur 
Strafverfolgung ein Antrag nötig? I. 19/10 85. 13, 14. 

4. Rann der Lehrherr eines gewerblichen Lehrlings als Erzieher 
desfelben im Sinne des $ 247 angejehen werden? IV. 26/11 01. 35, 10. 

5. Sit der Eigentümer oder der Gemwahrjamsinhaber der zum Strafs 
antrage Berechtigte? Bedarf es eines Strafantrags, wenn der Eigentümer 
der geitohlenen Sache nicht Angehöriger des Diebed ijt? Kann der Täter 
einen Strafausjchliegungsgrund daraus herleiten, daß er aus Irrtum 
geglaubt, nur eine auf Untrag zu verfolgende Straftat zu begehen? 
I. 1/7 81. 4, 346; III. 29/5 80. 2, 78. 

6. Sit bei ehelicher Giütergemeinfchaft die Ehefrau ohne Zuſtim— 
mung und jelbjt gegen den Willen des nad Civilrecht zur Verfügung 
über das gemeinfchaftliche Vermögen ausſchließlich berufenen Ehemanns 
zu dem nach 8 247 erforderlichen Strafantrage berechtigt? I. 20/3 84. 
10, 210. 

7. Hat die Straflofigleit der Ehefrau, welche gegen ihren Ehemann 
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einen Diebitahl begangen hat, Einfluß auf die Strafbarkfeit des Sad. 
hehlers? II. 12/4 81. 4, 83; I. 9/7 91. 22, 99. 

8. Greift der Grundfaß der Unteilbarfeit des Strafantragd Platz 
bei dem Diebjtahle gegen Angehörige bezüglic” mehrerer an dem Dieb» 
ftahle beteiligter PBerfonen, welche in dem betreffenden perjönlidhen Ver— 
bältnifje zu dem Berlegten ftchen? IV. 17/1 88. 17, 246. 

9. S. auch St. G.B. 8 370 Nr. 5. 

10. Zieht die Zurücknahme des nach Abſ. 1 geſtellten Antrags auch 
die Strafloſigkeit vom Beteiligten nach ſich, welche in keinem der dort 
bezeichneten Verhältniſſe ſtehen? I. 19/12 81. 5, 274. 

11. Über den Begriff „Angehörige“ ſ. $ 52 Nr. 2ff. ©. 27. 

©. zu $ 247 aud) 11, 68; 16, 343; 28, 324; 31, 168. 


Kann bei Verurteilung wegen verfuchten Diebſtahls auf Zuläffigfeit 8 248 
von Polizeiaufficht erfannt werden, wenn in Unmendung des $ 44, 21 
St G.B.'s die fir den Verſuch bemefjene BZuchthausitrafe in Gefängnis 
umgewandelt ift? III. 30/10 84. 11, 158. 


Zwanzigſter Abſchnitt (6 249— 256). 
Raub und Erpreſſung. 


1. Liegt die zum Tatbeſtande des Raubes erforderliche Abſicht 8 249 
rechtswidriger Zueignung vor, wenn die Wegnahme von Geld als Zahlung 
für eine begründete Geldforderung des Wegnehmenden an den Beſitzenden 
erfolgt? I. 17/6 80. 2, 184. 

2. Bejteht zwiſchen Raub und Diebjtahl Geſetzeskonkurrenz? Kann 
auf die für den Diebitahl angedrohten Strafen vefurriert werden, wenn 
die Vorausſetzungen des Diebſtahls im wiederholten Rückfalle vorliegen? 
Wie find die Fragen an die Gejchworenen zu fallen, wenn die Anklage 
neben den Tatbejtandsmerfmalen des Diebſtahls zugleich die des Raubes 
al3 vorliegend annimmt? III. 29/4 82. 6, 243. 

3. Beiteht zwiſchen Raub und Erpreſſung Geſetzeskonkurrenz? 
II. 23/9 81. 4, 429. 

©. zu $ 249 aud) 6, 325. 


Zum Begriff „offene See“ in Nr. 3. III. 8/1 00. 33, 57. s 250 


1. Liegt bei vorfäglicher Tötung eines Menfchen zum Zwecke des 8 251 
Raubes ideale Konkurrenz des in 88 249. 251 vorgejehenen Raubes 
mit dem Verbrechen de3 Totjchlages bezw. des Mordes vor? Wie find 
in einem ſolchen Falle die den Geſchworenen vorzulegenden Fragen zu 
faffen? IL. 17/6 81. 4, 287. 

2. Können Mord und Raub mit Todesfolge ($ 251), begangen 
an der nämlichen Perjon, als zwei jelbitändige Handlungen angefehen 
werden? I. 22/6 O0. 33, 317. 

3. Sit bei der Frageltellung an die Gefchworenen die Zuſammen— 
ziehung der Tatbejtände der $$ 251. 252 St. G. B.'s zuläfjig? IIL. 20/12 88, 
19, 141. 

11* 
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4. Genügt zur Anwendung des $ 251, daß alternativ fejtgeitellt 
wird, es jei bei dem Raube ein Menſch gemartert, oder durch die gegen 
ihn verübte Gewalt eine ſchwere Körperverlegung verurſacht worden? 
Ser. 11/8 02. 35, 357. 


1. Greift $ 252 auch Platz bei Entwendungen, die an fich dem 
8 370 Nr. 5 St. G. B.'s bezw. dem 8 18 des preuß. Feld und Forſt— 
polizeigefeße® vom 1. April 1880 unterliegen? I. 8/5 82. 6, 325; 
Iv. 5/3 86. 18, 391. 

2. it da, wo die Merkmale des $ 252 vorliegen, die Anwendung 
der Diebjtahl3itrafen unbedingt ausgeſchloſſen? III. 29/4 82. 6, 243. 

3. Sit die Strafe des qualifizierten Raubes ($ 251) anzuwenden, 
wenn fich bei einer den Tatbeitand des 8 252 erfüllenden Handlung 
zugleich der Tatbeitand eines den Raub erjchiwerenden Umſtands dvorfindet? 
Wie ift in diefem Falle die den Geſchworenen vorzulegende Frage zu 
faffen? III. 20/12 88. 19, 141. 


1. Über Drohung, Nötigen, Gewalt j. auch 88 240, 241 ©. 143 ff. 

2. Was ijt unter Gewalt zu verjtehen? Wie unterjcheidet jich der 
Tatbeitand des $ 253 von dem des $ 240? II. 23/9 81. 4, 429. 

3. Sit der Tatbeitand der Erprefjung oder des Verſuchs dadurd) 
ausgejchlojjen, daß der Täter außer jtande war, den angedrohten Nach- 
teil zu verwirklichen? II. 21/1 81. 3, 262. 

4. Schließt der Umstand, daf der Verletzte von dem Übel bereits 
vor dejjen Kundgebung bedroht war und ihm durd die letztere der Weg 
zur Abwendung gezeigt wurde, das Begriffsmerfmal der Nötigung durch 
Drohung aus? Erfordert diefes Merkmal einen bejonderen Grad der 
Einwirkung auf den fremden Willen? I. 24/3 84. 10, 216. 

5. Zum Begriffe von „Drohung“. Genügt dazu jede Androhung 
der Veröffentlichung eines Vorgangs in Zeitungen? II. 22/11 81. 5, 171. 

6. Kann der Tatbejtand der Erpreſſuug auch durh Ankündigung 
der Zufügung eined durch einen Dritten zu verwirklidenden UÜbels erfüllt 
werden? IV. 25/2 87. 15, 333; I. 20/6 95. 27, 307. 

7. Genügt zum Tatbejtande auch ein auf Nichtbejeitigung eines ſchon 
vorhandenen Übels gerichtete Drohung? IV. 25/6 86. 14, 264. 

8. Kann Erpreffung darin gefunden werden, daß ein Bauarbeiter, der 
einem unter feinen Berufsgenofjen bejtehenden Verbande zur Anſamm— 
fung eines Streiffonds bisher nicht beigetreten war, dur) Drohungen 
mit allfeitiger Einftellung der Arbeit auf dem Bau genötigt wird, Beis 
träge zur Kaffe ded Verbandes zu zahlen? II. 20/10 99. 32, 335. 

9, Über Drohung zur Erlangung günftigerer Lohn- oder Arbeitd- 
bedingungen, worauf ein rechtlicher Anfpruch nicht beiteht, j. Gew.O. 
vom 21. Suni 1869 8 152. 

10. Sit zur Erpreffung die Bedrohung mit einer an fid) unbered)- 
tigten Handlung erforderlih? I. 12/2 80. 1, 205. 

11. Kann das äußerlich ordnungsmäßige Einjchreiten öffentlicher 
Behörden ald Mittel zur Verübung der Erprefjung benußt werden? 
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Wird dad Begriffsmerkfmal der Rechtswidrigkeit des erjtrebten Ver— 
mögensdanteil3 dadurch bejeitigt, daß der Täter für einen in Wirklichkeit 
nicht beitehenden Anſpruch einen vollitredbaren Schufldtitel erwirbt? 
I. 6/6 01. 34, 279. 

12. Inwiefern fann in der Inausſichtſtellung einer Civilklage eine 
Drohung im Sinne des $ 253 gefunden werden? I. 12/2 80. 1, 205; 
III. 17/8 90. 20, 326; II. 3/4 94. 25, 254. 

13. Kann durch Androhung der Zwangsvollſtreckung der Verſuch 
einer Erpreffung begangen werden, wenn der Vollitredungßtitel erjchlichen 
war und der Drohende hiervon, jowie von der Tilgung feines Anſpruchs 
Kenntnis hatte? IL. 11/12 94. 26, 305. 

14. Sit der Begriff der zur Erprefjung erforderlihen Drohung 
gegeben, wenn jemand anfündigt, er werde eine ihm obliegende Ver— 
bindlichkeit nur dann erfüllen, wenn der Gläubiger eine Leiſtung über- 
nahm, zu welcher diefer nicht verpflichtet ijt? III. 31/1 89. 19, 41. 

15. Zum Begriff von „rechtöwidrigem Vermögensvorteil*. II. 20/10 
99. 32, 335; II. 6/10 90. 21, 114. 

16. Wird bei der Erpreffung der Mangel der Recht3widrigfeit des 
erjtrebten Vorteild dur die Nechtöwidrigfeit des angewendeten Mittels 
erſetzt? 

Iſt die Abſicht des Gläubigers, ſeinen Schuldner, der die Schuld 
beſtreitet, ohne vorgängiges Prozeßverfahren zur Zahlung zu nötigen, 
auf einen rechtswidrigen Vermögensvorteil gerichtet? III. 11/12 82. 7,378. 

17. Iſt die Zahlung einer Forderung von einem anderen ald dem 
Schuldner oder die Verbürgung eines Dritten ſchon an und für ſich als 
ein rechtöwidriger Vermögensvorteil anzujehen? III. 17/3 80. 1, 318 

18. Sit der Vermögensvorteil, den eine Armenkafje dadurd erlangt, 
daß jemand von einem Dritten durch die Drohung mit Anzeige wegen 
einer ftrafbaren Handlung zur Zahlung eine Geldbetragd an diejelbe 
genötigt wird, ein rechtöwidriger? I. 7/1 95. 26, 353. 

19. Kann der Tatbeitand der verjuchten Erpreſſung, namentlich das 
Begriffsmerfmal der Abficht, fich einen rechtöwidrigen Vermögensvorteil 
zu verfchhaffen, angenommen werden, wenn eine Prozehpartei den zum 
Eide verjtatteten Gegner vor dem Schwurtermine unter der Bedrohung 
mit einer Meineidsanzeige vor dem Schwören abmahnt? III. 11/6 81.4, 279. 

20. Macht ſich einer Erprefjung jchuldig, wer bei einem Sub— 
miffionstermine einen Bieter durch die Drohung, daß er andernfalls 
unterbieten werde, zur Zahlung einer Geldfumme nötigt? Wonach be- 
jtimmt ſich die Abſicht, einen widerrechtlichen Bermögensvorteil zu erlangen? 
II. 9/83 81. 3, 429. 

21. it der erjtrebte Vermögendvorteil ald ein rechtäwidriger darıım 
nicht anzufehen, weil das angedrohte Lbel in der Befugnis des Nötigenden, 
oder in der Unterlafjung diejer Befugnid das Aufgeben eines ander- 
weiten Bermögensvorteild liegt? I. 24/3 84. 10, 216. 

22. Kann das Erjtreben eined rechtswidrigen Vermögensvorteils 
darin gefunden werden, daß jemand fic) von einem Bertrage befreien 
will, deſſen civilrechtliche Gültigkeit ihm bewußt ift? IL 22/11 81. 5, 171. 
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23. Unter welchen Vorausſetzungen kann in dem Zwecke einer Drohung, 
mit Vermeidung ded Rechtswegs ein vertragsmäßiges Verhältnis mieder 
aufzuheben, dad Erjtreben eines rechtswidrigen Vermögensvorteils ge= 
funden werden? III. 30/4 81. 4, 167. 

24. Iſt die Abficht desjenigen, welcher die Befeitigung eines gegen 
ihn ergangenen Urteild® von dem Gegner unter der Androhung einer 
Denunziation wegen Meineid3 verlangt, auf die Erlangung eines rechts— 
widrigen Vermögensvorteild auch dann gerichtet, wenn der Gegner eines 
vorfäßlichen oder fahrläfjigen Falſcheids ſchuldig it? IL. 12/11 89. 20, 56. 

25. Liegt in der Geltendmachung eines durd Betrug erworbenen 
Anſpruchs die Erjtrebung eine rechtswidrigen Vermögensvorteils, auch 
wenn der Betrogene noch nicht erklärt hat, den auf Betrug beruhenden 
Vertrag anjechten zu wollen? Iſt ed von Einfluß auf die Beurteilung 
des Nechtöverhältnifjed, wenn der durcd Betrug erlangte Wechjel an einen 
Dritten cediert worden ijt? II. 5/11 95. 28, 63. 

26. Erſtrebt einen rechtswidrigen Bermögensvorteil, wer im Geltungs— 
bereich de3 preuß. Landrechts dad im Glücksſpiele verlorene Geld vom 
Gewinner zurüdfordert? IV. 23/11 97. 30, 337. 

27. Macht ſich der, welcher gewerbämäßig Dirnen beherbergt und 
ihnen einem getroffenen Abkommen gemäß gegen Zahlung aus ihren 
Unzuchtsverdienften den gefamten Unterhalt gewährt, der Erprefjung 
jhuldig, wenn er durch Drohung die Zahlung jeiner Leitungen erzwingt? 
IIt. 27/11 99. 82, 421. 

28. Was erfordert der Kaufalzufammenhang zwiſchen der durch 
Drohung herbeizuführenden Handlung und dem erjtrebten Vermögens— 
vorteile? Liegt der Kaufalzufammenhang vor, wenn jemand zu einer 
Handlung genötigt wird, um einen Dritten zur Gewährung des erjtrebten 
rechtöwidrigen Vermögensvorteils zu beitimmen? II. 3/4 94. 25, 254; 
III. 8/1 83. 8, 5; III. 26/2 81. 3, 426. 

29. Kann 8 253 aud dann Anwendung finden, wenn der eritrebte 
Vermögensvorteil fih nur als eine mittelbare Folge der den Gegen 
ftand der Nötigung bildenden Handlung, Duldung oder Unterlaflung 
darjtellt? IV. 23/10 00. 33, 407. 

30. Kann Erpreflung dadurch begangen werden, daß einen Kauf— 
manne jeitend gewifjer Firmen die Verweigerung weiterer Lieferung von 
Maren für den Fall angekündigt wird, daß er jolhe Waren von anderen 
Firmen beziehe? I. 29/11 00. 34, 15. 

31. Was gehört zum fubjeftiven QTatbeitande? Liegt er vor bei 
der Abficht, da8 Empfangene den Armen zuzumenden? I. 12/10 91. 22,170. 

32. Iſt der zur Straftat gehörige Dolus ausgeſchloſſen durd den 
Glauben, ein Recht auf den erjtrebten Vermögensvorteil zu haben? 
II. 12/11 89. 20, 56; III. 30/4 81. 4, 167; III. 11/6 81. 4, 279. 

33. Genügt für den Tatbejtand des Verſuchs, daß der Täter jeine 
Handlung als zur Herbeiführung des erzielten Erfolgs geeignet erachtet 
hat? IV. 25/2 87. 15, 333; II. 8/4 94. 25, 254. 

34. Was gehört zum beendeten Verſuche? I. 6/5 97. 30, 98; 
II. 12/3 80. 1, 307. 
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35. Sit 8 46 Nr. 2 St.G.B.3 bei dem durch — verübten 
Vergehen der Erpreſſung anwendbar? IL 17/9 94. 26, 77. 

36. Liegt vollendete Erprefjung vor, wenn der Bedrohte einen 
geringeren Betrag als den geforderten bezahlt? II. 16/1 00. 33, 78. 

37. Wieviel beträgt dad mindeite Maß der Strafe für den Verſuch 
der Erprejjung? I. 13/2 82. 5, 442. 

38. Können Raub und Erprefjung konkurrieren? II. 23/9 81. 4, 429, 

39. Berhältnis des Vergehend der Erpreſſung zu dem Betteln unter 
Drohungen im Sinne des $ 362 Abſ. 2 St.©.B.3. III. 16/2 99. 32, 46. 

40. Können Erpreffung und Betrug ideell fonfurrieren? III. 17/3 90. 
20, 326. 

41. Können die Tatbeitände des $ 258 und des 8 289 St. G. B.'s 
ideell fonfurrieren? IL. 19/6 94. 25, 435. gl. II. 12/3 86. 13, 399. 

42. Findet zwiſchen Erprefjung und Unftiftung zu dem Vergehen 
gegen $ 270 preuß. St.G. B.'s Geſetzeskonkurrenz jtatt? IV. 6/3 88. 17, 202. 

43. Kann dur eine und dieſelbe Handlung in Bezug auf die 
nämliche Sade Erprefjung und SHehlerei in Idealkonkurrenz verübt 
werden? III. 12/6 02. 35, 278. 

44. Gilt für die Verjährung der Erprefjung, wenn die Drohung 
in einer Drudihrift enthalten war, die Frilt des 8 22 des Preßgeſetzes 
vom 7. Mai 1874? II. 18/4 00. 33, 230. 








Begriff von „gegenwärtiger Gefahr für den Leib“. IV.29/9 96. 29, 77. 8 255 
©. zu $ 255 auch 13, 399. 


Einundzwanzigfter Abſchnitt (58 257— 262). 
Begünjtigung und Hehlerei. 


1. Gehört zum XTatbeftande, daß die zwecks Begünftigung vor= 8 257 
genommene Handlung den erzielten Erfolg gehabt hat? I. 13/2 90. 
20, 233; UI. 7/12 883. 9, 242. 

2. Iſt Schon die bloße Vorbereitung einer Tätigkeit, durch welche 
dem Täter die Vorteile feiner Tat gefichert werden follen, Begünftigung? 
I. 9/6 87. 16, 157. 

3. Fällt unter den Begriff „Beitrafung” aud die Urteil3voll- 
jtredung? I. 11/6 83. 8, 366; I. 7/4 81. 4, 60; L 9/6 87. 16, 204. 

4. Unterliegen auch Begünftigungshandlungen in Bezug auf milis 
tärifche Delikte der Strafbeitimmung des $ 257? III. 5/4 94. 25, 234; 
I. 1/4 87. 15, 396; IIL 1/2 82. 6, 7. 

5. Sit Selbitbegünftigung ftrafbar? II. 28/2 91. 21, 375. 

6. Kann fi ein Delinquent der Teilnahme an der Begünftigung 
feiner eigenen Tat jchuldig machen? I. 7/4 81. 4, 60, 

7. It Begünftigung des Mittäterd dur den Mittäter rechtlich 
möglich? IL. 28/2 91. 21, 375. 

8. Kann bei einer fortgejegten Straftat jemand zugleich Gehülfe 
und Begünftiger fein? III. 5/3 88. 17, 227. 
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9. Über den Begriff der Abſicht, den Täter der Beitrafung zu 
entziehen oder ihm die Vorteile der Straftat zu fichern. IV. 1/2 99. 
32, 24; IV. 10/5 92. 23, 105. 

10. Inwieweit erfordert der Dolus Kenntnid von der Geitaltung 
des Verbrechens oder Vergehend, bezüglich dejjen eine begünftigende Hand— 
lung vorgenommen wird? I. 26/9 81. 5, 23; IL 27/11 85. 13, 81. 

11. Rann der Begünjtiger aus $ 5 des preuß. Forſtdiebſtahls— 
geſetzes bejtraft werden, obwohl der Haupttäter aus 8 242 St. G. B.'s 
verurteilt ijt? IV. 21/10 98. 31, 285. 

12. Liegt die zum Tatbeitande der perjönlihen Begünftigung er- 
forderlihe Abficht, den Täter der Beitrafung zu entziehen, aud) dann vor, 
wenn die Abficht nur darauf gerichtet war, den Täter vorübergehend der 
Bollitredung der erkannten Strafe zu entziehen? 1. 9/6 87. 16, 204. 

13. Unter welchen Vorausfegungen kann in der Bezahlung der gegen 
einen Anderen erfannten Gelditrafe eine Begünjtigung gefunden werden? 
Iv. 21/9 97. 30, 232. 

14. ft in der PVerbüßung der gegen den Täter erkannten Strafe 
durch einen Dritten Begünftigung zu erfennen? I. 11/6 83. 8, 366. 

15. Kann in der Verweigerung der Auskunft über den Aufenthalt 
der einer Straftat verdäcdhtigen Perjon Begünjtigung liegen? IIL. 22/1183. 
9, 433. 

16. Kann in der Abgabe einer faljchen Ausjage im Borverfahren 
Begünstigung liegen? IV. 13/12 95. 28, 111. 

17. Kann Begünftigung gefunden werden in dem lnternehmen, 
einen Dritten zu falfchen Ausfagen im Ermittelungsverfahren zu ver— 
leiten, um damit einen Delinquenten der Beitrafung zu entziehen? 
I. 13/2 90. 20, 233. 

18. — in dem Unternehmen, einen zur Anzeige einer Straftat 
verpflichteten Beamten zur Unterlafjung der Unzeige zu bejtimmen? 
II. 7/12 83. 9, 242. 

19. — in dem Unternehmen, den zur Anzeige einer von Amts 
wegen zu verfolgenden Straftat Entjchloffenen von Ausführung jeines 
Entichluffes abzubringen? II. 6/4 86. 14, 88. 

20. Kann dur die Einreichung eines auf wifjentlich falſche An— 
gaben gejtügten Gnadengeſuchs zu gunften eines Dritten eine Begünftigung 
begangen werden? III. 20/2 02. 35, 128. 

21. Rann eine ſog. fachlihe Begünftigung darin gefunden werden, 
daß die Ehefrau des Diebes die von diefem gejtohlenen Stoffe verarbeitet? 
II. 5/10 94. 26, 119. 

22. Über Begünftignung durd Aufbewahrung des von einem anderen 
unterfchlagenen Geldes. III. 29/11 79. 1, 110. 

23. Liegt Begünjtigung oder Beihülfe vor, wenn jemand Sachen, 
die ein anderer mit der Fortichaffung der Arreitveritridung entzieht, an 
BZahlungsitatt annimmt? IT. 18/1 81. 3, 255, 

24. Über Begünjtigung eines durch Zuwiderhandlung gegen 8 10 
des preuf. Jagdpolizeigejebes vom 7. März 1850 verübten Jagdvergehens. 
II. 10/5 81. 4, 158. 
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25. Iſt es Begünstigung, wenn jemand eine unter feiner Verfügung 
jtehende Heizvorridtung dem Diebe von Holz zur Verfügung ftellt, damit 
diejer die Heizvorrichtung zur Verbrennung des geitohlenen Holzes behufs 
Erzeugung eines höheren Wärmegrades benugen fann? I. 16/4 94. 25, 265. 

26. Sit alternative Feititellung perjönlicher oder fachlicher Be— 
günftigung zu beanjtanden? I. 26/9 81. 5, 23. 

27. Uber den Begriff „eines Borteild wegen” j. $ 259 Nr. 40 ff. 
©. 172, 

28. Sit die Abjicht, einem anderen die Borteile feiner Straftat zu 
fihern, mit der auf den eigenen Vorteil gerichteten Abſicht vereinbar? 
II. 18/1 81. 3, 255. 

29. Greift der Strafausſchließungsgrund des Abi. 2 auch Pla bei 
einem vom Begünitiger feines eigenen Borteild wegen geleijteten Bei: 
ftande? III. 21/12 81. 5, 277. 

30. Greift der Strafausfchliegungdgrund ded Abi. 2 auch Platz bei 
der Anjtiftung eined Dritten zu einer einem Angehörigen des Anjtiftenden 
zu gewährenden Begünjtigung? IL 29/4 86. 14, 102, 

31. Sit die vor Begehung der Tat zugejagte Begünftigung nur 
nad den über Beihilfe beſtehenden Rechtsvorſchriften zu bejtrafen, oder 
gilt diejelbe auch in jonjtiger Beziehung als Beihülfe? II. 8/6 83. 8, 317. 

32. Kann die vor Begehung einer Straftat erfolgte Zufage, eine 
Begünftigungshandlung vorzunehmen, auch als Anftiftung und, zufammen 
mit der Vornahme der zugejagten Begünjtigungshandlung, als Mittäter- 
ſchaft jtrafbar fein? III. 10/1 87. 15, 295. 

33. Liegt Anjtiftung unter realem Zufammentreffen mit Begünjtigung 
vor, wenn der Begünftiger den Täter zu der Tat durch die vor Begehung 
derjelben gegebenen Zuſage der Begünjtigung vorjäglich bejtimmt hat? 
IIL 3/11 87. 16, 374. 

34. Kann Begünftigung in jeder Geftaltung mit Hehlerei ideell 
fonfurrieren? II. 25/9 97. 30, 268. 

35. Wie verhält fich der Tatbeitand der Begünitigung zu demjenigen 
der Gefangenenbefreiung? Können beide Vergehen ideell konkurrieren? 
III. 20/11 82. 7, 244. 

36. Wann beginnt die Verjährung der durd Verwahrung gejtohlener 
Saden verübten Begünitigung (Hehlerei)? I. 19/6 82. 6, 412. 

©. zu 8 257 aud) 8, 177; 18, 134; 18, 191. 


1. Findet $ 258 Anwendung, wenn ein Diebjtahl nur verfucht $ 


worden ijt? I. 28/2 98. 31, 40. 

2. Darf ein Fagdvergehen, insbejondere die unbefugte Aneignung 
von Fallwild, ald „Diebjtahl“ oder „Unterjchlagung* im Sinne des 
S$ 258 angejehen werden? ILL. 21/12 81. 5, 277. 

3. Inwieweit erfordert der fubjektive Tatbeitand Kenntnis von dar 
Beihaffenheit der Haupttat? IV. 15/3 87. 15, 364. 

4. Bezieht ji die Bejtimmung ded 8 247 Abi. 3 St. G. B.'s aud 
auf die in $ 258 vorgejehene Straftat? III. 16/2 81. 4, 87. 

5. Über Verjährung ſ. $ 257. 


258 


8 25) 
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a) Sadjen die mitteld einer ftrafbaren Handlung erlangt find. 

1. Kann ein Schuldfchein Gegenjtand der Hehlerei fein? IV. 19/6 85. 
12, 313. 

2. Sit für die Hehlerei weſentlich, daß die Sache, welche der Täter 
an ſich gebradht hat, unmittelbar durch eine jtrafbare Handlung erlangt 
it? Kann Hehlerei verübt werden durch Anfihbringen des auf ein ge= 
ſtohlenes Sparkaſſenbuch einkajjierten Geldes? III. 17/12 94. 26, 317; 
I. 15/11 80. 2, 448. 

3. Kann der Erlös eines gejtohlenen Bankſcheins, bezw. das auf 
unterjchlagened Geld herausgegebene Geld mit Rüdjicht auf den Diebitahl, 
bezw. die Unterjchlagung Gegenitand der Hehlerei jein? I. 11/4 92. 
23, 53; IL 29/6 83. 8, 4838. 

4. Liegt dad Anfihbringen einer durch jtrajbare Handlung erlangten 
Sache dann vor, wenn dem Dritten von dem Diebe ein ideelles Anrecht 
an dem real unteilbaren Diebitahl3objefte eingeräumt und das lehtere 
ſodann erjt veräußert, bezw. umgemwecjjelt und der Erlös geteilt wird? 
II. 15/6 81. 4, 321. 

5. Iſt 8 259 anwendbar bei dem Ankaufe eines Kleides, welches 
aus gejtohlenem Stoffe vom Diebe gefertigt worden ijt? IV.5/6 94. 25, 402. 

6. Iſt dadurch, daß unterfchlagene Geldftüdfe von dem Delinquenten 
mit dem eigenen Gelde vermiſcht worden find, Hehlerei bezüglid der 
unterjchlagenen Geldjtüde ausgeſchloſſen? IV. 10/11 96. 29, 155. 

7. Erfordert der Tatbejtand der Hehlerei, daß der Alt, wodurd die 
Sade erlangt wurde, zu dem Tatbeſtande der betreffenden jtrafbaren 
Handlung gehört? II. 27/9 81. 4, 440. 

8. Fallen erbettelte Sachen unter die mittels einer ftrafbaren Hand— 
fung” erlangten, durch deren Ankauf Hehlerei begangen werden kann? 
Pi. 17/4 82. 6, 218. gl. II. 27/9 81. 4, 440. 

I. Kann das Delift betrüglichen Bankerotted dazu verwertet werden, 
um für den Tatbejtand der Hehlerei dad Begriffgmerfmal einer mittels 
jtrafbarer Handlung erlangten Sache herzuftellen? III. 15/1 94. 25, 43. 

10. Kann Hehlerei nur begangen werden an Saden, die für den 
Haupttäter, ald er fie erlangte, fremde waren? 

Können Sachen, über welche fic der Eigentümer durch ein Vergehen 
gegen $ 289 St. G. B's die Verfügungsgewalt verjchafft hat, als durch 
Itrafbare Handlung erlangte Sachen angejehen werden? II. 31/1 90. 
20, 222; IV. 11/12 88. 18, 308, 

11. Macht ſich der Hehlerei ſchuldig, wer jeined Vorteil halber 
Wild, von dem er weiß, daß es vom Nagdberedhtigten während ber 
Schonzeit geſchoſſen worden ift, anfauft? I. 9/10 82. 7, 91. 

12. Sind Sachen, welde eine Weibsperſon durch gewerbsmäßigen 
Unzuchtsbetrieb erwirbt, mittel3 ftrafbarer Handlung erlangt? IIL. 11/12 84. 
11, 342. 

13. Begründet es Hehlerei, wenn der Täter Sachen an fidy bringt, 
welche ein noch nicht 12 Jahre altes Kind geftohlen hat? II. 6/6 82. 
6, 336. 

14. Iſt eine Sache „mitteld ftrafbarer Handlung erlangt“, wenn 
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der Handelnde zur Zeit der Begehung der Handlung in einem Zuftande 
der in $ 51 St. G. B.s bezeichneten Art fi befunden hat? II. 17/1 02. 
35, 73. 

15. Hat die Straflofigfeit ded Diebed aus 8 247 Abſ. 2 St. G. B.'s 
Einfluß auf die Strafbarfeit der SHehlerei? II. 12/4 81. 4, 83; 
I. 9/7 91. 22, 99. 

16. Liegt Hehlerei vor, wenn das Erlangen der Sache mittel einer 
jtrafbaren Handlung von feiten des Haupttäter8 mit dem Anfichbringen 
von jeiten des Hehler8 in demjelben Rechtsgeſchäfte zeitlich zuſammen— 
fällt? II. 28/5 80. 2, 69; IV. 13/1 88. 17, 59. gl. IV. 20/6 90, 
21, 16. 


17. Schließt die Feititellung eines fortgejegten Diebſtahls die 
Annahme aus, daß vor Abſchluß der fortgejeßten Straftat ein Dritter 
bezüglich einzelner Teile des Gejtohlenen fi der Hehlerei jchuldig ge— 
madt habe? IV. 22/6 97. 30, 163. 

18. Sit, wenn die Haupttat von einem Wusländer im Auslande 
begangen ijt, die deutjchen Gerichte zur Verfolgung der Haupttat aljo 
nicht befugt find, gleichwohl die im Inlande verübte Hehlerei nad) $ 259 
ftrafbar? L 17/12 88. 18, 298. 

19. Erheiſcht die Verurteilung wegen Hehlerei, daß auch die traf: 
bare Handlung, durch welche die gehehlte Sache erlangt ijt, nach Vor: 
jchrift de3 $ 266 Abi. 1 St. P.O. feitgejtellt wird? I. 28/2 84. 10, 155. 
(IT. 31/1 80. 1, 180.) 

20. Sit zur Feititelung der Hehlerei mwejentlich, daß die Perfon des 
Eigentümers der unterjchlagenen und vom Hehler an ſich gebrachten Sache 
ermittelt ift? IL. 12/10 80. 2, 323, 

21. Sit aus 8 259 ftrafbar, wer Sachen, die durch Forſtdiebſtahl 
erlangt find, wiflentlich an jich bringt? IV. 24/1 90. 20, 209. 

b) Anfihbringen, Antaufen, zum Pfand nehmen, Verheimlichen. 

22. Zum Begriff ded Anfichbringend. IV. 11/12 88. 18, 303; 
Iv. 13/1 88. 17, 59: IL. 20/11 83. 9, 199; III. 25/9 80. 2, 401. 

23. Genügt zur Erfüllung des Begriffes des „Anſichbringens“ die 
Erlangung der tatfächlichen VBerfügungsgewalt über die Sahen? IV. 24/1 90. 
20, 209; IV. 11/12 88. 18, 303; II. 20/5 81. 4, 184. 

24. Unter welchen Umjtänden kann in dem Mitgenießen von Sadıen, 
welche mittel3 einer jtrafbaren Handlung erlangt waren, Hehlerei ge— 
funden werden? II. 20/11 83. 9, 199; IL 1/4 81. 4, 48. 

25. Iſt es Hehlerei, wenn die Ehefrau von ihrem Manne gejtohlene 
und in die gemeinſchaftliche Wohnung gebrachte Nahrungsmittel zur 
Dedung des häuslichen Bedürfniſſes ihrer Familie verwendet und an dem 
Genuffe derfelben teilgenommen hat? III. 25/9 80. 2, 401. 

26. Kann der Tatbeitand der Hehlerei durch den faufweijen Erwerb 
des Pfandicheind über eine geitohlene, vom Diebe verpfändete Sache ala 
erfüllt angefehen werden? III. 31/3 92. 23, 27; III. 24/4 90. 
20, 399. 

27. Liegt Hehlerei vor, wenn der Ungellagte die Sache, zwar 
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wiffend, daß fie dur ftrafbare Handlung — ſei, aber nicht un— 
mittelbar vom Haupttäter, ſondern von einem Dritten an ſich gebracht 
und dieſen als gutgläubigen Beſitzer angeſehen hat? I. 13/10 81. 5, 58. 

28. Was ift unter „Ankaufen“ zu verjtehen? Genügt der bloße 
Abſchluß eines Kaufvertrag, um das Unfichbringen ald vorliegend an— 
zunehmen? IV. 13/1 88. 17, 59. 

29. Macht ſich der gutgläubige Erwerber der Hehlerei ſchuldig, 
wenn er nachträglich davon Kenntnis erhält, daß die Sache mitteld einer 
jtrafbaren Handlung erlangt war, und er nunmehr zu ihrer Verheim— 
lihung jchreitet? III. 22/1 00. 33, 120. 

c) Mitwirken zum Abjage bei anderen, 

30. Begriff de Mitwirkend zum Abſatze. II. 17/10 93. 24, 352 

31. Gehört zur Vollendung ded Vergehend, daß der Abſatz wirklich 
erfolgt ijt? II. 20/12 81. 5, 241. 

32. Kann in dem Verpfänden von Saden ein „Abſatz“ im Sinne 
des 8 259 gefunden werden? II. 15/5 88. 17, 392, 


33. Kann in dem Verſchenken von Sachen ein „Abſatz“ gefunden 
werden? IV. 6/6 99. 32, 214. 

34. Kann in dem Abſatz bei dem Bejtohlenen jelbjt ein „Abjab bei 
anderen“ gefunden werden? III. 29/11 97. 30, 401. . 

35. Unter welchen Borausfegungen kann ein Mitwirken zum Abjage 
darin gefunden werden, daß jemand dem Diebe geitattet, mit dem ges 
jtohlenen Gelde feine, des Einwilligenden, Schulden zu bezahlen? 
II. 8/5 83. 8, 265. 


36. Sit die Hehlerei im Inlande begangen, wenn die gejtohlenen 
Gegenjtände im Auslande mit dem Bewußtſein des Diebſtahls angefauft 
find, die Mitwirkung zur Weiterveräußerung aber im Inlande erfolgt? 
I. 15/8 80. 1, 279. 

d) Subjektiver Tatbeitand, „Wiſſen oder annehmen müfjen, daß die Sachen mittels 
jtrafbarer Handlung erlangt waren.“ „Seines Borteils wegen.” 

37. Bedeutung ded „annehmen MENeL II. 29/9 82. 7, 88. 
(III. 28/4 80. 2, 140.) 

38. Gehört Begünftigungsabjicht zum jubjeltiven Tatbejtande der 
Hehlerei? ILL. 12/6 02. 35, 278. 

39. Genügt zum fubjeftiven Tatbejtande Eventualdolus, d. h. ein 
Handeln mit dem Bemwußtjein, daß die betreffende Sache durch eine ftraf- 
bare Handlung erlangt jein fünne, und mit dem Willen, jte nicht8defto- 
weniger an fid) zu bringen? IV. 10/4 94. 25, 221. 

40. Wird Erlangung eined Vorteil gefordert, oder genügt das 
Erjtreben eines ſolchen? II. 12/4 81. 4, 83. 

41. Iſt das Tatbeitandsmerkmal „ſeines Borteil$ wegen“ nur ges 
geben bei dem Eritreben eined eigenen Vorteils? II. 10/7 95. 
27, 342. 

42. Muß die Abſicht des Hehlers darauf gerichtet fein, gerade an 
der an ſich gebrachten Sache einen Gewinn zu maden? I. 6/12 80, 
3, 167. 
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43. Unter welden Umftänden kann in dem Mitgenießen einer durch 
itrafbare Handlung erlangten Sache das Erftreben eines PVorteild ges 
funden werden? II. 20/11 83. 9, 199; II. 1/4 81. 4, 48. 

44. Zum Begriffe „feines Vorteil wegen“ ſ. auch $257 Nr. 28 ©.169. 

e) Verhältnis zu anderen Straftaten. 

45. Kann Begünftigung in jeder Geftalt mit SHehlerei ideell 
fonfurrieren? II. 25/9 97. 30, 268. 

46. Kann der Anitifter zu einer jtrafbaren Handlung zugleich 
Hehler bezüglich der vom Täter durch diejelbe erlangten Sade jein? 
II. 30/12 81. 2, 282; II. 19/6 83. 8, 871; I. 4/7 89. 19, 354. 

47. Kann in dem Falle, wenn der Hehler den Dieb durd die Zu— 
jage der Abnahme der zu ftehlenden Sachen angeitiftet hat, reale 
Konkurrenz zwiſchen Hehlerei und Anftiftung zum Diebjtahl angenommen 
werden? IV. 1/12 99. 32, 394. 

48. Kann der Mittäter eines Diebftahl8 in Bezug auf eine dabei 
gejtohlene Sache Hcehlerei begehen? I. 1/7 01. 34, 304. 

49. Schließt die Beihülfe zu einer jtrafbaren Handlung den Tate 
beitand der Hehlerei bezüglich der vom Täter mittel jener Handlung 
erlangten Saden aus? IV. 13/1 88. 17, 59. 

50. Kann in Bezug auf diefelben Sachen Diebjtahl und Hehlerei 
al3 prozeffualifch identifche Tat angejehen werden? II. 5/5 85. 12, 187; 
I. 12/3 83. 8, 135. 

51. Kann durch eine und diefelbe Handlung in Bezug auf Die 
nämlihe Sade Erprefjung und SHehlerei in Idealkonkurrenz verübt 
werden? III. 12/6 02. 35, 278. 


1. Über den Begriff der Gewerb3mäßigfeit. Kann fchon ein Einzel» 
fall zur Sejtitellung der Gewerbsmäßigkeit ausreichen? II. 24/1 82. 
5, 369; I. 29/9 85. 12, 388. 

2. Begriff der Gemohnheitsmäßigfeit. IV. 1/12 99. 32, 394; 
II. 24/1 82. 5, 369. 

3. Über Gemwerbömäßigfeit |. weiter 8 284 Wr. 1 5. 213, $ 294 
©. 228, über Gemwohnheitsmäßigfeit $ 180 Nr. 21, 22 ©. 109, über 
beide8 8 302d Nr. 1,3 ©. 232, 8 73 Nr. 58—67 ©. 50. 

4. Gehört die Gewerb3- und Gemohnheitsmäßigfeit zu den Die 
Strafbarleit erhöhenden perjönlichen Eigenfchaften und Berhältniffen im 
Sinne des $ 50 St. G. B.'s? ©. 8 50. 

5. Muß der Gehilfe eined gewerbsmäßigen Hehlers ſelbſt gewerbs— 
mäßig gehandelt haben, um der Strafbeitimmung des 8 260 zu unter- 
liegen? II. 22/6 94. 26, 3. 

6. Iſt bei der Hehlerei die Gemwerbsmäßigfeit ein jtraferhöhender 
Umjtand, über welchen den Gejchworenen eine Nebenfrage vorzulegen ijt? 
IV. 8/10 86. 14, 356. 

7. Inwieweit iſt durch ein über gewerbs- oder gewohnheitsmäßige 
Hehlerei ergegangene3 Urteil eine weitere Verfolgung wegen Einzel— 
handlungen ausgejchloffen? II. 24/11 93. 24, 419. ©. weiter St. P.O. 
Buch 2 Abſchn. 1 „Ne bis in idem“, 
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8 261 Sit e8 ein Erfordernid für Anwendung ded $ 261 Abſ. 1, daß 
der Hehler gewußt hat, bezw. den Umständen nach hat annehmen müfjen, 
daß die Tat, auf welche jih die Hehlerei bezieht, zu den dort angegebenen 
Verbrechen gehört? IV. 15/3 87. 15, 364. 


aweinndzwanzigfter Abichnitt (8 2635 — 266). 
Betrug und Untreue. 


a) Allgemeines. 


$ 263 1. Sit die Materie des Betrug im Reichsitrafgefegbuche erfchöpfend 
geregelt? III. 4/12 80. 3, 85; III. 7/2 89. 19, 13. 

2. Über das Weſen des in 8 263 mit Strafe bedrohten Reaats? 
I. 15/11 80. 3, 35; III. 22/1 83. 8, 12; ®t. 20/4 87. 16, 1; 
II. 28/10 95. 28, 144. 

3. Muß die Täufhung die wirkliche Urſache eines Irrtums und 
folgeweife einer Entichliegung, die zur VBermögensbeihädigung geführt 
hat, geworden fein? III. 23/2 81. 3, 392; III. 29/4 95. 27, 184. 

4. Enthält die unfugte Entnahme von Waſſer aus einer ftädtichen 
Waſſerleitung Betrug oder Diebſtahl? II. 11/5 86. 14, 121. 

5. Muß der Getäufchte und der Geichädigte diejelbe Perſon fein? 
IV. 23/3 88. 17, 264; IV. 5/12 90. 21, 236; II. 12/11 80. 2, 436. 

6. Unter welchen Vorausfegungen läßt ji bei Nichtidentität des 
Getäufchten und Beſchädigten der erforderlihe urſachliche Zuſammenhang 
zwiſchen Täufhung und Vermögensbeſchädigung heritellen? ILL. 12/4 94. 
25, 244. 

7. Sit der Irrtum, in welchen der Prozefrichter durch Vorlage 
falicher Bejcheinigungsmittel behufs Erwirkung eines Arreſtes oder der 
Sijtierung einer Zwangsvollftredung verſetzt wird, geeignet, einen Betrug 
zu begründen? II. 8/6 80. 2,91; IL 28/12 86. 15, 126 (IIL. 18/12 80. 
3, 169), 

8. Kann Betrug dadurch verübt werden, daß der Prozekrichter 
unter VBorfpiegelung faljcher oder Unterdrüdung wahrer Tatfachen durch 
echte Urkunden getäufcht wird? I. 26/9 87. 16, 193. 

I. Kann Betrug durch Täufhung des Prozehrichterd in der Weiſe 
verübt werden, daß die Parteien einen unter ihnen bejtehenden Rechts— 
jtreit fingieren und jo ein materiell unrichtige® Urteil erfchleichen? 
Kann im dieſer Weife insbefondere ein in gitergemeinfchaftliher Ehe 
lebender Mann Betrug gegen jeine Ehefrau verüben? IL. 12/11 80. 
2, 436. 

10. Wird Betrug durh Täufhung des Prozehrichterd begangen, 
wenn der Kläger in einem Erefutionsantrage Koſten, die ihm nicht er— 
wachſen find, zur richterlichen Feſtſetzung berechnet? III. 25/2 80. 1, 227. 

11. Kann der Tatbeitand des Betrug als gegeben angenommen 
werden, wenn einer wifjentlich unmwahr behaupteten Forderung Zahlungs— 
befehl und Vollitredung erwirft, oder wenn mit einer Exekutions— 
interventiondklage ohne bejondere Glaubhaftmachung der Klagebehauptungen 
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Einjtellung der Zwangsvollſtreckung beantragt und diefe vom Prozeß: 
richter verfügt wird? I. 12/5 90. 20, 391, IIL 80/12.81. 5, 321. 

12. Kann ein Betrugsverſuch durch Täuſchung des Prozeßrichters 
ihon dadurch begangen werden, daß in der Klageſchrift auf Urfunden als 
Bemweidmittel Bezug genommen, oder daß die Klage unter Nichtberüd- 
fihtigung folder Tatſachen erhoben wird, die der Kläger als zur Be— 
gründung einer Einrede geeignet anficht? II. 24/1 99. 32, 1. 

13. Kann Betrug dadurd begangen werden, daß jemand unter Vor— 
legung eined Vollſtreckungsbefehls einen Gericht3vollzieher zur Zwangs— 
volljtrefung beauftragt, ohne diefem von einer Abichlagszahlung des 
Schuldnerd Mitteilung zu machen? IV. 11/11 92. 23, 286. 

14. Inwiefern fann Betrug durh Täuſchung des Konkursrichters 
oder Konkursverwalters begangen werden? I. 2/7 94. 26, 28. 

15. Kann Betrug dadurch verübt werden, daß fälſchlich die tat- 
ſächlichen Borausfeßungen für Schadenserjag nad) dem Unfallverjicherungs- 
gefege behauptet werden? IV. 5/1 97. 29, 291. 

16. Steht der Annahme eine Betrugsverſuchs entgegen, daß Die 
Perſon, welche an ihrem Vermögen geihädigt werden joll, zur Seit 
der betrügeriichen Veranjtaltungen noch gar nicht eriftierte? I. 9/7 88. 
18, 82. 

17. Iſt die Annahme cine Betrugsverfuchd ausgeſchloſſen, wenn die 
beabfichtigte Täufhung unausführbar war, oder wenn der eritrebte Ver— 
mögendvorteil nur aus Irrtum für rechtswidrig gehalten wurde, oder 
wenn nur aus Irrtum angenommen wurde, daß die Täujchung eine 
Vermögensſchädigung zur Folge haben werde? IIL 20/12 83. 10, 11; 
Id. 7/7 84. 11, 72; IL 1/12 82. 7, 265. 

18. It es zuläjlig, wegen Betrugsverſuchs neben Gefängnis Geld- 
ftrafe zu verhängen? II. 14/5 89. 19, 234. 

19. Bejteht ein Unterjchied zwifchen Urſache und Veranlafjung der 
Irrtumgerregung? III. 23/2 81. 3, 392. 

20. Sind Vergehen gegen die Zollgejege des Auslandes in Deutjch- 
land jtrafbar, wenn die begangene Handlung an ſich die Tatbeſtands— 
merfmale des Betrugs nad) $ 263 erfüllen würde? III. 12/4 86. 14, 124. 

21. Iſt ein Betrugsverfuh mit dem Abjchluffe der Täufchungs- 
bandlungen al3 beendigt anzujehen, fall die Abſicht des Täterd dahin 
geht, den Getäufchten zur Zahlung einer Nichtſchuld zu vermögen? 
I. 12/11 86. 15, 44. 

22. Wie weit reicht für den Tatbejtand des Betrug der Begriff 
prozefjualer Identität? III. 15/11 86. 15, 133. 

23. Iſt die Beitrafung wegen Betrugs ausgeſchloſſen, wenn wegen 
unrichtiger Deklaration ded Gewicht3 von Fradıtgütern auf Grund des 
8 50 des Eijenbahnbetriebsreglement3 vom 11. Mai 1874 eine Kon— 
ventionaljtrafe verhängt ijt? IV. 11/2 87. 15, 266. 

24. Kann ein Beamter ſich eines Betrugsverſuchs dadurch jchuldig 
machen, daß er nad) voraudgegangener rechtsunwirkſamer Dispojition 
über feine Befoldung in der irrigen Unterjtellung der Rechtswirkſamkeit 
von neuem über diejelbe Bejoldung disponiert? II. 19/9 82. 7, 95. 
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b) Borjpiegelung falicher Tatjachen. 

25. Kann in dem Vorgeben einer nicht beftehenden Abficht, in einem 
gewifjen Sinne zu handeln, die Vorfpiegelung einer falſchen Tatſache 
gefunden werden? I. 6/12 80. 3, 142; 1. 8/3 80.1, 305; UI. 14/11 93. 
24, 405. 


26. Kann in der Behauptung einer beftehenden Überzeugung die 
Borjpiegelung einer falſchen Tatſache gefunden werden? IV. 2/6 96. 
28, 394. 

27. Kann in der Angabe eines Prolongation fuchenden Schuldners, 
dat er allemal in der Lage fein werde, den Wechjel zu dem bejtimmten 
Tage zu deden, die Borjpiegelung einer falfhen Tatfache gefunden werden? 
II. 2/2 81. 3, 332. 

28. Genügt für den Begriff des Vorſpiegelns einer falſchen Tat— 
jache dolus eventualis? Kann dieſer legtere Begriff Anwendung finden, 
wenn die behauptete Tatſache in dem Vorhandenſein einer eigenen 
Abjiht des Täterd befteht? IV. 18/2 96. 28, 189; IV. 6/11 97. 
30, 334. 


29. Kann in der Verfiherung der Kenntnis einer Tatfache, wenn 
der Verfichernde über deren Erijtenz im unklaren ijt, die Vorfpiegelung 
einer faljhen Tatſache gefunden werden? IV. 22/10 89. 20, 8; 
IV. 25/4 98. 24, 144. 

30. Unter welchen Vorausfegungen kann in dem Schweigen zu der 
von einem anderen aufgeitellten Behauptung das Vorſpiegeln einer 
faljhen Tatfache gefunden werden? IV. 18/2 96. 28, 189; III. 13/3 80. 
1, 309. 

31. Unter welchen Vorausſetzungen kann in der mit Frediterbittung 
erfolgten Warenbejtellung eines infolventen Kaufmanns eine falfhe Vor— 
jpiegelung erkannt werden? IIL 7/4 80. 2, 5. 

32. Inwiefern macht ſich eines Betrug ſchuldig, wer ungeachtet 
jeiner ihm befannten Zahlungsunfähigfeit Waren bejtellt und in Empfang 
nimmt? I. 19/6 93. 24, 216. 

33. Begeht jemand Betrug, wenn er ein Spiel, defjen Ausgang er 
nad feinem Willen beſtimmen kann, als Glüdsfpiel ausgibt und des 
Gewinnes wegen betreibt? IV. 10/10 90. 21, 107. 


34. Liegt eine für eine eingetretene Vermögensbeſchädigung kauſale 
Täufhungshandlung vor, wenn jemand durch wahrheitäwidrige Vor— 
ipiegelungen id ein Namensblanfett verjchafft und dieſem dann einen 
nicht der Abrede entiprechenden urkundlihen Inhalt gibt? III. 29/4 95. 
27, 184. 


35. Unter welden Umijtänden kann durch die Begebung von 
Wechjeln, denen täuſchungshalber der Anfchein jogenannter Kundenwechſel 
gegeben iſt, oder bei deren Begebung der Glaube erweckt wird, daß ein 
materielles Schuldverhältnid zu grunde liege, Betrug verübt merden? 
I. 28/1 97. 29, 349; IV. 5/3 95. 27, 75; IV. 15/12 98. 26, 18; 
Ill. 14/5 91. 22, 20; IIL. 25/6 85. 12, 895; L 15/11 80. 3, 35. 
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86. Unter welchen VBorausjegungen fann dem Straßenbahnjcdaffner, 
der zur Ermöglihung der Kontrolle Fahrſcheine von einem Abreißblode 
auszugeben hat, aber andere (ungültige) Fahrſcheine ausgibt, ein Betrug 
bezw. Betrugsverſuch zur Laſt gelegt werden? 11I. 28/10 95. 28, 144. 

37. Kann darin, daß jemand vor Gericht von einem Handelöbuche 
mit unrichtigem Inhalte Gebrauch macht, die VBorjpiegelung einer faljchen 
Tatſache gefunden werden? I. 23/1 82. 5, 430. 

38. it e8 Verübung des Betrug mitteld Vorfpiegelung falſcher Tat- 
jachen, wenn jemand unter Störung der Funktion des Elektrizitätsmeſſers 
Elektrizität entnimmt und die Markierung des Elektrizitätgmefjerd dann 
für Berechnung feiner Zahlungspflicht ald maßgebend annehmen läßt? 
III. 26/6 02. 35, 311. 

ce) Unterdrüdung wahrer Tatjachen. 

39. Inwiefern kann das Verjchweigen wahrer Tatjachen ald das 
Unterdrüden folder angejehen werden? I. 2/7 94. 26, 28. 

40. Inwiefern wird dad Verfchweigen einer Tatfahe dur das 
Hinzutreten eines aktiven auf Täuſchung angelegten Verhaltens zur Unter- 
drüdfung einer wahren Tatjahe? Kann durd) die Annahme einer Zahlung 
nad bereit3 erhaltener Befriedigung Betrug verübt werden? I. 15/3 80. 
1, 314; IV. 26/1 94. 25, 95. 


41. Liegt in dem bloß paffiven Verhalten de3 Verkäufers gegenüber 
den irrigen Vorjtellungen des Käuferd das Unterdrüden einer wahren 
Tatjahe? Iſt das Verjchweigen der Verfälihung eines Nahrungsmittels 
ftet3 als die Unterbrüdung einer wahren Tatſache anzufehen? I. 2/7 96. 
29, 35. 

42. Wann ift bei dem Verkaufe verfälfchter Nahrungsmittel ein 
Betrug durch Unterdrüdung wahrer Tatfachen anzunehmen? I. 8/2 97. 
29, 369. 

43. Iſt die Unterhaltung eines Irrtums durch Unterdrüdung einer 
wahren Tatſache darin zu erfennen, daß jemand den Gegenkontrahenten 
richt aufflärt über das Vorhandenſein eines Irrtums, den er ſelbſt bei 
einer anderen Gelegenheit hervorgerufen hat? IV. 21/6 98. 31, 208, 


44. Liegt ein Unterdrüden wahrer Tatjachen darin, daß ein Be— 
vollmächtigter bei der Rechenjchaftsablegung wifjentlih eine Einnahme 
verfchweigt? IV. 5/2 95. 27,1. 

45. Kann in der Benußung eines Eifenbahnzuges ohne Fahrichein 
Verübung von Betrug erfannt werden? I. 20/6 81. 4, 295; II. 13/3 88. 
17, 217; IV. 20/10 93. 24, 818; III. 11/6 94. 25, 412. 

46. Iſt die Unterdrüdung einer wahren Tatſache darin zu finden, 
daß ein Cedent bei einer notariellen Ceſſion dem Notar feine einem 
Dritten gegenüber eingegangene Berpflichtung, die Forderung nicht zu 
cedieren, verjchweigt? II. 3/10 90. 21, 67. 

47. Kann durd) das wider beſſeres Wiffen erfolgende Beitreiten 
einer begründeten Forderung Betrug verübt werden? III. 10/10 92. 
23, 244, 

48. Kann ed als Unterdrüdung einer wahren Tatſache angejehen 

Gen.Neg. zu E. i. &t.&. I-XXXV, 12 
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werden, wenn bei einem unter teilmeifer Rreditierung des Kaufpreifes 
abgeichloffenen Kaufgeichäfte der Käufer von feiner Abficht, die gekauften 
Sachen al3bald zu verpfänden, dem Verkäufer Feine Mitteilung macht? 
II. 28/11 89. 20, 142. 

49. Liegt die Unterdrüdung einer wahren Tatſache vor, wenn ein 
Rechtsanwalt dem zahlenden Mandanten verjchweigt, daß er als beitellter 
Dffizialverteidiger einen Gebührenanſpruch an ihn nicht Hat? I. 28/4 81. 
4, 227. 


50. Kann jchon in der Lieferung vertragdwidriger minderwertiger 
Ware die Unterdrüdung einer wahren Tatſache gefunden werden? 
II. 5/7 86. 14, 310. 

51. Macht fich der Verkäufer einer mit verborgenen Fehlern be— 
bafteten Sache auch dann betrügerifcher Jrrtumderregung durch Unter- 
drüdung wahrer Tatjahen nicht jchuldig, wenn er ſelbſt vorher, ohne 
bewußte Beziehung auf den fpäteren Verfauf, die Unerfennbarfeit jener 
Fehler bewirkt hat und jodann beim Verkaufsabſchluſſe dad Vorhanden- 
fein derfelben dem Käufer nicht anzeigt? III. 28/11 89. 20, 144. 


52. Macht fich der Cedent eines Betrugs dadurch ſchuldig, daß er 
von dem abgetretenen Schuldner die Zahlung der cedierten Forderung 
annimmt, ohne ihm die erfolgte Ceffion befannt zu geben? II. 18/3 89. 
19, 161. 

53. Kann Verübung von Betrug durch Unterdrüden einer wahren 
Tatſache angenommen werden, wenn der Beamte einer Privatbank Wert- 
papiere, welche auftragsgemäß für ihm angejchafft, demnächſt zu dienſt— 
liher Behandlung in feine Hände gelangt, ihm aber nody nicht gegen 
Bezahlung ausgehändigt find, fi) heimlich zueignet und die Kontrolle 
über die Papiere und feine jofortige Zahlungspflicht durch täufchende 
Manipulationen verhindert? I. 25/2 01. 34, 181. 

54. Stellt das vorjäßliche Verſchweigen von Fehlern der verfauften 
Sade feitend des Verfäufers unter allen Umjtänden das Unterdrüden 
einer wahren Tatſache dar? IL. 9/11 80. 2, 430. 

d) Unterhalten eines Irrtums. 

55. Kann in dem bloßen Benutzen eines Irrtums ein Unterhalten 
de3jelben gefunden werden? III. 17/3 90. 20, 326; IV. 26/1 94. 25, 95; 
Iv. 21/6 98. 31, 208. 

e) Vermögensbeſchädigung und deren Verurſachung. 

56. Über den Begriff der Vermögensbejchädigung. Inwieweit 
fünnen individuelle Verhältniffe Berüdfichtigung finden? Kann als ge- 
Ihädigt angejehen werden, wer durch Täuſchung veranlaßt ift, einer 
Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenfeitigfeit beizutreten, während er auf 
feite Prämien verjichern wollte? Pl. 20/4 87. 16, 1; II. 29/4 81. 4,117; 
1. 20/9 83. 9, 171; II. 6/11 83. 9, 362; IL 2/10 85. 12, 392. 
Bol. I. 29/4 86. 14, 229, 


57. Unter welchen Vorausſetzungen kann eine Vermögensbefhädigung 


darin gefunden werden, daß jemand zum Eintritte in eine Verſicherungs— 
gejellichaft auf Gegenfeitigleit veranlaßt wird? IV. 2/6 96. 28, 394. 
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58. Sit an jeinem Vermögen bejchädigt, wer durch Täufchung ver- 
leitet bei einer ausländijchen Feuerverſicherungsgeſellſchaft Verficherung 
nimmt ftatt bei einer von ihm gemeinten inländifhen? I. 16/4 96. 
28, 310. 

59. Sind für die Feititellung einer Vermögensbeſchädigung fub- 
jeftive Momente bedeutungslo8? Iſt für den Käufer von Aktien eine 
Bermögendbeihädigung ausgejhloffen, wenn der Ankauf zu dem Börfen- 
furje erfolgt ijt und die Aktien jpäter zu einem gleich hohen oder höheren 
Kurje verfäuflich gewejen find? Sit für die Frage nad der Ver— 
fäuflichfeit von Aktien der unter äußerer Beobadtung der Börfen- 
einrichtungen feſtgeſtellte Börſenkurs maßgebend? IL. 21/2 93. 23, 430. 

60. Inwieweit fann für die Feititellung der Vermögensbeihädigung 
auch mittelbarer Schaden in Betracht gezogen werden? III. 17/3 94. 
25, 182. 

61. Genügt für die Annahme eine Betrugd, daß der durch eine 
Täuſchung erregte Irrtum einer Perſon bei einer zweiten Perſon einen 
Irrtum hervorruft und bei der lebteren durch dieſen Irrtum eine Ver— 
mögensbejhädigung verurfacht wird? I. 25/9 84. 11, 245. 

62. Sit bei Beantwortung der Frage, ob jemand durch betrügerifche 
Beranftaltungen an jeinem Vermögen gejchädigt ift, auf andere Momente 
ald auf die zur Zeit der betrügeriichen Veranſtaltungen obwaltenden 
Berhältniffe Rüdjicht zu nehmen? I. 7/6 80. 2, 89; II. 17/10 82. 7, 183. 

63. Kommt es für die Feftitellung der Vermögensbeſchädigung 
auf die civilrechtlihe Wirkung der Täufhung an? I. 13/5 93. 24, 171. 

64. Kann Betrug dadurch verübt werden, daß jemandem durch 
Srrtumderregung ein vom Rechte nicht zugelafjener Anſpruch entzogen 
wird? Liegt Betrug vor, wenn zufolge eines von vornherein gefaßten 
Entfchluffes die Gegenleiftung nicht erfüllt wird, falls die Erfüllung ein 
Strafgefeß verlegt haben würde? III. 27/4 89. 19, 186; I. 6/11 90. 
21, 161; I. 20/6 95. 27, 300. 

65. Kann die Übernahme einer nicht rechtswirkſamen Verpflichtung 
einen Vermögensſchaden begründen? IV. 22/5 96. 28, 386. 

66. Wird dur die Erjchleihung eines vom Berechtigten nicht ge= 
wollten Verzichts auf einen Anſpruch troß der Wirkungslofigfeit der 
Verzichtderklärung eine Vermögensbeſchädigung bewirkt? III. 15/3 83. 
8, 164. 

67. Begründet der Verkauf gefäljchter Totalifator-Tidet3 einen Be— 
trug? IV. 2/6 96. 28, 401. 

68. Kann Betrug dadurch begangen werden, daß jemand, der im 
Auftrage des Diebed die geitohlene Sache verkauft hat, dem Auftraggeber 
vorjpiegelt, jie um geringeren Preis verkauft zu haben, als wirklich gefchehen 
war? ann in einem ſolchen Falle die Annahme von Betrug wegen 
boraudgegangener Unterſchlagung des bezüglichen Betrag! ausgeſchloſſen 
fein? II. 14/11 93. 24, 408. 

69. Fit die Annahme einer VBermögensbeihädigung ausgeſchloſſen 
durch das Beitehen der Möglichkeit, volljtändigen Erſatz zu erlangen? 
III. 10/1 80. 1, 55. 

12” 
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70. Unter weldhen Borausfegungen wird eine VBermögensbefhädigung 
ihon durch eine Vermögensgefährdung begründet? III. 8/11 83. 9, 168; 
II. 22/2 88. 8, 68. 

71. Können aud bedingte und eventuelle Anfprüche zur Feſtſtellung 
einer Vermögensbeſchädigung verwertet werden? II. 4/12 85. 13, 138; 
I. 21/2 89. 18, 442. 

72. Kann ein auf Betrug beruhende Vermögensbeſchädigung jchon 
darin erkannt werden, daß jemand durch Jrrtumserregung zu Abgabe 
einer formell gegen ihn bemweifenden Erklärung verleitet wird? IIL. 15/3 83. 
8, 164. 

73. Unter welchen Borausfegungen kann eine Bermögensbefhädigung 
in der Entziehung eines Gewinnes gefunden werden? III. 14/1 80. 1, 68; 
III. 12/10 85. 13, 8. 

74. Kann das Entziehen der Kundſchaft eines Kaufmannes als 
Bermögensbejhädigung betradhtet werden? II. 28/282. 6,75; III. 22/1094. 
26, 227. 

75. Liegt eine Vermögensbeſchädigung vor, wenn der Gläubiger 
eined Echuldnerd einen anderen Gläubiger desjelben davon abhält, ein 
Pfandrecht oder einen Arreft an Vermögensobjeften des Schuldners zu 
erlangen? IIL 11/4 92. 23, 55. 

76. Kann darin, daß ein Gläubiger durh Täuſchung ſich Be- 
friedigung aus dem Vermögen feines zahlungsunfähigen Schuldners ver— 
ichafft, eine Beihädigung des Vermögens der übrigen nicht volle Be— 
friedigung erlangenden Gläubiger gefunden werden? Sit dann, wenn 
der betrefiende Gläubiger gemäß Art. 29 der Mechfelordnung einen Ans 
ſpruch auf Sicheritellung hat, die Annahme einer Bermögensbeihädigung 
ausgeſchloſſen? IV. 5/12 90. 21, 236. 

77. Rann eine Vermögensbejhädigung darin gefunden werden, da 
dem Gläubiger durch Dispofitionen des Schuldners ein zur Erefution 
dienliche8 Vermögensobjeft entzogen wird? IV. 23/3 88. 17, 264. 

78. Kann eine Vermögensbeihädigung darin gefunden werden, daß 
jemand durch falſche Vorjpiegelungen zu einer Reife nad einem ent- 
fernten Orte veranlaßt und jo in eine Lage gebracht wird, die ihn in 
der Freiheit beeinträchtigt, feine Arbeitskraft nur gegen ein angemefjenes 
Hquivalent in den Dienft anderer zu jtellen? IV. 25/5 94. 25, 371. 

79. Kann die dem Vermittler eined Naufgefchäft3 vom Käufer ge= 
machte Zuwendung unter dem Gelichtspunfte, daß der Kaufpreis um den 
Betrag dieſer Zuwendung gemindert worden ſei, für die Feititellung 
eined dem Verkäufer zugefügten Vermögensſchadens verwertet werden? 
II. 29/11 94. 26, 239. 

80. Iſt der Eigentünter eines Grundſtücks, welcher ohne Beziehung 
des von ihm als Unterhändler Angenommenen mit einem Dritten Ver— 
faufsunterhandlungen eingeleitet hat, im Falle Zurüdtretens des Rauf- 
liebhaberd dadurch am Vermögen bejchädigt, daß in dieſem Falle feine 
bedingte Verpflichtung, dem Unterhändler beim Zuftandelommen eines 
durch ihn vermittelten Verkaufe eine Mäflergebühr zu zahlen, fort— 
beiteht? III. 12/10 85. 18, 8. 
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81. Kann durch falſche Vorfpiegelungen oder durch Unterdrüden 
wahrer Tatſachen bezüglic; der Vermögensverhältniffe zweds Eingehung 
einer Ehe der Tatbeſtand eined gegen den anderen Ehegatten verübten 
Betrug3 erfüllt werden? III. 22/1 83. 8, 12; II. 21/5 86. 14, 137. 

82. Liegt notwendig Betrug vor, wenn in der Abſicht, ein Frauen- 
gut zu erlangen oder zu verjchaffen, durch Täufchung über die Ver— 
mögensverhältniffe des künftigen Ehemanned eine Eheſchließung herbei- 
geführt wird? I. 10/1: 01. 34, 85. 

83. Unter welchen VBorausjegungen erleiden Kranke, denen gegen 
Vergütung ärztlicher Rat erteilt oder Arzneimittel verabreiht werden, 
eine Vermögensbeſchädigung? IL. 16/5 87. 16, 93. 

84. Wann wird durch Betteln unter falfchen Vorjpiegelungen Be- 
trug begründet? I. 4/7 81. 4, 352; III. 26/5 82. 6, 360. 

35. Kann in der Abwendung der Verhängung einer Gelditrafe 
eine Bejhädigung des eventuell zum Bezuge der Gelditrafe Berechtigten 
gefunden werden? I. 21/2 89. 18, 442. 

86. Unter welchen Borausfeßungen iſt in der durch Täufchung er- 
jchlichenen Auflöfung eines zweifeitigen Vertrags eine Bermögensbeihädigung 
zu finden? Sit die Annahme einer ſolchen ausgeſchloſſen, wenn dem 
Kontrahenten, der zur Auflöfung des Vertrags verleitet worden ijt, die 
Einrede der Arglift entgegenitand? III. 7/7 84. 11, 72. 

87. Inwiefern kann durch die Lieferung einer anderen Ware ala 
der beitellten eine VBermögensbejchädigung verurjacht werden? J. 20/10 81. 
5, 137. 

88. Wird durd) die Verpachtung eines bejchlagnahmten Anweſens 
unter Berfchweigung der Beichlagnahme eine Vermögensbejchädigung des 
Pächter begründet, wenn demnächſt die Beichlagnahme wieder aufgehoben 
wird? I. 24/11 92. 23, 324. 

89. Inwiefern kann in der Aufwendung der mit der Beſchickung 
einer Austellung verbundenen Soften ein Vermögensſchaden gefunden 
werden? Erfordert der jubjektive Tatbejtand de3 Betrug, daß der Täter 
in der Verurſachung jenes Aufwands eine Vermögensbeſchädigung er— 
fannt hat? II. 26/1 97. 29, 357. 

90. Kann durd die in einer Zeitung gemachten falfchen Angaben 
über die Beit ihres Bejtehend und die Höhe der Auflage den dadurd) 
zu Injertionen Veranlaßten eine Bermögensbejchädigung zugefügt werden? 
IV. 27/10 96. 29, 124. 

91. Sit eine VBermögensbejchädigung darin zu erkennen, daß jemandem 
der Beſitz einer Sache, — die Möglichfeit beliebiger Dispofition über 
diefelbe — entzogen wird? III. 10/1 80. 1, 55. 

92. Macht fich jemand neben der Unterfchlagung eines Betruges 
jhuldig, wenn er den Bejiß der Sache, die er fich rechtswidrig zugeeignet 
hat, ableugnet? II. 22/11 81. 5, 252. 

93. Kann jemand, der zur Sicherung feiner Forderung Urkunden 
mit der eigenhändigen Unterfchrift ſeines Schuldners zu beanspruchen hatte, 
al3 an feinem Vermögen bejchädigt deshalb angejehen werden, weil ihm 
fälſchlich Schriftitüde iibergeben wurden, welche die von einem Bevoll- 
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mächtigten vollzogene Unterſchrift des Schuldners enthielten? II. 12/10 85. 
6. 

94. Unter welchen Umſtänden enthält die durch betrügliche Vor— 
ſpiegelung herbeigeführte Stundung einer fälligen Forderung eine Be— 
ſchädigung des Vermögens des Gläubigers? II. 9/6 87. 16, 161. 
Val. IIL 2/2 81. 3, 332. 

95. Enthält die Ceſſion einer unficheren Forderung an Zahlungs: 
itatt eine Vermögensbeichädigung? III. 13/3 80. 1, 309. 

96. Sit durch das einer Tratte an eigene Ordre dem Blankogiro 
des Ausſtellers beigefügte Blanfogiro eines Dritten dejjen Vermögen 
bereit3 bejchädigt, nody bevor der Wechjel begeben ijt? III. 22/2 83. 
8, 68, 

97. Inwiefern ift in dem Verkaufe eines untauglichen Abtreibungs— 
mitteld eine Vermögensbeihädigung zu erfennen? I. 17/2 87. 15, 315. 

98. Kann Betrug dadurch begangen werden, daß zur Erjparung 
von Gerichtäfoften die bei dem Verkaufe eine® Grundſtücks für den 
Anſatz der Überfchreibungskoften maßgebende Kaufſumme der Behörde 
niedriger, al3 vereinbart, angegeben wird? III. 24/1 84. 10, 48. 

99. Uber Vermögensbefhädigung durch unbefugte Benußung eines 
Eifenbahnzuges ſ. oben Nr. 45 ©. 177. 

100. Kann eine Bejhädigung de nad) den Grundfäßen des 
preußijchen Landrechts fich regelnden ehegemeinjchaftlichen Vermögen? darin 
gefunden werden, daß die Ehefrau durch Täufhung veranlaßt wird, zum 
Zeichen ihrer Zujtimmung, einen Vertrag zu unterjchreiben, durch welchen 
der Ehemann ein von ihm gefauftes, aber noch nicht aufgelafjene® Grund- 
ſtück anderweit verfauft? IL. 1/12 82. 7, 265. 

101. Stellt ſich bei dem Spiele in einer Klafjenlotterie der Anſpruch 
des Spielerd auf die Erneuerung des Loſes für die jpäteren Klaſſen ala 
ein Vermögensrecht dar? II. 16/2 00. 33, 193. 

102. Sit durch eine betrügerifche Verkürzung des mütterlichen Erb- 
teil3 einer Frau deren Ehemann an feinem Vermögen gefchädigt, wenn 
ein Ehevertrag nicht beiteht, die Ehe im Gebiete der Gütergemeinjchaft 
des preußifchen Landrechts gejchlofjen ift und die Ehegatten inzwiſchen 
nah dem Staate Wisconfin in Amerifa ausgewandert find? IV. 1/5 00. 
33, 256. 

103. Über mittelbaren urſächlichen Zufammenhang zwifchen Täuſchung 
und Bermögensbejchädigung. II. 11/7 00. 33, 356. 

104. Über Vermögensbeihädigung, welche jemand dadurd erleidet, 
daß er ein Entgelt zahlt für etwas, was er ohne Entgelt erlangen 
fonnte. III. 8/11 79. 1, 97. 

105. Sit bei Lieferung einer der vertragsmäßigen Verpflichtung 
nicht entiprehenden Ware die Annahme einer Bermögensihädigung dann 
ausgejichlofjen, wenn der innere Wert der einen und der anderen Ware 
glei ijt? III 10/3. 80. 1, 266. 

f) Subjeltiver Tatbeitand. 

106. Was erfordeıt der fubjektive Tatbejtand? Genügt in Bezug 

auf dad Bewußtjein von einer dur die Täufhung verurjachten Ber: 
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mögensbeſchädigung der eventuelle Vorſatz? II. 29/3 89. 19, 90; 
I. 6/12 80. 8, 142; II. 8/12 93. 25, 5. 

107. Kann bei dem, der durch Täufhung der Strafvollitredungs- 
behörde bewirkt, daß die einer anderen Perjon zuerfannte Freiheitsitrafe 
gegen ihn vollitredt wird, der zum Betruge erforderlihe Dolus als 
gegeben angenommen werden? II. 21/12 81. 5, 277. 

108. Was gehört zur Abficht, ſich einen rechtswidrigen Vermögens 
vorteil zu verihaffen? Iſt fie ausgeſchloſſen durd die Feititellung, daß 
der hauptjählihe Bemweggrund des Täterd Wahrung der Berufdehre 
geweſen fei? III. 5/8 88. 17, 238; III. 18/5 95. 27, 217. 

109. Muß die Abjicht auf die Erreihung eines Vermögensvorteils 
gerichtet jein, oder genügt das Bemwußtjein, daß die Srrtumserregung den 
Vorteil zur Folge haben werde? IV. 28/9 86. 15, 9. 

110. Muß der eritrebte Vermögendvorteil mit der Vermögens— 
beihädigung zujammenfallen? Kann ein rechtswidriger Vermögensvorteil 
gefunden werden in der Belohnung, melde jemandem in Ausficht geitellt 
wird für den Fall, daß er durch Srrtumserregung einem anderen einen 
Schaden zufüge? IV. 23/3 88. 17, 264, 

111. Muß die Irrtumserregung dad Mittel fein, welches eine 
‘andere Berjon bejtimmt, durch ihr Handeln dem Täuſchenden oder einem 
Dritten einen Vermögensvorteil zuzumwenden? III. 21/12 81. 5, 277. 

112. Genügt zur Annahme der Nechtöwidrigfeit des erjtrebten 
Vermögensvorteild, daß ein Rechtsanſpruch auf letzteren nicht beitand? 
II. 17/12 81. 5, 352; III. 18/3 89. 19, 161. 

113. Genügt die alternative Feitjitellung, daß der Täter fi oder 
einem anderen einen Bermögensvorteil habe verſchaffen wollen? I. 2/7 96. 
29, 35. 

114. Kann ein rechtswidriger VBermögenvorteil gefunden werden in 
der Erlangung von Kredit? III. 25/6 85. 12, 395. 

115. — in der Erwerbung von Befiß? III. 10/1 80. 1, 55. 

116. — in der Prolongation einer Schuld? III. 2/2 81. 3, 332. 

117. — in der Erlangung eines Arreſtes? IV.14/12 86. 15, 148. 

118. — in der Zahlung eines noch nicht fälligen Wechjeld durch 
den zahlungsunfähigen Acceptanten? IV. 5/12 90. 21, 237. 

119. Inwiefern kann bei der Lieferung einer anderen Ware al3 
der bejtellten die Erjtrebung eines rechtswidrigen Bermögensvorteild ans 
genommen werden? I. 20/10 81. 5, 137. 

120. Unter welchen Borausjeßungen fann in der durch Täufchung 
erfolgten Berleitung zur Ehe die Erſtrebung eines rechtöwidrigen Ver— 
mögensvorteil® erfannt werden? II. 21/5 86. 14, 137; III. 22/1 83. 
8, 12. 

121. Steht der Annahme der Erjtrebung eined rechtswidrigen Ver— 
mögendvorteil® entgegen, daß eine civilrechtliche Verpflitung zur Wieder- 
herausgabe de3 Erlangten bejteht? III. 18/3 89. 19, 161. 

122. Über „Vermögensvorteil” und fpeziell „rechtäwidrigen Ber: 
mögensvorteil” j. auch $ 268 Nr. 2—8 ©. 201, $ 253 Nr. 11, 15—27 
S. 165f. 
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123. Über Verwertung des Eventualdolus zur Konſtruktion des Be- 
griffsmerfmals der „VBorjpiegelung falſcher Tatſachen“ j. oben Nr.28 S. 176. 
g) Verhältnis zu anderen Straftaten. 

124. Inwiefern Tann bei dem Streben rechtöwidrigen Ermwerbes 
einer Sache Betrug mit Unterjchlagung ideell zufammentreffen? IL. 22/11 81. 
5, 252; II. 26/4 87. 15, 426. 

125. Uber da3 Verhältnis zu 8 170 St. G.B.'s. IL. 21/5 86. 
14, 137. 

126. Über ideale Konkurrenz mit Erpreſſung. III 17/3 90. 
20, 326. 

127. Über ideale bezw. reale Konkurrenz mit den Strafbeitim- 
mungen in 8 10 des Nahrungdmittelgefege® vom 14. Mai 1879. 
I. 2/7 96. 29, 35; III. 11/12 84. 11, 355. 

128. liber ideale Konkurrenz mit der Strafbeitimmung des 8 148 
Nr. 1 des Imvaliditätd- und Ulteröverficherungsgejehe8 vom 22. Juni 
1889. III. 8/4 97. 30, 86, 

129. it durh 8 142 des allegierten Invaliditätsverficherungs: 
geſetzes die Betrugsitrafe ausgeſchloſſen? IV. 18/10 95. 27, 391. 

130. Über Konkurrenz mit der Strafbeitimmung der 88 81. 81b des 
Kranfenverfiherungsgefeßes vom 10. April 1892. IV. 26/11 95. 28, 5; 
I. 15/2 00. 33, 342. 

131. Rann Betrug ideell fonkurrieren mit dem Vergehen des 8 350 
oder dem des $ 353 St. G. B's? II. 25/1 92. 22, 306. 

132. liber ideale Konkurrenz mit dem Vergehen des 8 352, 
II. 15/11 88. 18, 219; I. 28/4 81. 4, 227. 

133. Uber Zufammentreffen mit Urfundenfäljchung, wenn die zum 
Tatbeitande des Betrugd erforderliche Wermögensbeihädigung durch Ge— 
brauch einer gefälfchten Urkunde bewirkt wurde. IIL 8/12 80. 3, 95; 
I. 3/5 80. 2, 42. 

134. Kann Betteln unter Vorzeigung eines falſchen Legitimations— 
papierd im Sinne des $ 363 St. G. B.'s mit Betrug ideell konkurrieren? 
II. 8/4 92. 23, 43. 

135. Unter welchen Vorausſetzungen ift die wiſſentliche Hinter— 
ziehung von Steuern mitteld faljcher Deklaration nicht als Betrug, 
fondern nur als Steuerdelift zu ftrafen? II 29/10 80. 2, 405; 
Pl. 4/4 81. 4, 50; II. 13/7 86. 14, 293; I. 16/10 88. 18, 151; 
I. 21/11 98. 31, 354. 

136. Iſt der Brennereibefiger, welcher durch Vorſpiegelung falſcher 
Tatfahen gegenüber der Steuerbehörde eine Erhöhung jeine® Brannt- 
weinfteuerfontingent® zu erwirfen verjucht, wegen Betrugdverfuchd oder 
wegen Branntweinjtenerdefraudation zu bejtrafen? IV. 30/12 95. 28, 90. 

137. Iſt eine wiſſentlich unwahre Erflärung vor der preußifchen 
Erbichaftsiteuerbehörde über einen ftempelpflichtigen Unfall Betrugsverſuch 
oder Steuerdefraude. I. 2/7 94. 26, 48. 

138. Über das Zufammentreffen eines durch falſche Brandſchadens⸗ 
liquidation verübten Betrugs mit ſog. Verſicherungsbetrug im Sinne des 
$ 265 St. G. B.'s. I. 21/1 88. 17, 62. 
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1. Greift $ 264 auch Pla, wenn eine der Vorftrafen, weil Betrug $ 264 
mit einem ſchweren jtrafbaren Delikte ideell fonfurrierte, nur aus dem 
letzteres betreffenden Strafgefege erfannt worden war? III. 15/10 88. 

18, 193, 
2. &, weiter 88 244, 245, ©. 155f. 





1. Was bedeutet der Ausdruck „in betrügerifcher Abjiht*? Kann $ 265 
die Straftat auch von einem anderen als dem Verficherten jelbit begangen 
werden? IV. 9/12 92. 23, 352; I. 30/1 93. 23, 426. 

2. In welchem Verhältniſſe jtehen die Straftaten desjenigen, der 
jih de8 in 8 265 vorgejehenen Delift3 jchuldig gemacht und dann 
weiter in betrügerifcher Weife den Brandichaden zu hoch berechnet hat? 

II. 21/1 88. 17, 62. 


1. Iſt der Begriff von „Nachteil“ in 8 266 gleichbedeutend mit 8 266 
Bermögensbeichädigung im Sinne ded $ 263 St. G. B.'s? Gehört zum 
Zatbeitande der Untreue der wirkliche Eintritt eined Vermögensnachteils? 
Inwieweit fann ein Vermögendnadteil ſchon in einer Gefährdung ge— 
funden werden? III. 28/4 87. 16, 77; I. 21/3 89. 19, 80; II. 21/2 93. 
23, 430; I. 20/2 95. 27, 39. 

2. Was gehört zum jubjeltiven Tatbeitande der Untreue? Was iſt 
der Sinn von „abjihtlih“? II. 28/4 87. 16, 77; III. 28/1 80. 
1, 172; L 23/3 80. 1, 329; III. 20/9 86. 14, 401. 

3. Kann Eventualdolus ausreichen? II. 21/11 82. 7, 279. 

Nr. 1. 

4. Muß die Verneinung des Tatbeſtands des $ 266 aus dem 
Grunde, weil der angellagte Bormund bei Verwendung von Mündel- 
geldern zu eigenem Nutzen nicht abjichtlich zum Nachteile der Mündel 
gehandelt Habe, notwendig auch die Freiſprechung von der Beſchuldigung 
der Unterfchlagung zur Folge haben? III. 15/12 82. 7, 349. 

5. Gehört zu den Vormündern im Sinne der Nr. 1 aud) der nad) 
der preußifchen VBormundichaftsordnung vom 5. Juli 1875 beitellte Gegen 
vormund? Il. 15/10 80. 2, 345. 

6. Gehört dahin der nad) $ 1687 B.G. B.'s der Mutter bejtellte 
Beiltand? Fer. 13/9 02. 35, 338. 

7. Berübt der nad badifchem Landrechte als gejehlicher Bormund 
feiner Rinder fungierende Vater Untreue, wenn er das Rindervermögen, 
ohne Erſatz leiften zu können, für fich verbraucht? I. 17/1 87. 15, 211. 

8. Inwieweit gilt nad franzöliichem Rechte der das Vermögen 
feiner Kinder verwaltende Vater ald Vormund? I. 80/10 84. 11, 196; 
I. 10/11 87. 16, 307. 

9. Kommt der Beitellung jemandes ald Gegenvormundes Bedeutung 
zu, wenn die Borausfeßungen für Anwendung einer Bormundichaft über- 
haupt nicht vorliegen? I. 30/10 84. 11, 196. 

10. Liegt Untreue vor, wenn der VBormund nach Beendigung der 
Vormundihaft über das in feinen Händen befindliche, dem Mündel 
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ee Vermögen desjelben abfichtlich zu deſſen Nachteil ver— 
fügt? II. 17/8 88. 17, 241. 

11. ft die Anwendung des $ 266 Nr. 1 auögejchloffen, wenn der 
VBormund die den Gegenitand feiner Benachteiligungshandlung bildende 
Sache des Mündels jchon vor jeiner Beftellung zum Vormunde auf 
Grund eine mit feinem nachherigen Mündel geichlofjenen Bertragd in 
Verwahrung erhalten hat? II. 23/2 97. 29, 415. 

12. Kann der Vormund aus $ 266 Nr. 1 beftraft werden, wenn 
das abfihtlihe Handeln zum Nachteile des Bevormundeten in einer An— 
gelegenheit jtattgefunden hat, für welche dem legteren wegen Eollidierenden 
Intereſſes des Vormunds ein Pfleger beftellt worden ijt? III. 28/1 86. 
13, 333. 

13. Raun ein Bormund den Vorwurf der Untreue damit bejeitigen, 
daß er wegen follidierender Intereſſen rechtlich behindert geweſen jei, als 
Vormund tätig zu werden? J. 21/3 89. 19, 80. 

14. Macht ſich der Vormund, der bei der Nachforſchung nad dem 
außerehelihen Water ſeines Miündeld der Vormundſchaftsbehörde ver— 
ichmweigt, daß er jelbit das Kind im Ehebruche erzeugt hat, der Untreue 
ihuldig? I. 24/6 97. 30, 191. 

15. Sit der Vorſtand einer jtädtiichen Sparfaflenverwaltung in 
Preußen Kurator im Sinne der Nr. 1? IV. 7/4 93. 24, 109. 

16. Gehört der Aftererbpfleger des badiſchen Landrechts zu einer 
der in Nr. 1 aufgeführten Perfonenklafjen? Fer. 28/8 84. 11, 244. 

17. Gehört der Konfurdverwalter zu den in $ 266 Nr. 1 genannten 
Perjonen? II. 28/9 94. 26, 106. 

18. Wann liegt ein „Handeln zum Nachteil der anvertrauten Sache“ 
im Sinne des $ 266 Nr. 1 vor? IV. 8/11 92. 23, 280. 

Nr. 2. 

19. Wer ift Bevollmädtigter im Sinne der Nr. 2? Kommt die 
Eigenſchaft eine Bevollmächtigten auch dem zu, der Fraft feines Amts 
Rechtsgeſchäfte für eine andere Perjon vorzunehmen hat? Kommt dem 
fogenannten Agenten die Stellung eined Bevollmächtigten zu? III. 15/12 80. 
3, 283; I. 14/7 84. 11, 241; IV. 9/11 86. 15, 41; 111. 10/12 85. 
13, 195; II. 12/11 94. 26, 230. 

20. Beichränft ſich der Begriff der Vollmacht auf den Auftrag, ein 
Geichäft Ttatt des Auftraggeberd zu betreiben, oder umfaßt er auch den 
Fall, wenn der Beauftragte im eigenen Namen mit dem Dritten handeln 
fol? Hit ein Waldwärter kraft der ihm übertragenen Aufficht über den 
Wald Bevollmäctigter? II. 9/1 83. 7, 377. 

21. Sit ein VBollmachtöverhältnis anzunehmen, wenn jemand von 
einem anderen Wertpapiere zur Verpfändung für ein aufzunehmendes 
Darlehn leihweiſe überlafjen erhält? I. 13/7 87. 16, 241. 

22. Sit der Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft Bevoll- 
mächtigter dieſer Gefellichaft und feiner Mitgejellichafter? III. 3/6 89. 
19, 271; I. 17/11 92. 28, 315. 

23. Sind die Handlungsgehülfen und Handlungslehrlinge Bevoll— 
mächtigte ihres Prinzipal3? IV. 4/2 96. 28, 155. 
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24. Sind die Mitglieder des Vorſtandes fowie des Auffichtsrates 

einer Aftiengejellichaft Bevollmäctigte im Sinne des $ 266 Nr. 2? 
II. 21/11 82. 7, 279. 

25. Hat der Liquidator einer in Konkurs verfallenen Genoſſenſchaft 
der Gefamtheit der Genofjen gegenüber die Stellung eines Bevoll- 
mädtigten? IV. 30/4 89. 19, 184. 

26. Trifft der Begriff eines Bevollmächtigten auf die Beamten 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft zu? I. 15/11 80. 3, 35. 

27. Bindet 8 266 Nr. 2 Anwendung auf den Bevollmächtigten 
eines Konkursverwalters? II. 28/9 94. 26, 106. 

28. Müſſen die den Auftraggeber benachteiligenden Verfügungen 
zu den von dem Bevollmädjtigten fraft de3 erteilten Auftrags vorzu— 
nehmenden Gejchäften gehören? IV. 15/2 99. 32, 26. Vgl. IV. 4/2 96. 
28, 155. 

29. Fit die Anwendung des $ 266 Nr. 2 dadurch ausgeſchloſſen, 
dab zu der Zeit, da der Bevollmächrigte über Bermögensitüde des 
Machtgeberd zu defjen Nachteil verfügte, die Vollmacht widerrufen war? 
II. 4/6 86. 14, 184. 

30. Kann 8 266 Nr. 2 Anwendung finden, wenn der Beauftragte 
Kommiſſionär), welcher mit dem dritten Kontrahenten den Vertrag zwar 
für Rechnung des Auftraggebers, aber im eigenen Namen geſchloſſen hat, 
auf die aus diefem PVertrage entitandene Forderuug, nachdem er ſolche 
gegen den Dritten im eigenen Namen eingeflagt hatte, vergleichsweiſe 
verzichtet? III. 31/3 90. 20, 358. 

31. Kann in der Belaftung des Vermögens des Auftraggeber mit 
einer Schuldverbindlichkeit eine Verfügung über Vermögensſtücke im Sinne 
des 8 266 Nr. 2 gefunden werden? III. 4/2 84. 10, 72. 

32. Iſt der vom Konfurdverwalter zum Verkaufe von Waren der 
Konkursmaſſe Beauftragte der Untreue jchuldig, wenn er bei vorliegen- 
dem höheren Gebote zu einem niedrigeren Preije fauft? II. 28/9 94. 
26, 106. 

33. Kann ein Bevollmäcdtigter Untreue dadurch verüben, daß er 
einem Dritten ein Beſitz- und Burüdbehaltungsreht an Depoticheinen 
(Bemweisurfunden, Legitimationspapieren) ſeines Auftraggeberd einräumt? 
II. 28/9 94. 26, 111. 

34. Sit dad in den Händen des Acceptanten oder feines Bevoll- 
mächtigten befindliche Wechjelaccept ein Vermögensſtück des Acceptanten 
im Sinne de8 8 266 Nr. 2? II. 9/5 84. 10, 385; III. 1/3 86. 
18, 376; II. 4/6 86. 14, 184; I. 17/11 92. 28, 315. 

35. Begeht der Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft Untreue 
dadurch, daß er, abgejehen von den Unterjchriften, ausgefüllte Wechjel 
an eigene Ordre mit der Firma der Gejellichaft als Ausjtellerin und 
Indofjatarin verjieht und die Wechjel jodann im eigenen Intereſſe weiter 
gibt, bevor fie mit dem Mccepte des Bezogenen verjehen waren? 
I. 10/11 94. 26, 246. 

36. Inwieweit kann Untreue als verübt angenommen werden, wenn 
Zahlung an den Angeklagten für Rechnung ſeines Auftraggebers durd) 
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Girozahlung auf ein Bankguthaben des Angellagten erfolgt ift und An— 
geflagter fodann über das Bankguthaben zu eigenem Nußen verfügt? 
III. 12/2 91. 21, 364. 

37. Wer erwirbt das Eigentum an dem auf Grund einer Poſt— 
anweifung ausgezahlten Gelde? 

Kann ein Bevollmädtigter Untreue begehen dur Verfügung über 
eine ihm und dem Auftraggeber gemeinschaftlich gehörige Sadje? 

Inwieweit fann der der Untreue Bejchuldigte einen Einwand daraus 
herleiten, daß er fich für Forderungen an den Auftraggeber babe bezahlt 
machen dürfen? IV. 10/6 90. 20, 436. 


38. Wird eine Sache ein Vermögensſtück des Machtgebers ſchon in 
dem Augenblide, da der Stellvertreter die Sache, welche er auftrags— 
gemäß im eigenen Namen gekauft hat, von dem Verkäufer mit der Ab- 
ficht überliefert erhält, Beſitz und Eigentum auf die Perjon des Stell— 
vertreterd zu übertragen? Macht ſich der in einem ſolchen alle die 
Auslieferung der Sache verweigernde Stellvertreter einer Untreue ſchuldig? 
II. 25/6 80. 2, 186. 


39. Über die Frage des Eigentumserwerbs f. weiter noch 8 246. 
40. Set der Begriff der „Verfügung über ein Vermögensſtück“ 
ſchlechterdings eine pofitive Tätigkeit des Bevollmächtigten voraus? Kann 
eine folhe Verfügung in der bloßen vorjäglichen Verzögerung der Ab— 
lieferung des für den Auftraggeber vereinnahmten Geldes gefunden werden? * 
III. 26/1 85. 11, 412. 


41. Sit der Verkauf eines Verjagicheind eine Verfügung über die 
verfegte Sache jelbit? I. 19/1 99. 31, 436. 

42. Iſt der Begriff einer Verfügung zum Nachteile des Auftrag- 
geberd ausgejchlojien, wenn diejer für dad vom Bevollmächtigten hin— 
gegebene Vermögensſtück einen Gegenitand von gleichem Werte empfängt, 
oder fommt e& darauf an, ob es möglich war, einen höheren Wert zu 
erlangen? II. 6/7 80. 2, 215. 


43. Kann der Tatbeitand der Untreue darin gefunden werden, daß 
die Vorjtandsmitglieder eines freien Perfonenvereins durch Erſchleichung 
verfälichter Beichlüffe einer ftatutenwidrig zufammengejegten General- 
verfammlung der VBereingmitglieder die Liquidation des Vereins und Vereins— 
vermögen® herbeiführen? III. 25/4 92. 23, 97. (III. 20/9 86. 14, 401.) 

44. Können Minderjährige, welche nad) civilrechtlihen Grundſätzen 
in ihrer Handlungsfähigfeit beichränft find, als Bevollmädtigte Untreue 
im Sinne des 8 266 Nr. 2 verüben? I. 30/1 90. 20, 262. 

45. Sit der Rechtsanwalt, der auf Grund einer Vollmacht feiner 
Partei von deren Schuldner Zahlungen entgegengenommen und die em— 
pfangenen Gelder unterjchlagen bat, außer wegen Unterſchlagung auch 
wegen Untreue zu bejtrafen? I. 20/2 99. 32, 30. 

46. Konfurriert Untreue ideell mit Unterſchlagung? Kann der 
Vater, der als gejeßlicher Vormund feiner Rinder aus $ 266 Nr. 1 
wegen Untreue angeflagt ijt, Straflofigfeit auf Grund des $ 247 St. G. B.'s 
in Anfpruch nehmen? I. 24/11 87. 16, 343. 
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47. . Begeht der Beamte einer Privatbank, der für ihn sefbjt ans 
geſchaffte Wertpapiere wegnimmt, veräußert und fi der BZahlungspflicht 
durch une entzieht, Untreue? 1. 25/2 01. 34, 181. 

©. zu $ 266 aud) 32, 259. 

N Bat dh nit ee Urtundenfälfhung. 

Urfunde. 8 267 

1. Üüber den EN Begriff von Urkunde. Genügt ed, daß 
der betreffende Gegenjtand zur Feititellung einer Tatſache geeignet iſt, 
oder muß er dazu bejtimmt fein? Muß die Tatjache, die durch die 
Urkunde bewiefen werden kann, von rechtlicher Erheblichkeit fein? II. 23/1 80. 
1, 162; II. 9/2 81. 4, 4; II. 19/5 82. 6, 289; IL. 25/11 82. 
7, 252; III. 22/10 83. 9, 141; II. IL. 19/12 87. 17, 103; II. 1/4 89; 
19, 113; IV. 25/10 89. 20, 6; I. 29/12 00. 34, 53; I. 8/2 01. 34,131. 

2. Begriff einer Urkunde. Iſt Namendunterfchrift notwendig? Muß 
die Unterfchrift vom Träger de3 Namens felbjt vollzogen werden? Kann 
dur das fäljchliche Anfertigen einer Kopie in Verbindung mit dem zum 
Zwecke der Täufhung erfolgten Gebräuche diejer Kopie Urkundenfälſchung 
begangen werden? III. 3/12 94. 26, 270, 

3. Kommt der unbeglaubigten Abjchrift einer öffentlichen Urkunde 
Urkundenqualität zu? IV, 3/10 93. 24, 281. 

4. Sit Die telegraphiich übermittelte Depeſche am Ankunftsorte 
eine Urkunde? Pl. 6/3 83. 8, 92. 

5. Kann als Urkunde ein fogenanntes „Beibuch“ angejehen werden, 
d. h. ein Bud, in dem ein Gewerbetreibender feine an einen beitimmten 
Kunden gemachten Warenlieferungen verzeichnet? IV. 7/6 98. 31, 175 
(f. unten Nr. 133, ©. 198). 

6. Unter ſolchen Borausfeßungen können Druderemplare einer Er- 
klärung den Gegenſtand einer Urfundenfälfchung bilden? II. 26/1 97. 29,357. 

7. Unter welden Borausjegungen wird dur den Anfchlag mit 
dem Waldhammer eine Urkunde geichaffen? III. 12/4 94. 25, 244. 

8. Kommt der mit Abjtempelung verbundenen Durchlochung einer 
Bahnfteigkarte Urfundenqualität zu? IV. 23/10 96. 29, 118. 

9, Wird dur mißbräudlihe Wiederverwendung von Stempel- 
marken oder Pojtwertzeichen nach Befeitigung des Entwertungsvermerfs 
Urkundenfälfchung verübt? IV.11/4 99. 32, 116; 1.18/11 97. 30, 329; 
II. 19/11 88. 18, 286. 

b) Öffentliche Urkunde. 

10. Begriff der öffentlichen Urkunde. IL 26/6 83. 8, 372; 
I. 21/5 83. 8, 409; I. 10/3 84. 10, 192; IV. 18/7 88. 18, 76; 
IV. 21/6 89. 19, 352; II. 5/4 95. 27, 145; IV. 7/5 97. 30, 118; 
III. 8/11 97. 30, 369. 

11. Inwieweit iſt das Vorhandenjein einer öffentlihen Urkunde 
durch einen Mangel in der Form ausgejchlojfen? I. 10/1 84. 10, 35; 
IV. 24/6 85. 12, 331; III. 31/5 86. 14, 175; IV. 3/10 93. 24, 281; 
II. 23/10 94. 26, 158; IV. 6/10 96. 29, 92; IV. 7/5 97. 30, 118. 

12. Sit es zuläflig, daß ein Beamter feinen Namen unter eine 
öffentliche Urkunde durch einen Dritten jchreiben läßt? II. 8/4 81. 4, 69. 
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13. Über einzelne Arten öffentlicher Urkunden ſ. auch $ 271 Nr. 24ff. 
©. 205ff., $ 348 Nr. 15ff. ©. 252 ff. 

14. Sit als öffentliche Urkunde anzufehen: ein Schriftftüd, welches 
die Ladung eined Angeklagten zur Hauptverhandlung enthält, auch wenn 
ed nicht von dem Staatdanwalte, fondern von dem Borjißenden des 
Gerichts ausgeftellt und unterzeichnet ijt. IV. 13/7 88. 18, 76. 


15. — ein nit mit dem Namen eines Richter unterjchriebener 
Zahlungsbefehl im Mahnverfahren? IV. 17/6 92. 23, 205. 
16. — ein Haftbefehl der Staatdanmwaltihaft? Wie muß er be— 


ihaffen fein? IV. 10/12 86. 15, 110. 

17. — die in $ 23 der Gebührenordnung für Gericht3vollzieher 
vom 24. Juni 1878 vorgeſchriebene Rojtennote? I. 4/3 89. 19, 62. 

18. — die Zuftellungsbejcheinigung, die von einem formlos beitellten 
Zuftellungsbeauftragten ohne ausdrüdliche Beifügung eine Amtscharakters 
vollzogen ijt, wenigjtens dann, wenn das Schriftitüd mit anderen zweifellos 
öffentlichen Urkunden äußerlich verbunden ijt? III. 15/6 85. 12, 270. 

19. — das notarielle Wechjelprotejtregiiter? IL. 7/5 80. 1, 426. 

20 — das Protokoll, dad der Schied$mann nicht in das nad) der 
preuß. Schied8manndordnung vom 29. März 1879 vorgejchriebene Proto= 
follbuch eingetragen hat? IV. 6/10 96. 29, 92. 

21. — die von einem gerichtlihen Dolmetſcher angefertigte Über- 
feßung einer in fremder Sprache ausgejtellten Geburtsurkunde, welche 
dem Standesbeamten zum Zwecke des Nachweiſes eined Eheerfordernifjes 
von einem Verlobten überreicht wird? IL. 29/11 81. 5, 255. 

22. — eine Pojtanweifung? IV. 14/4 93. 24, 130. 

23. — der Abjchnitt einer Poſtpaketadreſſe zu einer unfranfierten 
Sendung, wenn auf ihm der vom Bojtbeamten bezeichnete Portobetrag 
vermerkt ift? I. 15/6 85. 12, 323. 

24. — die von einem Poſtbeamten in einem Poſteinlieferungsbuch 
ohne Namendunterjchrift erteilte Quittung? III. 8/11 97. 30, 369. 

25. — der auf einem Briefumſchlage aufgedrudte Pojtitempel. 
I. 16/12 97. 30, 381. 


26. — die Fahrkarte einer mürttembergiichen Staat3eijenbahn ? 
I. 21/5 83. 8, 409. 
27. — die Monatdfarte einer preußiſchen Staatdeifenbahn? 


II. 12/11 95. 28, 42. 

28. — die zum zollamtlihen Verſchluß dienende Plombe? Sit 
ihre Übertragung auf ein andered Zollſtück Herjtellung einer faljchen 
öffentlichen Urkunde? I. 28/12 85. 18, 193. II. 1/2 87. 15, 214. 


29. — der Reviftiondvermerf der Steuerbeamten auf den Betrieb3- 
plänen der Brennereien? IV. 21/6 89. 19, 352. 
30. — die auf Grund de 8 16 des Braufteuergejeke® vom 


31. Mai 1872 der Steuerhebeitelle eingereichte und dort mit Duittung 
über die entrichtete Steuer verjehene Brauanzeige, insbeſondere bezüglich 
des in ihr deflarierten Bierzugs? I. 25/6 91. 22, 90. 
31. — der Impfſchein und die Impfliſte? II. 28/4 96. 28, 332. 
32. — ein vom zuftändigen Revifor in der vorgejchriebenen Form 
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ausgeſtelltes Urſprungszeugnis, das der Viehtransporteur nach einer auf 
Grund des Viehſeuchengeſetzes getroffenen Anordnung bei ſich zu führen 
hat? Iſt ein ſolches Zeugnis weder öffentliche noch Privaturkunde, wenn 
das Dienſtſiegel vorſchriftswidrig fehlt? IL. 23/10 94. 26, 158. 

33. Iſt al3 öffentliche Urkunde anzufehen: das von einem Bürger: 
meijter in Lothringen über die Seuchenfreiheit einer Ortſchaft zum Zwecke 
eined Biehtransport3 formgereht ausgeitellte Zeugnis? I. 22/3 00. 
33, 217. 

34. — ein Fleifhbeihaubuh und ein Atteſt (Gefundheitsjchein 
oder fonftige Beſcheinigung) des Fleiſchbeſchauers? I. 22/10 88. 9, 189; 
IL. 27/1 88. 17, 94; I. 2/5 89. 19, 197. 

35. — ber von einem Fleiſchbeſchauer zur Konſtatierung der Unter- 
ſuchung des Tleifches bewirkte Stempelabdrud, aud; dann, wenn Die 
Stempelabdrüde nad Inhalt und Form den bejtehenden Vorſchriften nicht 
entjprechen? IV. 22/9 96. 29, 67. 

36. — ein in Preußen nad) Maßgabe der bejtehenden Regierungs- 
verordnungen audgejtellter jog. Wildſchein? IL. 1/2 01. 34, 114. 

37. — ein amtlider Eichſtempel? Sit die Einfügung eined echten 
Eichſtempels in eine amtlich nicht geeihte Wage fälſchliche Anfertigung 
einer öffentlichen Urkunde? I. 9/1 93. 23, 379. 

38. — die auf Grund des Invaliditätd- und Altersverſicherungs— 
geſetzes ausgefertigte Duittungsfarte, und zwar jchon vor Einflebung 
von Verfiherungsmarten? IV. 17/6 92. 23, 178; IL 6/12 92. 23, 335; 
Iv. 27/10 98. 24, 348. 

39. — die Genehmigung, die ein Kreisdireftor in Elſaß-Lothringen 
einer Gemeinde in einer Kirchenbaufahe zu einer von den normierten 
Bedingungen abweichenden Zahlung erteilt Hat? I. 23/4 88. 17, 328. 

40. — ein im Geltungsbereiche des preußifchen Landrechts vom 
Plarrer einer Fatholifchen Kirchengemeinde ausgeftellter Taufſchein? 
Iv. 8/12 96. 29, 241. 

41. — die von einem Schulzen oder Schöffen einer weitpreußijchen 
Dorfgemeinde unter Beidrüdung des Gemeindefiegeld ausgeſtellte Schrift, 
in der einem gegen Brandichaden Verjicherten behufs Erhebung der Ber- 
fiherungsfumme die Wiederaufrichtung eines abgebrannten Gebäudes be— 
zeugt wird? II. 3/6 81. 4, 246. 

42. — der von einem Gemeindevorjteher im Geltungsbereiche der 
preußifchen Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 bewirkte Beglau- 
bigungsvermerf einer Abjchrift? IV. 19/4 98. 31, 110. 

43. — die Entlaftungderflärung eined im Gebiete der preußifchen 
Landgemeindeordnung vom 14. Upril 1856 zur Prüfung einer Gemeinde— 
rechnung gewählten Ausſchuſſes? II. 13/3 85. 12, 91. 

44. — die von einem nafjauifchen Gemeinderechner über Leitungen 
an die Gemeinde ausgeitellte Quittung? I. 10/3 84. 10, 192. 

45. — die in einem Militärpaß eingetragene Befcheinigung des 
Bezirksfeldwebels über Meldungen von Mannfchaften des Beurlaubten- 
ftande3? IV. 28/6 01. 34, 302. 

46. — eine Urkunde, die in Preußen von einem Herzoglid an— 
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haltiſchen Oberförſter über Berechtigungen in einem ihm anvertrauten, 
zum Herzoglidhen Hausfideikommiß gebörigen, in Preußen gelegenen Walde 
ausgeftellt ift? II. 26/6 83. 8, 372. 

ec) Zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erhebliche Privaturkunden. 

47. Begriff von „Privaturfunde“. IL. 30/10 82. 7, 194. 

48. Wa3 bedentet „erheblich zum Beweiſe von Rechten oder Rechts— 
verhältnifien“? Bezieht fi der Ausdrud nur auf Privatrecdhte, oder 
auch auf Rechte öffentlichen Charafter8? Genügt ed, wenn ein Rechts— 
verhältniS auf Grund der Urkunde in Verbindung mit anderen Beweiſen 
klar gejtellt werden kann? II. 20/1 80. 1,155; III. 4/2 80. 1, 298; 
I. 31/1 81. 4, 3; II. 22/9 82. 7,47; III. 12/3 88. 8,187; IL 29/10 84. 
11, 183; III. 18/5 93. 24, 192; I. 13/2 02. 365, 117. 

49. Sept die Beweiserheblichfeit im Sinne des 8 267 voraus, daß 
der Augjteller der Urkunde al durch fie verpflichtet erſcheint? IV. 10/4 88. 
17, 298. 

50. Kann die Vorausſetzung als gegeben angenommen werden, wenn 
die Urkunde die Ausübung eines privaten Rechts beweilt? Trifft ein 
Gleiches zu, wenn es fih um die Ausübung eines allgemeinen ſtaats— 
bürgerlihen Rechts handelt? IV. 12/3 95. 27, 91. 

51. Genügt e8, wenn die Urkunde unabhängig von den konkreten 
Umftänden objektiv an ſich geeignet ift, Beweis für Rechte. oder Rechts— 
verhältniffe zu liefern? I. 3/6 80. 2, 173; IV. 13/6 93. 24, 210. 

52. Unter welchen Vorausfeßungen kann eine bloße Namendunter: 
ichrift al& eine im Sinne des $ 267 beweiserhebliche Urkunde angefehen 
werden? II. 19/5 82. 6, 289; III. 23/5 92. 23, 218. 


53. Muß aus dem Inhalte oder Wortlaute der Urkunde die Perjon 
des Ausſtellers erhellen? II. 29/10 84. 11, 183; III. 26/10 85. 13, 71; 
III. 19/10 91. 22, 182; III. 3/12 94. 26, 270; IV. 7/5 97. 30, 118. 


54. Liegt eine beweiserhebliche Privaturfunde vor, wenn der unter 
dem Schriftjtüde befindlichen Unterjchrift einer Firma ein p. vorgejegt ift? 
II. 5/3 01. 34, 205. 

55. Kann ein Scriftitüd, deſſen Unterjchrift in einer Kollektiv— 
bezeichnung bejteht, al3 eine zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsver— 
bältniffen erhebliche Privaturfunde angejehen werden? IV. 28/1 02. 
35, 94, 

56. Iſt die Unterjchrift für die Heritellung einer im Sinne des 
$ 267 beweiserheblichen Urkunde weſentlich? II. 9/2 81. 4, 4; 
il. 29/10 84. 11, 183. 

57. Kann eine Urfunde, welde auf dem Wege der mechanifchen 
Vervielfältigung, namentlih des Druds, hergeſtellt und nur mit einer 
gedructen Unterſchrift verjehen ijt, für eine beweiserhebliche Privat— 
urfunde im Sinne des 8 267 angejehen werden? III. 20/3 84. 10, 304; 
III. 26/10 85. 13, 71; IV. 11/12 85. 13, 168; III. 13/11 90. 21, 188: 
II. 96/1 97. 29, 357; Ill. 3/12 94, 26, 270. 

58. Kann ein unterfreuztes Schriftſtück als eine beweiserhebliche 
Urkunde im Sinne des $ 267 angefehen werden? IV. 21/6 92. 23, 180. 
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59. Kann in einer bloßen Blechmarfe, in einem Stempelabdrucde, 
in der Anbringung einer Nummer, in dem Anjchlage mit dem Wald» 
hammer eine bemeiserhebliche Urkunde im Sinne des $ 267 erfannt 
werden? I. 31/1 81. 4, 3; III. 31/5 86. 14, 175; II. 19/4 88. 
17, 352; II. 12/4 94. 25, 244; III. 29/1 96. 28, 152. 


60. Kann in einem — oder Blankoindoſſamente auf 
einem Wechſel eine beweiserhebliche Urlunde im Sinne des $ 267 er— 
kannt werden? III. 28/10 82. 7, 183; III. 18/5 98. 24, 192. 

61. Inwieweit fann ein fchriftliches unbefchtworened Privatzeugnis 
eine beweiserhebliche Urkunde im Sinne des $ 267 bilden? III. 12/3 83. 
8, 187; III. 8/4 89. 19, 174; II. 21/2 96. 28, 227. 

62. Iſt nad) der preußifchen Stempelgejeßgebung dem Datum jtempel- 
pflichtiger Urkunden die Beitimmung gegeben, zum Beweiſe fiskaliſcher 
Rechte zu dienen? it ed für den Tatbejtand der Urkundenfäljhung von 
Bedeutung, wenn jemand bei der Anderung des Datumd einer ftempel- 
pflichtigen Urkunde zwecks Abwendung einer Stempelftrafe nur aus Irr— 
tum annimmt, daß Die gejepliche Friſt zur Nachbringung des Stempels 
abgelaufen ſei? Iſt bei einer Anderung des Datum einer ftempel- 
pflichtigen Urkunde der Tatbeitand der Urkundenfälihung ausgeſchloſſen, 
wenn die Kontrahenten fchon vorher übereingefommen waren, daß ber 
beurfundete Vertrag feine Gültigkeit haben folle? II. 1/11 87. 16, 262; 
II. 3/11 93. 24, 358; III. 5/7 00. 33, 333. 

63. Liegt eine Falſchung in der zur Abwendung einer Stempel— 
ſtrafe vorgenommenen Änderung des Datums eines unterſchriebenen Voll— 
machtsformulars? IV. 6/3 88. 17, 205. 

64. Fit eine Urfundenfälihung darin zu finden, daß die Kontrahenten 
eined nad der preußifchen Stempelgejeßgebung ſtempelpflichtigen Vertrags, 
um fi) der verwirkten Stempeljteuerjtrafe zu entziehen, den früher ab- 
gefchlofjenen Vertrag aufheben, die Vertragsurkunde fafjieren und ſoſort 
einen neuen, vom Tage des zweiten Vertragsſchluſſes datierten, im 
übrigen dem aufgehobenen gleichlautenden Vertrag abſchließen und be- 
urfunden? III. 13/1 90. 20, 192. 

65. Fit vom Richter die Tatfrage darüber zu enticheiden, ob eine 
Urkunde zum Beweife von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheblich it? 
II. 28/6 81. 4, 341. 

66. Iſt die Eigenjchaft der Erheblichfeit für den Beweis von Nechten 
oder Nechtöverhältnijfen anzunehmen bei einer dem Gerichte eingereichten 
ihriftlichen Klage? II. 20/1 80. 1, 155. 

67. — bei einem Eifenbahn: Frachtbriefe? Il. 18/12 80. 3, 169. 

68. — bei der von einem gerichtlihen Dolmetſch angefertigten 
Überfegung einer Geburtsurkunde, die dem Standesbeamten zum Nach— 
weife eined Eheerfordernifjes überreicht wird? II. 29/11 81. 5, 255. 


69. — bei einer zur Glaubhaftmahung de3 Arreftgrundes dem 
Arreftgefuche beigefügten Bejcheinigung? II. 16/12 81. 5, 262. 
70. — bei einer Urfunde, in welcher jemand der Staatdanwalt- 


ihaft gegenüber das Gejtändnis einer Straftat ablegt? II. 22/9 82. 7,47. 
Gen.Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV. 18 
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71. Iſt die Eigenfchaft der Erheblichkeit für den Beweis von Rechten 
oder Nechtöverhältniffen anzunehmen bei dem Pfandfcheine einer Leih— 
anftalt binfichtlich de8 Wertanjchlags des Pfandgegenftandes? I. 19/10 82. 
7, 422. 

72. — bei einem Briefe, welcher im Falle der Echtheit Beweis 
für eine vom Verfaſſer gegen den Adreſſaten verübte Beleidigung liefern 
würde? III. 12/3 83. 8, 187. 

73. — bei einer Urkunde, durch welche der angeblihe Ausſteller 
einen anderen ermächtigt, dem Uberbringer einen in Wirklichkeit nicht 
eriftierenden Gegenjtand auf Kredit fäuflich zu überlafjen? II. 1/6 883. 
8, 351. 

74. — bei den Brauregiftern firierter Brauer? III. 20/12 83. 
10, 11. 

75. — bei dem Kouvert eined von der Poſt beförderten Briefes? 
III. 16/3 85. 12, 170. 

76. — bei der von einem gerichtlich verpflichteten Hypothekenſchätzer 
in Bayern über den Wert von Liegenichaften behufs Pfandbeitellung ab— 
gegebenen Erklärung, wenn dieje nicht als Beilage zu hypothekenamtlichem 
Protokolle oder zu einer Notarurfunde genommen ift? I. 26/11 85. 
13, 112. 

77. — bei einer nah $ 636 C. P.O. vom 30. Januar 1877 
im Mahnverfahren erfolgten Ladung zur mündlichen Verhandlung? 
IV. 19/3 86. 14, 2. 

78. — bei dem Abjchnitte einer Poitpafetadrefje bezüglich der An— 
gabe des Namens des Abſenders? III. 9/2 88. 17, 141. 

79. — bei dem Abſchnitte einer Poſtanweiſung bezüglich ded dom 
Abjender darauf gejchriebenen Datums der Einzahlung? I. 23/1 02. 
35, 80. 

80. — bei dem über den Tag der Einlieferung einer Poftfendung 
vom Abfender felbit in feinem Einlieferungsbuche gemachten Eintrage? 
I. 28/4 02. 35, 218. 

81. — bei der Bezeichnung der Verpackung einer Ware mit der 
Firma und dem Handeldniederlafjungsorte des Verſenders? ILL. 12/3 88. 
17, 282. 

82. — bei einem ärztlichen Rezepte? II. 12/10 88. 18, 149. 

83. — bei einer jchriftlihen Erklärung des Vaters, daß er zu 
dem Gefindedienfte feined minderjährigen Kindes die Genehmigung erteile? 
II. 8/7 90. 21, 56. 

84. — bei jchriftlihen Schulverfäumnis-Entjhuldigungen, welche 
die Eltern ausjtellen? IV. 28/11 90. 21, 187. 

85. — bei einer von bereideten Taxatoren gefertigten Taxe eines 
Grundſtücks? IV. 14/4 93. 24, 114. 

86. — bei einem Schriftjtüde, worin die Zurüdnahme eines Straf: 
antrags erflärt wird, wenn die Straftat, auf die ſich die Erklärung be- 
zieht, fein Antragdvergehen ijt? IV. 13/6 93. 24, 210. 

87. — bei dem von einem privaten Sachverſtändigen außergericht- 
ih und umeidlich abgegebenen Gutachten? II. 20/11 93. 24, 395. 
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88. Sit die Eigenſchaft der Erheblichkeit für den Beweis von Rechten 
oder Nechtöverhältniffen anzunehmen bei dem mit der Unterjchrift des 
Poſtboten verfehenen Vermerfe auf einem unbeftellbaren Briefe „Adrejjat 
verjtorben“? II. 2/10 94. 26, 118. 

89. — bei den von der Verwaltung des Totalifatord ausgegebenen 
Zidet3? III. 10/12 94. 26, 302; IV. 2/6 96. 28, 401. 

90. — bei einem Schriftftüde, in welchem gegen die Erteilung 
einer Schanferlaubnis Widerſpruch erhoben wird? IV. 12/3 95. 27, 91. 

91. — bei einer im Geltungäbereihe der preußifchen Vormund— 
Ihaft3ordnung vom 5. Juli 1875 von einer Privatperfon an das Vor— 
mundjchaftsgericht gemachten Anzeige von Tatſachen, welche ein Einſchreiten 
des Vormundſchaftsgerichts erfordern? II. 17/5 95. 27, 239. 

92. — bei der Anzeige einer ftrafbaren Handlung bei einem Militär: 
gerihte? IL. 20/12 95. 28, 75. 

93. — bei der Beicheinigung, weldhe von einem öffentlichen Fleiſch— 
beichauer ausgeſtellt worden ijt, um in einer preußifchen Stadtgemeinde, 
welche Schlachthäuſer mit Schlachthauszwang errichtet hat, die Einfuhr 
von Fleiſch zu ermöglichen? II. 21/2 96. 28, 227. 

94. — bei den in Militärpäffen eingetragenen Bejcheinigungen 
über Meldungen? IV. 7/5 97. 30, 118. 

95. — bei den ſchriftlichen Ausfünften eines gewerbsmäßigen Aus— 
funftöbureaus? IL 1/3 98. 31, 59. 

96. — bei einer an die zujtändige Militärbehörde gerichteten Ans 
zeige, daß jemand recht3widrig der Einberufung zu einer militärischen 
Kontrollverfammlung nachgefommen jei? 

— bei einer dem militäriihen Vorgeſetzten gemachten Mitteilung 
von Tatjachen, die zur Burüdweifung eines Urlaubsgejuches führen 
fönnen? IL 21/4 99. 32, 1383. 

97. — bei der Anbringung von Namenszügen auf Gemälden? 
I. 29/12 00. 34, 53. 

98. Können Vermerfe, durch welche in einer faufmännifchen Kladde 
die geſchehene Übertragung des betreffenden Poſtens in das Hauptbuch 
dokumentiert wird, als beweiserhebliche Privaturkunden angeſehen werden? 
IL 8/2 01. 34, 131. 

99. Sit das an die Redaktion einer Zeitung gerichtete chriftliche 
Erſuchen um Aufnahme einer Berichtigung eine zum Beweiſe von Rechts— 
verhältnifjen erheblihe Urkunde? II. 18/2 00. 33, 137. 

100. Kann an den Bifferblättern von Sontrolluhren Urkunden 
fälfchung begangen werden? I. 11/7 01. 34, 435. 

d) Berfälfchen, fälſchlich anfertigen. 

101. Sept der Begriff des „Verfälſchens“ eine echte Urkunde 
voraus? Kann eine fäljchlih angefertigte Urkunde verfälfcht werden? 
II. 8/4 81. 4, 69; II. 8/11 81. 5, 151. 

102. Iſt die mit dem Namen eined anderen unter deſſen Bus 
ftimmung audgeftellte Urkunde al3 unecht anzufehen, wenn die Zuftimmung 
rechtlich — iſt? Hat im Geltungsbereiche des preußiſchen Land— 

13* 
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Zuſtimmung des Namensträgers rechtliche Wirkſamkeit? II. 8/11 81. 
5, 151. 

103. Sit die Zuftimmung eines anderen dazu, daß eine Urfunde 
mit feinem Namen unterzeichnet wird, geeignet, den Tatbeſtand der Ur— 
fundenfälfhung auszuſchließen, wenn die Zuftimmung zweds Täufhung 
im Nechtöverfehre erteilt ift? IL. 20/11 94. 26, 220; I. 18/2 92. 
22, 377; I. 14/11 87. 16, 325. 

104. Liegt in der unberechtigten Anderung einer Urfunde eine 
Verfälſchung aud dann, wenn der veränderte Inhalt der Wahrheit ent- 
ſpricht? Wann ift die Änderung eine unberechtigte? L 17/1 81. 3, 324; 
II. 14/12 81. 5, 259. 

105. Iſt die Annahme der fäljchlihen Anfertigung einer Urkunde 
dadurch audgefchloffen, daß da®, was die Urkunde zu bemeifen geeignet 
ift, einer wahren Tatſache entjpricht? II. 13/10 92. 23, 249. 

106. Können Handelsbücher Gegenstand einer Urkundenfälſchung 
jein? Begründet die Veränderung eined Eintrag$ in dem eigenen Handels- 
buche in einen ſolchen mit unrichtigem Inhalte und der demnädhitige 
Gebrauch des Handelsbuchs eine Urkfundenfälfhung? III. 9/2 81. 4, 4; 
I. 28/1 82. 5, 430, , 

107. Kann von einem Vollkaufmanne durch Anderung an zurüd- 
behaltenen Abjchriften von Handeläbriefen Urkundenfälfhung begangen 
werden? II. 27/2 02. 35, 145. 

108. Worin befteht das Weſen der falfchen Anfertigung ciner 
Privaturfunde? Kann eine falfche Anfertigung darin gefunden werden, 
daß ſich jemand bei der Unterzeichnung einer Urkunde eine ihm nicht 
zufommende Eigenſchaft beilegt? IH. 14/12 81. 5, 259. (©. aud) 
II. 21/5 95. 27, 276.) 

109. Kann eine unechte Urkunde als hergeſtellt angenommen 
werden, wenn eine unverheiratete Ausftellerin als Ehefrau unterzeichnet? 
IV. 26/8 97. 30, 48. 

110. Sit die Anfertigung einer falfchen Urkunde anzunehmen, wenn 
jemand einen Ched bei der Einlöfung entgegen der vom Chedausgeber 
getroffenen Beſtimmung mit einem ihm nicht zufommenden Namen unter— 
zeichnet? II. 20/6 02. 35, 303. 

111. It die Annahme einer Fälſchung ausgejchloffen, wenn der, 
welder die Urkunde unter einer falſchen Namensbezeihnung außftellt, 
ihon vorher fich den falfchen Namen beigelegt hat und durch die Fälſchung 
nur die Schon vorher bewirkte Täufchung unterhalten will? III. 11/1 86. 
13, 245. 

112. Sit die Annahme einer Urfundenfälfhung ausgefchlofjen, 
wenn eine Urkunde unter dem Namen einer gar nicht eriftierenden Perfon 
ausgeſtellt wird? II. 8/11 81. 5, 151; III. 12/3 88. 8, 187. 

113. Kann in der Beichädigung einer Urkunde zugleich eine Fäl— 
ihung gefunden werden? Worin liegt der rechtliche Unterſchied von 
Beihädigung und Fälſchung? IL 4/3 81. 3, 370; IV. 25/10 89. 20, 6. 

114. Inwiefern kann Urkundenfälihung verübt werden durch Unter 
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zeihnung einer Urkunde mit dem richtigen Namen, namentlich auch da= 
durch, daß die eine Urkunde mit dem Rufnamen, eine zweite mit einem 
anderen Vornamen unterzeichnet wird? I. 9/5 81. 4, 157; II. 15/12 85. 
13, 171; IL. 21/5 95. 27, 277. 

115. Was iſt unter Echtheit einer Urkunde zu verjtehen? Wird 
die Echtheit durdy die Unwahrheit des Inhalts beeinträchtigt, oder da— 
durch, daß der Unterzeichner duch Täufhung über den Inhalt zur Unter: 
zeichnung der Urkunde veranlaßt worden ift? I. 31/3 84. 10, 273; 
II. 1/2 84. 10, 68; III. 12/3 83. 8, 187; III. 1/2 82. 5, 410. 


116. Über Änderung des Datums in Urkunden, die nad) preußifchen 
Geſetzen ftempelpflichtig find, j. oben Nr. 62—64 ©. 193. 

117. Macht fi einer Fälſchung jchuldig, wer zur Verdedung einer 
Steuerdefraude feine — ihm vom Unterjuhungsrichter zum Beſitz über: 
faffenen — Gejchäftsbücher ändert? IIl. 5/7 00. 33, 333. Bgl. 
III. 1/5 80. 2, 33. 

118. Kann die Beifügung eines Domizilvermerf3 durd den Nehmer 
eined® Blankoacceptes eine Urfundenfälihung begründen? II 20/9 81. 
4, 410. 

119. Unter welchen Vorausfegungen wird durch die Anderung eines 
Eintrags in dem Brauregijter eines firierten Brauerd Urkundenfälfchung 
verübt? IIL 20/12 83. 10, 11. 

120. Unter welhen Borausfegungen Tiegt in der Unterzeichnung 
einer Quittung von jeiten de Empfängerd einer Zahlung mit einem 
falihen Namen eine Urkundenfälihung? III. 5/2 81. 3, 337. 


121. Sit die fälfhlihe Anfertigung einer Urkunde als gegeben 
anzunehmen, wenn ein Schriftſtück von dem Berfaffer unbefugt mit der 
Namendunterfchrift eined anderen verfehen, aber erfichtlich gemacht ift, 
daß der ungenannte Berfaffer die Namensdunterfchrift des andereu in 
defjen Auftrage gefchrieben habe? I. 18/11 82. 8, 173. 


122. Liegt Urkundenfälfhung vor, wenn eine Berechnung und ein 
darauf bezüglicher Quittungsvermerf auf demjelben Blatte jtehen und nur 
die Berechnung gefälfcht, von dem ganzen Scrififtüde aber zum Zwecke 
der Täuſchung Gebrauch gemacht wird? IV. 11/10 89. 19, 403. 

123. Kann in der widerrechtlichen Bejeitigung des Außerfursjegungs- 
vermerls eine Verfälſchung ded außer Kurs gejegten Inhaberpapiers 
gefunden werden? IV. 25/10 89. 20, 6. 

124. Kann eine Berfälihung darin gefunden werben, daß bie 
Namensunterjihrift eines Beamten unter einer öffentlichen Urkunde uns 
feferlih gemadt worden ift? IL. 1/2 01. 34, 114. 

125. Kann die Urkundenfälfhung darin gefunden werden, daß ein 
Gerichtöfchreiber die Reinjchrift einer Verfügung des Richterd wiſſentlich 
unrichtig fertigt und den Richter, der davon feine Kenntnis hat, zur 
Bollziehung veranlaßt? IV. 16/2 94. 25, 127. 

126. Wird Urkundenfälfhung verübt durch die Tilgung eines Ver— 
merks, welcher in einem gemäß $ 5 der preußifchen Verordnung, betreffend 
die Legitimationdattejte bei Pferdeveräußerungen, vom 13. Februar 1848 
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audgejtellten Attefte über eine Eigenfhaft des Pferdes aufgenommen ift? 
II. 22/11 95. 28, 43. 

127. it die Annahme einer Verfälfhung unbedingt ausgeſchloſſen, 
wenn zur Zeit der Abänderung nod ein Zeil des Inhalts der jpäter 
vervollftändigten Urkunde gefehlt hat? I. 23/4 88. 17, 328. 

128. Iſt die objektive Nechtömwidrigkeit der Abänderung einer Ur— 
funde jchon dann gegeben, wenn dadurch das obligatoriſche Recht 
eine8 anderen verlegt wird? II. 14/12 00. 34, 50; TIL 20/1283. 10, 11. 

129. Sit die Abänderung einer Bertragsurfunde auch dann objektiv 
rechtöwidrig, wenn ihr urjprünglicher Inhalt inzwifchen durch einen 
anderen Bertrag zur Grundlage eined neuen Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
einem der beiden Zeile, die den erjten Bertrag miteinander abgeſchloſſen 
haben, und einem Dritten geworden iſt und jener eine Anderung an dem 
urfprünglichen Inhalte der Urkunde ohne Zuftimmung de Dritten vor- 
nimmt? 

Wird in einem foldden Falle ſchon durch den obligatoriſchen Anſpruch 
ded3 Dritten auf Übergabe der Urkunde die Befugnis jeined® Vertrags— 
gegners ausgeſchloſſen, ohne feine Zujtimmung den urjprünglichen Inhalt 
der Urkunde über den eriten Vertrag zu ändern? IL 14/12 00. 34, 50. 

130. Liegt Verfälihung einer öffentlichen Urkunde vor, wenn in 
einer gemäß 8 I Abſ. 2 des preußiichen Gejeßed über das Notariat vom 
15. Juli 1890 bei den Notariatsaften zurüdzubehaltenden beglaubigten 
Abſchrift der Inhalt der Gebührenrehnung, welche dem Urkundenterte 
beigefügt und mit beglaubigt ift, unbefugt verändert wird? IV. 17/9 01. 
34, 360. 


131. Kann die fälfchliche Anfertigung einer Urkunde darin gefunden 
werden, daß der von der Vertretung ausgeſchloſſene Teilhaber einer 
offenen Handelögejellichaft eine bemweiserhebliche Urkunde mit dem Namen 
der Firma der Gejellichaft unterzeichnet? IV. 25/9 00. 33, 397. 


132. Kann eine fälfchlihe Anfertigung darin gefunden werden, daf 
jemand den ihm von einer Behörde zur Benutzung in anderer Richtung 
anvertrauten Stempel der Behörde zu einer deren Willen zumwiderlaufenden 
Stempelung verwendet? I. 12/1 85. 12, 17. 

133. Enthält die Bejeitigung eines Eintragd in einem Kontobuche 
jtet3 die Verfälihung einer Privaturfunde? III. 10/7 02. 35, 331. 

e) Gebrauchmachen zum Zmwede der Täufchung. 

134. Liegt ein Gebrauchmachen zum Zwecke der Täuſchung vor, 
wenn ein Schriftitüd nicht als falſches Beglaubigungsmittel, jondern in 
anderer Weife zur Täuſchung benußt wird? IV. 21/1 96. 28, 130; 
III. 5/2 81 3, 837. 

135. — wenn die inhaltlidy verfälichte Urkunde zur Täuſchung über 
eine darin nicht befundete Tatfache (3. B. die Berechtigung des Ausſtellers 
zur Austellung der Urkunde unter fremdem Namen) vorgelegt wird? 
Iv. 18/1 95. 26, 383; III. 18/4 82. 6, 202. 

136. Iſt e8 notwendig, dab zur Nealifiernng desjenigen Rechts— 
verhältniffes, zu deſſen Beweis die Urkunde dient, und gegenüber einer 
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an dem betreffenden Nechtöverhältnifje Beteiligten von der Urkunde Ges 
brauch gemacht wird? L 5/2 80. 1,186; II. 10/2 82. 5,487; 1.28/9 82. 
7, 52; III. 12/3 83. 8, 187. 

137. Iſt e8 notwendig, daß von der Urkunde zur Täuſchung über 
dasjenige Rechtöverhältnis, für deffen Beweis die Urkunde von Erheblich— 
keit ift, Gebraud) gemacht wird? IV. 28/299. 32, 56; I. 1/4 89. 19,113; 
IIL 5/2 81. 3, 337. gi. III. 12/3 83. 8, 187; IV. 18/6 93. 24, 210. 

138. Genügt für das Begriffsmerkmal des Gebrauchmachens, wenn 
der Täter eine Täufhung mitteld des Scheins der Echtheit bezwedt und 
dem zu Täuſchenden die finnlihen Wahrnehmungen ermöglicht, wenn 
er Beranftaltungen trifft, daß die Urkunde zur Einficht des zu Täufchenden 
gelangt, bezw. den Inhalt der Urkunde durch Vorlefen zu deſſen Kenntnis 
bringt? III. 30/9 82.7, 53; II. 25/6 86. 14, 242; IV. 10/1286. 15,110; 
I. 11/3 89. 19, 71; I. 8/4 89. 19, 215; IV. 17/9 01. 34, 360. 

139. Liegt ein Gebrauchmachen zum Bmwede der Täuſchung jchon 
darin, daß die gefäljchte Urkunde einem von dem Sachverhalte unterrichteten 
Boten zu dem Zwecke eingehändigt wird, daß fie diefer dem zu Täufchenden 
unter Verſchweigung ded Sachverhalts übergebe? III. 28/2 80. 1, 230. 

140. Kann das Gebrauchmadhen von einer gefälfchten Urkunde jchon 
darin gefunden werden, daß eine Abjchrift der Urkunde dem Prozekrichter 
vorgelegt wird? III. 27/6 87. 16, 228, 

141. Wird von der gefälichten Urkunde Gebrauch; gemacht, wenn 
diefe bei der Einflagung eine aus ihr hergeleiteten Anſpruchs der Klage— 
ſchrift als Anlage beigefügt wird? III. 29/4 95. 27, 184. 

142. Kann in der Übergabe der beglaubigten Abjchrift zum Bmede 
der Zuftellung eines Schhriftftüd3 ein Gebrauchmachen nicht bloß von der 
Abſchrift, ſondern zugleich von der Urfchrift gefunden werden? IV. 11/7 02. 
35, 337. 

143. Inwieweit ijt ein Gebrauchmachen darin zu finden, daß die 
Urkunde einem zur Prozeßführung ermädtigten Rechtsanwalte übergeben 
wird? II. 10/2 82. 5, 437; III. 27/6 87. 16, 228. 

144, Liegt in der Veröffentlihung einer gefälfchten Urkunde als 
Beitungsinjerat ein Gebrauch der abgedrudten faljhen Urkunde zum 
Zwecke der Täufchung? II. 13/10 92. 23, 249, 

145. Wird von einer falfchen Urkunde dadurd; Gebraud gemacht, 
daß ein Schriftſtück mit gefälfchtem Stempelabdrude einer Behörde öffent- 
lich angefchlagen wird? I. 12/1 85. 12, 17. 

146. Über das Gebrauchmachen durch Übergabe eines fälſchlich aus- 
gefüllten Teſtamentsentwurfs an den die gerichtliche Hinterlegung inten— 
dierenden Teſtator f. 8 269 Nr. 1 ©. 202. 

147. Iſt ein Gebrauchmachen aud dann anzunehmen, wenn Die 
Urkunde zur Täufhung über den Inhalt nur in Erfüllung der Editions- 
pflicht vorgelegt wird? 

Kommt ed darauf an, ob der Täter über eigene oder fremde Rechte 
hat täufchen wollen? III. 18/12 80. 3, 169. 

148. Gehört zur Vollendung, da die bezwedte Täuſchung erreicht 
it? L 3/5 80. 2, 42. 
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149. Iſt in der Übergabe einer mit faljhem Namen unterzeichneten 
Depeihe an den Telegraphenbeamten zum Zwede der Weiterbeförderung 
an den Adrejjaten und in der Aushändigung der Ankunftsdepeſche an 
den Adreffaten durch die Telegraphenbehörde dad Gebrauhmachen von 
einer falſchen Urkunde durch den Abjender zu erkennen? Pl. 6/3 83. 8, 92. 

150. Liegt in dem Borlegen einer gefäljchten Privaturfunde an 
einen eljaß-lothringijchen Enregiftrementöbeamten zum Bwede des En— 
regiftrement3 ein Gebrauhmaden? I 11/10 80. 2, 320. 

f) Subjeftiver Tatbeſtand. 

151. Wird durch die bloße Hoffnung, daß die Unterzeichnung einer 
Urkunde mit dem Namen eined anderen von Ddiejem ſpäter genehmigt 
werden würde, die Rechtöwidrigfeit der Unterzeichnung ausgeſchloſſen? 

St der eine Urkunde unberugt mit dem Namen eines anderen Unter- 
zeichnende ftraffrei, wenn er aus Rechtsirrtum jeine in Erwartung der 
Buftimmung des Namendträgerd gefertigte Unterzeihnung für rechts— 
wirkſam gehalten hat? II. 2/5 82. 6, 251. ©. aud) II. 6/11 81. 5, 151. 

152. Iſt der zur Urfundenfälichung gehörige Vorſatz ausgeichlofien, 
wenn jemand mit dem Namen eines anderen eine Quittung ausjtellt in der 
irrigen Auffaffung, hierzu berechtigt zu fein? IV. 17/6 92. 23, 178. 

153. Was iſt unter der zur Urfundenfälfchung gehörigen „recht3- 
widrigen Abſicht“ zu verjtehen? Sit diefelbe ausgejchloffen durch die 
Wahrheit der Tatjache, für deren Beweis die gefälichte Urkunde benutzt 
wird? I. 13/2 02. 35, 117; II. 20/11 94. 26, 220; III. 13/10 92. 
23, 249; I. 30/6 90. 21, 69; I. 13/2 88. 17, 200; II. 20/3 85. 
12, 112; II. 4/1 84. 9, 399; I. 3/6 80. 2, 1783, II. 22/10 80. 
2, 376. gl. IIL 4/2 80. 1, 298; III. 5/2 81. 3, 337. 

154. Begeht derjenige eine Urkundenfälichung, welcher zur Abwen— 
dung einer ihm drohenden jtrafrechtlichen Unterfuhung eine Urkunde 
fälfcht und von dieſer zu gedadhtem Zwecke Gebrauch madjt? TI. 4/1 84. 
9, 399; 1. 3/11 81. 5, 149; III. 16/3 85. 12, 170; ILL. 5/7 00. 
33, 333. gl. II. 1/5 80. 2, 38. 

g) Konkurrenz, Berhältnis zu anderen Straftaten. 

155. Unter welchen Borausfegungen bildet das Gebrauchmachen 
von mehreren gefälfchten Urkunden zum Zwede der Täufhung nur eine 
Straftat? III. 11/11 86. 15, 290, II. 22/1 97. 29, 327. 

156. Liegt Urkundenfälfhung in realer Konkurrenz vor, wenn der 
Angeflagte die Urkunde fälſchlich angefertigt und von derjelben verjchie- 
denen Perfonen gegenüber zum Zwecke der Täufhung Gebrauch gemacht 
bat? III. 2/2 81. 3, 311. 

157. It die Unmwendung des 8 267 beim VBorhandenfein der Tat: 
beftandsmerfmale der 88 277. 279 St. G. Bis in jedem Falle aus: 
geſchloſſen? I. 1/12 81. 6, 1. 

158. liber das Verhältnis zur Straftat des 8 368 St. G.B.s ſ. dort. 

159. Über das PVerhältnis zu der in $ 169 St.G.B.'s vor- 
gejehenen Straftat. III. 9/12 86. 15, 67. 

160. Iſt bezüglich der Urkundenfälfhung aus $ 267 und 8 270 
St. G. B.'s alternative Feſtſtellung zuläffig? III. 2/6 02. 35, 299. 
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1. Sit die Rechtswidrigkeit des eritrebten Vermögensvorteils 8 268 
Vorausſetzung der Anmendung? I. 30/6 90. 21, 69; III. 16/10 84. 
11, 155; I. 3/5 80. 2, 42. 

2. Bildet die Abänderung eine ungünftigen Civilurteil3 einen 
Bermögensvorteil im Sinne des $ 268? I. 5/2 80. 1, 186. 


3. Greift 8 268 Platz, wenn der gejuchte Vermögensvorteil nur 
in der Einbildung des Täterd vorhanden ijt? IV. 21/10 98. 31, 286; 
I. 5/2 80. 1, 186. 

4. Gehört zur Vollendung der Straftat, daß der Täter den Ber- 
mögensdvorteil wirflih erlangt, bezw. einem anderen wirklich Schaden 
zugefügt hat? I. 3/5 80. 2, 42. 

5. Sit die Zahlung einer begründeten Forderung unbedingt ein Ver— 
mögensvorteil im Sinne des $ 268? III. 16/10 84. 11, 155. 


6. Genügt die Abficht, fi einen bereit3 erlangten Vermögens— 
vorteil zu fichern, zur Anwendung des $ 268? II. 5/2 84. 10, 76; 
I. 7/5 80. 2, 58. 

7. Rann die Abficht, einen Vermögensvorteil zu erlangen, in der 
Anzeige eined Meineids bei der Staatsanwaltſchaft behufs Strafverfolgung 
gefunden werden? II. 4/3 81. 3, 370. 

8. Greift $ 268 Plag, wenn die Urkundenfälfhung darauf abzielte, 
einem anderen die Vergütung für defjen unfittliche Handlung zu entziehen? 
I. 20/6 95. 27, 300. 

9. Sit es erforderlich, daß der Täter den Vermögensvorteil lediglich 
durh den Gebraudy der faljchen Urkunde zu erlangen geſucht hat? 
Iv. 25/10 89. 20, 6. 

10. Über Erftrebung eines Vermögensvorteils f. auch $ 263 Nr. 108 ff. 
©. 188, 8 272 ©. 208. 

11. Wird die Abfiht „einem anderen Schaden zuzufügen* aud) 
erfüllt durch das Streben, einen anderen an der Ehre zu jchädigen, oder 
muß die Abfiht auf Zufügung eines Vermögensſchadens gerichtet fein? 
II. 12/3 83. 8, 187; II. 13/2 00. 33, 137. 

12. Scließt der Glaube an die Wahrheit einer mit fremdem Namen 
fälfchlich unterzeichneten Strafanzeige notwendig die Abficht des Fäljchers 
aus, dem Angezeigten Schaden zuzufügen? I. 28/3 01. 34, 243. 

13. Iſt neben der Feſtſtellung des befonderen, in $ 268 vorgejehenen 
itraferhöhenden Umjtands auch noch die Feititellung geboten, daß dic 
Fälſchung in rechtswidriger Abficht geſchehen iſt? I. 6/12 80. 3, 168. 

14. Über Konkurrenz von ſchwerer Urkundenfälihung und Betrug. 
II. 8/12 79. 1, 311; I. 3/5 80. 2, 42; III. 18/12 80. 3, 169. 

15. Sit der Angeklagte Anftifter oder iſt er Täter einer aus $ 268 
jtrafbaren Urkundenfälſchung, wenn in der Perſon desjenigen, welcher in 
feinem Wuftrage gefälſcht und die gefälfchte Urkunde zum Bmede der 
Täufhung gebraudt hat, ein nur dem $ 267 St. G. B.'s entiprechender, 
in der des Angellagten aber ein dem $ 268 entjprechender Dolus vor— 
liegt? III. 8/12 80. 3, 95. 

16. Iſt eine jchwere Urkundenfälihung anzunehmen, wenn jemand 
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in der Abficht, fi einer friminellen Gelditrafe zu entziehen, eine eigene 
Urfunde verfälfht? III. 5/7 00. 33, 333. gl. IIL 1/5 80. 2, 34. 

17. Iſt die fälfchlihe Anfertigung einer Urkunde, folange diefelbe 
noch nicht zum Bmwede der Täufhung gebraucht ift, Verſuch oder Vor— 
bereitungshandlung? I. 2/10 82. 7, 54. 

18. Liegt der Anfang der Ausführung einer Urfundenfälfhung vor, 
wenn jemand eine Urkunde fälſchlich anfertigt mit dem Entſchluſſe, für 
ven Fall des Eintritt3 eined noch ungewiſſen Ereigniffe® von dem Fal— 
jifitate Gebrauch zu machen? IV. 27/5 87. 16, 133. 

19. Liegt ein Verſuch der Urkundenfälihung vor, wenn die Hand- 
fung de3 Täters, weldyer die von ihm beabfichtigte Urkundenfälſchung 
mitteld Anfertigung der Urkunde auf mechaniſchem Wege — durch Holz— 
drud — begehen wollte, nur biß zu der Herjtellung des Holzitoded und 
Anfertigung eine Probedruds gediehen iſt? III. 17/12 85. 13, 212. 

20. Sit ftrafbarer Verſuch der Urkundenfälihung möglich, wenn a. 
die Wechfelfumme in einem Blanfoaccepte verfälicht wird, oder b. ber 
Fälſcher jene Urkunde irrtümlih für einen vollgültigen Wechjel hält? 
III. 28/10 82. 7, 188. 


1. Rann der Tatbeſtand darin gefunden werden, daß einem mit 
Unterfchrift verjehenen, zur gerichtlihen Hinterlegung bejtimmten Teſta— 
ment3entiwurfe durch eine wider den Willen des Teſtators borgenommene 
Ausfüllung einer Lüde ein urkundliher Inhalt gegeben wird? Kann 
in der Übergabe des fo ergänzten Teftamentsentwurfd an den Tejtator 
im Hinblid auf die unterftellte gerichtlihe Hinterlegung ein Gebrauch— 
machen zum Zwecke der Täufchung gefunden werden? II. 9/10 94. 26, 138. 

2. Sit der Begriff der „Unterſchrift“ auf die durch Schreiben be= 
wirkte Namendzeichnung beſchränkt, oder umfaßt derjelbe auch die durch 
Druck oder fonjt auf mechaniſchem Wege hergejtellte Namenszeichnung? 
III. 13/11 90. 21, 183. 

3. Unterfchied zwifchen Verfälfchung einer Urkunde im Sinne des 
8 267 und Blanfettfälfhung im Sinne des $ 269 St. G. B.'s. Iſt die 
Anwendbarkeit des 8 269 dadurd bedingt, daß „da mit der Unterjchrift 
eines anderen verjehene Papier” ſchlechthin einen urkundlihen Inhalt 
im Sinne des 8 267 noch nicht habe, oder genügt es, wenn das mit 
der Unterfchrift verfehene Schriftſtück nur diejenige Urkunde nod) nicht voll 
endet enthält, welche e& bei volljtändiger Ausfüllung zum Wusdrude zu 
bringen feiner Natur nad beftimmt ift? IIL 9/12 86. 15, 67. 

4. Unwendung des $ 269 auf die unbefugte Ausfüllung von 
Papieren mit wechjelrechtlihem Inhalte. Findet $ 269 Anwendung, 
wenn die Ausfüllung mit einem wechjelrechtlihen Inhalte auf einen 
höheren Betrag erfolgte, als wozu der Ausfüllende die Erlaubnis 
hatte? I. 6/12 80. 3, 142. 

5. Müfjen zur Erfüllung des Tatbeitands des 8 269 neben der 
hier erwähnten Handlung noch die übrigen Merkmale des $ 267 bezw. 268 
hinzutreten? II. 18/1 81. 3, 227. 

6. Über den Begriff von Urkunde ꝛc f. weiter oben $ 267 ©. 189. 
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1. Sept der Tatbeſtand voraus, daß die Urkunde, von welcher zum 8 270 
BZwede der Täufhung Gebrauch gemadt ijt, in rechtswidriger Ab— 
ſicht fälfchlih angefertigt oder verfälfcht ift? IL. 8/4 81. 4, 69. 

2. Setzt 8 270 voraus, dab in recdhtäwidriger Abfiht von ber 
falfhen oder verfälfchten Urkunde Gebrauch gemacht wird? Muß diejes 
Merkmal in der den Gejchworenen vorgelegten Frage zum Wusdrude 
gebracht werden? II. 20/3 85. 12, 112. 

3. Auf welde Art von Urkunden bat $ 270 Bezug? II. 20/3 85. 
12, 112. 

4. Wird der wiſſentliche Gebrauch einer echten, aber faljche Tat- 
ſachen verjihernden Urkunde zum Bmwede der Täufhung von $ 270 
betroffen? II. 1/2 84. 10, 68; II. 26/10 86. 15, 4. 

5. Rann in dem Falle, wenn jemand von einer durch ihn ver- 
fälfchten Urkunde mehrfah Gebrauch maht, reale Konkurrenz mehrerer 
Vergehen gegen $ 267 und gegen 8 270 angenommen werden? III. 11/11 86. 
15, 290; III. 2/2 81. 3, 311. 

6. Wie ift bei einer aus $ 270 in Verbindung mit $ 269 St.G.B.’8 
erhobenen Anklage die den Gejchworenen vorzulegende Frage zu faſſen? 
II. 14/10 92. 28, 259. 

7. Kann eine Verurteilung erfolgen auf Grund der Feititellung, 
daß entweder der Tatbeitand des $ 270 oder der des 8 273 St. G. B.'s 
vorliege? II. 1/2 84. 10, 68. 

8. Sind die Tatbeitände von $ 270 und 8 267 miteinander ver— 
träglicy? 

Welche Straftat liegt vor, wenn jemand eine Urkunde fälſchlich an— 
gefertigt und einem anderen übergeben, und ber leßtere, der bezüglich 
der Echtheit nicht getäufcht ift, von der gefälfchten Urkunde zum Zwecke 
der Täufhung Gebrauch gemacht hat? II. 28/6 81. 4, 341. 

9. Uber das Verhältnis der Strafbeitimmungen in $$ 267, 270 
St.G.B.'s? Können die Gefchworenen bei einer aus 8 267 geftellten 
Frage dur einen Zufab in ihrer Antwort den Angeflagten einer Ur— 
fundenfälfhung im Sinne des 8270 ſchuldig erklären? L 7/1101. 34, 414. 

10. Sit bezüglich der Urkundenfälfhung aus $ 267 u. $ 270 St. G. B.'s 
alternative Feititellung zuläffig? III. 2/6 02. 35, 299. 

11. Über den Begriff von Urkunde f. noch $ 267 ©. 189. 





1. Was ift unter dem „vorfäßlichen Bewirken“ einer faljchen 8 271 
öffentlihen Beurkundung zu verftehen? Inwiefern fann ein ſolches bei 
der Täuſchung einer Mittelsperfon angenommen werden? IIL 6/12 88. 
9, 288; L 25/2 86. 13, 367; III. 7/3 95. 27, 100; IV. 28/1 98. 
30, 429. 

2. Findet der Begriff der Unjtiftung bei dem Vergehen Anwendung? 
Unter welchen Borausjegungen fann Xäterfhaft und Anſtiftung bei 
derfelben Perſon ideell konkurrieren? IV. 28/1 98. 30, 429. 

3. Unter welchen Vorausfegungen greift $ 271 Pla, wenn eine 
Privatperfon bewirkt, daß von ihr abgegebene unmwahre Erklärungen in 
Öffentlihe Bücher aufgenommen werden? I. 13/3 84. 10, 243. 
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4. Rann $ 271 Anwendung finden, wenn ein Beamter durch Ein- 
reihung einer falfchen Liquidation verleitet wird, deren Nichtigkeit zu 
atteftieren? III. 7/3 95. 27, 100. 

5. Kann $ 271 Platz greifen, wenn der eine Erflärung ıc Bes 
urkundende von der Unrichtigkeit Kenntnis hat? II. 3/6 81. 4, 246. 

6. Sit die Anwendung des 8 271 ausgeſchloſſen, wenn die ein 
Bewirken der falfchen Beurkundung enthaltende Handlung des Nicht- 
beamten den Tatbeſtand der Teilnahme an einem Vergehen gegen $ 348 
St.G. B.'s erfüllt? 

Sept die Anwendung des $ 271 die Feſtſtellung voraus, daß der 
Beamte, welcher falſch beurfundet hat, dies nicht vorfäglicd getan habe, 
vielmehr getäufcht worden fei? III. 19/10 85. 13, 52. 


7. Können Eintragungen, Vermerke zc, für welde die fraglichen 
öffentlichen Urkunden, Bücher oder Regiſter feine Beweiskraft bejigen, 
oder für deren bemweisfräftige Beurkundung die lepteren nicht beitimmt 
find, zur SFeitftellung des Vergehend in Betracht gezogen werden ? 
III. 30/6 90. 21, 31; I. 21/5 87. 16, 87. 


8. Erheiſcht der fubjektive Tatbeitand die Überzeugung des Täters 
von der Unrichtigfeit der beurfundeten Tatſache c? Kann dolus even- 
tualis genügen? II. 28/12 88. 18, 309. 

9. Was veriteht $ 271 unter Erheblichkeit für Rechte oder Rechts— 
verhältnifje? Begreift da8 Moment audy die Beweiserheblichfeit für 
Rechte und Nechtöverhältniffe in fih? IL 29/11 81. 5, 175. 


10. Kann dur Erklärung einer falfchen Tatjache vor einer zur 
Entgegennahme der Erklärung nicht befugten Perfon und Eintragung 
der Tatſache durch dieſe Perſon in dad Standesregiſter eine öffentliche 
Beurkundung im Sinne des $ 271 bewirkt werden? IV. 3/3 85. 12, 62. 

11. Wird der Tatbeitand des 8 271 dadurch erfüllt, daß auf 
unrichtige Angaben nod nicht großjähriger Ehezeugen der Standesbeamte 
die leßteren im Heiratöregifter als im großjährigen Lebensalter befindlich 
aufgeführt hat? III. 20/1 87. 15, 256. 

12. Gehört bei einem Sterberegijter der Familienftand des Uns 
zeigenden zu den durch die Urkunde zu erweifenden Tatfahen? Was 
ift unter „Stand“ nad) dem Perſonenſtandsgeſetze zu verftehen? I. 21/5 87. 
16, 87. 

13. Liegt eine faljche Beurkundung im Sinne de 8 271 vor, 
wenn der Standesbeamte auf Grund unrichtiger Angaben ded Bräutigams 
den letzteren in der öffentlichen Bekanntmachung ded Aufgebot, oder in 
dem Protokolle über Nahjuhung des Aufgebot? al3 ledig oder als 
Witwer bezeichnet? 

Sind die in der Provinz Hannover bei den Standedämtern ge= 
führten Negifter, in welche die Angaben der Verlobten über ihre perjön- 
lihen Verhältniffe eingetragen werden, als öffentliche Regiſter im Sinne 
des $ 271 anzufehen? III. 12/12 89. 20, 249. 

14. Kann intelleftuelle Urkundenfälihung dadurch verübt werden, 
daß fi jemand wider der Wahrheit ald Vater eined unehelichen Kindes 
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befennt und in das Geburtsregiſter als Vater eintragen läßt? III. 19/2 91. 
21, 411; L 10/11 79. 1, 9. 

15. In welches Standesregiiter ift die Anerkennung der Vaterſchaft 
eines unehelichen Kindes einzutragen? I. 28/10 89. 20, 15. 

16. Sit der Tatbeftand de3 8 271 gegeben, wenn bei dem Auf— 
gebotsantrage vor dem Standesbeamten von den Verlobten die Namen 
der Eltern und der Wohnort wifjentlich faljch angegeben worden find? 
Il. 4/6 91. 22, 60. 

17. Macht fi) eine geichiedene Ehefrau, welche fich bei der Wieder: 
verheiratung vor dem Standesbeamten lediglich mit ihrem Geſchlechts— 
namen und als ledig bezeichnet, eine Vergehens gegen $ 271 ſchuldig? 
Sit es Hierbei von Einfluß, daß in dem Staate, in welchem die Ehe— 
jcheidung erfolgt ift, und in dem Staate, in welchem die Wiederverheiratung 
ftattfindet, über die Namensführung geichiedener Ehefrauen voneinander 
abweichende Beitimmungen beftehen? III. 6/11 93. 24, 860. 

18. Sit der Tatbejtand gegeben, wenn der Standesbeamte auf 
Grund wifjentlih faliher Erklärung des Anzeigenden in das Geburts— 
regifter eine unrichtige Angabe der Religion einträgt? IV. 29/12 94. 
26, 347. 

19. Inwiefern liegt die Straftat vor, wenn bei der Anzeige eines 
Geburtsfalls falfche Angaben über die Wohnung, in der die Geburt 
erfolgt ift, jowie über die eigene Anwefenheit ded Anzeigenden dabei 
gemacht find und daraufhin die Eintragung mit entiprechenden Ber 
merfen bewirkt ift? IV. 28/1 98. 30, 429; II. 20/5 81. 4, 194. 

20. Was ijt „Geburt“ im Sinne des Reichsgeſetzes über die Be- 
urfundung des Perfonenjtandes vom 6. Februar 1875? ILL. 29/10 00. 
33, 435. 

21. Greift $ 271 Plaß, wenn der Standesbeamte in das Heiratd- 
regifter auf Grund wiſſentlich faljcher Erklärung der Eheſchließenden eine 
unrichtige Angabe über Leben oder Tod der Eltern derjelben einträgt? 
I. 29/4 01. 34, 268. 

22. Greift $ 271 Pla, wenn der Standedbeamte durch wifjentlich 
falfche Angaben der Ehefchließenden beftimmt wird, deren Stand unrichtig 
in das Heiratöregifter einzutragen? IL. 14/11 99. 32, 386. 

23. Greift $ 271 Pla, wenn ein Angefchuldigter in der Haupt- 
verhandlung, bezw. bei einer fonftigen — polizeilichen oder gerichtlichen 
— Bernehmung durch unmwahre Angaben über feine perjönlichen Berhält- 
nifje bewirkt, daß diefe unmwahren Angaben in dad Protofoll aufgenommen 
werden? I. 18/12 84. 11, 314; IL 4/11 84. 11, 188; III. 29/9 84. 
11, 126; 1. 13/3 84. 10, 243. Bgi. II. 21/1 81. 3, 204; II. 29/11 81. 
5, 175. 

24, Findet $ 271 Anwendung, wenn jemand borjäglich die Auf» 
nahme falſcher Erklärungen in die Strafliten bewirkt? II. 29/11 81. 
5, 175; IL 21/1 81. 3, 204. 

25. Greift $ 271 Pla, wenn jemand durch faljche Angaben über 
jeine perſönlichen Verhältnifje bewirkt, daß in dem nad; dem preußijchen 
Gefängnisregfement vom 16. März 1881 geführten Gefangenbuche I oder 





24, 308; IV. 24/6 85. 12, 315; IL. 4/11 84. 11, 188; II. 5/1 88. 
7, 373. 

26. Sind die in preußifchen Gefangenanftalten geführten Liſten 
über eingelieferte Gefangene, wenn fie nicht zu den vom Sujtizminijter 
vorgefchriebenen Gefangenbüchern gehören, als öffentliche Regifter anzufehen? 
Iv. 1/5 96. 28, 336. 

27. Haben die vom preußiihen Minijter des Inneren für Die 
Gefängniffe feines Reſſorts durd; Erlaß vom 22. März 1898 an Stelle 
der früheren „Mutterregifter” eingeführten Gefangenbücher die Eigenſchaft 
öffentliher Bücher oder Regiſter im Sinne des 8 271? I 24/6 01. 
34, 299. 

28. Sind die bei den braunfchweigifchen Amtsgefängniſſen geführten 
Kerkerregiſter öffentliche Regijter im Sinne des $ 271? IIL 3/10 98, 
31, 262. 

29. Sind die Strafgefangenverzeichnifje der bayerifchen Gefängnis- 
wärter öffentliche Urkunden? Inwieweit macht ſich jemand nad) $ 271 
ftrafbar, wenn er einen unrichtigen Eintrag in jene Verzeichniſſe bewirkt? 
I. 3/5 88. 17, 402; I. 15/2 92. 22, 345. 

30. Sind die von den bayerifhen Gefängniswärtern in die Ver— 
zeichniffe der Unterfuchungsgefangenen oder in die don ihnen zu erftatten= 
den Anzeigen aufzunehmenden Einträge de8 Namens, Gewerbes und 
Wohnort? der Unterfuchungsgefangenen al® Beurfundungen im Sinne 
des $ 271 aufzufafjen? I. 4/2 86. 13, 334. 

31. Begeht ein Beichuldigter, weldyer bewirkt, daß der von ihm 
angegebene falfhe Namen in die in Württemberg vorgejchriebene amts— 
gerichtliche Gefängnißlifte für Unterfuchhungsgefangene eingetragen und in 
der Folge, nad) der unter jenem faljchen Namen erfolgten Verurteilung, 
in der von dem Amtörichter behufs Strafvollſtreckung erlaffenen Ber- 
fügung als der Namen des PVerurteilten angeführt wird, ein Vergehen 
gegen $ 2712 I 1/4 86. 14, 11. 

32. Sind die von den Gefängnisaufjehern in Eljaß:Lothringen zu 
führenden Gefangenregifter öffentliche Regiſter? I. 7/3 01. 34, 208. 

33. Kann der Tatbeitand darin gefunden werden, daß im Ein— 
wohnermelderegifter auf Grund faljher Meldung über Namen und 
Familienstand eined Neuangezogenen unrichtige Eintragungen bewirkt 
werden? II. 2/6 85. 12, 228. 

34. Findet 8 271 Anmendung auf den, welder fich ein Abzugs- 
attejt oder ein Gefindedienjtbuch von der Polizeibehörde auf den Namen 
eined anderen ausſtellen läßt? IV. 20/4 86. 14, 99. 

35. Liegt der Tatbejtand vor, wenn ein Arbeitgeber bei der durch 
$ 49 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 vorgejchriebenen 
Anmeldung der verjicherungspflichtigen Perjonen, für welche Gemeinde: 
franfenverficheruug eintritt, unmwahre Angaben über den Beginn der Be— 
ihäftigung madt und jo bewirkt, daß die unmahren Ungaben in das 
von der Gemeindebehörde über die Anmeldungen geführte Verzeichnis 
aufgenommen werden? III. 4/4 87. 15, 414. 
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36. Greift 8 271 Plaß, wenn ein Arbeiter durch unmahre Ans 
gaben veranlaßt, daß in fein Arbeitsbuch von der Polizeibehörde ein un— 
richtiger Eintrag über das Geburtsjahr gemacht wird? III. 30/6 90. 21, 31. 

37. Greift $ 271 Platz, wenn jemand in einer öffentlichen Urkunde 
als Bevollmächtigter eines Dritten aufgeführt wird, während in Wahr: 
beit. wegen Handlungsunfähigfeit des VBollmachtgebers der Vollmadtauftrag 
ungültig ift? III. 6/12 83. 9, 288. 

38. Macht jid) der, weldyer durch feine Anmeldung einen unrichtigen 
Eintrag im Handelöregifter bewirkt, des Vergehens des $ 271 ſchuldig? 
I. 5/11 88. 18, 179. 

39. Greift $ 271 Plaß, wenn der Gewerbetreibende vorjäplich be- 
wirft, daß in dem von dem öffentlichen Fleiſchbeſchauer über die Unter: 
fuchung des von erfterem gejchlachteten Tiere audgejtellten Zeugnifje 
unwahre Angaben über Namen und Wohnort ded früheren Beſitzers 
de3 Schlachttieres enthalten find? III. 13/3 90. 20, 313. 

40. Hat in Bayern die vom Leichenſchauer im Totenſcheine nach 
der Angabe eined Dritten erfolgte Aufzeichnung der Todeszeit die Be— 
weidfraft einer öffentlihen Urkunde, und fällt e8 unter $ 271, wenn 
durch wahrheitäwidrige Angaben bewirkt wird, daß die Aufzeichnung 
falſch erfolgt? I. 30/11 82. 7, 335. 

41. Iſt in Bayern ein von der Drtöpolizeibehörde audgeftelltes 
Zeugnis, durch welches die Dauer des Befiked eines zur Preisbewerbung 
vor der Prämiierungsfommiljion des Landesgeftüte® vorzuführenden 
Pferdes bejtätigt wird, eine öffentliche Urkunde? Iſt die Legalität eines 
folhen Zeugniſſes dadurch beeinträchtigt, daß ed namens der „Gemeinde— 
verwaltung“ ausgeſtellt wird? I. 25/2 86. 13, 367. 

42. Haben im Gebiete des preufiichen Landrechts die Firchlichen 
Taufregifter noch die Eigenſchaft von öffentlichen Regiftern? IV. 30/6 91. 
22, 118. 

43. Sind Impfiheine und Impfliſten öffentliche Urkunden bezw. 
Negijter? II. 28/4 96. 28, 332. 

44, Kann der Tatbeitand des $ 271 darin gefunden werden, daß 
ein Gerichtsfchreiber in einer Auftizverwaltungsangelegenheit die Rein— 
jchrift einer Verfügung des Richters wifjentlich falſch anfertigt und den 
Richter, der davon feine Kenntnis hat, zur Vollziehung der Reinfchrift 
veranlaßt? IV. 16/2 94. 25, 127. | 

45. Liegt der Tatbeitand des $ 271 vor, wenn jemand, um auf 
Grund de $ 113 3.3.6.3 Zollbefreiung zu erlangen, zu Protokoll eines 
Steuerbeamten faljche Angaben über den Urjprung von Waren macht 
und jo den Beamten zur Ausſtellung einer unrichtigen Beicheinigung 
verleitet? II. 10/7 95. 27, 350. 

46. Über „öffentliche Urkunden“ f. auch $ 267 Nr. 10ff. ©. 189, 
8 848 Nr. 15ff. ©. 252ff. 

47. Werden dadurd, daß über Geburt oder Tod eines Kindes, 
bezw. über Baterjchaft falfche Eintragungen im Standesregijter bewirkt 
werden, Vergehen gegen $ 271 und 8 169 &t.G.B.3 in idealer Kon— 
furrenz verübt? IV. 16/3 94. 25, 188; III. 19/2 91. 21, 411. 
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48. Bann beginnt die Verjährung der Strafverfolgung einer in= 
telleftuellen Urkundenfälihung? IL 5/12 90. 21, 228. 


s 272 Kann die Abficht, fi einen Vermögensvorteil zu verfchaffen, darin 
gefunden werden, daß der Täter dad Vergehen gegen $ 271 für eine 
zugejagte oder gewährte Belohnung begeht? IL. 9/10 88. 18, 145. 

©. zu 8 272 auch 27, 413. 


273 Kann jemand verurteilt werden auf Grund der Feititellung, daß 
3 fein Tun entweder den Tatbeitand des $ 273 oder den des $ 270 St. G. B.s 
erfülle? II. 1/2 84. 10, 68. 


* 274 Nr. 1, 

1. Über den Begriff von Urkunde ſ. oben 8 267 ©. 189. 

2. Erfordert der Tatbejtand eine beweißerhebliche Urkunde im Sinne 
ded $ 267 St. G. B.'s? III. 22/10 83. 9, 141. 

3. Sind die in Ausübung eined Wahlrecht3 abgegebenen, mit dem 
Namen des Gemwählten bejchriebenen Stimmzettel Urkunden im Sinne 
des $ 274? III. 19/10 91. 22, 182. 

4. Muß der, dejjen Benachteiligung beabfichtigt ift, der Eigentümer 
oder Miteigentümer der Urkunde fein? III. 4/2 80. 1, 181. 

5. Wem gehört nach preußiſchem Landrechte das Eigentum an einer 
Urkunde, welche über ein zweiſeitiges Nechtögefhäft in nur einem 
Eremplare errichtet ijt? II. 21/3 84. 10, 213. 

6. Unter welchen Vorausſetzungen liegt die Beichädigung einer 
Urkunde vor? Wie unterfcheidet fie fih von Verfälfhung? Iſt eine 
Beihädigung anzunehmen, wenn die Urkunde in mehrere Stüde zerrifjen 
worden ift, diefelbe aber nad) Zufammenfügung der Stüde immer nod) 
al8 Beweismittel benußt werden kann? II. 4/3 81. 3, 370; I. 19/1 84. 
10, 43. 

7. Was iſt Unterdrüden einer Urkunde im Sinne des 8 274? 
I. 22/1 80. 1, 159. 

8. Inwiefern macht fi der, welcher einen Schuldſchein dem 
Gläubiger wegnimmt, eines Diebſtahls und inwiefern der Unterdrüdung 
einer Urkunde ſchuldig? II. 26/1 83. 8, 79. 

9. Kann in dem Behalten eines irrtümlich; von der Pojt an einen 
Dritten gelangten Briefe die Unterdrüdung einer Urkunde gefunden 
werden? I. 15/5 84. 10, 391. 

10. Was ift unter der Abficht, einem anderen Nachteil zuzufügen, 
zu veritehen? Muß die Benachteiligung eines anderen als Biel des 
Handelns in das Auge gefaßt jein? Wird die AUbjicht ausgejchlofjen, 
wenn mit ihr zugleich der Wille des eigenen Vorteils zufammentrifft? 
II. 24/6 87. 16, 150; I. 15/5 84. 10, 391; IL 10/5 98. 31, 143. 

11. Erfordert dad Merkmal der Unterdrüdung ein gewiſſes Maß 
von Heimlichkeit? 

Genügt in jubjeftiver Beziehung die Abſicht, einem anderen den 
Nachweis feined Rechts im Civilprozefje zu erjchweren? II. 29/12 91. 
22, 283. 
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12. Erfordert dad Vergehen der Urkundenunterdrüdung ſtets eine 
auf Bejeitigung eined Beweismittel gerichtete Abſicht? IL 30/5 90. 
20, 413. 

13. Fällt die Unterdrüdung oder Vernichtung einer Urkunde zum 
Zwecke der Stempelhinterziehung unter die Strafbeitimmung des $ 274? 
III. 4/2 80. 1, 181. 

14. Kann auf Orund de 8 274 Nr. 1 bejtraft werden, wer fich 
in den Grenzen gejeplich erlaubter Selbithülfe gehalten, oder doch ver— 
möge eined tatjählihen Irrtums angenommen hat, innerhalb diefer 
Grenzen zu handeln? II. 24/6 87. 16, 150. 

15. Kann der Tatbeitand dafür gegeben erachtet werden, wo es fich 
um Vernichtung 2c einer Urkunde handelt, deren alleiniger Eigentümer der 
Täter ift, bezüglich deren jedoch anderen Perſonen obligatorifche oder 
prozejjuale Anfprühe auf Herausgabe oder Vorlegung zuftehen? 

Sit derjenige, welcher eine ihm nicht gehörige Urkunde mit der in 
8 274 bezeichneten Abjicht vernichtet, auch dann ftrafbar, wenn er im 
Auftrage des Alleineigentümers der Urfunde gehandelt hat? IV. 18/5 00. 
33, 288. 

16. Kann der Dieb, welcher die gejtohlene Urkunde vernichtet, 
deshalb aud noch aus 8 274 geitraft werden? IV. 15/1 02. 35, 64. 

©. zu $ 274 Nr. 1 aud) 34, 114. 

Nr. 2. 

17. Was iſt unter einem zur renzbezeichnung bejtimmten Merk— 
male zu verjtehen, in&bejondere in dem Falle des fälſchlichen Seßens? 
I. 10/3 81. 3, 410. 

18. Unter welchen Borausfegungen find im Gebiete des preußijchen 
Zandrecht3 Grenzhügel für Grenzzeichen zu erachten? 

Sit im Falle der Erneuerung alter vertragdmäßiger Grenzen der 
ſtrafrechtliche Schuß durch die civilrechtliche Gültigkeit der erneuerten 
Grenzfeititellung bedingt? 

Dürfen in Preußen die durch polizeiliche Verfügung des Amtsvor- 
jteherd an einem öffentlichen Wege gejebten Grenzzeichen von den An: 
liegern eigenmächtig verändert werden? II. 18/4 82. 6, 199. 

19. Begriff der Grenzhügel. Iſt in jedem Falle bei der Seßung 
von Örenzhügeln nad preußiichem Rechte die fchriftlihe Yorm und die 
Zuziehung der in Gütergemeinjchaft lebenden Ehefrauen der Interefjenten 
zur Charafterifierung der Hügel als Örenzhügel erforderlih? IV. 24/1 90. 
20, 202. 

20. Welche Bedeutung Hat in einem Verfahren behufs „Verhütung 
der Verdunfelung der Grenzen” das unter richterliher Mitwirkung zur 
Bezeichnung der Grenze erfolgende Sepen von Steinen, jobald einer der 
Beteiligten widerjpricht? II. 18/10 92. 23, 253. 

21. Kann eine widerrechtliche Grenzverrüdung auch dann ange— 
nommen werden, wenn e3 fich nicht um Abgrenzung des Eigentum oder 
fonftiger dinglicher Berechtigungen an Immobilien, jondern um die Teilung 
der Nutzungen von ſolchen handelt? 

Ben. Meg. zu E. i. St. S. I-XXXNV. 14 
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Unter welchen Vorausſetzungen hat jeder der Beteiligten die vor— 
handene Grenze als ſolche anzuerkennen? Kommt es darauf an, ob der 
Zweck der Grenzfeſtſetzung ein nur vorübergehender iſt? 

Liegt ein widerrechtliches Wegnehmen eines Grenzzeichens vor, wenn 
der Täter das widerrechtlich verrückte Grenzzeichen, nachdem dasſelbe, 
jedoch ohne Beobachtung der geſetzlichen Vorausſetzungen für eine Neu— 
feſtſetzung, wiederum an ſeine frühere Stelle gebracht war, abermals ent— 
fernt? II. 31/1 90. 20, 196. 

22. Was ift unter dem fälfchlihen Setzen von Grenziteinen zu 
verjtehen? I. 5/11 87. 16, 280. 

23. Was gehört zum Begriffe eine „zur Bezeichnung eines Waſſer— 
ſtands bejtimmten Merkmals“? 

Was erfordert die „Abſicht, einem anderen Nachteil zuzufügen“? 
II. 10/5 98. 31, 148. 

24. Hat in Bayern ein von den Feldgefchworenen errichtetes Grenz— 


| zeichen jchon allein vermöge der Tatſache. daß diejes von eriteren geſetzt 


worden ijt, ſtrafrechtlichen Schuß anzufprechen? 

Berleiht im Geltungsgebiete des bayeriſchen Landrechts da3 unter 
einzelnen der mehreren Miteigentümer aneinanderjtoßender Liegenschaften 
über die Bejtimmung eines Merkmales zur Bezeihnung der Grenze 
getroffene Abkommen jenem die rechtliche Eigenſchaft eines ſolchen? 
1. 8/12 87. 17, 10. 

25. Iſt die Bejeitigung eines Grenzraind der Strafbeftimmung des 
8 274 Nr. 2 entzogen, wenn zugleich der Tatbeitand ded $ 370 Nr. 1 
St. G.Bls vorliegt? II. 29/12 91. 22, 286. 


1. Bezieht ſich die Strafbeitimmung aud auf die Fälfhung von 
ausländifhem Stempelpapier ıc? 

Sit die mwiffentlihe Veräußerung faliher Stempelmarfen als ein 
Gebrauhmahen im Sinne der Nr. 1 aufzufafjen? 

Iſt nad Nr.2 die Strafbarkeit desjenigen, welcher unechte Stempel- 
marfen verfertigt, dadurch bedingt, daß er die Abficht hatte, die Marken 
jelbft al3 echte zu verwenden? II. 20/6 82. 6, 387. 

2. Fällt die migbräuchlicde Wiederverwendung bereit einmal ver— 
wendeter Stempelmarfen mit Abänderung des Entwertungsvermerfed unter 
den Tatbeſtand der Urfundenfälfhung im Sinne von $ 275 bezw. $ 267? 
II. 19/11 88. 18, 286. 

3. Was iſt nah Nr. 1 unter dem Gebrauchmachen von einer falſchen 
Roftfreimarfe zu verjtehen? III. 13/4 93. 24, 111. 


4. Kann in der täufchenden Zufammenfegung der Bruchſtücke ver- 
jchiedener, uriprünglich echter und bisher underwendeter Pojtfreimarfen 
und in der Verwendung diefer den Anjchein eines unverlegten Zeichens 
erwedenden Poftfreimarfen zur Frankierung pojtalifcher Sendungen die 
Anfertigung „unechter”, bezw. der Gebrauch „falſcher“ Poſtwertzeichen ge— 
funden werden? 

Fällt die mißbräuchlihde Verwendung bereit3 einmal verwendeter 
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Pojtwertzeichen unter gefliffentlicher Bejeitigung des Entwertungszeichens 
unter den Tatbejtand der Urfundenfälfhung? III. 19/4 88. 17, 394. 
5. ©. au 8 267 Nr. 9 ©. 189. 


1. reift die Strafbejtimmung Pla bei Wiederverwendung einer $ 2 


zur Entridtung der warenjtatiftiihen Gebühr bereit3 verwendeten Stempel- 
marfe? IV. 21/12 97. 30, 384. 

2. ©. weiter 8 275. 

Über die Bedeutung ded 8 276 in feiner Faffung vor der Novelle 
vom 13. Mai 1891 ſ. 17, 394. 


Left] 


76 


1. Schließt der $ 277 die Anwendung des 8 363 St. G.B.'s aus? 8 277 


II. 1/11 98. 31, 296. 

2. Finden auf den zum Bmwede der Täufhung vorgenommenen 
Gebrauch eined auf den Namen eines Arztes fälſchlich ausgeftellten Zeug- 
nifje über den Geſundheitszuſtand eines Menjchen in dem alle, wenn 
fi jened Zeugnis als eine zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsver— 
bältnifjen erhebliche Privaturkunde darjtellt, bezw. wenn der Täter in der 
Abficht gehandelt hat, fi) oder einem anderen einen Vermögendvorteil 
zu verſchaffen, die 88 277, 279, oder die 88 267, 268, 270 St. G. B.'s 
Anwendung? I. 1/12 81. 6, 1. 

3. Sebt der Tatbejtand die inhaltliche Unrichtigfeit des über den 
Gejundheitäzuftand einer Perſon audgejtellten Zeugniſſes oder den Ge- 
brauch zum Bwede der Täujhung über den tatjächlich beftehenden Geſund— 
heitözuftand voraus? III. 28/11 89. 20, 138. 

4. Über den Begriff von „approbierte Medizinalperfon“. I. 8/5 82. 
6, 260; III. 27/3 84. 10, 340. 

5. ©. weiter 88 278, 279. 


1. Sit der von einem Arzte ausgeitellte Impffchein ein „Zeugnis 8 278 


über den Gejundheitzuftand eines Menſchen“? IIL 21/9 93. 24, 284. 

2. Iſt in Bayern ein approbierter Bader als „approbierte Medizinal- 
perfon* im Sinne des 8 278 zu betradhten? I. 8/5 82. 6, 260. 

3. Gehören reichdgejeglihh Hebammen zu denjenigen „approbierten 
Medizinalperfonen“, welche ſich durch Ausſtellung wiſſentlich unrichtiger 
Gefundheitsattejte jtrafbar machen? III. 27/3 84. 10, 340, 

4. Sit unter einem Beugniffe über den Gefundheit3zuftand eines 
Menſchen nicht nur die Bezeugung unmittelbar wahrnehmbarer Tatjachen, 
jondern auch die jachverjtändige Würdigung der Tatjachen in ihren Folgen 
für die Gefundheit zu verjtehen? II. 18/5 00. 33, 298, 

5. ©. auch 8 277. 


Begriff des Ausdruds „der in den 88 277, 278 bezeichneten Urt“. 8 279 


Iv. 10/10 99. 32, 295. 
©. weiter 88 277, 278. 
14* 
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Bierundzwanzigiter Abſchnitt (8 281— 283). 
Bankerott. 


©. zu den nicht mehr geltenden SS 281—283 die einſchlägigen 
Entjheidungen unter 8$ 209, 210 K.O. von 1877. 


Fünfundzwanzigiter Abſchnitt (8 284—302e). 
Strafbarer Eigennuß und Berlegung fremder Geheimnijie. 
Glücksſpiel, Lotterie, Ausipielung (33 2834— 286). 


1. Sft durch 88 284—286 in Verbindung mit 8 360 Nr. 14 
St.G.B.'s die Materie des Spield erjchöpfend geregelt? Haben daneben 
ältere landesrechtlihe Beitimmungen, welche auch die mitteld Nichtglücks— 
ipield erfolgende öffentlihe Ausjpielung beweglicher Gegenjtände mit 
Strafe bedrohen, noch Geltung? II. 3/5 88. 18, 1; II. 26/1 00. 
33, 124. 

2. Eind neben den 88 284flg. die landesgefeplichen Verbote des 
Vertrieb3 von Lotterielojen, Promefjen oder Anteilen von PBrämienlojen 
und des Spielend in auswärtigen Lotterien nebſt den diesbezüglichen Straf: 
beftimmungen in Kraft geblieben? I. 6/5 97. 30, 116; IL 24/2 80. 
1, 219; III. 13/3 80. 1, 274; L 27/3 84. 10, 220. 

3. Was verfteht das Strafgeſebbuch unter Glücksſpiel? Gehören 
dahin auch Lotterien und Ausſpielungen im Sinne des $ 286? IL.1/4 84. 
10, 245. 

4. Gehört das Lottofpiel zu den Glüdsfpielen, oder fällt dasſelbe 
unter den Begriff der Lotterie? Unterfchied zwijchen dem Glücksſpiele 
und der Lotterie. IV. 11/1 89. 18, 342. 

5. Inwieweit gehört zum Begriffe des Glücksſpiels, dar das Objeft 
einen Vermögenswert repräfentiert? IV. 28/5 89. 19, 253; IV. 11/1 89. 
18, 342. 

6. Erfordert der Begriff des Glücksſpiels eine gewinnfüchtige Abficht 
als Motiv der Beteiligung am Epiele, oder einen folden Wert des 
Spielobjekt3, daß nad der Vermögenslage der Beteiligten der Berluft 
als ein empfindlicher Nachteil ſich geitalten fann? II. 28/2 82. 6, 70. 

7. Sit ein Spiel, bei welchem Gewinn und Berluft an fi vom 
Zufall abhängen, noch dann ein Glücksſpiel, wenn der Spieler es in der 
Hand hat, durch cine ihm befannte Manipulation den Ausgang nad) 
jeinem Willen zu bejtimmen? IV. 10/10 90. 21, 107. 

8. Berliert ein Spiel den Charakter eines Glüdsjpield dadurd, daß 
ein Spieler bejondere den Mitjpielern nicht befannte Kunftgriffe an— 
wendet? I. 23/3 96. 28, 283. 

I. Kann ein Spiel, welches in abstracto als ein Gefchidlichfeit3- 
jpiel ich darjtellt, in concreto als ein Zufalläfpiel in Betracht gezogen 
werden? I. 19/3 94. 25, 192. 

10. Bann ift ein Glüd3fpiel als begonnen anzufehen, insbefondere 

beim „Rümmelblättchen“? IIL 10/12 79. 1, 118. 
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11. Sit das unter dem Namen „Rartenlotterie” betriebene Spiel 
als Lotterie im Sinne des $ 286 anzujehen? II. 29/9 85. 12, 388. 

12. Fallen die bei Pferderennen von den jogenannten Buchmachern 
betriebenen Gejchäfte, bei welchen der Berluft von Einſätzen oder die 
Erlangung don Gewinnen don dem Ausgange des Rennens abhängig 
gemacht wird, unter den Begriff des Glücksſpiels? III. 29/4 82. 6, 172; 
II. 30/6 82. 6, 421; II. 7/7 82, 7, 21. 


©. vorjtehend 88 284—286 (©. 212). 

1. Was ift unter Gemwerbömäßigfeit des Glücksſpiels zu verftehen? 
Kommt e3 dabei darauf an, welches Motiv zum Spielen bejtimmt und 
welchen Bedürfnifjen durch das Spielen abgeholfen werden foll? IL. 10/4 00. 
383, 237; II. 29/9 85. 12, 388; III. 10/12 79. 1, 118. 

2. Welches find die Merkmale der Mittäterfchaft bei gewerbsmäßigem 
Glücksſpiele? III. 18/3 86. 14, 28. 

3. Wird die Strafbarkeit der Tat dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Täter fich zum Betriebe des betreffenden Spiels eine polizeiliche Erlaubnis 
verſchafft hat? 

Über das Verhältnis der Strafbeftimmung zu derjenigen des $ 360 
Nr. 14 St. G.B.'s. IV. 12/2 97. 29, 376. 

4. Über Beihülfe zum gewerb3mäßigen Glüdsfpiele und zu der 
damit Ffonfurrierenden Hinterziehung der Reichsſtempelabgaben, verübt 
durch Entgegennahme von Wetteinfägen für einen fogenannten Buchmacher. 
II. 30/10 99. 32, 358. 

5. Über dic Konkurrenz des Vergehens mit Hinterziehung der 
Neichsitempelabgaben im Gejchäftsbetriebe des jogenannten Buchmachers. 
II. 15/4 98. 31, 114; II 19/9 02. 35, 344. 

6. Kann jemand nad) der Freiſprechung von einer Anklage aus 
8 284 wegen einer vor dem Urteile zurückliegenden Spieltätigfeit von 
neuem verfolgt werden? II. 4/12 94. 26, 299. 

7. Kann jemand nad) rechtöfräftiger Verurteilung aus $ 284 wegen 
einer vor dem Urteile zuriücdliegenden Spieltätigfeit und megen eines 
damit ideell konkurrierenden anderen Delift3 von neuem verfolgt werden? 
II. 17/3 92. 28, 7. 

8. Über die Zuläffigfeit der Beſtrafung eines Deutjchen aus 8 284 
wegen gewerbömäßigen Glücksſpiels im Auslande. I. 9/1 82. 5, 424. 

9, Über Einziehung von Geldern, die ein Buchmacher zur Aus- 
zahlung von Wettgewinnen auf den Rennplatz mitgebracht hat. II. 30/9 02. 
35, 391. 

©. aud) 35, 386. 


©. oben 88 284—286 (©. 212). 


3 
1. Wer ift als „Inhaber eines öffentlihen Verſammlungsortes“ 


anzufehen? II. 26/5 93. 24, 256. 

2. Sit das auf einem Rennplage für den Betrieb des Totaliſators 
errichtete Gebäude als ein öffentlicher Verfammlungsort im Sinne des 
$ 285 anzufehen? II. 7/7 82. 7, 21. 


ID 


— 
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3. Rann ein ſonſt öffentliches Lokal dadurd, daß zeitweife nur 
einem beftimmten Perſonenkreiſe der Zutritt geftattet wird, für diefe Zeit 
den Charalter der DOffentlichfeit verlieren? 

Fit der Inhaber eines öffentlichen Verfammlungsortes, welcher zur 
Berheimlihung eines Glüdsjpiel3 mitwirft, nur dann ftrafbar, wenn 
das Spiel in einem öffentlihen Raume jtattfindet? II. 28/2 82. 6, 70. 

4. Iſt es für die Anwendung des 8 285 von Bedeutung, ob der 
Inhaber des Berfammlungsortes ſich ſelbſt an dem Spiele beteiligt hat? 
IL. 7/7 82. 7, 21. 

5. Sit die Strafbarkeit aus 8 285 dadurch ausgejchloffen, daß der 
Inhaber des öffentlichen Verſammlungsortes der irrigen Meinung war, 
daß der vom Ausgang des Spield bedingte Gewinn und PBerluft zu 
gering jei, um einen Bermögendwert zu repräfentieren, ein Glücksſpiel 
alfo nicht vorliege? IV. 28/5 89. 19, 258. 


8 286 ©. oben 88 284—286 (©. 212). 

1. Über den Begriff von „Beranftaltung einer Lotterie”. I. 6/11 84. 
11, 211; IIL 21/2 95. 27, 47. 

2. Über das Verhältnis des 8 286 zu 8 360 Nr. 14 St. G.Bs. 
I. 9/2 82. 5, 432. 

3. Unter welchen Vorausfegungen ift in der Ausgabe von Anteil- 
jcheinen an Prämienlofen die Veranftaltung einer Lotterie zu erfennen? 
I. 3/1 84. 9, 405; IL 24/10 82. 7, 161; II. 12/4 81. 4, 80; 
L sh 80. 1, 133; I. 16/5 95. 27, 233. 

4. Über Beihülfe zu dem Vergehen durch Vertrieb fog. Partial- 
feine. I. 5/1 80. 1, 138. 

5. Veranftaltet ein Kollefteur durch Abſatz von Loſen einer nur 
für ein beftimmted Gebiet erlaubten Lotterie in anderen Landesteilen 
eine neue Lotterie in den leßteren? 1. 29/9 81. 5, 39. 

6. Was gehört zur Vollendung der öffentlichen Beranjtaltung einer 
Lotterie oder Ausſpielung? I. 12/4 80. 1, 357; L 9/2 82. 5, 432; 
IV. 30/4 89. 19, 257; I. 16/5 95. 27, 233; I. 2/5 87. 16, 88; 
I. 22/11 83. 9, 202. 

7. Unter welchen Vorausſetzungen ift eine Lotterie oder Ausfpielung 
als öffentlich veranftaltet anzufehen? I. 12/4 80. 1, 357; L 7/5 80. 
1, 414; 1. 9/2 82. 5, 432; III. 8/4 86. 14, 89; II. 15/2 87. 
15, 274; III. 21/2 95. 27, 47; II. 5/5 96. 28, 366; I. 12/1 99. 
31, 413. 

8. Inwieweit kann in der Ausfegung von Gewinnen für die Löjung 
von Preisrätfeln die Veranftaltung einer Lotterie gefunden werden? 
III. 9/4 94. 25, 256; I 2/5 87. 16, 83. 

9. Zit die Annahme der Beranftaltung einer Lotterie durch Aus— 
fchreiben von Preisrätjfeln dann ausgefchloffen, wenn ſich an dem Unter: 
nehmen nicht bloß die Abonnenten der betreffenden Zeitung, jondern aud) 
Nichtabonnenten beteiligen können? III. 15/3 94. 25, 180 

10. Liegt eine Ausfpielung vor, wenn der für die Beteiligung an 
dem Unternehmen zu zahlende Preis mit der Gegenleiftung für eine 
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andere LZeiftung derart verbunden ijt, daß er feiner Höhe nach nicht er— 
fannt werden kann? 

Sit die Veranftaltung einer Lotterie ald gegeben anzunehmen, wenn 
der Verleger eined Werkes den Abonnenten Teilnahme am Gewinne von 
Lofen einer Staat3lotterie zufagt? II. 9/1 80. 1, 54; IL 26/10 80. 
2, 390. 

11. Sit der Tatbeftand einer öffentlich veranitalteten Ausſpielung 
ausgejchloffen, wenn die Enticheidung über den Gewinn von der Willkür 
de3 Unternehmer abhängig gemadt ijt? IV. 12/3 95. 27, 94. 

12. Kann angenommen werden, daß eine Ausſpielung oder Lotterie 
vorliegt, wenn die Einfeenden für ihren Einfaß bedingung3los eine 
Gegenleiftung erhalten? III. 28/4 84. 10, 398. 

13. Kann auf den Zweck, welchen ein Unternehmer mit der Ver— 
anjtaltung einer Ausjpielung verfolgt, etwa anfommen? IL. 9/1 80. 1,54. 

14. Gehört zum Begriffe der öffentlihen Ausſpielung eine Be— 
teiligung mehrerer an dem Spiele? 

Kommt etwa3 darauf an, ob der Einkaufspreis für die Teilnahme 
an dem Spiele nur für den Fall des Verluſtes beftimmt ift? 

Sit es von Erheblichkeit, ob die Entiheidung über Gewinn und 
Berlujt für die Teilnehmer in einem Geſamtakte, oder für jeden einzelnen 
durch einen bejonderen Aft erfolgt? I. 7/5 80. 1, 414. 

15. Gehört zum Begriffe der Ausfpielung, daß Gewinn oder Ver— 
luft eine Teils der Spielenden bezwedt wird oder tatjächlicd eintritt, 
oder genügt e8, daß irgend etwas in Ungewißheit ift und durch Zufall 
entſchieden wird? II. 18/5 88. 17, 379. 

16. Fällt da3 unerlaubte Halten von Glücksbuden unter den $ 286? 
II. 1/4 84. 10, 245. 

17. Enthält die in einem Schanflofale zur Benußung der Gäjte 
erfolgte Aufitellung eines jog. Würfelautomaten die Veranftaltung einer 
öffentlichen Ausfpielung? IV. 22/9 96. 29, 66. 

18. Sind die Hydra- oder Schneeballengefchäfte, die zum Bmede 
des Abſatzes von Waren veranjtaltet werden, Ausſpielgeſchäfte im Sinne 
des 8 286? 1. 14/2 01. 34, 140; IL 11/10 01. 34, 321; IV. 15/10 01. 
34, 390; L 17/10 01. 34, 403. 

19. Kann eine Lotterie angenommen werden, wenn für den Handels— 
preis einer Sache dieſe Sache und daneben die Ausficht auf einen Geld» 
gewinn gewährt wird? 

Wer ift als DVeranftalter einer Lotterie anzufehen? III. 18/11 01. 

4, 447. 

20. Fällt e8 unter den Begriff der Ausfpielung, wenn in einem 
Handeldgejhäfte Waren in einer deren Art und Beichaffenheit nicht er— 
fennen lafjenden Umhüllung zu einem fejten Preife verkauft werden und 
der Verkäufer dabei einen dem Preiſe entjprechenden Minimalwert der 
Ware und einen durch Zufalldwahl zu erlangenden, weit höheren Marintals 
wert verjpriht? I. 25/2 89. 19, 11. 

21. Findet $ 286 Anwendung, wenn eine öffentliche Ausjpielung 
obrigkeitlich erlaubt, da3 Spiel jedoch jo eingerichtet worden iſt, daß der 


Ur 
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Gewinner an Stelle der gewonnenen Sache einen beftimmten Geldbetrag 
fordern konnte? II. 17/12 80. 3, 123; If. 28/2 96. 28, 236. 

22. Stehen die Strafbejtimmungen in Abſ. 1 und Abi. 2 in einem 
ſolchen Verhältnifje zu einander, daß auf die Veränderung des rechtlichen 
Geſichtspunkts hingewieſen werden muß, wenn die Verurteilung nicht in 
Übereinftimmung mit der Auffafjung des Eröffnungsbeſchluſſes erfolgt? 
Iv. 15/3 98. 31, 71. 

23. Erheijcht die Anwendung des 8 286 ein vorjähliches Handeln? 
I. 22/11 80. 3, 49; I. 2/5 87. 16, 83; IV. 30/4 89. 19, 257; 
II. 15/2 95. 27, 31. 

24. Iſt die Nichtkenntnis der landesgefeglihen Verordnung, worin 
die zuftändigen Behörden für die Erteilung der Erlaubnis zur Ber- 
anftaltung öffentlicher Lotterien bejtimmt find, ein nach 8 59 die Zu— 
rechenbarfeit ausjchließender Irrtum? I. 22/11 80. 3, 49. 

25. Kann ſonſt die Nichtfenntni® der Rechtswidrigkeit die Straf- 
barkeit ausjchließen? IV. 30/4 89. 19, 257; I. 2/5 87. 16, 83; 
III. 25/9 80. 2, 268. 

26. Iſt Beitrafung ausgejchlofjen, wenn der Täter zufolge jchuld- 
baren tatſächlichen Itrtums angenommen hat, Erlaubnis zur Ausfpielung 
von zuftändiger Stelle erhalten zu haben? II. 15/2 95. 27, 81. 

27. Inwieweit fann der verantwortliche Redakteur einer Zeitung 
wegen Aufnahme eines Inſerats, durch welches zur Beteiligung an einer 
unerlaubten Ausſpielung aufgefordert wird, der Beihülfe zu dem Ver— 
gehen des $ 286 jchuldig erfannt werden? IV. 23/11 94. 26, 225; 
III. 9/4 94. 25, 256. | 

28. Kann jemand, der in Deutichland eine Lotterie veranjtaltet hat 
und deshalb bejtraft worden ift, wegen des Verkaufs gleicher Loſe, der 
vor Erlaß des gegen ihn ergangenen Urteil® an anderen Orten vor— 
genommen worden, nochmal® verfolgt werden? I. 6/11 84. 11, 211; 
II. 13/4 83, 8, 292. 


29. Über Konkurrenz des in 8 286 mit Strafe bedrohten Ver: 
gehens mit Hinterziehung der Zosjtempelabgabe. IV. 11/1 98. 30, 396; 
ID. 9/6 84. 11, 9; I. 10/11 87. 16, 301. 

30. Über Konkurrenz de3 Vergehens mit einer Zuwiderhandlung gegen 
$ 56c der Gewerbeordnung nach der Fafjung des Geſetzes vom 1. Juli 1883. 
IV. 15/10 86. 14, 384; III. 8/4 86. 14, 89. 

31. Gehört die Ankündigung von unbefugten Ausjpielungen durch 
die Preſſe ald Preßvergehen in Bayern vor die Schwurgerichte? 
I. 23/12 01. 35, 44. 


1. Rann eine Zwangdvollitredung als drohend im Sinne des $ 288 
jhon dann angejehen werden, wenn vom Gläubiger ein Volljtredungs- 
antrag noch nicht gejtellt ijt? IL. 25/5 80. 2, 67. 

2. Zur Auslegung des Begriff „drohende Zwangsvollſtreckung“. 
Kann dieſes Verhältnis als vorliegend ſchon auf Grund der Tatfache 
angenommen werden, daß die Forderung des Gläubigers fällig ift, oder 
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daß der — den Schuldner an Zahlung — hatꝰ III. 13/2 90. 
20, 256; I. 22/12 86. 15, 114; fer. 11/8 92. 23, 221. 

8. Sept das Merkmal der „drohenden Zwangsvollſtreckung“ voraus, 
daß der Gläubiger die Abficht der zwangsweiſen Realiſierung jeiner 
Forderung zu erkennen gegeben hat? II. 4/7 93. 24, 238. 

4, Erlifcht dad Merkmal der „drohenden Zwangsvollitredung“, daß 
der Gläubiger zur Zeit der Veräußerung oder Beifeitefhaffung von Ber: 
mögendobjeften die Abficht hegte, mit Zmangsvollftredungsmaßregeln vor— 
zugehen? II. 24/6 92. 23, 177. 

5. Kann nad) $ 9 der preußiihen GSubhaftationsordnung vom 
15. März 1869 der Einleitung der Subhajtation die Bedeutung beigemejjen 
werden, daß von feiten derjenigen Realgläubiger, welche die Subhajtation 
nicht beantragt haben oder ihr nicht beigetreten find, die Zwangsvoll— 
jtrefung drohe? IL 16/12 79. 1, 37. 

6. Fällt die bei drohender Erefution bewirkte Veräußerung von 
Sachen durd den berufenen Erben während einer nad) preußiihem Rechte 
laufenden Deliberationgfrift unter den $ 288? III. 1/5 80. 2, 145. 

7. Kann eine Zmwangdvollitredung als drohend angenommen werden, 
wenn der Vollzug eined auf Einziehung lautenden Strafurteild in Aus— 
ficht jteht? IL. 7/1 87. 15, 164; IV. 8/7 90. 21, 54. 

8. Kann 8 288 Anwendung finden, wenn die Veräußerung oder 
Beifeitefhaffung von Vermögensbeftandteilen erſt den Anfpruch begründet, 
bezüglich deſſen die Vereitlung der Zwangsvollſtreckung in Frage fommt? 

Kann nad mecklenburg-ſchwerinſchem Rechte angenommen werden, 
da die Zwangsvollſtreckung feitend des Hypothefgläubiger8 demjenigen 
drohe, der vom Eigentümer de3 verpfändeten Grundftüds das zu Diejem 
gehörige Inventar fäuflich übergeben erhalten hat? IV. 4/2 98. 31, 22. 

9. Droht eine Zmangdvollftredung nicht mehr, jobald im Sub: 
baftationdverfahren die Beichlagnahme erfolgt ift? 

Können die Tatbejtände des 8 288 und bes 8 137 St. G. B.s ideell 
fonfurrieren? II. 10/1 88. 17, 42. 

10. Sit eine Zwangsvollſtreckung al3 drohend anzunehmen, wenn 
bon dem Öläubiger ein Arreftbefehl erwirft worden ijt und dieſer voll- 
ftredt wird, in der Hauptſache aber noch Fein Urteil ergangen ijt? 
II. 26/6 94. 26, 9; I. 22/12 86. 15, 114. 

11. Inwiefern. fann das Vergehen aus 8 288 begangen werden, 
wenn die Zwangsvollſtreckung aus einem bloß anfechtbaren, oder aus 
einem nichtigen, aber noch nicht gerichtlich als richtig anerkannten Ge— 
ihäfte droht? III. 25/1 86. 13, 292. 

12. Wer ift Gläubiger im Sinne des $ 288? II. 9/11 83. 9, 164; 
II. 7/1 87. 15, 164. 

13. Sept die Feititellung, daß jemand eine Zwangsvollſtreckung 
drobe, und daß derjenige, von dem fie droht, als jein Gläubiger erjcheine, 
das Borhandenfein eine obligatorifhen Schuldverhältnifjes zwiſchen 
beiden voraus? IV. 4/2 98. 31, 22. 

14. Kann 8 288 Anwendung finden, wenn jemand Vermögens 
beftandteile veräußert oder beifeite jchafft, in die Beitreibung von Kojten 


218 Strafgeſetzbuch $ 288. 





auf Grund eines in Ausficht jtehenden Strafurteil$ zu vereiteln? II. 4/12 85. 
13, 138, 

15. Begründet das im Privatflageverfahren ergebende Urteil den 
Roftenerftattungsanfpruch des Privatflägerd, oder ftellt ed den Anſpruch 
nur feft? IV. 17/10 99. 32, 298. 

16. Sind Beweisurkunden als Vermögendbejitandteile anzufehen? 
II. 26/6 94. 26, 9. 

17. Begriff der Veräußerung von Vermögendbeftandteilen im Sinne 
des 8 288. II. 3/2 99. 32, 20; II. 3/10 82. 7, 61. 

18. Kann die Berpadhtung eines Grundjtüds als eine Veräußerung, 
bezw. wenn die Verpachtung nur zum Scheine erfolgt iſt, als ein Bei- 
jeitefhaffen von Vermögensbeitandteilen angejehen werden? II. 17/2 82. 
6, 100, 

19. Umfaßt der Begriff „veräußern“ auch die Verpfändung als 
Pertinenzien erflärter Mobilien? I. 18/11 82. 7, 237. 

20. Kann ald Veräußerung aud die PVerpfändung von Grund» 
ſtücken angeſehen werden? IH. 11/1 83. 8, 1. 

21. Kann darin, daß eine Forderung auf dad Grundftüd des 
Schuldners als Vormerkung eingetragen wird, eine Veräußerung gefunden 
werden? IV. 13/11 00. 34, 3. 

22. Was ijt unter Beifeitefchaffen zu verftehen? II. 10/5 95.27, 213. 

23. Kann in einem Scheinverfaufe ein Beifeitefchaffen gefunden werden? 

Liegt ein Beifeitefchaffen vor, wenn der Schuldner für eine fimulierte 
Forderung eine Hypothek auf fein Grundftüd eintragen läßt? II. 14/4 85. 
12, 129; II. 4/12 85. 13, 138. 

24. Kann in einem Scheinverfaufe in Verbindung mit nachfolgender 
Ableiftung des Offenbarungseides ein Beifeitefchaffen gefunden werden? 
II. 10/5 95. 27, 218. 

25. Können aud Forderungen beijeite gejchafft werben? 

Schafft der von einer Zwangsvollſtreckung bedrohte Schuldner Be— 
jtandteile ſeines Vermögens beifeite, wenn er die von den Mietern 
jeine8® Haufed zum voraus erhobenen Mietzinfen in feinen Nuben ver- 
wendet? 

Liegt ein Beifeitefchaffen von Vermögensbeftandteilen vor, wenn der 
Schuldner während einer bei ihm vollzogenen Pfändung Beweisurfunden 
über Forderungen vor dem Gericht3vollzieher verborgen hält? IL. 30/11 83. 
9, 281; IL. 26/6 94. 26, 9. 

26. Kann aud die Zerjtörung einer Sache als Beifeitefchaffung 
ftrafbar werden? IL 26/2 89. 19, 25. 

27. Kann dad Beichädigen oder teilweife Zerjtören von Gebäuden 
als ein „Beiſeiteſchaffen“ derjelben angejehen werden? ann ideale 
Konkurrenz der Vergehen gegen 8 288 und $ 305 St. G. B.'s ans 
genommen werden, wenn die Devaftation jchon vor dem Eigentumsüber- 
gange begonnen hat? III. 25/3 95. 27, 122. 

28. Fällt unter den $ 288 auch die Beijeitejchaffung joldher Ber: 
mögensjtüde, in melde eine Zwangsvollſtreckung rechtswirkſam nicht er= 
folgen fann? 
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Inwieweit kann nah Königlich ſächſiſchem Rechte der Ehemann die 
Früchte des ehemeiblichen Vermögens veräußern, ohne dem $ 288 zu 
unterliegen? III. 6/7 91. 22, 208. 

29. Sind „Beräußern“ und „Beifeitefhaffen" als gleichwertige 
Modalitäten des nämlichen Tatbeftandes anzufehen? IL 17/2 82. 6, 100, 

30. Wird für den Tatbejtand des 8 288 Identität des Täterd mit 
dem Schuldner des benachteiligten Gläubigerd und benadteiligende Ver— 
fügung über eigene Vermögen des Täterd vorausgefegt? Kann $ 288 
Anwendung finden, wenn der Vertreter einer Altiengejellichaft bei drohender 
Bwangdvollitrefung gegen letztere Vermögensbeſtandteile derjelben ver- 
äußert? III. 26/5 87. 16, 121. 


31. Erfordert der Tatbeitand des 8 288, daß der Gläubiger gerade 
diejenigen Sahen im Wege der Zwangsvollftredung anzugreifen beabſich— 
tigt habe, welche der Schuldner veräußert oder beifeite gejchafft hat? 
II. 17/2 82. 6, 100. 

32. Kann eine eingeleitete Zwangdvollitredung ald eine drohende 
aufgefaßt werden? Zur Begriffsbeitimmung des Beifeitefchaffend von 
Forderungsredhten. IV. 14/1 02. 35, 62. 

33. Was gehört zu der „Abficht, die Befriedigung des Gläubigers 
zu vereiteln“? IV. 17/5 95. 27, 241. 

34. Genügt e8, daß nur die fonfret bevorjtehende Zwangsmaßregel 
bat vereitelt werden jollen, oder muß die Befriedigung des Gläubiger 
überhaupt zu vereiteln beabfihtigt fein? IL 9/12 81. 5, 206. 

35. Erheiſcht 8 288 die Abjicht, die Gläubiger zu benachteiligen? 
Kann bei der die Befriedigung eined Gläubigers vereitelnden Veräußerung 
die Strafbarkeit dadurch ausgefchlofjen fein, daß die Veräußerung behufs 
Befriedigung eines anderen Gläubigers erfolgt ift? III. 5/11 79. 1, 96; 
II. 3/10 82. 7, 61. 


36. Kann die Abficht, die Befriedigung eine Gläubigerd zu ver— 
eiteln, fchon darin gefunden werden, daß der Schuldner einen Vermögens: 
beftandteil, von dem er weiß, daß der Gläubiger ihn als Gegenftand der 
Zwangsvollſtreckung auserjehen hat, in der Abficht, gerade diejen Gegen— 
itand dem Bugriffe des Gläubigers zu entziehen, veräußert? Bedeutung 
der Entgeltlichfeit des Veräußerungsvertrags für die Zeititellung der 
vom Schuldner verfolgten Abficht. II. 4/1 83. 8, 50. 

37. Iſt dann, wenn eine Subhajtation in Frage jteht, jeder Neal: 
gläubiger zum Antrag auf Strafverfolgung berechtigt? II. 10/1 88. 17, 42. 

38. Wird dad Strafantragsreht des Gläubigerd dur die Er: 
öffnung des Konkurſes über fein Vermögen beeinträchtigt? Fer. 11/8 92. 
28, 221. 

39. Iſt der Konkursverwalter berechtigt, wegen einer die Konkurs— 
majje verfürzenden Straftat den Antrag auf Strafverfolgung zu jtellen? 
Wann beginnt der Lauf der Frift für den von ihm zu ftellenden Straf: 
antrag? IV. 26/10 00. 33, 433; IV. 4/3 02. 35, 149. 

40. Wer hat den Strafantrag zu jtellen, wenn derjenige, welchem 
die Vollſtreckung eined auf Einziehung lautenden Strafurteil® droht, zur 
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Bereitelumg der Vollſtreckung die betr. Sache veräußert oder beifeite 
ichafft? II. 7/1 87. 15, 164. 

41. Sit in Preußen nah der Ordnung für die Verwaltung der 
Gerichtöfaffen vom 31. März 1900 der Kaſſenkurator jtrafantrags- 
beredtigt, wenn die Bereitelung der Befriedigung des Fiskus wegen einer 
Koftenforderung in Frage jteht? IV. 25/1 01. 84, 111. 

42. Wie ift bei dem Mangel des erforderlichen Strafantrags zu 
erfennen? II. 16/12 79. 1, 37. 

43, Über die Erforderniffe der Feitftellung gemeinfchaftliher Ver— 
übung des Vergehens. I. 15/1 80. 1, 145. 

44. Kann ein anderer Gläubiger des Täterd dann, wenn die bei— 
feite geichafften Sachen zu feiner Befriedigung verwendet werden, nicht 
als Gehülfe der Straftat in Betracht fommen? IV. 31/1 90. 20, 214. 


1. Wird durh $ 289 der Befiß als folder geſchützt, oder nur 
der Befig, welcher auf einem Rechte zum Beſitz beruht? IL. 18/1 81. 3, 277. 

2. Über da8 nach dem gemeinen Recht dem Vermieter an den ein= 
gebrachten Sachen des Mieters zujtehende geſetzliche Pfandrecht. III. 28/4 90. 
20, 417; IH. 25/5 81; 4, 198, 

3. Hat bei einer unter der Herrichaft des B.G.B.'s von einer Ehe— 
frau ohne Buftimmung des Mannes gejchehenen Vermietung einer Woh— 
nung die Vermieterin ein geſetzliches Pfandredt an den eingebrachten 
Sachen, und fommt ihr das Strafantragsrecht zu? IV. 24/10 02. 35, 402. 

4. Über die Wirkung einer Pfändung der dem DVermieterpfandrechte 
unterliegenden Saden f. B. G.B. v. 18/8 96. 8 559 Nr. 2. 

5. Wie geitaltet ji) dad Pfandrecht, wenn im Mietvertrage noch 
Leiftungen anderer rechtlicher Natur übernommen find? III. 28/4 90. 
20, 417. 

6. Werden nad) gemeinem Rechte die eingebrachten Sachen dem 
gejeglichen Pfandrechte des Vermieterd durch die während der Mietzeit 
erfolgte Veräußerung entzogen, wenn fie in den Mieträumen verblieben 
find und fi bei Geltendmadhung des Netentionsrecht3 noch dort be= 
finden? IIL 25/5 81. 4, 198. 

7. Eritredt fi) nach gemeinem Rechte das Pfandrecht des Ber- 
mieterd auch auf die Sachen, welche nad) $ 715 C. P.O. vom 30. Janııar 1877 
der Zwangdvollitredung nicht unterliegen? III. 28/4 90. 20, 417; 
III. 25/5 81. 4, 198. 

8. Iſt in dem gemeinrechtlichen Zeile Hannovers das geſetzliche 
Pfandrecht des Vermieters durch das Geſetz vom 14. Dezember 1864 
aufgehoben worden? IIL 19/4 82. 6, 300. 

9. Hat nad) dem Rechte der Stadt Frankfurt a. M. der Vermieter 
ein geſetzliches Pfandredt an der vom Mieter in die Wohnung eingebradhten 
Fahrnis der Ehefrau, wenn der Mietvertrag vom Manne allein abges 
ichlofjen worden iſt? J. 13/6 92. 23, 168. 

10. Hat die Geſetzesbeſtimmung, daß die dem Pfandrechte des Ver— 
mieterd unterliegenden Sachen dem Vermieter verhaftet bleiben, ins— 
befondere die diesbezügliche Beltimmung der Frankfurter Reformation 
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Einfluß — die Strafbarkeit der Wegſchaffung folder Sachen? I. 2/4 94. 
25, 220. 

11. Über das geſetzliche Pfandrecht und das Zurückbehaltungsrecht 
des Vermieterd im Bezirfe des ehemaligen Juftizjenat® Chrenbreitftein. 
I. 17/9 91. 22, 126. 

12. Uber das gejetliche Pfandrecht des Vermieterd in dem Herzog- 
tum Braunfchweig. II. 29/4 82. 6, 321. 

13. Sit durch $ 41 Nr. 4 RD. vom 10. Februar 1877 bezw. 
8 7 de preußijchen Ausführungsgefeßed vom 6. März 1879 für den 
Bermieter ein gejepliched® Pfand- und Zurückbehaltungsrecht begründet 
worden? III. 19/4 82. 6, 300. 

14. Über das gefepliche Pfandrecht des Vermieterd nad) dem preuß. 
Zandrechte. IL. 18/1 81. 3, 277; II. 22/4 84. 10, 321. 

15. Erlangt nad) preußiſchem Rechte der Vermieter ſchon mit der 
Einbringung der Sachen in ſein Haus ein wirkliches Pfandrecht? 

Kann er dieſes Pfandrecht ſchon vor Beendigung des Mietsverhält— 
niſſes geltend machen? 

Sind dem Pfandrechte, abgeſehen von dem Geſetze vom 12. Juni 1894, 
auch die der Exekution entzogenen Sachen untertvorfen? II. 23/11 80. 3, 57. 

16. Sind Saden, welche die von dem Mieter getrennt lebende Ehe— 
frau desjelben ihrem Ehemanne zur Aufbewahrung übergeben hatte, dem 
Pfandrechte des Vermieters unterworfen? IV. 15/3 89. 19, 75. 

17. Welche Gegenjtände umfaßt nad) dem preußifchen Landrechte 
das Pfandrecht des PVermieterd aus einem mit dem Ehemanne abge= 
ichlofjenen Mietvertrage? Inmieweit erwirbt der Vermieter ein Pfand- 
reht aus einem Mietvertrage, den er mit einer von ihrem Ehemanne 
verlaffenen Frau abſchließt? IL. 13/2 94. 25, 168. 

18. Hat der Vermieter an den eingebrachten Sachen des Mieters 
ein Pfandrecht wegen des Anſpruchs, welchen er gegen den nach Teil I 
Titel 21 $ 383 des preußifchen Landredt3 vom Mietvertrage zurück— 
getretenen, hiernach aber noch in der Wohnung verbliebenen Mieter zu 
bilden hat? IV. 7/12 94. 26, 281. 

19. Sit ein Vertrag, durch welchen jemand einem anderen gegen 

die Verpflichtung, eine Geldfumme zu zahlen und Urbeiten unentgeltlich 
zu leiten, die zeitweife Benußung einer Wohnung einräumt, nad) preußiſchem 
Landrechte ald Wohnungsmiete anzufehen? Hat der Vermieter bei einem 
folhen Bertrage ein Pfandreht an den eingebradhten Sachen für jeine 
Entihädigungsforderung wegen unterbliebener Urbeitsleiftung? II. 27/4 94. 
25, 343. 
20. Iſt nach preußifchem Rechte die während der Dauer des Miet- 
vertragd erfolgte Veräußerung der vom Mieter eingebradhten, ihm ges 
hörenden Sahen dem gejeglihen Pſandrechte des Vermieterd gegenüber 
von Wirkung, wenn bei Geltendmahung des aus demjelben fließenden 
Zurückbehaltungsrechts die Sachen fi noch im Beſitze des Mieters be— 
finden? II. 15/1 81. 8, 322. 

21. Sit nah 8 289 ftrafbar, wer feine eigene Sache eigenmächtig 
dem Befite des Pfandgläubigerd, bezw. des Netentionsberechtigten ent— 
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a der Forderung oder für Pr Kaution — war? 

Berechtigt das Beſtehen einer die Pfandforderung überſteigenden 
Gegenforderung den Pfandſchuldner zur eigenmächtigen Beſitznahme der 
verpfändeten Sache? II. 18/1 81. 3, 277. 

22. Welchen Einfluß haben Gegenforderungen auf das geſetzliche 
Pfandrecht des Vermieters? 

Wird die Mietzinsforderung ſchon durd das tatfächliche Gegenüber- 
itehen einer Gegenforderung — ohne deren Geltendmahung — nad 
preußiſchem Nechte in ihrem Bejtande berührt? Kann die Berufung auf 
die Gegenforderung wegen deren Miquidät zurücgewiejen werden? 
I. 13/6 92. 23, 163; IV. 26/2 95. 27, 64; II. 15/6 83. 8, 346. 

23. Kann der Pächter, dem Verlegung des Pfandrecht3 ſeines Ver- 
pächter8 durch Wegichaffung eingebradhter Sachen zur Laſt gelegt ift, im 
Geltungsbereiche des preußifchen Landrechts einen Einwand darauf gründen, 
daß er durch Betrug zur Eingehung des Pachtvertrags verleitet worden . 
jei? II. 2/3 94. 25, 154. 

24. Einfluß von Mängeln einer Wohnung auf das Pfandrecht des 
Bermieterd nah) B.G.B. IV. 11/1 01. 34, 88. 

25. Erwirbt nad) dem B.G.B. der Vermieter aus einem mit einer 
Ehefrau ohne Zuftimmung des Mannes abgefchloffenen Mietvertrage ein 
Pfandredt an den in die Wohnung eingebradten Sachen? IV. 25/4 02. 
35, 201. 

26. Iſt der Mieter einer Wohnung, welcher eingebradte Saden 
wider den Willen des Vermieterd aus der Wohnung wegſchafft, aud dann 
ftrafbar, wenn die von ihm zurücdgelaffenen Sadhen zur Dedung der 
Mietsſchuld genügen, oder dem Vermieter ſonſt Dedung gegeben war? 
IV. 10/7 88. 18, 80; III. 6/11 80. 3, 24. 

27. Erwirbt der Ceffionar einer Mietforderung mit der Ceſſion 
ohne weiteres auch da3 für die Mietforderung beitehenbe Pfandrecht? 
II. 16/9 84. 11, 81. 

28, Hat das preußifche Gejeß, betr. die Rechte ded Vermieters ꝛc, 
vom 12. Juni 1894 aud auf ſolche Sachen Bezug, welche nad $ 708 
Ubi. 2 EP.D. von 1877 nicht gepfändet werden jollen? II. 8/11 98. 
31, 310. 

29. Was veriteht $ 715 Nr. 6 u. 7 EBD. von 1877 unter 
„öffentlichen Unterrichtsanftalten?“ II. 1/5 96. 28, 348. 

30. Beitimmt fi der Kreis der dem Pfandrechte ded Vermieters 
vor dem 1. Sanuar 1900 unterworfenen, aber erſt nad) dieſem Beit- 
punkte zumider dem 8 289 dem Bermieter mweggenommenen Sachen nad) 
den Borichriften de $ 715 der früheren, oder des 8 811 der jeßigen 
Civilprogekordnung? II. 15/2 01. 34, 157. 

31. Über den Begriff des durch 8 289 geſchützten Gebrauchsrechts. 
II. 8/5 88. 17, 858. 

32. Was gehört zum Erwerbe eine durch $ 289 gejchügten Zurüd- 
behaltungsreht5? Unterichied von der Beichlagnahme im Sinne des 
$ 137 St. G.B.'s. IV. 12/2 92. 22, 364. 
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33. Eritredt fi) dad vom Mieter dem Vermieter wegen Forderungen 
aus dem Mietverhältnifje vertraggmäßig eingeräumte Zurüdbehaltungs- 
recht an den eingebrachten Sachen auch auf die nad) der Eivilprozekordnung 
unpfändbaren Mobilien? III. 20/2 02. 35, 150. 

34. Wird durch Privatpfändung ein Zurüdbehaltungsrecht erworben ? 
Inwiefern ijt bei Privatpfändungen die Anwendung de $ 289 durch 
landesrechtlihe Spezialbeftimmungen ausgeſchloſſen? I. 4/12 82. 7, 302; 
III. 18/2 86. 13, 405; III. 19/12 98. 32, 12. 

35. Iſt gemeinrechtlich dad Recht des Vermieterd, wegen der An— 
jprüche aus dem Mietvertrage die eingebrachten Sachen des Mieters zurüd- 
zuhalten, lediglich ein Ausfluß des gefeglichen Pfandrechts? III. 19/4 82. 

‚300. 

36. Rechtlicher Charakter des gemeinrechtlihen Zurüdbehaltungs- 
rechts des Vermieters. Hat in Württemberg der Vermieter ein gejeb- 
liches Zurüdbehaltungsreht? Kann ihm ein folches vertraggmäßig ein- 
geräumt werden? Wann ijt eine Wegnahme aus dem Zurückbehaltungs— 
rechte ded Vermieterd möglich? I. 13/5 95. 27, 222. 

37. Unter welchen VBorausfegungen enthält im Gebiete des Königlich 
ſächſiſchen Recht3 die vom Mieter gegen den Wideripruc des Vermieters 
bewirkte Wegichaffung eingebradhter Sahen aus der Mietwohnung ein 
Vergehen gegen 8 289? III. 16/11 93. 25, 1. 

38. Wird im Königreich Sahjen die Strafbarkeit des Wegichaffens 
der vom Mieter eingebrachten Mobilien wider den Willen des Vermieters 
dadurch ausgeſchloſſen, daß das Eigentum an den Sachen nicht dem Mieter, 
jondern deſſen Ehefrau zufteht? IIL 19/3 81. 4, 30. 

39. Bejteht im rechtörheinifchen Gebiete Bayernd für den Ber: 
mieter ein BZurücdbehaltungsreht an den vom Mieter eingebrachten, noch 
auf dem Grundjtücde fich befindenden Saden? I. 6/11 84. 11, 226. 

40. Macht ſich der Mieter nad) Hamburger Redt nad) $ 289 
jtrafbar, wenn er bei noch nicht verfallenem Mietzinje gegen den Wider- 
jpruch des Vermieters die eingebrachten Mobilien räumt? IIL. 6/11 80.3, 24. 

41. Steht nad) dem in Elfaß-Lothringen geltenden Rechte dem Ver— 
mieter einer Wohnung ein Netentionsreht an den eingebradten Sachen 
de3 Mieterö zu? I. 17/1 95. 26, 382. 

42. Erjtredt ſich nad) badiſchem Landrechte das Vorzugs- und 
Zurüdbehaltungsrecht des Vermieters auf Sachen, welche nah) $715 E.P.D. 
vom 30. Zannar 1877 nicht gepfändet werden dürfen? Kann der Mieter 
bezüglich jolher Sachen fi) eines Vergehens gegen $ 289 jchuldig machen? 
I. 1/5 93. 24, 120. 

43. Hat nah preußifchem Rechte die Dienjtherrichaft das Recht, 
die Sachen des Dienjtboten, welcher ohne gejegmäßige Urſache den Dienit 
vorzeitig verlafjen hat, zurüdzubehalten, um den Dienjtboten zur Fort- 
ſetzung des Dienſtes zu zwingen? II. 9/12 92. 23, 356, 

44. Welche Bedeutung hat für die wider den Willen des Retentions— 
beredtigten erfolgte Wegnahme einer Sahe aus jeinem Gewahrjam die 
Vorſchriſt des 8 541 Teil I Tit. 20 preuß. A.L.R.'s über das Erfordernis 
der Bejcheinigung der Forderung? II. 12/3 86. 13, 399. 
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45. Sept der Begriff des — im Sinne des 8 289 für 
das Netentionsredht, inbejondere das des Vermieterd, unbedingt voraus, 
daß die Sache fi im Befite oder Gewahrfam desfelben befunden habe? 
II. 1/4 81. 4, 43. 

46. Findet eine Beitrafung aus $ 289 wegen ded Wegnehmend 
einer Sache nur ftatt, wenn der Retentionsberechtigte feinen Willen, von 
dem Netentionsrechte Gebrauch zu machen, dem die Sache Wegnehmenden 
zu erkennen gegeben hat? III. 8/5 80. 1, 429; II. 23/11 80. 3, 57; 
II. 1/4 81. 4, 43; III. 29/4 82. 6, 321; In. 5/7 86. 14, 321: 
I. 17/9 91. 22, 126. 

47. Kann im Sinne ded $ 289 eine Sache ald mweggenommen ans 
gejehen werden, welche zur Zeit der Tat ſich im gemeinfamen Gewahr- 
jame des Eigentümers und des Gebrauchsberechtigten befunden hat und 
diefem gemeinjamen Gewahrfam von Eigentümer entzogen worden ijt? 
II. 8/5 88. 17, 358. 

48. Umfaßt der. Begriff ded Wegnehmens im Sinne des $ 289 
auch das Zerſtören einer Sache? IV. 29/3 87. 15, 434. 

49. reift $ 289 Platz, wenn der Eigentümer eines verhypothe— 
zierten Grundſtücks mitverhaftete bewegliche Zubehörjtüd zum Nachteile 
des Hypothefgläubigerd veräußert und von dem Grundjtüde fortichafft? 
Iv. 13/2 94. 25, 115. 

50. Fällt die Ausräumung von Illaten wider den Willen des 
pfandberedhtigten Hauswirt® unter $ 289, wenn die Sachen nur in eine 
andere Mietwohnung desjelben Haufes gefchafft werden? II. 22/4 84. 
10, 321. 

51. Kann 8 289 Unmendung finden, wenn ein Vermieter dem mit 
Mierzahlung rüdjtändigen Mieter gegen das Verſprechen, vor der Zahlung 
das Mobiliar nit aus dem Haufe zu verbringen, die Überfiedelung in 
eine in demjelben Haufe gelegene Wohnung eined anderen Vermieters 
geitattet, der Mieter aber demnädit ohne Wiffen ſeines Gläubigerd das 
Mobiliar aus dem Haufe fortichafft? II. 9/5 93. 24, 153. 

52. Wird ein dem Vermieter neben dem gejeglichen Pfandrechte 
vertraglich beſtelltes Faujtpfandrecht dadurch verleßt, daß Fauftpfänder in 
rechtöwidriger Abjicht weggenommen, aber in die Mietslofalität zurück— 
gebracht und damit dem gefeplichen Pfandrechte wieder unterworfen werden? 
II. 26/4 98. 31, 131. 

53. Über den zum Vergehen gehörigen ſubjektiven Qatbejtand. 
1I. 18/1 81. 3, 277; II. 12/3 86. 13, 399; II. 30/1 91. 21, 312; 
II. 2/3 94. 25, 154: II. 1/5 96. 28, 348. 

54, Anmiefern fann der zur Straftat gehörige Dolus durd den 
Mangel des Bewußtſeins von der Nechtöwidrigfeit des Tuns ausgeſchloſſen 
fein? III. 19/3 81. 4, 30; III. 5/7 86. 14, 321. 

55. Unter welcher Borausfegung findet $ 289 Unmwendung, wenn 
die Wegnahme zugleich im Intereſſe des Wegnehmenden und des Eigen: 
tümerd der Sache erfolgt ijt? III. 4/12 82. 7, 325. 

56. Über Konkurrenz des Tatbeitandes des $ 289 mit Körper: 
verlegung. II. 12/3 86. 13, 399. 
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F Über —— mit Erpreſſung ſ. $ 253 Nr. 41 ©. 167. 
8. Über Strafantragsberehtigung ded Sequefters j.g 61 Nr. 44S. 88. 
9. Über Strafantragsberehtigung der Ehefrau bei Gütergemein— 
ſchaft Br Nr. 39 ©. 38. 
©. zu 8 289 aud) 17, 227; 18, 436; 20, 222; 27, 98. 


1. ®er iſt „öffentliher Pfandleiher“ im Sinne des 8 290? 
Gehört dazu Erfüllung der gemwerbepolizeilihen Vorausſetzungen für den 
Gewerbebetrieb? IL. 8/5 83. 8, 253; IIL 2/4 88. 8, 269. 

2. Fällt unter „Ingebrauchnehmen” auch eine mit der Abſicht der 
Wiedereinlöfung bewirkte Weiterverpfändung? III. 2/4 83. 8, 269. 

3. Kann der Tatbeftand des 8 290 mit Unterfchlagung idecll 
fonfurrieren? III. 13/12 86. 15, 147. 


1. Sit durch dad Strafgejegbuh die Materie des unberedhtigten 
Jagens fo geregelt, daß Iandedrechtliche Vorjchriften ausgeſchloſſen find? 
I. 7/12 82. 7, 311; IIL 4/2 89. 19, 49. 

2. Was iſt unter Ausübung der Jagd zu veritehen? J. 13/1 81. 
3, 226; III. 1/10 81. 5, 85; IV. 2/6 91. 22, 115. 

3. Sit die Ausübung der fog. Parforcejagd auf fremden Jagd— 
gebiete jtrafbar? IV. 20/11 94. 26, 216. 

4. Zum Begriffe von jagdbarem Wilde. Iſt mweibliche® Rehwild 
deshalb, weil ed nad dem einjchlagenden Landesgeſetze überhaupt nicht 
geichofjen werden darf, zum jagbbaren Wilde nicht zu zählen? I. 15/6 96. 
29, 8. 

5. Unter welchen Vorausfeßungen ijt das Wild in einem umzäumten 
Wildparfe ald Eigentum des Parkeigentümers anzufehen? IL. 9/11 94, 
26, 218; IIL 16/4 88. 8, 273. 

6. Können von Natur zahme oder gezähmte Tiere Gegenitand der 
Sagdausübung fein, oder begeht der, welcher folhe Tiere, nachdem jie 
ihrem Heren entlaufen find, ohne Befugnis erlegt und ſich zueignet, eine 
Unterjchlagung? I. 13/2 91. 21, 341. 

7. Iſt in der unbefugten Wegnahme von Fallwild ein unberedhtigtes 
Jagen zu erfennen? I 13/1 81. 3, 226; III. 19/11 85. 18, 84; 
L 22/11 88. 18, 226; III. 4/2 89. 19, 49; III. 21/12 81. 5, 277. 

8. Sit abgeworfened® Geweih Gegenftand des Jagdrechts, oder nur 
im Falle befonderer gejeglicher Vorjchriften dem ausſchließlichen Okkupations— 
rechte de3 Jagdberechtigten unterworfen? III. 19/11 85. 13, 84. 

9. Sind jagdbare Tiere, die in eine Fangvorrichtung geraten find, 
ein Gegenftand, bezüglich defjen $ 292 Anwendung finden fann? ©. Dieb» 
ftahl $ 242 Nr. 4,5 ©. 145f. (23, 89; 29, 216; 32, 161). 

10. Welche Handlungen gehören zur Vollendung des Vergehens 
unberechtigten Jagens? I. 9/10 84. 11, 249; IV. 2/6 91. 22, 115. 

11. Bedarf es zur Annahme der Kagdausübung feitend eines zur 
Jagd andgerüftet auf dem Anjtande Betroffenen der Feititellung, daß das 
von ihm geführte Gewehr geladen gemwejen jei? I. 24/10 89. 20, 4. 

12. Über bloß vorbereitende Handlungen. II, 15/1 85. 11, 421. 
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13. Unterliegt ein Sagdaufjeher, welcher die Erlaubnis bat, im 
Jagdbezirke feines Dienſtherrn für diefen zu jagen, dann, wenn er in 
demjelben Jagdbezirke für fich jagt, der Beitrafung aus $ 292? 1.19/1 84. 
9, 431. 

14, Madıt fih nah $ 292 ftrafbar, wer von dem eigenen Jagd— 
gebiete aus Wild auf fremdem Sagdgebiete erlegt? I. 16/6 81. 4, 261; 
I. 8/2 94. 25, 120. 

15. Fällt eine unbefugte Jagdausübung dem zur Laſt, welcher ſich 
über der Grenze lediglih in der Abfiht auf den Anſtand ftellt, das 
auf fein Jagdgebiet übertretende Wild dort zu erlegen? III. 10/6 82. 
6, 375, 

16. Kann das Vergehen des $ 292 dadurch begangen werden, daß 
der Täter zwar auf jeinem Jagdgebiete fich aufjtellt, aber durch feinen 
Hund das benahbarte fremde Jagdgebiet abjuchen und von dort das 
Wild fi zutreiben läßt, um es auf feinem Sagdgebiete zu erlegen? 
I. 28/11 89. 20, 98. 

17. Iſt die Überjchreitung der Grenze des Jugdgebieted zur Er- 
greifung eines jenſeits derſelben gefallenen, aber diesſeits tödlich ver— 
wundeten Stüdes Wild aus $ 292, insbeſondere auch im Geltungsbereiche 
des franzöfifhen Civilrechts, ftrafbar? I. 22/11 88. 18, 226. 

18. Welche Grundjäße gelten in Elſaß-Lothringen bezüglich der 
Jagdfolge? I. 7/1 84. 9, 412. 

19. Kann in dem Auslegen von Gift auf fremdem Sagdgebiete, 
um Wildſchaden von einem Grundjtüde fernzuhalten, ein Jagdvergehen 
gefunden werden? I. 23/9 86. 14, 419. 

20. Unter welchen Borausjegungen ift in Preußen der Befiker 
eined Gartens befugt, zum Schutze darin niedergelegter Sachen Hafen- 
ſchlingen dafelbft zu legen? IV. 2/6 91. 22, 115. 

21. Sit in Preußen die Sagdausübung eines Grundeigentümers 
auf feinem dauernd und vollitändig eingefriedigten Grundjtüde eine bes 
rechtigte, jolange nidht vorher eine Entſcheidung ded Landrat3 über diefe 
Eigenichaft des Grundſtücks erfolgt war? I. 14/5 88. 17, 363. 

22. Sit nah $ 292 jtrafbar, wer mit Genehmigung des Eigen— 
tümerd eines Grundftüds, auf welchem nad) 88 2. 5. 6 des preußifchen 
Jagdpolizeigejeged vom 7. März 1850 die Jagd gänzlich ruhen bleiben 
muß, die Jagd dafelbit ausübt? II. 26/6 83. 8, 402. 

23. Macht fih nad) $ 292 jtrafbar, wer mit Genehmigung des 
Eigentümerd auf einem zu einem gemeinjchaftlichen Jagdbezirfe gehören: 
den Grundſtücke jagt, wenn nad dem preußiichen Jagdpolizeigeſetze vom 
7. März 1850 die Gemeindebehörde beſchloſſen hat, die Jagd in diefem 
Bezirfe ruhen zu laffen? IL. 10/5 81. 4, 158. 

24. St in Bayern recht des Rheins der Grundeigentümer bes 
rechtigt, in feinem Hausgarten zu jagen, auch wenn diejer nicht unmittelbar 
an feiner Behaufung liegt, jondern von derjelben durch den Hofraum 
getrennt wird? I. 8/12 81. 5, 230. 

25. Liegt eine ftrafbare Jagdausübung vor, wenn in Bayern ein 
Mitpächter entgegeu einem über die Teilung des gemeinjchaftlichen Jagd» 
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bezirks getroffenen Bertrage die Jagd in dem dem Mitpächter zugewieſenen 
Bezirke audübt? IL. 1/5 93. 24, 122. 

26. Kann nad) dem Großberzoglich heſſiſchen Geſetze vom 26. Juli 1848 
durch private Übereinkunft ein Jagdrecht auf der Gemarkung einer Ge- 
meinde begründet werden, deſſen Verlegung nah 8 292 ſtrafbar ijt? 
I. 10/12 91. 22, 250. 

27. Beitimmt fi die Trage, melde Tiere zu den jagdbaren ges 
hören, nad den Landesgeſetzen? I. 24/6 89. 19, 349; III. 3/3 84. 
10, 234. 

28. St der Fuchs den jagdbaren Tieren zuzuzählen in der Nieder: 
{aufig? II. 4/11 84. 11, 192. 

29. — in Schleswig-Holftein? IV. 27/10 96. 29, 125. 

30. — in Bayern auch außerhalb des Gebieted des bayerijchen 
Landrechts? I. 24/6 89. 19, 349. 

31. Iſt der Fifchotter nach dem preußifchen Landrechte, injoweit 
nicht provinzialrechtlihe Beſtimmungen vorliegen, ein jagdbared Tier? 
I. 16/10 93. 24, 338. 

32. Iſt der Filchotter ein jagdbares Tier in Oftpreußen? IL 9/5 99. 
32, 161. 

33. Gehört in der Mark Brandenburg der wilde Schwan zu den 
jagdbaren Tieren? II. 13/2 91. 21, 341. 

34. Gehört feit dem Erlafje des Geſetzes über die Schonzeiten des 
Wilde vom 26. Februar 1870 der Dachs in ganz Preußen zu den 
jagbbaren Tieren? III. 22/2 83. 8, 71. 

35. Unterliegt in Preußen das entgegen dem Wildfchadengejeg vom 
11. Juli 1891 mit Schlingen ausgeführte Fangen wilder Kaninchen der 
Beitrafung aus $ 292? IIL 19/10 93. 24, 326. Vgl. auch I. 8/12 94. 
26, 266. 

36. Über die Jagdbarfeit wilder Kaninchen in Preußen in früherer 
Beit. III. 1/10 81. 5, 85; III. 11/6 83. 8, 378. 

37. Über die Zagdbarkeit wilder Kaninchen in Anhalt. III. 25/10 00. 
33, 416. 

38. Sind im Regierungsbezirfe Münfter die Krammetsvögel Gegen 
ftand des freien Tierfangs? III. 5/11 83. 9, 299. 

39. Über Jagdbarkeit des Krammetsvogels in den ehemaligen 
Herzogtümern Bremen und Verden? IIL 12/7 00. 33, 359, 

40. Über den zur Straftat gehörigen Dolus, indbefondere Eventual- 
dolus. III. 10/6 82. 6, 375; III. 3/3 84. 10, 234. 

41. Betrifft der Irrtum, ob ein wildes Tier die Eigenſchaft der 
Jagdbarkeit hat, das Strafgeſetz? III. 3/3 84. 10, 234. 


42. Kommt es für die Strafbarfeit darauf an, ob der Jagende 
die Abficht hatte, das zu erlegende Wild für fich zu erwerben? I. 16/6 81. 
4, 261; I. 23/9 86. 14, 419; IV. 2/6 91. 22, 115. 
43. Über Konkurrenz mit der Übertretung des $ 16 des preußifchen 
Jagdpolizeigefeges vom 7. März 1850. II. 23/11 91. 22, 234. 
44. Über das Verhältnis zu der Übertretung des Art. 23 des 
15* 
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bayerifhen Jagdausübungsgefeed vom 30. März 1850. I. 16/3 93. 
24, 77 


©. zu $ 292 auch 13, 195: 17, 239; 18, 265. 


1. Findet der Begriff von „Schonzeit“ bei Wild, das überhaupt 
nicht gefchoffen werden darf, feine Anwendung? I 15/6 96. 29, 8. 

2. Kommt ed für den Begriff der Jagdausübung „in Wäldern“ 
auf den Standort ded Jägers oder den des Wildes an? I. 8/2 94. 
25, 120, 

3. Liegt gemeinfchaftliches Jagen ſchon dann vor, wenn von mehreren 
gleichzeitig und nebeneinander Sagdausübungshandlungen vorgenommen 
werden? I. 16/6 81. 4, 261. 

4. Liegt gemeinfchaftlices Jagen vor, wenn von zwei in Gemein— 
Ihaft unbejugt Jagenden der eine zu der Tat irrtümlich fich für be- 
rechtigt hielt? III. 16/4 88. 17, 413. 

5. Sit in dem Auslegen vergifteten Köders auf fremden Sagdgebiete 
ein erjchwerende® Moment zu erfennen? I. 23/9 86. 14, 419. 

6. Unter welchen Borausfegungen können die Erjchwerungsgründe 
des 8 293 auf NMneignung von jog. Yallwild angewendet werden? 
I. 14/2 87. 15, 268. 

7. Iſt zur Verfolgung eines nad) 8 293 jtrafbaren Jagdvergehens 
bei Verübung durd einen Angehörigen Strafantrag des Jagdberedhtigten 
notwendig? I. 23/6 81. 4, 350. 


1. Rann wegen Beihilfe zu einem gewerbsmäßigen Jagdvergehen 
$ 294 zur Anwendung kommen, aud wenn bei dem Gehülfen felbit die 
Merkmale der Gewerbsmäßigkeit nicht vorliegen? I. 9/1 93. 23, 378. 

2. Inwieweit ift bei Beitrafung wegen eined gewerbsmäßig ver- 
übten Jagdvergehens eine neue Beitrafung wegen anderer Taten un— 
befugten Jagens auögejchlofjen? III. 12/7 82. 7, 32; II. 20/9 92. 
23, 230. 

3. Sit bei einer Mehrzahl von Fällen gewerbsmäßigen unberechtigten 
Jagen® auf eine Gejamtitrafe nah $ 74 St. G.B.'s zu erfennen? 
Il. 23/1 83. 8, 16. 


1. Fällt jedes bei unbefugter Jagdausübung gebraudte Fuhrwerk 
unter den Begriff ded Jagdgeräts? Wird die Frage der Einziehung 
bei der unbefugten Jagdausübung lediglich durch 8 295 geregelt? 
II. 22/5 91. 22, 15. Vgl. II. 19/6 85. 12, 305. 

2. Sept die Einziehung voraus, daß der Täter die Gegenftände 
in der Abficht, mit denjelben unberechtigt die Jagd auszuüben, mit fich 
geführt hat? ILL. 6/12 79. 1, 28. 

3. Sit die Einziehung ausgeſchloſſen, wenn der Delinquent fremdes 
Jagdgebiet bei der Straftat nicht betreten hat? I. 16/6 81. 4, 261. 

4. Sit dad Ausſprechen der Einziehung duch vorgängige Beſchlag— 
nahme oder durch die Zweifellofigfeit der fpäteren Vollſtreckbarkeit oder 
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durch einen Antrag der Staatsanwaltſchaft oder dadurch bedingt, daß in 
dem Eröffnungsbefchluffe auch $ 295 angeführt ift? I. 7/2 84. 10, 189. 

5. Iſt die Einziehung des Gewehrs, welches der Täter bei unbe— 
rechtigtem Jagen mit fich geführt Hat, auch dann geboten, wenn dasjelbe 
vorher dem Eigentümer dur eine Straftat entzogen wurde, wegen deren 
der Täter in dem nämlichen Urteile neben der Ahndung des Jagd— 
vergehend bejtraft wird? I. 2/7 88. 18, 43. 

6. Hat die Einziehung den Charakter einer Strafe? 

Sit auf den eventuellen Erja des Werts des einzuziehenden Gegen- 
ftand3 zu erfennen? Hat eine diesbezügliche landesgeſetzliche Vorſchrift 
neben dem Strafgejeßbuche Geltung? I. 7/12 82. 7, 311. 

7. Iſt es zuläffig, im objektiven Berfahren auf Einziehung von 
Sagdgerät zu erkennen, welches ein unbefannter Täter bei dem unberechtigten 
Sagen zwar bei fich geführt hat, welches aber nicht erweißlich dem un— 
bekannten Zäter gehört? III. 11/2 89. 19, 45. 

8. Iſt der Charakter der Einziehung im Falle des 8 295, der jie 
als obligatorifch vorjchreibt, ein anderer, al8 bei Anwendung des 8 40 
&t.6.8.3? II. 7/1 87. 15, 164. 


1. Was gehört zum Begriffe des „unberedhtigten“ Fiſchens oder 
Krebſens? Findet die Strafbeitimmung aud, Anwendung gegen den vom 
Fifchereiberechtigten zur Ausübung der Filcherei angenommenen Diener, 
wenn er filcht, um ſich die gefangenen Fifche anzueignen? III. 10/12 85. 
13, 195. 

2. Iſt unter „Fiſchen“ bloß der Yang von Filchen zu veritehen, 
oder umfaßt der Ausdrud den Fang aller Tiere, welche Gegenjtand der 
Fifchereigerechtigkeit find? II. 21/2 88. 17, 161. 

3. Sit das unberechtigte Fiihen oder Krebſen unter Anwendung 
von Sprengitoffen nah 8 296, oder nah $ 5 ded Sprengitoffgejeßes 
vom 9. Juni 1884 zu trafen? IV. 22/1 86. 13, 305. 

4. Fällt die unberecdhtigte Wegnahme von Filchen aus einem ge= 
jchloffenen Gewäſſer unter $ 296? IL. 5/2 84. 10, 78. 


1. Über die entjprechenden Tatbeitandsmerfmale ſ. & 354. 
2. Was ift unter „Verjchluß” eines Briefes zu verjtehen? IIL15/1087. 
16, 284. 


s 296 


$ 299 


1. Sind die Wahrnehmungen, welche ein Arzt bei der Unterfuchung 8 300 


einer. ihn wegen erlittener Mißhandlung Eonfultierenden Perſon macht, 
ihm anvertraute Geheimniffe, aud) wenn der Patient jchon anderen 
Perfonen über die Mißhandlungen Mitteilungen gemadt hat? Was ift 
unter „offenbaren“ zu verjtehen? IV. 26/6 94. 26, 5. 

2. Welchen Sinn haben die Zatbeitandsmertmale „Privatgeheimnis* 
und „anvertrauen“? 

Wem jteht das Necht zum Strafantrage zu, insbejondere Hinfichtlich 
der Verlegung ärztlicher Geheimnifje der Ehefrau? III. 22/10 85. 13, 60. 

3. Iſt mit Rüdfiht auf $ 300 durd Einführung ded Strafgejch- 
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buchs in Elfaß-Lothringen Art. 418 Code pänal dort aufgehoben worden ? 
I. 3/1 87. 15, 140. 


& 301 1. Begriff von „Zahlungsverſprechen“ und „ſich erteilen Taffen“. 
Inwiefern ijt ein urjachlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Leichtfinn 
oder der Unerfahrenheit einerfeit3 und dem Zahlungsverſprechen anderer: 
ſeits erforderlich? II. 19/4 98. 31, 118. 

2. Iſt dad Vergehen in dem Falle, wenn der Minderjährige zur 
Unterzeihnung von Wechjelblanfett3 veranlaßt worden ijt, mit deren 
Unterzeihnung und Aushändigung, oder erft mit der nachmals vom 
Täter erfolgten Ausfüllung vollendet? 

Einfluß der Genehmigung des gefeglichen Wertreterd zum Kon— 
trahieren des Minderjährigen. 

Kann gewinnfüchtige Abficht Schon in der Abficht gefunden werden, 
durch den Wechiel, zu deſſen Ausjtellung der Minderjährige veranlagt 
wurde, Sicherſtellung einer an fich begründeten Forderung zu erlangen? 

Antrag auf Strafverfolgung, Friftbeginn. II. 18/2 82. 6, 47. 


s 302a 1. Iſt für den Tatbeftand des bei Gewährung eines Darlehns 
begangenen Wucherd erforderlich, daß der Täter dad Darlehn aus eigenen 
Mitteln gegeben habe, oder daß er jelbit Darlehndgläubiger geworden 
fei? III. 25/1 83. 8, 17; II. 20/9 81. 5, 9; I. 19/1 81. 5, 866. 

2. Inwiefern findet $ 302a auf den Fongeffionierten Pfandleiher 
Anwendung? Wie verhält ſich die Strafbeitimmung zu derjenigen des 
8 360 Nr. 12 StG.Bs? IIL 5/1 81. 3, 176; III. 25/5 81. 4. 202. 

3. Kann ein jtrafbarer Wucher erkannt werden in der Ausbedingung 
unverhältnismäßig hoher Wermögensvorteile für die Auflöfung eines 
Darlehndvertragd? III. 13/4 81. 4, 104. 

4. Was bedeuten die Worte „für ein Darlehn“ in $ 302a nad) 
der Faſſung des Gefehes vom 24. Mai 1880? I. 19/1 81. 5, 366; 
III. 5/1 85. 11, 388; III. 25/5 81. 4, 202. 

5. Bedeutung der Werte „mit Bezug auf“ in $ 3028 nad) der 
Faffung des Gefege® vom 19. Juni 1893 gegeiiüber der früheren 
Saffung. II. 30/4 95. 27, 190; IV. 27/3 96. 28, 288. 

6. Welchen wirtichaftlichen Zweden dient da8 Darlehn? II. 24/1 96. 
28, 135. 

7. Was verjteht da3 Geſetz unter einem zweifeitigen Nechtögefchäfte, 
welches denfelben wirtichaftlichen Zwecken dienen fol, wie das eines Dar- 
lehnd- oder Stundungdvertrags? I. 26/4 94. 25, 315. 

8. Welche Rechtögeihäfte umfaßt $ 302a? Findet er Anwendung 
auf den Kauf einer Forderung gegen bare Baluta? Welches Verhältnis 
befteht zwijchen den Strafbeitimmungen der 88 302a und 302e? Ber: 
langt $ 3028 bei dem Abſchluſſe des Wuchergeſchäfts mit einem Minder- 
jährigen die Zuftimmung des gefeplichen Vertreters? Kann der Ber: 
mittler des Wuchergefchäft? als Mittäter des Vergehend gegen $ 302a 
angejehen werden? IV. 4/2 02. 35, 111. 

9. Unter welden Umjtänden kann in der Disfontierung von 
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Wechſeln die Gewährung von Darlehen gefunden werden? III. 8/10 88. 
18, 181. 

10. Kann $ 302a Pla greifen, wenn dem Geld als Darlehn 
juchenden ftatt Geldes Waren gegeben werden? II. 17/6 84. 10, 432. 

11. Zum Begriff der Notlage. Iſt die Notlage dur das Vor— 
bandenjein ungünjtiger VBermögensverhältniffe bedingt? Iſt die Annahme 
einer Notlage bei dem ausgejchloffen, welcher Geld zu produftiven Zwecken 
aufnimmt? Genügt zur Annahme einer Notlage im Falle der Stundung 
einer Geldforderung die Feititellung, daß der Schuldner auf feine Weije 
die zur Zahlung feiner Schuld erforderliche Geldjumme habe aufbringen 
tönnen? IV. 27/8 96. 28, 288; II. 20/9 81. 5, 9; II. 13/7 81. 
4, 390. 

12. Kann die Ausbeutung einer objektiv nicht vorhandenen Not— 
lage unter das Gejeß fallen? III. 18/6 85. 12, 303; IV. 27/3 96. 
28, 288. 

13. Zum Begriff von „Leichtſinn“. I. 11/2 95. 27, 18. 

14. Rann „Unerfahrenheit? in der Unkenntnis von Gelegenheit zu 
billigerer Geldbeihaffung gefunden werden? I. 26/4 94. 25, 315. 

15. Was ift unter „Ausbeutung der Notlage“ ꝛc zu veritehen? 
Kann eine ſolche aud) angenommen werden, wo nur die vom Schuldner 
gemachten Unerbietungen afzeptiert werden? I. 10/1 81. 3, 218; 
II. 13/7 81. 4, 390; IV. 25/2 87. 15, 333; III. 28/1 89. 18, 419. 

16. Enthalten die Tatbeitandsmerfmale der „Ausbeutung der Note 
lage, de3 Leichtſinns und der Unerfahrenheit“ verjchiedene nur redaktionell 
zujammengefaßte Deliktsformen ſtrafbaren Wuchers und deshalb ver— 
ſchiedene Strafgefepe im Sinne des $ 264 St.P.D.? III 18/6 88. 
17, 440, 

17. Zit die Feftftellung eines auffallenden „Mißverhältnifjes zwiſchen 
Bermögensvorteilen und Leiftung“ ausfchlieglich eine Tatfrage? IIL. 13/781. 
4, 390. 

18. Können bei Beurteilung der Frage, ob ein Mifverhältnis 
zwiſchen Vermögensvorteil und Leiftung vorliegt, die Wermögensvorteile 
in Betracht gezogen werden, welde dem Schuldner aus der Darlehns— 
gewährung oder der Stundung erwachſen? III. 5/1 85. 11, 388. 

19. Hat der Ausdrud „Wermögensvorteile* in $ 302 Ddiejelbe 
Bedeutung, wie in $ 263 und jonjt im Strafgeſetzbuche? In welder 
Weiſe ift die Bergleihung der VBermögensvorteile mit den Leiftungen 
vorzunehmen, wenn ein Darlehn an die Bedingung gelnüpft worden ijt, 
daß der Darlehnsnehmer zugleich Lotterieloſe ablaufe? Sind aud Ber: 
mögendvorteile in Betracht zu ziehen, welche von dem Eintreffen eines 
ungemwiffen Ereignifjes abhängen? IL 25/2 90. 20, 279. 

20. Enthält e8 die Gewährung cine® Vermögensvorteils, wenn 
einem Verjiherungdagenten mit Beziehung auf ein von ihm gegebenes 
Darlehn der Abſchluß eine® dem Agenten eine Provifion zuführenden 
Berficherungsvertragd zugefagt wird? I. 14/7 98. 31, 239. 

21. Sit der auf Grund des 8 360 Nr. 12 St.G. B.'s für Pfand» 
leiher durch Landesgeſetz oder behördliche Anordnung beitimmte Zinsfuß 


s 302b 


s 302e 


$ 302d 


$ 302e 
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rechtsgrundſätzlich als „üblicher Zinsffuß“ im Sinne des 8 302a ans 
zuſehen? II. 17/5 92. 23, 121. 

22, inwieweit ift bei Beantwortung der Frage, ob die mit Bezug 
auf ein Darlehn gewährten Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhält— 
niffe zu der Leiſtung ſtehen, auf die Art des Darlehnd Nüdjicht zu 
nehmen? III. 13/7 81. 4, 390; I. 10/1 81. 3, 218. 

23. Kann Realkonkurrenz angenommen werden zwijchen einem bei 
Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts begangenen Wucher und cinem bei dem— 
nächſtiger Stundung der bezüglichen Forderung vorgekommenen Wucher? 

In welchem Verhältniſſe ſtehen die 88 302a und 302d? III. 13/7 81. 
4, 390. 

24. Was heit „fich wucherische Vermögensvorteile gewähren lafjen“ ? 
Kann dies ald vorliegend angenommen werden, obwohl das voraus— 
gegangene „Sich verſprechen laſſen“ als Bereicherung nicht aufzufajjen ift? 
II. 26/4 81. 4, 109. 

25. Beginnt bei dem Vergehen gegen $ 302a die Verjährungsfriſt 
mit dem Verſprechen oder mit der Leiltung der wucherlichen Vermögens 
vorteile? IV. 5/5 99. 32, 143. 


1. Muß bei dem verjchleierten Wucher der Wille, die wucherlicyen 
Bermögensvorteile zu verjchleiern, jowohl bei dem Darlehnsnehmer wie 
bei dem Darlehndgeber vorliegen? II. 8/5 91. 21, 434. 

2. Seht der Begriff der PVerichleierung eine Täuſchung des be- 
wucherten Schuldner voraus? I. 11/10 88. 18, 332. 

3. Uber verjchleierted Ausbedingen von Bermögensvorteilen durd) 
ein in Verbindung mit dem Darlehndvertrage abgejchloffenes Kaufgeſchäft. 
II. 25/2 90. 20, 279. 


Kommt auch im Falle des 8 302c die Gewerbs- oder Gewohn— 
heit3mäßigfeit als jtraferhöhender Umſtand in Betracht? IV. 25/9 88. 
18, 100. 


1. Über da Verhältnis zu 8 302a; Begriff der Gewerbsmäßigkeit. 
III. 13/7 81. 4, 390. 

2. Kann nah $ 3024 die Aberfennung der bürgerlichen Ehren— 
rechte mit einer Gefängnisitrafe unter 3 Monaten verbunden werden? 
I. 6/5 89. 19, 208. 

3. Können für Feititellung der Gemohnheit3mäßigfeit Handlungen 
verwertet werden, welche zwar den Tatbeſtand des 8 302a erfüllen, aber 
vor defjen Geltung verübt worden find? 

Was gilt in Ddiefer Beziehung für Feititellung der Gewerbs— 
mäßigfeit? 

Können für Feititellung der Gewerbsmäßigfeit verjährte oder be- 
ſtrafte Handlungen in Berüdjichtigung fommen? II. 24/1 82. 5, 369; 
I. 23/1 82. 5, 397. 


(Sejep vom 19, Juni 1898.) 
1. Kann der Tatbeitand des Sachwuchers ſich in der Perjon des 
Bermittlers eined Ceſſionsgeſchäfts verwirfliden? Was ift in einem 


Strafgeießbuch 8 308. 233 


jolhen Falle als Leijtung des Wucherer8 und als das vom Bewucherten 
Gemwährte oder Verſprochene anzujehen? Müſſen die für die Feſt— 
jtellung eine auffälligen Mißverhältnifjes zmijchen beiden maßgebenden 
Umftände dem Täter befannt geweſen jein? IV. 29/9 96. 29, 79. 
2. Sit der wucherifche Ankauf von Forderungen nur jtrafbar, wenn 
dur ihn ein Kreditgefchäft verbedt werden joll? I. 26/4 94. 25, 315. 
3. Verhältnis zu $ 302a. IV. 4/2 02, 35, 111. 


Siebenundzwanzigiter Abſchnitt ($$ 303—305). 
Sachbeſchädigung. 

1. Kann etwas anderes als eine körperliche Sache Gegenſtand der $ 303 
Sachbeſchädigung ſein? I 1/5 99. 32, 165; II. 15/11 98. 31, 329; 
IS. 19/10 85. 13, 27; I. 18/6 83. 8, 399. 

2. Kann das Vergehen begangen werden an einer Sade, welde 
nicht nur feinen VBermögendwert hat, fondern für den Eigentümer abjolut 
wert- und interefjelo8 ift? Inwiefern kann diejes Verhältnis auf die 
Feftjtellung des fubjektiven Tatbeftandes influieren? III. 14/284. 10,120. 

3. Iſt es Sahbeihädigung, wenn die Bretter eined Stauwerfes aus 
den Fachſäulen ohne Verlegung der Eubjtanz herausgenommen und bei- 
feite geworfen werden, bierdurd aber der Zwed des Staumerfes vorüber- 
gehend beinträdhtigt oder vereitelt wird? III. 19/10 85. 13, 27. 

4. Kann eine Sahbefhädigung dadurd verübt werden, daß ein 
Waſſerſtandsmerkmal unbefugterweife aus dem Grund und Boden heraus 
gehoben wird? II. 15/11 98. 31, 329. 

5. Kann eine Majchine bei völliger Unverjehrtheit aller Teile und 
des Zuſammenhangs derjelben als beichädigt dadurch angejehen werden, 
daß etwas angefügt wurde, wodurch die Majchine unbraudhbar gemacht 
und gefährdet worden ijt? II. 17/1 90. 20, 182. 

6. Kann die Beihädigung einer Brüde darin gefunden werden, 
daß fie lediglich unbrauchbar gemadt wurde? I. 31/3 90. 20, 353. 

7. Wird dad Tatbeftandsmerfmal der Rechtswidrigkeit einer Sach— 
beihädigung durh Einwilligung des Eigentümerd aud) dann ausge— 
fchloffen, wenn durch die Zeritörung oder Beihädigung der Sache nad) 
beiderjeitigem Einverjtändnijje die Erreihung eines rechtswidrigen Zwecks 
angebahnt werden joll? III. 11/11 95. 27, 420. 

8. Kann von einem Ehemanne an einer zu jeinem und jeiner 
Ehefrau gütergemeinfchaftlihen Vermögen gehörigen Sache eine Sad): 
beijhädigung begangen werden? IL. 25/9 85. 12, 376. 

9. Darf in der Mark Brandenburg der Jagdberechtigte Hunde 
töten, die auf feinem Nagdreviere ungefnüppelt und aufſichtslos herum: 
laufen? II. 14/3 93. 24, 62. 

10. Unter welden Borausjegungen ijt nach der bayerijchen Ver— 
ordnung dom 5. Oftober 1863 die Tötung von Hunden gejtattet, die 
außerhalb des Gebietes ihres Herrn betroffen werden? I. 29/6 93. 
24, 225. 

11. Gejtattet die oftpreußiiche Foritordnung vom 3. Dezember 1775 
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(Titel 14 8 32) den Jagdberechtigten die Tötung von ledig und unge— 
Inüttelt in ihrem Jagdgebiete herumlaufenden Hunden? II. 15/11 92. 
23, 296. 

12. Welche Perfonen find in Titel 14 $ 32 der pommerjchen 
Sorftordnung vom 24, Dezember 1877 unter „Unferen orftbedienten 
oder anderen“ zu verftehen und zur Tötung frei umberlaufender Hunde 
berechtigt erflärt? II. 24/10 82. 7, 128. (®gl. 23, 296.) 

13. Iſt die Tötung aufficht3lo® jagender Hunde durch den Jagd— 
berechtigten nad dem B.G.B. gerechtfertigt? I. 17/6 01. 34, 295. 

14. Über den zum Vergehen gehörigen Vorſatz. 

Hat die nah $ 46 Nr. 1 St. G. B's eintretende Straflofigfeit eines 
mittel Einbruchs verübten Diebſtahls auch die Straflofigfeit der durch den 
Einbrudy verübten Sahbejhädigung zur Folge? IV. 29/10 86. 15, 12. 

15. Was gehört zum Vorſatze einer Beihädigung? Kann eine 
Sahbeihädigung darin gefunden werden, daß jemand an einer Sadıe 
einen Fehler befeitigt, an deſſen Fortbejtehen der Eigentümer ein recht= 
liches Interefje hat? IV. 27/2 00. 33, 177. 

16. Kann Bejtrafung megen Sahbefhädigung erfolgen, wenn ein 
Sagdberechtigter einen in feinem Reviere befindlichen fremden Hund tötet 
in dem irrtümlichen Glauben, vermöge feines Jagdrecht3 hierzu befugt 
zu fein? IV. 26/3 89. 19, 209. 

17. Sit der Umfang der Anwendbarkeit des $ 303 durch $ 30 IL, 1 
der Teldpolizeiordnung für den badischen Amtsbezirk Tauberbifchofsheim 
befhränft worden? I. 9/11 82. 7, 396. 

18. Wer ift antragäberechtigter Verlegter? I. 18/6 83. 8, 399. 

19. Kann der zum Gebrauche einer Sache perſönlich Berechtigte 
den Strafantrag wegen Beihädigung der Sache jtellen? IL. 12/3 80. 
1, 306. 

20. Sind bei einer Sahbeihädigung der Scadenserfagpflichtige 
und der Leiher als Berlegte im Sinne des $ 65 St. G. B.'s anzufehen? 
II. 22/6 81. 4, 326. 

©. auch 35, 115. 


s 304 1. Welche Gegenftände find ſolche, die zum öffentlihen Nutzen 
dienen? Entſcheidet dabei der tatjächlich bejtehende Zujtand? 

Kommt es darauf an, wem dad Eigentum an den Gegenjtänden 
zusteht? 

Welche Beihädigungen von Gegenftänden, die zum öffentlichen Nugen 
dienen, fallen unter $ 304? IIL 30/12 81. 5, 318. 

2. Bedeutung des Begriffes „zum öffentlihen Nuten dienend“. 
II. 10/5 98. 31, 143; III. 25/6 83. 9, 26. 

3. Fällt die Beihädigung eines nicht von Menfchenhand angelegten 
Weges, falls er zum öffentlichen Nutzen dient, unter den $ 304? 

Sind nur ſolche Gegenstände ald „zur Verſchönerung öffentlicher 
Wege ꝛc dienlich”, welche beweglich find oder urjprünglich beweglich waren? 
I. 10/1 96. 28, 117. 

4. Kann eine Anlage al3 zum öffentlihen Nuben dienend jchon 
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deshalb angejehen werden, weil fie für den Gebraud einer im Staatd- 
interefje fungierenden Behörde bejtimmt it? I. 18/6 83. 8, 399. 

5. Sit das Abpflüden einzelner Blumen auf Gräbern der Kirchhöfe 
ald Beihädigung von Grabmälern oder öffentlihen Anlagen jtrafbar? 
I. 29/11 88. 9, 219; I. 26/10 82. 7, 190. 

6. Sit in der unbefugten Befeitigung eines geſetzten Wafjeritands- 
merkmals eine Sahbejhädigung im Sinne de8 8 304 zu finden? 
II. 15/11 98. 31, 329. 

7. Bedarf es zur Anwendung des $ 304 auf den, welcher zum 
öffentlichen Nupen dienende Bäume abhaut, ded Bewußtjeind der Rechts— 
widrigfeit, wenn eine PBolizeiverordnung erlaffen ift, welche das Abhauen 
von Bäumen der bejtinnmten Art ohne vorherige Genehmigung der Polizei: 
behörde unter Strafe jtellt, der Täter aber die Verordnung nicht kennt 
oder fi über den Sinn derfelben im Irrtum befindet? II. 12/3 89. 
19, 37. 

8. Schließt der Umſtand, daß die Unternehmer einer für den öffent: 
lichen Verkehr beftimmten elektrifchen Straßenbahn mit deren Anlage und 
Betrieb auch Erwerbszwecke verfolgen, aus, die Motorwagen einer joldhen 
Bahn als Gegenitände anzufehen, welche zum öffentlichen Nutzen dienen? 
III. 12/11 00. 34, 1. 

©. zu $ 304 aud 20, 353. 


1. Begriff von „Baumerf“. I. 16/9 97. 30, 246. 8 305 

2. Erfordert ber Begriff eines Bauwerkes Immobiliarqualität und 
ein in fich abgejchlofjenes, für eine gewiſſe Dauer berechnete bejtimmtes 
Ganzes? 

Können künſtliche Filchteihe ald Bauwerke angejehen werben? 
IV. 11/2 87. 15, 268. 

3. Kann der Reitteil eined zum größten Teile zerjtörten Gebäudes 
noch als Bauwerk gelten? III. 11/11 95. 27, 420. 

4. Über den Begriff einer Brücke und den Erwerb des Eigentums 
an einer folchen durch inaedificatio? III. 27/2 98. 24, 26; IV. 2/10 00. 
33, 391. 

5. Erfordert die Anwendung des 8 305, daß die Darin genannten 
Gegenstände fremdes Eigentum find? I. 18/6 83. 8, 399. 

©. zu $ 305 auch 20, 353; 27, 122. 


Stebenundzwanzigiter Abſchnitt (53 306—330). 
Gemeingefährlihe VBerbreden und Vergeben. 


1. Was gehört zum Tatbejtande der Inbrandfegung eined Ge» 8 306 
bäudes? Iſt ein bloße Ankohlen eined Gebäudeteiled geeignet, ben 
Tatbejtand zu erfüllen? Wird zur Vollendung der Branditiftung ein 
Brennen de3 betreffenden Gegenjtandes mit hellen Flammen vorausgeſetzt? 

I. 8/5 80. ı, 375; III. 3/1 89. 18, 355; III. 30/4 94. 25, 926; 
II. 20/10 82. 7, 131; IH. 7/1 89. 18, 362. 
2. Begriff von „Gebäude“. IV. 25/4 99. 32, 128. 
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3. Begriff von „Hütte“. I. 16/2 88. 17, 179. 

4. Kommt e3 für die Anwendung der Nr. 3 darauf an, daß ſich 
ausnahmsweife in der betreffenden Räumlichkeit feine Menſchen aufs 
gehalten haben? I. 2/5 92. 23, 102. 

5. Inwiefern greift die in $ 139 St. G. B's jtatuierte Anzeigepflicht 
im Falle des $ 306 Nr. 1 Plap? II. 4/1 84. 9, 384. 

©. zu $ 306 aud 14, 78. 


$ 307 Findet 8 307 Nr. 1 Anwendung, wenn jemand den Tod durd den 
Brand findet, nahdem er das brennende Gebäude 2c bereit3 verlafjen 
und behujd Rettens oder Löſchens dasſelbe nochmals betreten hat? 
II. 8/12 81. 5, 202. 


$ 308 1. Über einzelne Tatbejtand&merfmale ſ. $ 306. 

2. Was ift unter „Magazin“ zu verftehen? III. 11/3 86. 
13, 407. 

3. Was ift unter „Vorräten” zu verjtehen? Steht der Annahme 
eined „Borrat3“ entgegen, daß mit der Art der Auffpeicherung zugleich 
ein Nebenziwed verfolgt wird? IV. 6/12 95. 28, 39. 

4. Zum Begriffe von „landwirtſchaftlichen Erzeugnifjen“. II. 8/2 95. 
27, 14 

5. Was iſt unter „Vorräten* landwirtſchaftlicher Erzeugnifje zu 
verftehen? Dit derjelbe ausgejchloffen, wenn die Iandwirtichaftlihen Er— 
zeugniffe auf dem Transporte begriffen find? I. 21/2 84. 10, 186. 

6. Lafjen ſich die Begrifiämerfmale des „Vorrats von Brenn 
materialien“ durch Umftände aus dem Willendbereiche des Eigentümers 
begründen? I. 4/1 86. 18, 218. 

7. Was ijt unter einer Waldung im Sinne des 8 308 zu ver- 
ftehen? I. 3/1 84. 9, 381; III. 8/2 82. 6, 22. 

8. Bildet die vorfägliche Inbrandfegung der Bodenbededung des 
Waldes eine vorjäglicde Brandftiftung an einer Waldung? I 4/10 80. 
2, 314. 

9, Über die Erforderniffe des Dolus bei der vorjägliden Brand» 
jtiftung an einer Waldung. III. 8/2 82. 6, 22. 

10. Sind die Bejtimmungen des Eivilreht® für den Begriff von 
„remdem Eigentum“ entjcheidend? 

Sind die dem Ehegatten des Täterd gehörigen Sachen al3 fremde 
im Sinne des $ 308 anzujehen? II. 2/1 85. 11, 345. 

11. Unter welcher Borausfegung wird durch die Einwilligung des 
Eigentümerd in die Snbrandiegung der ihm gehörigen Sache Beftrafung 
aus $ 308 ausgejchloffen? III. 30/3 85. 12, 138. 

12. Inwieweit fann bei frageltellung an die Gejchiworenen eine 
den Worten des $ 308 nicht entiprechende Bezeichnung gewählt werden? 
III. 19/4 83. 8, 233. 

13. Inwieweit ift bei einer Verurteilung auf Grund des 8 308 
eine alternative Feititellung zuläjlig? II. 3/6 02, 35, 285. 
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Über „Fahrläſſigkeit“ j. betr. Abjchnitt unter 859 Nr. 32ff. ©. 33. $ 309 
Über jonjtige Tatbeftandsmertmale |. $$ 306, 308. 

Über das erjchwerende Moment ſ. 8 307. 

Kann die Schuld fahrläfliger Branditiftung deshalb verneint 
werden, weil fich in der Raufalitätsreihe zwiſchen dem verantiwortlichen 

Tun oder Unterlaffen des Angeichuldigten und dem Brande die wirkſam 
gewordenen urjächlichen Zwifchenereigniffe objektiv nicht feititellen laſſen? 

III. 29/3 82. 6, 146. 

5. inwiefern kann der Tatbeitand einer durch Fahrläfjigfeit ver- 
urſachten fog. unmittelbaren Branditiftung deshalb ausgeichloffen jein, 
weil der Täter in Vertretung des Cigentümerd der in Brand gejeßten 
Sachen handelte? II. 2/1 85. 11, 345. 

6. Faſſung der über fahrläffige Branpdftiftung den Gefchworenen 
vorzulegenden Frage. I. 14/3 81. 4, 22. 

7. Mit weldhem Beitpunfte beginnt die Verjährung einer fahrläffigen 
Branditiftung, wenn die Handlung, welche jpäter den Brand verurſacht 
hat, ſchon an fi) das in $ 330 St. G.B.'s vorgefehene Vergehen ent- 
bielt? IV. 30/11 94. 26, 261. gi. II. 2/11 83. 9, 152; II. 5/12 90. 
21, 228. 

8. Verhältnis zu 8 307 Nr. 1. III. 3/12 81. 5, 202. 


a 


1. Kommt die Straflofigkeit au 8 310 dadurd zum Wegfall, daß $ 810 
der Täter dritte PBerfonen zum Löjchen des Feuers herbeigerufen hatte? 

Fit „Entdeckung“ der Tat identisch mit einer bloßen Wahrnehmung 
derjelben? 

Wird 8 310 erſt dadurch ausgeſchloſſen, daß nad) Vollendung der 
Branditiftung durch wirkliche8 Brennen des Gebäudes noch ein weiterer 
Schaden eingetreten ijt? I. 3/5 80. 1, 375. 

2. Unter welden Borausfeßungen findet 8 310 bei fahrläfliger 
Branditiftung Anwendung? 

Was ift der Sinn der Vorausſetzung, daß der Täter den „Brand, 
bevor derfelbe entdedt ... war“, wieder gelöfcht hat? III. 26/9 89. 
19, 394. 

3. Sept $ 310 vollendete Branditiftung, oder beendeten Verſuch 
voraus? 

Fit die im voraus gehegte Abficht, den Brand fofort, und bevor 
ein weiterer Schaden entjtanden ijt, wieder zu löjchen, geeignet, die Strafs 
lofigfeit der innerhalb der Grenzen des Berfuchd gebliebenen Brand» 
jtiftung gemäß $ 310 zu begründen? III. 3/1 89. 18, 355. 


1. Gehört Wafferdampf zu den „erplodierenden Stoffen“? 1.21/1 92. 8 311 
22, 304. 
2. Was ijt unter „Gebrauh“ von Pulver ıc zu verjtehen? 
II. 11/8 89. 19, 279. 
3. Was iſt unter Zerſtörung einer Sache durch erplodierende Stoffe 
zu verjtehen, und fällt darunter fchon die bloße Beſchädigung? IL. 9/2 83. 
8, 38. 
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ss 312, 313 Was gehört zum Begriffe der Herbeiführung einer Überſchwemmung? 
Fällt auch die Vergrößerung einer vorhandenen Üüberſchwemmung hierunter? 
Was ift der Sinn von „gemeiner Gefahr“? III. 23/12 81. 5, 309. 


8 314 1. Über die identifhen Tatbeſtandsmerkmale f. 8 812. 

2. Was iſt bei einer durch Fahrläffigkeit herbeigeführten Über: 
ihwemmung unter dem Tatbeitandsmerfmale der „gemeinen Gefahr für 
Eigentum“ zu verjtehen? 

Schließt dad Vorhandenſein einer Stauberehtigung fahrläffige Ver- 
jhuldung aus? III. 23/12 81. 5, 309. 


8 315 1. Greifen die 88 815, 816 nur Pla, wenn eine Bahn dem 
öffentlichen Verkehre übergeben ift? II. 4/12 83. 9, 233; IV. 2/8 86. 
13, 380, 

2. Fällt eine von Lokomotiven befahrene Lokalſchienenbahn unter 
die in 88 315, 316 gedachten Eifenbahnen? I. 3/7 84. 11, 38. 

3. — eine Pferdeeifenbafn? II. 19/5 85. 12, 205. 

4. — eine eleftriihe Eifenbahn? I. 17/9 85, 12, 371. 

5. — eine Bergbahn, bei der ald Triebfraft zur Fortbewegung 
der fahrzeuge das Eigengewicht des talwärts laufenden Wagens dient? 
I. 2/12 01. 35, 12. 

6. Steht der Beurteilung einer Straßenbahn mit Zofomotivbetrieb 
als einer Eifenbahn im Sinne der 88 315, 316 entgegen, daß bie 
treibende Dampfmaſchine einen Teil des die Perſonen (und Sachen) aufs 
nehmenden Wagens bildet, oder daß dad Bahnpolizeireglement vom 
30. November 1885 auf diejelben feine Anwendung findet? IL. 9/12 87. 
16, 431. 

7. Was ift unter Bereitung von Hindernifjen auf der Fahrbahn 
zu veritehen? Welchen Sinn hat dabei dad Wort „Fahrbahn“? 1.9/12 86. 
15, 82. 

8. Kann durch das bloße Aufdrehen der Bremfe an einzeln ftehenden 
Eifenbahngüterwagen ein Hinderni auf der Fahrbahn bereitet werden? 
I. 16/6 98. 31, 198. 

9. Was ijt unter Transport auf einer Eifenbahn zu verjtehen? 
Hat der Ausdrud in $ 315 und in $ 316 eine verfchiedene Bedeutung? 
Wird Gefährdung eines beftimmten Transport3 vorausgeſetzt, oder greifen 
die 88 315, 316 jchon Platz, wenn der Eifenbahnbetrieb als ſolcher ge= 
fährdet wird? I. 24/2 81. 8, 415; IV. 16/12 84. 11, 328; I. 30/10 84. 
1l, 205. 

10. Finden die 88 315, 316 auch bei Gefährdung eines bejtimmten 
einzelnen Transport3 Anwendung? Umfaßt die Bezeichnung „Transport 
auf einer Eifenbahn“ auch die Zugmittel, die Zofomotiven? Fällt unter 
den Begriff auch eine innerhalb de Bahnhof zum Nangierdienite vers 
wendete Zofomotive? III. 8/2 92. 22, 343. 

11. Muß die Frage, ob ein Gegenftand als Transportmittel oder 
Trandportobjeft anzujehen ift, danach beurteilt werden, in welcher Bes 
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ziehung der Gegenftand zu der Eifenbahn und den die Bewegung auf 
derjelben hervorbringenden Kräften fteht? IV. 13/5 87. 16, 66. 

12. Gehört zum ZTrandporte auf einer Eijenbahn auch das auf 
einem Eijenbahnwagen befindliche Dienftperjonal? II. 18/5 86. 14, 135. 

13. Kann der führerlos auf der Bahn dahinrollende Güterwagen 
ſelbſt als der in Gefahr geſetzte Transport betrachtet werden? I. 16/6 98. 
31, 198, 

14. Genügt für die Annahme, daß ein Eifenbahntransport in Ge— 
fahr gejeßt ei, die bloße Möglichkeit eined Schadens? 

Darf bei Beurteilung der Frage, ob eine Gefahr verurfacht jei, die 
Möglichkeit eines hemmenden Eingreifens anderer Perfonen in Betracht 
gezogen werden? II. 11/3 84. 10, 173. 

15. Wird die Annahme einer Gefahr für einen Eifenbahntransport 
durch die Feſtſtellung ausgeichloffen, daß gerade im Momente, in welchem 
ein Eifenbahnzug auf ein Hindernis ſtieß, der Transport nicht gefährdet 
war? II. 18/5 86. 14, 185. 

16. Sit das Tatbeſtandsmerkmal der Gefährdung eines Eifenbahn- 
transports ausgeſchloſſen durch zufällige Umstände, welche zwar der Ver- 
wirflihung der Gefahr vorgebeugt, aber die Gefährlichkeit des gefchaffenen 
Buftandes nicht befeitigt haben? III. 14/6 97. 30, 178. 

17. Was gehört zum jubjeftiven Tatbejtande? 

Wie ift zu erfennen, wenn der vom Angellagten erwartete Erfolg 
jeined die Bejhädigung eines Beförderungdmitteld auf der Eifenbahn 
bezielenden Handeln ausbleibt, aber die Beichädigung eined anderen 
Transports dadurch herbeigeführt wird? I. 16/6 98. 31, 198. 

18. Über den Verſuch des Verbrechens. 

Kann ein folder angenommen werden, wenn der vorſätzlich in Bes 
wegung gejehte Wagen den erwarteten Weg, auf dem der Transport be— 
ihädigt werden follte, infolge ander gerichteter Weichenftellung nicht 
nehmen konnte? I. 9/12 86. 15, 82; I. 16/6 98. 31, 198. 

19. Über ideale Konkurrenz von 8 315 oder 8 316 mit fahrläffiger 
Körperverlegung. I. 16/6 98. 31, 198. 


1. Über die identifchen Tatbejtandsmerfmale j. 8 315. $ 316 

2. Über den Begriff von Fahrläffigkeit im allgemeinen f. den be— 
treffenden Abſchnitt unter $ 59 Nr. 32ff. ©. 38, 

3. Inwieweit ift bei Feititellung einer die Anwendung de $ 316 
begründenden Fahrläffigfeit auf die tatfächlichen Verhältniſſe des einzelnen 
Falles in Beziehung auf die Vorherjehbarkeit und die Wahl der Ver— 
hütungsmittel NRücjicht zu nehmen? II. 12/2 92. 22, 357. 

4. Sit die Strafbarfeit aus Abſ. 2 durch eine Fahrläffigkeit bedingt? 
Inwieweit fann die Unvorherjehbarfeit einer Eijenbahngefährdung die Ver- 
Ihuldung des Betrieböbeamten, durch deflen Pflichtvernachläſſigung die 
Gefährdung herbeigeführt worden ift. ausſchließen? I. 18/5 85. 12, 203; 
IM. 22/2 83. 8, 66. 

5. Welche Beamten find im Sinne des Abſ. 2 zur Leitung der 
Eifenbahnfahrten angejtellt? I. 23/6 90. 21, 15. 
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6. _ nwoiermeit it der Strafridhter zur Prüfung der Frage berufen, 
ob eine Anjtellung zur Leitung von Eiſenbahnfahrten oder zur Aufficht 
über die Bahn oder den Beförderungsbetrieb vorjhriftsmäßig erfolgt it? 
II. 16/11 83. 9, 189. 

7. Erfordert die Anwendung des Abf. 2 ein Zufammentreffen der 
dafelbft aufgeführten Funktion bei derfelben Perfon, oder genügt das 
Borhandenfein einer diefer Funktionen? II. 13/12 81. 5, 234; II. 9/11 94. 
26, 183. 

8. Zum Begriffe der Pflichtvernachläſſigung im Sinne des Ab}. 2. 
IV. 14/1 90. 20. 190. 

9. Begriündet jede für eine Transportgefährdung kauſale Zuwider— 
handlung gegen eine Dienjtvorichrift ohne Rüdficht auf die jubjektive Seite 
des Falles die Anwendung des $ 316 Abſ. 2? II. 9/10 91. 22, 163. 

10. Haben die für die Obliegenheiten der Eifenbahnbeamten er— 
lafjenen Inftruftionen die Bedeutung eines Geſetzes, wegen deſſen falfcher 
Anwendung dieNichtigkeitöbefchwerde (Revifion) begründet ift? IIT.17/1279. 
1, 125, 

11. In weldem Berhältnifie jteht das Vergehen der Gefährdung 
eined Eijenbahntrangport® im Sinne des $ 316 Abf. 2, durch welche 
der Tod eined Menjchen verurfaht worden ift, zu dem Vergehen der 
fahrläfiigen Tötung? III. 22/2 83. 8, 66. 

12. Über Strafbemeffung im Falle idealer Konkurrenz des Tat— 
beitandes des $ 316 mit fahrläffiger Körperverleßung. II. 7/3 93. 24, 58. 
I. 5/1 82. 5. 420. 


s 317 1. Zum Begriffe der Gefährdung des Betriebes einer Telegraphen- 
oder Fernſprechanlage. I. 10/12 96. 29, 244; III. 28/2 89. 19, 55. 

2. Muß der Vorſatz ſowohl die Beihädigung oder Anderung einer 
Telegraphenanlage, als auch die dadurch herbeigeführte Verhinderung oder 
Gefährdung des Betriebes umfaffen? Genügt Eventualdolus? I. 28/1 92. 
22, 393. 

3. Übt der Eigentümer eined Grundſtückes einen nah $ 859 
8.6.8.3 zuläffigen Selbjtihug aus, wenn er eine vor mehr als Jahres— 
frift in Unterftellnng feiner Genehmigung auf feinem Grundſtücke auf- 
gerichtete und von ihm feither ftillfchmweigend geduldete Stange einer 
öffentlihen Ferniprechanlage abjägt? 

Sit Idealkonkurrenz zwiichen dem Vergehen gegen 8 317 und dem 
gegen 8 304 St. G. B.'s möglih? I. 15/4 01. 34, 249. 


s 318 1. Über die identischen Tatbeſtandsmerkmale f. 8 317. 

2. Erfordert die Beftrafung aus 8 318 Abſ. 1, daß die fahrläffiger- 
weile begangenen Handlungen den Erfolg einer Perhinderung oder 
Störung der Benußung hatten, oder genügt die Möglichkeit oder Die 
Gefahr einer Verhinderung oder Störung? II. 2/1 85. 11, 336. 

©. zu $ 318 aud 4, 406. 
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(Geſetz vom 13, Mai 1891.) $ 318a 
1. Was gehört zu einer öffentlichen Zweden dienenden Fernſprech— 
anlage? I. 10/12 96. 29, 244. 
2. Über den Rechtszuſtand vor dem Gefege vom 13. Mai 1891. 
II. 20/9 81. 4, 406. 
3. ©. weiter $ 317. 


1. Kann bei einem Wege, der wegen zeitiger Unpajfierbarfeit des 8 321 
ordentlihen Weged neben diejem geführt wird, der $ 321 Anwendung 
finden? Sit die Anwendung deshalb ausgeſchloſſen, weil dad Befahren 
des für den Notweg benußten Landitreifend von dem Eigentümer nicht 
geduldet zu werden braudt? IV. 20/9 95. 27, 363. 

2. Bezieht jich der durch $ 321 den Wegen gewährte jtrafrechtliche 
Schuß aud auf Privatwege? IV. 13/5 90. 20, 393. 

3. Was ijt unter „Störung des Fahrwaſſers“ zu veritehen? Ge— 
nügt dazu die Behinderung der Fahrt eined anderen Schiffes infolge 
faljcher Lenfung des eigenen? II. 18/9 88. 18, 85. 

4, Erfordert die Strafbarkeit Bewußtjein des Täters von der 
Rechtöwidrigleit jeiner Handlung? IV. 13/5 90. 20, 398; IV. 20/9 95. 
27, 363. 

5. Erfordert der Tatbeitand das Bewußtſein des Täter, daß durch 
feine Handlungen Gefahr für Leben und Gejundheit anderer entftehen 
fönne? IV. 7/1 02. 35, 53. 


1. Was gehört zur „Herbeiführung einer Gefahr für dad Leben $ 323 
eines anderen“? III. 26/4 94. 25, 312. 

2. Über den Begriff vom Schiff im Sinne des $ 323. II. 17/4 83. 
8, 218. 

3. Was ift unter „Sinten eined Schiffes“ zu verftehen? II. 4/6 80. 
2, 85; III. 16/10 02. 35, 399. 


1. Erfordert der Tatbejtand Handlungen, durch welche unmittelbar $ 324 
die Vergiftung der zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche beitimmten 
Gegenſtände herbeigeführt wird? I. 29/9 90. 21, 76. 

2. Iſt der Groſſiſt oder Fabrikant, welcher vergiftete Sachen unter 
Kundgebung diefer Eigenfhaft an den Zwiſchenhändler verkauft, aus 
8 324 jtrafbar? 

Über das Verhältnis der Strafbeitimmung des 8 324 zu denjenigen 
des Nahrungsmittelgefeges. I. 27/3 82. 6, 121. 

3. Über den Begriff des Inverkehrbringens f. Nahrungsmittelgejeg 
vom 14. Mai 1879 $ 12 Wr. 10ff. 

©. zu $ 324 aud 3, 119. 


1. Gehört zum Tatbeftande des jahrläffig verurfachten Sinfens oder $ 326 
Strandens eined Schiffes, daß dadurd Gefahr für dad Leben eines 
anderen herbeigeführt worden ijt? IL. 4/6 80. 2, 85. 

2. Sit unter dem Schaden, von defjen Verurjahung der $ 326 die 
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Strafbarteit der aus Fahrläffigfeit begangenen — abhängig macht, 
nur ein Schaden an Leben und Geſundheit, oder auch ein ſachlicher 
— verſtehen? II. 17/4 83. 8, 218; III. 16/10 02. 35, 399. 
ber einzelne Tatbeſtandsmerkmale . 88 321 fig. 
— zu $ 326 auch 6, 121. 


8 327 1. Über identifche Tatbeftandsmerfmale f. $ 328. 

2. Was ift unter Abfperrungd= oder Auffihtömaßregeln im Sinne 
des 8 327 zu verjtehen? IV. 8/3 95. 27, 88. 

3. Kann die Verlegung von Borfchriften gegen die Verbreitung des 
Milzbrandes die Anwendung des $ 327 begründen? 

Trifft dies zu bei Verlegung von Vorfchriften gegen die Verbreitung 
der Tollwut? II. 12/10 93. 24, 332. 

4. Enthalten die durch Raiferliche Verordnungen bezw. die dazu er— 
gangenen Ausführungsbeitimmungen erlaffenen Verbote der Einfuhr von 
Schweinen, Schweinefleiſch ꝛc amerikaniſchen Urſprungs behördliche An— 
ordnungen, wie ſolche $ 327 vorausſetzt? III. 18/10 90. 21, 121; 
I. 15/6 91. 22, 45. 

5. Inwieweit fommt ed darauf an, daß in den zur Verhütung 
anftedender Krankheiten erlafjenen Anordnungen deren Zweck angegeben 
wird? III. 18/10 90. 21, 121; I. 12/10 93. 24, 332, 

6. Welche Behörde ift in Preußen zum Erlaffe von Abfperrungs- 
oder Aufficht3maßregeln behufs Verhütung des Einführen oder Ver— 
breitend einer anjtedenden Krankheit zuftändig? IV. 15/12 93. 24, 436. 

7. In weldem Umfange find in Preußen die Ortspolizeibehörden 
befugt, Abjperrungsmaßregeln zur Verhütung bed Einführens oder Vers 
breitens anjtedender Krankheiten anzuordnen? II. 13/11 83. 9, 366. 

8. Iſt in Preußen die Ortöpolizeibehörde zuftändig, die im 
Negulative vom 8. Auguft 1835 vorgejehenen Abfperrungd> und Auf: 
fihtSmaßregeln als ſolche ſchon dann anzuordnen, wenn nur Cholera= 
verdacht, nicht der Ausbruch der Krankheit von dem Sachverſtändigen 
fonftatiert worden? 

Gilt eine ſchon bei dem Vorliegen eines choleraverdächtigen Anfalles 
angeordnete Mafregel als Abſperrungs- oder Auffiht3maßregel im Sinne 
des $ 327? IV. 8/6 95. 27, 280. 

9. Haben die Vorſchriften, welche in Preußen in der Minijterials 
anmweijung für Hebammen vom 22. November 1888 erlafjen find, den 
Charakter don Abſperrungs- oder Auffihtömaßregeln zur Verhütung des 
Berbreitens der anftedenden Krankheit des Kindbettfieber? IV. 30/3 94. 
25, 201. 


$ 328 1. Bol. 8 327 und Viehfeuchengejeß vom m = fowie In⸗ 
jtruftion des Bundesratd vom 27. Juni 1895. 

2. Über das Verhältnis der Strafbeitimmungen des 8 328 zu den— 
jenigen des Reichsgeſetzes vom 21. Mai 1878, betr. Zumwiderhandlungen 
gegen die zur Abwehr der Rinderpeſt erlafjenen Bieheinfuhrverbote. 
I. 2/7 83. 9, 190; III. 30/6 84. 11, 65; II. 28/4 92. 23, 107. 
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jeges dom Juni 1. I. 18/4 82. 6, 159. IV. 24/9 95. 27, 357. 


4. Zur Auslegung des $ 328. Begriff von „Abfperrungsd- und 
Auffihtsmaßregeln“. IV. 24/1 88. 17, 72. 

5. Was iſt „wiſſentliche Verlegung einer Abſperrungsmaßregel“ 
und „zuſtändige Behörde“ im Sinne des 88282 IL. 21/10 79. 1,1. 

6. Zum Begriffe von Abjperrungsmaßregeln. Iſt die durch 8 56b 
Abſ. 3 der Gewerbeordnung in der Faſſung der Novelle vom 6. Auguft 
1896 zugelafjene Unterfagung des Handeld im Umherziehen eine Ab: 
jperrungdmaßregel im Sinne de 8 828? II. 22/11 98. 31, 342. 

7. Müffen die für den Handel von Vieh im Umherziehen ges 
troffenen Vorſchriften auch) von den Händlern beobachtet werden, die auf 
Biehmärkten außerhalb ihres Wohnorte® Vieh ein- und verkaufen? 
I. 4/12 99. 32%, 414. 

8. Welche Behörde ift unter der „zuftändigen“ in $ 328 zu vers 
teen? IV. 30/1 85. 12, 19. 

9. Iſt die BZuftändigkeit der Polizeibehörde bei der Abwehr und 
Unterdrüdung von PViehfeuchen auf die Verhängung der in dem Reichs— 
gefege vom 23. Juni 1880 (1. Mai 1894) und defjen Ausführungs- 
bejtimmungen vorgejehenen Schugmaßregeln bejchränft dergeitalt, daß $ 328 
nicht Anwendung finden fann, wenn die Behörde die Grenzen dieſer 
Bujtändigfeit überjchritten Hat? IV. 14/1 90. 20, 177. 

10. Inwieweit find die beamteten Tierärzte nach dem Geſetze vom 
23, Juni 1880 zu polizeilichen Verfügungen zuftändig, und in welcher 
Form find die Verfügungen zu treffen? TIL 8/10 85. 12, 437; 
I. 12/10 98. 24, 332. 

11. Haben die Anordnungen des beamteten Tierarzted zur Abwehr 
und Unterdrüdung von Viehjeuchen, wenn derjelbe fie auf Grund einer 
allgemeinen Ermädtigung der zuftändigen Behörde getroffen Hat, die 
Eigenichaft behörbliher Anordnungen im Sinne ded Geſetzes vom 23. Juni 
1880 und des $ 328? IL 17/2 85. 12, 70. 

12. Greift $ 328 Pla bei Verletzung von Abſperrungs- oder 
Auffihtsmaßregeln, welche im Reichsviehſeuchengeſetz ſelbſt getroffen find? 
Iv. 13/12 98. 31, 380; IV. 24/9 95. 27, 857; IL 15/5 02. 
35, 243. | 

13, Enthält die Übertretung des von dem Beſitzer ſeuchenkranken 
Viehs an feine Dienftboten oder Hausgenofjen infolge einer Anordnung 
der Polizeibehörde auf Grund des 8 63 Nr. 4 der Inſtruktion des 


Bundesrat vom = a. 1895 erlafjenen Verbotes, jeuchenfreie Stallungen 


Juni 
in anderen Gehöften zu betreten, ſeitens diejer Dienftboten oder Haus— 
genoſſen die Verlegung einer von der zuftändigen Behörde zur Verhütung 
des Berbreitend von Viehjeuchen angeordneten Abſperrungsmaßregel? 
II. 29/8 00. 38, 225. 

14. Kann das für Anwendung des $ 328 voraudgefegte wifient- 
lihe Zumiderhandeln angenommen werben, wenn der Bumiderhandelnde 
da3 bezügliche Verbot oder defjen Zweck nicht kannte? inwieweit ift in 

16* 








zu erfennen? I. 13/4 82. 6, 159; IV. 5/1 92. 22, 296; IV. 21/2 96. 
28, 195; I. 4/12 99. 32, 414. 


15. Schließt die Unkenntnis des Täterd davon, daß das von ihm 
übertretene Verbot zur Berhütung der Einfchleppung der Rinderpeft er- 
laffen ift, bei vorhandener Kenntnis davon, daß das Verbot die Ver: 
bütung oder Einjchleppung von Viehſeuchen im allgemeinen bezielt, die 
Anwendung des $ 328 aus? III 28/11 92. 23, 311. 

16. Sit eine Beftrafung aus $ 328 deshalb ausgejchloffen, meil 
die verlegte Anordnung vor der Aburteilung aufgehoben worden ijt? 
IV. 14/6 87. 16, 171. 


17. Über da8 Bufammentreffen des Tatbeftandes des 8 328 mit 
Kontrebande. II. 2/11 88. 18, 174; IV. 21/12 94. 26, 319. 


18. Über das Bufammentreffen mit einer Bolldefraudation. 
IV. 24/11 85. 13, 69; I. 5/12 95. 28, 51, 

©. zu $ 328 auch 2, 151; 12, 37; 13, 30; 19, 155; 21, 121; 
22, 190; 26, 128; 31, 254; 32, 228. 286. 291; 33, 54. 76; 
34, 372. 


$ 330 1. Kann als Ausführung eine Baued auch der Abbruch eines 
Gebäudes angefehen werden? I. 27/4 96. 28, 318; IV. 23/1 94. 
25, 90. Xgl. IV, 4/11 90. 21, 142. 


2. Fallen unter 8 330 auch Arbeiten zur Herftellung der Funda— 
mente eine8 Baumerf3? IV. 4/11 90. 21, 142. 

3. Iſt die Herrihtung des Bahnkörperd für eine Eifenbahn ein 
„Bau*? Sind Steiniprengungsarbeiten zum Bwede der Erweiterung des 
Bahnkörperd einer Eifenbahn „Ausführung eines Baues“? I. 10/11 92. 
23, 277, 


4. Genügt zur Anwendung des 8 330 ein Veritoß gegen aner= 
fannte Regeln der Baufunft, welcher nit in Konftruftionsfehlern be= 
fteht, jondern nach hygieniſchen Rüdfichten die Hausbewohner gefährdet? 
II. 28/9 95. 27, 388, 

5. Findet 8 330 Anwendung im Falle der Gefährdung der beim 
Bau befchäftigten Arbeiter durch Herbeiführung eine® den anerfannten 
Regeln der Baukunſt widerfprechenden, aber nicht auf die Dauer berech— 
neten Zuftandes? 

Wann ift Gefahr als entjtanden anzunehmen? IV. 7/6 98. 31, 180. 


6. Iſt für den Begriff des Entſtehens einer Gefahr, fpeziell der 
Fenergefährlichkeit, erforderlich, daß das Gebäude bereitß feiner Beftim- 
mung übergeben worden, und daß beitimmte Perſonen als Gefährdete 
individuell bezeichnet werden können? III. 11/2 82. 6, 129. 


7. Rann 8 330 Anwendung finden, wenn ein Verjtoß gegen aner— 
fannte Regeln der Baukunſt erjt beim Weiterbauen Gefahr für andere 
verurfacht haben würde? II. 22/11 81. 5, 254. 

8. Wie weit erftredtt fi die Haftung des Leiter eines Neubaues 
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für die Beobachtung der allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt? 
I. 17/9 96. 29, 71. 

9. Wann beginnt die Verjährung de in $ 330 vorgejehenen Ber: 
gehens? IV. 80/11 94. 26, 261; II. 2/11 83. 9, 152. 


Adıtundzwanzigfter Abſchnitt (3 331—359). 
Berbreden and Vergehen im Amte, 


1. Kann bei einem eigentlichen Amtsdelikte ein Beamter, der die 
als Amtsdelikt vorgefehene Tat durch einen nicht als bloßes Werkzeug 
handelnden Nichtbeamten ausführen läßt, als Täter angejehen werden? 
IV. 14/1 96. 28, 109. 

2. Kann der Irrtum eined Beamten über jeine Amtseigenſchaft 
Straflofigfeit begründen? III. 9/1 93. 23, 374. 


1. Über die identiſchen Tatbejtandsmertmale, insbefondere Begriffe $ 331 
von „Geſchenk“, „Vorteil“ |. auch 88 332. 333. 

2. Über Begriff von „Beamten“ ſ. 8 859. 

3. Was heißt „eine in das Amt einjchlagende Handlung“? II. 6/5 87. 
16, 42. 

4. Inwiefern ift ein Borteil als für eine Amtshandlung gewährt 
anzufehen? I. 25/2 89. 19, 19. 

5. Hallen unter $ 331 Gefchenfe, weiche einen angeftellten Lehrer 
in Anerkennung feiner gejamten Zätigfeit in der Schule oder aus Dank— 
barkeit gegen ihn oder die Lehranftalt ohne Rückſicht auf konkrete Amts- 
handlungen gemacht werden? III. 8/11 79. 2, 129. 

6. Inwiefern erheiiht 8 331, daß der Beamte für eine beftimmte 
Amtshandlung Gefchenfe oder andere Vorteile annimmt, fordert oder ſich 
verjprechen läßt? 

Sit es notwendig, daß der Zweck der Gefchenfe bei der Gewährung 
ausdrücklich kundgegeben wurde? IL. 7/11 84. 11, 219. 

7. Rann unter den Begriff des Fordernd eines Vorteil im Sinne 
des 8 331 dad Beanfpruchen einer ſolchen Zuwendung fallen, auf welche 
der Fordernde unabhängig von der in Frage ftehenden dienftlichen Hands 
lung nad privaten Berhältnifjen einen rechtlichen Anfpruc hat? I. 20/11 82. 
7, 401. 

8. Kann $ 331 Platz greifen, wo etwas als gejchuldete Leiftung 
beanſprucht wird? I. 4/3 89. 19, 62. 

9. Kann wegen Teilnahme au dem Bergehen ded 8 331 beitraft 
werden, wer einem Beamten für eine nichtpflichtwidrige Amtshandlung 
Geſchenke gewährt? I. 17/12 85. 13, 181. 

©. zu & 331 aud 14, 345. 


1. ©. auch 88 331. 383. $ 332 
2. Sind unter „Handlungen, die eine Verlegung einer Amtspflicht 
enthalten“, nur Umtshandlungen zu verjtehen? IL. 6/5 87. 16, 42, 
3. Iſt die Verlegung einer Amtspflicht im Sinne des $ 332 ſeitens 
eine® Beamten möglich, wenn die von ihm vorgenommene amtliche Hand» 
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lung in feiner Amt3inftruftion nicht vorgefehen ift? I. 10/11 87. 
16, 300. 

4. Liegt die Verlegung einer Amt3pflit im Sinne de8 8 332 
vor, wenn ein Feldhüter Durch das Verſprechen eines Gejchenfes zur Unter- 
lafjung einer Anzeige bejtimmt wird, zu deren Eritattung derjelbe nur 
infolge eine8 Irrtums verpflichtet zu fein glaubt? I. 31/1 84. 10, 64. 

5. Enthält die private Mitteilung einer amtlich geheim zu haltenden 
Angelegenheit eine Verlegung der Amtspfliht im Sinne de8 $ 332? 
Worin bejteht die Pflicht der Amtsverſchwiegenheit? II. 9/6 96. 28, 424. 

6. Begriff a) des geforderten, b) des für eine Amtspflichtverletzung 
geforderten Borteils. II. 16/12 98. 31, 389. 

7. Erfordert der Tatbeitand des 8 332 dad Annehmen, Fordern 
oder Sichverfprechenlaffen von Vermögensvorteilen, oder können auch ſinn— 
fihe Genüffe der Gegenftand eines Vorteils fein? II. 5/11 83. 
9, 166. 

8. Kann wegen Beltehung die Nebenitrafe des $ 35 St. G. B.s 
auögejprochen werden, wenn die erkannte Hauptitrafe die Dauer von 
3 Monaten nicht erreicht? I. 14/6 97. 30, 159. 

9. Kann wegen Teilnahme an dem in $ 332 vorgejehenen Ber- 
gehen bejtraft werden, wer einen Beamten ohne die Abficht, denfelben zu 
einer pflitwidrigen Handlung zu beitimmen, ein Geſchenk gewährt? 
I. 17/12 85. 18, 181. 


$ 333 1. S. aud 88 331, 382. 

2. Was gehört zum „Anbieten“ von Vorteilen? Muß es ein aus: 
drüdliches fein? Kommt es auf das Ergebnis der verfuchten Einwirkung 
an? II. 25/1 95. 26, 424. 

3. Mittelbare Beitehung. Erlaufung der Fürfprache einer Mitteld- 
perfon. 

Macht fi einer Beitehung jhuldig, wer Angehörigen eined Be— 
amten Gejchenfe anbietet, damit diefe den Beamten zu einer pflichtwidrigen 
Handlung zu bejtimmen fuchen, ohne daß jedod der Beamte von dem 
Geſchenke erfahren fol? I. 8/3 86. 18, 396; I. 29/4 80. 1, 404. 

4. Liegt der Tatbeſtand des 8 333 aud dann vor, wenn einem 
Beamten, nachdem derſelbe eine ihm vermöge feiner Dienftpflicht ob— 
liegende Handlung pflichtmäßig vorgenommen hat, von einem Dritten, 
welcher hiervon noch feine Kenntnis erlangt, Geichenfe 2c zu dem Zwecke 
angeboten werden, um den Beamten zu einer pflichtwidrigen Unterlafjung 
jener Handlung zu bejtimmen? I. 14/3 89. 19, 206. 

5. Inwiefern ift Beitehung in Beziehung auf ſolche Amtshand— 
lungen möglid, deren Vornahme im Ermefjen ded Beamten fteht? 
I. 29/5 94. 25. 400; III. 13/4 81. 4, 101; I. 29/4 80. 1, 404. 

6. it bei dem Gemwähren eines Geſchenkes behufs Beeinfluffung 
des dem Beamten zuftehenden Ermefjend die Anwendung des $ 333 
ausgeſchloſſen durd den Glauben des Gejchenfgeberd, der Beamte werde 
auch bei pflihtmäßigem Ermeſſen zu der vom Geſchenkgeber gewünjchten 
Entjcheidung gelangen? II. 13/11 94. 26, 194. 
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7. Sreift $ 333 auch Plab bei dem — eines dem Gegen— 
ſtande nach unbeſtimmt gelaſſenen Geſchenks? IV. 20/5 92. 23, 141. 

8. it die verſprochene Mitwirkung zu einer jtrafbaren Handlung 
al3 ein Vorteil im Sinne des $ 333 anzufehen? II. 20/9 81. 4, 421. 

9. Kann darin, daß zur Umgehung der Portogefälle ein Poſtillon 
oder anderer Poſtbeamter bejtimmt wird, Briefe oder andere Sachen mit» 
zunehmen, die Beitimmung des Beamten zu einer die Verlegung einer 
Dienftpflicht enthaltenden Handlung gefunden werden? III. 24/1 84. 10,45. 

10. Kann eine Bejtehung darin gefunden werden, daß ein nicht 
mit dem erforderlichen Fahrſcheine verjehener Paſſagier einer Privat: 
eifenbahn dem Fontrollierenden Schaffner Vorteile dafür gewährt, da 
derſelbe pflichtwidrig ihm die Fahrt ohne Fahrjchein geftatte? III. 24/3 84. 
10, 325. 

11. Macht fi einer Beſtechung fchuldig, wer einem Beamten ein 
Geſchenk anbietet, um ihn zu beftimmen, von dem Strafantrage wegen 
einer ihm während der Ausübung feines Dienjted zugefügten Beleidigung 
abzuftehen? I. 2/6 90. 20, 415. 

12. Können bei der Aufforderung eine Beanten zu einer Amts— 
pflichtverlegung, welche zugleich ein Verbrechen begründen würde, 88 333 
und 49a St. G. B.'s ideell konkurrieren? I. 3/12 83. 9, 261; I. 26/2 85. 
12, 54. 
©. zu 8 333 auch 12, 419; 15, 221. 


1. Inwieweit ift dad „Empfangene“ für dem Staate verfallen zu 8 335 
erffären? IL. 16/12 98. 31, 389. 

2. Begriff des „Empfangenen“. Sit ein Geldbetrag, den ein 
Gefangener dem Gefängnisbeamten zur amtlichen Verwahrung abgeliefert 
bat, für dem Staate verfallen zu erklären, wenn der Gefangene den Be- 
amten erfolglo8 auffordert, das Geld für fi zu behalten und ihn zu 
enttlaffen? IV. 17/11 91. 22, 270. 

3. Gehört zu dem „Empfangenen“ auch das Angebotene? Iſt für 
den Begriff des „Empfangenen* aud die Abjiht des Beamten ꝛc, an 
welchen die Zuwendung erfolgt, von Bedeutung? 

Kann neben dem $ 335 noch $ 40 St. G. B.'s Anwendung finden? 
L 29/9 84. 11, 101; IV. 22/2 87. 15, 348. 

4. Kann dem für verjallen zu erflärenden Werte eine Freiheits— 
jtrafe fubjtituiert werden? I. 13/7 91. 22, 103, 

5. It in 8 27 Nr. 2 9.8.9.8 unter „Einziehung“ auch die 
Berfallerflärung verjtanden? II. 27/2 85. 12, 75. 


Gehören auch Straffahen, welche durch polizeiliche Verfügung er- $ 336 
ledigt werden, zu den in 8 336 gedachten Rechtsſachen? Was gehört zum 
jubjeftiven ZTatbeitande? Wo ijt reale, wo ideale Konkurrenz mehrerer 
Nechtöbeugungen anzunehmen? I. 19/4 94. 25, 276. 


1. It der Tatbeftand des Vergehens dadurch ausgefchloffen, dag $ 339 
der Nötigungszwed, defjen Erreihung durd den Mißbrauch der Amts- 
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gewalt oder durch die Androhung eines bejtimmten Mißbrauchs derfelben 
erftrebt wird, ein an ſich nicht rechtswidriger ijt? IIL. 10/5 83. 8, 302. 
2. Rann das Vergehen nur von folden Beamten verübt werden, 
welchen eine Erefutionggewalt zuſteht? 
Unter welden Vorausjeßungen iſt das Erfordernis, daß der an— 
gedrohte Mißbrauch der Amtsgewalt ein beftimmter fein müffe, als vor— 
handen anzunehmen? II. 30/11 83. 9, 228. 


s 340 1. Erfordert die Anwendung des 8 340, daß die Vorausſetzungen 
der Strafbarkeit einer gewöhnlichen Rörperverlegung vorliegen? II. 4/7 82. 
6, 432. 

2. Zum Begriffe von „begehen laſſen“. I. 9/1 82. 5, 332. 

3. Unter melden Vorausjegungen ijt eine Körperverlegung von 
einem Beamten in Ausübung oder in Veranlafjung der Ausübung feines 
Amts begangen? Iſt die Körperverlegung von Beamten in Ausübung 
feine® Amts ſchon dann begangen, wenn er fie bei Gelegenheit einer 
dienftlichen Tätigkeit verübte? III. 8/2 82. 6, 20; I. 23/2 88. 17, 165. 

4. Begründet die Feititellung der Übertretung einer Amtspflicht 
nad $ 232 St. G. B.'s ſtets aud) die Unmendung des $340? I. 17/11 83. 
9, 204. 

5. Körperverlegung unter Überjchreitung der Grenzen des dem 
Lehrer zuftehenden Züchtigungsrechts. 

Was ift unter dem für dad Züchtigungsrecht maßgebenden Landes— 
rechte zu verſtehen? 

Haben die Ddiedbezüglichen Tandesgejeglihen Bejtimmungen neben 
dem Reichäftrafgejeßbuche noch Geltung? 

Welchen Einfluß haben Disziplinarvorfchriften über das Züchtigungs— 
recht auf den ftrafrechtlichen Begriff der KRörperverlegung? 

Wie find erlaubte Züchtigung, disziplinarifch ftrafbare Züchtigung 
und friminell ftrafbare Körperverlegung voneinander zu jcheiden? 
I. 15/10 94. 26, 148; III. 3/6 89. 19, 265; III. 18/4 87. 16, 34; 
II. 29/3 87. 15, 376; II. 18/12 83. 9, 302; I. 24/11 81. 5, 198; 
III. 14/4 80. 2, 10. 


6. Hat das Strafgericht zu prüfen, ob die Verfehlung, melde den 
Lehrer zur Büchtigung des Schülers veranlafte, hierzu wirklich berechtigte? 
I. 24/11 81. 5, 193; III. 14/4 80. 2. 10. 

7. Iſt die berechtigte Tätlichfeit eine® Lehrerd gegen ein Schulkind 
nah $ 340 nur dann ftrafbar, wenn die verurjadhte Verlegung beſonders 
beabfichtigt war? I. 24/5 97. 30, 126; I. 24/11 81. 5, 1983. 

8. Genügt zur Annahme einer wiffentlichen Überfchreitung des 
Züchtigungsrechts die FFeititellung, daß dem Lehrer die Vorjchriften über 
jeine Züchtigungsbefugnis befannt waren? I. 24/11 81. 5, 193. 

9. Steht den Lehrern an den gewerblichen Fortbildungsichulen bei 
dem Fehlen Iandesrechtlicher Vorſchriften hierüber ein Züchtigungsrecht 
gegenüber ihren Schülern zu? III. 10/4 02. 35, 182. 

10. Züchtigungsrecht des Lehrers in Preußen. Beſteht die Nr. 6 
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der preußifchen Kabinett8ordre vom 14. Mai 1825, betr. die Schulpflicht, 
noch zu Recht? II. 29/3 87. 15, 376; II. 18/12 83. 9, 302. 

11. Steht dem Schulvorftande in Preußen ein Züchtigungsrecht 
gegen Schulfinder zu, und in welchem Maße? 

Fit in Preußen der Patron, welcher als ſolcher Borjißender des 
Schulvorjtandes iſt, Beamter im Sinne des $ 340? I. 17/11 83. 9, 204. 

12. Grenzen des Züchtigungsrechts der Elementarlehrer in der 
Provinz Preußen. II. 14/6 92. 23, 161. 

13. Über das Züchtigungsrecht der Lehrer in Schleswig-Holftein. 
II. 18/4 87. 16, 34. 

14. — in Bayern. I. 24/11 81. 5, 193; I. 14/1 01. 34, 95. 

15. — in Württemberg. I. 7/1 96. 28, 85; I. 10/12 91. 22, 264; 
I. 21/11 89. 20, 93; I. 29/9 81. 5, 129. 

16. — im Großherzogtum Hejjen. I. 21/3 94. 25, 196; I. 4/2 01. 
34, 118; I. 24/5 97. 30, 126. 

17. — in Medlenburg- Schwerin. IV. 4/10 98. 31, 267. 

18. — im Herzogtum Gotha. III. 3/6 89. 19, 265. 

19. — in Lippe-Detmold. III. 14/4 80. 2, 10. 

20. Steht in Eljaß-Lothringen dem mit. dem Schullehreramte an 
einer Elementarjchule betrauten Pfarrer ein Züchtigungsrecht gegen feine 
Schiller zu? I. 15/1 00. 33, 72. 

21. Kann im Falle des 8 340 auf Buße erfannt werden? 
IL 22/5 85. 12, 223. 

22. Greift bei dem in $ 340 vorgejehenen Vergehen $ 233 
5.6.8.3 Pla? II. 4/7 82. 6, 482. 

23. Über Konkurrenz der Tatbeftände der 88 340 und $ 339 
St.®.8.3. IV. 22/10 97. 30, 284. 

24. Über Konkurrenz der Tatbejtände von 8 340 und 8 341. 
II. 4/7 82. 6, 482. 

25. Über Konkurrenz mit dem Tatbejtande des 8 224. 225. 226 
&t.6.8.3 II. 22/5 85. 12, 228. 

26. Uber Konkurrenz mit 8 223a ſ. dort Nr. 14 ©. 137. 

©. zu 8 340 aud 13, 107. 





1. Genügt c8, daß der Täter überhaupt Beamter ift und ala $ 34l 
folder aufgetreten ijt, oder wird ein an ſich zu Verfolgungen 2c befugter 
Beamter vorausgeſetzt? II. 11/6 95. 27, 287. 

2. Über den zur Straftat gehörigen Vorfag. Kann ſich der wegen 
einer widerrechtlihen Verhaftung angeflagte Beamte damit entjchuldigen, 
daß er die auf die Verhaftung bezüglichen gejeglichen Vorſchriften nicht 
gefannt habe? IIL 15/2 83. 8, 104. 

©. zu $ 341 aud 2, 262; 6, 432. 


1. Können die Tatbeitände des & 342 und des 8 123 Abi. 3 $ 342 
ideell fonfurrieren? IIL 23/11 99. 32, 402. 
2. Unter welchen Worausjegungen ift ein Hausfriedensbruch ala 
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„in Beranlaffung der Ausübung de8 Amts“ begangen anzufehen? 
IIL 8/2 82. 6, 20. 


8 343 1. It die von der Polizeibehörde vorgenommene Vernehmung eines 
noch nicht 12 Jahre alten Kindes über eine ihm zur Laft gelegte Straf- 
tat ein Aft der Unterfuhung? IV. 22/5 94. 25, 366. 

2. Unterliegt auch ein untergeordneter Polizeibeamter, welcher, ge— 
mäß $ 161 St.P.D. mit der Erforihung einer ftrafbaren Handlung 
befaßt, zur Erprefjung eines Gejtändniffes Zwangsmittel anwendet, der 
Strafvorfchrift des $ 343? II. 14/3 82. 6, 82. 


$ 345 1. Was ijt zu verftehen unter dem Vollftredenlaffen einer Strafe, 
welche nicht volljtredt werden durfte? I. 9/1 82. 5, 382. 

2. Kann aud ein Beamter, welcher nicht vermöge feined Amtes 
bei Vollſtreckung der Strafe mitzuwirken hat, Täter des Verbrechens 
fein? II. 21/6 89. 19, 342. 

3. Hat die Straftat ein in das Stadium der Strafpollftredung 
fallendes Verhalten des Beamten zur VBorausfegung? Iſt die Anwendung 
des Abi. 2 dadurch ausgeſchloſſen, daß jchon der Ausſpruch der Strafe 
auf einer Fahrläffigkeit ded betreffenden Beamten beruhte? Kann der 
Richter, welcher in fahrläffiger Weife im Widerſpruche mit dem Geſetze 
auf eine fofort vollitredbare Strafe erfaunt Hat, wegen Vollitredung 
diejer Strafe aus $ 345 Abf. 2 beftraft werden? II. 21/6 89. 19, 342; 
I. 12/7 94. 26, 56; I. 13/10 87. 16, 221. 

4. Inwieweit liegt dem mit der GStrafvollftredung befaßten Amts— 
rihter die Pflicht zur Überwachung des richtigen Strafvollzugs ob? 
Kann die irrtümliche Annahme der Nichteriftenz einer folchen Obliegen- 
heit den Schuß des $ 59 St.G.B.’3 gewähren? Unter welchen Vorauss 
ſetzungen ift der Irrtum als durch Fahrläſſigkeit verjchuldet anzufehen? 
Iv. 1/6 97. 30, 1835. 


$ 346 1. Befteht für den an fih zur Ausübung der Strafgewalt be- 
rufenen Beamten eine Verpflichtung zur Verfolgung der Straftat, an der 
er jelbft ftrafbar beteiligt ijt? III. 6/6 98, 31, 196. 

2. Was erfordert die „Abſicht, jemanden der gefeglichen Strafe 
rechtswidrig zu entziehen‘? I. 21/5 96. 28, 384. 

3. Begreift die „Unterlafjung der Verfolgung einer ftrafbaren 
Handlung” auch die Nichtanzeige feitend eined Polizeibeamten? Was ijt 
unter „Strafbarer Handlung“ zu veritehen? Hallen darunter auch Ge— 
werbefontrabentionen? I. 30/4 85. 12, 161. 

4. Findet im Geltungsbereiche der preußiichen Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 $ 346 Unwendung auf den Gemeindevorjteher, 
welcher von dem zuftändigen Amtögerichte mit der Verhaftung und Vor— 
führung eines Verurteilten zum Zwecke der Strafvollitredung betraut ift? 
Iſt die Anwendung von $ 346 ausgejchlojfen, wenn der zur Mitwirkung 
bei der Strafvolljtrefung berufene Beamte nicht beabjichtigt, den Ber: 
urteilten dauernd der gejeglichen Strafe zu entziehen? II. 24/4 91. 21, 424. 
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1. Was gehört zum Tatbeſtande der Gefangenenbefreiung? IV.18/1294. 
26, 334. 

2. Liegt der zur Straftat gehörige VBorjag vor, wenn der Beamte 
die Gefangenschaft vorübergehend aufgehoben hat in der Vorausſetzung, 
der Gefangene werde freiwillig zurüdtehren? III. 5/7 94. 26, 53. 

3. Wann ift ein Gefangener einem Beamten zur Beaufjichtigung, 
Begleitung oder Bewachung anvertraut? IV. 7/5 95. 27, 209. 

4. Iſt die Beauffichtigung ꝛe eine® Gefangenen als dem Beamten 
anvertraut ſchon dann anzufehen, wenn das Geſetz unter den gegebenen 
Vorausſetzungen die Amtspflicht zur Beauffichtigung ꝛc ded Gefangenen 
auferlegt? 

Erfordert der Tatbeſtand des 8 347, daß der Gefangene als folder 
von dem Beamten zur Beauffichtigung ꝛc übernommen worden iſt? 
1I. 29/5 83. 8, 313. 

5. Kann der von einer Privatperfon auf Grund des $ 127 Abf. 1 
St.P.D. vorläufig Feitgenommene al3 ein „Gefangener“ im Sinne des 
8 347 angejehen werden? 

Iſt die Beauffichtigung und Bewachung eine derart Feitgenommenen 
dadurch, daß derjelbe von der feitnehmenden Brivatperfon dem zujtändigen 
Ortsſchulzen zugeführt wird, diefem Beamten im Sinne des $ 347 
„anvertraut“? IV. 19/1 86. 13, 254. 

6. Was ijt unter einer durch Fahrläffigfeit beförderten oder er- 
leichterten „Entweichung“ eines Gefangenen, was unter „Beförderung 
der Entweihung durch Fahrläſſigkeit“ zu verſtehen? III. 2/7 83.9, 40; 
I. 2/1 82. 5, 324. 

7. Sit der Tatbeitand des $ 347 Abf. 2 dadurch befeitigt, daß bei 
Aufwendung der gebotenen Sorgfalt die fonfrete Art, in welcher die 
Entweichung von dem Gefangenen bewerfitelligt wurde, nicht vorherjehbar 
war? III. 14/2 87. 15, 345. 


3) Abſatz 1. 

1. Bezieht fih die Strafvorfchrift nur auf eigentliche Urkunds— 
beamten, oder auf jeden Beamten, der eine vor ihm abgegebene Erklärung 
oder eine don ihm gemachte Wahrnehmung amtlich feitzuitellen bat? 
II. 8/11 83. 9, 240; III. 5/10 91. 22, 151; IV. 15/4 90. 20, 369. 

2. Was iſt unter Befugnis zur Aufnahme öffentliher Urkunden 
zu veritehen? III. 13/3 80. 1, 312. 

3. Über den Begriff von öffentlichen Urkunden im allgemeinen 
ſ. 8 267 Nr. 10ff. ©. 189. 

4. Was find Urkunden im Sinne des $ 348? 

Iſt Erheblichkeit zum Beweije von Rechten oder Rechtsverhältniſſen 
erforderlih? II. 23/1 80. 1, 162. 

5. Unter welchen Borausfeßungen liegt eine falfche Beurkundung 
im Sinne des 8 348 vor? Dt das Gebrauchmachen ein Erfordernis 
des Tatbejtande8? I. 19/11 83. 9, 214; IV. 12/12 84. 11, 291. 

6. Über gemeinſchaftliche Verübung der Straftat. I. 5/1 94. 25, 69. 

7, Liegt eine falfche Beurkundung im Sinne des 8 348 vor, wenn 


$ 347 


$ 348 


252 Strafgefeßbud) 5 348, 








der Beamte über eine fpäter vorzunehmende —— einen Urkunden 
entwurf angefertigt, von ſolchem aber demnächſt, obwohl der zu kon— 
ftatierende Vorgang in rechtserheblichen Punkten nicht richtig beurfundet 
war, doch Gebrauch gemacht hat? L 17/11 84. 11, 257. 

8. Liegt der Tatbeitand des Bergehend vor, wenn der Beamte, 
nachdem der von ihm gefertigte Entwurf einer Beurfundung ohne jeinen 
Willen durd einen Dritten zu amtlichen Alten übergeben worden war, 
auch dann, als er Hiervon Kenntnis erlangt, nichts getan hat, um den 
der objektiven Beitimmung der Urkunde eutjprechenden Gebrauch zu vers 
hindern? IV. 17/5 89. 19, 243, 

9. Sind die Regiſter und Bücher, welche von einem Beamten 
innerhalb feines Dienftkreifed geführt worden, ſchon um deswillen öffent: 
lihe im Sinne des $ 348? 

Fallen unter „Regiſter und Bücher“ auch foldhe, welche nur zum 
inneren Dienſte einer Behörde bejtimmt find? 

Seht die falfhe Eintragung in öffentliche Bücher und Regiſter 
voraus, daß fie durch einen Beanten erfolgt, weldjer zur Aufnahme 
öffentlicher Urkunden befugt ift? IL. 23/12 79. 1, 42; III. 13/3 80. 
1, 312. 

10. Iſt die Anwendung des $ 348 audgefchloffen, wenn der zus 
ftändige Beamte ſich nicht in rechtmäßiger Ausübung jeined Amts be— 
funden hat? IV. 13/12 89. 20, 119; I. 2/11 99. 32, 359, 

11. Bedeutung von äußeren Mängeln einer Beurkundung. IV. 24/685. 
12, 331; IV. 22/9 96. 29, 67; I. 10/1 84. 10, 85. 

12. Kann bei einer nicht in gefeßmäßiger Form aufgenommenen 
Urkunde von falfcher Beurkundung im Sinne ded 8 348 die Rede jein? 
IV. 6/10 96. 29, 92. 

13. Nach welchen Grundjäßen ijt zu beurteilen, ob eine Tatjache 
im Sinne des 8 348 recdhtöerheblich iſt? III. 24/5 82. 6, 361. 

14. Genügt zur Annahme, daß eine Tatjache rechtserheblich ſei, 
die Necht3erheblichkeit in abstracto? II. 3/12 97. 30, 373; II. 18/4 82. 

‚184, 

15. Fällt die Aufnahme eines falfchen Protofolld über die Voll— 
ziehung einer Pfändung dur) den Gerichtövollzieher unter 8 348? 
II. 18/4 82. 6, 184. 

16. Steht der Umstand, daß ein Pfändungsprotofoll über Einziehung 
bon Gerichtsfoften einen Bericht des VBollziehungsbeamten enthält, der 
Annahme entgegen, daß das Protofoll eine öffentliche Urkunde im Sinne 
de 8 348 fei? III. 24/5 82. 6, 361. 

17. Hat die in einem Pfändungsprotofolle enthaltene Beurkundung, 
daß der Gerichtövollzieher ji in die Wohnung des Schuldnerd begeben 
und deifen Wohnung und Behältniffe durchſucht habe, eine rechtlich er- 
hebliche Tatſache zum Gegenjtande? II. 17/11 99. 32, 389. 

18. it das von einem preußischen Gerichtövollziceher gemäß $ 59 
der Gejchäftdanweilung vom 24. Juli 1879 aufgenommene Protokoll 
als eine öffentliche Urkunde im Sinne des $ 348 anzufehen? IV. 13/12 89. 
20, 119. 
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19. Enthält ein auf Grund der Kaſſeninſtruktion für die preußischen 
AJuftizbehörden vom 1. Dezember 1884 vom Gerichtövollzieher eritatteter 
falfcher Bericht über die Ausführung einer Zwangsvollſtreckung eine falſche 
Beurkundung im Sinne des $ 348? IV. 7/1 99. 31, 420. 

20. Greift $ 348 Plag, wenn ein Geriht3vollzieher, ohne daß ein 
Protokoll über die Bolitredungshandlung aufgenommen und beigefügt ift, 
dem Gerichte über die Ausführung der Zwangdvollitredung einen faljchen 
Bericht erjtattet und entjprechende unrichtige Einträge in die Beitreibungs- 
liſte und in das allgemeine Dienjtregifter macht? II. 14/6 81. 4, 283, 

21. Iſt die Tatjache, welches Objekt der Gerichtövollzieher in der 
Zmwangsvollitredung zur Berjteigerung gebracht hat, vecht3erheblih im 
Sinne des & 348? IV. 24/11 85. 18, 123. 

22. Berliert dad von einem Gerichtövollzieher aufgenommene Ver— 
jteigerungsprotofoll feine Bedeutung als öffeutliche Urkunde dadurd allein, 
daß die Perjonen, mit welchen in dem Berjteigerungstermine verhandelt 
wurde, dad Protokoll nicht unterjchrieben haben und der Vermerk über 
die Gründe der Nichtunterfchrift fehlt? IV. 24/6 85. 12, 331. 

23. Greift die Strafvorfchrift Platz, wenn ein Gerichtövollzieher 
neben der Slagezujtellungsurfunde feinem Auftraggeber wider beſſeres 
Wiffen eine Beicheinigung ausſtellt, daß die Zujtellung feines Erinnerns 
zu einer beftimmten Stunde jtattgefunden habe? II. 5/4 95. 27, 145. 

24. Enthalten die Eingangdvermerfe, mit denen der Gerichtövollzieher 
nad) $ 6 Nr. 3 der allgemeinen Verfügung des preußifchen Juſtizminiſters 
vom 23, Februar 1885 die bei ihm eingehenden amtlichen Aufträge zu 
verjehen hat, eine Beurkundung rechtlich erheblicher Tatſachen im Sinne 
des $ 348 Abſ. 1? IV. 10/1 90. 20, 175. 

25. Sind die in $ 14 der Minijterialanweifung vom 15. Sep— 
tember 1879 zur preußiichen Verordnung vom 7. September 1879, 
betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld» 
beträgen, vorgefchriebenen Auszüge aus den Reſtverzeichniſſen öffentliche 
Negifter, bezw. die vom Vollziehungsbeamten in diefelben eingetragenen 
Bermerfe über die Ausführung der Mahnung öffentlihe Urkunden? 
II. 2/10 90. 21, 104. 

26. Fallen Einträge in das nad) der Poftordnung vom 8. März 1879 
geführte Poſtannahmebuch B unter $ 348? IL. 26/1 91. 21, 310. 

27. Sind Einlieferungdfcheine über bei der Poſt erfolgte Geld- 
einzahlungen öffentliche Urkunden, durch deren vorjäglich faljch beurfundeten 
Anhalt von feiten des zujtändigen Poſtbeamten der Tatbeſtand ded in 
$ 348 vorgejehenen Vergehens erfüllt werden fann? III. 8/11 83, 9, 240. 

28. Sit die Beicheinigung eined Pojtboten in einer Zuſtellungs— 
urfunde, daß er das zuzuftellende Schriftjtücd dem Adreſſaten übergeben 
babe, unter allen Umſtänden als Beurkundung einer rechtlich erheblichen 
Tatſache aufzufaffen? II. 7/2 82. 6, 17; IL. 16/9 84. 11, 77. 

29. Iſt in unrichtigen Bejtellvermerfen der Landbriefträger auf 
Poſtanweiſungen eine jalfhe Beurkundung im Sinne des $ 348 Abi. 1 
zu erfennen? IV. 12/12 84. 11, 291. 

30. Enthalten die in Depejchenausfertigungen aufzunehmenden Ans 
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gaben über den Abjender, den Aufgabeort, die Aufgabe- und Bejtellzeiten 
unabhängig von dem Inhalte der Depefchen die Beurkundung redtlic) 
erheblicher Zatfahen? III. 5/7 97. 30, 238. 

31. Findet $ 348 Abſ. 1 Anwendung, wenn ein Xelegraphen- 
beamter ein fingierted® Telegramm als feiner Station zugegangen aus- 
fertigt? J. 28/2 98. 31, 42. 

32. Sit der Tatbeitand gegeben, wenn ein Standedbeamter in den 
Eintrag über eine unehelihe Geburt in dem Geburtäregifter das ihm 
als falſch bekannte Anerfenutnis der Baterjchaft aufnimmt? Kann ein 
Vergehen gegen $ 169 St. G. B.'s ideell fonfurrieren? L 24/1 95. 26, 408. 

33. Macht fich der Standesbeamte, welcher über eine bei ihm er— 
ftattete Anzeige der Beteiligten die jtandesamtlihe Urkunde durd einen 
Schreibgehülfen aufnehmen läßt, der Errichtung des Alts aber nicht ſelbſt 
beiwohnt und nur nachträglich die Urkunde unterzeichnet, einer faljchen 
Beurkundung jhuldig? I. 3/12 85. 13, 116. 

34. Sit die Beicheinigung, welde der vom Standedbeamten um 
Aushang des Aufgebotes gemäß $ 46 des Geſetzes über die Beurkundung 
des Berfonenjtandes vom 6. Februar 1875 erſuchte Gemeindevorfteher über 
den erfolgten Aushang erteilt, eine öffentlihe Urkunde im Sinne des 
$ 348? III. 7/5 81. 4, 155. 

35. Sit der Vertreter einer Polizeibehörde, welcher amtlih ein 
polizeiliches Führungszeugnis ausſtellt, ald ein zur Aufnahme öffentlicher 
Urkunden befugter Beamter anzufehen? 

Kann aud in dem Verſchweigen von Tatjachen, welche für den Zweck 
des Beugniffes von Erheblicykeit find, eine faljche Beurkundung gefunden 
werden? III. 5/10 91. 22, 151. 

36. Liegt eine faljche Beurkundung vor, wenn der zur jpeziellen 
Revifion ($ 27 3.3.6.8) berufene Zollbeamte ohne eine ſolche Reviſion 
einen objeftiv unrichtigen, aber von ihm für richtig gehaltenen Reviſions— 
befund in die Bolldeflaration einträgt? IV. 21/12 97. 30, 384. 

37. Sind die von einem leifchbejchaner zur Konjtatierung der 
Fleiſchbeſchau gemachten Stempelabdrüde öffentlihe Beurfundungen ? 
IV. 22/9 96. 29, 67. 

38. Iſt dad Beſchlußbuch eines Gemeinderatd in der preußifchen 
Rheinprovinz ein öffentliches Buch? 

Sit der dortige Bürgermeifter ein zur Aufnahme öffentliher Ur— 
funden befugter Beamter? I. 27/10 94. 26, 165. 

39. it nad) der Gemeindeordnung für die preußifche Rheinprovinz 
der Gemeindevorjteher als Organ des Bürgermeifterd zur Aufnahme 
öffentlicher Urkunden befugt? I. 12/6 97. 30, 151. 

40. Sind die Gemeindevoriteher in der preußifchen Rheinprovinz 
zujtändig, die Unterjchrift unter einer Duittung über Zahlung von In— 
validenrente zu beglaubigen? I. 16/5 95. 27, 231. 

41. Zit in Preußen im Geltungsbereihe des Allgemeinen Lande 


recht3 und der Kreißordnung vom ie der Vorjteher einer länd⸗ 


lihen Gemeinde allgemeinhin ein zur Aufnahme öffentlicher Urkunden 
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befugter Beamter? Hat derjelbe dieje Eigenſchaft in Beziehung auf feine 
Tätigkeit bei Mitwirkung zur militärijchen Kontrolle duch 8 2 der Kon— 
trollordnung erhalten? IL 26/10 86. 15, 4. 

42. Sit in Preußen jeder der beiden Schöffen (Gerichtmänner) für 
fih allein zur Vertretung des Schulzen berechtigt, und ift er, wenn er 
als Vertreter einen ſog. Wildpretzettel ausftellt, al8 ein zur Aufnahme 
öffentlicher Urkunden befugter Beamter anzufehen? IV. 15/4 90. 20, 369. 

43. Iſt die von einem preußifchen Gemeindevorſteher veranlafite 
Bordatierung eines namend des Gemeindevorftandes gejchloffenen Jagd— 
pachtvertrages als eine faljhe Beurkundung anzufehen? IV. 16/1 91. 
21, 297. 

44. Sind die Gemeindevorfteher in den fieben öſtlichen Provinzen 
Preußens zuftändig, Namendunterfchriften mit Beweiskraft für und gegen 
jedermann zu beglaubigen? IV. 21/6 92. 23, 180. 

45. Bildet der Umſtand, daß bei einer Sühneverhandlung vor dem 
Schiedsmanne ein Zeil perfönlich erjchienen ift, eine rechtlich erhebliche 
Tatjache, deren Beurkundung dur die preußiihe Schiedsmannsordnung 
vom 29. März 1879 vorgejchrieben it? IV. 14/2 90. 20, 236. 

46. Sind die von einem Bürgermeijter in Eljaß-Lothringen aus- 
geftellten Bahlungsanweifungen ald Beurfundungen im Sinne des & 348 
anzujehen? Gelten als foldhe die den Zahlungsanweiſungen beigefügten 
Beicheinigungen, durch welche die Richtigkeit der Nechnungen bejtätigt wird, 
auf welche fich die Anweifungen beziehen? I. 7/4 84. 10, 275. 

47. Haben die Bejheinigungen der Fleifchbejchauer in Preußen den 
Charakter von amtlichen Beurkundungen? II. 20/9 81. 4, 421; II. 27/188. 
17, 94. 

48. Iſt dies in Bayern der Fall? I. 22/10 83. 9, 139; 1. 26/1 88. 
17, 76; I. 25/4 89. 19, 180; I. 2/11 99. 32, 359. 

49. — in Sadjen? III. 3/10 89. 20, 70. 

50. — in Baden? I. 2/5 89. 19, 197. 

51. Sind die Fleifchbeichaufcheine eines bayerischen Fleiſchbeſchauers 
als öffentlihe Urkunden anzufehen, auch wenn die zur Einfuhr des Fleiſches 
von einem anderen Orte weiter erforderliche Beglaubigung der Polizei— 
behörde des Schlachtorted noch nicht ergangen ijt? I. 8/5 93. 24, 158. 

52. Sind die in Elfaß-Lothringen zu führenden Gefangenenregifter 
öffentliche Regiſter? I. 7/3 01. 34, 208. 

53, Über Beurfundungen mit Verlegungen des bayerijchen Notariat&- 
gejepes vom 10. November 1861 ſ. dort. (24, 230.) 

54. Begeht in Bayern der Bürgermeijter einer Qandgemeinde durch 
eine von ihm wider befjeres Wifjen abgegebene amtliche Bejtätigung der 
Echtheit einer unter die Eingabe an ein Hypothekenamt gejegten Unterjchrift 
eines Hypothefgläubigerd eine faljche Beurkundung im Sinne des $ 348? 
I. 14/10 86. 15, 19. 

55. Iſt der Pfleger eined „Ortsausſchuſſes“ in Bayern zur Be- 
urkundung von Vorgängen, welche mit Bezug auf die ortichaftlihe Ver— 
mögendverwaltung gejchlich vorgejchrieben find, zuftändig? I. 4/2 89. 
18, 391. 





256 Strafgeiegbuch $ 348. 








56. Sind die jog. Leihenfhaufcheine in Bayern öffentlihe Urkunden? 
I. 3/5 88. 17, 406. 

57. Sind die württembergijchen Gemeindevorfteher und Gemeinde— 
pfleger zur Aufnahme öffentliher Urkunden befugte Beamte? I. 5/1 94. 
25, 69. 

58. Haben Zeugenvernehmungsprotofolle, die ein württembergifcher 
Ort3vorjteher im Berfahren bei Erlafjung polizeiliher Strafverfügungen 
zufolge Auftrags der zujtändigen Polizeibehörde aufnimmt, den Charakter 
öffentlicher Urkunden? I. 29/3 94. 25, 223. 

59. Haben die von württembergiichen Ortövorjtehern gefertigten Aus— 
züge aus den Strafregiftern ihrer Gemeinden den Charakter öffentlicher 
Urkunden? I. 31/1 95. 26, 413. 

60. Kann der als Screibgehülfe des Standedbeamten (Bürger: 
meijter3) bejtellte badische Ratsſchreiber durch falſche Einträge in die 
Standesregifter das Vergehen des 8 348 verüben? ft derfelbe in diefer 
Beziehung ein zur Aufnahme öffentliher Urkunden befugter Beamter? 
I. 8/3 86. 13, 393. 

61. Bildet das Protokoll eines badiſchen Bürgermeijterd über einen 
von ihm bei einem &emeinderechner oder einer weltlichen Ortäftiftung 
vorgenommenen Rafjenjturz eine öffentliche Urkunde im Sinne des $ 348? 

Welden Umfang hat das Beurkundungsrecht eines badijchen Rats— 
ſchreibers? Handelt derjelbe, wenn er bei einem ſolchen Kafjeniturz als 
Protofollführer fungiert, als öffentlich” Beurfundender? I. 28/11 81. 
5, 246; I. 10/1 84. 10, 35. 

62. Kann 8 348 Anwendung finden, wenn das in Art. 2 des 
Niederlafjungsvertrags mit der Schweiz vom 27. April 1876 erwähnte 
Zeugnis im Großh. Baden durch Bürgermeifter und Ratsſchreiber unrichtig 
ausgejtellt wird? I. 21/11 89. 20, 129. 

63. Was ijt unter „vorfäglih“ in $ 348 Abf. 1 zu verjtehen? 
1. 9/6 81. 4, 277. 

64. Was iſt zur Erfüllung des jubjektiven Tatbeitandes fejtzuftellen? 
I. 10/1 84. 10, 35; I. 29/3 94. 25, 223. 

65. Muß fich der Beamte, um aus 8 348 Abſ. 1 bejtraft zu werden, 
der rechtlichen Erheblichkeit der faljhen Beurkundung bewußt geweſen jein? 
Inwieweit ijt ein diesbezüglicher Irrtum entjhuldbar? I. 17/1 81. 
3, 324; II. 18/4 82. 6, 184; II. 16/9 84. 11, 77; IV. 14/2 90. 
20, 236. 

66. Läßt ſich die Nechtserheblichkeit der falfchen Beurkundung über 
Abgabe eines der Poſt zur Beförderung anvertrauten verfchloffenen Briefes 
durch die Rechtserheblichkeit des Briefinhalts begründen? II. 16/9 84. 
11, 77. 

67. Inwieweit ift bezüglich de8 Bewußtſeins von der Rechtserheb— 
lichfeit Eventualsdolus ausreichend und deſſen Nichtvorhandenfein zur 
Begründung der Freiſprechung beſonders jejtzuftellen? IV. 14/2 90.20, 236; 
II. 6/6 85. 12, 297. 

68. Iſt der Irrtum des Täterd über feine Beamteneigenfchaft ge— 
eignet, einen Schuldausfchliegungsgrund abzugeben? III. 9/1 93. 23, 374, 
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69. Iſt zum Tatbeftande da8 Bemwußtfein des Beamten von feiner 
durch Geſetz oder Inſtruktion vorgefchriebenen Verpflichtung, richtig zu 
beurfunden, erforderlich? 

Sit der Irrtum über den Charakter einer Urkunde als einer öffent- 
lihen ein Irrtum über den Inhalt des Strafgefepe3? I. 5/1 94. 25, 69. 

70. Fordert 8 348 Abſ. 1 ebenjo wie $ 267 St. G. B.s rechtswidrige 
Abit? I. 9/6 81. 4, 277; IV. 24/11 85. 13, 123. 

71. Inwieweit ift bei Feſtſtellung des fubjektiven Tatbeſtands der 
Inhalt einer dem Beamten erteilten Injtruftion zu verwerten? I. 23/11 98. 
24, 400. 

72. Über Teilnahme eines Nichtbeamten an dem Vergehen des 
8 348 Abf. 1. Verhältnis zu der in $ 271 vorgejehenen Straftat. 
It. 19/10 85. 18, 52; I. 3/12 85. 18, 116, I 22/6 82. 6, 414. 

©. zu 8 348 Abſ. 1 auch 4, 246. 

b) Abſatz 2. 

73. Kann ein Beamter, der die in $ 348 Ab. 2 vorgefehene Tat 
dur einen als bloßes Werkzeug handelnden Nichtbeamten ausführen läßt, 
al8 Täter angefehen werden? IV. 14/1 96. 28, 109. 

74. Genügt für den Tatbeſtand jedes zum Beweiſe einer Tatfache 
dienende Schriftjtüid unabhängig von der Rechtderheblichkeit der Tatfache? 
ID. 23/1 80. 1, 162; L 8/11 80. 2, 425; II. 25/11 82. 7, 252; 
IH. 22/10 83. 9, 141; IV. 21/2 88. 17, 169; IV. 4/10 92. 23, 236; 
Iv. 11/12 96. 29, 238; II, III. 19/12 87. 17, 108. 

75. Iſt dad mit Eintragungen verfehene allgemeine Dienjtregifter 
des Gerichtsvollzieher8 eine Urkunde im Sinne des 8 348 Abi. 2? 
II. 25/11 87. 7, 252. 


76. Sind die in $ 23 der Gebührenordnung für Gerichtövollzieher 
vom 24. Juni 1878 vorgefchriebenen Koftennoten Urkunden im Sinne 
des 8 348 Abſ. 2? I. 4/3 89. 19, 62. 

77. Iſt das Kojtenregijter einer preußifchen Gerichtäfafje eine Urs 
funde im Sinne ded $ 348 Abſ. 2? Bis zu welchem Zeitpunfte ift der 
regijterführende Beamte zur Abänderung eines von ihm ſelbſt vollzogenen 
Eintrags befugt? IV. 4/10 92. 23, 236. 

78. Iſt die Verlegung einer befonderen Vertrauenspflicht der Grund 
der Strafbarfeit des Vergehens? 

Wann ijt eine Urkunde „amtlich anvertraut”? IV. 23/9 84. 11, 85; 
Iv. 11/12 96. 29, 238. 


79. Liegt ein „amtliche anvertrauen“ vor, wenn einem Beamten 
eine Urkunde in einer verjchlojjenen Mappe zur Beförderung übergeben 
worden ijt? IV. 11/12 96. 29, 238. 

80. Sind die in einem verjchlojfenen, der Poſt anvertrauten Briefe 
enthaltenen Urkunden dem Rojtbeamten, welcher die Sendung zu dienſt— 
fiher Behandlung übernommen hat, amtlid anvertraut oder amtlich zu— 
gänglih? I. 15/3 83. 8, 196. 

81. Sit dem Gerichtsjchreiber die in einem Gejchäftszimmer des 
Gerichts frei daliegende Urkunde ſchon um deswillen amtlich zugänglich, 
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weil er dad Zimmer zu betreten befugt ift? Iſt es bierbei von Be— 
deutung, daß die Urkunde fi in einem verjchloffenen Briefumfchlage be= 
findet? IV. 11/7 99. 32, 265; II, II. 19/12 87. 17, 103. 

82. Was ijt unter „Beijeitefchaffen” einer Urkunde zu veritehen? 
IV. 29/4 92. 23, 99; I. 8/11 80. 2, 425. 

83. Iſt eine Urkunde von einem Beamten dadurch beiſeite gejchafft, 
daß er jolche, von gleichzeitig in amtlichen Einlauf gelangten Aktenſtücken 
abgefondert, gejchäftsordnungswidrig behandelt und einem Vorgeſetzten ver— 
heimlicht hat? I. 28/2 84. 10, 189, 

84. Iſt ein „Beiſeiteſchaffen“ als gegeben anzunehmen, wenn ein 
Gerichtöfchreiber eingegangene Schriftitüde pflichtwidrig nicht dem Dezer- 
nenten vorlegt, fie aber zu den zugehörigen ordnungsmäßig aufbewahrten 
Alten bringt? IV. 16/2 94. 25, 127. 

85. Erfordert das Beifeitefchaffen einer amtlich anvertrauten oder 
zugänglichen Urkunde deren Entfernung aus den amtlichen Geſchäfts— 
räumen? I. 31/1 95. 26, 413; II. 4/12 91. 22, 242. 

86. Erfordert das „Beifeitefchaffen einer Urkunde“ den Willen des 
Täters, die Urkunde auf die Dauer der Benußung des Berechtigten zu 
entziehen? II. 4/12 91. 22, 242. 

87. Fällt einem Beamten, der aud einem ihm zugänglichen Proto— 
folle einzelne Stüde entfernt und durch andere gleichlautende erfeßt, ein 
Beifeitefchaffen oder eine Beihädigung der Urkunde zur Laſt? Was ge- 
hört zum fubjeftiven Tatbejtande einer Beihädigung? IV. 18/9 94. 
26, 72. 

88. Iſt die nachträgliche eigenmächtige Änderung des in dem Pfän— 
dungsprotofolle eine ©erichtövollzieher8 angegebenen Datums des Ver— 
jteigerungdtermind ſeitens des Gerichtsvollziehers als Verfälſchung einer 
. ihm amtlich anvertrauten Urkunde anzuſehen? IV. 21/2 88. 17, 169. 

89. Liegt die Verfälihung einer Urfunde vor, wenn ein Gerichts— 
vollzieher, welder einen Bolljtredungsbefehl dem Schuldner durd die 
Poſt zugeitellt hat, nachträglich der Zuſtellungsurkunde zujeßt, daß Die 
Zuftellung an den Schuldner auch ald Vormund feiner Kinder erfolgt 
ſeiꝰ I. 18/11 92. 28, 321. 

90. Kommt dem vom Abjender auf den Abjchnitt einer Poftanmweiinng 
gejchriebenen Datum der Einzahlung die Bedeutung zu, daß die Anderung 
dieſes Datums das Vergehen des $ 348 Abf. 2 begründen fann? 1.23/1 02. 
35, 80. 

91, Liegt der zur Straftat gehörige jubjeftive Tatbeitand nicht vor, 
wenn der Täter irrtümlid; angenommen hat, vermöge öffentlichen Rechts 
zur Vernichtung der bezüglichen Urkunde befugt zu fein? II. 29/10 95. 
27, 401. 

92. Kann das Vergehen ideell konkurrieren mit demjenigen des 
8 133 St G.B.s? I. 8/11 80. 2, 425. 

93. Liegt bei dem Bufammentreffen der 88 348 Ubi. 2 und 354 
St.G.B.'s in einer Handlung Ideal- oder Geſetzeskonkurrenz dor? 
1. 23/1 02. 35, 80. 

94. Kann $ 348 Abſ. 2 Anwendung finden auf eine Tat, die nad 
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Wegfall der Beamteneigenſchaft des Täters begangen iſt? IV. 17/1 02. 
35, 75. 
©. zu $ 348 Abſ. 2 auch 19, 434; 24, 89. 


Hat die angedrohte Geldftrafe den Charakter einer Hauptitrafe, oder $ 349 
einer Nebenftrafe? IL. 14/5 89. 19, 234. 


1. Hat die Amtsunterfchlagung die Merkmale der gemeinen Unters $ 350 
ihlagung zur Vorausfegung? 

Sit im fchwurgerichtlichen Verfahren die Frageitellung, ob der Be— 
amte Gelder zc „unterfchlagen“ habe, ausreichend? I. 30/9 80. 2, 279. 

2. Sit eine Hinweijung auf die Veränderung des rechtlichen Geſichts— 
punftes nötig, wenn bei Eröffnung des Hauptverfahrend wegen Amts— 
unterjchlagung eine Verurteilung wegen gemeiner Unterſchlagung erfolgen 
ſoll? III. 9/4 88. 17, 293. 

3. Bezieht fih $ 350 nur auf KRaffenbeamte, oder auf alle Bes 
amten? II. 15/2 84. 10, 123. 

4. Über Verübung der Straftat durch Vermiſchung fremden Geldes 
mit dem eigenen. IV. 8/2 95. 26, 437. 

5. Liegt eine rechtöwidrige Zueignung fremder Sachen vor, wenn 
ein Kafjenbeamter Gelder, welche er ſich leihweiſe bejchafft und unter 
dem nicht erklärten Vorbehalte der Rüdnahme dem Revifor als Kaſſen— 
gelder vorgelegt bat, nad der Revifion aus der Kaſſe wieder an ſich 
nimmt? II. 24/10 82. 7, 123. 

6. Liegt eine Amtsunterihlagung notwendig ſchon darin, daß ein 
Beamter von ihm amtlih empfangene Gelder zurüdbehält, um fie zur 
Dedung eines etwaigen fünftigen Mankos einer ihm anvertrauten Kaſſe 
zu benußen? III. 12/4 88. 17, 321. 

7. Wird der Tatbejtand der Amtsunterjchlagung, namentlich das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit durch den Nachweis ausgefchloffen, daß 
der Täter zum fofortigen und jedenzeitigen Erfaße der ihm in amtlicher 
Eigenichaft anvertrauten Gelder, welche er fich angeeignet hat, imjtande 
geweſen ift? III. 20/10 80. 3, 10; IT. 10/12 81. 5, 304. 

8. Was ift Unterfchlagung in amtliher Eigenihaft? Muß der 
Empfang der Sache innerhalb der Zuftändigfeit erfolgt fein? 

Unter welchen VBorausfegungen hat ein Beamter Geld, das er an— 
zunehmen dienftlich nicht verpflichtet oder ermächtigt war, in amtlicher 
Eigenfchaft empfangen bezw. unterfchlagen? III. 17/12 79. 1, 124; 
I. 19/1 80. 1, 153; L 10/1 89. 18, 341. 

9. Reicht es für den Begriff der Unterfchlagung im Amte aus, 
daß die von einem Beamten unterjchlagene Sache demfelben bei Gelegen- 
heit einer Amtshandlung und mit Rückſicht auf feine amtliche Stellung 
übergeben ijt? I. 3/6 80. 2, 84; II. 6/5 81. 4, 158; I. 7/7 90. 21. 51. 

10. Sind jtaatlihe Beamte, welche ald Kafjenführer bei den vom 
Staate für die in feinen Betrieben bejchäftigten Arbeiter errichteten Be— 
trieböfranfenfafjen angejtellt worden, auch in diefer Eigenfchaft Beamte, 
fo daß fie ſich der Amtsunterfhlagung fchuldig machen, wenn fie jich 
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Beitandteile des Kafjendermögens rechtöwidrig zueignen? III. 15/7 99. 
32, 259. 

11. Greift $ 350 Plaß, wenn der Packmeijter einer Staatseijen- 
bahn Nahrungd= oder Genußmittel zum al3baldigen Verbrauche den ihm 
anvertrauten Frachtgütern entnimmt? I. 10/2 02. 35, 115. 


12. Kann die rechtswidrige Aneignung von Holz durch einen Königlich 
preußiichen Förſter aus dem ihm unterftellten Revier den Tatbeftand 
der Amtsunterichlagung enthalten, oder ijt fie als Forftdiebitahl oder 
Diebitahl anzufehen? IL 24/9 86. 14, 305; II. 2/12 81. 5, 180, 

13. Sit in Breußen ein Königliher Förfter, welcher in einem fiska— 
lifchen Gutsbezirke im Auftrage der vorgefegten Regierung die Gefchäfte 
eines Steuererheber8 bejorgt hat, ohne daß er von dem Landrate beitätigt 
worden, im Falle der Unterjchlagung erhobener Steuern aus $ 350 zu 
ftrafen? II. 19/5 82. 6, 305. 

14. Wird im Geltungsbereiche de3 preußifchen Landrechts und der 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 von einem Gutövorfteher an den 
von ihm eingezogenen Klaſſenſteuerbeträgen des Gutsbezirks eine Amts— 
unterfhlagung auch dann begangen, wenn die betreffenden Steuerbeträge 
feitens eines Dritten zur Staatöfafje abgeführt worden jind? IL. 19/3 84. 
4, 24, 

15. Begeht der (bayerifche) Poſtbote, welcher im Auftrage feiner 
vorgefegten Behörde bei Überbringung von Poitanweifungen aud die 
Gelder an die Adreſſaten zu übermitteln hatte, durch deren Aneignung 
eine Unterfhlagung im Amte? I. 22/12 87. 16, 437. 

16. Begeht der in Bayern angejtellte protejtantifche Pfarrer, welcher 
zum Pfarrfircchenftiftungsvermögen gehörige Wertpapiere, die er aus Ver— 
anlafjung ihrer Kouvertierung in Gewahıfam hat, recht&widrig für ſich 
verwendet, hiermit eine Unterjchlagung im Umte? I. 11/10 80. 2, 316. 

17. In welchem Berhältnifje jtehen die SS 350 und 355 St. G. B.s 
zu einander? III. 12/4 88. 17, 321. 

18. Kann eine ideale Konkurrenz von $ 350 und 8 351 angenommen 
werden? I 30/9 80. 2, 279. 

19. Über Konkurrenz mit Betrug. IL 25/1 92. 22, 306, 

20. Über „Unterfchlagung“ und „Beamter“ j. noch 88 246, 359. 

S. zu 8350 aud) 1, 61; 35, 325. 


8351 1. Hat $ 351 auf alle Beamten Bezug? 

Sept 8 351 voraus, daß der ungetreue Beamte die „Verwaltung“ 
von Geldern oder Saden habe, zu deren Kontrolle er Rechnungen, Re— 
gifter oder Bücher aufzujtellen, bezw. zu führen verpflichtet ift? 

Fallen Unterjhlagungen eines Landbriefträgers, zu deren Verdedung 
er dad zur Eintragung feiner Einnahmen beftimmte Annahmebuch un— 
richtig geführt hat, unter die Strafbeitimmung des 8 351? IL. 15/2 84. 
10, 123. 

2. Bann beginnt die Verjährung im Falle der Amtsunterichlagung 
aus $ 351? I. 11/5 82. 6, 294. 
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3. Können 88 350 und 351 St. G. B.'s in idealer Konkurrenz ver— 
fegt werden? J. 30/9 80. 2, 279. 


1. Kann eine freiwillig und mit Kenntnis des Mangels jeder Ver: 
vflihtung gewährte Leiftung als Gebührenüberhebung betrachtet werden? 
I. 25/2 89. 19, 19. 

2. Was find Gebühren im Sinne der 88 352 und 353 St. G. B.'s? 
II. 7/12 80. 3, 87; IV. 21/2 88. 17, 169. 

3. Greift $ 352 Plaß bei einer tarifmäßig beftimmten Vergütung 
präfumtiver Auslagen? Findet er Anwendung bei Überhebung von Reijes 
foften und Schreibgebühren? L 4/3 89. 19, 62. 

4. Sind Portoauslagen zu den in $ 352 gedachten Gebühren zu 
rechnen? IV. 21/2 88. 17, 169. 

5. Findet $ 352 auch Anwendung auf die gefliffentliche Anhäufung 
unnötiger Gebühren, deren Anſatz durch die vorgenommenen amtlichen 
Verrichtungen an ſich begründet ijt? IV. 8/7 84. 11, 40. 

6. Kommt 8 352 auch da zur Anwendung, wo Anwaltsgebühren 
der Gebührenordnung entiprechend erhoben jind, aber für eine Berufs- 
tätigfeit, welche der Rechtsanwalt nah 8 31 Nr. 2 der Rechtsanwalts— 
ordnung vom 1. Juli 1878 nicht gewähren durfte? 

Schließt die Beitreibung von Anwaltsgebühren im Wege der Zwangs— 
vollitredung auf Grund rechtöfräftigen Urteild des Civilrichters den Tat- 
beftand des 8 352 aus? 

Stellung des Strafrihterd zu dem Urteile des Cipilrichterd über 
die von dem Rechtsanwalte geforderte Gebühr. II. 5/10 86. 14, 364. 

7. Findet $ 352 Anwendung, wenn ein Rechtdanwalt von dem zur 
Erftattung der Prozeßfoften verpflichteten Prozeßgegner feines Auftrag: 
geberd die Zahlung von Gebühren fordert, welche, wie ihm bewußt ift, 
nicht unter die Erſtattungspflicht fallen? III. 26/11 88. 19, 30. 

8. St für den bayerifchen Gerichtövollzieher die Empfangnahme 
von Geld für den Gläubiger, welcher den Gerichtövollzieher mit Zustellung 
eines Zahlungsbefehls beauftragt hat, eine amtliche VBerrichtung? 1.10/1 89. 
18, 341. 

9. Macht fih in Elſaß-Lothringen ein beamteter Tierarzt ftrafbar 
durch Erhebung einer Gebühr, welche die Höhe der vom Bezirköpräfidenten 
für Verrihtungen des beamteten Tierarztes bei Viehjeuchen beftimmten 
Gebühr überjchreitet? I. 13/7 93. 24, 234. 

10. Iſt eine betrügerifche Abjicht erforderlich, oder genügt das Be- 
wußtſein, daß die betreffenden Gebühren nicht verfchuldet ſeien? IL. 28/4 81. 
4, 227. 

11. Wird der jubjeftive Tatbeitand erfüllt durch das Bemußtjein, 
daß die unnötigerweife ausgeführten amtlichen VBerrichtungen mit Erfolg 
bemängelt werden könnten? IV. 8/7 84. 11, 40. 

12. Kann fich ein Notar bei Gebührenüberhebung darauf berufen, 
daß ihm ein Anſpruch auf den bezüglichen Betrag aus anderen Titeln 
zuftehe? Bedeutung eine! Irrtums für den ſubjektiven Tatbeitand. 
I. 20/9 97. 30, 249. 


8 352 
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13. Schließen die Worte „von denen er weiß, daß der Zahlende 
fie nicht verſchuldet“ den Eventualdolus aus? I. 24/11 87. 16, 363. 

14. Über Sdealtonfurrenz mit Betrug. II. 15/11 88. 18, 219; 
I. 28/4 81. 4, 227. 


8353 1. Begriff des „Nichtzurkaſſebringens“. Konkurrenz mit Betrug. 
IV. 30/11 94. 26, 259. 
2. Was ift unter „Gebühren oder anderen Abgaben“ zu verjtehen? 
Sit die Kaffe der Provinzialfeuerfozietät für Schlefien eine öffentliche 
Kaſſe? Wer iſt Beamter, der für die genannte Kaffe Abgaben und Ge- 
bühren zu erheben hat? IV. 11/10 92. 23, 263; IL. 7/12 80. 3, 87. 
3. Gehören die an die Kaſſen der Staatdeifenbahnen zu entrichtenden 
Frachtbeträge zu den Abgaben im Sinne des $ 353? ann das Ber- 
gehen gegen 8 353 ideell fonfurrieren mit Betrug? Können die Tat- 
beitände des 8 353 und $ 350 St. G. B.'s ideell konkurrieren? IL. 25/1 92. 
22, 306. 
4. Über das Verhältnis der 88 350 und 353 zu einander. IIL. 12/4 88. 
17, 321. 


s 354 1. Sind Poftanweifungen Briefe im Sinne des $ 354? 18/1279. 
1.114, 

2. Kann eine Zeitung unter Kreuzband, die von einem Poſtbeamten 
unterdrüdt wird, als Brief im Sinne des $ 354 angejehen werden? 
II. 15/5 00. 33, 276. 

3. Begriff von „der Poſt anvertrauten“ Paketen. Iſt der Begriff 
nicht gegeben bei einem mit fingierter Wdrefje zur Prüfung der Ehrlich— 
feit eines Poſtbeamten demfelben in die Hände gefpielten Gepädftüd? 
I. 12/1 80. 1, 61. 

4. Unter welchen Borausfeßungen gilt der einem Briefträger zur 
Weiterbeförderung übergebene Brief als der Bolt anvertraut? IL. 8/3 92. 
22, 394. 

5. Zum Begriffe ded „Eröffnend“ von Briefen und Paketen. 
II. 18/3 90. 20, 349; IV. 25/4 90. 20, 375. 

6. Was verfteht $ 354 unter „Unterdrüden"? Wann find Bojt- 
anweifungen unterdrüdt? rfordert das Unterdrüden eines Briefed eine 
Verzögerung in der Beförderung? Erheifcht der Begriff die Verfolgung 
einer befonderen Abfiht? I. 8/12 79. 1, 114; L 9/1 96. 28, 100. 

7. Muß zur Verurteilung aus $ 354 ausdrücklich feitgeftellt werben, 
daß bei Eröffnung des Briefed ein anderer al3 einer der im Gefeße vor- 
gejehenen Fälle vorgelegen hat? II. 8/3 92. 22, 394. 

8. Kann die Verwendung eines Eifenbahnbeamten im Poſtdienſte 
in Bayern deſſen Eigenſchaft als Poftbeamten begründen? I. 23/1 02. 
35, 80, 

9. Unter welchen Vorausſetzungen kommt den Bojtillonen die Eigen- 
ichajt eines Poftunterbeamten zu? II. 6/3 00. 33, 197. 

10. Kann ein Privater fich der Anftiftung eines Poſtbeamten zur 
Unterdrüdung eines Briefes jchuldig machen? L 9/1 96. 28, 100. 
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11. Erfordert $ 354 eine gegen die Unverjehrtheit des in amt- 
lihe Verwahrung gegebenen Poſtſtücks gerichtete Abficht? 

Liegt bei dem Zufammentreffen der in 8348 Abf. 2 und 8354 St. G. B.'s 
in einer Handlung Ideal- oder Geſetzeslonkurrenz vor? 1.23/1 02.35, 80. 


Sinn des Ausdruds „betraut mit der Beauffichtigung und Bedienung $ 355 
einer zu öffentlichen Bweden dienenden Telegraphenanjtalt”. Muß der, 

gegen den 8 355 zur Anwendung fommen fol, in einem dienjtlicyen 
Berhältnifje zu der Telegraphenanitalt ftehen? II. 9/11 94. 26, 183. 


1. Was ift unter „derfelben Rechtsſache, zu verftehen, und wann $ 356 
„dient“ der Rechtsanwalt in derjelben beiden Parteien „pflichtwidrig“ ? 
I. 13/4 92. 28, 60. 

2. Wann dient ein Anwalt pflichtwidrig beiden Parteien? II. 5/10 86. 
14, 364 (379). 


1. Wer ift ald Beamter anzufehen? s 359 

Enthält 8 359 eine für das ganze Strafgeſetzbuch maßgebende Bes 
griffebeftimmung? 

Sind Offiziere Beamte im Sinne des 8 359? II. 16/6 96. 29, 15; 
I. 21/2 90. 20, 268; I. 17/11 83. 9, 204; I. 16/1 82. 5, 337; 
L 13/3 84. 10, 199. 

2. Was ift für die Beamteneigenjchaft entjcheidend? Was ift für 
den Begriff der Anjtellung erforderlih? II. 19/3 97. 30, 29. 

3. Werden die materiellen Vorausſetzungen für die Beitimmung 
der Beamteneigenfchaft im Sinne des $ 359 durch die Vorfchriften des 
preußischen Geſetzes vom 30. Juli 1899, betr. die Anftelung und Ver— 
forgung der Kommunalbeamten, berührt? II. 8/7 02. 35, 325. 

4. Rann die Tatfadhe, daß ein von einem Privatmann angeftellter 
Funktionär von einer Staatöbehörde in Eidespflicht genommen worben: ift, 
deſſen Beamteneigenfchaft begründen? III. 6/11 82. 7, 210. 

5. Erfordert der Begriff eines Beamten die Befugnis zu jelbit- 
Htändigen Anordnungen? 

Kann aud ein nur mit mechanischen Verrichtungen Betrauter Ber 
amter fein? 

Sit die Beamteneigenihaft als ausgefchlojfen anzunehmen, wenn 
jemand für den Fiskus nur bei einer von diefem betriebenen Privat- 
induftrie tätig ift? I. 14/3 81. 3, 420; II. 16/1 82. 5, 337; 
II. 1/10 86. 14, 345. 

6. Erheifcht die Beamteneigenichaft eine Anftelung? Iſt ein Ge- 
fangenentransporteur auf Grund des ihm von der Behörde erteilten 
Auftrags zu einem Transporte ald Beamter zu betrachten? I. 22/12 81. 
5, 418. 

7. Was gehört zur Anftellung eines Beamten? Kann diejelbe aud) 
durch formloſe Willenserklärung des zuftändigen Anſtellungsorgans er— 
folgen? IV. 1/2 87. 15, 244. 

8. Steht der Annahme der Beamteneigenfchaft entgegen, daß jemand 
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der — — erreichter Boljährigteit — augeftelit 
worden iſt? I. 3/6 80. 2, 82. 

9. Inwiefern fann aus der Ausübung einer amtlichen Tätigkeit ein 
Rückſchluß auf vorliegende Anftellung gemacht werden? III. 10/11 87. 
16, 378. 

10. Inwieweit kann troß der in einem Dienjtvertrage ꝛc enthaltenen 
Beftimmung, daß der von einer öffentlichen Behörde in Dienft Genommene 
hierdurch die Eigenfchaft eines Beamten nicht erwerben ſoll, nichtsdeſto— 
weniger dejjen Anjtellung als Beamter fir vorliegend erachtet werden? 
IH. 10/11 87. 16, 378; L 18/3 80. 1, 327. 

11. Kann der Batron, welcher als folder Vorfißender des Schul- 
vorſtandes ift, mit Bezug hierauf als Beamter betradjtet werden? 
I. 17/11 883. 9, 204. 

12. Was iſt unter mittelbarem Staat3dienit zu verjtehen? I. 16/11 96. 
29, 184. 

13. Sind die im Dienfte der Gemeinde angeftellten Perſonen als 
mittelbare StaatSbeamte zu behandeln? I. 19/1 80. 1, 158. 

14. Über Endigung der Beamteneigenſchaft, insbeſondere bei einem 
auf Zeit angeſtellten Gemeindebeamten im Herzogtum Braunſchweig. 
IV. 17/1 02. 35, 75. 

15. Erlangen die Perfonen, melde gemäß $ 36 Gew.O. beeidigt 
und öffentlich angejtellt werden, jchon hiermit die Eigenihaft von Be— 
amten? I. 16/11 96. 29, 184; I. 28/3 88. 17, 291; II. 20/9 81. 
4, 421; L 20/6 88. 18, 37. 

16. Iſt aus dem Nechte der Aufficht über Beamte die Befugnis 
berzuleiten, Perjonen auf Probe ald Beamte anzuftellen? II. 8/3 92. 
22, 420. 

17. Kommt den „Hausvätern“ in kommunalen Armenanftalten 
Beamteneigenjchaft zu? III. 20/3 93. 24, 83; II. 4/6 89. 19, 255. 

18. Sind die Poftagenten Beamte? I. 26/1 91. 21, 310. 

19. Kann ein Privat- Pojtgehülfe als Beamter anzufehen fein? 
I. 1/7 80. 2, 189. 

20. Unter welchen Vorausſetzungen fommt den Poſtillonen Die 
Eigenfhaft eines Poftunterbeamten zu? II. 6/3 00. 33, 197. 

21. Kann die Verwendung eines Eifenbahnbeamten im Poſtdienſt 
in Bayern dejjen Eigenihaft ald Poitbeamten begründen? I. 23/1 02. 
35, 80. 

22. Gehören die ald Bahnpolizeibeamte vorſchriftsmäßig angeftellten 
Bediensteten einer Privateifenbahngejellichaft jchlechthin zu den Beamten, 
oder iſt died nur injoweit der Fall, als ſie bahnpolizeilihe Funktionen 
ausüben? II. 24/3 84. 10, 325. 

23. Sit der angeftellte Auftionator ein Beamter? 128/388. 17,291. 

24. Iſt der Konfuröverwalter Beamter? II. 19/3 89. 19, 85. 

25. Sit der von einem Tierjchußverein mit Genehmigung der zu— 
jtändigen Staatsbehörde angejtellte, bezw. der von einem preußifchen 
Stadtmagiftrat ohne Bejtätigung der Staatöregierung bejtellte Hunde- 
fänger Beamter? II. 19/3 97. 30, 29; IV. 12/2 92. 22, 364. 
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26. Sind die vom Staate in feiner Eigenſchaft als Betrieb3unter- 


nehmer gemäß 8 64 Nr.3 des Rranfenverficherungdgejeßes vom a = 


beftellten Kaſſen- und Nechnungsführer Beamte? III. 15/7 99. 32, 259. 

27. Gehören die im Königlich preußifchen Hofdienite Angeitellten zu 
den Beamten? II. 13/1 91. 21, 381. 

28. Sind in Preußen die für den Feld- und Forftihug im Könige 
lihen Privatdienfte angejtellten Perjonen ald Beamte anzufehen? 

Wird ein folder Bedienfteter dadurch, daß ihm zufolge Vertrags des 
Hofjagdamt3 mit einer Gemeinde auch der Feld- und Forjtihug in der 
Gemarkung der feßteren übertragen wird, zugleich Beamter der Gemeinde? 
I. 9/10 85. 12, 419. 

29. Über die Beamteneigenfchaft der auf das preußiſche Forftdieb- 
ſtahlsgeſetz eidlich Berpflichteten ſ. St. G.B. $ 117 Nr. 2 ©. 64. 

30. Sind in Preußen die öffentlich beftellten Fleiſchbeſchauer Bes 
amte? II. 20/9 81. 4, 421; IL. 27/1 88. 17, 94; IIL 13/83 90. 
20, 813. 

31. Sind in Preußen die ftaatlichen Fifchereiauffeher Beamte? 
Über Anftellung und Zuſtändigkeit berjelben. IV. 13/2 94. 25, 112. 

32. Sind die Schleufenmeifter in Preußen Beamte? IL 1/10 86. 
14, 345. 


33. Sind die Rendanten der preußiichen Schulgemeinden mittelbare 
Staat3beamte? Anftellung derfelben? IL 5/7 81. 4, 379; IV. 1/2 87. 
15, 244. 

34. Gehören in Preußen die Rendanten katholifcher Pfarrgemeinden 
und evangeliiher Kirchenkaſſen zu den mittelbaren Staatsbeamten? 
L 20/1 81. 8, 258; III. 6/5 86. 14, 130. 

35. Gehört in Preußen der Küſter einer evangelifhen Kirchen— 
gemeinde zu den mittelbaren StaatSbeamten? II. 16/3 86. 18, 432. 

36. Sind die Rechner der Armenkafjen der idraelitifchen Kirchen— 
gemeinden in Hohenzollern-Sigmaringen Beamte? I. 29/10 92. 23, 268. 

37. Unter welchen Vorausfegungen find die bei den Gerichten und 
Staatdanwälten in Preußen befhäftigten Kanzleigehülfen (Lohnfchreiber) 
Beamte? I. 2/2 93. 23, 405; I. 16/1 82. 5, 337. 

38. Iſt der Hüfsfefretär eines Landgericht in der preußifchen 
Rheinprovinz Beamter? I. 18/3 80. 1, 327. 


39. Wann find die von einer jtädtiichen Verwaltung in Preußen 
angenommenen Hülfsichreiber Beamte? I. 29/10 98. 31, 293. 

40. Sind die von einem preufifchen Landrat angenommenen Bureaus 
gehülfen Beamte? II. 28/2 96. 28, 239, 

41. Iſt ein Arzt, dem für ein preußifches Gefängnis der Juſtiz— 
verwaltung durch vertraggmäßiges Abkommen die Gefchäfte des Gefängnis- 
arzted übertragen find, mit Beziehung hierauf als Beamter anzufehen? 
IV. 22/12 99. 33, 29. 

42. Iſt der von einem preußifhen Amtsvorſteher berufene, vom 
Bandrat beftätigte Vorfteher des Amtsbureaus mittelbarer Staatöbeamter? 
II. 4/12 96. 29, 280. 
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43. Kann nach der preußiſchen Kreisordnung die Ernennung 
eines Amtsdieners mit amtlicher Eigenſchaft durch den Amtsvorſteher 
erfolgen? IV. 26/3 01. 34, 234. 
44. Sind die von den Amtsdanmwälten in Preußen angenommenen 
Burenubeamten Beamte im Sinne des $ 359? IV. 22/10 89. 19, 434. 


45. Iſt ein ftädtifcher Bezirksvorſteher in Altpreußen, bezw. ein in 
der preußiſchen Gemeindearmenvermwaltung eine Stelle einnehmendes Ges 
meindemitglied ein &emeindebeamter und mittelbarer Staatöbeamter? 
I. 14/3 81. 3, 420, 

46. Unjtellung von Gemeindebeamten im Geltungsbereihe der 
preußischen Zandgemeindeorbnung vom 3. Juli 1891. Aft der Anftellung. 
IV. 8/2 95. 26, 437. 

47. Iſt in Schleswig-Holftein der Amtsausſchuß befugt, einen Amts» 
diener mit amtlicher Eigenichaft zu ernennen, und genügt, wenn dem— 
jelben polizeilihe Funktionen anvertraut werden follen, die Beftätigung 
feiner Ernennung dur den Landrat? IV. 3/2 98. 23, 419. 


48. Iſt in den ſechs öftlihen Provinzen Preußens ein von der 
Gemeinde mit der Steuererhebung beauftragter, in Rüdficht hierauf auch 
bejtätigter und beeidigter Gemeindevorjteher in der Eigenjchaft als Orts— 
fteuererheber Beamter? L 23/3 91. 21, 398. 

49. Gehört in Preußen der Ortsiteuererheber zu denjenigen Be- 
amten, deren Wahl der Beftätigung bedarf? II. 19/5 82. 6, 305. 

50. Bedarf in Preußen ein von einer Stadtverwaltung angeftellter 
Nahtwächter der jtaatlihen Beitätigung, und hängt von dieſer feine 
Eigenjhaft ald Beamter ab? IV. 5/6 91. 22, 39. 

51. Sit in den ſechs öjtlichen Provinzen Preußend ein von der 
Dorfgemeinde angejtellter, vom Landrat nicht beftätigter Nachtwächter und 
Gemeindediener ald Beamter anzufehen? II. 8/10 86. 14, 350. 


52. Bedarf in den öftlichen Provinzen Preußens die Ernennung 
eines Amtsdieners feitend des Amtsausſchuſſes der Beftätigung durch Die 
ftaatlihen Behörden, und ift der Landrat zu diefer Beftätigung befugt? 
IV. 24/2 98. 24, 24. 

58. Sind in Bayern die Fleiſchbeſchauer Beamte? I. 22/10 83. 
9, 139; I. 25/4 89. 19, 180. 

54. Sind die bayerischen Leichenfchauer Beamte? J. 3/5 88. 17, 406. 

55. Kommt in Bayern dem von einer Stadtgemeinde angeftellten 
Wagmeiiter die Eigenschaft eined Beamten zu? I. 20/6 88. 18, 37. 

56. Sind die Technifer de3 bayerischen Dampfkeſſelreviſionsvereins 
Beamte? I. 16/11 96. 29, 184. 

57. Iſt nach bayerischer Gemeindegejepgebung ein Magiſtratsrat in 
Bezug auf feine amtliche Tätigkeit bei Überwachung einer ftädtifchen 
Anftalt Beamter? I. 26/11 96. 29, 273. 

58. Iſt ein Mitglied des Ausjchuffes einer bayerifchen Landgemeinde, 
welches mit Verwaltung der Kaffe für bejtimmte Gemeindeeinfünfte be— 
traut ift, Beamter? I. 1/2 83. 8, 29; I. 4/2 89. 18, 391. 

59. Können die öffentlichen Diener der bayerifchen Landgemeinden 
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als Beamte angejehen werden, bevor fie von der vorgeſetzten Verwaltungs— 
behörde verpflichtet find? I 5/1 84. 9, 409. 

60. Iſt der in Bayern angeftellte proteitantifche Pfarrer in Bezug 
auf Verwaltung von Pfarrfirchenftiftungsvermögen Beamter? I.11/10 80. 
2, 316. 

61. Sind ftädtifche Kiesgrubenauffeher in Bayern Beamte? I. 13/6 01. 
34, 287. 

62. Über die Beamteneigenfhaft der in Rheinbayern beftellten 
Feldhüter. I. 31/1 84. 10, 64. 

63. Sind im Königreich Sachſen die verpflichteten Trichinenfchauer 
Beamte? III. 3/10 89. 20, 70. 

64. Fit im Königreich Sachſen der vom Eigentümer eines Ritter- 
gutes oder eined anderen vom ©emeindeverbande erimierten Grundſtücks 
angeitellte, mit Übung des Forftihußes betraute Förfter als Beamter 
anzufehen? III. 6/11 82. 7, 210. 

65. Sind die badischen Fleiſchbeſchauer Beamte? L.2/5 89. 19, 197. 

66. Sind die waldedijchen Domanialaufjeher Beamte? IV. 25/2 98. 
31, 47. 

67. Über die Veamteneigenjchaft der Lehrer an den preufifchen 
Hortbildungsjchulen. III. 10/4 02. 35, 182. 


Nennundzwanzigiter Abſchnitt (SS 360— 370) 
Übertretungen. 


Nr. 8. 8 360 


1. Greift die Strafvorſchrift Platz, wenn jemand zwar den richtigen 
Familiennamen, aber einen faljhen Vornamen angibt? IV. 17/9 97. 
30, 230. 

2. Wie weit erjtredt fich der Begriff des „zulommenden Namens? 
III. 4/6 91. 22, 60. | 

3. Sit ein Briefträger ein zuftändiger Beamter im Sinne des $ 360 
Nr. 8? II. 9/2 88. 17, 224. 

4. Gebt der Begriff des „Annehmens“ eines Titels x im Sinne 
des 8 360 Nr. 8 jtet3 eine eigene Tätigkeit ded3 Annehmenden voraus, 
oder fann er unter Umjtänden auch in der bloßen Duldung der Anrede 
von Seiten anderer gefunden werden? I. 16/6 00. 33, 305. 

5. Iſt „Rechtsanwalt“ ein Titel im Sinne des 8 360 Nr. 8? 
IL 31/5 01. 34, 271. 

©. zu $ 360 Nr. 8 auch 28, 344. 

Nr. 9. 

Findet die Strafbeitimmung Anwendung bei Verfiherungsverträgen, 
welche im Zufanmenhange mit einem anderen Gefchäfte ſich als Neben- 
abrede darjtellen? IV. 23/9 02. 35, 346. 

Nr. 11. 

1. Sept der Tatbeitand der Übertretung eine Gefährdung oder Be— 

fäftigung des Bublifums voraus? Wann ijt diefe Vorausfegung ges 
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geben? Iſt fie als ausgeſchloſſen anzunehmen, wenn die Beläjtigung 
ſich auf die in einem abgegrenzten Raume befindlichen Perjonen beſchränkt? 
I. 27/4 80. 1, 400; IIL 26/11 81. 5, 299; I. 22/2 86. 13, 366; 
II. 3/6 89. 19, 294. 

2. Sind für den Begriff des aroben Unfugs die Angehörigen der 
Mannjhaften und Offiziere eined größeren Truppenteil3 dem Begriffe 
„Publikum“ zu unterjtellen? IL 17/5 87. 16, 98. 

3. Bum Begriffe des groben Unfugs. Unter welchen Borausjegungen 
fann die Verübung in der Beröffentlihung eines Beitungsartifel3 oder 
in der Verbreitung von Flugblättern oder anderen Drudichriften gefunden 
werden? IV. 7/4 99. 32, 100; IV. 14/6 98. 31, 185; III. 3/6 89. 
19, 294; II. 17/5 87. 16, 98. gl. IV.14/6 95. 27, 292; IV. 5/6 94. 
25, 404. 

4. Verübung groben Unfugs dur eine gegen Sitte und Anſtand 
verjtoßende Handlung. II. 30/10 82. 7, 168, 

5. Verübung groben Unfugs durch Bedrohung des Publikums mit 
Schießgewehr. I. 24/3 92. 22, 423. 

6. Unter welchen Vorausſetzungen kann in einer fozialdemofratifchen 
Kundgebung grober Unfug erfannt werden? I. 7/7 92. 23, 207. 

7. Erfordert die Verübung groben Unfugs Borjäplichkeit in Bezug 
auf den Erfolg einer Gefährdung oder ungebührlichen Beläftigung des 
Publikums, oder genügt auch das Vorhandenjein einer Verfhuldung 
dieſes Erfolgs? II. 17/5 87. 16, 98. 

8. Kann die Übertretung mit einem Vergehen gegen $ 180 St. G. B.'s 
fonturrieren? IV. 14/6 98. 31, 185. 

9. Unter welden Vorausſetzungen kann in den Angriffen gegen 
einzelne Perjonen grober Unfug erfannt werden? IV. 17/9 01. 34, 364. 

10. Genügt für den Tatbeitand jedes beliebige grob ungebührliche 
Berhalten, welches eine Beunruhigung oder Beläftigung des Publiknms 
zur unmittelbaren Folge hat oder haben fann? IV. 12/11 01. 34, 425. 

Nr. 12. 

1. Findet die Strafbeftimmung Anwendung auf ſolche Perjonen, 
welche daS Gewerbe eines Pfandleihers ohne die dazu erforderliche polizeis 
lie Erlaubnis betreiben? IL. 8/5 83. 8, 283. 

2. Über das Verhältnis der Strafbeftimmung zu derjenigen des 
$ 302a St. G. B.'s. II. 5/1 81. 3, 176. 

S. zu $ 360 Nr. 12 aud 4, 202. 

Nr. 14. 

1. Verhältni® der Strafbeitimmung zu demjenigen des 8 284 
St. G.B.'s IV. 12/2 97. 29, 376. 

2. Begriff von Glüdsfpiel f. 88 284— 286 Nr. 3ff. ©. 212. 

3. Berhältnis des Verbot in $ 286 zu demjenigen in 8360 Nr. 14. 
I. 9/2 82. 5, 432; II. 1/4 84. 10, 245. 

4. Über Zulaffung der Aufftelung von Totalifatoren auf Renn— 
pläen. IV. 2/6 96. 28, 401. 


” 


5. Über den Einfluß der Strafbeftimmung auf frühere, iiber das 
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Berbot des Strafgeſetzbuchs hinausgehende landesgeſetzliche Verbote des 
Ausfpielend. III. 3/5 88. 18, 1. 


Nr. 2, 

1. In welchem Umfange unterliegt gegenüber der Anjchuldigung $ 361 
verbotöwidriger Rückkehr die Frage, ob eine rechtswirkſame Verweiſung 
erfolgt ift, der Prüfung des Strafrichters? 

Wird die gegen einen deutjchen Staatdangehörigen auf Grund des $ 3 
des Freizügigfeitögefebed vom 1. November 1867 wegen wiederholter Be- 
ftrafung wegen Bettelns oder Zandftreicherei landespolizeilich verfügte Aus— 
weifung aus dem Gebiete eines Bundesjtaate® mit Ablauf von 12 Mo— 
naten jeit der legten Bejtrafung rechtsunwirkſam? IIL 17/6 82. 6, 378. 

2. Kann die Ausweifung von Ausländern aus dem Gebiete eines 
Bundesjtaates nur durch die Zandespolizeibehörde, oder auch durch Die 
Ortöpolizeibehörde erfolgen? IV. 21/4 85. 12, 154. 

Nr. 3. 

Iſt die Annahme von Landitreicherei durch das Betreiben eined vom 
Geſetze nicht anerkannten Gewerbes ausgeſchloſſen? IV. 28/1 98. 30, 438. 
Nr. 4, 

1. Was iſt unter „Betteln“ zu verjtehen? IV. 6/6 90. 20, 434; 
Pl. 17/4 82. 6, 218. 

2. Unter welchen Vorausſetzungen enthält Betteln den Tatbeſtand 
des Betrugs? L 4/7 81. 4, 352; IIL 26/5 82. 6, 360. 

3. Ballen erbettelte Sachen unter die mittel3 einer jtrafbaren Hand— 
lung erlangten im Sinne des $ 259 St. G. B.'s? Pl. 17/4 82. 6, 218. 
Nr. 6. 

1. Wie weit erftredt fi die Wirkung der polizeilichen Auflicht, 
welder eine Frauensperſon wegen gewerbsmäßiger Unzucht unterjtellt 
worden it? IV. 9/12 84. 11, 286. 

2. Sind Saden, welde eine Weiböperfon durch gemwerbsmäßigen 
Unzuchtsbetrieb erwirbt, im Sinne des $ 259 St. G. B.'s mittels jtraf- 
barer Handlung erlangt? III. 11/12 84. 11, 342. 

3. Sind in Preußen die Bolizeibehörden befugt, polizeilich noch nicht 
fontrollierte Dirnen, welche der gemerb3mäßigen Unzucht verdächtig find, im 
fittenpolizeilichen Intereſſe zum Polizeibureau fijtieren zu lafjen? IL. 11/1 81. 
3, 185. 

4. Kann eine wegen gewerbömäßiger Unzucht verurteilte Frauens— 
perjon in dem Strafverfahren, welches mit Bezug auf diejelbe Unzucht 
die Anjchuldigung der Kuppelei zum Gegenjtande hat, als der Teilnahme 
hieran verdächtig oder bereit3 verurteilt unbeeidigt ald Zeugin ver- 
nommen werden? III. 13/5 82. 6, 286. 

Nr. 7. 

Findet in Preußen ein Arbeitszwang im adminijtrativen Wege gegen 
ſolche Perſonen jtatt, welche öffentliche Unterjtügung empfangen und ſich 
weigern, die ihnen von der Behörde angewiefenen Arbeiten zu verrichten? 
II. 4/7 82. 6, 482. 


362. 


$ 363 
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1. Rann im Falle der 88 362. 361 Nr. 4 St. G. B.'s auf die 
Übermeifung des Bettlers an die Landespolizeibehörbe nach verbüßter Strafe 
auch dann erkannt werden, wenn innerhalb der legten drei Jahre bereits 
wegen Bettelns eine folche Überweiſung ausgefprodhen und die Detention 
jeitend der Landespolizeibehörde verhängt war? III. 23/12 82. 7, 481. 

2. Verhältnis des Bettelnd unter Drohungen zu dem Vergehen der 

Erprefjung. IH. 16/2 99. 32, 46. 

3. Kann $ 362 Ab. 2 gegen Bettler nur dann Anwendung finden, 
wenn fie jich einer Drohung ald Mittel zur Almojenerlangung bedienen? 

der. 8/9 02. 35, 343. 





1. Verhältnis der in 8 368 vorgefehenen Übertretung zu der ge= 
mwöhnlihen Urkundenfälfhung. IV. 2/10 94. 26, 83; IV. 4/2 90. 
20, 229; IV. 21/11 85. 13, 65; II. 29/9 85. 12, 385; III. 18/2 84. 
10, 162; III. 15/2 83. 8, 37. 

2. Erheiſcht 8 363 gleich $ 267 ein Gebrauchmaden zum Zwecke 
der Täuſchung? III. 15/2 83. 8, 37. 

3. Erheiſcht $ 363, infoweit es fih um Privaturfunden handelt, 
die Erheblichfeit für den Beweis von Rechten oder Rechtöverhältnifien? 
I. 23/11 91. 22, 225. gl. IV. 4/2 90. 20, 229. 

4. Was verjteht 8 363 unter „jonjtigen Zegitimationspapieren“ ? 

St ein von dem Pfarrer aus dem das Perfonenjtandsregifter dar— 
jtellenden Rirchenbuche erteilte® Taufe, bezw. Geburtözeugnis ein Legiti— 
mationspapier im Sinne des $ 363? II. 29/9 85. 12, 385. 

5. Begriff der in $ 363 gedadten Fähigkeitszeugniſſe. Ballen 
darunter auch Attefte über die Arbeit3unfähigfeit einer Perfon? IL. 19/1 94. 
25, 103. 

6. Iſt 8 363 anwendbar bei der Verfälfchung einer in Gemäßheit 
der 88 101flg. des Imvalidititätsverficherungsgefepes vom 22. Juni 1889 
ausgejtellten Duittungsfarte? IV. 27/10 93. 24,348; II. 6/12 92. 23, 335. 

7. Rann bei der fälfchlichen Anfertigung der ſchriftlichen Erklärung 
des Vaters, daß er zu dem Gefindedienjte feines minderjährigen Kindes 
die Genehmigung erteile, $ 363 Plaß greifen? II. 8/7 90. 21, 56. 

8. Vorausſetzung der Anwendung des 8 363 in fubjektiver Beziehung. 
IV. 2/10 94. 26, 88. 

9. Greift $ 363 Plaß bei dem Gebraude eines gefäljchten Eivil- 
verjorgungsfcheind zur Erlangung einer den Inhabern von ſolchen Scheinen 
vorbehaltenen Stelle? I. 28/2 95. 27, 56. 

10. Sit die Anwendung des $ 363 audgejchloffen durch die auf 
Erlangung einer bejtimmten amtlichen Stellung gerichtete Abficht? 
II. 1/11 98. 31, 296. 

11. Greift $ 363 Plaß bei dem Gebrauche eines gefäljchten Taufe 
icheing zur Erlangung des Adelsprädikats? IV. 8/12 96. 29, 241. 

12. Wird das Tatbejtandsmerktmal des „Zweckes befjeren Fort: 
kommens“ dadurch ausgefchlojfen, daß die Fälſchung eines Zeugniſſes ꝛc 
in der Abſicht erfolgt iſt, durch Vorzeigung der gefälſchten Urkunde landes— 
übliche Ortsgeſchenle oder ähnliche Bettlergaben zu erſchleichen, welche 
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nach Herkommen oder Vereinsſtatut nur gegen Vorzeigung entſprechender 
Zeugniſſe verabfolgt werden? III. 15/2 83. 8, 37 

13. Sit $ 363 anmendbar bei dem Gebrauche gefälfchter Urkunden 
zur Täufhung, un fi dadurd den Anfchein des Rechte auf einen Ver— 
mögendvorteil (Altersrente) zu verjchaffen? I. 28/11 91. 22, 225. 

14. Sit das Tatbeitandsmerfmal des „Zweckes des befjeren Fort— 
fommensd* dadurch ausgeſchloſſen, daß der nächſte Zwed der in der all- 
gemeinen Abficht, künftig einträglichere Stellen zu erlangen, vorgenommenen 
Fälſchung eines Befähigungszeugnifjes dahin ging, zu einer den Nachweis 
einer beſtimmten Dualififation vorausjegenden Staatsprüfung zugelaffen 
zu werden? III. 18/2 84. 10, 162. 

15. Kann dad Täufchen, welches jemand untetnimmt, um vor Er— 
reichung des erforderlichen Lebensalters ſeine Annahme zum Militärdienſte 
zu erlangen, als ein Täuſchen zum Zwecke des beſſeren Be ans 
gejehen werben? II. 29/9 85. 12, 385. 

16. Kann in der Fälfchung eines Tauffcheines durch die Braut zum 
Zwecke der Täuſchung des Bräutigams über ihr Alter eine Fälſchung von 
Legitimationspapieren im Sinne des $ 363 gefunden werden? IV. 21/1185. 
13, 65. 

17. Findet $ 363 Anwendung bei der Fälfhung eines nad dem 
preußischen Feld» und Forftpolizeigefege vom 1. April 1880 zu erteilenden 
Legitimationdfcheins? IV. 4/2 90. 20, 229. 

18. ft die Anwendung ausgejchloffen, wo die Borausfeßungen des 
8 277 St.G. B.'s vorliegen? II. 1/11 98. 31, 296. 

19. Schließt der Tatbeitand des $ 363 denjenigen des Betrugs aus? 

Kann Betteln unter Benußung eines falſchen Legitimationspapiers 
im Sinne des $ 363 mit Betrug ideell konkurrieren? II. 8/4 92. 28, 43. 

20. Muß die „für einen anderen ausgeſtellte“ echte Urkunde im 
Einne des 8 363 Abi. 2 St.G.B.’3 für eine andere Perfon, als die= 
jenige, welche von der Urkunde Gebrauch macht, ausgeftellt fein, oder 
genügt e8 zum Tatbejtande, wenn die Urkunde zwar für den Produzenten, 
aber auf einen falfchen Namen desfelben ausgeftellt ift? I. 31/3 84. 10, 262. 


Über Anwendung des 8 364 in feiner Fafjung vor der Strafgeſetz⸗ 8 364 
novelle vom 13. Mai 1891 ſ. 17, 394. 


Mr. 1. 8 366 
Was it unter Anordnungen gegen die Störung der Sonn= und Feſt— 
tagöfeier zu verjtehen? 
Fällt darunter ein Zumiderhandeln gegen das Verbot der Arbeit in 
Habrifetabliffementd, wie ſolches in 8 4 des füchfiichen Geſetzes vom 
10. September 1870 enthalten ift? IIL 30/10 89. 20, 81. 
Nr. 6. 
Können die Tatbejtände des $ 366 Nr. 6 und des $ 223 St. G. B.'s 
ideell fonfurrieren? IL. 1/6 83. 8, 315. 
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Nr. 7. 

1. Was ift unter „Unrat“ zu verjtehen? I. 5/2 91. 21, 314. 

2. Wird zur Strafbarkeit des Werfend auf Menſchen vorausgefegt, 
daß diefe auch wirklich getroffen werden? I. 31/1 81. 3, 306. 

Nr. 8. 

Gehört zur Strafbarkeit eine Verfchuldung des Täters dahin, daß 
er die ungenügende Befeftigung des aufgeftellten Gegenjtande8 und dem— 
gemäß die gefahrdrohende Stellung desjelben bei Anwendung der erforder= 
fihen Aufmerkſamkeit hätte erkennen müſſen? 

Sit der Tatbeitand des $ 366 Nr. 8 in dem der fahrläffigen Körper: 
verleßung derart enthalten, daß in jedem Falle die Nichtanmendbarfeit 
des 8 230 auch die des $ 366 Nr. 8 bedingt? IV. 17/4 88. 17, 303. 

Nr. 10. 

Verhältnis zu älteren Polizeiverordnungen, welche die bezüglichen 

Kontraventionen mit einer höheren Strafe bedrohen. IV. 4/2 98. 30, 437. 


$ 367 Nr. 1. 

Begriff des „Beifeitefchaffens‘. Wann ift dies „ohne Vorwiſſen der 

Behörde“ gejchehen? Subjektiver Tatbejtand. IL. 17/1 96. 28, 119. 
Nr. 3. 

1. Iſt für das verbotwidrige Verkaufen von Arzneimitteln der 
Gehülfe in einem Drogengejchäfte jelbitändig verantwortlih? I. 8/4 95. 
27, 167. 

2. Was ijt unter „überlaffen“ zu verjtehen? I. 13/12 80. 3, 119; 
1. 16/6 00. 33, 305. 

3. Was ijt unter „Arzneien“ zu verjtehen? L 15/12 81. 5, 416. 

4. Greift die Strafbeftimmung Pla, wenn eine Salbe nicht als 
Heilmittel verkauft wird? IL. 3/11 91. 22, 197. 

5. Begreift $ 367 Nr. 3 den Berfauf von Geheimmitteln? 

Hindert eine civilrechtlihe Verpflichtung des Verkäufers die Straf- 
barkeit aus $ 367 Nr. 3? I. 28/11 87. 16, 359. 

6. Inwieweit find partikularrechtliche Bejtimmungen, die in öffent: 
lihe Ankündigung oder Anpreiſung von Geheimmitteln, inwieweit 
folhe, die den Verkauf von Geheimmitteln unter Strafe ftellen, neben 
dem Strafgeſetzbuche noch in Geltung? I 25/5 82. 6, 329; I. 28/11 87. 
16, 359; III. 12/3 93. 23, 428. 

7. Über Konkurrenz der Übertretung des $ 367 Nr. 3 mit einem 
Bergehen gegen das Nahrungsmittelgejeg vom 14. Mai 1879. IH. 13/7 81. 
4, 393. 

Nr. 5. 

Über das Verhältnis ded S 367 Nr. 5 zu den Beitimmungen des 
Sprengitoffgejeße® vom 9. Juni 1884. IIL 15/10 85. 13, 22. 

S. auch 35, 332. 

Nr. 6. 

1. Bedeutung des Verbot, Vorräte, welche fich leicht von felbit 

entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behältnifjen aufs 
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zubewahren, wo ihre Entzündung gefährlich werden fann. II. 4/5 97. 
30, 108. 
2. Was ift unter „aufbewahren“ zu verjtehen? IV.29/3 92. 22, 435. 
Nr. 7. 

1. Zum Begriffe des Verborbenfeine. IV. 5/2 95. 26, 419; 
III. 28/9 85. 12, 407; I. 12/1 82. 5, 848; III. 5/10 81. 5, 290; 
IL. 3/1 82. 5, 287. 

2. Zum Begriffe von „verfälſcht“. 1.1/10 85. 12,400; II. 2/12 81. 
5, 178; III. 14/7 81. 4, 434. 

3. Über diefe Begriffe j. mähere® im Nahrungsmittelgejeg vom 
14. Mai 1879, 8 10. 

4. Über dag zur Strafbarfeit der Übertretung gehörige Verſchulden. 
I. 27/8 82. 6, 121. 

5. Inwieweit fommt dem 8 367 Nr. 7 neben den Strafbejtim- 
mungen des Nahrungsmittelgefehed® vom 14. Mai 1879 redtliche Be— 
deutung zu? III. 11/2 82. 6, 834; IL. 9/5 82. 6, 268; III. 18/6 85. 
12, 301; I. 29/9 94. 26, 114; IV. 5/2 95. 26, 419. 

Nr. 8. 

1. Charakterifiert ſich die Übertretung als ein reines Formaldelift? 
I. 2/6 81. 4, 248. 

2. Was ift unter „bewohnten oder von Menfchen bejuchten Orten“ 
zu verjtehen? ILL. 11/10 83. 9, 124. 

3. Über Idealkonkurrenz mit fahrläffiger Tötung oder Körperver— 
letzung. I. 2/6 81. 4, 243; III. 11/6 83. 9, 124. 

Nr. 9. 

Wird durch 8 867 Nr. 9 die Materie des Waffentragend allgemein 
geregelt? 

Zit eine Beichränfung der Befugnis, Waffen zu tragen, insbeſondere 
in Preußen der Polizeigefeßgebung entzogen? I. 14/11 89. 20, 48. 

Nr. 10. 

1. Unter welden Umjtänden fann Beteiligung an einer Schlägerei 
angenommen werden? Gehört dazu, daß jemand bei der Schlägerei gegen- 
wärtig iſt und phyfifh oder intelleftuell dazu mitwirkt, daß gejchlagen 
wird? I. 17/10 81. 5, 170. 

2. Liegt ein Angriff im Sinne des $ 367 Nr. 10 nur dann vor, 
wenn derjelbe von mehreren verübt wird? IV. 6/10 85. 13, 3. 

3. Über die einfchlagenden Begriffsmerkmale ſ. meiter 88 227, 
223a St. G. B.'s ©. 138, 136. 

Nr. 12. 

Welche Perjonen tragen die ftrafrechtliche Verantwortlichfeit für Die 

Nichtverdedung von Brunnen 2? I. 23/2 82. 6, 64; IV. 23/11 86. 15,58 


Nr.. 8, 8 568 
Wann beginnt die Verjährung der Strafverfolgung der Übertretung? 
iv. 29/3 92. 22, 485. 


Gen.-Reg. zu E.1.61.6. I-XXXV. 18 
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Nr. 5. 

1. Bedeutung bes Verbot, Räume, welche zur Aufbewahrung feuer- 
fangender Sachen dienen, mit unverwahrtem Lichte oder Feuer zu be— 
treten. DI. 4/5 97. 30, 108. 

2. Inwieweit können feuerpolizeilihe Strafbeitimmungen getroffen 
werben, welche über das Verbot de 8 368 Nr. 5 hinausgehen? I. 2/11 82. 
7, 201. 

Nr. 10, 

1. Was heißt „zur Jagd ausgerüftet"? L 7/1 84. 9, 412. 

2. Was bedeutet der Ausdruck „betroffen werden“? L 24/10 81.5,72 

3. Iſt der Seitengraben eined öffentlichen Wegd im Sinne des 
8 368 Nr. 10 als ein zum öffentlihen Gebrauche beftimmter Wegeteil 
zu betrachten? III. 12/7 87. 16, 203. 

4. Fällt eine Übertretung des 8 368 Nr. 10 dem Forſtſchutz- 
beamten zur Lat, welcher zur Jagd ausgerüſtet durch fremdes Fagdgebiet 
außerhalb der Wege in Anlaß ded Forſtſchutzes hingeht? I. 26/9 87. 
16, 197. 

5. Oreift $ 368 Nr. 10 Plag, wenn jemand anf fremdem Jagd— 
gebiete weilend Wild auf dem eigenen Jagdgebiete erlegt? IIL. 10/6 82. 
6, 375. 

6. In welchem Verhältniffe ſtehen $ 368 Nr. 10 und $ 15 des 
preußifchen Wildſchadensgeſetzes v. 11. Juli 1891 zueinander? III. 19/10 93. 
24, 326. 

©. zu 8 368 Mr. 10 aud) 7, 272. 


& 370 Kr. 1. 
1. Kann dad Abgraben eined Grenzraind, auch wenn dieſes vom 
grundbuchmäßigen Eigentiimer ausgeführt wird, ftrafbar fein? IL. 21/994. 
26, 74. 
2. Können die Tatbejtände des 8 370 Nr. 1 und bed 8 274 Nr. 2 
St. G.B.'s ideell fonkurrieren? IL. 29/12 91. 22, 286. 


Nr. 2. 
Greift bei Entwendung von Torf $ 370 Nr. 2 Pla? IL 27/6 90. 
21, 27. 
Nr. 4. 


1. Sit unter „Fischen“ bloß der Yang don Fiſchen zu verjtehen, 
oder umfaßt der Ausdrud den Fang aller Tiere, welche Gegenjtand einer 
Sifchereigerechtigfeit find? IL. 21/2 88. 17, 161. 

2. Sit im Geltungsbereiche des preußiſchen Landrechts die uns 
berechtigte Wegnahme von Fiſchen aus einem gefchlofjenen, innerhalb 
desſelben Grundſtücks belegenen Gewäſſer ald unberedhtigtes Yifchen, oder 
als Diebftahl anzufehen? IL. 5/2 84. 10, 78. 

3. Über den Begriff des unberechtigten Fiſchens und Krebſens 
f. weiter $ 296 ©. 229. 

Nr. 5. 

1. Sit der Mundraub im Sinne des $ 370 Nr. 5 begrifflich 

Diebftahl? Beſteht zwilchen dem nah 8 370 Nr. 5 und dem nad 
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8 242 St.G. B.s erforderlichen Vorſatze eine weſentliche Verſchiedenheit? 
Bi. 7/7 86. 14, 312; III. 19/3 81. 3, 423; I. 8/5 82. 6, 325; 
III 20/12 83. 9, 297; II. 13/2 85. 12, 8; I. 26/4 88. 17, 332. 

2. Hat das in $ 370 Ne. 5 bezeichnete Verhältnis den Charakter 
eined ftrajmindernden Umſtands? III. 28/1 82. 5, 404. 

3. Rann bei der gemeinfhaftlichen Ausführung einer Entwendung 
bei dem einen Täter Mundraub, bei dem anderen gemeiner Diebftahl 
fejtgeftellt werden? II. 13/2 85. 12, 8. 

4. Bleibt der Tatbeitand de3 gemeinen Diebſtahls ausgeſchloſſen, 
wenn der Dieb in der Abficht, einen Eßdiebſtahl zu begehen, und in dem 
irrigen Glauben, die entwendete Sache ſei zum Verzehren auf der Stelle 
geeignet, einen Gegenftand wegnimmt, welcher ſich unter $ 370 Nr. 5 
nicht fubjumieren läßt? III. 4/12 80. 3, 165. 

5. Greift $ 370 Nr. 5 aud dann Pla, wenn die erjchiverenden 
Momente des 8 243 St. G. B.'s vorliegen? III. 19/3 81. 3, 423 

6. Findet $ 370 Nr. 5 bei Unterfhlagung Anwendung? IL 7/3 98. 
24, 38. 

7. on welden Umjtänden hängt e8 ab, ob dann, wenn aus einem 
zum Bwede der Verübung eines Mundraubs erbrohenen Behältnijfe 
andere Sachen ald Nahrungd- oder Genußmittel entwendet find, ein ein— 
facher oder ein ſchwerer Diebitahl anzunehmen ift? Pt. 7/7 86. 14, 312; 
II. 19/3 81. 3, 423. 

8. Was veriteht $ 370 Nr. 5 unter Nahrungs- und Genußmittel? 
Können Cigarren und Rauchtabak dahin gerechnet werden oder rohe 
Kartoffeln, die zur Ausfaat beftimmt find? III, 31/12 81. 5, 289; 
II. 24/2 80. 1, 223, 

9. Kann 8 370 Nr. 5 Plaß greifen bei Entwendung von Blumen? 
III. 9/4 81. 4, 72. | 

10. — bei Entwendung von Feuerungsmaterial? I. 12/7 83. 9, 46. 

11. Fordert $ 370 Nr. 5 zu feiner Anwendung kumulativ eine 
geringe Menge und einen unbebeutenden Wert? II. 25/4 84. 10, 308. 

12. it bei gemeinjchaftliher Ausführung einer Entwendung für 
die Frage, ob ein Gegenjtand von geringer Menge oder unbedeutendem 
Wert vorliegt, die gefamte Mafje des Entwendeten in Betracht zu ziehen? 
I. 10/5 83. 8, 406; II. 25/4 84. 10, 308. 

13. Wie ift bei einer einheitlichen fortgefepten Entwendung Quantum 
und Wert ded Entwendeten in Bezug auf die Frage der Anmendbarfeit 
des $ 370 Nr. 5 zu bejtimmen? I. 26/4 88. 17, 332. 

14. Iſt die Frage, ob ein Gegenſtand von geringer Menge oder 
unbedeutendem Werte entwendet it, objektiv — nicht nad) den Bedarfe 
und der Anzahl der an dem Berbrauche teilnehmenden Perfonen — zu 
beurteilen? II. 26/2 86. 18, 371. 

15. Begriff der Entiwendung „zum aldbaldigen Berbrauche*. Kann 
eine jolhe angenommen werden, wenn der Täter beablichtigte, die ent» 
wendeten Nahrungd= oder Genußmittel ganz oder teilweife, auf längere 
oder kürzere Beit als Vorrat für fich zu verwahren? II. 25/4 84. 10, 308. 

16. Liegt eine Entwendung zum alsbaldigen Berbrauhe auch dann 

18* 
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vor, wenn die Entiwendung für den unmittelbaren Bedarf eines ober 
mehrerer anderer geichieht? II. 26/2 86. 13, 371. 

17. Haben in Württemberg bei Entwendung don Früchten zunächit 
die Vorjchriften des Feldpolizeigeſetzes und erſt eventuell die de $ 370 
Nr. 5 Anwendung zu finden? I. 5/3 96. 28, 260. 

18. Über Konkurrenz von Diebftahläverfuh und Mundraub in dem 
Halle, wenn der Täter, um Geld u. dgl. zu jtehlen, ſich zur Nachtzeit 
in ein bewohnte® Gebäude eingejchlichen, dort aber nur Genußmittel von 
unbedeutendem Werte oder in geringer Menge tmeggenommen hat? 
I. 22/4 97. 30, 67. 

19. Kann $ 247 Ubi. 3 St. G. B.'s analoge Anwendung finden, 
wenn an einer unter $ 370 Nr. 5 fallenden Entwendung mehrere Berjonen 
teilgenommen haben, an denen einige zum Berlegten in einer perſönlichen 
Beziehung der in 8 247 Abſ. 1 bezeichneten Art jtchen, andere dagegen 
nit? Einfluß des Verhältniffes bei Zurüdnahme des Strafantrag?. 
IV. 28/4 96. 28, 324. 

20. Über die Berechtigung zum Strafantrage bei Entwendung an 
einem Gegenjtande, der fi in einem Eifenbahnzuge behufs Beförderung 
befindet. I. 23/9 89. 19, 378. 


B. Runkursordnung. 


I. Fafjung vom 10. Februar 1877, 


1. Über Zahlungseinftelung, Konkurseröffnung f. unten 8 210 
unter a. 
a) Nr. 1. 
2. Was gehört zur Vollendung des Beifeitefhaffend von Vermögens 
jtüden und der Aufitellung erdichteter Rechtsgeſchäfte? III. 29/9 80. 2, 337. 
3. Sit im Sinne des 8 209 Nr. 1 auch eine Beifeitefhaffung von 
Grunditüden denkbar? II. 22/6 80. 2, 118. 
4. Formulierung der über die Konfurdhandlung Nr. 1 den Ge— 
ichworenen vorzulegenden Frage. III. 15/1 81. 3, 250. 
b) Wr. 2. 
5. Sragejtellung bei Anklage aus Nr. 2. III. 20/12 93. 24, 433. 
c) Nr. 3 und 4. 
6. ©. 8 210 unter c und d. 
d) Konkurrenz, Teilnahme, Verſuch. 
7. Sind die in $ 209 mit Strafe bedrohten bei der nämlichen 
Zahlungseinftellung oder Konfurseröffnung eine Tat? IIL 29/9 80. 
2, 337 


8. Durch welche Vorausſetzungen iſt die Möglichkeit einer Mit: 
täterfchaft im Falle des betrüglichen Banferutt3 bedingt? II. 30/12 98. 
31, 407, 
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9, * das Delikt betrüglichen Bankerutts dazu verwertet werden, 
um für den Tatbeſtand der Hehlerei das Begriffsmerkmal der „mittels 
— ie Handlung erlangten Sache“ zu erfüllen? ILL 15/1 94. 
25, 

16. Kann Beihülfe zum betrüglichen Bankerutte ideell konkurrieren 
mit einer nah 8 212 Nr. 1 RD. ftrafbaren Tat? IV. 13/1 9. 
21, 291. 

11. Iſt der Verfuch des betrüglichen Bankerutts möglich, bebor 
eine Bahlunggeinftellung erfolgte? I. 9/11 85. 13, 41. 

12. Liegt reale Konkurrenz zwiſchen betrüglihem und einfachen 
Bankerutte vor, wenn gegen denjenigen, welcher feine Zahlungen ein- 
geitellt hat, Umstände ermiefen find, die teild unter 8 209, teil unter 
8 210 fallen? 

Iſt ideale Konkurrenz zwiſchen $ 209 Nr. 1 und 8 211 RD. 
möglich und unter welchen Umftänden? II. 17/3 82. 6, 94; II. 22/6 80, 
2, 198. 


a) Allgemeines. BZahlungseinftellung. Konkurseröffnung. 

1. Begriff der Zahlungseinftellung. I. 21/6 86.14, 221; III. 22/1 81. 
3, 294; II. 11/1 81. 3, 190. 

2. Sind bei beftehender Giitergemeinihaft beide Cheleute als 
Schuldner anzufehen, welche ihre Zahlungen eingejtellt Haben, wenn der 
Ehemanı wegen Unzulänglichfeit der gemeinſchaftlichen Zahlungsmittel 
aufgehört hat, die gemeinfchaftlichen Berbindlichkeiten zu erfüllen? 
II. 23/10 83. 9, 161. 

3. Inwiefern wird für die Strafbarfeit der in 8 210 gedachten 
Konkurshandlungen ein zeitliched Zuſammentreffen, inwiefern ein Kauſal— 
zufammenbhang mit der Zahlungseinftellung bezw. Konkurseröffnung voraus- 
gefetzt? I. 21/6 86. 14, 221; IL. 27/11 96. 29, 222; I. 26/6 82. 
7, 391; L 21/11 81. 5, 415. 

4. Bildet die Bahlungseinftellung oder Konkureröffnung ein Element 
der Straftat? Iſt diefe als im Inlande verübt jchon deshalb anzufjehen, 
weil das Konkursverfahren im Inlande eröffnet ift? IL. 20/9 87. 16, 188. 

5. Kann der perfünlih haftende Gefelichafter einer Kommandit— 
gejellichaft auf Aktien aus $ 210 verantwortlid gemacht werden? 
II. 5/7 01. 34, 374. 

b) Nr. 1. 

6. Kann ſchon ein einmaliger übermäßiger Aufwand, ein eins 
maliged hohes Spiel oder ein einmaliger Differenzhandel in großem Um— 
fange zur Erfüllung des Tatbeſtandes genügen? I. 21/6 86. 14, 221. 

7. Sind unter „Aufwand“ nur diejenigen Ausgaben zu verjtehen, 
welche in einer Neigung zum Wohlleben oder Prunk oder in Genußfucht 
ihren Urſprung haben? II. 25/2 87. 15, 309. 

8. Fallen Handelsſpekulationen, deren Erfolg vom Zufalle abhängt, 
und die einen unglüdlihen Ausgang genommen haben, unter den Begriff 
„Aufwand“? III. 2/7 87. 16, 238. 
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9. Kann nur bei einem Aufwande in perfönlichen und Haushaltungs- 
angelegenheiten von einem Verbrauche übermäßiger Summen durch Auf: 
wand die Rede fein? I. 5/10 82. 7, 90. 


10. Sit der Verbrauch übermäßiger Summen durch Aufwand des— 
halb jtrafjrei, weil der Schuldner ihn zur Erhaltung feines Kredit für 
nötig erachtet hat? III. 7/1 97. 29, 347. 

11. Inwieweit it das Familienhaupt verantwortlih, wenn feine 
Familie durch Aufwand übermäßige Summen verbraudt? IV. 17/5 98. 
31, 151. 


12. Was ijt unter dem Begriffe „Spiel“ zu verftehen? Fällt da— 
runter auch dad Spielen in einer Lotterie? III. 20/12 86. 15, 277; 
IV. 30/4 95. 27, 180. 


13. Begriff von Differenzgefhäften. Sind unter Summen, die ein 
Schuldner aus Differenzgefchäften jchuldig geworden iſt, nur klagbare 
Berbindlichkeiten zu verjtehen? IL 22/5 91. 22, 12; II. 31/3 80. 1, 282. 


14. Iſt bei fuccejfiver Prolongation eines abgefchloffenen Differenz- 
geihäfts die Annahme felbjtändiger Differenzgejchäfte dadurch ausgejchloffen, 
daß die Abjiht vom Anfange an auf „eine fortgejette Spekulation” ging ? 

Liegt ein Verbrauch übermäßiger Summen durch Differenzhandel 
vor, wenn einzelne der juccejliv geichloffenen Differenzgejchäfte zu dem 
Schuldigwerden übermäßiger Summen geführt haben, während die übrigen 
Differenzgejchäfte Differenzen zu gunjten des Gemeinſchuldners ergaben, 
oder iſt die Kompenfation der fchuldig gewordenen mit den aus anderen 
Differenzgejchäften gewonnenen Summen jtatthajt? 


Iſt in fubjeltiver Beziehung dad Bewußtſein des Schuldner von 
der Übermäßigfeit der durch Differenzhandel fhuldig gewordenen Summen 
erforderlih? III. 5/4 86. 14, 80, 


15. Findet $ 210 Nr. 1 Anwendung auf den Kommiffionär, welcher 
in eigenem Namen für fremde Rechnung Differenzhandel mit Börjen- 
papieren getrieben hat? III. 7/2 98. 31, 7. 

c) Gemeinfames zu Nr. 2 und 3: Berpflihtung zur Führung von Handelsbücern 
und zur Bilanzziehung nad) dem Handelsgeſetzbuche. 

16. Sit die Eigenſchaft eines Kaufmanns daran geknüpft, daß der 
Betreffende die bezüglichen Handelsgeſchäfte als feinen ausschließlichen 
Beruf oder als feinen Hauptberuf betreibt? 

Umfaßt der Ausdrud in Art. 10 9.9.8.3 „Perfonen, deren Ge- 
werbe nicht über den Umfang des Handwerksbetriebs hinausgeht”, auch 
ſolche Perfonen, welche nicht Handwerker find, bezw. foweit fie ed nicht 
jind? J. 8/2 83. 8, 147. 

17. Iſt es auf die an fich beitehende Verpflichtung zur Buchführung 
von Einfluß, daß das betreffende Geſchäft im Verhältniſſe zum befreiten 
Hauptgefchäfte des Kaufmanns ſich ald Nebengeſchäft darſtellt? L 28/3 81. 
4, 281. 


18. Sit zur Führung von Handel3büchern verpflichtet, wer ein kauf— 
männiſches Gejchäft tatſächlich als eigenes betreibt, während zum Scheine 
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ein anderer ald Inhaber in da3 Handeläregifter eingetragen ift? Wie 
geitaltet fi da3 Necht3verhältnis bei Eröffnung des Konkurſes gegen den 
nominellen Geſchäſtsinhaber? IV. 13/10 96. 29, 103; IV. 9/11 94. 
26, 187; I. 12/2 94. 25, 121. 

19. Iſt der Gejellichafter einer offenen Handelögefellichaft, der nicht 
außerdem ein Handelsgewerbe betreibt, bezüglich feines jonjtigen Vermögens 
zur Buchführung verpflichtet? III. 7/1 97. 29, 347. 

20. Wer iſt zur Ziehung der Bilanz verpflichtet, wenn ein Handels— 
geichäft zwar tatfächlic durch mehrere, jedoch ohne gemeinfchaftliche Firma 
betrieben wird? Wer ift bei einem jo betriebenen Handelsgejchäfte, wenn 
die herantretenden Forderungen nicht befriedigt werden können, als die 
Perfon anzufehen, die die Zahlungen einftellt? II. 7/7 93. 24, 261. 

21. Sit dann, wenn der Gemeinjchuldner an verjchiedenen Orten 
mehrere Handeldniederlafjungen mit verjchieden gearteter Gefchäftsführung 
gehabt hat, jeine Verpflichtung zur Buchführung lediglich nad) der jelb- 
ftändigen Natur jeded diefer örtlich getrennten Geſchäfte zu beurteilen? 
III. 1/2 82. 5, 407. 

22. Muß ein infolge feines Handelöbetriebes zur Buchführung ver— 
pflichteter Kaufmann auch faufmännifhe Bücher führen bezüglich eines 
Nebengeichäfts, dad an fich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht be= 
gründet? II. 2/3 94. 25, 170. 

23. St für die Strafbarfeit eined Kaufmanns, der feine Zahlungen 
eingeftelt hat oder in Konkurs verfallen ift, wegen Verlegung der ihm 
nad) $210 Nr. 2, 3 obliegenden Pflichten erforderlich, daß er die Zahlungs- 
einftellung al3 Kaufmann betätigt hat, oder daß die Inſolvenz wenigitens 
mit folden Schulden in Verbindung fteht, welche während des kauf— 
männifchen Geſchäftsbetriebs entitanden find? I 22/11 86. 15, 64; 
II. 1/4 81. 4, 41; III. 5/5 80. 2, 50. 

24. Kann ein in Konkurs verfallener Kaufmann, der zur Zeit der 
Konkurserkennung jeinen Gejchäftsbetrieb jo geändert hatte, daß er nicht 
mehr VBolfaufmann mar, aus $ 210 Nr. 2, 3, beftraft werden, wenn er 
zur Zeit ded Gejchäftsbetriebs als Vollfaufmann die Führung von Handels— 
büchern unterlafjen hatte? IV. 18/1 95. 26, 385. 

25. Kann ein Handeldmann, welcher eine gewerbliche Niederlaffung 
befigt und außerdem Märkte bezieht, zur Kategorie der Haufierer gerechnet 
werden? I. 30/12 89. 20, 168. 

26. Iſt Volllaufmann, wer Waren teild im Wege des Haufierens, 
teils im ftehenden Gewerbe verkauft und im ganzen feinen unbedeutenden 
Handelsumfah hat? IV. 5/4 98. 31, 108. 

27. Sind Viehhändler, melde ihr Gewerbe im Umherziehen be= 
treiben, „Haufierer“ oder „dergleichen Handelsleute“ im Sinne des Art. 10 
9.8.8.8? I. 8/5 90. 20, 387, 

28. Welche Gewerbetreibende verfteht Art. 10 9.6.8.8 unter 
„dergleichen Handel3leute von geringem Gewerbebetriebe”? III. 30/4 81. 
4, 119; I. 28/3 81. 4, 281. 

29. Iſt der Begriff durch die bloße Tatſache der Einrichtung eines 
Berfaufsladens audgefchloffen? IV. 19/1 92. 22, 309. 
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30. Sit ein Handwerker, welder neben jeinem Handwerksbetriebe 
mit fremden Fabrilaten handelt, unbedingt als Vollfaufmann anzufehen? 
III. 24/11 90. 21, 209. 

31. Kann die Frage, ob ein Handwerker, weil fein Gewerbebetrieb 
über den Anfang des Handwerks hinausgeht, als Kaufmann anzujehen 
ift, allein nach der Größe des Umfages beurteilt werden? IV. 28/2 93. 
24, 80. 

32. Wann geht der Gewerbebetrieb eined Schneiders, welcher feinen 
Laden hält, über den Umfang des Handwerksbetriebs hinaus? III. 17/4 80. 
1, 379. 

33. Unter welchen Vorausſetzungen fann ein Schlächtermeijter auch 
ohne fabrifmäßigen Betrieb al Bolllaufmann angejehen werden? 
II. 14/6 98. 31, 178. 

34. Welche Geſichtspunkte find enticheidend für die Frage, ob das 
Gewerbe eined® Brennerd über den Umfang des Handwerksbetriebs nicht 
hinaudgegangen, oder fabrifmäßig betrieben worden ift? II. 28/11 93. 26, 3. 

35. Welche Merkmale find entjcheidend dafür, ob der Gewerbebetrieb 
eine? Bäder über den Umfang des Handwerksbetriebs hinausgeht? 
I. 2/11 93. 24, 356, 

36. Sind die Teilhaber einer Geſellſchaft, deren Geſchäftsbetrieb 
lediglich in der Ausbeutung von Steinlagern auf fremden Grunditüden 
und in der gewerbömäßigen Veräußerung der gewonnenen Steine bejteht, 
zur Buchführung verpflichtete Kaufleute? IV. 28/5 95. 27, 268. 

37. Iſt ein Bauunternehmer, fpeziell ein Maler, der als folder 
tätig wird, zur Führung von Handel3biichern verpflichtet? IV. 18/1 89. 
18, 363; II. 13/12 95. 28, 58. 

38. Sit ein Makler, der die VBermittelung von Grundjtüdsfäufen 
gewerb3mäßig betreibt, wegen dieſes Gemwerbebetriebes als zur Buchführung 
verpflichteter Kaufmann anzufehen? IV. 1/6 94. 25, 395. 

39. Genügt der Betrieb einer Molkerei zur Annahme der Ber: 
pflihtung zur Führung von Handeldbüchern? IV. 6/7 94. 26, 37. 

40. Sind Apotheker zur Führung von Handelsbücern verpflichtet? 
Iv. 28/11 93. 24, 426. 

41. Sit der Inhaber einer Dampfwafchanitalt und einer Anjtalt 
zur chemiſchen Kleiderreinigung ein zur Führung von Handeldbüchern 
verpflichteter Kaufmann? IV. 2/10 91. 22, 271. 

42. Können die Beltimmungen des $ 210 Nr. 2, 3 zur Anwendung 
fommen gegen einen bevormundeten Minderjährigen, der ohne vormund- 
ihaftlihe Genehmigung ein kaufmänniſches Geſchäft betrieben hat? 
IV. 2/10 94. 26, 98. 

43. Sit der Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft infolge der 
zwifchen ihm und den anderen Gejellichaftern getroffenen Vereinbarung, 
daß er von einem bejtimmten Zeitpunfte an nur jtiller Gefellfchafter fein 
jolle, von da ab ohne weitere von der Pflicht zur Buchführung befreit, 
oder wird hierzu vorausgejept, daß fein Ausfcheiden in das Handels— 
regifter eingetragen wurde? I. 25/1 86. 13, 308, 

44. Hört mit dem Beitpunfte, in welchem ein Kaufmann den Be— 
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trieb feined Geſchäfts aufgibt, auch die Verpflichtung desfelben zur Bud): 
führung auf? IL. 1/4 81. 4, 41. 

d) Nr. 2. Art der Buchführung. 

45. Welche Buchführung erfüllt den geſetzlichen Begriff der fauf- 
männifchen Buchführung? III. 11/1 94. 25, 36. 

46. Genügt zur Annahme einer unordentlihen Buchführung im 
Sinne des $ 210 Nr. 2 der Umjland, daß ein Sacverftändiger aus den 
Büchern eine vollftändige Überficht über die Vermögenslage nicht gewinnen 
fan? IH. 30/4 81. 4, 119. 

47. Kann die unterlaffene Führung eined Brieffopierbuchd Die 
Annahme einer unordentlihen Buchführung begründen? III. 16/10 84. 
11, 161; IV. 3/10 84. 11, 142. 

48, Kann die formloje Führung faufmännifcher Bücher durch einen 
beitehenden, von den gejeglichen Vorjchriften abweichenden Handeldgebraud) 
gerechtfertigt werden? I. 16/4 88. 17, 301. 

49. Dürfen bei der faufmänniichen Buchführung Vermögensbeſtand— 
teile, die nicht in einem kaufmänniſchen Geſchäfte Iteden, unberüdjichtigt 
gelajjen werden? II. 28/11 93. 25, 3. 

50. Begründet die Nichtbuhung eines einzelnen Rechtögejchäfts 
oder die mangelhafte Buchung des Kontos eined Gläubiger8 immer die 
Feſtſtellung unordentliher Buchführung? IV. 8/1 97. 29, 304. 


51. Sit die Anfertigung der Bilanz als ein Teil der faufmännifchen 
Buchführung anzufehen, und kann die Unterlafjung der vorgejchriebenen 
Adfchreibungen (Urt. 31 9.6.8.3) als eine unordentlihe Buchführung 
betrachtet werden? I. 18/2 85. 13, 354; II. 17/11 96. 29, 222. 


52. Inwiefern erleidet Nr. 2 Unmendung, wenn pflichtwidrig, anjtatt 
altjährlih, nur alle zwei Jahre ein Inventar des Warenlagerd auf- 
genommen ijt? IV. 22/6 97. 30, 170. 

53. Sit die Anmwendbarfeit des $ 210 Nr. 2 auf die Vernichtung 
von Handelsbüchern dadurd) bedingt, daß zur Zeit der Tat das Konkurs— 
verfahren noch ſchwebte? IV. 1/4 92. 22, 436; I. 8/12 84. 11, 386; 
II. 15/10 83. 9, 134. 


54. Iſt die Anwendung des $ 210 Nr. 2 ausgejchlojjen, wenn ein 
Gemeinfhuldner dem Konkursverwalter an Stelle eine® von ihm ver- 
nichteten oder verheimlichten Handelsbuchs eine wortgetreue Abſchrift vor— 
fegt? IL 6/12 87. 16, 426. 


55. Gehört zur Anwendung von $ 210 Nr. 2, daß durch die un— 
ordentliche Buchführung die Überficht de Vermögensſtandes zur Zeit der 
Bahlungseinjtellung oder Konkurseröffnung ausgejchloffen ift? IL. 27/11 96. 
29, 222. 

e) Nr. 3. Bilanzziehung. 

56. Kann eine als Bilanz bezeichnete Zufammenjtellung, welche 
feine Überfiht über das Berhältnid ded Vermögens und der Schulden 
ergibt, überhaupt als Bilanz angejehen werden? I. 10/1 87. 15, 174; 
I. 18/2 85. 13, 354. 

57. Sit der Vorfchrift jährlicher Bilanzziehung mit einer erit nad 
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dem Schluſſe des Geichäftsjahres begonnenen Ziehung der Bilanz genügt? 
III. 28/4 80. 2, 30. 

58. Bildet die Verpflichtung des Kaufmanns zur Inventur die 
Borausfepung für feine Verpflihtung zur Aufftellung der Bilanz in dem 
Sinne, daß da, wo die Inventur nad) der Bejchaffenheit des Geſchäftes 
nicht füglih in jedem Jahre gejchehen kann, auch die jährliche Bilanz- 
ziehung nicht erforderlich iſt? II. 27/4 80. 1, 421. 

59. Mit welchem Zeitpunkte ijt die Eröffnungsbilanz aufzuftellen? 
Wann ift der Gewerbebetrieb als begonnen anzufehen? III. 13/5 95. 
27, 226; III. 7/3 87. 16, 55. 


60. Kann die Aufitellung einer Eröffnungdbilanz durch die bei 
Beginn des Handeldbetriebd erfolgte Eintragung des Einlagekapitals in 
die Handelsbücher erjeßt werden? IV. 5/4 92. 22, 439, 

61. Muß eine Eröffnungsbilanz aufgeftellt werden, wenn ein Rauf- 
mann ein Geſchäft, an dem er bisher als Gejellichafter beteiligt war, 
für ſich allein erworben hat und für eigene Rechnung unter der alten 
Firma weiter betreibt? IV. 23/11 94. 26, 222; III. 7/3 87. 16, 55. 

62. Zit eine Eröffnungsbilang bei dem Erwerbe eines bejtehenden 
Handelsgeſchäfts durch Erbgang anzufertigen? Wann hat Died zu ge— 
ichehen? II. 9/6 96. 28, 428. 

63. Sit eine Eröffnungsbilanz aufzujtellen, wenn der frühere Ge— 
meinfchuldner nach beendigtem Konkurſe ein dem früheren gleiches Geichäft 
eröffnet? II. 19/1 94. 25, 76. 

64. Gehört die Unterfchrift des Kaufmanns unter der Vermögens 
überfiht zu den wefentlihen Merkmalen einer Bilanz? Bi. 20/6 83. 
8, 424; I. 5/10 82. 7, 87. 

f) Subjeftiver Tatbeftand. 

65. Inwieweit erheiſcht die Verurteilung eine jchuldhafte Pflicht- 
verfäumnis? Muß eine jchuldhafte Pflichtverfäumnis auch dann, feſt— 
geftellt werden, wenn der Angeflagte nicht ausdrücklich geltend gemacht 
hat, daß ihm ein Verfchulden nicht zur Laft falle? I 18/2 85. 13, 354; 
Pt. 9/1 86. 18, 235; IV. 8/1 97. 29, 304. 

66. Welche Strafausſchließungsgründe lommen in Betraht?IIL17/981. 
4, 418; III. 7/1 80. 1, 49. 

67. Kann der Jrrtum des Angellagten über die rechtliche Befchaffen- 
heit de3 von ihm betriebenen Geſchäftes und über die davon handels— 
gefeßlih abhängige Verpflichtung zur Führung von Handelsbücdern und 
zur Bilanzziehung einen Strafausfhließungsgrund bilden? I. 8/2 88. 
8, 147; III. 1/2 82. 5, 407. 

68. ©. weiter oben Wr. 7, 10, 14 ©. 277f. 

g) Konkurrenz, Teilnahme, Verjährung. 

69. Bilden bei einer Bahlungseinftellung bezw. Konkurseröffnung 
die unter den einzelnen Nummern des $ 210 bezeichneten Vorgänge 
eine Straftat, oder verjchiedene jelbjtändige Straftaten? 

Iſt eine Verweifung auf die Veränderung des rechtlichen Gefichts- 
punft3 geboten, wenn auf Grund einer anderen Nummer als der in 
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dem Eröffnungsbeichluffe bezeichneten die Verurteilung erfolgen joll? 
II. 15/11 79. 1, 101; I. 3/11 84. 11, 251; IV. 23/1 91. 21, 887. 

70. Kann ein Mitglied einer offenen Handelögejellichaft, über deren 
Bermögen Konkurs eröffnet ift, nad Beitrafung wegen Berfehlungen 
binfichtlich der der Handelögejellichaft obliegenden Buchführung nochmals 
auf Grund des 8 210 Nr. 2, 3 zur Strafe gezogen werden, wenn nad) 
jener Konkurseröffnung das Konfursverfahren über da8 Vermögen des 
Sejellichafterd eröffnet wird und ſich fonjtige — nicht die Handelögejell- 
ihaft berührende — Berfehlungen gegen die Pfliht zur Buchführung 
ergeben? I. 9/6 84. 11, 5. 

71. Über Konkurrenz mit 8 209 f. dort Nr. 12 S. 277 und mit 
8 213 ſ. dort Nr. 1 ©. 285. 

72. Unter welchen Borausjeßungen ijt eine Bejtrafung wegen Bei- 
hülfe zum einfachen Banferutte möglich? IV. 2/7 95.27, 316; IV. 1/11 87. 
16, 277. 

73. Bann beginnt der Lauf der Verjährung für die Unterlafjung 
der Bilanzziehung? II. 15/2 81. 3, 350; I. 26/6 82. 7, 391. 


1. Über Zahlungseinftellung, Konkurseröffnung f. auch 8 210 unter a. 

2. Begriff der Zahlungdunfähigfeit und deren Verſchiedenheit von 
der Bermögendunzulänglichkeit. 

Kann aus der in $ 23 Nr. 2 K.O. ($ 30 Nr. 2 neuer Fafjung) 
aufgeitellten zehntägigen Frilt ein Beweismoment für die Straftat des 
& 211, indbefondere für die Kenntnis des Schuldners von feiner Zahlungs 
unfähigfeit bezw. für die Begünftigungsabficht entnommen werden? 

Erfordert 8 211 die wirkliche Kenntnis des Schuldnerd von feiner 
Zahlung3unfähigfeit, jowie die bejtimmte Abficht, einen Gläubiger vor 
den übrigen zu begünftigen, oder genügt die Konftatierung, daß er feine 
Zahlungsunfähigkeit wiffen, bezw. daß er die infolge feiner Handlung 
eintretende Begünftigung fi jagen mußte? II. 11/1 81. 3, 190. 

3. Sit BVBermögendunzulänglichkeit ein Bemweißmoment für Die 
Bahlungdunfähigfeit? 

Gebt 8 211 voraus, daß bereit3 zu der Zeit, al3 der Schuldner 
die Sicherung oder Befriedigung gewährte, die Zahlungseinftellung oder 
Konkurderöffnung erfolgt war, oder erfordert $ 211 nur, daß die Be— 
günftigung zu einer Zeit gejchehen it, in der der Schuldner fich wifjent- 
lich im BZuftande der Zahlungsunfähigkeit befand, und daß dieje Zahlungs— 
unfähigkeit zur Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung geführt hat? 
II. 8/4 81. 4, 61. 

4. Kann das Vergehen bloß den eigentlichen Konfursgläubigern 
gegenüber begangen werden, oder auch zum Nachteile folder Gläubiger, 
welche Anfprudy auf Abjonderung im Konkurſe haben, jelbjt wenn fie 
bloße Realgläubiger find? III. 24/11 87. 16, 402. 

5. Sit der Bürge Gläubiger des Hauptjchuldner® im Sinne des 
$ 212? II. 14/12 86. 15, 90. 

6. Kann „Gewährung einer Sicherung“ ohne Wiffen und Ein- 
verjtändniß des betreffenden Gläubiger3 erfolgen? III. 22/2 97. 29, 418. 
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7. Muß durch die Begünftigung ded einen Gläubigerd den anderen 
ein Schaden erwachjen fein? 

Sit die Einräumung einer Hypothek al3 Gewährung einer Sicherung 
zu betrachten, wenn das verpfändete Grundſtück ſchon über jeinen Wert 
belaftet ijt? IV. 24/9 97. 30, 261. 

8. Macht fih der Schuldner, welcher nad erfolgter Zahlungs: 
einftellung und mit dem Bemußtfein feiner Bahlungsunfähigfeit eine 
fällige Schuld bezahlt, eines Vergehens gegen $ 211 ſchuldig? II. 1/11 81. 
5, 116. 

9. Über Tilgung einer Forderung durch datio in solutum. Unter- 
fhied von cinem Naufvertrage mit der Mbrede der Stompenfation. 
II. 31/3 82. 6, 149. 

10. Steht eine im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des Arrejtes 
erlangte Leiſtung jtrafrecytlich einer einen einzelnen Gläubiger begünjtigen- 
den freiwilligen Leiftung des Gemeinſchuldners gleih? II. 8/4 81. 4, 61. 

11. Liegt im Gebiete der preußiſchen Schied3manndordnung vom 
29. Mär; 1879 eine ftrafbare Gläubigerbegünftigung darin, daß der 
Schuldner nad) der Bahlungseinftellung und mit Kenntnis feiner Zahlungs- 
unfähigfeit vor dem Schiedsmanne einen Vergleih über eine fällige 
Forderung abjichließt und fo den Gläubiger in den Stand febt, Die 
jofortige Vollitredung des Vergleichs zu erlangen? II. 1/11 81. 5, 116. 

12. Liegt in der Gewährung einer Urkunde, aus welder nad 
8 702 Nr. 5 C.P.O. vom 30. Januar 1877 die Zwangsvollſtreckung 
ftattfindet, Die Gewährung einer Sicherheit im Sinne ded $ 211 8.D.? 
II. 14/3 90. 20, 301. 

13. Kann das Vergehen des $ 211 dadurch verübt werden, daß 
der Gemeinfchuldner bei der prozejjualen Geltendmahung eines Anſpruchs 
feine Einwendungen erhebt und fi im Wege der Bwangsvollitredung 
pfänden läßt? III. 27/2 88. 17, 220; IV. 17/12 95. 28, 61. 

14. Wann vollendet jich die Gewährung einer nicht zu beanſpruchen— 
den Sicherung und Befriedigung, wenn fie dur Erteilung einer zur 
Bwangdvollitredung berechtigenden Urkunde und durch die vom Gläubiger 
auf Grund derjelben betriebenen Bmwangsvollitredung bewirkt mird? 
II. 26/3 97. 30, 46. 

15. Was gehört zu der Abjicht der Begünjtigung? IV. 22/9 98. 
24, 255; II. 17/2 93. 24, 7. gl. II. 10/10 82. 7, 142. 

16. Sit der zum Vergehen ded $ 211 gehörige jubjeltive Tat- 
bejtand ausgejchloffen durch den irrtümlichen Glauben des Gemeinfchuldners 
an ein Recht des Gläubigers auf bevorzugte Befriedigung oder Sicherung? 
III. 27/2 88. 17, 220. 

17. Macht fi) der Schuldner, welcher jeine Zahlungen eingeftellt 
hat, aus $ 211 jtrafbar, wenn er betrefj3 der Wechſelſumme aus einem 
von ihm acceptierten gezogenen oder von ihm auögejtellten eigenen, aber 
noch nicht fälligen Wechjel feinem Wechjelgläubiger Sicherung gewährt? 

Beihränkt ſich der Negreß auf Sicherftellung wegen Unficherheit 
des Wcceptanten bezw. Ausſtellers eined Wechſels auf nicht fällige 
Wechjel? II. 11/1 81. 3, 190, 
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18. Steht dem, welchem ein bis auf die Unterſchrift des Ausſtellers 
ausgefüllte® und mit Accept verjehenes Formular für einen gezogenen 
Wechſel mit der Beltimmung übergeben wurde, daß er ſich dur Hin— 
zufügung einer Unterjchrift als Ausſteller bezeichnen folle, vor Ergänzung 
diefer Unterjchrift ein Anspruch auf Sicherheitslciftung aus Art. 29 W.O. 
zu? IV. 30/11 94. 26, 257. 

19. Auf welche Sicherheit hat der Bürge eine Hauptjchuldners, 
der feine Zahlungen eingejtellt hat, nach franzöfifhem Rechte Anſpruch? 
I. 29/4 97 30, 73, 

20. Sit nad) den Grundfäßen der ehelichen Errungenſchaftsgemein— 
Ihaft nad fürſtlich ansbachſchem Provinzialrechte oder nad) preußischen 
Landrechte die Ehefrau berechtigt, fih von ihrem Ehemann, wenn dem— 
jelben Konkurs droht, wegen ihrer Erſatzanſprüche für eingebradhtes 
Heiratsgut außergerichtlich befriedigen zu laſſen? Kann durch irrige 
Unterjtellung einer ſolchen Berechtigung der Tatbeſtand des 8 211 RD. 
ausgeſchloſſen fein? I. 18/4 92. 23, 60. 


21. Finden die allgemeinen Grundfäße über Teilnahme bei dem 


Dergehen des $ 211 RD. aud dann Anwendung, wenn die Teilnahme 
von dem begünftigten Gläubiger begangen worden ift? I. 27/1 81.4,1. 

22. Sit die bloße Annahme einer Sicherung oder Befriedigung 
jeitend des begünftigten Oläubigerd unter den Vorausſetzungen des 
8 211 RD. als jtrafbare Teilnahme an dem vom Schuldner durch die 
Gewährung begangenen Vergehen anzufehen? Steht in diefer Beziehung 
der Bevollmächtigte des Gläubigers diefem gleih? IV. 31/1 90. 20, 214; 
II. 10/2 82. 5, 435; II. 12/11 80. 2, 439. 

23. Iſt der Öläubiger, welcher im Sinne des $ 48 St. G. B.'s 
feinen Schuldner zu dem Vergehen de3 $ 211 RD. beitimmt hat, als 
Anftifter jtrafbar? IIL 21/12 81. 5, 275; II. 10/2 82. 5, 435. 

24. Inwiefern kann die Ehefrau an dem von ihrem Ehemanne 
gegen $ 211 8.D. verübten Vergehen als Gehülfin teilnchmen? II. 23/10 88. 
9, 161. 

25. Kann dad Vergehen gegen $ 211 RD. mit dem Vergehen 
gegen 8 288 St. G. B.'s. ideell konkurrieren? IV. 31/1 90. 20, 214. 

26. Zit ideale Konkurrenz zwiſchen $ 209 Nr. 1 und $ 211 
möglih, und unter welchen Umftänden? II. 17/3 82. 6, 94. 


Schließt die Strafnorm in $ 212 Nr. 1 und 2 die Annahme 
einer Beihülfe zu einem durch $ 209 Nr. 1 und 2 begründeten betrüg- 
lien Banferutte aus? I. 17/1 84. 9, 430; IV. 13/1 91. 21, 291. 


1. Unter welden Vorausſetzungen fann der Gemeinfchuldner Ans 
jtifter fein? Kann feine Anftiftung mit dem Vergehen gegen 8 210 K.O. 
real onfurrieren? IV. 8/1 97. 29, 304. 

2. Iſt Anftiftung von feiten des Gemeinſchuldners rechtlich möglich? 
Iv. 24/8 85. 12, 122. 


1. ft die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit der einzelnen Vorſtands⸗ 
mitglieder einer Aftiengefellichaft (bezw. einer eingetragenen Genoſſenſchaft) 


s 212 


$ 213 


s 214 


8 239 


s 240 
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für ordnungsmäßige Buchführung bedingt durch irgend eine beſondere 
Übertretung der Pflicht zur Buchführung auf beſtimmte Vorſtands— 
mitglieder fraft Gejellichaftsvertragd oder infolge vorausgegangener Be— 
ſchlüſſe der Geſellſchaftsorgane? Pl. 9/1 86.13, 235. Vgt.1.9/3 85.12, 78. 

2. Wird die ftrafrechtlihe Verantiwortlichkeit des einzelnen Vorſtands— 
mitglieds einer eingetragenen Genofjenfhaft für. ordnung&mäßige Buch— 
führung dadurch ausgeſchloſſen, daß dieſes Mitglied nicht auch Mitglied 
der Genofjenihaft war und nur tatſächlich auf Grund der erfolgten Wahl 
die Funktion eines Vorftand&mitgliedes ausübte? IV. 14/10 87. 16, 269. 


II. Faſſung vom 20. Mai 1898, 


1. Über Konkurrenz mit Verfechtungen gegen das Geſetz von 
5. Juli 1896, betr. die Pflichten bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere. 
IV. 27/3 01. 34, 237. 

2. ©. im übrigen $ 209 K.O. von 1877 ©. 276. 


1. Vorausſetzungen der Beitrafung aus $ 240 Nr. 3 und 4, wenn 
die einzelnen Tätigkeit oder Unterlaſſungsakte teild in die Zeit vor, teils 
nad Einführung des neuen Handelsgeſetzbuchs fallen. II. 13/6 02.35, 288. 

2. Enthält 8 39 9.6 B.3 vom 10. Mai 1897, oder Art. 29 des 
früheren Handelsgeſetzbuchs in Beziehung auf die Pflicht zur Bilanz— 
ziehung die milderen Beitimmungen? II. 7/12 00. 34, 37. 

3. Über die am 1. Januar 1900 eingetretene Underung des Ge: 
ſetzes ſ. auch St. G. B. 82 Nr. 6 ©. 5. 

4. Was verſteht 84 9.6.8.3 vom 10. Mai 1897 unter Perſonen, 
deren Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinaus- 
geht? I. 8/8 00. 38, 187; IV, 19/1 01. 34, 101; IL. 13/6 02. 35, 288. 

5. Kann ein Zimmermann, defjen gewerbliche Tätigkeit hauptfächlic) 
darin beiteht, daß er unter Beichaffung des erforderlichen Materiald auf 
eigene Rechnung Dielungen ꝛc für fremde Bauten auf Bejtellung aus— 
führt, al3 cin zur Führung von Handelsbüchern verpflichteter Kaufmann 
angefehen werden? IV. 26/10 00. 33, 419, 

6. Wird ein Gejellichafter, der aus einer offenen Handelsgeſellſchaft 
austritt, ehe über deren Vermögen dad Konkurdverfahren eröffnet wird, 
dadurch frei von der Berantwortlichleit für Banferutthandlungen, die er 
als Gejellihafter begangen hat? II. 24/1 02. 35, 83. 

7. ©. im übrigen $ 210 K.O. vom 1877 ©. 277 ff. 


1. Findet $ 241 auch dann Anwendung, wenn der Erwerb einer 
Forderung an den Schuldner erſt gleichzeitig mit dem Empfange einer 
Sicherung oder Befriedigung erfolgt? II. 18/2 02. 35, 127. 

2. Sit im Sinne des $ 241 dem Gläubiger eine Sicherung ge— 
währt, wenn ihm wegen jeiner Forderung vom Schuldner an deflen 
Grundſtück eine Hypothek, für welche die Erteilung eine Hypotheken— 
brief3 nicht ausgeſchloſſen iſt, beftellt, dev Hypothefenbrief ihm aber nicht 
übergeben ift? IV. 19/2 01. 34, 171. 

3. ©. im übrigen 8 211 RD. von 1877 ©. 289. 
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©. außerdem zur Konkurdordnung: 


8 ıM RE: \ ° 
8 BETT Ion as: ss sur 
BIER: ea re DDR, 
E22). > 2222. 4 61, 
8 23 (80). . 8, 190; 4, 61; 5, 116; 35, 127, 
JJ 
88 40, 41 (48,49). 2 2222020. 58, 
$ 4149). . . . 2, 280; 6, 301; 10, 821, 
S AO) 2 22 R 190, 294, 
88 96, 97 (104, 105) 2.28, 221, 
BE) > 0: 20, 24, 
8 115 (125) . Se 
88 126—134 (138-146). . . . . 26, 28, 
B OL MIN Hu 11, 5, 
8 209 (239) . . . . 29, 270, 344; 85, 127, 
8 210 (240) . . . . 29, 270, 344. 


(Die 88 der Konkurdordnung in der feit 1900 geltenden Faffung 
find in Klammern beigefügt.) 


C. Sfrafprogehordnung. 


Einführungsgeies. 


1. Bezieht ſich der Ausdrud „Verfahren“ in Abi. 3 auch auf die $ 3 
Vorſchriften über Beichlagnahme? III. 20/11 84. 11, 321. 

2. Liegt infoweit die Landesgejeßgebung von der ihr in Abi. 3 
gegebenen Befugnis für Forſt- und Feldrügefachen Gebraud gemacht hat, 
eine Sondergerichtöbarfeit vor? I. 4/3 86. 13, 383; II. 4/1 81. 8, 157. 


1. Inwiefern werden die landesrechtlichen Beftimmungen über das $ 6 
Strafverfahren im Verwaltungswege durd) die Strafprozekordnung berührt? 

Iv. 19/2 01. 34, 165. 

2. Können landesgejegliche Beitimmungen, wonach auf Nachentrichtung 
hinterzogener Gefälle erfannt werden fol, als noch geltend betrachtet 
werden? IV. 13/10 99. 32, 304. 

©. zu 8 6 aud 4, 335; 8, 224; 12, 212; 14, 134; 18, 14; 
20, 321; 21, 47. 


Über die Gefegesanwendung in dem Falle, wenn ein nad) dem $ 8 
Code d’instruction criminelle vor dem 1. Oftober 1879 in Eljaß-Lothringen 
erlajjened Verfäumnisurteil infolge erhobenen Einſpruchs nad) diefem Tage 
in Wegfall gefommen ift? I. 21/5 85. 12, 219. 
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Strafprozeßordnung. 


Erſtes Buch. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Erſter Abſchnitt (68 1—6). 
Sachliche Zuſtändigkeit der Gerichte. 


52 1. Greift die Beſtimmung Platz in Bezug auf Forſt- und Feld— 
rügefahen, für welche landesgefeglih ein beſonderes Verfahren vor— 
gefchrieben ift? II. 4/1 81. 3, 157. 

2. ©. weiter nadjtehenden 8 4. 


83 Begriff des Ausdruds „ald Täter“. Liegt ein Zufammenhang vor, 
wenn eine Schrift beleidigenden Inhalt von verſchiedenen Perfonen ver- 
breitet wurde, ohne daß fie im Sinne des 8 47 St.G.B.’3 gemeinſchaſtlich 
gehandelt haben? IV. 19/12 93. 25, 15. 


84 1. Setzt die Verbindung mehrerer Strafſachen die gleiche Prozeß— 
lage voraus? Kann eine vor der GStraflammer in erſter Inſtanz ans 
hängige Straffahe mit einer dort in der Berufungsinſtanz anhängigen 
verbunden werben? I. 30/12 89. 20, 161. 

2. Bezieht fi) die Notwendigkeit eines Gerichtsbeſchluſſes nur auf 
jolde im Sinne des 8 3 St. P.O. zufammenhängende Strafiachen, welche 
einzeln zur Zuftändigfeit von Gerichten verſchiedener Ordnung gehören 
mwürben? I. 15/12 88. 10, 10. 

©. zu $4 auf 31, 171. 


85 1. Äußert die Vorſchrift eiuen Einfluß auf die materiellrechtliche 
Vorſchrift über Verjährung? II. 25/5 83. 8, 310. 

2. Welches Gericht iſt zuftändig zur Entſcheidung über die Reviſion 
gegen ein Urteil, durch mweldyes eine Straffammer teild als Erftinftanz- 
gericht, teils als Berufungsgericht mit Verhängung einer Gefamtjtrafe 
erfannt hat? I. 21/4 98. 31, 125. 


sb 1. Kann noch in der Revifiondinftanz geltend gemacht werden, daß 
die bürgerlichen Strafgerichte nicht zuftändig geweſen jeien? IV. 5/4 95. 
27, 1483. 
2. Sit die Prüfung der Frage, ob nicht die Zuſtändigkeit der 
Militärgerichte begründet fei, an ein beftimmtes Prozeßſtadium gebunden? 
Kann die Zuftändigfeit der bürgerlichen Gerichte dadurch begründet 
werden, daß ihnen die Aburteilung einer Straftat von den Militärbehörden 
überlaffen wird? I. 9/7 88, 18, 51. 
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Zweiter Abfhnitt (88 7—21). 
Gerichtsſtand. 


1. Wo iſt der Ort, an dem eine Straftat begangen iſt, zu ſuchen? $ 7 


Sit bei den durch Verbreitung von Drudichriften verübten Beleidigungen 
der Gerichtsſtand ausfchließlih bei dem Gerichte begründet, in deſſen 
Bezirk die Druckſchriften erjchienen find? II. 17/6 92. 23, 155. 

2. Welches Gericht ift örtlich zuftändig, wenn zum Xatbeftande 
eines Delilts mehrere Handlungen gehören und dieſelben an verjchiedenen, 
in anderen Gerichtsbezirken liegenden Orten begangen werden? IV. 25/1 87. 
15, 232. 

3. Kommt e3 bei der frage, wo eine Straftat als begangen ans 
zunehmen ift, auf den Ort an, wo nicht3 weiter ald das Eintreten des 
zur Straftat gehörigen Erfolgd vorgefommen ijt? Kann ein Betrug als 
im Inlande verübt nur dann angenommen werden, wenn die Vermögens— 
befhädigung im Inlande eingetreten und der Täter ſich bewußt gemwefen 
iit, daß eine Vermögensbeſchädigung eintreten oder eine im Inlande be= 
findliche Perfon eine Vermögensbefchädigung erleiden fönne? I. 25/9 84. 
11, 245. 

4. Ort der begangenen Tat, wenn die Tätigfeit des Delinquenten 
fih teil in Inlande, teild im Auslande vollzogen hat? II, III. 19/5 84. 
10, 420. 

5. Drt der begangenen Beihülfe zu einer Straftat. III. 14/6 83. 
9, 10; IV. 24/6 84. 11, 20. 

6. Kann eine Tat ald an mehreren Orten begangen erachtet werden? 
I. 6/5 97. 30, 98. 

7. Sit der Gerichtöjtand der begangenen jtrafbaren Handlung in 
Preußen begründet, wenn die Aufforderung zum Saufe von Lofen 
brieflih von außen nad) Preußen verfendet wird? III. 13/3 80. 1, 274. 

8. ©. weiter St.G.B. $ 3 ©. 6f. 

9. Wo ift der Begehungsort bei jolden Straftaten, zu deren Tat- 
beitand weder ein Erfolg, nod eine gewollte Wirffamfeit gehört (cri 
seditieux)? I. 23/12 89. 20, 146. 

10. Über die Zuftändigfeit im objektiven Strafverfahren ſ. St. P. O. 
8 477. 


Kann die Beitimmung des Abf. 2 noch nad) ergangenem Urteile $ 12 


zur Anwendung fommen? Darf der geordnete Inftanzenzug durchbrochen 
werben? I. 22/2 86. 13, 365. 


1. Wie ift die Trennung verbundener, an ſich vor verſchiedene Ge— 
richte gleicher Ordnung gehöriger Sahen zu bewirken, wenn die Ver— 
bindung vor Erhebung der öffentlichen Klage erfolgt war? I. 6/6 98. 
31, 171. 

2. Hat das Wegfallen des Grundes, der nah 8 13 die Anhängig- 
madhung mehrerer Strafjahen bei einem bejtimmten Gerichte ermöglichte, 
von felbit das Aufhören der Zuſtändigkeit dieſes Gerichts zur Folge? 
II. 5/6 94. 25, 406. 

Ben.-Reg. zu E. 1. St. S. I-XXXV. 19 


sB 
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3. Findet $ 13 auch Anwendung bei einer auf Grund des $ 394 
der SPD. erfolgten Verweiſung der Sache an ein benachbarte Gericht? 
Kann das letztere durch Vereinbarung auch für Aburteilung der zufammen- 
hängenden Straffachen zuftändig werden? III. 11/10 86. 14, 396. 





s 14 Hat das Reichdgericht da zuftändige Gericht zu beftimmen, wenn 
zwischen verjchiedenen Oberlandesgerichten Streit darüber bejteht, welches 
derjelben eine die gerichtlihe Rechtshülfe in Disziplinarfachen betreffende 
Beichwerde zu erledigen hat? Fer. 29/7 91. 22, 111. 


815 Steht dem jubjtituierten Gerichte oder dem in der Rechtsmittelinſtanz 
mit der Sache befaßten Gerichte eine Prüfung der Vorausjegungen des 
Übertragungsbejchluffes zu? II. 9/5 84. 10, 381. 


816 1. Über Verbrauch des Einwands der örtlichen Unzuſtändigkeit bei An= 
bringung auf die gemäß $ 199 St.P.D. ergangene Aufforderung ſ. $ 199 
(Nr. 7, 8). 

2. Sitder Einwand dur Nichtanbringung in der Vorunterfuhung für 
das weitere Verfahren auch dann ausgejchlofjen, wenn die in $ 190 St. P.O. 
vorgejchriebene Eröffnung unterblieben ift? IV. 19/12 93. 25, 15. 

3. Wird der Einwand der örtlihen Unzujtändigfeit, falls eine Vor— 
unterſuchung nicht ftattgefunden hat, durdy Geltendmahung vor der Haupt- 
verhandlung, insbefondere durch eine bei Zuitellung der Ladung zu leb- 
terer abgegebene Erklärung gewahrt? IV. 1/6 88. 17, 412, 


8 18 1. Iſt das Gericht, wenn von mehreren Angeflagten nur einer den 
Einwand der Unzujtändigfeit erhebt, mit der Enticheidung der Zuſtändig— 
feitöfrage hinfichtlid aller Angeklagten befaßt? II. 17/6 92. 23, 155. 

2. Unter welchen Borausjegungen kann die örtlihe BZujtändigfeit 
de3 Gericht zum Gegenjtande der Prüfung in der Reviſionsinſtanz ge= 
macht werden? III. 20/11 80. 3, 136. 

3. Sit 8 18 aud für das Verfahren gegen abwejende Wehrpflichtige 
anmendbar? I. 19/5 81. 4, 232. 

4. Inwiefern findet $ 18 in dem jog. objektiven Strafverfahren 
Anwendung? III. 3/10 89. 19, 427. 


Dritter Abfchnitt (6 22— 32). 
Ausihliegfung und Ablehnung von Serihtsperjonen. 
g 22 Nr. 1. 
1. Werden jämtliche Richter eines Bundesjtaates durch beleidigende 
Ungriffe, welche gegen fie nur in ihrer Gejamtheit gerichtet find, zu 


Berlegten im Sinne der Nr. 1? I. 15/3 94. 25, 179; II. 24/10 98. 
24, 342. 


2. Sit der Konfursgläubiger, welcher in dem Konfurje nicht voll- 
ftändig befriedigt wird, in dem gegen den Gemeinjchuldner wegen Ban: 
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ferott3 eröffneten Strafverfahren als eine — Perſon im Sinne 
des $ 22 anzuſehen? IV. 7/10 84. 11, 223. 

3. Kann in einer Straffache wegen betrüglichen Banferott3 ein 
Släubiger des Gemeinjchuldnerd Gefchworener jein, wenn er zur Zeit 
der Hauptverhandlung wegen feiner Forderung befriedigt ift? IV. 13/1 91. 
21, 291. 

4. Sind nad) gemeinem Rechte die Mitglieder eined Perſonen— 
vereind, welcher Korporationsrechte nicht befißt, durch die Unterfchlagung 
von Vereinsgeldern verlegt im Sinne der Nr. 1? I. 16/6 00. 33, 314. 


5. Sit dad Mitglied einer eingetragenen Genoſſenſchaft, gegen bie 
eine Unterfchlagung verübt ift, wegen der Mitgliedihaft unfähig zur Aus— 
übung des Amts eines Gejchworenen bei Aburteilung ber Unterfchlagung? 
IV. 16/12 92. 23, 361. 

6. Sit auch derjenige Nichter, der nicht weiß, daß er ſelbſt durch 
die ftrafbare Handlung verleßt ijt, von der Ausübung des Richteramts 
kraft Geſetzes ausgejchloffen? II. 8/6 00. 33, 309, 

Nr. 2. 

7. Iſt der Uusdrud „Vormund“ in Nr. 2 auch auf den Gegen 
vormund der preußischen Vormundſchaftsordnung vom 5. Zuli 1875 zu 
beziehen? IV. 7/10 84. 11, 223. 

Nr. 4, 

8. Greift die Beitimmung Pla bei einem Gerichtsaſſeſſor, der als 
Hülfsarbeiter bei der Staatdanwaltichaft Verfügungen zu entwerfen hat? 

Kommt es auf die materielle Bedeutung der bezüglichen Verfügungen 
an? III. 13/11 82. 7, 236; II. 6/12 95. 28, 58. 

9. Unter welchen VBorausfegungen ijt anzunehmen, daß jemand im 
Sinne der Nr. 4 in einer Sache als Polizeibeamter tätig geweſen fei? 
III. 30/4 88. 17, 415; II. 8/7 02. 35, 319. 

10. Kann ein Verwaltungsbeamter, welcher in einer bei der württem— 
bergiichen Verwaltungsbehörde anhängigen Strafſache wegen Kapitalſteuer— 
defraudation vor der Erlafjung des Strafbejcheides die „Unterfuhung im 
Verwaltungswege“ geführt hat, in dem nachher zufolge des Antrags des 
Beihuldigten eröffneten gerichtlichen Verfahren als Sachverſtändiger vers 
nommen werben? I. 14/1 89. 18, 401. 

Nr. 5. 

11. Darf ein in der Hauptverhandlung als Zeuge vernommener 
Richter in dem folgenden wiederaufgenommenen Verfahren al3 erjuchter 
Richter Zeugen abhören? IV. 4/5 97. 30, 70. 

12. Bedingt die Vernehmung eined Zeugen in der Borunterfucjung 
auch dann die Unfähigkeit desjelben als Gejchiworenen, wenn die Ver— 
nehmung fi nur auf einen Anjchuldigungspunft bezog, der nach dem 
Abſchluſſe der Vorunterfuhung nit vor das Schwurgericht, fondern vor 
die Straffammer verwiefen worden ijt? IV. 24/2 88 17, 173. 

13. Iſt ein Richter, welcher im Vorverfahren auf die Aufforderung 
des Staatsanwalt eine jchriftlihe Erklärung über jeine Wahrnehmungen 
bei dem den Gegenjtand der Anklage bildenden Borfalle abgegeben hat, 

19* 
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unfähig, bei der Verhandlung der Sade ald Richter mitzuwirken? 
UI. 1/5 85. 12, 180, 


$ 23 Abſatz 1. 

1. Ranı ein Nichter, der bei einem gemäß $ 369 Abſ. 3 St.P.D. 
aufgehobenen Urteile als Richter fungiert bat, bei der neuen Ver— 
handlung der Sache in erfter Inſtanz nicht tätig fein? IV. 28/6 98. 31, 225. 

Abjäge 2 u. 8. 

2. Sit aud) in den Fällen der Abſſ. 2 u. 3 der Richter Fraft 

Geſetzes von der Mitwirkung ausgeſchloſſen? I. 10/5 80. 2, 209. 
Abjap 2. 

3. Begriff der Führung der Borunterfuhung im Sinne des Ab]. 2. 
IV. 8/5 96. 28, 358. 

4. Gilt dic Unfähigkeit des Unterfuhungsrichterd zur Mitwirkung 
bei der Urteilsfällung auch für deffen Stellvertreter und auch rüdjidhtlid) 
folder Unterfuhungshandlungen, welche erſt nah Schluß der Vorunter— 
ſuchung, aber vor Erlaſſung des Eröffnungsbefchluffes vorgenommen 
find? II. 28/6 81. 4, 341; I. 6/12 88. 18, 269; II. 8/10 80. 2, 314. 

5. Darf ein Unterſuchungsrichter an der Urteilsfällung teilnehmen, 
wenn er in einer urſprünglich gegen zwei Ungejchuldigte geführten Unter— 
juhung nur einen Zeil der Vorunterfuhung gegen einen Angeſchuldigten 
geführt hat und diefer nad) gejchlofjener Unterfuhung außer Verfolgung 
geſetzt it? II. 8/10 80. 2, 314. 

6. Kann der Unterfuchhungsrichter in einer Sache, in welcher er die 
Borunterfuhung zwar nicht geführt, aber den Schluß derjelben nad) 
8 195 St.P.O. verfügt hat, Mitglied des erfennenden Gerichts jein? 
L 15/1 91. 21, 285. 

7. Kann der Unterfuhungsrichter, deffen Tätigkeit ſich darauf be= 
ihränft hat, die Eröffnung der Vorunterfuhung und die Fortdauer der 
Unterfuchungshaft zu bejchließen, Mitglied des erfennenden Gerichts fein? 
III. 3/12 83. 9, 285. 

8. Sit der vom erfennenden Gerichte mit Beweißerhebungen beauf- 
tragte Richter kraft Geſetzes von der Mitwirkung ald Richter bei der 
nadhfolgenden Hauptverhandlung ausgeſchloſſen? I. 8/1 98. 30, 400. 

9. Iſt der Unterfuchungsrichter aud unfähig, mit einer in $ 222 
St. P.D. bezeichneten VBernehmung betraut zu werden? I. 24/3 81. 4, 91. 

Abſatz 8. 

10. Was iſt „Teilnahme am Hauptverfahren“ im Sinne des Ab. 3? 
Führt der Umstand, daß ein Richter, der nach Abſ. 3 nit an dem 
Hauptverfahren teilnehmen darf, an Beſchlüſſen, die außerhalb der Haupt: 
verhandlung erlafjen worden find, mitgewirkt hat, notwendig zur Auf— 
hebung des Urteil$? IV. 1/5 94. 25, 345. 

11. Kommt die Vorfchrift des Abſ. 3 auch dann zur Anwendung, 
wenn der Beſchluß des Landgerichts, durch welchen der Angeklagte außer 
Verfolgung gejebt wurde, von dem Oberlandesgerichte aufgehoben und 
der Angeklagte zur Aburteilung an das Landgericht verwiejen worden 
ift? I. 10/5 80. 2, 209. 
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12. St die Vorfchrift auch auf diejenige Entſcheidung anzumenden, 
durch welche nicht die Eröffnung des Hauptverfahrend beſchloſſen, fondern 
einzelne Beweiserhebungen angeordnet find? IIL. 1/12 80. 3, 81. 

13. Greift die Vorjchrift Pla bei einem die Eröffnung der Vor: 
unterfuchung anordnenden Beſchluſſe? II. 11/6 85. 12, 308, 

14. Greift die Vorſchrift Pla bei einem die Wiederaufnahme des 
Verfahrens anordnenden Beſchluſſe? IL. 23/9 81. 4, 426. 

15. Sit es nah $ 23 Abf. 3 umzuläffig, daß mehr al3 zwei 
Richter, welche bei verfchiedenen Beichlüffen über Eröffnung ded Haupt: 
verfahrend, bezw. bei dem Beſchluſſe über die Anfchlußerflärung des 
Nebenklägerd mitgewirkt haben, an dem SHauptverfahren teilnehmen? 
II. 16/2 83. 8, 82. 

16. Iſt e8 gemäß Abi. 3 unjtatthaft, daß der Berichterjtatter an 
der Entiheidung über ein in der Hauptverhandfung angebrad;te® Ab— 
lehnungsgeſuch teilnimmt? IV. 22/1 86. 13, 302. 


1. Führt eine Verlegung des Abſ. 3 zur Aufhebung des Urteils? 8 24 
IV. 18/9 96. 29, 62. 

2. Kann ein Gericht im ganzen abgelehnt werden? IV. 24/4 95. 27,175. 

3. Inwieweit fann aus der Mitwirkung eined Mitglieds des Ober: 
landesgerichts als Berichterjtatter bei einer gemäß 8 173 St.P.D. ge 
troffenen Entiheidung ein Grund zur Ablehnung dieſes Richters ala 
Mitglied des erfennenden Gerichts abgeleitet werden? III. 20/6 89. 19, 332. 

4. Begründet die Erklärung eines Richter, welcher bei einem in 
der Reviſionsinſtanz aufgehobenen Urteile mitgewirkt bat, daß er bei 
dem zu erwartenden gleichen tatjächlihen Ergebnifje der neuen Haupt— 
verhandlung ebenjo wie früher erfennen werde, ein Ablehnungsgeſuch 
wegen Beforgni3 der Befangenheit? II. 10/2 82. 5, 437. 

5. Kann eine Ablehnung gemäß $ 24 auch gegen Geſchworene 
ftattfinden? I. 1/11 88. 18, 238. 


1. Wie ift bei Anbringung eined Ablehnungsgefuhs in der Haupt $ 25 
verhandlung zu verfahren? Gehört dad Verfahren mit zur Hauptvers 
handlung? Kann der Richter, welcher bei Eröffnung des Hauptverfahrend 
ala Berichterjtatter fungiert hat, an der Entjcheidung über das Ab— 
lehnuugsgeſuch teilnehmen? IV. 22/1 86. 13, 302. 

2. Sind die Prozeßbeteiligten, welche in einer früheren Hauptver— 
handlung ein Ablehnungsgefuh nicht vorgebracht haben, hierdurch be- 
hindert, in einer jpäteren Hauptverhandlung gegen früher nicht abgelehnte 
Richter ein Ablehnungsgeſuch anzubringen? III. 20/6 89. 19, 832. 

3. Erteilt die in der Hauptverhandlung geichehene bloße Wieder- 
bolung eine bereit3 vor der Hauptverhandlung gegen erfennende Richter 
angebraditen, aber in zur Zeit unanfechtbarer Weiſe ald unbegründet 
verivorfenen Ablehnungsgeſuches die formell jtatthafte Stellung eines 
anderweiten Ablehnungsantragd, auf welden vom Gerichte ohne Mit: 
wirkung der von der Ablehnung betroffenen Richter nochmalige materielle 
Entſchließung gefaßt werden muß? III. 3/11 84. 11, 224. 
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8 26 1. Über Anbringung von Ablehnungsgefuhen in der Hauptver- 
handlung ſ. oben $ 25. 
2. Hat dann, wenn über das Ablehnungsgefuc ein anderes (höheres) 
Gericht zu entjcheiden hat, als dasjenige, bei welchem es anzubringen ift, 
das erjtere Gericht auch die erjt bei ihm geltend gemachten Ablehnungs- 
gründe in Betracht zu ziehen? L 17/10 81. 5, 1383. 
3. Über „Glaubhaftmadhung“. II. 29/10 95. 28, 8. 


$ 27 1. Rann ein Richter ein gegen ihn felbft gerichtetes Ablehnungs— 
geſuch, weil es nicht ernitlich gemeint, jondern nur zur Verfchleppung 
der Sache angebracht fei, ald unbeachtlich zurüdweifen? II. 8/10 97.30, 273. 

2. Welches Gericht hat zu entjcheiden, wenn ein erfennender Richter, 
insbejondere ein Mitglied des Schwurgerichts außerhalb der Hauptver— 
handlung abgelehnt wird? L 28/9 91. 22, 135; IIL 20/6 89. 19, 332, 

3. Darf über ein in der Hauptverhandlung bei der mit fünf Mit- 
gliedern bejegten Straflammer angebrachte Ablehnungsgefuh nad dem 
Ausscheiden der abgelehnten Richter von der Straffammer in der Beſetzung 
von nur drei Mitgliedern verhandelt und entjchieden werden? II. 19/12 90. 
21, 250. 

4. Über die Behandlung eines in der Hauptverhandlung angebrachten 
Ablehnungsgeſuchs ſ. weiter oben 8 25. 

5. Desgleihen über die Erledigung eines nad rechtöfräftiger Ver— 
werfung von neuem angebrachten Ablehnungsgeſuchs. 

6. Über die Frage, ob das obere Gericht die erjt bei ihm an- 
gebrachten Ablehnungsgründe zu berüdjichtigen hat, j. oben 8 26. 

7. Findet die Vorfchrift, daß es einer Entſcheidung nicht bedarf, 
wenn der abgelehnte Richter das Ablehnungsgefuh für begründet hält, 
auch auf die Landgerichte Anwendung? 

Iſt durch die Vorſchriſt aud für den Fall, daß troß der Erklärung 
des Abzulehnenden gegen die Begründetheit de8 Antragd Bedenken obs 
walten, eine fürmliche Entſcheidung ausgejhloffen? II. 10/2 82. 5, 437. 


Ss 28 1. Kann ein gegen einen erfennenden Nichter angebradhte® Ab— 
lehnungsgeſuch, welches durch Gerichtsbefhluß für unbegründet erflärt 
worden ift, auf Grund eines innerhalb gejeglicher Frift (St P.O. $ 25) 
wiederholten, auf neue Tatſachen gejtügten Ablehnungsgefuche® durch 
weiteren Gerichtöbejhluß für begründet erklärt werden? I. 20/2 98. 
24, 12. 

2. Kann in dem Falle, wenn das an fich zuftändige Gericht eine 
Entiheidung über das gegen einen erfennenden Richter angebrachte Ab— 
lehnungsgeſuch wegen vermeintlicher Unzuftändigfeit nicht getroffen Hat, 
das hiergegen angerufene Bejchwerdegericht nunmehr aud in der Sache 
ſelbſt enticheiden? III. 20/6 89. 19, 332. 

3. Hat dad NRevifiondgericht bei der gemäß $ 28 Abſ. 2 zu treffen- 
den Enticheidung entgegen dem Prinzip des $ 376 St. P.D. eine Nach— 
prüfung in tatfächlicher Beziehung vorzunehmen? I. 28/9 91. 22, 135; 
III 80/11 82. 7, 340, %®gl. I. 17/10 81. 5, 133, 
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4. Sit gegen einen Beſchluß, durch melden ein Ablehnungsgefud) 
für unbegründet erklärt worden ift, dad Nechtömittel der Reviſion aud) 
dann gewährt, wenn derjelbe vor Eröffnung des Hauptverfahrens er— 
fafjen worden ift? III. 27/9 82. 7, 175. 

5. Kann der Beichluß, durch melden ein gegen die erfennenden 
Richter erhobene Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt wird, gemäß 
$ 28 Abſ. 2 auch dann in Verbindung mit dem Urteile angefochten 
werden, wenn er von dem Überlandeögerichte erlaffen worden ijt? 
I. 16/6 00. 33, 314. 


Unterliegt der Beſchluß, durch welchen auf die Anzeige eines Richters $ 30 


von einem Berhältnifie, das feine Ablehnung rechtfertigen könnte, aus— 
gefprochen wird, daß er fi der Ausübnng des Richteramts zu enthalten 
habe, der Anfechtung in der Nevifionsinjtanz? IV. 21/5 97. 30, 128. 


Inwieweit ift der Umjtand, daß ein geſetzlich ausgeſchloſſener Ge— 
richtöjchreiber dad Protokoll in der Hauptverhandlung geführt hat, ges 
eignet, einen Revifionsgrund abzugeben? III. 12/11 85. 13, 76. 


831 


1. Über Unfähigkeit eines Geſchworenen wegen Beteiligung ſ. oben 822. 8 32 


2. Findet 8 24 auf Geſchworene Anwendung? I. 1/11 88. 18, 288. 
3. Welcher Zeitpunkt ift maßgebend für die Beurteilung der abjoluten 
Fähigfeit eines Geſchworenen zur Mitwirkung beim Schwurgerichte: Die 
Beit der Aufitellung der verjchiedenen Lijten, insbeſondere die Bildung 
der Sprudjlijte, oder der Moment feiner Berufung auf die Geſchworenen— 
bank behufs tatfähliher Ausübung feines Amts? II. 21/9 80. 2, 241. 


Vierter Abſchnitt (SS 33—41). 
Gerihtlihe Entjheidungen und deren Bekanntmachung. 


1. Unter welden Borausfeßungen iſt in dem Falle, wenn die An- 
hörung der Beteiligten vor Erlaß eines Gerichtöbefchluffes verfäumt worden 
ift, die Annahme begründet, daß das Urteil auf dem Verſtoße beruht? 

Sind die Prozeßbeteiligten zu hören vor Erlaß eines Beſchluſſes, 
daß von der Beeidigung eined Zeugen Abjtand zu nehmen jei? — vor 
Anordnung der Berichtigung eined Geſchworenenſpruchs? II. 24/1 82. 
6, 3; IV. 8/6 86. 14, 298. 

2. Liegt eine Gejeßesverlegung vor, wenn einem Angeklagten nicht 
da8 Gehör über den jtaatdanmwaltichaftlihen Antrag auf Ausſchluß der 
Öffentlichkeit geitattet worden ijt? II. 9/1 80. 1, 50. ©. weiter G.V. G. 
8 175. 

3. Müſſen Gerichtsbeſchlüſſe, insbefondere Beichlüffe über Eröffnung 
des Hauptverfahrend von allen mitwirfenden Richtern unterzeichnet 
werden? III. 18/2 80. 1, 210; I. 29/4 80. 1, 402. 


1. Über Ablehnung von Beweisanträgen f. $ 243. 
2. Kann die unmotivierte Ablehnung eines unfubjtanziierten Antrags 


$ 33 


834 
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auf Nichtbeeidigung eines Zeugen die Reviſion begründen? II. 15/6 80. 
2, 109. 

3. Bedarf im ſchwurgerichtlichen Verfahren die Entjheidung über 
Faffung der Fragen einer Begründung? I. 28/2 95. 27, 67. 


835 1. Was find Entfcheidungen im Sinne des $ 35? II. 6/4 80.1, 345. 
2. Bedarf es der Zuſtellung des Beſchluſſes, wodurd der An— 
geflagte von der Verpflichtung zum Erjcheinen in der Hauptverhandlung 
entbunden worden? II. 28/1 87. 15, 202. 
3. Über die Anwendung im Falle des 8 232 St.P.D. ſ. weiter dort. 
4. Über Anwendung im objektiven Verfahren j. 88 477ftg. St. P.O. 
5. Über Buftellung im Falle des $ 270 SPD. f. dort. 
6. Über Zuftellung an den Nebenkläger |. 88 440, 441 StP.D. 
7. Kann im Falle des Abi. 2 die Zuftellung des Urteild an den 
zur Empfangnahme ermächtigten Verteidiger erfolgen? II. 24/9 89. 19, 390. 


836 Sit durh $ 36 den Straflammern die Befugnis, Zuftellungen 
unmittelbar zu veranlaſſen, überhaupt entzogen? Wird die Frijt zur 
Reviſionsrechtfertigung durch eine von der Strafkammer unmittelbar ver— 
anlaßte Urteilszuſtellung in Lauf geſetzt? II. 14/4 82. 6, 179. 


837 1. Wie iſt die nah 8 385 St.P.D. gebotene Zuſtellung des Urteils 
zu bewirken? I. 5/7 88. 9, 274. 

2. Über die Zuftellung des Urteils an den Angeflagten, wenn 

derjelbe bei Einfegung der Revifion einen Verteidiger zur Entgegennahme 
beftellt hat? I. 10/3 82. 6, 93. 


Fünfter Abſchnitt (SS 42 -47). 
Friſten und Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 


842 1. Wird die Friſt zur Einreichung eines Schriftſatzes gewahrt, wenn 
der Schriftſah am letzten Tage nah Schluß der Dienſtſtunden vom 
Gerichtöfchreiber in feiner Wohnung angenommen wird? 

— wenn der Schriftjag am legten Tage nad Schluß der Dienjt- 
ſtunden in Wbmwejenheit des Gerichtsſchreibers in deſſen Amtszimmer 
niedergelegt wird? ©. St.P.O. 8 381. 

2. Wird dur die Einhändigung der jchriftlichen Reviſionsanträge 
an den Gerichtöfaftellan oder durch Niederlegung derjelben auf den Tiſch 
des Gerichtöjchreiberd die Nechtömittelfrift gewahrt? IL. 5/2 84. 10, 74. 


843 1. Iſt „Mariä Verkündigung“ in der preußiſchen Rheinprovinz 
ein allgemeiner Feiertag? I. 27/6 98. 31, 221. 
2. Sit in den altpreußifchen Provinzen der Epiphaniadtag (6. Januar) 
ein allgemeiner Feiertag? II. 2/11 80. 2, 398. 
3. Unter welchen Borausfegungen fommen in Bayern Firdjliche 
Feiertage ald allgemeine im Sinne des $ 43 in Betradht? 
Gehören zu diefen aud die in Bayern als politiſch-kirchliche YFeit- 
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tage zu feiernden Namens- und Geburtstage Ihrer Königl. Majejtäten? 
I. 19/1 88. 17, 56. 

4. Wonach beitimmt e3 ji, ob an einem bayerischen Gerichtshofe 
ein fonfefiioneller Feiertag zu gelten hat? I. 8/11 00. 33, 438. 

5. Gilt in Bayern der Sarfreitag als „allgemeiner Feiertag“? 
I. 2/6 81. 4, 240. 

6. Findet die Beitimmung des $ 43 über Friitberehnung Uns 
wendung auf die Strafantragsfrift? I. 22/12 79. 1, 40. 


1. Kann auch wegen der Verfäumung der Anbringung einzelner $ 44 
Revifionsbeichwerden Wiedereinfegung in den vorigen Stand begehrt 
werden? Iſt an ich behinderte Afteneinficht des Verteidigerd ein Grund 
zur Wiedereinfegung in den vorigen Stand? III. 25/9 93. 24, 250. 

2. Liegt ein unabmwendbarer Zufall darin, daß durd die bei einem 
Gerichte bejtehende Einrichtung des Abholend der Briefe deren Ankunft 
beim Gerichte verzögert wird? I. 14/2 98. 31, 19; II. 28/9 80. 2, 271. 

3. Kann ein Irrtum des Angeklagten über die bei dem Gerichte 
für den Gejchäftsbetrieb beitehenden Einrichtungen oder ein Verſchulden 
des Berteidigerd an dem verjpäteten Eingang der Nevifionsanträge einen 
Grund zur Wiedereinfegung in den vorigen Stand bilden? II. 5/2 84. 
10, 74. 

4, liber Wiedereinjegung in den vorigen Stand aus dem Grunde, 
weil dem Angeklagten felbjt und nicht, wie beantragt, dem Verteidiger 
zugeftellt worden war. I. 10/8 82. 6, 93. 

5. Liegt ein Grund zur Wiedereinjegung in den vorigen Stand 
vor, wenn die vom Angeflagten jofort nah Verkündigung des Urteils 
erjter Inſtanz abgegebene Erklärung, er lege dagegen Revifion ein, von 
dem Gerichtöjchreiber nicht in das Sikungsprotofoll oder ein bejonderes 
Protokoll aufgenommen worden iſt? I. 2/11 93. 24, 355. 

6. Iſt die Staatdanmaltjchaft befugt, zu gunften de3 Angeklagten 
defien Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die von ihm ver— 
fäumte Friſt zur Einlegung des Rechtsmittel der Revifion zu beantragen? 
Iv. 26/5 91. 22, 31. 

7. Kann in einem dem Gejchäftsperjonale des Berteidigerd zur 
Lait fallenden Verſchulden ein Grund zur Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand gefunden werden? IV. 4/2 02. 35, 109. 


Über Glaubhaftmachung. I. 29/10 95. 28, 8. 845 


Sechſter Abſchnitt (SH 48 -71). 


Zeugen. 
1. Kann der Beamte, der in der Hauptverhandlung die Staats⸗ $ 48 
anwaltſchaft vertritt, ald Zeuge vernommen werden? IV. 11/12 96. 
29, 236. 
2. Darf ein Mitangeflagter in demjelben Berfahren überhaupt 
oder wenigjtend dann ald Zeuge bezüglich feiner Mitangeflagten ver- 


8 49 
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nommen werden, wenn die Unterſuchung mehrere ſelbſtändige Straffälle 
betrifft und der Mitangeklagte über einen Straffall Auskunft geben fol, 
bei welchem er jelbjt irgend einer Beteiligung gar nicht bejchuldigt oder 
auch nur verdächtig iſt? II. 9/5 82. 6, 279. 

3. Kann aus der Strafprozehordnung die allgemeine Rechtspflicht 
abgeleitet werden, von den Polizeibehörden und den Organen der Polizei 
in betreff begangener Straftaten ſich ald Zeuge vernehmen zu lafjen 
und ihnen Auskunft zu erteilen? III. 22/11 83. 9, 483. 

4. Kann ein wegen Geiltesfranfheit Entmündigter als Zeuge ver— 
nommen werden? II. 9/10 00. 33, 393. 

5. Welche Bedeutung ald Beweismittel hat ein Taubjtummer, der 
des Lejend und Schreibens ſowie der Zeichenſprache des Dolmetjchers 
unfundig und deſſen Beeidigung darum unmöglich ift? I. 15/10 00. 
33, 403. 

6. Über die Notwendigkeit der Beeidigung der Zeugen |. $ 56. 

7. Iſt die Vernehmung von Zeugen über Hörenjagen zuläffig? 
II. 12/5 80. 2, 160. 

8. Darf ein Richter über die Art und Weiſe des Zujtandefommens 
eines Spruchs, bei weldyem er beteiligt geweſen tft, al8 Zeuge vernommen 
werden? II. 13/11 94. 26, 202, 


Darf das Protokoll über die fommifjarische Vernehmung des Mit: 
glieds einer gejeßgebenden Verfammlung nur dann verlefen wrden, wenn 
zuvor die Genehmigung diefer Verſammlung zu Ladung des Zeugen 
nachgefucht und verweigert worden ift? I. 24/11 94. 26, 254. 


Beugnisverweigerungsredt (83 51—55). 

1. Kann ein Berlegter, welchem das Necht der Zeugnisverweigerung 
zufteht, deshalb auch verweigern, fich körperlich unterſuchen zu laſſen? 
I. 8/7 89. 19, 364. 

2. Darf ein Zeuge, welder vom Nechte der Beugnisverweigerung 
Gebraud zu machen erklärt hat, nicht dann, wenn er hinterher auf dieſes 
Recht Verzicht leiftet, doc) noch vernommen werden? I. 7/5 80. 2, 53. 

3. Gejtatten die bezüglihen Prozeßvorſchriften die Vernehmung von 
Zeugen über ihre Kenntnis durch Mitteilung von feiten folcher Perjonen, 
welche von ihrem Rechte, Zeugnis zu verweigern, Gebraud; gemacht 
haben? I. 1/7 86. 14, 266. 


S. voritehend 88 51—55 jowie weiter 88 57, 250, 251. 
Abſatz 1. 

1. Kann als Beichuldigter im Sinne des $ 51 auch angejehen 
werden, wer durch eine Anzeige bejchuldigt ift, welcher feine Folge ge— 
geben worden ijt? II. 24/6 87. 16, 154. 

2. Greift 8 51 Plaß, wenn der Zeuge nur zu einem der mehreren 
Angeklagten in einem Verhältnifje jteht, welches ihn zur Verweigerung 
des Zeugnifjes berechtigt? II. 24/10 80. 3, 161; I. 12/2 80. 1, 207. 

3. Beiteht das Recht der Zeugnisverweigerung, wenn die Unter—⸗ 
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ſuchung mehrere Straffälle betrifft und der mitangeflagte Angehörige bei 
einem der Straffälle nicht beteiligt iſt? II. 24/6 87. 16, 154. 

4. Kommt e3 für die Frage, ob ein Zeuge ald mit einem Mit- 
bejhuldigten verwandt zur Verweigerung des Beugnifjes berechtigt ift, 
darauf an, daß der dem Zeugen verwandte Mitbejhuldigte bereits rechts— 
kräftig verurteilt ijt? 

Sit der Umſtand, daß eine prozefjuale Gemeinfamfeit der An- 
fhuldigung im weiteren Sinne in irgend einem Prozeßſtadium bes 
ftanden hat, ausreichend, um eine Perſon in einem materiell mit der von 
ihr begangenen Tat zufammenhängenden Strafverfahren gegen eine andere 
Perſon als Beichuldigte im Sinne des $ 51 anzufehen? III. 29/5 95. 
27, 270; 1. 2/8 99. 32, 72; II. 6/7 00. 38, 350. gl. II. 25/6 95. 
27, 312. 


5. Bedarf e3 zur Vernehmung der in $ 51 bezeichneten Perſonen 
eines ausdrüdlichen Verzichts derjelben auf ihr Recht der Zeugnis— 
verweigerung? II. 28/1 81. 3, 325. 

6. Darf das Gericht von der Vernehmung eines nad) $ 51 bes 
fehrten Zeugen abfehen, wenn nad) der Überzeugung des Gericht ber 
Zeuge aus der Belehrung ein Verſtändnis über feine Berechtigung zur 
Zeugnisverweigerung nicht gewonnen hat? III. 14/7 81. 4, 398. 

7. Kann die Revifion wirkſam darauf gegründet werden, daß ein 
in der Hauptverhandlung erjchienener Zeuge, dem auf Grund unrichtiger 
Ungaben dad Recht der Zeugnisvermweigerung eingeräumt wurde, uns 
vernommen geblieben ijt? I. 15/5 99. 32, 157. 

Nr. 1. 

8. Sind unter Verlobten nur diejenigen Perſonen zu veritehen, 
welche ein civilvechtlic gültige Verlöbnis miteinander abgejchloffen haben? 
III. 28/1 84. 10, 117. 

9. Kann eine Zeugin als Perlobte des Beſchuldigten angejehen 
werden, wenn leßterer die Zeugin zu ehelichen verjproden hat, jobald 
feine noch beſtehende Ehe werde gejchieden fein? I. 1/4 86. 14, 7. 

10. Sit ein bei der Vernehmung aufgelöftes Verlöbnis von recht— 
licher Bedeutung? I. 9/5 98. 31, 142, 

11. Über den Begriff von Verlobten f. auch St.G.B. 8 52 Nr. 4, 5. 
S. 28. 

Nr. 2. 

12. Greift die Beitimmung auch Platz bei Vernehmung einer 
Perſon, mit welcher der Beſchuldigte in Bigamie lebt? I. 28/6 88. 18, 42. 
Nr. 8. 

13, Kommt es darauf an, ob die Verwandtichaft bezw. Schwäger- 
fchaft auf ehelicher Geburt beruht? IV. 17/4 85. 12, 143; II. 8/6 86. 
14, 187. 

14. Kommt aud) natürliche Verwandtſchaft in Betraht? II. 19/6 91. 
22, 51. 

15. Fällt das Verhältnis des einen Ehegatten zu dem Adoptiv— 
finde des anderen unter $ 51 Nr. 3? IV. 4/5 97. 30, 75. 
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Abſatz 2. 

16. Iſt die Belehrung über dad Recht der Beugnisverweigerung 
auch bei Perfonen nötig, welche wegen Eidesunmündigkeit uneidlich zu 
vernehmen find? Fer. 7/9 80. 2, 228. 

17. Müffen in dem Falle, wenn die Belehrung über das Recht 
der Zeugnisvermweigerung Unmündigen erteilt wird, Die gejeplichen Ver— 
treter zugezogen werden? 

Welchen Sinn hat die Beftimmung, daß die Belehrung „vor jeder 
Bernehmung“ zu erteilen ſei? Muß die Belehrung bei fortgejegten 
Verhandlungen wiederholt werden? III. 17/9 85. 12, 408. 

18. Muß die Belehrung über dad Zeugnisverweigerungsredht, wenn 
fie bereit3 in der Vorunterfuchung jtattgefunden hat und der Beſchuldigte 
auf dad Recht verzichtet hatie, nochmal bei der Hauptverhandlung er- 
folgen? I. 5/7 80. 2, 192. 

19. Bildet die Unterlaffung der vorgejchriebenen Belehrung einen 
Revifionsgrund? Fer. 7/9 80. 2, 228; I. 5/7 80.2, 192; III. 16/4 94. 
25, 262; II. 19/1 97. 29, 351. 

20. Was gilt in Diefer Beziehung, wenn dem Nichter dad das 
Beugnisverweigerungsreht begründende Verhältnis unbelannt war? 
I. 8/10 87. 16, 214. 

21. Wie ift zu verfahren, wenn in einer fchwurgerichtlichen Ver— 
handlung nach Beginn der Vernehmung eined Zeugen fi) herausftellt, 
daß derjelbe zur Verweigerung des Zeugnifje® berechtigt ift und der 
Beuge von feinem diesbezüglichen Rechte nunmehr Gebrauch macht? 
Kann ein Revifiondgrund daraus entnommen werden, daß den Gejchivorenen 
in einem ſolchen Falle nicht Belehrung über die Bedeutung der ab» 
gegebenen Ausſage erteilt worden ift? II. 19/1 97. 29, 351; III. 16/4 94. 
25, 262. 

©. zu $51 aud 9, 88. 


Iſt die Vernehmung eined behandelnden Arzte® von vorgängiger 
Entbindung von der Berpflihtung zur Berjchwiegenheit feitend des 
Patienten abhängig? I. 8/7 89. 19, 364. 


1. Darf ein öffentlicher Beamter, deſſen vorgejegte Dienftbehörbe 
feine VBernehmung über Umftände, auf welche ſich die Pflicht zur Amts- 
verjchwiegenheit bezieht, nur unter Einjhränfungen genehmigt hat, über: 
haupt ald Zeuge vernommen werden? Welche Bedeutung ilt jolchen 
Einſchränkungen beizulegen, wenn die Vernehmung ded Beamten erfolgt? 
I. 18/9 82. 7, 74. 

2. Hat der ald Zeuge erjchienene Beamte jelbit darüber zu ent= 
fheiden, ob die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit ihm verbiete, Die ver- 
langte Auskunft zu geben? Darf der Richter auf die Pflicht zur Amts— 
verjchwiegenheit ihn hinmweifen? III. 30/11 85. 13, 154. 

3. Sind die Eröffnungen des vorgejepten Minijterd an einen Be— 
amten über dejjen von Amtswegen zu verfügende Verfeßung von der 
Pflicht zur Wahrung des Amtsgeheimnifjes umfaßt? I. 13/12 86. 15, 85. 
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1, Derfe eine Frage an einen Zeugen lediglich debhalb, weil ihre $ 54 

Beantwortung dem Zeugen oder feinen Angehörigen die Gefahr itraf- 

rechtlicher Verfolgung zuziehen Tann, zurücdgewiefen werden, ohne daß 

der Beuge darüber gehört ift, ob er die Frage beantworten will? 
I. 17/1 84. 9, 426. 

2. Sit im Falle des 8 54 eine Belehrung des Zeugen darüber 

wer daß er die Beantworlung einer Frage verweigern fann? 
— 84. 10, 154. 
S. auch 36, 128. 


Über Glaubhaftmachung. II. 29/10 95. 28, 8. 8 55 


1. Welche Folgen hat die Nichtbeeidigung eined Zeugen, infoweit $ 56 
ein Grund zur Nichtbeeidigung nicht vorliegt? Wie geftaltet ſich ins— 
befondere dad Berhältnis bei der irrigen Unterftellung des Gericht8, der 
Zeuge fei noch nicht eidemündig? I. 5/12 89. 20, 168; I. 21/5 83. 

07. 


2. Muß die ftattgefundene Beeidigung eideunmündiger Perfonen 
al8 Zeugen die Aufhebung des Urteil nad ſich ziehen? I. 11/4 82. 
6, 155. 

3. Muß aud ein eideunmündiger Zeuge über das Recht der 
Beugnisverweigerung belehrt werden? Fer. 7/9 80. 2, 228; III. 17/9 85. 
12, 408. 

4. Erfordert die Nichtbeeidigung eined Zeugen in der Haupt: 
verhandlung ſtets einen Gerichtsbeſchluß? I. 4/7 89. 19, 354. 

5. Snwieweit fallen die Erklärungen eined Zeugen in den Bereid) 

der von ihm zu beeidigenden Ausfagen? II. 24/9 80. 2, 267. 
Nr. 1. 

6. Nah welchem Rechte iſt die Eidesmündigkeit zu berechnen ? 
Welche Berechnung gilt nach preußiſchem Rechte? III. 25/5 91. 22, 29; 
III. 16/12. 01. 35, 37. 

7. Bildet jede Verſtandesſchwäche, indbejondere auch Gedächtnis— 
ſchwäche einen Grund, Beugen unbeeidigt zu vernehmen? IV. 5/11 89. 
20, 60 

8. Kann ein wegen Geiltesfrankheit Entmündigter als Zeuge ver— 
nommen und beeidigt werden? II. 9/10 00. 33, 398. 

9, Rechtfertigt Trunfenheit eines Zeugen die Unterlafjung feiner 
Beeidigung? III. 10/6 01. 34, 283. 

10. Hat bei einer fommifjariihen Beugenvernehmung der erjuchte 
Richter zu enticheiden, ob die Vorausjeßungen ded 8 56 Nr. 1 vorliegen? 
Ser. 25/7 94. 26, 97. 

11. Sind in der Revifiondinftanz neue Behauptungen zuläffig, um 
darzutun, daß ein in erjter Inſtanz beeidigter Zeuge wegen Verſtandes— 
ſchwäche nicht beeidigt werden durfte? II. 18/11 84. 11, 261. 

Nr. 2. 

12. Sind Perjonen, welche unter Herrichaft des preußischen Strafs 

recht wegen Meineid8 verurteilt worden find, nah Einführung der 
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deutjchen Strafprozegordnung unfähig geblieben, ald Zeugen eidlid) ver— 
nommen zu werden? III. 25/6 81. 4, 335. 
Nr. 3. 

13. Bu den Begriffen „Gegenftand der Unterſuchung bildende Tat“ 
und „Teilnehmer“. er. 10/8 96. 29, 32; IL. 10/2 88. 17, 116; 
II. 9/1 88. 17, 101; IV. 24/8 85. 12, 122; III. 1/12 84. 11, 300; 
I. 3/1 84. 9,370; III. 7/5 88. 8,299; I. 7/12 82. 7,381; III. 7/1 82. 
5, 362. 

14. Kann in einer Hauptverhandlung, welche mehrere jtrafbare 
Handlungen umfaßt, ein Zeuge bezüglich einer derjelben eidlich, bezüglich 
einer anderen — wegen Verdacht? der Teilnahme — uneidlich vernommen 
werden? II. 24/6 84. 11, 1. 

15. Darf in einer Unterfuchung gegen den Käufer einer Wahl- 
jtimme ($ 109 St. G. B.'s) die Perſon, welche verdächtig ift, die Wahl- 
jtimme an den Angeklagten verkauft zu haben, als Zeuge beeidigt werden? 
III. 9/1 88. 17, 101. 

16. ft eine wegen gewerbsmäßiger Unzucht verurteilte Frauens— 
perfon in dem Strafverfahren, welches mit Bezug auf diefelbe Unzucht 
die Anfchuldigung der Kuppelei zum Oegenitande hat, als Teilnehmerin 
an der Tat zu betrachten? III. 13/5 82. 6, 286. 


17. Greift 8 56 Nr. 3 Plab, wenn dem Beugen überhaupt ein 
itrafbare® Tun zur Laſt fällt, die Beitrafung aber wegen eines Strafs 
ausſchließungsgrundes (8$ 46, 61, 247 St. G. B.'s) nicht ftattfinden kann? 
I. 9/7 91. 22, 99. 

18. Sind bei dem Delikte der Blutihande die noch nicht 18 Jahre 
alten Verwandten und PVerjchwägerten abjteigender Linie als Teilnehmer 
des Delikts der mit ihmen getriebenen Blutichande anzufehen, jodaß ihre 
Beeidigung im Strafverfahren ausgeſchloſſen ijt? III. 23/9 89. 19, 391. 

19. Darf ein Zeuge auf Grund des $ 56 Nr. 3 unbeeidigt ges 

laffen werden, wenn im Urteile feine Mitwirkung bei der infriminierten 
Tat als durch Notwehr geboten für ſtraflos erklärt wird? II. 24/6 98, 
31, 219, 
20. Rann in einer das Verbrechen des $ 159 St. G. B.s betreffen- 
den Unterfuchung die Perjon, die zu einer faljchen eidlichen Ausfage an— 
geitiftet worden, aber wegen rechtzeitigen Widerrufs ihrer falichen Aus— 
fage ſtraflos geblieben ift, eidlich al Zeuge vernommen werden? III. 15/3 86. 
14, 19. 

21. Kann bei einer Anklage au $ 49a St.G.B.’3 gegen die auf- 
geforderte Perſon ein Verdaht der Teilnahme an der den Gegenjtand 
der Unterjuchung bildenden Tat bejtehen? I. 20/2 99. 32, 31. 

22. Kann $ 56 Nr. 3 Anwendung finden, wenn es fi) um einen 
tatfächlihen Vorgang handelt, welcher zwar mit der den Gegenſtand der 
Unterfuhung bildenden Tat in einem äußeren Zufammenhange jteht, 
aber eine materiell jelbjtändige Verſchuldung anderer Perfonen in fich 
ſchließt? ILL 1/12 84. 11, 300; IL. 8/5 85. 12, 190. 

23. Sind die körperlich Verlegten und diejenigen Beteiligten an 
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einer gewöhnlichen, nicht unter $ 227 St.G. B.'s fallenden Schlägerei, 
welche an der zur Unterfuchung jtehenden Körperverlegung nicht teil- 
genommen haben, eidlic) ald Zeugen zu vernehmen? IL. 10/2 88. 17, 116; 
IV. 28/5 95. 27, 266. gl. I. 7/12 82. 7, 831. 

24. Finden die Begriffe des „Zeilnehmerd“ und der „Tat“ aud 
auf Bahrläffigfeitädelitte Anwendung? II. 7/5 83. 8, 299. 

25. Über den Begriff „Begünftigung” f. St. G.B. 8 257 ©. 167ff. 

26. Liegt Begünftigung vor, wenn der Zeuge im PVorverfahren 
abſichtlich unwahre Ausſagen gemacht hat, um den Beſchuldigten vor 
Strafe zu retten? Steht in dieſem Falle der Anwendung des 8 56 Nr. 3 
entgegen, daß der Zeuge aus 8 257 Abſ. 2 St.G.B.3 Straflofigkeit zu 
beanfpruchen hat? IV. 13/12 95. 28, 111. 

27. Darf die Beeidigung eined Zeugen in der Hauptverhandlung 
aus dem Grunde unterlafjen werden, weil der Zeuge durch feine in der 
Verhandlung jelbft eritattete Ausſage ſich der Begünftigung ded Anz 
geflagten in Bezug auf die unter Anklage ftehende Tat verdächtig ge= 
macht habe? III. 3/7 84. 11, 29; I. 21/5 83. 8, 407. 

28. Kann ein Dieb in der Unterfuhung gegen den Hehler als 
Zeuge beeidigt werden, wenn er bereit3 verurteilt ift und die Unterſuchung 
gegen den Hehler erjt jpäter itattfindet? II. 9/7 80. 2, 217. 

29. Findet $ 56 Nr. 3 Unmwendung auf Mitbeichuldigte, welche 
als Zeugen vernommen werden, nachdem ſie außer Verfolgung gelegt 
oder freigefproden werden, oder jind fie dann jtet3 zu beeidigen? 
IL. 26/6 83. 8, 382. 

30. Kann ein Zeuge aud) dann, wenn ich ergibt, daß gegen den— 
jelben früher die Vorunterfuhung wegen Verdachts der Begehung der 
infriminierten Tat eingeleitet worden und diefe Borunterfuchung nod 
nicht zur Erledigung gefommen ift, auf Grund der Annahme, es liege 
Verdacht nicht vor, eidlich vernommen werden? I. 4/7 87. 16, 209. 

31. Kann jemand nad) der Rechtöfraft der gegen ihn ausgejprochenen 
Berurteilung in dem gegen Mitangeflagte fortgehenden Strafverfahren 
eidlich ald Zeuge vernommen werden? IV. 28/5 95. 27, 266. 

32. Welche Rechtsfolge ergibt fi), wenn nad) vorangegangener 
Beeidigung ſich nachträglich ergibt, daß die Beeidigung nad) $ 56 Nr. 3 
unzuläjjig war? I. 15/2 97. 29, 379. 

33. Kann darauf, daß durch die Beeidigung eines Zeugen gegen 
$ 56 Nr. 3 verſtoßen ift, die Nevifion auch dann wirkſam gejtüßt 
werden, wenn die vor der Vernehmung erfolgte Beeidigung von feiner 
Seite Widerjprud erfahren hat? 

Unter welden Vorausſetzungen fann die Entjcheidung ded Gerichts 
über die Frage der Verdächtigkeit eined Beugen mit Erfolg in der 
Reviſionsinſtanz angefochten werden? IV. 13/12 95. 28, 111. 

34. In welcher Weiſe it die gemäß $ 56 Nr. 3 erfolgte Nicht: 
beeidigung eine Beugen zu begründen? Kann eine gejegmäßige Be— 
gründung im Urteile nachgeholt werden? IL. 21/4 93. 24, 130; 
II. 18/6 81. 4, 324. 

35. Darf ein Mitangellagter als Zeuge bezüglich einer ihn nicht 
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berührenden Straftat eines Mitangeflagten vernommen werden? II. 9/5 82. 
6, 279 


8 57 1. Hängt die Beeidigung des Zeugen vom richterlihen Ermeffen 
ab, wenn der Zeuge nur zu einem der Ungeflagten in einem das Necht 
der Zeugnißverweigerung begründenden Verhältnifje fteht? II. 24/10 80. 
8, 161; I. 12/2 80. 1, 207. 

2. Bon wem it in der Hauptverhandlung das richterliche Ermefjen 
über Beeidigung oder Nichtbeeidigung auszuüben? J. 18/11 80. 3, 46; 
I. 4/7 89. 19, 854. 

83. Über Anwendung des 8 57 in dem Falle, wenn eine Verhand- 
lung verjdiedene Straftaten zum Gegenjtande hat. II. 24/6 87. 16, 154. 

4. Sit ed geboten, Die Beeidigung der zur Beugnisverweigerung 
Berechtigten, wenn fie von ihrem Rechte feinen Gebraud; machen, bis 
nach erfolgter Vernehmung auszufeßen? II. 20/9 81. 5, 16; II. 18/83 87. 
15,3 58. 

5. Kann die Revifion darauf geitüßt werden, daß ein zur Zeugnis- 
verweigerung Beredhtigter über dad Recht, die Beeidigung zu verweigern, 
nicht belehrt worden ilt? II. 4/1 84. 9, 384. 

6. Wie geitaltet ſich das Rechtsverhältnis, wenn ſich nachträglich 
ergibt, daß ein promiſſariſch beeidigter Zeuge zur Zeugnisverweigerung 
berechtigt iſt? Welche Belehrung iſt ihm zu erteilen? II. 18/3 87. 15, 358. 


s58 1. Sit die Vernehmung eines Zeugen deshalb, weil er der Ver— 

nehmung anderer Zeugen beigewohnt hat, unzuläffig? Darf mit Rück— 
ficht auf diefes Verhältnis die Vernehmung eined Zeugen abgelehnt werden ? 
I. 7/5 80. 2, 53; L 15/4 80. 1, 366. 

2. Greift die Vorſchrift des Ubi. 1 bei Sacverftändigen Plaß? 
II. 8/5 80. 2, 158, 

3. Über die fortdauernde Wirkfamkeit des Voreides bei nachträg— 
(icher weiterer Vernehmung des Zeugen j. unten 8 66. 

4. Kann eine Revifionsbeichwerde darauf geftüßt werden, daß einem 
auch ald Zeuge zu vernehmenden Sadhverjtändigen die Anweſenheit bei 
der Vernehmung anderer Zeugen gejtattet wird? IV. 25/3 91. 22, 434. 


859 Kann auf die Verlegung der Vorſchrift die Reviſion geſtützt werden? 
I. 8/5 82. 6, 267. 


s 60 1. Hat die Beeidigung der Zeugen vor der Beantwortung der ihnen 
vorgelegten Perſonal- und Generalfragen zu erfolgen? II. 30/11 80. 3,79 
(II. 26/6 91. 22, 54). Vgl. Rechtſpr. des R.G.'s in Straf. Bd. 6 ©. 205, 
Urteil vom 17. März; 1884. 
2. Bedarf ed eines Gerichtöbejchluffes über die Nachbeeidigung 
eines Zeugen und der fpeziellen Angabe von Gründen für diefelbe? 
II. 4/3 81. 3, 370. 
3. Was ift unter „Abichluß der Vernehmung“ zu verjtehen? 
I. 12/7 80. 2, 219. 
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4. Über Beurkundung der erfolgten Beeidigung. IIL 15/6 81. 4, 319. 

5. Kann auf die unmotivierte Ablehnung ded unfubjtanziierten Anz 
trag3, einen Zeugen nicht zu beeidigen, eine Reviſionsbeſchwerde gejtüßt 
werden? II. 15/6 80. 2, 109. 

6. Macht die Vernchmung des Nebenklägers ald Zeuge feine Be— 
eidigung notwendig? III. 20/11 80. 3, 47, 

7. Über die Folgen der Nichtbeeidigung eined Zeugen wegen irriger 
Unterjtellung feiner Eidetunmündigfeit. I. 5/12 89. 20, 163. 

8. Erjordert die Nichtbeeidigung eines Zeugen in der Hauptverhand- 
lung jtet3 einen Beſchluß des Gerichts? I. 4/7 89. 19, 354. 

9. Inwieweit können Erklärungen, die ein vorgeforderter Zeuge vor 
Gericht abgibt, den Charakter einer nicht zu beeidigenden Ausfage haben? 
II. 24/9 80. 2, 267. 

10. Sit es notwendig, daß die Beeidigung der Perfonen, welche 
nah 8 51 St. P.O. zur Verweigerung des Zeugniſſes berechtigt find, 
von dieſer ihnen zuſtehenden Befugnis aber keinen Gebrauch machen, bis 
nad erfolgter Vernehmung ausgeſetzt wird? II. 20/9 81. 5, 16. 

11. Über die fortdauernde Wirkſamkeit des geleiteten Voreids für die 
Fälle nahhträglicher weiterer Vernehmung des Zeugen f. unten $ 66 Nr. 1 ff. 

12. Über die Frage, inwieweit es geboten ift, einem Sadjverjtändigen 
zugleich den Zeugeneid abzunehmen, ſ. unten $ 79 Nr. 6, 7, 15 ©. 8077. 


Wird durch die Leiltung des Zeugeneids auch dad vom Zeugen er- $ 6l 
ſtattete Gutachten unter Eidespflicht gejtellt? IL. 10/12 80. 3, 101. 


Sind weitere Zufäge zur Eidesformel unzuläffig? I. 24/1 84.10,181. $ 62 


Sit aud) ein freies Herfagen der Eidesformel zuläffig? Fer. 29/7 91. 8 63 
22, 106. 


Findet die Beitimmung Anwendung bei der bürgerlich-religiöfen 8 64 
Gemeinde Kornthal in Württemberg? 1. 27/3 93. 24, 91. 


Kann eine Nevifionsbefchtverde darauf gejtüßt werden, daß in der 8 65 
Hauptverhandlung eine BZeugenausfage zur Verleſung gelangt ift, deren 
Beeidigung im VBorverfahren ohne gejeglihen Grund jtattgefunden hatte? 

II. 29/2 84. 10, 156. 


1. Bleibt der von dem Zeugen vor feiner Vernehmung geleiftete 8 66 
Eid aud für jpätere Erklärungen, infolange die Vernehmung nit in 
erfennbarer Weiſe abgeichlofjen iſt, wirkſam? 

Wann muß eine Vernehmung als abgeſchloſſen angeſehen werden? 
IV. 1/3 89. 18, 27. 

2. Gilt dad Borbemerfte auch bei einem affertoriichen Eide? 
L 25/3 89. 19, 84. 

3. Findet $ 66 auch Anwendung, wenn die neue Verhandlung 
jpäter ald am vierten Tage jtattfindet? IL. 15/6 80. 2, 109. 


Gen.Reg zu E. i. St.&. I-XXXV. 20 
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4. Genügt ed, wenn ein nad) Eröffnung des Hauptverfahrens kom— 
mifjarifch eidlih vernommener Zeuge, welcher nachher in der Hauptver- 
handlung abgehört wird, die Richtigkeit der in lehterer gemachten Aus— 
ſage auf den bei der kommiſſariſchen Vernehmung geleiiteten Eid verfichert? 

Was ift unter „Hauptverfahren“ zu verjtehen? Fer. 27/7 81. 4, 437. 

5. Genügt es, wenn ein im orverfahren eidlich vernommener 
Zeuge bei feiner kommiſſariſchen Vernehmung im Hauptverfahren die 
Nichtigkeit feiner Ausfage auf den früher geleifteten Eid verfichert? 
I. 24/9 85. 12, 373. 

6. Genügt es, wenn der in einer früheren Hauptverhandlung eidlich 
bernommene Zeuge, nachdem da3 auf diefe Verhandlung ergangene Urteil 
aufgehoben umd die Sadje zur neuen Verhandlung zurüdvermwiejen worden, 
die in der neuen Hauptverhandlung abgegebene Ausfage auf den früher 
geleifteten Eid verjichert? IL 17/9 80. 2, 234. 

7. Gehören die Hauptverhandlung in dem durch rechtskräftiges Ur- 
teil geſchloſſenen Strafprozeffe, die Hauptverhandlung in dem wieder auf: 
genommenen Prozefje und die Beweisaufnahme, welche vor leßterer infolge 
ded Antrags auf Wiederaufnahme angeordnet worden ift, zu demjelben 
Hauptverfahren? III. 3/1 89. 18, 417. 

8. Kommt für die Anwendung des $ 66 etwas darauf an, ob der 
frühere Eid promiſſoriſch oder aſſertoriſch geleiftet war? II. 28/3 82. 6, 145. 

9. Kann der Angellagte, welcher von der kommiſſariſchen Vernehmung 
eined Zeugen nicht benachrichtigt worden ift, bei demnächitiger Wieder: 
holung der Vernehmung die fürmliche Beeidigung des Zeugen verlangen, 
oder genügt die Berufung auf den früher geleijteten Eid? IL. 28/6 81. 4, 341. 


$ 67 1. Sind die Erklärungen ded Zeugen über feine Verwandtſchaft 
bezw. VBerfchwägerung mit dem Angeklagten als ein Teil feiner Zeugenausfage 
zu beeidigen? II. 26/6 91. 22, 54; III. 5/5 80. 2, 44; II. 30/11 80. 3,79. 
Bol. dazu oben $ 60 Nr. 1, ©. 304, 
2. Was heißt „erforderlichen Falls"? Wann find dem Zeugen 
Fragen bezüglid) feiner Glaubwürdigkeit vorzulegen? I. 3/10 87. 16, 214. 
3. inwieweit bedarf ed der Befragung der Beugen über ihre per— 
ſönlichen Berhältniffe, und ijt darüber eine Beurkundung in das Sitzungs— 
protofoll der Straffammern und Schwurgerichte aufzunehmen? II. 10/12 80. 
3, 100. 


s68 1. Könner dem Zeugen auch Fragen über Tatfachen vorgelegt werden, 
die er nur mittel3 eines Erfahrungsfages erkennen konnte? Sind Fragen 
über den Leumund und die politische Parteiftellung einer anderen Perſon 
zuläffig? II. 18/9 94. 26, 70. 
2. Rann ein Verſtoß gegen $ 68 Satz 1 die Nevifion begründen? 
I. 8/5 82. 6, 267. 


Ss 69 Darf eine Zeugenausfage, deren Beeidigung unzuläffigerweife ver- 
tweinert worden ift, bei der Bemweiswürdigung berücdfichtigt werden? 
I. 19/2 94. 25, 134. 
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Siebenter Abſchnitt (SS 72—93). 
Sadverftändige und Augenſchein. 


Findet die Vorichrift des $ 58 auf Sachverſtändige Anwendung? 8 


III. 8/5 80. 2, 158. 


1. Kann ein Gerichtsbejhluß, der Bernehmung von Sachverſtändigen $ 


über techniſche Fragen jchlehthin ablehnt, mit der Revilion angefochten 
werden? III. 30/4 94. 25, 326. 

2. Muß der Richter in Bezug auf technische Fragen Sadjverftändige 
zuziehen? III. 5/1 81. 3, 176. 

3. Sit dem Abſ. 2 eine über eine injtruftionelle Vorſchrift hinaus: 
gehende Bedeutung beizumefjen? II. 28/10 81. 5, 78. 


1. Hat der Sachverſtändige fih über das Ablehnungsgefuh zu 
äußern? Steht dem Revifiondgerichte eine materielle Prüfung der für 
die Befangenheit vorgebradhten Gründe zu? I. 10/5 94. 25, 361. 

2. Unter welchen Vorausſetzungen fann jemand gemäß 8 22 Nr. 4 
St. P.D. deshalb, weil er in der Sache früher als Polizeibeamter tätig 
gemwejen jei, al3 Sachverſtändiger abgelehnt werden? III. 30/4 88. 17, 415; 
II. 8/7 02. 35, 319. 

3. Rann ein Sachverjtändiger für das Hauptverfahren ſchon deshalb 
abgelehnt werden, weil er im Borverfahren ald Sacjverjtändiger gehört 
worden ift? II. 6/3 00. 33, 198. 

4. Über Anwendung der fonjt gegenüber Richtern Platz greifenden 
Ablehnungsgründe ſ. oben 88 22flg., ©. 290 fig. 

5. Uber „Glaubhaftmachung“. II. 29/10 95. 28, 8. 


1. Sit der Sachverjtändige gleich dem Zeugen einzeln zu beeidigen? 
Ill. 8/5 80. 2, 153. 

2. Sit die affertorifche Beeidigung der Sachverſtändigen durchaus 
unzuläffig? III. 4/6 83. 8, 359. 

3. Können Sadjverjtändige uneidli” vernommen werden? Finden 
auf ihre Vernehmung 88 56, 57 St. P.O. Anwendung? IV. 22/10 95, 
27, 398. 

4. Inwieweit dedt der Sahverjtändigeneid die Ausſagen ded Ber: 
nommenen? Gind durch den Eid indbefondere die Angaben über den 
dem Gutachten zu grunde gelegten Befund gededt? I. 19/5 81. 4, 231; 
II. 26/10 80. 2, 389; III. 8/5 80. 2, 153. 

5. Wird durch die Leijtung des Zeugeneids auch das vom Zeugen 
eritattete Gutachten unter Eidespflicht geitellt? IT. 10/12 80. 3, 100. 

6. Inwieweit iſt ein Sachverſtändiger, der über Tatfachen ausjagt, 
auc noch als Zeuge zu beeidigen? I. 29/4 80. 1, 402. 

7. Umfaßt der Eid des Sachverſtändigen aud) die richtige Be— 
antivortung der PBerfonalfragen? Iſt die eidlihe Befräftigung der Er: 
Färungen zu den Perfonalfragen geboten? 1.17/2 90.20, 235; IL. 31/3 80. 
12, 128. Vgl. I. 8/5 82. 6, 267; II. 26/6 91. 22, 54. 

20” 
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8. Beiteht für die „Beeidigung von Sachverſtändigen zur Erjtattung 
von Öutachten im allgemeinen“ eine befondere Form? II. 15/6 83. 8, 357. 

9. Berliert der Eid, den ein für gewiſſe Arten von Gutachten öffent- 
lich beitellter Sachverſtändiger im allgemeinen geleijtet hat, mit dem Er— 
löſchen der Beitellung feine Wirkung? IL. 8/1 97. 29, 300. 

10. Wie ift die im allgemeinen erfolgte Beeidigung eines Sad: 
verjtändigen im Einzelfalle feitzuitellen? 

Unterliegt die Feititellung der Nachprüfung ded Revifionsrichters? 
I. 8/5 82. 6, 267; IIL 13/7 81. 4, 388, 

11. Genügt es, wenn die Sachverſtändigen vom Borfigenden auf 
den im allgemeinen geleijteten Eid hingewieſen werden, oder müſſen fie 
fi) felbjt auf diefen Eid berufen? II. 10/12 80. 3, 100, 

12. Kann die Berufung des Sadhjverftändigen auf den im allgemeinen 
geleijteten Eid ſowohl in aſſertoriſcher, als in promifjarifher Form er: 
folgen? II. 6/4 80. 1, 349; III. 4/6 83. 8, 359. 

13. Genügt im Falle des 8 255 Abi. 2 St.P.D. für: den Vertreter 
ded Gutachtens eine Berufung auf den von ihm als Mitglied der Be- 
hörde geleifteten Eid? III. 29/1 81. 3, 326. 

14. Genügt bei einer fommifjarifchen Sadverjtändigenvernehmung 
die Berufung des Sachverſtändigen auf den im allgemeinen geleifteten 
Eid auch dann, wenn der Eid fih nur auf den Bezirk des erfuchten 
Gerichts erſtreckt? IV. 20/11 94. 26, 214. 

15. Werden die Ausfagen, welche ein Sadverftändiger über die 
feinem Gutachten zu grunde gelegten Wahrnehmungen madjt, durch die 
Berufung auf einen für Erftattung von Gutachten der betreffenden Art 
im allgemeinen geleijteten Eid gededt? I. 25/3 97. 30, 33. 

16. Führt die unterlaffene Berufung eines Sadverjtändigen auf 
den von ihm im allgemeinen geleijteten Eid bei Abgabe feines Gutachtens 
zur Aufhebung des Urteils? I. 27/4 82. 6, 242. 

17. Sind in Preußen die Kreisphyfifer und die Kreiswundärzte für 
Gutachten, welche fie innerhalb ihres Amtskreiſes abgeben, als Sachver— 
jtändige im allgemeinen beeidigt? III. 8/1 81. 3, 321; IL. 15/6 83. 8, 357. 

18. Sind in Württemberg die Oberamtsärzte durdy ihren Dienjteid 
auch für die Erftattung von gerichtlihen Gutachten der in ihr Amt ein= 
fchlagenden Art im allgemeinen beeidigt? I. 25/3 97. 30, 33. 

19. Sind die Bezirkdärzte in Baden durch ihren Dienfteid für Er: 
jtattung von Gutachten, die fie innerhalb ihres Dienftkreifes abgeben, im 
allgemeinen beeidigt? I. 12/12 95. 28, 41. 

20. Sind in Anhalt die Kreiswundärzte für ärztliche Gutachten 
beeidigt? IL. 13/7 81. 4, 388. 


880 Erleidet die Vorſchrift des Abſ. 2 eine Modififation, wenn der Sad: 
verjtändige zugleich al3 Zeuge zu vernehmen ijt? IV. 25/3 91. 22, 494, 


881 1. Unter welchen Vorausſetzungen kann das Gericht anordnen, daß 
der Angeſchuldigte in eine öffentliche Irrenanſtalt zum Zwecke der Be— 
obachtung gebracht werde? 
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Hat der Verteidiger dad Recht, einen auf jene Anordnung gerichteten 
Untrag zu ftellen, und welche Rechtsmittel hat er bei Ablehnung eines 
jolhen Antrags? L 1/5 90. 20, 378. 

2. Unter welchen Borausfegungen fann der Antrag eines Verteidigerd 
auf die in $ 81 vorgejehene Mafregel als ein Beweisantrag aufgefaßt 
werden? I. 8/7 95. 27, 348, 

3. Iſt zur Vorbereitung einer nah $ 83 StP.D. für nötig er- 
achteten Begutachtung über den Geiſteszuſtand des Angejchuldigten dejjen 
Verwahrung in einer Irrenanſtalt zuläffig, wenn er bereits ſechs Wochen 
in einer ſolchen untergebradht war? I. 13/7 92. 23, 209. 

4. Kann ein Angejchuldigter, wenn die zur Begutachtung feines 
Geilteszujtanded angeordnete Unterbringung in einer Jrrenanftalt ſechs 
Wochen gedauert hat, zur Vorbereitung eines anderweiten Gutachtens 
über den Geiſteszuſtand in Haft behalten oder in ein anderes Gefängnis 
übergeführt werden? IV. 2/7 01. 34, 306. 


Über die Frage, ob mehrfache Beeidigung geboten ift, ſ. $ 79 S. 307. 8 85 


1. Steht die Einnahme des Augenfcheines in dem freien Ermefjen $ 86 
des Geriht3? II. 16/12 90. 21, 225; II. 9/7 86. 14, 276; 1. 5/5 98. 
31, 137. 

2. Sit der vorgefundene Sachbeſtand auch dann protofollmäßig feſt— 
zuftellen, wenn vom erfennenden Gerichte im Laufe der Hauptverhandlung 
Augenfchein eingenommen wird? I. 3/12 94. 26, 277. 

3. Dürfen Protokolle über die Einnahme des richterlihen Augen- 
iheins in der Hauptverhandlung verlejen werden, wenn die in denfelben 
beurfundeten Wahrnehmungen nicht von beiden Gerichtöperjonen gemein 
ihaftlih und übereinftimmend gemacht worden find? IV. 21/6 87. 16,147. 

4. Darf in der Hauptverhandlung die fchriftlihe Erklärung eines 
Gerichtäjchreibers über Wahrnehmungen, welche diejer Hinfichtli einer 
Ortlichfeit gemacht hat, verlejen werden, wenn die Wahrnehmungen im 
Auftrage des Unterfuchungsrichter8 gemacht worden find und die jchrift 
fie Erklärung darüber einen Umstand betrifft, der bei der vorher jtatt- 
gehabten Uugenjcheinseinnahme durch den Unterfuchungsrichter nicht auf: 
geflärt worden war? III. 27/9 88. 18, 186. 

5. Inwieweit können die in einem Augenfcheinsprotofolle enthaltenen 
Befundungen über Wahrnehmungen von Perſonen verlejen werden? 
I. 15/12 83. 10, 10; III. 11/6 85. 12, 308. 

6. Iſt der Strafrichter berechtigt, behufd3 Verfolgung von Spuren 
einer Straftat unverdächtige Perfonen einer ärztlichen Unterſuchung ihres 
Körpers zu unterwerfen? II. 11/6 86. 14, 189. 

7. Kann ein Verlegter, der zur Beugnißverweigerung berechtigt iſt, 
deöhalb auch verweigern, fich körperlich unterfuchen zu laffen? I. 8/7 89. 
19, 364. 


Über Berlefung von Protokollen über Leihenöffnung als Verweis: 8 87 
urfunden ſ. $ 248, 
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893 m Welche Beſchaffenheit muß die zur Vergleichung verwendete Ur— 

kunde haben? 

Kann der Beſchuldigte zum Schreiben eines für die Schriftver— 
gleichung zu benutzenden Schriftſtücks gezwungen werden? IV. 25/2 87. 
15, 319, 

2. Darf ein im PVorverfahren im Widerfprud mit 8 97 beichlag- 
nahmtes Schriftjtüd bei der Urteilsfällung zum Schriftenvergleih ver- 
wendet werden? I. 7/11 89. 20, 91. 


Achter Abſchnitt (SS 94—111). 
Beihlagnahme und Durchſuchung. 


s 94 1. Sit die Beichlagnahme und Durchſuchung im chrengerichtlichen 
Verfahren gegen Rechtsanwälte zuläffig? IL 13/6 84. 10, 425. 

2. Kann eine auf Grund de $ 94 zu bewirfende Beichlagnahme 
auch dadurch ausgeführt werden, daß dem Inhaber eine Verfügung oder 
Veränderung in Bezug auf den in Beſchlag zu nehmenden Gegenjtand 
verboten wird? IV. 19/6 88. 18, 71. 

3. Beichlagnahme durch den Staatdanwalt zur Gewinnung eines 
Beweismitteld fiir eine Beleidigung vor Stellung des Antrags auf Straf- 
verfolgung. IL. 18/9 00. 33, 380. 

4. Über VBeligergreifung der im Beſitze eines Verhafteten vor— 
gefundenen Saden ſ. 8 98. 

5. Deögleihen über Wegnahme von Sachen als Mafregel der 
Präventivpolizei. 

©. zu 88 94flg. auch 21, 47. 


s 97 1. Findet $ 97 Anwendung auf fchriftlihe Mitteilungen, welche 
bon einer zur Beugnisverweigerung berechtigten Perſon an den Beſchul— 
digten gerichtet waren und von diefem in die Hände einer anderen zur 
Zeugnisverweigerung berechtigten Perſon gelangt find? IL. 27/3 96.28, 285. 

2. Darf ein im Vorverfahren im Widerſpruche mit $ 97 bejchlag- 
nahmtes Schriftſtück, deſſen Inhalt für die Unterſuchung bedeutungslos 
iſt, bei der Urteilsfällung als ein zur Schriftvergleichung verwendetes 
Beweismittel verwertet werden? I. 7/11 89. 20, 91 verbunden mit 
II. 18/11 94. 26, 202. 


8 98 1. Kann im dalle der Verhaftung oder vorläufigen Feſtnahme von 
einer beſonderen Beſchlagnahme der im Beſihe der verhafteten oder feſt— 
genommenen Perſon befindlichen Sachen die Rede fein? II. 20/8 83. 8, 288. 

2. Wird die Wegnahme von Sachen aus Gründen der Präventiv— 
polizei durch die VBorfchriften der Strafprozefordnung über Beichlagnahme 
beſchränkt? I. 16/11 85. 18, 44; IL 23/10 83. 9, 121. 

3. Inwiefern find die Befugniffe zur Beſchlagnahme durch das 
preußifche Yorftdiebitahlgefeg erweitert? IV. 29/1 86. 13, 270; III. 
20/11 84. 11, 821. 

4. Befindet fich ein Sendarm in Preußen bei einer von ihm aus 
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eigener Enſſchließung veranlaßten, den Vorſchriften der 88 94 fg. SPD. 
unterliegenden Beichlagnahme in der rechtmäßigen Ausübung feines Dienjtes ? 
U. 24/10 84. 11, 175. 





1. Über die gefeßlichen Erforderniffe einer Durchſuchung. II. 24/9 80. 88 102, 103 
2, 263; II. 11/6 86. 14, 189. 

2. Bann und unter welhen Modalitäten ijt die Durchſuchung von 
fog. Abfteigequartieren — Schlupfwinfeln gewerbsmäßiger Unzucht — 
ftatthaft? II. 11/1 81. 3, 185. 

©. zu 8 102 aud) 16, 218. 


Über die Zuläffigkeit von Durchfuchungen f. vorftehende 88 102,108, 8 104 
über die fonft in $ 104 vorfommenden Begriffe |. St.G.B. $ 123. 


Befindet fich in Preußen ein beeidigter Privatforjtauffeher in der $ 103 
rechtmäßigen Ausübung feined Amts oder Rechts, wenn er aus eigener 
Entſchließung eine Durchſuchung der Wohnung des Forjidieb3 vornimmt, 
um die zur Begehung des Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge in Be— 
ihlag zu nehmen? IV. 29/1 86. 13, 270. 


Über die Verwirkung de3 Rechts, der Durchſuchung beizumohnen, $ 106 
durch ein unter die Beitimmung des $ 162 St.P.D. fallenden Verhaltens. 
II. 4/5 00. 33, 251. 


1. Rann die Beitimmung ausgedehnt werden auf Gegenstände, welche $ 111 
von dem wegen Diebſtahls Verurteilten aus gejtohlenem Gelde angeſchafſt 
find? I. 12/1 80. 1, 144. 

2. Kann $ 111 auf den Fall einer ftattgefundenen Hehlerei an- 
gewendet werden? I. 25/3 89. 19, 98, 

©. zu $ 111 aud 18, 43. 


Neunter Abfchnitt (SS 112—132). 
Verhaftung und vorläufige Feſtnahme. 


Iſt die zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe zu bewirfende $ 112 
Feitnahme von den Borausfegungen der 88 112Fflg. St.P.O. bedingt? 
II. 13/4 81. 4, 101; I. 29/9 84. 11, 101; IV. 15/8 87. 15, 356; 
II. 11/1 81. 3, 185. 


1. Wird die Straflammer zur Entjheidung über die Aufhebung 8 124 
des Haftbefehl8 allein dadurch zujtändig, daß der Unterfuchungsrichter 
den Schluß der Vorunterſuchung verfügt und die Alten an den Staatd- 
anmwalt abgibt? I. 29/3 00. 33, 200. 

2. Iſt dad Neichdgericht in der bei ihm in der Reviſionsinſtanz 
ſchwebenden Straffahen das zur Verhängung der Unterfuchungdhaft zus 
jtändige Gericht? J. 14/3 81. 3, 421. 
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s 127 1. Über die aus Gründen der Präventivpolizei zu bemwirfende Feſt— 
nahme f. oben $ 112. 

2. Iſt die Befugnis, einen auf frifcher Tat Betroffenen oder Ver: 
folgten vorläufig jeitzunehmen, von einer bejtimmten Qualififation der 
Tat oder einer bejtimmten amtlihen oder perſönlichen Berechtigung 
des Feſtnehmenden abhängig? I. 11/5 85. 12, 194. 

3. Gewährt 8 127 ein Recht zur Feitnahme auch ſolcher Täter, 
welche ſtrafrechtlich nicht verfolgbar find? I. 13/2 88. 17, 127; 
II. 5/4 89. 19, 101. 

4. Unter welchen Borausfegungen kann ein auf friiher Tat be= 
troffener Jagdkontravenient vorläufig feitgenommen werden? IV. 15/8 87. 
15, 356. 

5. Zum Begriffe des „Verfolgens“. III. 13/12 97. 30, 386. 

6. Uber Maßnahmen zur Abwendung der fonjt zu veranlaffenden 
Feſtnahme. Sit nad $ 128 die Vorführung unmittelbar vor den Amts— 
richter unbedingt geboten? I. 26/10 96. 29, 136. 

7. Über die Befugnis von Polizeibeamten zur Feſtnahme eines 
auf frischer Tat Betroffenen. IV. 5/4 95. 27, 153. 

8. Darf ein Polizeibeamter einen auf friiher Tat Betroffenen vors 
läufig feitnehmen, wenn er deffen Angaben über Namen und Wohnung 
feinen Glauben beimißt? IL 2/5 95. 27, 198, 

9. Sit zum Zwecke einer vorläufigen Feltnahme eine Handlung zu— 
läffig, welde eine Mißhandlung oder Gefundheitsbefchädigung zur Folge 
haben kann? 

Irrtum über die Zuläffigfeit der Mittel der vorläufigen Feſtnahme. 
IL 5/11 01. 34, 444. 

10. Enthält die Befugnis zur vorläufigen Feſtnahme aud das 
Net, dem auf frischer Tat Betroffenen, der ſich der Feſtnahme nicht 
freiwillig unterwirft, Sachen, insbeſondere Überführungsitüde abzunehmen? 
II. 20/3 83. 8, 288. 

11. Über den Unterſchied von vorläufiger Feitnahme und Zwangs— 
geitellung. IL. 23/3 80. 1, 331. 

12. Kann der von einer Privatperfon vorläufig Feitgenommene als 
Gefangener betrachtet werden? IV. 19/1 86. 13, 254. 


$ 128 Muß die Vorführung vor den Amtsrichter unmittelbar erfolgen? 
I. 26/10 96. 29, 136. 


Zum neunten Abfchnitt. 
Auslieferung durch ausländifche Staatöbehörden, 


1. Darf im Strafverfahren gegen einen Audgelieferten die Legalität 
de3 bei der Auslieferung beobachteten Verfahrens von den Gerichten nach— 
geprüft werden? II. 26/6 96. 29, 22; IV. 18/996. 29, 63; I. 10/12 96. 
29, 288; I. 29/1 00. 33, 99. 

2. Gehört Freiwilligkeit des Aufenthalt einer Perfon in dem 
Gebiete des erfichten Staated zu den Voraudfeßungen der Auslieferung? 
I. 29/1 00. 33, 99. 
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3. Muß für die Verurteilung des Ausgelieferten feitgeitellt werden, 
daß feine Tat diejenige jtrafbare Handlung enthalte, wegen deren er aus— 
geliefert it? IV. 18/9 96. 29, 63. 

4. Inwieweit kann der Ausgelieferte bezüglich einer Straftat, wegen 
deren er nicht ausgeliefert ijt, verfolgt werden? I. 30/11 99. 32, 425; 
III. 28/2 01. 34, 191. 

5. Inwieweit fommt in dem Strafverfahren gegen einen Aus— 
gelieferten da8 im Auslande geltende Strafrecht in Betracht? I. 7/5 00. 
33, 271; II. 10/5 02. 35, 254. 

6. Zur Auslegung de3 Auslieferungsvertrags zwifchen dem Deutjchen 
Reiche und Großbritannien vom 14. Mai 1872. IV. 22/9 85. 12, 381. 

7. In welchem Umfange iſt in dem Auslieferungsvertrage mit Groß— 
britannien da8 Prinzip der Spezialität zur Geltung gelangt? Darf ein 
von Großbritannien wegen begangener Unterfchlagung Ausgelieferter wegen 
Betrugd verurteilt werden? II. 28/12 00. 34, 68. 

8. Berliert nad) dem Auslieferungsvertrage mit Großbritannien ein 
Ausgelieferter die rechtliche Stellung eines folden, wenn er nad) Erledigung 
der Strafverfolgung, die feine Auslieferung herbeiführte, Gelegenheit zur 
Rückkehr nad) Großbritannien gehabt hat? 

Sit es nach dem gedachten Vertrage gejtattet, gegen einen Aus— 
gelieferten wegen einer vor feiner Auslieferung begangenen Straftat, 
wegen deren feine Auslieferung nicht erfolgte, Unterfuhung und Strafe 
zu verhängen, wenn er erklärt, daß er die Abjicht der Riüdfehr nad) 
Großbritannien aufgegeben habe? I. 30/11 99. 32, 425. 

9. Darf in dem Strafverfahren gegen einen aus Großbritannien 
ausgelieferten Deutichen die Legalität des bei der Auslieferung beobachteten 
Berfahrend einer Nachprüfung jeitend der deutichen Gerichte unterzogen 
werden? I. 29/1 00. 33, 99. 

10. In weldem Umfange gilt im Verhältniffe de Deutjchen Reichs 
zu Belgien das völferrechtliche Prinzip der Spezialität der Auslieferung? 
I. 7/7 98. 31, 234; I. 17/4 99. 32, 122. 

11. Darf ein von Belgien wegen Diebſtahls Ausgelieferter dem— 
nächſt wegen Hehlerei an den Gegenitänden des betreffenden Diebitahls 
beitraft werden? I. 29/9 00. 33, 388. 

©. weiter Auslieferungsvertrag vom 24. Dezember 1874. 

12. Gilt der völferrechtliche Grundſah der Spezialität der Aus— 
fieferung auch für Auslieferung flüchtiger Verbrecher auß den Ver— 
einigten Staaten von Amerifa in Preußen? 

Steht der Grundjaß der Spezialität der Auslieferung der Aburteilung 
des Nusgelieferten entgegen, wenn die Tat, wegen der die Auslieferung 
erfolgt ift, ſich demnächſt zwar nicht in derjenigen rechtlichen Beſchaffen— 
heit, welde ihr in dem bewilligten Auglieferungserjuchen beigelegt ift, 
wohl aber unter einem anderen rechtlichen Geſichtspunkte als jtrafbar 
erweift? IV. 12/11 95. 27, 413.. 

13. Darf ein von den Pereinigten Staaten von Amerifa wegen 
Verbrechen gegen $$ 348, 349, 350, 351 St. G. B.'s Nusgelieferter, wenn 
fpäter die erjchtverenden Umjtände des $ 349 bezw. des $ 351 verneint 











27, 126, 

S. weiter Auslieferungdvertrag vom 22. Februar 1868. 

14. Darfein aus den Niederlanden nad) dem Auslieferungdvertrage 
vom 31. Dezember 1896 von einem deutjchen Bundesjtaate wegen Ber- 
brechend der Unterfchlagung Ausgelieferter, wenn feine Tat in der Haupt— 
verhandlung fi) als Betrug herausftellt, wegen dieſes letzteren Vergehens 
verurteilt werden, oder ijt er freizufprechen? II. 17/1 99. 31, 428. 

15. Darf ein aus den Niederlanden auf Grund des Außlieferung?- 
vertrag vom 17. November 1850 nad Preußen wegen Verdacht des 
Mords Ausgelieferter, wenn feine bei Auslieferung als Mord in Betracht 
gezogene Tat ſich nachträglich nur als vorfägliche Körperverlegung mit 
tödlihem Erfolge heraußitellt, wegen diejes letzteren Verbrechens bejtraft 
werden? IV. 3/10 90. 21, 180. 

16. In mweldem Umfange gilt nad dem Auslieferungsvertrage 
zwifchen Deutjchland und der Schweiz dad völferredhtliche Prinzip der 
Spezialität der Auslieferung? II. 8/2 98. 30, 440. 

S. weiter Auslieferungdvertrag vom 24. Januar 1874. 


17. Darf ein von Stalien nach dem Auslieferungsvertrage mit dem 
Deutihen Reiche vom 31. Oftober 1871 wegen Verbrechens des betrüg- 
lihen Bankerotts Ausgelieferter wegen Vergehens des einfachen Bankerotts 
jtrafrechtlich verfolgt werden? III. 21/12 96. 29, 270. 

S. auch Auslieferungdvertrag vom 31. Oftober 1871. 

18. Darf ein von Frankreich wegen betrüglichden Banferott3 Aus— 
gelieferter wegen Verſuchs dieſes Verbrechens verurteilt werden, wenn in 
der Hauptverhandlung feine Tat ſich als Verſuch herausſtellt? I. 30/9 01. 
34, 380. 


19. Kann eine nad Frankreich geflüchtete Perſon, deren Auslieferung 
beantragt worden, und welche nad; Kundgebung ihres Willens, ohne Be 
obadıtung der gebotenen Formalitäten ausgeliefert zu werden, den deutſchen 
Behörden übergeben worden ift (Extradition volontaire), auch wegen anderer 
Straftaten, als der in dem Auslieferungsbegehren genannten, verurteilt 
werden? it es dabei erheblich, ob die in Deutjchland begangenen Delikte 
nah franzöfifhem Rechte verjährt find oder nur auf Antrag verfolgt 
werden fönnen? III. 10/5 02. 35, 254. 

S. aud Vertrag mit Frankreih vom 11. Dezember 1871. 


20. Was verjteht der Art. 6 Abj. 3 des Wuslieferungsvertrags 
zwifchen Deutjchland und Brajilien darunter, daß die aufgelieferte Perjon 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens, welches in dem Vertrage nicht 
vorgefehen ijt, nicht „zur Unterſuchung gezogen“ werden fol? I. 17/9 94. 
26, 68. 


Zehnter Abichnitt (SS 133—136), 
Vernehmung des Beſchuldigten. 
Über Vernehmung des Beſchuldigten ſ. 8 242 
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Elfter Abſchnitt (SS 137—150). 
Verteidigung. 


1. Beginnt die Verteidigung jchon im Vorverfahren? Iſt fie mit $ 137 


der Urteilverfündung ald abgejchloffen anzujehen? II. 16/10 83. 9, 78, 

2. Sit der Verteidiger ermächtigt, den Angeklagten zu vertreten, 
ftatt jeiner bindende Erklärungen abzugeben oder prozefjuale Rechte aus— 
zuüben? IV. 2/10 88. 18, 138. 

3. Kann der Verteidiger zu gunjten des Angeflagten auch gegen 
dejjen Widerſpruch Beweisanträge jtellen? II. 1/5 88. 17, 315. 

4. Über Zuftellungen an den Verteidiger |. 8 35, ©. 296. 

5. Steht es dem Gerichte zu, einen in der Hauptverhandlung als 
Beugen fungierenden Rechtsanwalt nicht als Berteidiger zuzulaffen? 
III. 17/4 93. 24, 104; I. 2/10 93. 24, 296. 

6. Liegt unzuläffige Beſchränkung der Verteidigung vor, wenn der 
Brief, in dem der verhaftete Angeklagte einen Rechtsanwalt um lber- 
nahme der Verteidigung bittet, ohne feine Schuld nicht abgejendet wird 
und der Angeklagte ohne Verteidiger bleibt? I. 4/3 97. 29, 440. 


1. Über die dem Verteidiger zu erteilende Vollmacht ſ. $$ 381, 385. 

2. Über die Zulaffung des Verteidigers für einzelnen Aft. II. 16/10 83. 
9, 78. 
3. Über die Zulaffung von Zeugen ald Verteidiger |. $ 137 Nr. 5. 

4. Genügt die Zulaffung eines nicht jachverjtändigen Wahlverteidigers, 
wenn ſich im Laufe der Verhandlung die Sachlage jo geitaltet, daß die 
Verteidigung zu einer notwendigen wird? IV. 26/6 96. 29, 11. 


Kann ein bei dem Landgerichte zugelaffener Rechtsanwalt, welcher 
vom Angeklagten ohne ausdrüdliche Einräumung der Subjtitutionsbefugnis 
zum Berteidiger bejtellt war, die Vertretung des Angellagten in der 
Reviſionsinſtanz einem beim Neichögerichte zugelafjfenen Rechtsanwalte 
übertragen? III. 11/10 83. 9, 279. 


1. Gehört in jchmwurgerichtlichen Straffachen der Verteidiger zu den 
Verfonen, deren Anwejenheit in der Hauptverhandlung nad) dem Gejebe 
notwendig ift? I. 14/6 80. 2, 104. 

2. Wird die wegen Notwendigkeit der Verteidigung erfolgte Beitellung 
eines Verteidiger von ſelbſt hinfällig, wenn nach Inhalt des Eröffnungs- 
beichluffes die Notwendigkeit der Verteidigung nicht mehr gegeben ift? 
Muß der bejtellte Verteidiger, wenn die Zurüdnahme der Beitellung nicht 
erfolgt ift, zur Hauptverhandlung geladen werden? I. 3/1 91. 21, 266; 
I. 16/9 89. 19, 373. 

3. Genügt die Zulaffung eines nicht ſachverſtändigen Wahlverteidigers, 
wenn ſich im Laufe der Verhandlung die Sachlage derart gejtaltet, daß 
die Verteidigung zu einer notwendigen wird? IV. 26/6 96. 29, 11. 

4. Muß der Antrag auf Beitellung eines PVerteidigerd erneuert 
werden, wenn ein vor der Hauptverhandlung aus 8 141 St. P.O. an 


8 138 


s 139 


8 140 
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gebrachter Antrag auf Beigebung eines Verteidigerd unbejchieden geblieben 
ift, in der Hauptverhandlung aber zufolge einer Klagänderung die Ans 
wendung bed 8 140 Abf. 2 Nr. 2 in Frage fommt? I. 28/5 00. 33, 302. 

5. Über die Fortdauer der Funktion des Verteidiger im Wieder: 
aufnahmeverjahren |. 8 405. 

6. Kann der früher verfäumte Antrag auf Beitelung eine Ver— 
teidiger8 nachgeholt werden, wenn im Wiederaufnahmeverfahren die Haupt» 
verhandlung erneuert wird? I. 27/10 02. 35, 409. 

7. Sit bei der Verhandlung über ein zur Zuftändigleit des Land» 
gericht3 gehörige Verbrechen im Falle der Verhinderung des gewählten 
Berteidigerd Ausfegung notwendig? I. 23/10 84. 11, 173. 

8. Begründet es die Nevifion, wenn in einem alle der notwendigen 
Verteidigung erjt bei Beginn der Hauptverhandlung dem Angeklagten von 
Amtswegen ein Verteidiger bejtellt ift? IL. 8/11 89. 20, 38; II. 11/7 82. 
6, 441. 
9 Wie ift das für die Frage der Notwendigkeit der Verteidigung 
erhebliche Lebensalter zu berechnen? III. 16/12 01. 35, 37. 


s 144 Iſt in den Fällen der notwendigen Verteidigung der Angeflagte be— 
rechtigt, gegen die Beitellung eines Neferendard zum Verteidiger Wider: 
ſpruch zu erheben und zu verlangen, daß, wenn die Zahl der am Sipe 
de3 Gerichts wohnhaften Rechtsanwälte ausreicht, ein Rechtsanwalt als 
Verteidiger bejtellt wird? II. 15/5 00. 38, 330. 


8 145 1. Über die Wirkung der Nichtanweſenheit des Verteidigerd im Falle 
der Notwendigkeit der Verteidigung ſ. $ 140. 

2. Bezieht ſich die Beitimmung des Abſ. 2 auch auf den Fall, wenn 
bei notwendiger Berteidigung und beim Ausbleiben des gewählten Ver: 
teidigerd in der Hauptverhandlung ein neuer Wahlverteidiger eintritt und 
erklärt, daß ihm die zur Vorbereitung erforderliche Zeit gemangelt habe? 
I. 18/4 87. 16, 32. 

3. Darf der Vorfigende im Falle des $ 145 dem neuen nad) Be— 
ginn der Hauptverhandlung bejtellten Verteidiger von dem bisherigen 
Verlaufe der Verhandlung Mitteilung machen? II. 15/5 00. 33, 330. 


s 146 Wann widerjtreitet die Führung der Verteidigung mehrerer Be— 
ſchuldigter durch einen gemeinfchaftlichen Verteidiger der Aufgabe der 
Berteidigung? Begründet im Falle eines ſolchen Widerſtreites die Be— 
lafjung des beitellten gemeinjchaftlihden Werteidigerd die Reviſion? 
IV. 11/4 02. 35, 189. 


8 147 Kann der Verteidiger verlangen, daß ihm nah Schluß der Vor— 
unterfuhung die Alten der Gerichtsſchreiberei zur Verfügung gehalten 
werden? I. 19/2 00. 33, 168. 


8 148 1. Darf die Gefängnisverwaltung anordnen, daß der Verteidiger 
mit dent Angeklagten nur in Gegenwart eines Gefängnisbeamten ver- 
fehren dürfe? I. 2/5 98. 31, 128. 
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2. Beiteht nach 8 148 für den Richter eine Verpflichtung, den zu 
feiner Kenntnis gelangten Inhalt von Briefen des PVerteidigerd geheim 
zu halten? II. 18/9 00. 33, 380. 


1. Enthält e8 eine zur Aufhebung des Urteil3 nötigende Geſetzes- $ 149 
verlegung, wenn dem gejeglichen Vertreter, nachdem er feine Abficht, als 
Beiltand ded Angeklagten aufzutreten, dem Gerichte kundgegeben hat, die 
Möglichkeit, feine Abfiht auszuführen, benommen wird? I. 6/10 81. 5, 50. 

2. Wird dad dem Ehemanne in 8 149 gewährte Recht durch feine 
Eigenfhaft ald Zeuge bejhränft? II. 6/11 91. 22, 198. 

3. Über den Unterfcjied von „Beiftand“ und „Verteidiger“. 

I. 30/12 82. 7, 403. 


Findet $ 150 Anwendung auf den dem Privatfläger zur Wahr: $ 150 
nehmung feiner Intereſſen beigegebenen Vertreter? I. 8/5 94. 25, 360. 


weites Bud. 
Berfahren in erfter Inſtanz. 


Erfter Abſchnitt (SS 151—155). 


Öffentlihe Klage. 


a) Erlöfchen bezw. — der Strafkllage durch Verbrauch und Rechts: 
hängigkeit („ne bis in idem“). 

1. Hat der Grundſatz „ne bis in idem“ nach der Strafprozeß— 
ordnung noch Geltung? III. 16/10 80. 2, 347; II. 21/12 80. 3, 132, 
I. 12/3 83. 8, 135; III. 15/11 83. 9, 324. 

2. Wird ſchon dur die Rechtshängigfeit der Strafflage bei einem 
Gerichte die Anhängigmahung derfelben bei einem anderen Gerichte 
gehindert? II. 13/11 96. 29, 174. 

3. Sit der Sat „ne bis in idem“ prozefjualer oder materiell 
rechtlicher Natur? I. 28/12 93. 25, 27. 

4. Führt der befondere Charakter des Grundjaßes „ne bis in idem“ 
dazu, daß der Mevifiongrichter bei der Prüfung, ob die neue Straf: 
verfolgung nicht durd ein frühere Urteil ausgejchloffen ift, auch Tat- 
fahen zu berüdjichtigen hat, welche in dem angefochtenen Urteile nicht 
feftgeftellt find? IV. 30/9 02. 35, 367. 

5. Hat die Prüfung des in der Hauptverhandlung erhobenen Ein- 
wandes der entichiedenen Sache nad) den prozejjualen Grundjäßen über 
Beweiserhebung zu erfolgen? II. 1/4 84. 10, 253. 

6. Wird durch die gerichtliche Aburteilung einer Straftat jede neue 
Verfolgung megen derjelben Tat ausgeſchloſſen? Kann insbejondere 
wegen einer vor ein Gericht höherer Ordnung gehörigen itrafbaren 
Handlung, welche mit der abgeurteilten Tat ideell konkurriert, eine 
Strafverfolgung nicht mehr jtattfinden? Iſt-dies auch dann zutreffend, 
wenn die neue Verhandlung ein Antragsdelift zum Gegenjtande hat 
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und der Antrag zur Beit der früheren Verhandlung — nicht vorlag? 
I. 23/12 80. 8, 210; I. 3/3 81. 3, 385. 

7. Wird durch die diszipfinarifche Ahndung eined militärischen 
Delikt?, abgejehen von den Fällen des SI Nr. 1 und 2 des Einführungs- 
geſetzes zum Meilitärjtrafgefeßbudhe vom 20. Juni 1872, Die weitere 
ftrafgerichtliche Verfolgung ausgeichloffen? II. 20/5 91. 22, 1. 

8. Wird durch das unanfechtbar gewordene Strafmandat der Polizei: 
behörde, welches wegen groben Unfug3 eine Gelditrafe verfügt hat, die 
öffentliche Klage konfumiert, welche diefelbe Handlung als Rörperverlegung 
charafterifiert? III. 2/6 80. 2, 211. 


9. Schließt eine polizeiliche Strafverfügung eine neue Verurteilung 
de3 Täters im ordentlichen Strafverfahren auch dann nicht aus, wenn 
nah dem Ergebniffe des leßteren die Tat unter den nämlichen recht 
lichen Geſichtspunkt fällt, von welchem die Strafverfügung ausgegangen 
it? IV. 19/2 01. 34, 165. 

10. Wird durch den unanfechtbar gewordenen Strafbejcheid eines 
Seemanndamtes Die Strajflage in vollem Umfange verbraudt, jo daß 
wegen derfelben Handlung eine Strafverfolgung nicht mehr eintreten 
fann? III. 23/11 91. 22, 232. 

11. Wird die gerichtliche Verfolgung von my durch ein 
fogenanntes Submiffionsverfahren ausgefhloffen? I. 17/2 96. 28, 180; 
IV. 21/12 94. 26, 319. 

12. Steht die durd einen Strafbeiheid der Steuerbehörde erfolgte 
rechtöfräftige Verurteilung eined Brennereiunternehmers wegen Anftiftung 
jeines Gewerbsgehülfen zur Verübung eined Steuervergehen® der Ber: 
urteilung des eriteren, als in subsidium für die von leßterem verwirkte 
Geldſtrafe haftbar, nad) dem Grundjaße „ne bis in idem“ entgegen? 
III, 6/11 80. 3, 105. 

13. Kann jemand, nachdem er wegen öffentlicher AÄußerungen nach 
vorausgegangener polizeilicher Strafverfügung von einer aus 8360 Nr. 11 
St.G.B.'s erhobenen Anklage dur das Schöffengericht rechtskräftig frei— 
gefprochen worden, wegen derfjelben Außerungn mit Rückſicht auf einen 
nachträglich geitellten Strafantrag wegen Beleidigung verfolgt werden? 
I. 17/11 92. 23, 307. 

14. Wird durd einen ohne Einfprud gebliebenen amtsrichterlichen 
Strafbefehl wegen lbertretung einer Polizeiverordnung die öffentliche Klage 
verbraucht, welche diefelbe Handlung als ein Vergehen oder Verbrechen 
verfolgt? I. 2/6 81. 4, 243; II. 21/12 83. 9, 321; IV. 14/12 86. 
15, 112. 

15. Inwiefern ift in einem Urteile, welche wegen einer jchon 
durch Strafbefehl zur Strafe gezogenen Tat eine Strafe ausſpricht, auf 
die duch den Strafbefehl verhängte Strafe Nüdjiht zu nehmen? 
II. 21/12 88. 9, 321. 

Schließt ein Strafbefehl die neue Verfolgung wegen der be= 
züglihen Straftat auch dann nicht aus, wenn die Tat in dem Straf: 
befehle rechtlich jo aufgefaßt worden ift, wie fie ſich nach dem Ergebniſſe 
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der mündlichen Verhandlung dargejtellt hat? IV. 8/10 86. 14, 358; 
I. 2/1 96. 28, 83; I. 30/11 96. 29, 156. 

17. Rann der Grundjaß „ne bis in idem“ dadurd Einſchränkungen 
erleiden, daß ein früheres rechtskräftig gemwordenes Strafurteil ausdrück— 
lid erklärt hat, e8 liege eine „andere Tat” vor, weldhe in bejonderem 
Berfahren zu verfolgen der Staatdanwaltihaft vorbehalten bleiben müſſe? 
II. 15/11 86. 15, 133; II. 30/9 90. 21, 78. 

18. Kann jemand, nachdem er auf eine gegen ihn als PVorjtands- 
mitglied einer Aktiengeſellſchaft wegen Stempelhinterziehung erhobene 
Anklage jpeziell in diefer Eigenfchaft freigeiprochen worden it, in feiner 
Eigenſchaft als Aktionär wegen derfelben Stempelhinterziehung von neuem 
verfolgt werden? IV. 30/9 02. 35, 367. 

19. Sit die Verfolgung eines freigefprochenen Angeklagten wegen 
einer ideell konkurrierenden Straftat dann zuläffig, wenn diefe Verfolgung 
in dem freilprechenden Urteile vorbehalten ift? I. 28/12 93. 25, 27. 

20. Iſt gegenüber einem Angeklagten, welchem die Anklage mehrere 
felbjtändige Straftaten zur Laſt gelegt hatte, wenn in dem nad) Verband: 
lung über jämtliche Anflagepunfte ergebenden Urteile aus Verſehen ein 
Anklagepunkt übergangen ijt, bezüglich des übergangenen Anklagepunftes 
eine weitere Strafverfolgung ausgeſchloſſen? II. 21/5 89. 19, 227. 

21. it die Anwendung des Sabes „ne bis in idem“ ausgeſchloſſen, 
wenn das Scöffengericht im Privatflageverfahren über eine an fich der 
Verhandlung in diefem Verfahren entzogene Tat gleihtwohl eine fachliche 
Entjheidung abgegeben hat? III. 23/6 83. 9, 14; III. 15/11 83. 9, 324. 

22. Kann ein wegen Verjährung auf Einftellung des Verfahrens 
erfennendes Urteil den Einwand der entichiedenen Sache begründen? 
IV. 28/1 87. 15, 237. 

23. Kann eine nur die formale Abweifung einer Anklage wegen 
Unzuftändigfeit ausfprechende Entjcheidung den Einwand der entjchiedenen 
Sache begründen? III. 18/10 94. 26, 150. 

24. Steht dad auf Privatllage eingeleitete Strafverfahren einer 
jpäteren Strafverfolgung aus dem gleichen Borgange entgegen, wenn zus 
folge Zurüdnahme der Privatklage das eingeleitete Verfahren eingeftellt 
worden ijt? IV. 10/5 95. 27, 216. 

25. Unter welchen Borausfegungen ift in dem alle, wenn durch 
rechtöfräftiges Urteil Einftellung des Verfahrens wegen Mangeld des 
erforderlichen Strafantrags ausgeſprochen ift, die Staatsanwaltſchaft zur 
Wiederaufnahme der Strafflage befugt? III. 18/12 82. 7, 355. 

26. Findet der Saß „ne bis in idem“ aucd Anwendung auf das 
Berfahren gegen Abmwejende, welche ſich der Wehrpflicht entzogen haben? 
II. 25/8 81. 3, 437. 

27. Uber die Frage, ob ein nad) $ 202 St.P.D. gefoßter Beſchluß 
eine neue Strafverfolgung ausſchließen kann, |. $ 202. 

28. Was ift notwendig, um die zur Begründung des Einwandes 
der entjchiedenen Sache erforderliche Rdentität der Tat ald gegeben an— 
zunehmen? III. 16/10 80. 2, 347; II. 21/12 80. 3, 132; I. 12/3 83, 
8, 135; IV. 28/9 86. 15, 9; III. 15/11 86. 15, 133, 
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29. Greift der Einwand „ne bis in idem“ Pla gegenüber einer 
Anklage wegen Verübung eines Delift3 aus Fahrläffigkeit, wenn auf 
eine Anklage wegen vorjäglicher Verübung Freiſprechung erfolgt ijt? 
II. 21/12 80. 8, 132. 

30. Sit die Erneuerung des Verfahrens wegen Beihülfe gegen einen 
Angeklagten zuläſſig, welcher bereit3 von der Täterſchaft der nämlichen 
Tat rechtöfräftig freigefprochen worden ijt? I. 10/12 85. 13, 146, 

31. Unter welden Borausfeßungen ift durch vechtöfräftige Frei— 
fprehung von Sehlerei eine jpätere Strafflage wider denjelben Ange— 
klagten wegen Diebſtahls an der nämlichen Sache verbraudt? I. 12/3 83. 
8, 135. 

32. Steht einer wegen Teilnahme an einem Morde aus $ 211 
St.G.B.'s angellagten Perſon der Einwand der entjchiedenen Sache zu, 
wenn jie früher von der Anklage wegen Nichtanzeige dieſes Mordes frei: 
gefprodhen worden ijt? II. 30/9 90. 21, 78. 

33, Wirkung des Sapes „ne bis in idem“ hinſichtlich einer Druck— 
ihrift, welche mehrere Beleidigungen gegenüber verjchiedenen Perſonen 
enthält. I. 5/1 91. 21, 276; II. 2/1 00. 38, 46. 

34. Iſt wegen des nämlichen Preßartikels, welcher anfangs auf 
eine andere Perſon gedeutet und zum Gegenftande einer Anklage wegen 
Beleidigung diefer Perfon gemacht worden war, eine neue Anflage wegen 
Beleidigung desjenigen zuläffig, auf welchen, wie nachträglich ermittelt 
wurde, diefelbe fi) bezog? I. 25/2 84. 10, 149, 

35. Kann der wegen Verübung eined Kollektivdelikts VBerurteilte 
demnächſt noch weiter verfolgt werden wegen eines Delikts, welched durch 
eine unter das Kollektivdelikt fallende Tat verübt ift? Iſt es dabei von 
Erheblichkeit, ob die Gewerb3= oder Gemohnheitämäßigfeit ein Tatbeitands- 
merfmal oder nur einen Dualififationsgrund bildet? III. 12/7 82. 7, 32; 
I. 23/3 96. 28, 283. 

36. Werden dur die Verurteilung wegen gewohnheit3mäßiger 
Ruppelei jämtliche bis zum Urteile ftattgehabten Fälle aud) der aus Eigen- 
nuß begangenen Ruppelei fonjumiert? II. 10/11 82. 7, 229. 

37. Kann jemand nad) erfolgter Freifprehjung von der Beſchuldigung 
eined Vergehend gegen $ 284 St. G. B.'s wegen einer vor dem Urteile 
zurüdliegenden Spieltätigfeit von neuem auf Grund des $ 284 verfolgt 
werden? II. 4/12 94. 26, 299. 

38. Greift bei einem gewohnheit3mäßig verübten Delikte der Ein 
wand der entjchiedenen Sache auch Plak in Beziehung auf diejenigen 
Einzelhandlungen, welche an einem anderen Orte verübt waren, als die- 
jenigen, wegen deren die Verurteilung erfolgt war? IV. 4/7 93. 24, 243. 

39. Kann jemand, der in Deutfchland eine Lotterie veranjtaltet hat 
und deshalb beitraft worden it, wegen des Verkaufes gleicher Loſe, der 
vor Erlaß des ergangenen Urteild an anderen Orten vorgenommen worden 
ift, nochmal3 verfolgt werden? I. 6/11 84. 11, 211; II. 13/4 83. 
8, 292, 

40. Inwieweit darf derjenige, welcher wegen Vertrieb® von Lofen 
einer in Preußen nicht zugelaffenen Lotterie bejtraft worden iſt, wegen 
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anderweiten vor feiner Verurteilung gejchehenen Vertriebs — 
Loſe noch ſtrafrechtlich verfolgt werden? III. 12/3 85. 12, 115. 

41. Bewirkt die rechtskräftige Verurteilung wegen eines Kollektiv— 
delikts, daß die Strafklage auch bezüglich ſolcher Reate verbraucht iſt, 
welche mit einem einzelnen Bejtandteile des Kolleltivdelikts ideell kon— 
furrieren? III. 17/3 92. 283, 7. 

42. Inwieweit ijt der Ungeflagte, gegen welchen Anklage wegen 
gewerbsmäßigen unberedhtigten Jagens erhoben, aber nur Verurteilung 
wegen nicht gewerb3mäßigen Jagens erfolgt war, aus diejer Ver— 
urteilung gejhüßt gegen Strafverfolgung wegen anderer Jagdvergehen 
aus der Zeit vor der Aburteilung? II. 20/9 92. 23, 230. 

43. Inwieweit jteht ein den Ungeflagten wegen gewerbs- ober 
gewohnheitdmäßiger Hehlerei freifprechendes Urteil feiner Verfolgung wegen 
Einzelhehlerei au der Beit vor der damaligen Aburteilung entgegen? 
II. 24/11 93. 24, 419. 

44. Wird der Grundfaß „ne bis in idem‘‘ verlept, wenn das 
Geriht zum Nachweije für die auf gewerbsmäßige Begehung gerichtete 
Abſicht des Angeklagten einem diefem früher zur Laft gelegten Vergehen 
eine andere Beurteilung angedeihen läßt, als die in dem früheren Prozeß 
dem rechtskräftig gewordenen Urteil zugrunde gelegte? IV. 1/6 00. 
33, 303. 

45. Über die Anwendung des Grundfages „ne bis in idem“ auf 
dem Gebiete de3 jog. fortgejeßten Delikts. III. 10/12 83. 9, 344. 

46. Darf infomweit, ald der zuerjt erfennende Richter in der Lage 
war, die einzelnen Ausführungshandlungen der fortgejeßten Tat mit zu 
berüdjichtigen, eine jpätere nochmalige Verfolgung eintreten? I. 2/3 99. 
32, 57. 

47. Kann die Feititelung einer einheitlihen fortgejegten Tat 
lediglih auf die Einheitlichkeit de8 Entſchluſſes gegründet werden? 
II. 27/11 91. 22, 235; I. 15/10 94. 26, 162. 

48. Sit dann, wenn in einem früheren rechtöfräftigen Urteile das 
Borliegen einer Mehrheit real konkurrierender Straftaten fejtgejtellt war, 
der jpäter erfennende Richter befugt, die Einjtellung des Strafverfahrens 
wegen Verbrauchd der Strafflage auf Grund der Annahme auszufpredhen, 
daß die früher abgeurteilten Straffälle zufammen mit den ihm vorliegen- 
den Tätigleitdatten ein fortgeſetztes ergehen bilden? III. 4/11 86. 
15, 23; I. 15/10 94. 26, 162. 

49. Was gilt in fraglicher Beziehung für das Reviſionsgericht, 
wenn dad Urteil, gegen welches Revifion verfolgt wird, früher ergangen 
ift, als das Urteil, welches eine Mehrheit real Fonfurrierender Straftaten 
feſtſtellt? III. 21/11 01. 35, 1. 

50. Steht der Grundfaß „ne bis in idem“ der Verurteilung des— 
jenigen entgegen, welcher nad} feiner Verurteilung wegen eines Vergehend 
gegen das Markenſchutzgeſetz wieder wegen ſolcher gleichartiger Hand» 
ungen unter Anklage geitellt ift, die vor dem Zeitpunkte des erjten 
Urteild Liegen, aber nicht Gegenstand der erjten Anklage waren? 
II. 80/9 81. 5, 105. 

Een.Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 
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51. Wird die Verurteilung aus 88 17, 18 Nr. 1 des Preßgeſetzes 
vom 7. Mai 1874 wegen vorzeitiger Beröffentlihung einer Anklagejchrift 
dadurch ausgejchloffen, daß der Angeflagte wegen Veröffentlichung der 
nämlichen Anklagefchrift dur ein andere8 Preßorgan bereitd zu Strafe 
verurteilt worden it? III. 27/9 86. 14, 342. 

52. Sit ed als unzuläffig anzujehen, daß der als Mitglied einer 
in Konkurs geratenen offenen Handelögefellihaft wegen Bankerotts be- 
ftrafte Gejellichafter außerdem noch wegen unordentliher Buchführung x 
in feinem eigenen, von dem Gejellichaft3betriebe unabhängigen Handels— 
geſchäfte jtrafrechtlich verfolgt wird? I. 9/6 84. 11, 5. 

53. Uber Identität der Tat ſ. weiter $ 263. 

54. Sit der Ausſpruch eined Strafurteild, daß eine beitimmte 
Schrift nicht unzüchtigen Inhalte fei, in dem Sinne der Rechtskraft 
fähig, daß der Freigeſprochene wegen fpäteren Verbreitens derjelben Schrift 
nicht mehr verurteilt werden kann? II. 30/9 81. 5, 101. 

55. Hat das rechtöfräftige Urteil, durch welches dad Vorſtands— 
mitglied einer Altiengejellichaft von der Anklage aus Art. 249 9.6.8.3 
freigeiprocdhen ijt, die Wirkung, daß die Strafverfolgung gegen den Frei— 
geiprochenen auch wegen jeder anderen die Gejellihaft benachteiligenden, 
in der früheren Anklage nicht erwähnten Handlung ausgeſchloſſen ift? 
I. 20/2 95. 27, 39. 

56. Sit der Einwand der rechtöfräftig entſchiedenen Sache noch in 
der Reviſionsinſtanz zuläffig, und jind die bei diefer Frage in Betracht 
fommenden Tatfahen vom Reviſionsrichter zu prüfen? III. 8/10 88. 
18, 272. 

57. Kommt dem in der Nevifionsinitany erhobenen Einwande der 
entfchiedenen Sahe auch dann Wirkung zu, wenn die rechtöfräftige Ent: 
ſcheidung jpäter als die angefochtene ergangen ift? II. 12/10 97. 30, 340; 
III. 21/10 01. 36, 1. 

58. Nach welchen Geſichtspunkten ift der in der Nevifionsinftanz 
erhobene Einwand der entjchiedenen Sache zu würdigen? IV. 7/1 96. 
28, 97; III. 4/5 96. 28, 352. 

59. Inwieweit iſt ein objektive Strafverfahren behufs Einziehung 
von Gegenständen durd ein in die Sache einſchlagendes früheres Urteil 
als audgefchloffen zu erachten? II. 25/5 83. 8, 349; II. 28/5 86. 
14, 161; III. 19/9 95. 27, 352. 

60. Wie hat die Urteildformel zu lauten, wenn das Gericht in der 
Hauptverhaudlung, jei es wegen des Grundjages „ne bis in idem“, fei 
es megen Rechtöhängigkeit der Sache, eine erneute Sachentſcheidung abzu— 
geben ablehnt? III. 18/12 82. 7, 355. 

61. Wie ift zu verfahren, wenn eine Straffadhe, die bereits bei 
einem Gerichte niederer Ordnung anhängig ift, ohne Kenntnis dieſes 
Umſtandes bei einem Gerichte höherer Ordnung anhängig gemacht worden 
iit? II. 18/11 96. 29, 174. 

62. Darf das Gericht nach Eröffnung des Hauptverfahrens wegen 
gewohnheitdmäßiger Kuppelei durch einen fpäteren Eröffnungsbefchluß 
eine Einzelhandlung unter Qualifizierung als uppelei aus Eigennuß 
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zum Gegenjtande eines bejonderen Verfahrens machen? II. 8/12 99. 
33, 11. 
b) Erlöfchen des Strafverfolgungsrehts durch Abolition. 

Sit die von einem deutjchen Landesherrn in einer Straffache ver— 
fügte Abolition für das Reichegericht bindend, auch wenn der Erlaß erft 
ergangen ilt, nachdem die Sache bereit zur Kognition des Reichsgerichts 
in der Revijionsinftanz gelangt war? II. 12/3 00. 33, 204. Bol. 
III. 6/6 96. 28, 419. 


Haben Anklage und Eröffnungsbeihluß dieſelbe Tat zum Gegen- $ 151 
jtande, wenn in erjterer dem Angefchuldigten die Unterfchlagung fremder 
Loſe und Gewinne, im leßteren die unbefugte Veranſtaltung einer Lotterie 
zur Laſt gelegt wird? Kann ein die Straffache materiell erledigendes 
Urteil erlafjen werden, wenn Anklageſchrift und Eröffnungsbeſchluß nicht 
diejelbe Tat zum Gegenjtande haben? I. 16/5 95. 27, 233. 


1. Über den Begriff „in der Anklage bezeichnete Tat“ ſ. StPO. $ 153 
S 263 und den Abjchnitt „ne bis in idem“. 

2. Über die Verpflichtung des Gericht?, in Zollſtrafſachen die 
Straftat nebjt der fir die Feitfeßung der Strafe erforderlichen Unter: 
lagen nad) allen Richtungen zu erörtern. IV. 2/7 86. 14, 308. 

3. Uber die Verpflichtung des Gericht? zur SHerbeifchaffung der 
für Aufklärung des Sachverhalt dienlichen Beweismittel ſ. $ 243. 

4. Kann der Richter auf eine wegen Kindestötung erhobene An— 
klage eine Verurteilung aus $ 367 Nr.1 St. G. B.'s ausfprechen? IV. 7/12 86. 

15, 107. 


Zweiter Abſchnitt (88 155-175). 
Vorbereitung der öffentlihen Klage. 


1. Über Strafverfolgungsanträge im allgemeinen und insbeſondere 8 156 
ſolche von Beauftragten ſ. St.G.B. $ 61. 

2. Beziehen ſich die Formvorſchriften des $ 156 auch auf die im 
Halle de 8 99 St. G.B.s erforderlihe „Ermächtigung“ zur Strafver- 
folgung? II. 25/1 89. 18, 382. 

3. Unterliegt auch die Zurüdnahme des wegen eines Antragspdelifts 
gejtellten Strafantrage der für die Stellung des Strafantrages vor— 
geichriebenen Form? IL. 26/1 83. 8, 79. 

4. Welches find die Erforderniffe der Schriftlichfeit de8 Strafver- 
folgungsantrag3? 

Kann von der fehlenden Unterſchriſt des Antragftellers abgejehen 
werben? II. 29/3 81. 8, 442; I. 28/6 80. 2, 125; I. 28/6 80. 2, 258. 

5. Kann der Antrag als fchriftlich geftellt audy dann angefehen 
werden, wenn er im mündlichen Auftrage ded Berechtigten von einem 
Dritten nicht bloß gejchrieben, fondern auch mit der Unterjchrift des Be— 
rechtigten verjehen worden ijt? II. 24/2 82. 6, 69. 

6. Bedarf es zur Legitimation des Dritten, welcher namens des 
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Berechtigten einen Strafverfolgungsantrag ftellt, einer ſchriftlichen Voll: 
madt? II. 21/3 81. 3, 425; IV. 22/2 89. 19, 7. 

7. Sit ein bei Polizeibeamten mündlich gejtellter Strafverfolgungs- 
antrag wirkjam, wenn die Beamten ald Hiülfsbeamte der Staatdantwalt- 
ſchaft beitellt find? II. 28/11 80. 8, 55. | 

8. Bedarf ed zur Wirfjamfeit eines „zu Protokoll“ bei der Staatd- 
anmwalticaft angebrachten Strafverfolgungsantrags der Beobachtung irgend 
welcher Förmlichkeiten bei der Protokollierung? III. 30/4 85. 12, 173. 

9. Kann der Strafverfolgungdantrag der beleidigten Staatsanwalt— 
ihaft von dem Erjten Staatdanwalte zu feinen eigenen Alten geftellt 
werden? I. 16/6 81. 4, 264. 


$ 159 Necht der Polizeibehörden zur Zwangsgejtellung. ©. St.P.D. 8 161. 


g 161 1. Verhältnis zu 8 127 StPO. II. 11/7 99. 32, 269. 

2. Können Polizeibeamte aus $ 161 in Bezug auf Feitnahme 
einer Perſon Befugnifje herleiten, die über die jih aus $ 127 StPO. 
ergebenden Befugnifje hinausgehen? IV. 5/4 95. 27, 153. 

3. Sind die Polizeibeamten befugt, Augenzeugen einer Straftat, 
weldhe, um ſich dem Zeugniszwange zu entziehen, die Namensnennung 
verweigern, zur Feſtſtellung ihrer Perſönlichleit zwangsweiſe vor Die 
Behörde zu führen? II. 19/3 86. 13, 426. 

4. Beiteht eine Rechtspflicht, ſich vor den PVolizeibehörden in betreff 
begangener Straftaten ald Zeuge vernehmen zu lafjen? Haben die Polizei- 
behörden in diefer Richtung ein Recht zur Zwangsgeſtellung? Kommt 
den Polizeibehörden ein ſolches Recht für andere Gebiete ihrer polizei- 
lichen Tätigkeit zu? IIT. 22/11 83. 9, 483: III. 27/4 91. 22, 5; 
I. 30/9 80. 2, 281. 

5. Fallen die gemäß $ 161 von untergeordneten Polizeibeamten 
angeftellten Nachforſchungen aud unter den Begriff von „Unterſuchung“ 
im Sinne de8 8 343 St. G. B.'s? II. 14/3 82. 6, 82. 


s 162 Zur Auslegung des $ 162. Verhältnis der Beitimmung zu $ 106 
StP.O. II. 4/5 00. 38, 251. 


s 169 1. Sit ein von der Staatdanwaltichaft eingeleitete Verfahren ($ 164 
St.G.B.'s), fofern diefelbe auf Grund der Ermitielungen einer Anzeige 
zum Zwecke der öffentlihen Klage feine Folge zu geben beabfichtigt, erit 
dann als beendet anzufehen, wenn ausdrüdlicd eine Einjtellungsverfügung 
erlafjen und der Antragiteller davon benachrichtigt worden ift? II. 17/4 83. 
8, 185. 

2. Über die Frage, ob ein nad) 8 169 erlaffener Beſcheid in der 

Hauptverhandlung verlefen werden darf. II. 22/9 93. 24, 263. 


s 170 1. Über die Befugnis des gefeglichen Vertreterd des Verlegten, die 
Erhebung der öffentlichen Klage auf dem in $ 170. vorgejehenen Wege 
herbeizuführen. III. 11/10 83. 9, 124. 
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2. Kann die Mitwirkung eined Nichterd ald Verichterftatter bei 
einer Entſcheidung, durch welche gemäß 8 170 Erhebung der öffentlichen 
Klage angeordnet wurde, als Ablehnungsgrund gegen den betreffenden 
Richter in feiner Eigenjchaft ald Mitglied des erfennenden Gerichts ver- 
wertet werden? III. 20/6 89. 19, 333. 


Dritter Abſchnitt (SS 176—195). 
Gerichtliche Vorunterfuhung. 


1. Fällt die Vorunterſuchung weg, wenn in einer jchwurgerichtlichen 8 176 
Sache das Schöffengericht oder das Landgericht ſich für unzuftändig erklärt 
und die Sache vor das Schwurgericht gewiejen hat? IIL 2/2 81. 3, 311. 

2. Muß eine Vorunterfuhung aud dann jtattfinden, wenn Die 
Zuftändigfeit des Schwurgericht3 für die betreffende Strafjahe nur durch 
den Zujammenhang begründet wird? 

Bedingt die Einleitung der DVorunterfuhung gegen einen An— 
geflagten auch diefe Einleitung gegen den Mitangeflagten? II. 8/7 81.4, 364. 


Über das Erfordernis, daß die durch dad Augenſcheinsprotokoll $ 185 
feitgeftellten Wahrnehmungen von beiden Gerichtöperfonen gemacht worden 
find, j. oben 8 86. 


1. Wer ijt bei einem Alte der Vorunterfuhung im Sinne des S 186 
Abſ. 3 an der Verhandlung beteiligt? Wirkung eines Verjtoßes gegen 
die dort getroffene Vorſchrift? III. 28/4 98. 31, 135. 

2. Welche Wirkung hat ein Verjtoß gegen die Vorfchrift der Unter: 
zeihnung ded Protokoll dur den Zeugen? IV. 18/10 01. 34, 396. 

3. Über die Beurfundungen in Augenjcheinsprotofollen ſ. o. 8 86. 


Über Unzufäffigfeit der Aurücdverweifung einer Sache zur Bor: $ 188 
unterſuchung nad Eröffnung des Hauptverfahren?. III. 1/5 80, 2, 33. 


Muß dem nicht auf freiem Fuße befindlichen Angeklagten auch Nach-8 191 
richt gegeben werden von einem Wugenicheindtermine, der nicht an der 
Gerihtöjtelle abgehalten wird, wo der Angeflagte jih in Haft befindet? 
Begründet die Unterlaffung eine Reviſionsbeſchwerde? IV. 24/5 92.23, 142, 


Mit welhem Zeitpunkte ift die Vorunterſuchung nejchlofien, fo daß 8 195 
die mit dem Schluſſe verbundenen Prozekjolgen eintreten? Welches find 
die Wirkungen der Verfügung des Schluſſes der PVorunterfuchung? 
I. 29/3 00. 33, 200; II. 28/6 81. 4, 341. 


Vierter Abſchnitt (SS 196 —211).! 
Entiheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrend, 
1. Vervollitändigung einer dem Abf. 2 nicht entiprechenden An= $ 198 
klageſchrift bei nachträglich hervortretender Notwendigkeit. II. 25/3 98. 
31, 100. 
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2. Inwieweit muß in der Anklagejchrift die dem Ungellagten zur 
Laſt gelegte Tat bezeichnet werden? 

Kann die Anklagefchrift für die Begrenzung des Gegenjtandes ber 
Urteilöfindung Bedeutung gewinnen? II. 8/8 81. 3, 406. 

3. Kann auf Mängel der Anklagefchrift eine Reviſionsbeſchwerde 
geftügt werden? III. 1/5 80. 2, 38, 


& 199 1. Sit den Angeklagten gemäß $ 199 die Anklagefchrift zuzuftellen, 
oder genügt die Verlefung? 

Enthält es eine die Reviſion begründende Gejebesverlegung, wenn 
in einer Schwurgericht3jache dem Ungeflagten die Anklageſchrift anjtatt 
ſchriftlicher Zuftellung nur mündlich vorgelefen worden it, und er nicht 
im Borverfahren, jondern erjt in der Hauptverhandlung nad Bildung 
der Gejchworenenbant ohne Erfolg Bertagung der Sade beantragt? 
II. 6/4 80. 1, 345. 

2. Wirkung einer Verlegung des 8 199 durch Eröffnung des 
Hauptverfahrens ohne vorherige Mitteilung der Unklagefchrift. II. 25/3 98. 
31, 100. 

3. Kann eine Revifionsbefchwerde mit Erfolg darauf geftügt werden, 
daß der Angeklagte, gegen welden eine Vorunterfuhung nicht eingeleitet 
war, nicht gemäß $ 199 befragt worden ift, ob er die Einleitung einer 
folhen beantrage? II. 8/7 81. 4, 364. 

4. Kann auf die Beeinträchtigung der dem Angeflagten nad $ 199 
zuftehenden Befugnis, die Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der 
Hauptverhandlung zu beantragen, durch die vor Ablauf der hierzu be= 
jtimmten Frift erfolgte Eröffnung des Hauptverfahrend die Reviſion 
gejtügt werden? III. 24/4 80. 2, 19. 

5. Inwieweit ilt eine jtilljchiveigende Ablehnung gejtellter Beweis— 
anträge zuläffig? III. 21/1 80. 1, 170. 

6. Liegt ein Reviſionsgrund vor, wenn zur Hauptverhandlung ges 
ichritten worden ijt, bevor eine gegen die Ablehnung des Antrags auf 
Borunterfuhung erhobene Bejchwerde erledigt war? IV. 7/8 99. 32, 79. 

7. Sit der Einwand der örtliden Unzuftändigfeit verbraucht, wenn 
er auf die gemäß 8 199 ergangene Aufforderung vorgebracht und der 
den Einwand zurückweiſende Gerichtsbeſchluß nicht rechtzeitig durch Bes 
ihwerde angefochten worden iſt? II. 14/12 94. 26, 340. 

8. Hann der Angeklagte mittel$ der Reviſion Verlegung der Bor: 
ichriften über die örtlihe Buftändigfeit rügen, nachdem im Vorverfahren 
ohne Borunterfuhung jein gleicher Unzuftändigfeit3einwand und feine 
jofortige Beſchwerde verworfen worden ijt? IV. 8/3 01. 34, 215. 

9. Über die Notwendigkeit, in Fällen der gebotenen Verteidigung 
(8 140 St. P.O.) mit der Aufforderung nad) 8 199 dem Angeklagten 
einen Verteidiger zu bejtellen, f. vo. $ 140 Nr. 8 ©. 316, 


$ 200 1. Wird duch den Beihluß des Gerichts, vor der Entſcheidung 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens noch einzelne Beweiserhebungen 
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eintreten zu laffen, die Vorunterfuhung wieder eröffnet? II. 8/10 80. 
2, 314. 

2. Kann nah Eröffnung des Hauptverfahrens die Zurüdverweifung 
einer Sade zur Vorunterfuchung jtattfinden? III. 1/5 80. 2, 83. 

3. Charakterifiert fih ein nah Mafgabe de 8 200 ergehender 
Beſchluß als eine Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
im Sinne des $ 23 Abſ. 3 St.P.D.? II. 11/6 85. 12, 308. 


1. Beruht ein. ohne entfpredhenden Eröffnungsbefhluß ergangenes $ 201 
Urteil auf einer Gejebedverlegung? 
Kann die Reviſion darauf geftüßt werden, daß das Urteil auf 
einer Berleung der Vorſchriften über den Eröffnungsbeichluß beruht? 
II. 29/1 84. 10, 56; I. 24/6 80. 2, 120; IL. 18/1 80. 1, 66; 
IV. 26/8 95. 27, 125. 
2. Über die Folgen von Mängeln des Eröffnungsbefchluffes ſ. weiter 
8 205. 
3. Über vorzeitigen Erlaß des Eröffnungsbeſchluſſes j. $ 199. 
4. Über die Unterzeichnung der Eröffnungsbefhlüffe ſ. $ 33. 


1. Wirkung eines die Eröffnung des Hauptverfahrend wegen Uns 8 202 
zuftändigfeit ablehnenden Beſchluſſes. II. 20/2 99. 32, 50. 

2. Darf Außerverfolgungjeßung angeordnet werden, wenn die wegen 
eines gewerbdmäßig verübten Bergehens geführte VBorunterfuhung nur 
jtrafbare Einzelhandlungen ergeben hat? Welche Wirkung bat ein in 
jener Weiſe gefaßter Beſchluß, wenn zugleich wegen ftrafbarer Einzel- 
handlungen das Hauptverfahren eröffnet worden ijt? III. 19/1 93. 23, 392. 


1. Wer hat über die Möglichkeit der Hauptverhandlung mit einem $ 203 
geiftesfranfen Angeflagten zu entfcheiden? II. 8/1 97. 29, 324. 
2. Sit eine Hauptverhandlung möglid mit einem Angeklagten, der 
an einer partiellen Geiftesftörung leidet? III. 17/1 80. 1, 149. 
3. Über die Folgen, wenn fi) in der Hauptverhandlung ergibt, 
daß mit dem Angellagten nicht verhandelt werden fann, j. $ 259. 
4. Wird durch den Beſchluß vorläufiger Einftellung des Verfahrens 
die Verjährung unterbrochen? I. 7/3 95. 27, 81; IL. 6/2 91. 21, 308. 


1. Erfordernifje des Eröffnungsbeſchluſſes hinſichtlich Bezeihnung $ 205 
der dem Angeflagten zur Lajt gelegten Tat. II. 8/3 81. 3, 406; 

II. 12/4 81. 4, 77. 

2. Iſt ein Reviſionsgrund gegeben, wenn der verlefene Eröffnungs- 
beihluß von zwei in der Anklagejchrift verfolgten Deliften nur eins 
benannt, dad Gericht aber den Angeklagten wegen beider Delikte ver- 
urteilt hat? II. 13/1 80. 1, 66. 

3. In welchem Umpfange erfordert der CEröffnungdbeihlup Be— 
zeichnung des anzumendenden Strafgejetes? I. 31/3 81.4, 40; 1. 20/10 81. 

5, 137; I. 20/4 82. 6, 169. 
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4. Gehört die Aufnahme ftrafmindernder Umstände in den Er— 
öffnungsbefhluß? II. 2/7 97. 30, 209. 

5. Inwieweit fann die Anklageichrift zur Ergänzung des Eröffnung? 
befchlufjes dienen? II. 8/3 81. 3, 406; III. 15/8 83. 8, 248. 

6. Darf wegen Unvollitändigfeit des Eröffnungsbeſchluſſes ein das 
Verfahren cinftellendes Urteil erlaffen werden? Inwieweit hat der Bor: 
figende Mängel des Eröffnungsbefchluffes durh eine Belehrung des An: 
geflagten unschädlich zu machen? IL. 17/3 93. 24, 64. 

7. Kann die Nevifion darauf geftüßt werden, daß aus dem Er— 
öffnung3befchluffe auc in Verbindung mit der Anklageſchrift nicht zu 
entnehmen ijt, welche Tat den Gegenjtand der Urteiläfindung bilden joll? 
IL. 7/10 90. 21, 64. 

8. Über Auslegung eines in fich widerfprechenden Eröffnungs— 
befchluffes. III. 15/3 83. 8, 248, 

9. Über die Folgen von Mängeln des Eröffnungsbefchluffes ſ. weiter 
g 201. 


$ 207 Über Beichlüffe, durch welche die Eröffnung des Hauptverfahrens 
wegen Unzuftändigfeit abgelehnt wird, ſ. $ 202. 


$ 208 Wird durch einen nah $ 208 ergebenden Einftellungsbefhluß die 
Verjährung unterbrochen? IL. 6/2 91. 21, 308, 


$ 209 Über Beichlüffe, durch welche die Eröffnung des Hauptverfahrens 
wegen Unzujtändigfeit abgelehnt wird, ſ. $ 202. 


$ 210 1. Über Beichlüffe, durch melde die Eröffnung des Hauptverfahrens 
wegen Unzujtändigfeit abgelehnt wird, ſ. $ 202. 

2. Iſt in dem Verfahren vor dem Schwurgeridhte die Stellung 
einer Hülfsfrage über den Tatbeftand des 8 139 St. G.B.'s deshalb 
ausgeichloffen, weil da8 Hauptverfahren nur wegen Anjtiftung zu dem 
bezüglichen Verbrechen eröffnet und die Eröffnung wegen Bergehens 
gegen $ 139 a. a. D. abgelehnt worden war? I. 4/11 95. 28, 12. 

3. Welhem Gericht fteht die Enticheidung darüber zu, ob Die 
Wiederaufnahme der Klage gemäß 8 210 jtatthaft ift? IV. 30/10 91. 
22, 187. 

4. Sit, wenn die Eröffnung des Hauptverfahrend Durch einen nicht 
mehr anfechtbaren Beſchluß abgelehnt ift, die auf Grund neuer Tatfadhen 
oder Beweismittel wiederaufgenommene Klage nah) den Formvorſchriften 
über Wiederaufnahme eines durch rechtöfräftiged Urteil geſchloſſenen Ver— 
fahrens zu behandeln? IL 26/1 86. 183, 295. 

5. Kommt der nach vorläufiger Unterfuhung vom Gerichtöherrn 
auf Grund der preußiſchen Militäritrafgerihtsordnung von 1845 (88 91,102) 
verfügten Einjtellung ded Verfahrens die in $ 210 vorgefehene Wirkung 
zu? IL 24/1 02. 35, 86. 
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Fünfter Abſchnitt (SS 212— 224). 
Vorbereitung der Hauptverhandlung. 


1. Was ijt unter „Bewirfen der Ladungen“ zu verjtehen? Dit $ 213 
auch das Gericht jelbit oder der Gerichtsvorſitzende zur Bewirkung der 
Ladung befugt? IV. 13/7 88. 18, 76. 

2, Über die Ladung des Nebenklägers ſ. unten 8 437. 

3. Sit die Ladung zu einer zweiten Hauptverhandlung ausreichend 
damit bewirkt, daß im erjten VBerhandlungstermin der die Anberaumung 
einer neuen Verhandlung enthaltende Beihluß in Anweſenheit des An- 
geflagten und des Berteidigerd verkündet wird? IIL 5/5 02. 35, 232. 


Bedarf aud ein gemäß $ 270 — ergangener und verfündeter 8 214 
Beihluß der Zuftellung? IL. "om 81. 4, 373, 


1. Greift die Vorfchrift bei der Ladung zu einer neuen Haupt $ 216 
verhandlung jtet3 von neuem Pla? Findet fie Anmendung bei Ber: 
fegung des Termind auf einen früheren Tag, als zuerjt beitimmt war? 

II. 12/1 94. 25, 74. 

2. Erwächſt dem Angeklagten durch die Ausjegung der Haupt: 
verhandlung ein Anſpruch auf wiederholte Einhaltung der in Abſ. 1 
vorbezeichneten Friſt? I. 6/12 86. 15, 113. 


1. Iſt das Gericht verpflichtet, einen Rechtsanwalt zur Haupt: 8 217 
verhandlung zu laden, welcher fi, ohne eine Vollmacht des Angeklagten 
vorzulegen, bei den Gerichte ald ermwählter Verteidiger gemeldet hat? 
II. 22/10 80. 2, 375. 

2. Muß der Verteidiger, der mit dem Angellagten in einer Haupt- 
‚ verhandlung erjchienen war und als dejjen Berteidiger fungiert bat, zu 
einer neuen Hauptverhandlung geladen werden? III. 1/3 94. 25, 152. 

3. Muß der auf Grund des 8 140 StP.D. beitellte Verteidiger, 
wenn nad dem hiernächſt erlaffenen Eröffnungsbefchluffe die Verteidigung 
ſich als nicht notwendig ergeben hat, die Zurüdnahme der Beitellung 
aber nicht erfolgt it, zur Hauptverhandlung geladen werden? I. 3/1 91. 
21, 266; I. 16/9 89. 19, 373. 

4. Ergibt die Unterlafjung der Vorladung des dem Gerichte redht- 
zeitig benannten Verteidiger! einen Revifiondgrund? I. 29/4 80.1, 405; 
II. 17/9 80. 2, 233. 

5. Wird ein Verſtoß gegen $ 217 dadurch geheilt, daß der An— 
geflagte ohne Kenntnis von dem jtattgehabten Verjtoße auf die Anweſen— 
heit de& Verteidigerd in der Hauptverhandlung verzichtet? II. 18/10 89. 
19, 436. 

6. Führt die Unterlaffung der Ladung des Verteidiger auch dann 
zur Aufhebung des Urteild, wenn legteres nicht auf dieſer Unterlajjung, 
jondern auf Säumnis des PVerteidigerd beruht? IV. 13/1 88. 17, 45. 

7. Wird ein Verftoß gegen 8 217 dadurd) geheilt, daß der Ber- 
teidiger im Laufe der Hauptverhandlung erjcheint? II. 15/11 95. 27, 425. 
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8. Sit im Wiederaufnahmeverfahren der im vorausgegangenen Ber- 
fahren tätig geweſene Verteidiger zur Hauptverhandlung zu laden? 
IV. 15/12 96. 29, 278. 

9. Über die Ladung zu einer zweiten Hauptverhandlung durch 
Verkündung eines diesbezüglichen Beſchluſſes im erjten Verhandlungs— 
termine f. oben $ 213 Wr. 3. 


$ 218 1. Subſtanziierung von Beweisanträgen ſ. St. P.O. 8 243. 
2. Liegt unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung vor, wenn Be— 
weisanträge nur bon dem Vorſitzenden abgelehnt und in der Haupt» 
verhandlung nicht wiederholt find? III. 29/11 79. 1, 106, 


8 219 Zur Auslegung der Vorfchrift in Abf. 3, daß unter den dort an- 
gegebenen Voraußfegungen den zur Hauptverhandlung unmittelbar ge- 
ladenen Perſonen die geſetzliche Entſchädigung aus der Staatskaſſe zu 
gewähren ſei. I. 29/9 87. 16, 212. 


$ 221 Was ift erforderlih, um einen Zeugen als „geladenen“ Zeugen 
im Sinne des $ 244 St. P.O. anzufehen? I. 16/1 93. 23, 400 (f. weiter 
8 244). 


$ 222 1. Hit e8 zuläffig, Mitbefchuldigte kommiſſariſch zu vernehmen? 
III. 80/6 87. 16, 232. 

2. Darf das Gericht mit der in $ 222 bezeichneten Bernehmung 
den Unterfuhungsdrichter betrauen? I. 24/3 81. 4, 91. 

3. Sit „große Entfernung” im Sinne des Abi. 2 ein Necht3begriff 
und infoweit in der Reviſionsinſtanz nachzuprüfen? II. 13/5 81. 4, 173. 

4. Sit als Rechtsgrundjag anzunehmen, daß für Zeugen, welche 
im Bezirke eines erfennenden Strafgericht3 wohnen, niemals ihr Erfcheinen 
als bejonderd erjchwert angefehen werden darf? II. 20/11 88. 18, 261. 

5. Hat bei einer Ffommifjarifchen Beugenvernehmung der erſuchte 
Richter zu entfcheiden, ob der Zeuge gemäß $ 56 Nr. 1 StPO. un— 
beeidigt zu laſſen ift? er. 25/7 94. 26, 97. 

6. Hat der Eid, welcher bei einer nad Eröffnung des Haupt— 
verfahrens beſchloſſenen Vernehmung eines Zeugen von diefem geleitet 
worden ift, die Bedeutung, daß ſich der Zeuge bei weiterer Vernehmung 
in der Hauptverhandlung nah Maßgabe des 8 66 St. P.O. auf den Eid 
beziehen kann? Fer. 27/7 81. 4, 437. 

7. Genügt ed, wenn ein im Borverfahren eidlid) vernommener 
Beuge bei feiner fommifjarifchen Vernehmung die Richtigfeit jeiner Aus— 
jage auf den geleifteten Eid verfichert? I. 24/9 85. 12, 378. 

8. Über die Erforderniffe der Beweiserhebung durch kommiſſariſche 
Bernehmungen ſ. weiter 88 223, 250 St. P.O. 

©. zu $ 222 aud 26, 253. 


s 223 1. Sit auch ein Mitangeflagter, welcher die Ladung des demnädjit 
kommiſſariſch vernommenen Zeugen nicht beantragt hatte, gemäß 8 223 
zu benachrichtigen? 
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Unter welden Borausfeßungen darf die Benachrichtigung des Ans 
geffagten und des PVerteidigerd don einer nad) $ 222 angeordneten Ver— 
nehmung unterbfeiben? 

Wird eine durch Nichtbenachrichtigung des Verteidiger begangene 
Verlegung dadurch geheilt, daß Angellagter in der Hauptverhandlung 
einen Antrag auf Wiederholung der Vernehmung nicht ftellt? 

Begründet die Nichtvorlage ded Bernehmungsprotofoll3 aus 8 223 
Abſ. 1 die Nevifion? IIL 18/2 80. 1, 210. 

2. Muß der Angeklagte neben der Benahridytigung von dem Termine 
über die prozefjuale Bedeutung der fommifjarifchen Vernehmung auf: 
geflärt werden? I. 16/6 81. 4, 264. 

3. Kann die vorſchriftswidrig unterbliebene Benachrichtigung zur 
Aufhebung des Urteil3 führen, wenn in der Hauptverhandlung ein An— 
trag auf Wiederholung der Vernehmung nicht geftellt worden ift? 
II. 24/6 81. 4, 301. - 

4. Kann der von der fommifjarischen Zeugenvernehmung nicht be= 
nadhrichtigte Angeklagte bei der demnädjitigen Wiederholung dieſer Ver— 
nehmung die fürmliche Beeidigung des Zeugen verlangen? II. 28/6 81. 
4, 341. 


1. Darf ein Augenfcheinsprotofoll, bei deſſen Aufnahme die Bor: $ 224 
ſchrift des $ 223 St. P.O. nidt beobachtet worden ift, in der Haupt- 
verhandlung verlefen werden? II. 9/3 80. 1, 256, 

2. Über die Zuläffigfeit der Verhandlung der Straffammern aufer- 
halb des Gerichtsſitzes ſ. unten $ 225. 


Sechſter Abſchnitt (88 225—275). 
Hauptverhandlung. 


1. Darf die Straflammer des Landgerichts aus Zweckmäßigkeits- $ 225 
gründen die Hauptverhandlung außerhalb des Sitzes des Landgerichts an 
einem anderen Orte des Landgerichtsbezirks abhalten? III. 20/11 84. 
11, 352; IV, 28/2 92. 22, 396. 

2. Bildet die Urteildverfündigung einen Teil der Hauptverhandlung ? 
I. 11/10 88. 9, 275; II. 30/1 80. 1, 90, III. 11/12 80. 8, 116; 
I. 22/12 98. 31, 398. 

3. Bildet dad Verfahren über Ablehnung eines Richter einen Teil 
der Hauptverhandlung? IV. 22/1 86. 13, 302. 

4. Über Anwendung des $ 225 im Falle des 8 286 StPO. 
j. dort. 


Iſt es erforderlich, daß der im Laufe einer Hauptverhandlung neben $ 226 
dem während der ganzen Verhandlung fungierenden Beamten der Staatd- 
anwaltſchaft auftretende erjte Beamte diefer Behörde dem Gerichte die 
Abſicht feiner Mitwirkung zuvor befonders erklärt hat und bei der ganzen 
vorangegangenen Verhandlung amtlich gegenwärtig geweſen it? IV. 5/7 87. 

16, 180. 
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8227 Bedarf ed auch über einen nicht näher begründeten Vertagungs— 
antrag der Beichlußfaflung? Muß der gejaßte Beihluß vor der Urteils— 
fällung verfündet werden? II. 13/5 92. 23, 136. 

2. Berleiht der Beginn der Hauptverhandlung zu einer fpäteren 
al3 der anberaumten Stunde das Recht, Ausſetzung zu verlangen? 
I. 1/3 80. 1, 235. 

3. Muß bei der Verhandlung über ein zur Zuftändigfeit des Land— 
gericht3 gehörige Verbrechen im Falle der Verhinderung des gewählten 
Berteidigers die Ausfeßung erfolgen? I. 23/10 84. 11, 173. 


8 228 Inwieweit beteht bei Ausfegung der Hauptverhandlung für den 
Angeklagten ein Recht, daß zu der neu anberaumten Hauptverhandlung 
diefelben Zeugen, wie zu der unterbrochenen, vorgeladen werden? Unter 
weichen Voraußfeßungen begründet eine Verlegung des bezüglichen Rechts 
die Revifion? II. 15/6 80. 2, 109. 


8 229 1. Muß der verhaftete Angeklagte zur Urteildverfündung vorgeführt 

werden? I. 22/12 98. 31, 398. 

2. Kann ein Mitangeflagter auf Verlegung des $ 229 eine Reviſions— 
bejchiwerde gründen? II. 22/12 96. 29, 294. 

3. Über die Anwendung des Grundjage® des 8 229 in dem 
Falle, wenn das Berufungsgericht als Erjtinitanzgericht erkennt, j. unten 
8 369. 

4. ©. zu $ 229 weiter nachſtehende 88 230, 232. 


s 230 1. Darf eine an fich gebotene Hinmweifung auf die Veränderung des 
rechtlichen Geſichtspunkts unterbleiben, wenn die Vorausſetzungen des $ 230 
Abi. 2 vorliegen? I. 19/3 99. 32, 96. 

2. Kann gegen einen Angeklagten, der während der Beratung der 
Geſchworenen und der Kundgebung ihres Spruchs erkrankt und deshalb 
in den Sitzungsſaal nicht zurücdfehren fann, weiter verhandelt werden? 
Iv. 1/12 91. 22, 247. 

3. Unter welchen Vorausſetzungen darf cine unterbrochene Haupt— 
verhandlung in Abrejenheit des Angeklagten fortgejeßt werden, indbejondere 
die Urteildverfündung ohne fein Beijein erfolgen? Bedarf es hierzu eines 
ausdrücklichen Gerichtsbefchluffes? I. 3/12 83. 9, 341. 


s 231 1. Kann die in Abf. 2 vorgefchriebene Eröffnung dadurch erſeht 
werden, daß ein mit jchriftlicher Vollmacht verfehener Verteidiger fi mit 
der Verhandlung der Sache in Abwefenheit des Angeklagten einverjtanden 
erflärt? II. 11/10 95. 27, 380. 

2. Muß bei Veränderung des dem Eröfinungsbeichluffe zu grunde 
liegenden rechtlichen Geficht3punfts die Vorſchrift des $ 264 St. P.O. auch 
dann eingehalten werden, wenn gemäß $ 231 troß Ausbleibens des An— 
geflagten zur Hauptverhandlung gefchritten worden ift? I. 16/1 02. 
35, 65. 
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1. Darf das Gericht, wenn es den Angeklagten von der Verpflichtung $ 232 
zum Erjceinen in der Hauptverhandlung entbunden hat, gegen den nicht 
Erjchienenen auf eine härtere Strafe als die im Abſ. 1 vorgejehene er— 
fennen? IV. 3/3 99. 32, 61; II. 12/10 97. 30, 277; IV. 7/7 96. 
29, 44; III. 13/1 87. 15, 337. 

2. Wie iſt die Prozeßvorſchrift bei real konkurrierenden Straftaten 
anzuwenden? II. 12/10 97. 30, 277. 

3. Sit 8 232 verlegt, wenn aus $ 200 St. G. B.'s auf Publikations— 
befugnis erfannt wird? IV. 7/7 96. 29, 44. 

4. Sit bei einer Anklage aus $ 14 des Warenzeichengejeßes vont 
12. Mai 1894 die Entbindung des Ungellagten von der Verpflichtung 
zum Erfceinen in der Hauptverhandlung zuläffig? I. 5/12 01. 35, 17. 

5. Darf in Abwejenheit des Angellagten verhandelt werden, injo= 
lange er auf feinen diesbezüglichen Antrag noch nicht beſchieden ijt? 
I. 24/9 96. 29, 69; II. 28/1 87. 15, 202. 

6. Borausjegungen der Entbindung von der Pflicht zum Erjcheinen 
in der Hauptverhandlung. Kann auch ein Mitangeflagter Bejchwerde 
darüber führen, daß das Protokoll über die Bernehmung des Nicht— 
erfchienenen nicht verlefen worden iſt? III. 29/4 95. 27, 274. 

7. Kann da8 in 8 232 vorgefehene Verfahren bei einem noch nicht 
18 Jahre alten Angeklagten zur Anwendung kommen? II. 21/11 93. 
24, 411. 

8. Iſt bei Entbindung des Angeklagten vom Erjcheinen in der 
Hauptverhandlung feine Ladung zu leßterer und, im Falle in derjelben 
neue Beweismittel bezüglich) der Anklage vorgebradht werden, jeine Ver— 
nehmung über dieje Beweismittel erforderli? IV. 17/10 90. 21, 100. 

9. Iſt ein Beweisantrag, welchen der Angeflagte bei feiner gemäß 
Abſſ. 2, 3 erfolgten Vernehmung geitellt hat, als an das erfennende 
Gericht gebracht anzufehen, und muß daher von dieſem darüber bejchlofjen 
werden? Sit die Verkündung des ergehenden Beſchluſſes geboten? 

Sit eine Beſchlußfaſſung auch dann erforderlid, wenn der in der 
Hauptverhandlung anmwejende Vertreter des Angeklagten den Beweitantrag 
nicht wiederholt? II. 24/5 89. 19, 249; III. 4/2 84. 10, 135. 

10. Hat das Gericht bei der Erwägung, ob der Angeklagte von der 
Berpflihtung zum Erjcheinen in der Hauptverhandlung zu entbinden ift, 
von der in dem CEröffnungsbejchluffe angenommenen Dualifilation der 
Straftat auszugehen? IV. 25/11 87 17, 19. 

11. Sit es rechtsirrtümlich, wenn die Entbindung dom Erjceinen 
in der Hauptverhandlung deshalb erfolgt, weil mit Rückſicht auf den 
förperlihen Zuſtand des Angeklagten fein Aufenthaltsort al3 in großer 
Entfernung liegend anzuſehen jei? 

Müſſen die Ausfagen des Angeklagten, der vom Erjcheinen in der 
Hauptverhandlung entbunden ift, in diefer verlejen werden, aud) wenn 
feine gemäß Abſ. 2 erfolgte fommifjariihe Vernehmung vorliegt, und 
genügt ed, wenn die verlejene Ausjage eine vom Angeklagten in den 
Borerhebungen abgegebene Zeugenausfage iſt? I. 20/5 89. 19, 246. 

12. Muß auch dann, wenn eine Vernehmung im Borverfahren 


$ 233 


$ 236 


8 237 
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ftattgehabt hat, dem Antrage des Angeflagten auf nochmalige Vernehmung 
über die Anklage Folge gegeben werden? II. 28/1 87. 15, 202. 

13. Genügt bei Entbindung des Angellagten vom Erjcheinen in der 
Hauptverhandlung die Verlefung des Protokoll über die frühere Ber- 
nehmung des Angeflagten, wenn dejjen Verurteilung auf Grund eines 
anderen als des bei der früheren Vernehmung für anwendbar erachteten 
Strafgeſetzes erfolgen joll? 

Welche Bedeutung haben Hierbei die Erflärungen des in der Haupt- 
verhandlung anweſenden Vertreterd des Angellagten? IV. 20/2 85. 12, 45. 


1. Über den Einfluß der Vertretung des Angeflagten durch einen 
Verteidiger |. 8 232. 

2. Erlangt der ohne Vollmacht als Vertreter Bugelafjene hiermit 
die Stellung eined zur Einlegung von Rechtsmitteln legitimierten Ber: 
teidiger8? I. 14/1 89. 18, 346. 


1. Sept die Verbindung mehrerer Strafjahen die gleiche Prozeß— 
lage voraus? Kann eine vor dem Landgerichte in der Berufungsinitanz 
anhängige Sache mit einer dort in erjter Inſtanz anhängigen Sache ver: 
bunden werden? I. 30/12 89. 20, 161. 

2. Über den Einfluß der Verbindung auf die Frage, welches Ge- 
richt in der Nevifionsinftanz zu erfennen hat. I. 21/4 98. 31, 125. 


1. Zurücdweifung eined ſchon abgelehnten und demnächſt erneuerten 
Bemweisantragd dur den Vorſitzenden. II. 4/3 98. 31, 62. 

2. Wird durd) eine wiederholte Wortentziehung von jeiten des Bor: 
figenden das dem betreffenden Prozeßbeteiligten gemäß 8 237 Abf. 2 
zuftehende Recht beeinträchtigt? II. 9/7 97. 30, 216. 

3. Erfordert die Nichtbeeidigung eined Beugen in der Hauptverband 
fung ſtets einen Beihluß des Gericht? I. 4/7 89. 19, 354: 

4. Darf ein Zeuge, deſſen Beeidigung ald unzuläffig beitritten und 
welcher vorläufig unbeeidigt zu vernehmen vom Gerichte beichloffen worden 
war, nach der Bernehmung ohne Gerichtsbeſchluß beeidigt werden? I. 6/11 99. 
32, 339. 

5. Darf der Borfißende die Aufnahme des Beweiſes einem bei- 
figenden Richter übertragen? it anzunehmen, daß auf einer jolchen 
Übertragung das Urteil beruhen könne? III. 1/11 83. 9, 310. 

6. Aufgabe des VBorjigenden gegenüber der Frage eines Gejchworenen, 
die weder unter die Beitimmung des 8 239 Abf. 2, noch unter die des 
8 291 Abſ. 1 StPO. fällt? IL 4/5 00. 33, 254. 

7. Über bie Befugnis des Vorfigenden zur Verlefung von Schrift- 
jtüden und fonftigen Bemweisaufnahmen ohne Gerihtsbeihluß. I. 5/7 80. 
2, 194; I. 19/1 82. 5, 429. 

8. Über die Befugnis des Vorfigenden, den Inhalt von Schrift: 
ftüden in der Hauptverhandlung zu Eonftatieren. II. 29/10 80. 2, 408; 
I. 6/1280. 3,141; I. 4/1180. 3,161; I. 20/181. 3,282; IV. 3/7 94. 
26, 32; II. 15/4 02. 35, 198. 
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9. Hat zunächſt der Vorſitzende darüber zu befinden, ob nad) $ 57 
Abi. 1 St. P.O. ein Zeuge zu beeidigen ijt, oder nicht? I. 18/11 80. 3, 46. 

10. Sit e8 Sade der dem VBorfigenden zukommenden Prozepleitung, 
ob ein Zeuge vor oder nah der PVernehmung beeidigt werden joll? 
II. 4/3 81. 8, 370. 

11. Gehört es zu den Funktionen des Vorfigenden, in einer Straf- 
fache, deren bisherige Verbindung mit einer anderen Strafſache in der 
Hauptverhandlung aufgehoben wird, die Zeugenlifte zu bilden? I. 8/2 94. 
25, 111. 

12. Sit e8 Sache des Vorjigenden, die Fragen zu bejtimmen, welche 
von feiner Seite den zu Vernehmenden vorzulegen find? IV. 28/10 96. 
29, 147. 


1. Können die Prozeßbeteiligten vom PVorfigenden verlangen, daß 
er bejtimmte von ihnen bezeichnete Fragen an die Zeugen richte? 
Iv. 28/10 96. 29, 147. 

2. Sind Fragen über den Leumund 2c anderer Perſonen zuläffig? 
©. SPD. 8 68. 

3. Können einem Zeugen Fragen vorgelegt werden über die Art 
ded Zuſtandekommens eined Urteild, bei dem er ſelbſt als Richter mit» 
gewirkt hat? II. 13/11 94. 26, 202. 

4. Iſt der Vorfigende allgemein berechtigt, von dem Verteidiger zu 
verlangen, daß diefer ihm die an die Zeugen und Sachverſtändigen uns 
mittelbar zu ftellenden ragen vorher mitteile? II. 4/1 89. 18, 365. 

5. Ergibt es einen Revifiondgrund, wenn einem beifigenden Richter 
die Stellung einer Frage an einen Zeugen nicht gejtattet worden ijt? 
I. 5/5 84. 10, 378. 

6. Aufgabe des Vorfigenden gegenüber der Frage eines Geſchworenen, 
die weder unter die Beitimmung des 8 239 Abf. 2, noch unter die des 
8 291 Abſ. 1 StPO. fält. II. 4/5 00. 33, 254. 

7. Über Ablehnung von Fragen f. unten $ 240. 


1. Darf eine an einen anmejenden Zeugen zu jtellende Frage wegen 
tatſächlicher Unerheblichkeit zurücgewiefen werden? IV. 5/12 90. 21, 236; 
I. 8/3 88. 8, 161. 

2. Kann auch der Mißbrauch ded Fragerecht3 im Falle des 8 239 
Abſ. 2 dem Vorfigenden die Befugnis zur Entziehung des Fragerecht3 geben? 

Kann darüber, ob ein Mißbrauch des Fragerecht3 vorliege, nach $ 237 
Abſ. 2 die Entjcheidung des Gerichts angerufen werden? II. 4/1 89.18, 365. 

3. Hat $ 240 auf das Fragerecht der beifigenden Richter Bezug? 
I. 5/5 84. 10, 378. 

4. Über unftatthafte Fragen f. auch 8 239. 


1. Steht dem Gerichte die Enticheidung zu, ob eine von einem 
Beiſitzer geitellte Frage ungeeignet oder nicht zur Sache gehörig jei? 
I. 5/5 84. 10, 378. 

2. Kann im Schmwurgerichtöverfahren die Ablehnung einer bom 
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Verteidiger an einen Zeugen gerichteten Frage deshalb beanjtandet werden, 

weil die Gejhmworenen über den Gegenftand, auf den ſich die abgelehnte 

Frage bezog, in ihrem Verdikte zu entjcheiden hätten? III. 5/5 80. 2, 44. 
3. Über Ablehnung von Fragen fonft ſ. oben $ 240. 


1. Sind Abweihungen von der gejeplic geordneten Reihenfolge und 
Form des Verfahrens unzuläffig? Il. 10/3 93. 24, 60. 

2. Kann in der verjpätet erfolgten Verlefung des Eröffnungsbefchluffes 
ein Revifionsgrund gefunden werden? III. 17/11 82. 23, 310, 

3. Tritt infolge der Wiederaufnahme des Verfahrens der Eröffnungs— 
beihluß außer Kraft? Darf, bezw. muß diejer Beſchluß in der erneuerten 
Hauptverhandlung verlejen werden, oder ift der Beichluß über die Wieder: 
aufnahme des Verfahrens zu verlefen? II. 23/9 81. 4, 426. 

4. Bildet die Unterlaffung der Berlefung des Eröfinungsbefchluffes 
in der Hauptverhandlung einen Revifionsgrund? III. 22/2 83. 8, 144; 
II. 8/2 84. 10, 230. 

5. Sit in dem Falle, wenn gemäß $ 270 St. P.O. ein Verweiſungs— 
beſchluß ergangen iſt, diefer ald Eröffnungsbeſchluß zu verlefen? II. 8/2 84. 
10, 230. 

6. Inwieweit it e8 dem Vorſitzenden gejtattet, nach Verlefung des 
Eröffnungsbeichluffes und vor Eintritt in die weitere Verhandlung über 
die Ergebniffe des Vorverfahren® zu rejerieren? IV. 27/10 99. 32, 318. 

Abſatz 3. 

7. Muß bei Vernehmung des Angeklagten gemäß $ 242 bezw. $ 136 
Abi. 2 St. P.O. die Vorjchrift des 8 251 a. a. D. beachtet werden und 
die Vorhaltung der Ausfage von Zeugen unterbleiben, welche von dem 
Rechte der Zeugnisverweigerung Gebrauch gemacht haben? I. 20/12 86. 
15, 100, 

8. Steht dem Berteidiger das Recht zu, den Angellagten während 
feiner Vernehmung darauf aufmerkſam zu machen, daß er auf eine an 
ihn gejtellte Frage die Antwort verweigern könne? I. 25/9 99. 32, 276. 

Abſatz 4. 

9. -Begründet die Anmwejenheit eines Zeugen während Berlefung des 
Eröffnungsbefchluffes und Vernehmung des Angeklagten die Revifion gegen 
das ergangene Urteil? II. 7/5 80. 1, 409. 

10. Darf die Vernehmung eine vom Angeklagten geladenen und 
erjchienenen Beugen deshalb abgelehnt werden, weil er der Verhandlung 
vor jeiner Vernehmung beigewohnt hat? I. 15/4 80. 1, 366. 

11. Kann eine Reviſionsbeſchwerde ihre Begründung darin finden, 
daß einem Sachverſtändigen, welcher auch als Zeuge vernommen werden 
follte, die Anmejenheit bei der Berlefung des Eröffnungsbeichluffes und 
der Vernehmung des Angeklagten geitattet wurde? IV. 25/3 91. 22, 434. 


1. Inwiefern ijt der Borfitende zur Verlefung von Schriftitüden 
und zu fonftiger Beweidaufnahme ohne Gerichtsbeſchluß befugt? I. 5/7 80. 
2, 194. 





erneuerten Beweisantrag zurückweiſen? II. 4/8 98. 31, 62. 

3. Wirken Beweidanträge der Stantdanwaltichaft, beſonders wenn 
fie neben dem Hauptantrage auf Verurteilung eventuell gejtellt find, auch 
zu gunften des Angellagten? IV. 15/5 88. 17, 375. 

4. Unter welchen Vorausfeßungen wirft der von einem Angellagten 
geftellte Beweisantrag auch zu guniten der Mitangellagten? III. 21/1 80. 
1, 170. 

5. Inwieweit muß ein Bemweisantrag fubftantiiert werden? Enthält 
die Ablehnung eined unjubjtantiierten Bemweisantragd eine Geſetzesver— 
fegung? II. 16/12 79. 1, 34. 

6. Darf dad Gericht in der Hauptverhandlung dem Angeklagten 
dad Wort entziehen, wenn derſelbe erflärt, noch Beweißanträge ftellen 
zu wollen? II. 9/2 92. 22, 335. 

7. Kann unter Umjtänden eine unzuläffige Bejchränfung der Ver— 
teidigung darin gefunden werden, daß vom Borfigenden unterlafjen ift, 
dur Fragen dem Angeklagten Gelegenheit zur Erläuterung eines Beweis— 
antragd zu gewähren? II. 29/1 86. 13, 316. 

8. Kann ein Bemweisermittelungsantrag einem Bemeisantrage gleich 
geachtet werden? III. 27/11 93. 24, 422. 

9. Sit ein Beweidantrag darin zu finden, daß der Angeflagte in 
der Hauptverhandlung ein Scriftitüd, in welchem Beweisanträge ent- 
halten find, ohne Antrag auf Verlefung überreicht? IV. 2/6 96. 28, 394. 

10. Über Stellung von Beweißanträgen durch den Verteidiger wider 
Willen des Angeklagten ſ. $ 137, ©. 315. 

11. Iſt der Angeklagte dadurch bejchwert, daß auf feinen Antrag, 
zu Eonftatieren, welcher Zeuge in der Vorunterfuhung gewiſſe Ausſagen 
gemacht habe, vom Vorſitzenden fejtgejtellt wird, e3 jeien von feinem 
Zeugen ſolche Ausfagen gemacht worden? IV. 2/6 96. 28, 394. 

12. Enthält der Untrag, über die Glaubwürdigkeit eines ver— 
nommenen Zeugen eine andere namhaft gemachte Perſon als Zeugen 
abzuhören, einen genügend fubjtantiierten Beweisantrag? III. 31/1 95. 
27, 95. 

13. Enthält der von der Staatdanmwaltihaft geftellte Antrag auf 
Ausfegung der Verhandlung zwecks Befeitigung der Mängel de3 bie 
Strafverfolgung bedingenden Strafantragd einen nad) $ 243 Abſ. 2 zu 
behandelnden Beweisantrag? III. 17/1 95. 26, 373. 

14. Uber die Notwendigkeit, einen in der Hauptverbandlung geitellten 
Beweisantrag vor der Urteilsfällung durch motivierten Gerichtsbeſchluß 
zu befcheiden. II. 16/12 79. 1, 34; III. 21/1 80. 1,170; I. 15/4 80. 

‚ 366. 

15. Muß iiber einen Beweisantrag, den der Angellagte bei feiner 
gemäß $ 232 St.P.D. erfolgten Vernehmung geitellt hat, vom Gerichte 
Beſchluß nad) $ 243 gefaßt werden? III. 4/2 84. 10, 135; II. 24/5 89. 
19, 249. 

16. Sit eine Bejheidung im Urteile ald genügend anzujehen, venn 
die Nichtbeicheidung durch befonderen Gerichtöbeichluß nicht zum Gegen 
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1, 32. 

17. Über das Necht des Gerichts, auch im ſchwurgerichtlichen Ver- 
fahren Beweisanträge aus dem Grunde tatfächlicher Unerheblichkeit ab» 
zulehnen. III. 20/9 82. 7, 76; I. 15/3 80. 1, 315; IIL 22/9 02. 
35, 389. 

18. Können die Geſchworenen zur Beihlußfaffung über Beweis— 
anträge, über die Notwendigkeit einer Augenjcheinseinnahme veranlaft 
werden? 

Darf ein in der Sache tätiger Richter den Geſchworenen feine eigene 
Wiffenfhaft von einem Tatumftande Fundgeben? I. 3/12 94. 26, 272. 

19. Kann ein vom Angeklagten in der Hauptverhandlung nur für 
den Fall nicht erfolgender Freifprehung geitellter Beweisantrag erſt im 
Urteile bejchieden werden? I. 22/4 80. 1, 394; I. 13/1 81. 3, 222. 

20. Wie iſt ein zuerjt bedingungslod, nad) Schluß der Beweis— 
aufnahme aber nur „eventuell“ wiederholter Beweißantrag zu behandeln ? 
I. 22/2 97. 29, 4838, 

21. Darf das Gericht einen am Schluffe der Beweisaufnahme eventuell 
geitellten WUntrag auf Vernehmung von Zeugen mit Stillfchweigen über: 
gehen, wenn der Angeflagte vorher auf Vernehmung derjelben, in der 
Hauptverhandlung auf Ladung erjchienenen Zeugen verzichtet hatte? 
IV. 5/4 95. 27, 152. 

22. Wie ift ein Gerichtöbefchluß, durch welchen die beantragte Ver: 
nehmung eines Entlaftungszeugen abgelehnt wird, zu begründen? II. 6/2 80. 
1, 189; III. 20/4 81. 4, 138, 

23. Liegt ein Reviſionsgrund vor, wenn ein in der Hauptverhand- 
fung gejtellter, aber unbejchieden gelafjener Beweisantrag aus rechtlichen 
Gründen unerheblich ift? II. 16/1 80. 1, 79. 

24. Kann die Ablehnung von Berveitanträgen, infomeit fie auf 
Rechtsirrtum beruht, auch ohne Rüdfiht auf 8 377 Nr. 8 St. P.O. ans 
gefochten werden? II. 25/1 81. 3, 298. 

25. Darf ein an Sich tatjächlich nicht unerheblicher Beweisantrag 
abgelehnt werden, wenn den zu bemeijenden Tatfachen nach der konkreten 
Sadjlage Bedeutung nicht beigemefjen wird? I. 12/1 80. 1, 61. 

26. Muß auch ein mangelhaft fubjtantiierter Antrag beſchieden 
werden? 

Liegt ein genügender Beihluß vor, wenn der Angeflagte mehrere 
Zeugen benannte, aber nur bei einem Teile das Bemweisthema bezeichnete, 
und das Gericht den ganzen Bemweidantrag mit einer Begründung abs 
lehnt, die ſich nur auf daS bezeichnete Beweisthema bezieht? III. 30/9 86. 
14, 406. 

27. Anwiefern kann ein Beweisantrag wegen tatſächlicher Unerheb- 
lichkeit de3 Bemeisthemas abgelehnt werden? I. 30/1 97. 29, 368. 

28. Kann die Vernehmung eined Zeugen abgelehnt werden, weil 
demjelben al3 beteiligt an der Straftat feine Glaubwürdigkeit zukomme? 
I. 5/5 98. 31, 137. 

29. Darf die beantragte Vernefmung von Zeugen deshalb ab» 
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gelehnt werden, „weil das Gericht die Sache für genügend aufgeklärt ' 
erachte“? III. 17/4 80. 1, 417. gl. III. 10/1 80. 1, 138. 

30. Fit es zuläfiig, den Antrag auf VBernehmung von Entlaftungs- 
zeugen deöhalb, weil davon Fein Erfolg zu erwarten ſei, zurüdzumeijen? 
III. 28/12 81. 5, 312. 


31. Kann ein Beweisantrag, der auf Konftatierung aufßergericht- 
liher Erklärungen eines Belaftungszeugen abzielt, als unerheblid) zurück— 
gewiefen werden? II. 3/11 93. 24, 404. 


32. Kann der Angeklagte, welcher durch Zeugen beweifen will, daß 
er die ihm zur Zaft gelegte Tat nicht verübt habe, mit dem Antrage 
deshalb abgewieſen werden, weil nicht erfichtlich fei, wie die Zeugen die 
in ihre Wiſſenſchaft gejtellte Negation follten glaubhaft machen fünnen? 
II. 9/1 80. 1, 31. 

33. Kann in dem Falle, wenn der über den geiftigen Zuftand des 
Angeklagten in einem früheren Zeitpunkte zu vernehmende Sachverſtändige 
die Abhörung von Zeugen iiber das Verhalten des Angeklagten zu diefer 
Beit für unerheblih erklärt, der Antrag auf Zeugenvernehmung in der 
bezeichneten Richtung zurücdgemwiefen werden? III. 2/11 96. 29, 152. 


34, Unter welchen Vorausſetzungen rechtfertigt fi die Ablehnung 
eines Beweisantrags wegen beabjichtigter Berjchleppung der Sache? 
IV. 24/6 85. 12, 335. 

35. Iſt ein Beweisanträge in der Hauptverhandlung ablehnender 
Gerichtsbeſchluß genügend damit motiviert, daß das Gericht feine Über: 
zeugung ausjpricht, die Anträge feien nur zum Verjchleife der Sache ge: 
jtellt? II. 19/11 85. 18, 151. 

36. Können Bemeisanträge als „allein der PVerfchleppung halber 
gejtellt“ abgelehnt werden, wenn die beantragte Beweisaufnahme nad) 
Lage der Sache objektiv eine Verſchleppung nicht zur Folge hat? 
IV. 24/1 90. 20, 206. 

37. Sit das Gericht an feinen eine Beweisaufnahme anordnenden 
Beihluß gebunden? I. 5/5 98. 31, 137. 

38. Inwieweit kann mit Beziehung auf Abf. 3 die Reviſion darauf 
gejtüßt werden, daß das Gericht feine Befugnis verfannt habe, von Amts 
wegen die Vervolljtändigung des Beweiſes anzuordnen? III. 7/12 85. 
13, 158; III. 23/3 82. 6, 135. 

39. Kann die Zurücverweifung einer Strafſache zur Vorunterfuchung 
erfolgen, nachdem das Hauptverfahren eröffnet ijt? III. 1/5 80. 2, 33, 

40. Iſt es zuläflig, daß das Gericht in der Hauptverhandlung die 
Einnahme eines Augenſcheins anordnet, mit der Ausführung einen der 
erfennenden Richter beauftragt und das von diefem aufgenommene Protokoll 
in der fortgejeßten Hauptverhandlung zur Verleſung bringt? I. 30/12 89. 
20, 149. 

41. Über Augenschein als Beweismittel ſ. 8 86, ©. 309. 

42. Über Befchränfung der Verteidigung durch Ablehnung von 
Beweidanträgen ſ. auch 8 377 Nr. 8. 

43. Über Beweisführung durch Berufung auf Akten f. unten 8 244. 

22* 
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44. Über Beweiserhebung nad Zurücverweifung einer Sache zur 
neuen Berhandlung unter Aufrechterhaltung der Feititellungen ſ. unten $ 394. 


$ 244 1. Was ift unter „vorgeladenen Zeugen“ zu verftehen? I. 29/1 80. 
1, 175. 

2. Iſt $ 244 nur anwendbar auf die vorgeladenen, oder aud 
auf die gejtellten — vom Angeklagten mitgebrachten — Zeugen und Sach— 
verftändigen? II. 10/2 80. 1, 198; III. 14/2 80. 1, 297; I. 19/4 80. 
1, 383. 

3. Müffen die Zeugen und Sacverjtändigen, wenn $ 244 Platz 
greifen joll, in der Hauptverhandlung erjchienen fein? I. 29/1 80. 1, 175; 
II. 10/2 80. 1, 196; I. 15/3 80. 1, 315, 

4. Wird die Unterlafjung der Vernehmung eine als Zeuge Ge- 
ladenen dadurch gerechtfertigt, daß er wegen Trunfenheit vernehmungs— 
unfähig ift? III. 18/10 02. 35, 398. 

5. Gehört ein vorgeladener Zeuge, auf welden die Staatdanmwalt- 
ichaft vor der Hauptverhandlung verzichtet hat, und welcher deshalb im 
Termine nicht erfchienen ift, zu den „vorgeladenen Zeugen? II. 16/12 79. 
1, 34. 

6. Hit eine ſowohl von der Staatdanwaltichaft, wie vom Angeklagten 
als Zeuge, bezw. Sachverſtändiger in Borfchlag gebrachte, geladene und 
erichienene Auskunftsperfon ſchon aus Ddiefem Grunde ein von beiden 
Prozeßbeteiligten herbeigejchafftes Beweismittel? 

Kann ein anweſender Zeuge al3 vorgeladen betrachtet werden, ohne 
daß dem Gerichte der Nachweis der Ladung durch den Gerichtsvollzieher 
geführt worden ijt? III. 18/6 88. 17, 440; I. 16/1 93. 23, 400, 

7. Wird durd die Nichtvernehmung eines geladenen und erfchienenen 
Zeugen aud dann, wenn der Gegenitand jeiner Bernehmung fich als 
unerheblich erweiſt, die Reviſion begründet? II. 24/2 80. 1, 225; 
III. 3/3 80. 1, 241. 

8. Enthält e8 eine Verlegung des $ 244, wenn ein erjchienener 
Zeuge zufolge unrichtiger Angaben über feine Beziehungen zu dem An— 
geflagten irrtümlich als zur Beugniöverweigerung berechtigt angejehen 
und undernommen entlaffen worden ijt? I. 15/5 99. 32, 157. 

9. Iſt der Vorfchrift des $ 244 genügt, wenn der Vorgeladene 
in der Hauptverhandlung nad) irgend einer Richtung — entweder als 
Zeuge, oder als Sachverftändiger — vernommen worden ift? IV. 29/1 95. 
26, 388; IV. 22/10 95. 27, 398. 

10. Gehören Schriftitüde, welche der Angeflagte zu den Akten ein= 
gereicht hat, ſchon deshalb zu den „herbeigefchafften“ Beweißmitteln? 
I. 19/4 80. 1, 383. 

11. Wann gelten Beweiämittel, welche in Gericht3aften beftehen, 
als „herbeigeſchafft“? III. 3/3 80. 1, 241. 

12. Rann einem den Unterſuchungsakten beiliegenden Konvolute 
von Urkunden, Aktenſtücken ꝛc als folhem die Eigenschaft eines herbei= 
geichafften Beweismittels zugejchrieben werden? Sit e8 dabei von redht= 
liher Bedeutung, daß in einer früheren Hauptverhandlung die Alten- 
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jtüde ald Beweismittel benußt worden find? III. 17/4 93. 24, 104; 
II. 27/9 81. 5, 27; III. 15/1 81. 3, 250. 

13. Sind Handel3bücher, welche dem Gerichte in der Haupt— 
verhandlung vorliegen, al3 herbeigejchaffte Beweismittel im Sinne de3 
$ 244 zu erachten? III. 13/10 90. 21, 108. 

14. Genügt die Bezugnahme auf amtliche Verhandlungen in einem 
Strafbeiheide der Verwaltungsbehörde, um die jene Verhandlungen ent— 
baltenden, bei den Gerichtäaften befindlichen Aktenſtücke als „herbei- 
geſchaffte Beweismittel“ anzufehen? III. 7/12 85. 13; 158. 

15. Rann eine Urkunde als herbeigefchafftes Beweismittel angefehen 
werden, wenn bdiejelbe in der Hauptverhandlung nicht erwähnt, ihre 
Herbeifhaffung zur Hauptverhandlung nicht konftatiert wird? II. 16/12 81. 

‚ 268. 

16. Iſt das Protokoll über eine in der Hauptverhandlung durd 
Gerichtsbeſchluß angeordnete Augenfcheinseinnahme ein „herbeigejchafftes 
Beweismittel”? IV. 14/3 93. 24, 76. 

17. Unter welden Vorausſetzungen ift die Verlefung ded Protokolls 
über eine nicht vom erfennenden Gerichte angeordnete fommifjarische Ver: 
nehmung geboten? Sit ein bei den Akten befindliche8 Protokoll über 
die fommifjarische Vernehmung eine Zeugen ein „herbeigejchafftes Be— 
meißmittel“? IV. 21/12 94. 26, 289; II. 24/10 82. 7, 127. 

18. Iſt dann, wenn die Herbeifchaffung eined Gegenjtandes zum 
Zwecke einer in der Hauptverhandlung vorzunehmenden Befichtigung jtatt- 
gehabt Hat, das Augenſcheinsobjelt „ein herbeigejchaffte® Beweismittel“? 
II. 16/12 90. 21, 225. 

19. Über Anwendung des $ 244, wenn in der Hauptverhandlung 
verbundene Sachen jepariert werden. I. 8/2 94. 25, 111. 

20. Iſt das Gericht durch 8 244 gehindert, Beweiſe, welche völlig 
heterogene Umjtände betreffen, jolche, die in gar feiner Beziehung zu 
der vorliegenden Unterſuchung jtehen, abzufchneiden? III. 3/3 80.1, 241. 

21. Genügt die Zuftimmung ded mit einem Verteidiger verjehenen 
Angeklagten zu der Nichtvernehmung von Zeugen, oder muß auch der 
Berteidiger ſich damit einverftanden erklären? III. 7/11 87. 16, 376. 

22. At die vom Verteidiger in Anwejenheit und ohne Widerrede 
des Angeklagten abgegebene Berzichtleiftung auf einen Zeugen auch für 
den Ungeflagten bindend? II. 10/2 80. 1, 198. 

23. Unter welcher VBorausfegung fann in einem rein pafliven Ver— 
halten der Prozeßbeteiligten bei Nichtvernehmung eines geladenen und 
erſchienenen Zeugen da8 in $ 244 gedachte Cinverjtändnid gefunden 
werben? III. 14/7 81. 4, 398. 

24. Darf in einer gegen mehrere Angeflagte gerichteten Haupt- 
verhandlung von der Erhebung einzelner herbeigejchaffter Beweiſe unter 
allen Umſtänden nur dann abgejehen werden, wenn alle Angeklagte ſich 
damit einverftanden erklären? II. 4/4 84. 10, 300. 

25. Kann die Vernehmung eines vom Angeklagten geladenen und 
erſchienenen Zeugen deshalb abgelehnt werden, weil er der Verhandlung 
vor feiner Vernehmung beigemohnt habe? I. 15/480. 1, 366. 
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26. Greift die Vorfchrift de8 8 244 Platz, wenn das Gericht ich 
nur mit der Frage befaßt, ob nicht eine Verhandlung über die Tat 
wegen Mangels eines Strafantrags ausgefchlofjen ift? I. 12/7 80. 2, 221. 


s 245 1. Sit die Stellung eines Beweisantrags noch nad) Anordnung 
des ſchwurgerichtlichen Berichtigungsverfahren zuläffig? II. 5/5 96. 28, 340. 
2. Sind in dem Termine zur Urteilsverfündung nod) neue Beweis— 
anträge zuläffig? III. 11/12 80. 3, 116. 
3. Über Ablehnung von Beweisanträgen, die nur auf Verſchleppung 
der Sache abzielen, |. $ 248, Nr. 34— 36, ©. 339, 


s 246 1. Iſt der wieder vorgelafjene Angeflagte aud) don den in jeiner 
Abweſenheit feitend der Staatdanwaltjchaft zur Begründung ihrer Anträge 
gemachten Ausführungen zu unterrichten? III. 9/3 99. 32, 88. 

2. Wird der Vorſchrift des 8 246 dadurch genügt, daß der wieder 
vorgelajjene Angeklagte während feiner Vernehmung von dem in feiner 
Abwefenheit Verhandelten unterrichtet wird? II. 14/4 99. 32, 120. 

3. Darf die in $ 246 vorgefehene Maßnahme auch auf die Er— 
hebung eines Urfundenbeweifes ausgedehnt werden? Fer. 25/7 96. 29, 30. 

4. Anwendung des $ 246 bei Verncehmung eines Angeklagten in 
Abweſenheit eined Mitangellagten, insbejondere in dem alle, wenn bei 
mehreren Angeklagten zu befürchten ift, daß ein jeder bei Vernehmung 
in Gegenwart des anderen die Wahrheit nicht jagen werde? IV. 13/12 89. 
20, 123; II. 30/3 83. 8, 153. 

5. Darf die Mitteilung, welche der Vorfigende dem gemäß $ 246 
aus dem Sitzungszimmer entjernten Angellagten nad defjen Wieder- 

vorlaſſung zu machen hat, in Abwefenheit des anderen Angeflagten er: 
folgen? Erwächſt aus einem derartigen Verfahren jedem der beiden 
Angeflagten ein Revifionsgrund? Fer. 27/7 Oi. 34, 332. 

6. Stellt die Unterlaffung einer Mitteilung des Vorfißenden an 
den Angellagten von dem Inhalte des in feiner Abweſenheit Verhandelten 
unter allen Umftänden einen Revifionsgrund dar? II. 6/2 83. 8, 49. 

7. Bedarf es für die Anordnung der in 8 246 vorgefehenen Maß- 
nahme eines GerichtSbejchluffes? IV. 28/2 90. 20, 273. 

8. Muß, wenn während der zeitweifen Entfernung des Angeflagten 
aus dem Sitzungszimmer die Ausſchließung der Offentlichleit der Ver: 
handlung beantragt wird, der Angeklagte in das Sipungszimmer zurück— 
geführt und über den Untrag gehört werden? IV. 2/10 88. 18, 138. 

9. Darf die Mafnahme gegenüber dem Nebenkläger getroffen werden ? 
IV. 9/8 94. 25, 177. 

10. Kann die Hauptverhandlung, insbefondere vor dem Schwur— 
gerichte, wenn gemäß $ 246 Abf. 2 die Entfernung des Angellagten wegen 
ordnungsmwidrigen Benehmens angeordnet worden ift, in feiner Abweſen— 
heit zu Ende geführt werden? IV. 21/11 02. 35, 433. 


s 248 1. Sit vollftändige Verlefung eines ald Beweismittel zu benußenden 
Scriftitüds geboten? Bedarf es einer ſolchen für die Fejtitellung, daß 
eine Schrift als ganzes unzüchtigen Inhalts fei? III. 19/2 83. 8, 128. 
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2. Inwieweit kann die Berlefung von Schriftitüden durch Konz 
ſtatierung des Inhalts ſeitens des Borfigenden erjeßt werden? IV. 8/7 94. 
26, 32; I. 6/12 80. 3, 141; I. 4/11 80. 3, 161; I. 20/1 81. 3, 282; 
II. 15/4 02. 35, 198. 

3. Darf der Vorfigende aus nicht verlefenen Schriftjtüden eine Tat- 
ſache ald Ergebnis feiner Prüfung konftatieren? II. 16/2 94. 25, 125; 
II. 29/10 80. 2, 408. 

4, Durch wen hat die Berlefung eines ald Beweismittel dienenden 
Schriftſtücks zu erfolgen? III. 1/11 83. 9, 310. 

5. Darf die Berlefung eines als Beweismittel zu benußenden 
Schriftſtücks durch einen Ergänzungsrichter erfolgen? I. 20/4 95. 
27, 172. 

6. Darf die Bemweisaufnahme durch Verleſung einer Urkunde in 
der Weife erfolgen, daß die Urkunde auf Anordnung des Borfißenden 
von Verteidiger während des Schlußvortrags verlejen wird? I. 30/6 90. 
21, 69. 
7. Kann die Berlefung eines in fremder Sprache abgefaßten Schrijt= 
ſtücks durch mündliche Überfegung des Dolmetſchers erfegt werden? 
I. 22/6 99. 32, 239. 

8. In welcher Weile find als Beweismittel dienende, in fremder 
Sprache abgefaßte Schriftitüde zum Gegenjtande der Hauptverhandlung, 
insbefondere mitteld Übertragung durd einen Dolmeticher zu machen? 
I. 2/7 83. 9, 51. ©. aud) St.P.D. $ 249 Nr. 4, 5 und G. BG. $ 186. 

9. Begründet die Benußung einer in der Hauptverhandlung nicht 
verlefenen Urkunde bei der Urteildfindung die Revifion? I. 31/5 80. 2, 76. 

10. Inwiefern ift die Befugnis des Gerichts, Protokolle als Beweis— 
urfunden zur Berlefung zu bringen, durch $ 253 St.P.D. eingefchräntt? 
I. 3/5 88. 18, 24. 

11. Sit die Verlefung der in einem PBrotofolle über öffentliche Ver— 
handlung erthaltenen, auf faljches eidliches Zeugnis fich beziehenden Auf— 
zeihnung als Verfehlung gegen 8 249 zu beanftanden? I. 22/12 87. 
17, 15. 

12. Darf zum Bwede der Teititellung dev Bejchaffenheit der Aus— 
fage eined Zeugen dad in einer Verhandlung vor einer Straffammer 
darüber Beurkundete verlefen werben? II. 11/3 98. 31, 69. 

13. Über Verlefung von Briefen zwecks Feititellung einer behaupteten 
Korrefpondenz. I. 22/6 99. 32, 239. 

14. Darf ein gemäß 8 169 St. P.O. von der Staatdanwaltihaft 
erlafjener Bejcheid in der Hauptverhandlung verlefen werden? II. 22/9 93. 
24, 263. 

15. Über die Verlefung früher ergangener Strafurteile. Iſt diefe 
von der Nechtöfraft der Urteile bedingt? II. 30/3 83. 8, 153. 

16. Darf das Protokoll über einen richterlichen Augenfchein ver- 
fefen werden, wenn bei der Augenſcheinseinnahme wejentliche Borjchriften 
nicht beobachtet worden find? II. 9/3 80. 1, 256 

17. Über die Frage, ob Augenfcheinsprotofofle verlefen werden 
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dürfen, wenn die Sonjtatierungen don Ortöverhältniffen nicht auf der 
Bahrnehmung beider Gerihtsperfonen beruhen, |. $ 86, Nr. 3, 4 ©. 309. 

18. Über die Frage, ob die in einem Augenjheinsprotofolle ent- 
haltenen Bekundungen über Wahrnehmungen anderer Perfonen verlesbar 
find, ſ. $ 86 Ne. 5 ©. 309, 

19. Darf das Protokoll über die Leichenöffnung, im Gegenſatze zu 
demjenigen über die Leichenfchau, verlefen werden? III. 8/5 80. 2, 153, 

20. Kann ein richterlihes Protokoll über die Vornahme einer 
Hausfuhung in der Hauptverhandlung verlefen werden? fer. 14/8 93. 
24, 233. 

21. Darf in der Hauptverhandlung eine früher von dem An— 
geflagten bei Gericht eingereichte Eingabe verlefen werden? I. 30/4 88. 
18, 23. 

22. Über Beſchränkungen des Urkundenbeweiſes f. weiter $ 249. 

23. Über die Frage, ob aus $ 251 eine Befchränfung des Urfunden- 
beweiſes hergeleitet werden kann, j. unten 8 251. 

24. Uber die Statthaftigkeit der Verlefung eined vom Angellagten 
herrührenden, ein Schuldbefenntnis enthaltenden Schriftftüds® ſ. unten 
8 253, Nr. 5 ©. 349. 

©. zu $ 148 aud 5, 429; 9, 174. 


$ 249 1. Darf ein in der Sache tätiger Richter feine eigene Wiſſenſchaft 
von einer Tatjahe den Geſchworenen kundgeben? I. 3/12 94. 26, 272. 

2. Inwieweit ift die Verlefung von Briefen als Teil der Beweis- 
aufnahme in der Hauptverhandlung zuläflig? II. 30/12 98. 31, 407; 
I. 22/6 99. 32, 239; III. 7/12 99. 33, 35. 

3. Iſt vom Vorfigenden bei der Berlefung von Briefen kundzugeben, 
daß damit nicht eime nach 8 249 unjtatthafte Beweisaufnahme bezielt 
wird? Was beweift über diejen Punkt das Sigungsprotofoll? IL. 30/12 98. 
31, 407. 

4, Kann bei der Feſtſtellung des Inhalts eines fremdipradhigen 
Beweisftüds die Vernehmung, des Dolmetſchers dur Verlefung einer 
vorher von ihm gefertigten Überſetzung erſetzt werden? IL. 19/4 94. 
25, 353; II. 9/4 95. 27, 161. i 

5. Inwieweit muß, wenn jchriftliche Überſetzungen fremdiprachiger 
Schriftſtücke als Beweismittel benußt werden follen, Herkunft und Richtig— 
feit garantiert fein? III. 19/4 94. 25, 353, 

6. Darf der Zeuge in der Hauptverhandlung Notizen, die er feiner 
Beit über feine Wahrnehmungen niedergefchrieben hat, bei der Vernehmung 
benugen? Iſt der Borfitende zur Verleſung der Notizen befugt? 
I. 9/12 89. 20, 105, 

7. Darf dem Sadpverjtändigen in der Hauptverhandlung bei feiner 
VBernehmung das von ihn: früher erjtattete Gutachten zur Einfihtnahme 
übergeben werden? I. 22/9 81. 5, 129. 

8. Enthält die in der Hauptverhandlung mündlich erfolgte Be— 
jtätigung eines auf den Seftionsbefund gegründeten fchriftlichen Gutachtens 
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jeitenö der — Ürzte zugleich die mündlich erfofgte Beftätigung 
des verlejenen Protokolls über die Leichenöffnung? III. 8/5 80. 2, 153. 

9. Iſt es zuläffig, dad Protokoll über die frühere richterliche Ver— 
nehmung eine Zeugen in der Hauptverhandlung zu verlefen, nachdem 
der Zeuge felbjt vernommen worden ijt? II. 2/2 00. 33, 128. 

10. Sit die Verlefung der in einem Protokolle über öffentliche 
Verhandlung enthaltenen, auf faljches eidliches Zeugnis ſich beziehenden 
rer als unzuläflig zu beanjtanden? I. 22/12 87. 17, 15. 

. Über Berlefung einer Zeugenausfage aus dem Sigungsprotofolle 
in einer anderen Verhandlung j. $ 248, Nr. 12, 

12. ft die NRevifion ausgefchlofjen, wenn die in Zuwiderhandlung 
gegen $$ 249, 250 befchlofjene Verlefung von Zeugenvernehmungsprotofollen 
mit Zuftimmung der Prozeßbeteiligten erfolgte? Fer. 11/8 83. 9, 49. 

13. Wie muß die Nüge, daß die Verlefung eines Schriftjtüd8 in 
der Hauptverhandlung gegen $ 249 verftoße, begründet fein? II. 11/7 00. 
33, 356. 

14. Über Beweiserhebung dur Verleſung fremdipradiger Ur— 
— ſ. noch $ 248, Nr. 7, 8 ©. 348. 

5. Über Berlefung von Auslaffungen, die in Augenjcheinsprotofollen 
ten jind, ſ. $ 86, ©. 309, 
ber die Vernehmung von Zeugen über Hörenfagen |. 8 48, 
Nr. — 298. 

17. Über die Statthaftigkeit der Verleſung von Protokollen und 

fonftigen Schriftjtüden vgl. auch 88 248, 250, 252. 


1. Sit die Befugnis zur Verlefung der Protokolle über die frühere $ 250 
richterlihe Vernehmung von verjtorbenen ꝛc Zeugen völlig frei, oder aud) 
beim Vorhandenfein der dort angegebenen Vorausſetzungen durd allgemeine 
Strafprozehprinzipien an gewifje Schranfen gebunden? I. 8/1 83. 7, 416. 

2. Iſt es zuläffig, dad Protokoll über die polizeiliche Bernehmung 
einer verftorbenen Perſon zu verlefen? I. 20/9 80. 2, 235. 

3. Sit die Nevifion ausgeſchloſſen, wenn die in Zuwiderhandlung 
gegen 88 249, 250 St. P.O. beſchloſſene Berlefung polizeiliher Zeugen 
verhörprotofolle mit Zuftimmung der Staatdanwaltihaft und des Ans 
geflagten erfolgte? Fer. 11/8 83. 9, 49. 

4. Findet Abſ. 1 auf militärgerichtlihde Protofole Anwendung? 
II. 2/3 97. 29, 433. 

5. Begründet es die Reviſion, wenn ein Protofoll verlejen wird, 
das von einem kraft Geſetzes von Ausübung des Nichteramt3 aus— 
gefchlofjenen Richter aufgenommen worden ijt? IV. 4/5 97. 30, 70. 

6. Erfordert Ab. 1, daß das zu verlefende richterliche Vernehmungs- 
protofoll in derjelben Sache aufgenommen jei? Kann aud ein Protokoll, 
welches in einer Civilprozeßſache über eine in dieſer erfolgte richterliche 
Vernehmung eines inzwifchen verjtorbenen Zeugen erwachſen ift, verlejen 
werden? II. 10/11 82. 7, 156; I. 5/1 84. 10,29. gl. 1. 31/1 81. 
3, 307. 

7. Läßt $250 Abf. 1 eine analoge Anwendung zu? Kann jemand, der 
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wegen Handlungsunfähigfeit nicht vernommen werden kann, einen in Geiftes- 
trankheit Berfallenen gleichjtehend erachtet werden? III. 31/3 87. 15, 409. 

8. Unter welchen Borausjegungen darf der Aufenthalt eines Zeugen, 
Sadverftändigen oder Mitbejchuldigten al3 „nicht zu ermitteln geweſen“ 
angefchen und daraufhin das Protokoll über feine frühere richterliche 
Vernehmung verlefen werden? 

Kann Angelugter auf Anftellung der erforderlichen Ermittelungen 
Verzicht leiiten? I. 5/3 85. 12, 104; Fer. 26/7 83.9, 88; III. 11/9 81. 
4, 416; II. 31/3 80. 1, 285; II. 4/3 81. 3, 367. 

9. Erhält $ 250 Abi. 1 eine Einſchränkung durd die Beitimmungen 
de3 8 51 StP.D.? It es in Ddiefer Beziehung von rechtlichem Ein— 
fluffe, wenn die Verlefung der betreffenden Ausſage vom Angeklagten 
jelbjt beantragt wird? IV. 17/1 90. 20, 186. 

10. Darf das Protofoll über die im Ermittelungäverfahren ftatt- 
gehabte verantwortliche Vernehmung einer demnächſt nicht durd) öffent: 
liche Klage verfolgten Perſon nad) ihrem Tode in der Hauptverhandlung 
gegen Angeklagte, zu denen fie in einem Verhältnifje der in 8 51 St. P.O. 
bezeichneten Art jtand, verlefen werden? I. 2/8 99. 32, 72. 

11. Über die Vorausfegungen der Verlefung von Protokollen auf 
Grund des Abſ. 2 f. St. P.O. 88 191, 222, 223. 

12. liber die Frage, ob die Brotofolle über kommiſſariſche Ber: 
nehmungen als „herbeigefchaffte Beweismittel" anzufehen find, |. $ 244, 
Kr. 16, 17 ©. 341. 

13. Darf die Berlefung des Protokolls über eine kommiſſariſche 
Beugenvernehmung in der Hauptverhandlung erfolgen, wenn die Ver: 
nehmung im Andlande geſchah und das Geſetz des Vernehmungsorts die 
Benahridtigung der Prozekbeteiligten von dem Bernehmungstermine, 
bezw. die Anmwejenheit der Prozehbeteiligten in dem Termine ausjchloß? 
III. 5/1 85. 11, 391. 

14. ft das Protofoll oder eine andere Erklärung, worauf bei der 
tommifjariihen Vernehmung der Vernommene fich bezieht, in der Haupt- 
verhandlung mitzuverlefen? IV. 21/12 94. 26, 289; IV. 2/3 86. 14.1; 
I. 22/4 80. 1, 391. 

15. Gilt ein gleiches, wenn bei der fommijjariihen Vernehmung 
auf Erklärungen eines anderen Bezug genommen iſt? I. 3/5 88. 18, 24. 

16. Steht der Berlefung des Protokolls über eine fommifjarifche 
Zeugenvernehmung entgegen, dab dad nad der Anordnung der Vers 
nehmung ergangene Urteil in der Reviſionsinſtanz aufgehoben worden ijt? 
Iv. 8/1 97. 29, 302. 

17. Bedarf ed nah Abſ. 3 zur Berlefung der Ausfage eines auf 
Gerichtsbeſchluß kommiſſariſch vernommenen Zeugen oder Sachveritändigen 
einer neuen Bejchlußfaffung in der Hauptverhandlung? III. 10/12 79, 
1, 118; II. 2/3 80. 1, 236. 

18. Wie tft der diesbezügliche Beichluß zu begründen? 

Enthält es eine zur Aufhebung des Urteils führende Gejegeöverleßung, 
wenn über die Beeidigung nichtS bemerkt worden ijt? III. 3/3 80. 1, 242; 
I. 22/4 80. 1, 391. 
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19. Bildet es einen Nevifionsgrund, wenn bei Verkündung des 
Gerichtöbefchluffes über die Verlefung der Ausſage einer verjtorbenen 
Perſon bemerkt wurde, die Ausjage ſei beeidigt, während fie umbeeidigt 
erfolgt war? I. 20/9 80. 2, 236. 

20. Sit es von rechtlicher Erheblichkeit, wenn die Beeidigung im 
Borverfahren ohne einen in 8 265 St. P.O. vorgefehenen Grund erfolgt 
ift? II. 29/2 84. 10, 156. 

21. Inwiefern kann durd die Verlefung einer ohne Grund un— 
beeidigt gebliebenen fommifjarisch erhobenen Zeugenausſage die Revifion 
begründet werden? IV. 5/11 89. 20, 60. 

22. it die Berlefung des Protofoll® über eine uneidlich erfolgte 
fommijjariiche Zeugenvernehmung jtatthaft, wenn der Zeuge im Auslande 
vernommen war und nach den Gejeben des Vernehmungsorted außer: 
halb der Hauptverhandlung nicht beeidigt werden durfte? er. 26/8 85. 
12, 347. 

23. Darf ein nicht formgereht — mit Verſtoß gegen $ 186 
Abd. 3 St. P.O. — aufgenommenes Protokoll verlefen werden? IV.18/1001. 
34, 396. 

24. Über die Bedingungen der Zuläffigfeit der Verleſung f. weiter 
88 191, 222, 223 SPD. 





1. Enthält e8 eine Verlegung des $ 251, wenn im Ermittelungs- 
verfahren abgegebene Auslaffungen von Zeugen, die vom Rechte der 
Zeugnisverweigerung Gebrauch machen, in der Hauptverhandlung unter 
der Form von Borhaltungen kundgegeben werden? III. 14/2 95. 27, 29; 
I. 20/12 86. 15, 100; II. 4/3 02. 35, 164. 

2. Darf über Ausfagen, welde eine zur Zeugnisverweigerung be= 
rechtigte Perfon unter Verzicht auf dieſes Recht in der Vorunterfuchung 
gemacht hat, wenn fie in der Hauptverhandlung das Zeugnis vermweigert, 
der Unterſuchungsrichter als Zeuge vernommen werden? I.1/11 81.5, 142, 

3. Können Geſchworene über eine Ausjage, welche eine zur Zeugnis— 
vermweigerung berechtigte Perfon in einer Schwurgeridjt3verhandlung abs 
gegeben hat, als Zeuge vernommen werden, wenn die Berfon in einer 
erneuten Verhandlung ihr Zeugnis verweigert? III. 26/5 87. 16, 119. 
Bergl. II. 2/5 84. 10, 374. 

4. Darf dem Unterfuhungsrichter, welcher über die im Vorver— 
fahren gemachte Ausſage einer zur Zeugniöverweigerung berechtigten Berfon 
vernommen wird, dad Protokoll über diefe Ausfage zur Einficht gegeben 
werden? | 

Darf der Unterjuchungsrichter in der bezeichneten Richtung als Zeuge 
vernommen werden, wenn die zur Zeugnisverweigerung berechtigte Perſon 
bei ihrer Vernehmung im Borverfahren über ihr Zeugnisvermweigerungss 
recht nicht belehrt worden ijt? III. 5/2 83. 8, 122. 

5. Iſt es zuläffig, bei Vernehmung eines PVerhörbeamten als 
Zeugen in der Hauptverhandlung aus dem von ihm aufgenommenen 
Protofolle zur Unterftüßung feines Gedächtniſſes Ausfagen eines bon 
ihm als Beicyuldigtem Bernommenen zu verlefen, nachdem Ichterer, ala 
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Zeuge zur Hauptverhandlung geladen, von dem Rechte der BZeugniöver- 
weigerung Gebrauch gemadt hat? I. 21/11 01. 35, 5. 

6. Steht 8 251 der Verlefung der Ausfage eines Mitbejchuldigten 
entgegen, insbejondere wenn diefer in der Hauptverhandlung nicht ers 
ſchienen ijt? Ber. 26/7 83. 9, 88. 

7. Darf das Protokoll über die im Ermittelungsverfahren ftatt» 
gehabte verantwortliche VBernehmung einer demnächſt nicht durch öffentliche 
Klage verfolgten Perſon nah ihrem Tode in der Hauptverhandlung gegen 
Angeklagte, zu denen fie in einem Verhältniffe der in $ 51 St. P.O. 
bezeichneten Urt ftand, verlefen werden? I. 2/3 99. 32, 72. 

8. Darf ein Brief, der von einem fein Zeugnis mit Recht ver- 
weigernden Zeugen herrührt, verlefen werden? II. 19/6 91. 22, 51. 

9. Erfcheint die Vernehmung von Zeugen über ihre Kenntnis durd) 
Mitteilung von feiten folder Perſonen als zuläffig, welche von ihrem 
Rechte, Zeugnis zu verweigern, Gebraud) gemacht Haben? I.1/7 86. 14, 266. 

10. Dürfen im Falle berechtigter Zeugnisverweigerung in der Haupt— 
verhandlung Protokolle verlefen werden, die über Auslafjungen des das 
Zeugnis DVerweigernden außerhalb des anhängigen Strafverfahrend in 
anderen Nechtöangelegenheiten vor öffentlihen Behörden entjtanden find? 
I. 15/5 02. 35, 247. 


8 252 1. Sit das Protokoll über eine frühere Zeugenvernehmung, wenn 
deſſen Inhalt bei den Tatfejtftellungen berücdfichtigt werden foll, zu ver— 
fefen, oder genügt eine Kundgebung in der Art, daß dem Zeugen, welcher 
fi) der zu befundenden Tatſachen nicht mehr genau erinnert, aus dem 
Protokolle Vorhalt gemacht wird? III. 28/3 95. 27, 163. 

2. In melden Grenzen iſt bei VBernehmung eines Zeugen oder 
Sahpverjtändigen zur Unterftügung ſeines Gedächtniſſes die Verleſung 
des Protokolls über defjen frühere Vernehmung zuläffig? 

Iſt die Verleſung nur bei richterlichen Brotofollen zuläffig? II. 7/5 80. 
1, 409. 

3. Geftattet 8 252 die Verlefung bezüglicher Teile nur aus jolchen 
Protofollen, welche in der zur Hauptverhandlung vorliegenden Unter- 
juhungsfahe aufgenommen find? II. 29/4 84. 10, 358. 

4. Darf dad Protokoll über die frühere VBernehmung eines Zeugen 
auch dann verlefen werden, wenn diefer damals als Beichuldigter ver— 
nommen worden ijt? I. 23/3 85. 12, 118. 

5. Gejtattet $ 252 auch die Berlefung anderer Protokolle, als 
folher, in denen der zu Vernehmende feine eigene Wahrnehmungen zu 
Protokoll gegeben hat? I. 3/5 88. 18, 24. 

6. Kann der Inhalt des gemäß $ 252 verlefenen Protofoll® uns 
abhängig von der in der Hauptverhandlung jeitens ded Zeugen oder Sach— 
verjtändigen abgegebenen Ausſage ald Beweismittel verwertet werden? 
I. 30/1 90. 20, 220. 

7. Sit es zuläflig, das Protokoll über die frühere richterliche Ver— 
nehmung eine Zeugen in der Hauptverhandlung zu verlefen, nachdem 
der Zeuge felbft vernommen worden ijt? Darf die Verlefung indbefondere 
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erfolgen, um die vom Zeugen in der Hauptverhandlung abgegebenen 
Erklärungen zu unterjtüten? II. 2/2 00. 33, 128, 

8. Können in den Fällen des $ 252 auch Abfchriften früherer 
Vernehmungsprotofolle verlefen werden? II. 14/12 00. 34, 48. 

9. Über einfchlagende Entideidungen f. o. $ 249. 

10. Über Konitatierung einer nad 8 252 erfolgten Verlefung im 
PBrotofolle |. $ 254. 


1. Sit eine Verlegung des 8 253 darin zu finden, daß ein nicht» 
richterliches Protokoll, welches Erklärungen des Angeklagten enthält, 
diefem in der Hauptverhandlung vorgelefen wird? IV. 18/6 86. 14, 258; 
I. 3/5 88. 18, 24. 

2. Inwieweit läßt fich die prozeßwidrige Verlefung von richterlichen 
Brotofollen, welche Erklärungen des Angellagten enthalten, dadurch une 
ſchädlich machen, daß diejenigen Beamten, welche das fragliche Protokoll 
aufgenommen haben, als Zeugen vernommen werden? III. 10/3 90. 
20, 321. 

3. Gehören zu den in $ 253 gedadhten Erklärungen aud die in 
den Hauptverhandlungsprotofollen enthaltenen? it die Zuläffigfeit der 
Berlefung folder Erklärungen davon abhängig, daß ihr Wortlaut nach 
Mafgabe des 8 273 Abſ. 3 St.P.O. feitgeftellt ijt? 

Unter welchen Borausfeßungen dürfen in nichtrichterlichen Proto— 
follen enthaltene Erklärungen, auf welche in richterlihen Protofollen 
Bezug genommen ift, verlejen werden? II. 5/1 94. 25, 32, III. 27/3 93. 
24, 94; II. 1/11 89. 20, 28. 

4. Dürfen Erklärungen des Angeklagten, welche er bei feiner Ver— 
nehmung als Beuge in einer anderen Straffahe zu Protofoll gegeben 
hat, unter den Vorausfegungen des $ 253 verlefen werden? III. 20/9 83. 
9, 174. 

5. Darf in der Hauptverhandlung ein vom Angeflagten her— 
rührendes Schriftjtüd, welches ein Schuldbekenntnis enthält, zwecks 
Beweiſes dieſes Schuldbefenntnifjes verlefen werden? II. 9/5 02. 35, 234. 

6. Kann der Borfigende dem Angeklagten zur Hebung bon Wider- 
fprüchen mit früheren Auslaffungen oder zur Konftatierung eine Ge— 
ſtändniſſes Vorhaltungen aus irgend welchen Protofollen machen? IIT. 
11/4 92. 23, 58. 

7. Iſt die Anwendung des 8 253 befchränft auf den Fall, wenn 
nur der eine Ungeflagte, deſſen frühere Erklärungen in Rede jtehen, 
vorhanden iſt, oder auf den Fall, wenn die Tatfache des Gejtändnifjes 
im Vorverfahren jpäter nur gegen den damals gejtändig geweſenen An— 
geflagten jelbjt al3 Beweisgrund dienen joll? Fer. 26/7 83. 9, 88. 


8. Über Verlefungen von Feftitellungen in einem Situngsprotofolle 
ſ. o. 8 249. 

9. Über Konftatierung einer nach 8 253 erfolgten Verleſung im 
Protofolle ſ. $ 254. 


z 253 


s 254 
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Sind — nach 88 252, 253 St. P.O. nur Pr? Antrag, 
oder von Amts wegen zu protofolliereu? IV. 27/10 99. 32, 315; 
III. 8/5 80. 2, 158. 


1. Sit Hinfichtlid der ein Zeugnis enthaltenden Erklärungen öffent- 
liher Behörden, welche verlefen werden dürfen, abgejehen von den im 
Geſetz ſelbſt gemachten Einfchränfungen, eine Einfchränfung auch nad) dem 
Gegenſtande zu machen, auf den fi) das Zeugnis bezieht? Fer. 26/7 83.9, 88. 

2. Iſt ein Kollegium deshalb, weil es nur zur Abgabe von Gut— 
achten berufen iſt, nicht als öffentliche Behörde anzujehen? Kommt dieje 
Eigenſchaft dem Medizinalfomitee einer bayerijhen Univerfität nicht zu? 
I. 26/9 95. 27, 359. 

3. Kann dad Gutachten einer Behörde nur dann verlefen werden, 
wenn es unmittelbar dem Gerichte eritattet worden ijt? 

Fit Die Reichsdruckerei eine öffentliche Behörde? IV. 31/5 89. 19, 264. 

4. Sind die nah $ 31 des Geſetzes über dad Urheberrecht von 
11. Juni 1870 gebildeten Sadjverftändigenvereine öffentliche Behörden, 
deren Schriftliche Gutachten verlefen werden dürfen? III. 23/1191. 22, 258. 

5. Sind die Ülteften der Raufmannfchaft zu Berlin als eine öffent- 
lihe Behörde anzufehen? II. 3/10 84. 11, 132, 

6. Fit der Vorjtand einer Berufigenofjenichaft als öffentliche Be— 
hörde anzujehen? IV. 1/10 01. 34, 367. 

7. Gehören Berichte, welche an die Staatdanwaltichaft von einem 
Beamten derjelben über das Ergebnid von Ermittelungen erjtattet werden, 
zu den verlesbaren Erklärungen öffentliher Behörden? IL. 1/10 80. 
2, 301. 

8. Sit der Bericht eined Richters über eine im Nujtrage des 
Oberlandesgerichtöpräfidenten bei einem Notar vorgenommene Reviſion 
eine Urkunde, die nach $ 255 verlefen werden darf? II. 9/10 94. 26,138, 

9. Sind die Großherzoglich Heſſiſchen Kreisgefundheitsämter öffent- 
liche Behörden im Sinne des $ 255? I. 29/6 96. 29, 26. 

10. Sind die bayeriſchen Diſtrikts- oder Bezirkötechnifer Behörden, 
deren Gutachten verlejen werden dürfen? I. 5/3 94. 25, 140. 

11. Darf eine im Borverfahren erfolgte er: eines 
badiſchen Waifenrichter gemäß $ 255 Bere werden? I. 13/11 99. 
32, 365. 

12. Sind auch Attejte über den —— von Zeugen nicht ver— 
lesbare Urkunden? 

Dürfen Zeugniſſe der Dienſtherrſchaft in preußiſchen Geſindedienſt— 
büchern als Leumundszeugniſſe nicht verleſen werden? IL. 4/2 98. 30, 439. 

13. Darf über den Leumund oder das frühere Geſchäftsgebaren 
eines Angeklagten durch Verleſung oder Mitteilung von Zeitungsartikeln 
Beweis erhoben werden? II. 16/2 94. 26, 125. 

14. Sit das von der Schulinjpektion ausgeftellte Zeugnis über die 
geiftige Kapazität eined Schülers ein Leumundszeugnis, das nicht verlefen 
werden darf? I. 2/2 80. 1, 234. 

15. Können Leumundszeugniſſe verlefen werden, wenn überhaupt 
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nur die Tatjache, dab derartige Zeugniffe ausgeftellt worden find, nach— 
gewiejen werden fol? I. 25/1 94. 25, 93. 

16. Was find ärztliche Attefte im Sinne des $ 255? Gehören 
dahin insbeſondere die ſeitens der Polizei oder Auftizbehörden von 
Ärzten eingezogenen Befundberichte und Gutachten? I. 8/7 89. 19, 364. 

17. Sind unter ärztlichen Atteften nur ſolche Attejte zu verjtehen, 
welche von Perfonen herrühren, denen als Ärzten im Sinne des & 29 
Gew.O. eine Approbation erteilt ift? III. 29/3 86. 14, 55. 

18. Was verfteht $ 255 unter „Körperverlegungen”, die nicht zu 
den jchweren gehören? I. 5/2 80. 1, 188, 

19. Darf ein ärztliches Atteft verlcfen werden, wenn dadurd) eine 
leichte Körperverlegung als Indiz für eine ſchwerere Straftat Fonjtatiert 
werden joll? I. 9/7 94. 26, 38. 

20. Dürfen in der Verhandlung einer Anklage wegen Körperver: 
letzung ärztliche Attefte über Verlegungen, welche der Angeklagte erhalten 
hat, verfefen werden? II. 14/2 02. 35, 162. 

21. Darf auf Grund des $ 255 der ärztliche Befundbericht über 
eine leichte Körperverlegung verfefen werden, wenn e3 ji nicht um ein 
ärztliches Attejt, fondern um eine protofollarifche Vernehmung handelt? 
II. 5/5 82. 6, 254. 

22. Sit ed zuläffig, daß ein Arzt in der Hauptverhandlung über 
den Inhalt des von einem andern Urzte bezüglich einer jchweren Körper: 
verlegung ausgejtellten Attejte3 vernommen wird? I. 25/3 86. 14, 4. 

23. Begründet $ 255 ein Recht auf Berlefung der dafelbjt ge= 
nannten Schriftitüde, au wenn das Gericht ſolche für unerheblich er- 
achtet? I. 19/4 80. 1, 388. 

24. Genügt im Falle des Abj. 2 für den Vertreter des Gutachtens 
eine Berufung auf den von ihm als Mitglied der Behörde geleijteten Eid? 
III. 29/1 81. 3, 326. 

25. Über die Unzuläffigfeit der Verlefung deſſen, was in einem 
Augenjcheinsprotofolle vom Gerichtöfchreiber konſtatiert iſt, ſ. o. $ 86, 
Nr. 3,4 ©. 309, 


1. Begründet die Nichtbeobadhjtung die Revifion? II. 12/7 80. 2,202. $ 256 
2. Kann die Revifion darauf gegründet werden, daß der Vorfigende 
einem fchwerhörigen Angeklagten vor der Befragung gemäß 8 256 den 
Inhalt der Zeugenausfagen nicht zur Kenntnis gebracht hat? IV. 7/1 87. 
15, 172. 


1. Enthält die Vorjchrift des Abi. 1 eine weſentliche Förmlichfeit $ 257 
des Verfahrens? Muß das Wort erteilt werden unabhängig davon, ob 
die Berechtigten es ausdrüdlich verlangt haben? 

Muß dem Nebenkläger neben dem Staatdanwalte das Wort erteilt 
werben? 

Kann fich aus der Berlegung der bezüglichen VBorfchriften ein Revifions- 
grund ergeben? IV. 28/10 87. 16, 253, 

2. Iſt die Staatdanwaltichaft in der Hauptverhandlung, unabhängig 
von der gerichtlichen Sadjleitung, prozeffualifch berechtigt, zu ihren Schluß— 
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ausführungen das Wort fo oft zu ergreifen, als ihr dies angemejjen 
erjcheint? III. 6/10 84. 11, 185. 

3. Muß im Falle der Wiedereröffnung der Beweisaufnahme nad 
Erftattung der Schlußvorträge dem Angeklagten nochmals das Wort erteilt 
werden? II. 5/5 82. 6, 254. 

4. Muß dem Angellagten nad Ablehnung eined bei der Schluß— 
ausführung geitellten Beweisantragd nochmals das Wort erteilt werden? 
IV. 8/7 94. 26, 32. 

5. Rann die Verkündung der Ablehnung eines in der Hauptver— 
handlung geitellten Beweisantragd mit derjenigen des Urteil® verbunden 
werden, ohne zwiſchen beiden dem Angeflagten nochmals das Wort zu 
erteilen, wenn diejer in eriter Linie Bemweiaufnahme und eventuell Frei— 
ſprechung beantragt hatte? IV. 29/4 90. 20, 380. 

6. Muß in Schwurgeridhtsfahen zur Schuldfrage dem Angeflagten 
dad lebte Wort erteilt werden? I. 30/10 99. 32, 321. 

7. Muß auch der ohne Verteidiger erjchienene Angeklagte, nachdem 
er das legte Wort erhalten hat, befragt werden, ob er nod) etwas an- 
zuführen habe? II. 6/12 92. 23, 319. 

8 Muß der Angellagte, der nad) den Schlußvorträgen des Staatd- 
anwalt3 und des PVerteidigerd das Wort erhalten hat, dann noch befragt 
werden, ob er noch etwas anzuführen habe? II. 6/12 92. 23, 320. 

9. Iſt die Beitimmung des Abſ. 3 eine Rechtönorm, deren Ber- 
feßung zur Aufhebung des Urteild führen fann? III. 24/9 83. 9, 69. 

10. Kann auf die Unftatthaftigfeit einer Deduktion des Staats» 
anwalts eine Revifionsbejchwerde geitügt werden? I. 22/6 99. 32, 239. 

11. Über Anwendung des 8 257 im ſchwurgerichtlichen Verfahren 
ſ. unten $ 299. 


s 258 1. Was muß das Protofoll über die Zuziehung und Tätigkeit des 
Dolmetſchers enthalten? 

Sit die Belanntmahung der Schlußanträge des Staatdanwaltd und 
Verteidigerd an den Angeklagten durch den Dolmeticher eine der Förm- 
lihfeiten, deren Beobachtung aus dem Protokolle erjehen werden muß? 
I. 27/4 80. 1, 397. 

2. Über Befragung eines Schwerhörigen gemäß $ 256 St. P.O. 
1. 8 256. 

3. Über Verwertung von Schriftftüden, die in fremder Sprache 
abgejaßt find, j. oben $ 248 Nr. 7,8 ©. 343; $ 249, Nr. 4,5 ©. 344. 


s 259 1. Was gehört in die Urteilsformel? Muß bei dem Ausfprechen 
einer nicht in die Staatskaſſe fließenden Geldftrafe die Kaffe, an welche 
die Strafe zu gelangen hat, angegeben werden? IV. 14/6 87. 16, 142. 
2. Sit die Urteildformel, „daß die Strafverfolgung für unzuläffig 
zu erachten“, jtatthaft? 
Wie hat die Urteilsformel zu lauten, wenn das Gericht wegen des 
Grundſatzes ne bis in idem oder wegen Rechtshängigkeit eine Entſcheidung 
in der Sache abzugeben ablehnt? 
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Wie ift zu erfennen, wenn die in dem Cröffnungsbeihluffe ans 
genommene Tat nicht jejtgejtellt werden faun und die Tat, wie fie ich 
in der Hauptverhandlung ergeben hat, wegen Mangels eined Strajantrags 
nicht verfolgt werden kann? 

An welden Formen und unter welchen Vorausſetzungen iſt in dem 
Halle, wenn durch Urteil wegen Mangels des erforderlihen Strafantrags 
auf Einftellung des Verfahrens erfanıt it, die Staatsanwaltſchaft zur 
Wiederaufnahme der Strafklage befugt? IL. 16/12 79.1, 37; III. 18/12 82, 
7, 355; III. 23/6 83. 9, 14. 


3. Wie ijt die Urteildformel zu fafjen, wenn bei der Anklage wegen 
Beleidigung zweier Perſonen durch eine Handlung in der einen Richtung 
das Borhandenfein einer Beleidigung verneint, in der anderen der Straf: 
antrag als nicht vorliegend angenommen wird? III. 2/5 95. 27, 193. 


4. Über Faffung der Urteilsformel im Falle der Strafunnündig- 
feit. IV. 15/11 89. 20, 46. 


5. Über die Urteilsfafjung im Falle der Verjährung. III. 8/10 85. 
12, 434. 

6. Gibt e8 eine Freilprehung bezüglih eines einzelnen rechtlichen 
Geſichtspunlts einer Straftat? 

Sit der Nichter behindert, auf den durch eine ſolche Freiſprechung 
erledigten Geſichtspunkt zurüdzulommen, wenn das Urteil aufgehoben und 
die Sache zur neuen Verhandlung zurüdgewiejen worden ijt? IL. 16/11 80. 
3, 43. 

7. Kann die Straffammer bezüglich einer Straftat von dem der 
Anklage zu grunde Tiegenden rechtlichen Gefichtspunfte aus ein freis 
ſprechendes Urteil fällen und gleichzeitig durch Beſchluß diejelbe Straf: 
tat unter dem Gejichtöpunfte eine® anderen Reats an dad Schwurgericht 
verweilen? I. 7/10 80. 3, 4. 

3. Kann cin Gericht höherer Ordnung wegen BZumiderhandlung 
gegen die jeine Zuftändigfeit begründenden Geſetzesvorſchriſften freifprechen 
und im übrigen wegen Nechtshängigfeit der Sache bei einem Gerichte 
niederer Ordnung dad Verfahren einjtellen? II. 13/11 96. 29, 174. 


9. Sit es zuläflig, bezüglich eines Teiles der von der augejchuldigten 
Strajtat umfaßten Objekte ein verurteilended oder freilprechendes Urteil 
zu erlafjen und bezüglich eines anderen Teiles die Verhandlung behufs 
weiterer Erhebungen zu vertagen? I. 13/12 88. 18, 297. 

10. Kann wegen fehlenden Strafantrags das Verfahren al3 „zur 
Zeit“ unjtatthaft eingejtellt werden? II. 31/5 81. 4, 211. 

11. Kann ohne ein Eintreten in die Verhandlung der Sache darüber 
entjchieden werden, ob ein Strafantrag rechtzeitig eingebracht ijt? I.12/7 80. 
23, 221. Ä 
12. Über die Feſtſtellung des erforderlichen Strafantrags. III. 31/1279. 
1, 43; I. 16/6 81. 4, 264; II. 4/4 82. 6, 161; III. 2/2 85. 12, 34. 
©. auch St.6.B. $ 61. 


13. Mit welchen Zeitpunkte iſt der Juhalt eines Urteild, bezw. 
der Entiheidungdgründe für die betreffende Inſtanz feſtgeſtellt? Inwieweit 
Gen.-Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 28 
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können Fehler nachtraglich berichtigt werden? I. 23/12 95. 28, 81; 
Iv. 22/1 86. 13, 267. 

14. Sind Urteilöformel und Urteildgründe ein Ganzes in der Art, 
daß leßtere zur Klarjtellung der Urteilsſormel dienen können? II. 22/10 80. 
2, 378. 

15. Wie ift zu verfahren, wenn ein Taubftummer angeklagt ift, 
ohne daß eine Verjtändigung durch einen in der Hauptverhandlung zus 
gezogenen Dolmetjcher gelingt? III. 10/11 80. 3, 29. 

16. Über die Frage der Möglichkeit der Verhandlung mit einem 
an partieller Geijtesjtörung Leidenden ſ. $ 203. 

17, Über Urteilsfafjung und die Zuläſſigkeit nachträglicher Ande⸗ 
rungen ſ. noch 88 266, 267, 275. 

18. über die Notwendigleit der Mitwirkung derſelben Richter bei 
der Urteilsverkündung ſ. oben 8 225, 

19. Über die Koſtentragung bei Einſtellung des Verfahrens ſ. unten 
8 499, 


1. Gilt auch bei Prüfung von Sacverftändigen- Gutachten der 
Grundjag freier Beweiswürdigung? I. 30/11 81. 7, 425. 

2. Begründet die Benußung einer in der Hauptverhandlung nicht 
verlejenen Urfunde bei der Urteiläfindung die Revifion? I. 31/5 80. 
2, 76. 

3. Sit das eine neue Verhandlung der Sache anordnende Reviſions— 
urteil in der demnächſtigen Hauptverhandlung zu verlejen? II. 15/5 91. 
21, 436. 

4. Kann das Gericht, wenn in der Hauptverhandlung außer der 
Vernehmung des Angeklagten gar Feine Beweisaufnahme jtattgefunden 
hat, feine Überzeugung auf anderweit ermittelte Umftände neben dem 
Geſtändniſſe des Angeklagten gründen? II. 16/1 80. 1, 81, 

5. Darf die Vernehmung eine Sadhverjtändigen, nachdem ich das 
Gericht zur Beratung des Urteil3 zurüdgezogen, im Beratungszimmer 
ohne Zuziehung der Prozekbeteiligten jtattfinden? 

Iſt, wenn ein ſolches gejchehen ift, zur Aufhebung des Urteilö Die 
Prüfung der Frage notwendig, ob das Urteil auf der in dieſer Weiſe 
bewirkten Vernehmung beruht? III. 28/3 88. 17, 287. 

6. Darf eine Zeugenausfage, deren Beeidigung unftatthafterweife 
verweigert worden ijt, für die zutreffenden Feitjtellungen verwertet werden? 
I. 19/2 94. 25, 134. 

7. Kann zur Feititellung der Gewerbsmäßigkeit einer Tat, bezüglich 
deren der Angeklagte rechtskräftig freigefprochen ift, eine mit dieſer Frei— 
ſprechung nicht im Einklang ftehende Würdigung eintreten? IV. 1/6 00. 
33, 303. 

8. Darf das Gericht zur Begründung der Freifprehung von der 
Anklage der Beihülfe fich auf die Feſtſtellung bejchränfen, daß der Haupt: 
täter in einem anderen Strafverfahren bereit3 rechtöfräftig freigejprochen 
worden fei? II. 22/6 00. 33, 319. 

9. Zur Beſtimmung des Begriffs umd dev Bedeutung der Gerichts⸗ 
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kundigkeit im Strafverfahren. II. 15/11 87. 16, 327; IV. 7/296. 28,171; 
IV. 16/1 00. 38, 76. 

10. Kann mit den Prozekbeteiligten darüber verhandelt werden, 
ob eine Tatſache gerichtöfundig it? Muß die für gerichtskundig erklärte 
Tatſache zum Gegenftande der Verhandlung gemacht werden? IV. 7/2 96. 
28, 171. 

11. Berüdfihtigung des Nationalcharakterd ıc als notoriſchen Tat- 
umjtandes. IV. 14/6 98. 31, 185. 

12. Iſt das Gericht bei Zumwiderhandlung gegen Steuergejeße an eine 
Vorentſcheidung der Verwaltungsbehörde gebunden? ©. unten $ 462 Nr. 2, 

13. Haben die in früheren Gejegen aufgejtellten Rechtövermutungen 
neben $ 260 noch Geltung? III. 10/3 90. 20, 321. 

14. Über Unbefchränktheit des Strafrichterd in feinen Feitftellungen 
j. weiter $ 261. 





1. Zur Auslegung des $ 261. III. 11/6 81. 4, 355. Ss 261 

2. Sit in $ 261 der allgemeine Grundjaß aufgejtellt, daß der Straf: 
rihter an das Urteil des Eivilrichters nicht gebunden iſt? Iſt der Grund» 
fa bejchränft auf den Ball, wo die Tatjachen, in denen der Tatbejtand 
einer jtrafbaren Handlung enthalten fein fol, vor dem Urteile des Livil- 
richters liegen? II. 5/10 86. 14, 364. 

3. Velden Standpunft hat der Strafrichter bei Aburteilung einer 
Anklage wegen Batentverlegung gegenüber einen civilgerichtlichen Urteile 
über Verlegung desſelben Patents einzunehmen? I. 28/9 93. 24, 266. 

4. Sit der Strafrichter auch gegenüber Entjcheidungen der Ber: 
waltungsbehörden — fpeziell gegenüber Entjcheidungen, welche auf Grund 
de3 preußifchen Strombauverwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 1883 von 
Verwaltungsorganen getroffen worden find — in feiner Entjcheidung über 
eine zur Anklage gebrachte Tat unbefchräntt? IV. 25/1 89. 18, 436. 

5. Müſſen die Entjcheidungen der Verwaltungsbehörden über die 
Zollpflichtigkeit eines Gegenftande® und fpeziell über die Zugehörigkeit 
einer Eonkreten Warengattung zu einer bejtimmten PBofition des Zolltarifs 
von den Gerichten bei Entjcheidung über eine zur Anklage gebrachte 
Zolldefrandation als bindend anerkannt werden? III. 28/11 87. 17, 21; 
III. 29/1 85. 12, 1. 

6. Fit dad Strafgericht bei Aburteilung über eine Anklage wegen 
Unterlafjung der im Intereſſe der Grumdlajtenablöfung in Bayern vor« 
gejchriebenen Anzeige einer beabfichtigten Gutszertrümmerung an die Ente 
jheidung der Verwaltungsbehörde, daß die Vorausſetzungen der Ablöſungs— 
pflicht gegeben feien, gebunden? I. 2/11 99. 32, 330. 

7. Steht nad dem Patentgejee vom 25. Mai 1877 dem Strafe 
rihter die Entſcheidung darüber zu, ob ein Batent vom Patentamte mit 
Unrecht erteilt jei? I. 17/1. 81. 8, 252; II. 24/10 82. 7, 146. 

8. Hat der Strafrichter darüber zu entſcheiden, ob eine Biegelei im 
Sinne des $ 154 Abſ. 2 Gew.O. (Zaffung vom 1. Juni 1891) nicht 
bloß vorübergehend oder in geringerem Umfange betrieben wird? IV. 6/1194. 
26, 180. 

28” 
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9. Kann von der durch 8 261 Abf. 2 gegebenen Ermächtigung zur 
Ausfeßung der Unterfuhung noch in der Reviſionsinſtanz Gebrauch ge- 
macht werden? I. 17/1 81. 3, 252. 

10. Kann darauf, daß ein Strafgericht feine Veranlaſſung gefunden, 
von der Befugnis des 8 261 Abſ. 2 Gebrauch zu machen, vielmehr ohne 
weiteres die in Betracht fommenden bürgerlichen Rechtsverhältniſſe felb- 
ftändig mit entjhieden hat, eine Reviſionsbeſchwerde gegründet werden? 
III. 4/10 88. 18, 123. 

11. Sit gegenüber dem 8 261 die abweichende Borfchrift des 8 14 
des preußifchen Gejeßed über die Erweiterung des Nechtöwegd vom 
24. Mai 1861 in Kraft verblieben? II. 24/4 83. 8, 224. 

12. Sind gegenüber dem $ 261 die Beitimmungen des franzöſiſchen 
Geſetzes vom 22. Frimaire VII in Geltung geblieben derart, dab das 
Strafgericht bei Auswerfung der für Auslafjungen bei einer Sterbefalld- 
erflärung verwirkten Strafe an das vorangehende Urteil des Eivilgericht3 
über die Höhe der für die Auslaffungen verjchuldeten Gebühr gebunden 
it? 1. 2/3 98. 24, 67. 

©. zu $ 261 Abf. 1 auch 32, 106. 


8 262 1. Gehört die Frage, ob ein Strafantrag redjtzeitig eingebracht 
worden fei, zur Schuldfrage? I. 12/7 80. 2, 221; II. 4/4 82. 6, 161. 

2. Enthält $ 370 Nr.5 St. G. B.'s einen vom Gejebe befonders vor 
gejehenen, die Strafbarfeit des Diebjtahld vermindernden Umftand ? Wie 
hat bei der Entſcheidung, ob gemeiner Diebitahl oder Mundraub vorliegt, 
die Abjtimmung zu erfolgen? III. 28/1 82. 5, 404. 

3. Sit die Feſtſetzung eined die Strafbarfeit vermindernden Um— 
ſtands im Sinne ded 8 262 Abſ. 2 zu erkennen in $ 57 Nr. 4 St.©.8.3? 
II. 10/2 82. 6, 25. 

4. — in 8157 Abſ. 1 St. G. B.'s? I. 27/4 80. 1, 423. 

5. — in 8 213 St. G. B.'s? IV. 8/6 86. 14, 298; I. 21/6 00. 
33, 323. 

6. Kann die Entjheidung des Gerichtd in betreff der Verjährung 
von dem die Schuldfrage bejahenden Spruche der Geſchworenen abweichen? 
Iv. 7/12 86. 15, 107. 

7. Über Urt der Abftimmung f. G. V. G. 8 196. 

8. Über die Frage, ob eine Aufhebung des Urteils wegen une 
genügender Feſtſtellung des Nüdfall3 zu Aufhebung aller Feſtſtellungen 
nötigt, ſ. 8 393. 


8 263 1. Zu $ 263 f. zugleich die Entfcheidungen über „ne bis in idem‘ 
©. 317. 


2. Was verjteht 8 263 unter „Anklage“? III. 15/3 83. 8, 248; 
I. 10/11 84. 11, 253; III. 25/5 81. 4, 192; II. 8/3 81. 8, 406. 

3. Kann dad Gericht, an welches eine Straffache gemäß $ 270 St. P.O. 
beriviefen worden ijt, die Aburteilung deshalb ablehnen, weil der Ver— 
weiſungsbeſchluß Hinfichtlicy der Identität der verwiejenen und der urs 
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ſprünglich unter Anklage gejtellten Tat einen Irrtum enthalte? I. 10/1 84. 
11, 253. 

4. Rann ein die Sache materiell erledigendes Urteil erlaffen werden, 
wenn die Anklagejchrift und der Eröffnungsbeſchluß verjchiedene Straf- 
taten im Auge haben? I. 16/5 95. 27, 233. 

5. Sit in dem Falle, wenn nur die Anflagejchrift, aber nicht der 
Eröffnungsbejhluß die erforderliche Bezeichnung der Straftat enthält, für 
die Begrenzung des Gegenſtandes der Urteilsfindung der Anhalt der 
Anklagefhrift maßgebend? II. 8/3 81. 3, 406, 

6. Zum Begriffe von „in der Anklage bezeichnete Tat“. I. 15/3 97. 
30, 11; II. 1/11 93. 24, 370; III. 15/11 86. 15, 133; III. 1/10 85. 
12, 409; I. 12/3 83. 8, 135; I. 19/1281. 5, 249; III. 8/10 81. 5, 97. 

7. Können die ordentlihen Gerichte, wenn die den Gegenjtand der 
Unterfuhung bildende Tat in idealer Konkurrenz aud die Merkmale 
eines der ©erichtöbarfeit der ordentlichen Gerichte entzogenen und der— 
jenigen von Sondergerichten (preußifchen Rheinſchiffahrtsgerichten) unter— 
jtellten Delikts enthält, gleichwohl die Tat auch unter dem leßteren Ges 
fichtspunkte ihrer Entſcheidung unterziehen? I. 18/10 00. 33, 405. 

8. Uber die Anwendung des $ 263 im fchiwurgerichtlichen Verfahren. 
III. 13/10 80, 2, 361. 

9. Welche jtrafbaren Handlungen umfaßt ein bezüglich eines Kollekliv— 
delift3 ergangener Eröffnungsbejhluß? III. 12/7 82. 7, 32; IL. 10/11 82. 
7, 229. 

10. Können von den einzelnen Aften eine zur Anklage jtehenden 
Kollektivdelilts nur einige gleichzeitig abgeurteilt, andere aber durch Ver— 
tagung der Hauptverhandlung zur befonderen Aburteilung verwiejen werden? 
Iv. 21/10 98. 31, 286. 

11. Kann gegenüber einem das Strafverfahren wegen eines Kollektiv— 
delikt3 eröffnenden Beichluffe Später noch wegen einer einzelnen an ſich unter 
dad Kollektivdelift fallenden jtrafbaren Handlung ein Strafverfahren ein= 
geleitet werben? II. 8/12 99. 33, 11. 

12. Hat die urteilende Straffammer, wenn fie findet, daß eine nicht 
angeflagte Anitiftung jtatt der angellagten Täterſchaft vorliegt, fich der 
Aburteilung der Anjtiftung zu unterziehen, auch wenn ein dahin gehender 
Antrag don der Staatsanwaltſchaft nicht geftellt ift? III. 8/12 80. 3, 95. 

13. Uınfaßt die wegen Täterſchaft erhobene Anklage auch die zu der 
betreffenden Straftat geleijtete Beihülfe und die Begünftigung der Tat? 
I. 10/12 85. 13, 146; II. 28/10 83. 9, 161; I. 5/5 94. 25, 334. 

14. Kann ein das Strafverfahren wegen Diebjtahld eröffnender 
Beihluß die Grundlage abgeben für eine Verurteilung wegen Hehlerei? 
I. 19/12 81. 5, 249; II. 5/5 85. 12, 187. 

15. Unter welchen Borausjeßungen ift durch rechtäfräftige Frei— 
ſprechung von angeflagter Hehlerei eine fpätere Strafflage wegen Dieb 
ſtahls an derſelben Sache verbraudht? I. 12/3 83. 8, 135. 

16. Greift der Grundjaß, daß der wegen Diebſtahls Angeklagte 
auch wegen einer in Bezug auf die betreffende Sache verübten Hehlerei 
bejtraft werden kann, hinjichtlic eines auf die Anklage wegen Diebjtahls 
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von einem ausländiſchen Staate Ausgelieferten Pla? I. 29/9 00. 
33, 388. 

17. Rann der Angeklagte, der wegen eined ihm zur Lajt gelegten 
Diebſtahls nicht verurteilt werden konnte, in dem eingeleiteten Berfahren, 
abgejehen von dem Falle des 8 265 St.P.D., wegen einer in Bezug 
auf einen anderen Diebitahl verübten Hehlerei verurteilt werden? 1. 14/1 95, 
26, 358. 

18. Sit es zuläffig, daß eine in dem Eröffnungsbejchluffe ald Ver— 
brechen gegen 88 267, 268 St. G. B.'s djarafterifierte Tat demnächſt als 
fogenannte intellektuelle Urkundenfälihung im Sinne der 88 271, 272 
a. a. D. gewürdigt wird? IV. 12/11 95. 27, 418. 

19. Liegt eine andere ald „die in der Anklage bezeichnete Tat“ 
vor, wenn dad Hauptverfahren wegen Diebſtahls eröffnet war, die Ver— 
urteilung aber wegen einer durch nachträglichen Verkauf der Sache ver- 
übten Unterfchlagung erfolgen joll? IV. 10/3 85. 12, 88. 

20. War „die in der Anflage bezeichnete Tat“ Gegenſtand der 
Urteildfindung, wenn dad Hauptverfahren wegen Unterjchlagung eröffnet 
iwar, die Verurteilung aber wegen Betrugs erfolgte? I. 10/1 84. 9, 420. 

21. Kann bei einer Unterfuchung gegen zwei Perfonen wegen ge- 
meinjchaftlicher vorjäglicher Branditiftung die Anklage gegen einen der 
Mittäter auf Nichtanzeige von der Branditiftung des anderen Mittäterd 
als auf eine im Sinne des $ 263 identifche Tat ausgedehnt werden? 
II. 5/4 86. 14, 78; IL 30/9 90. 21, 78; I. 4/11 95. 28, 12. 

22. Enthalten die in $ 210 RD. von 1877 unter Nr. 2 und 3 
vorgefehenen Delikte diefelbe Straftat, jo daß $ 265 St.P.D. nit Platz 
greift, wenn auf die Anklage aus Nr. 2 eine Verurteilung au8 Nr. 3 
erfolgen foll? I. 3/11 84. 11, 251. 

23. Kann auf eine Anflage aus 8 82b des Sranfenverficherungd- 
gejeßes eine Verurteilung wegen Zumiderhandlung gegen $ 53 Abf. 3 
dieſes Geſetzes erfolgen? III. 20/4 96. 28, 321. 

24. Erjtredt ſich das wegen Diebſtahls eröffnete Hauptverfahren 
auf den Diebitahl von Gegenftänden, welche von demjelben Orte und zu 
der nämlichen Zeit geftohlen oder zu ftchlen verfucht, aber in dem Er: 
öffnungsbejchluffe nicht genannt find? IL 1/11 93. 24, 370. 

25. Iſt wegen des nämlichen Prefartifeld, welcher anfangs auf 
eine andere Perſon gedeutet und zum Gegenftande einer Anklage wegen 
Beleidigung diefer Perſon gemacht worden war, eine neue Anklage wegen 
Beleidigung desjenigen zuläffig, auf welchen, wie nachträglich ermittelt 
wurde, dieſelbe fich bezog? I. 25/2 84. 10, 149 

26. Unter welchen Vorausſetzungen iſt das erfennende Gericht ver- 
pflichtet, von Amtswegen die unter Anklage gejtellte Tat aus einem 
anderen rechtlichen Gefichtspunfte, al8 dem im Eröffnungsbeichluffe be- 
zeichneten, au beurteilen? II. 29/3 81. 4, 34; I. 8/12 81. 5, 230. 

27. Müffen in der Hauptverhandlung hervorgetretene Umjtände, 
welche die Tat anderd zu qualifizieren geeignet find, zum Gegenftande 
ausdrüdlicher Erörterung in den Urteildgründen aud) dann gemacht 
werden, wenn don feinem Prozeßbeteiligten auf die Veränderung des 
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rechtlichen Geficht3punft3 hingewieſen worden ijt? III. 21/4 80. 2, 15; 
III. 28/4 80. 2, 30; III. 25/5 81. 4, 192. 

28. Enthält e8 eine Verletzung des $ 263, wenn die feitgeitellten 
Tatſachen als Merkmale eined zwar in dem Eröffnungsbeichluffe nicht 
jpeziell bezeichneten, aber von demjelben mit umfaßten Delifts erfüllen, 
das erfennende Gericht aber gleichwohl eine Verurteilung nicht ausſpricht? 
IV. 20/5 87. 16, 111. 

29. Erfordert die Erfchöpfung der Anklage Enticheidung über das 
Vorliegen oder Nichtvorliegen eine im Eröffnungsbeſchluſſe als indiziert 
bezeichneten jtrafmindernden Umftandes? II. 2/7 97. 30, 209. 

30. Iſt dad Gericht, welches über eine wegen eines Dffizialdelikts 
erhobene Anklage zu erkennen hat, dur die Erklärung der Staat- 
anmwaltichaft, wegen einer ideell konkurrierenden Beleidigung oder Körper: 
verlegung die Strafverfolgung abzulehnen, rechtlich behindert, die Be— 
leidigung oder Körperverlegung mit abzuurteilen? III. 2/10 84. 11, 128. 

31. Über Urteilöfindung ſ. aud) 8 259 St. P.O. 


1. Iſt die Identität des der Verurteilung zu grunde liegenden und 8 264 
de in dem Eröffnungsbefchluffe angeführten Strafgeſetzes durch Be— 
nennung des betreffenden Gejeßeöparagraphen bedingt? I. 20/4 82. 6,169, 

2. Muß bei einem auf Grund des $ 270 St.P.O. ergangenen 
Vermeifungsbefchluffe eine Hinweifung auf die Veränderung des rechtlichen 
Geſichtspunktes auch dann erfolgen, wenn das erfennende Gericht in Ab— 
weichung von dem Verweiſungsbeſchluſſe da® dem urfprünglichen Er- 
öffnungsbeſchluſſe zu grunde liegende Strafgejeß anwenden will? IV. 18/287. 
15, 286. 

3. Sit ein Hinweiß auf die Veränderung des rechtlichen Geſichts— 
punft3 geboten, wenn das Gericht den Angeflagten, welcher gegen den 
Strafbefhheid einer Vermwaltungsbehörde auf gerichtliche Entjcheidung ans 
getragen hat, aus einem anderen rechtlichen Geſichtspunkte verurteilen 
will, ald aus dem dem Strafbeicheide zu grunde liegenden? II. 29/4 81. 
4, 116. 

4. Kann 8 264 Abſ. 1 Plab greifen bei Anwendung eines in 
dem Eröffnungsbefchluffe nicht benannten, nach prozeſſualiſcher Vorfchrift 
aber gar nicht notwendig dort zu benennenden Strafgejeße? I. 31/3 81. 
4, 40. 

5. Sit behufs Erkennung auf die gejepliche Nebenjtrafe oder fonjtige 
Nebenfolge einer jtrafbaren Handlung eine Hinweifung auf die Vers 
änderung des rechtlichen Geſichtspunkts geboten, wenn in dem Eröffnungs- 
beſchluſſe die befondere auf die Nebenjtrafe oder jonitige Nebenfolge be: 
zügliche Geſetzesbeſtimmung nicht angeführt war? I. 20/10 81. 5, 137; 
I. 7/2 84. 10, 189. 

6. Sit eine Hinweifung auf die Veränderung des rechtlichen Ge— 
jihtöpunft3 geboten, wenn die Verurteilung auf Grund eines in dem 
Eröffnungsbejchlujje angezogenen Strafgejeßes, aber unter Wegfall einer 
in dieſem Beichluffe als ideell fonfurrierend angenommenen Straftat aus— 
geſprochen wird? IV. 5/10 00. 33, 398. 
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7. Iſt eine Hinweifung auf die Veränderung des rechtlichen Geſichts— 

punkts geboten, wenn der Angeflagte fiatt wegen der ihm zur Laſt ge- 
legten vorjäglichen Begehung eines Delikts megen fahrläfliger Begehung 
dieſes Delifts beftraft werden foll? I. 12/6 82. 6, 349. 

8. Muß der Angeklagte auf die Veränderung des rechtlichen Geſichts— 
punkts hingewieſen werden, wenn feine Verurteilung auf $ 20 Abſ. 2 
des Preßgeſehes geitüßt wird, ohne daß diefe Beitimmung in dem Er— 
öffnungsbeſchluſſe angezogen ift? IV. 26/6 96. 29, 21. 

9. Hat eine Hinweifung auf die Veränderung des rechtlichen Ge— 
ſichtspunkts zu erfolgen, wenn von verjchiedenen gleihwertigen Merkmalen 
einer Straftat ein in dem Eröffnungsbefchluffe nicht benannte an die 
Stelle des darin angeführten treten fol? Iſt andrerſeits eine foldhe 
Hinweifung geboten, wenn der Angeflagte zwar auf Grund des in dem 
Eröffnungsbefhluffe angeführten Strafgejeges, aber wegen eines anderen 
als des dort unterjtellten Tatbeftandes verurteilt werden foll? II. 1/3 81. 
3, 417; II. 3/4 83. 8, 149; IL. 24/3 93. 24, 89; I. 28/1 96. 28, 150. 

10. Wird die vorgefchriebene Hinmweifung auf die Veränderung des 
rechtlichen Geſichtspunkts dadurch erjeßt, daß in dem Schlußantrage des 
Staatdanwalts die Verurteilung ded Angeklagten auf Grund des gegen 
ihm angewendeten Strafgefeted beantragt worden ijt? L 8/3 80. 1, 254. 

11. it der in $ 264 Abf. 1 vorgefchriebene Hinweis jtet3 ent— 
behrlich, wenn Staatdanmwalt und Verteidiger, ohne denjelben abzuwarten, 
fih auf den veränderten rechtlichen Geſichtspunkt eingelafien haben? 
Iv. 5/11 89. 20, 38. 

12. Wird im ſchwurgerichtlichen Verfahren der befondere Hinweis 
auf die Veränderung des redjtlichen Geſichtspunlts durch die Frageſtellung 
erjeßt? Fer. 26/8 85. 12, 347; I. 10/6 80. 2, 92; III. 8/5 80. 2, 55. 
Bgl. II. 8/5 80. 2, 158. 

13. Bedarf es bei einer durch teilweife Bejahung einer frage 
feitend der Gejchworenen bewirkten Veränderung des rechtlichen Geſichts— 
punft3 einer bejonderen Hinmweifung ded Angeklagten gemäß $ 264, 
oder iſt diefelbe bereit3 in der Frageſtellung enthalten? I. 16/5 89. 
19, 224. 

14. Darf von Beobadhtung der Vorfchrift des 8 264 Abf. 1 all- 
gemein in ſolchen Fällen abgejehen werden, in denen die Anmendung 
eined anderen Strafgeſetzes ausjchließlich auf der Ausſcheidung eine Tat- 
bejtand&merfmald des im Eröffnungsbefchhluffe bezeichneten Strafgeſetzes 
beruht? III. 26/11 81. 5, 211. 

15. In welcher Weife bezw. Form muß dem Angeklagten nad) der 
Hinweifung auf die Veränderung de3 rechtlichen Geſichtspunkts Gelegen- 
heit zur Werteidigung gegeben werden? III. 25/4 94. 25, 340; 
II. 20/2 91. 21, 372. 

16. Wird der Vorſchrift des 8 264 Abſ. 1 dadurd genügt, daß 
das Gericht den NAngeflagten befragt, ob er Anträge zu ftellen habe, 
wenn die in dem Eröffnungsbefchluffe ihm zur Lajt gelegte Handlung 
als ein anderes 'als das daſelbſt bezeichnete Delift angejehen werde? 
1I. 22/6 80. 2, 116. 
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17. Sit für den in $ 264 vorgejchriebenen Hinweis die allgemeine 
Bezeihnung des 8 293 St.G.B.’3 genügend, oder muß zur Kenntnis 
des Angeklagten gebracht werden, welcher der verjchiedenen dort aufs 
aufgeführten Tatbeſtände die Veränderung des rechtlichen Gefichtöpunfts 
darjtellt? I. 28/1 96. 28, 150. 

18. Muß bei Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts die Vor— 
ſchrift des $ 264 auch dann beobachtet werden, wenn gemäß $ 231 
St. P.O. troß Ausbleibens de3 Angeklagten zur Hauptverhandlung ges 
fchritten worden ift? I. 16/1 02. 35, 65. 

19. Genügt bei Verhandlung in Abwefenheit de8 Angeklagten (gemäß 
8 232 St.P.O.) ein an den Perteidiger gerichteter Hinweis auf Die 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts ohne erneute fommifjarische 
Bernehmung ded Angeklagten? IV. 20/2 85. 12, 45. 

20. Begründet die unterbliebene Hinweiſung des Angeflagten auf 
die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts jtet3 einen Mangel des 
Verfahrens, welcher die Aufhebung des Urteils zur Folge hat? I. 8/3 80. 
1, 254; I. 13/4 92. 23, 71. 

21. Kann wegen Verlegung dad $ 264 Abſ. 1 von der Staats- 
anmwaltichaft zum Nachteile des Angeklagten Revifion verfolgt werden? 
II. 7/12 81. 5,-218. 

22. Muß der Angeflagte auf die Veränderung des rechtlichen 
Geſichtspunkts Hingewiefen werden, wenn er auf eine Anklage wegen 
Mittäterfchaft ald Alleintäter verurteilt werden joll? IV.16/2 92. 22, 367. 

23. — wenn die Verurteilung auf $ 57 St. G.B.'s gejtüßt werden 
fol, während das jugendliche Alter ded Angeklagten erjt in der Haupt- 
verhandlung befannt geworden ift? III. 15/2 00. 33, 166. 

24. — wenn das Urteil, abweichend vom Eröffnungsbeichluffe, jtatt 
Berleßung mehrerer Strafgeſetze oder mehrmaliger Verlegung desſelben 
Strafgefeped dur eine Handlung reale Konkurrenz mehrerer Straftaten 
annehmen will? I. 22/12 87. 16, 437; I. 17/1 84. 9, 426. 

25. — mein bei Anklage wegen mehrerer real fonfurrierender 
Straftaten Verurteilung wegen einer fortgefegten Straftat erfolgen joll? 
IV. 4/2 90. 20, 226. 

26. — menn im Falle des $ 117 St.G.B.'s abweidhend vom Er— 
öffnungsdefchluffe nicht wegen „Widerſtandes gegen einen Forjtbeamten“, 
fondern wegen „Widerjtanded gegen einen Waldeigentümer oder einen 
von dieſem bejtellten Auffeher” verurteilt werden fol? IV. 27/3 00. 
33, 224. 

27. — wenn bei einer Anflage au8 $ 123 ©t.G.B.3 wegen un— 
befugten Berweilens eine Verurteilung wegen widerrechtlichen Eindringens 
erfolgen fol? IL. 11/10 89. 19, 401. 

28. — wenn wegen öffentlicher Beleidigung verurteilt werden jol, 
ohne daß in dem Eröffnungsbeihluffe von DOffentlichfeit die Nede war? 
I. 23/12 96. 29, 281. 

29. Darf der Angeklagte, nachdem cr darauf hingewiejen worden 
iſt, daß er wegen öffentlicher Beleidigung verurteilt werden könne, in 
Abweihung don dem Eröffnungsbeichluffe wegen einer durd Verbreitung 
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von Schriften begangenen Beleidigung verurteilt werden? II. 28/11 93. 
24, 432. 

30. Muß eine Hinweifung auf die Veränderung des rechtlichen 
Gefichtspunft3 erfolgen, wenn bei einer Anklage au $ 187 St. G.B.'s 
eine Verurteilung aus $ 186 a. a. D. eintreten ſoll? III. 26/11 81. 
5, 211; IV. 5/11 89. 20, 33. 

81. — wenn bei einer Anklage aus $ 223a St. G. B.'s Verurteilung 
auf Grund des 8 223 a. a. D. erfolgen foll? I. 2/11 82. 7, 199. 

32. — wenn dad Gericht von den in $ 2232 St.G. B.'s auf: 
geführten Erfchwerungsgründen dem Urteile einen anderen, als den im 
Eröffnungsbeichluffe angegebenen, zu grunde legen will? III. 15/6 85. 
12, 379. 

33. — wenn ftatt der im Eröffnungsbefchluffe unterftellten Körper: 
verlegung mitteld eines Meſſers Berurteilung wegen SKörperverlegung 
mittel eines gefährlichen Werkzeugs erfolgen joll? IV. 18/6 97. 30, 176. 

34. — menn auf eine Anklage wegen Diebitahld® Verurteilung 
wegen Unterjchlagung erfolgen ſoll. I. 15/4 80. 1, 378. 

35. — wenn bei einem Diebitahle jtatt des im Eröffnungsbefchluffe 
unterjtellten „Einbruchs“ ($ 243 Nr. 2 St. G. B.'s) „Erbrechen eines 
Behältniffes* angenommen wird? II. 18/5 97. 30, 122. 

36. — wenn auf eine Anklage wegen Amtsunterfchlagung Ver— 
urteilung wegen gemeiner Unterſchlagung ($ 246) erfolgen ſoll? III. 9/4 88. 
17, 293. 

37. — wenn bei einer Anklage wegen Begünftigung (257 ©t.©.8.'8) 
abweichend vom Eröffnungsbefhluffe angenommen wird, daß der Be— 
günftigte nicht eines Verbrechens, ſondern eines Vergehens jchuldig fei? 
II. 27/11 85. 13, 134. 

38. — wenn wegen gewerbsmäßiger Heblerei jtatt der im Eröffnungs- 
beichluffe angenommenen gemwohnheitSmäßigen Hehlerei verurteilt werden 
ſoll? I. 14/3 95. 27, 138. 

39. — wenn auf eine Anklage wegen Fälſchung einer öffentlichen 
Urkunde Verurteilung wegen Fälfhung einer PBrivaturfunde erfolgen ſoll? 
II. 11/11 92. 23, 279. 

40, — wenn auf eine Anklage aus 8 286 Abſ. 1 St.G.8B.3 Ver- 
urteilung aus $ 286 Abf. 2 a. a. D. erfolgen joll? IV. 15/3 98. 31, 71. 

41. — wenn bei einer Anklage wegen Wuchers ($ 302a St. G. B.'s) 
ftatt „Ausbeutung der Notlage” in dem Urteile „Ausbeutung des Leicht- 
finns oder der Unerfahrenheit“ angenommen wird? IIL 18/6 88. 17, 440. 

42. — wenn bei einer Anklage aus 8 348 Abf. 2 St. G. B.'s jtatt 
der im Eröffnungsbejchluffe unterjtellten Vernichtung einer „amtlich an= 
vertrauten” Urkunde im Urteile Vernichtung einer „amtlich zugänglichen“ 
Urkunde angenommen werden joll? II. 24/3 93. 24, 89. 

43. — wenn bei einer Anklage wegen gemeinen Diebitahl3 ($ 242 
St. G.B.'s) Verurteilung wegen Mundraubs ($ 370 Nr. 5) erfolgen foll? 
IH. 30/11 81. 5, 199, 

44. — menn bei einer Anklage wegen einfachen Bankerotts nicht 
Unterlafjung der Buchſührung nad) Mafgabe des Eröffnungsbefchluffes, 
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ſondern unordentlihe Buchfiihrung angenommen werden foll? II. 1/3 81. 
3, 417. 

45. Enthalten Nr. 2 des 8 210 RD. von 1877 einerjeitd und 
Nr. 3 andererfeit3 verfchiedene Tatbejtände in der Art, daß eine Hin— 
weifung auf die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts geboten iſt, 
wenn dem Eröffnungsbeſchluſſe und dem Urteile nicht die gleiche Bes 
ftimmung zu grunde gelegt ift? I. 3/11 84. 11, 251; IV. 23/1 91. 
21, 387. 

46. Bedarf es eines Hinweifes auf die Veränderung des rechtlichen 
Gefichtspunfts, wenn der Angeklagte aus $ 136 8.3.6.8 auf Grund 
einer anderen al3 der in dem Eröffnungsbefchluffe angezogenen Nummer 
de3 $ 136 a. a. D. verurteilt werden fol? IL 20/12 95. 28, 114. 

47. Bildet die in $ 12 Nr. 1 des Nahrungdmittelgefeges dom 
14. Mai 1879 bezeichnete Herjtellung und bezw. der Verkauf, dad Teils 
halten oder das Inverkehrbringen gefundheitsgefährlicher Nahrungs und 
Genußmittel nur eine einzige Deliltsſpezies mit alternativen und äqui— 
pollenten Merkmalen, oder ftellt fich jeder der beiden dort aufgeführten 
Tatbejtände als ein — zutreffenden Falls die Beobachtung der Vorjchriit 
des 8 264 Abſ. 1 erheiichendes — bejonderes Delikt dar? II. 3/4 83. 
8, 149. 

48. Iſt eine Hinweifung auf die Veränderung des rechtlichen Ges 
ficht3punft3 geboten, wenn an Stelle der im Eröffnungsbejchluffe an— 
genommenen widerrechtlihen Bezeihnung einer Ware mit dem Namen 
der Firma die Bezeichnung mit dem Warenzeichen derjelben — im Sinne 
des franzöfifhen Geſetzes vom 23. Juni 1857 — zur Berurteilung 
führt? J. 28/12 93. 25, 18. 

49. — wenn dad Urteil den Angeflagten auf Grund des $ 48 
St. G. B.'s ald Unftifter einer Zolldefraude erachtet, während der Er: 
öffnungsbeichluß ihn als Anführer gemäß 8 13 des preußiichen Gejches 
vom 23. Januar 1838 angejehen hatte? I. 14/6 94. 25, 424. 

50. Uber Anwendung des $ 264 Abſ. 1 in dem Falle, wenn der 
Angeklagte nad) erfolgter Vernehmung ſich entfernt hat, ſ. $230,Nr.1 5.332. 

51. Wann ift „veränderte Sachlage“ im Sinne des $ 264 Ab}. 4 
anzunehmen? Liegt unzuläffige Beichränfung der Berteidigung vor, 
wenn bei veränderter Sachlage die Vertagung verweigert wird? IV. 11/2 96, 
28, 124; III. 29/11 79. 1, 106. 

52. Welches find die Vorbedingungen für den Antrag auf Aus— 
jegung der Verhandlung gemäß Abſſ. 3 und 4? IL. 8/3 81. 8, 402, 


1. Kann die Vorjchrift des Abſ. 1 Anwendung finden, wenn Die 
Beihuldigung ein Verbredien zum Gegenjtande hat? Bon wem ijt 
die Beichuldigung zu erheben? Kann der Antrag der Staatdanwaltichaft 
bedingt gejtelt werden? Genügt dad Einverftändnis, daß eine Straftat 
zum Gegenftande der „Verhandlung“ gemacht werde? II. 1/4 92. 
23, 33; I. 23/2 93. 24, 22. 

2. Fordert die Anwendung de $ 265, daß die „andere Tat“, 
deren der Angellagte in Laufe der Hauptverhandlung beſchuldigt wird, 


8 265 
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demſelben unter Hervorhebung der geſetzlichen Mertmale und ded ans 
zuwendenden Strafgefeßes bezeichnet werde? III. 12/5 80. 1, 432. 

3. Findet 8 265 auch auf die Yaupiverhandlumg vor dem Schwur- 
gerichte Anmendung? 

Iſt die Zuftimmung des Angellagten dazu, daß eine zum Gegen- 
ftande der Beichuldigung gemachte neue Tat zur Aburteilung durch da3 
Schwurgericht gelange, darin zu finden, daß er in die Stellung einer 
darauf bezüglichen Hülfsfrage einwilligt? II. 12/4 81. 4, 76, 

4. Welche Wirkung äußert die vom Angeklagten gemäß 8 265 vor 
dem Schöffengerichte abgegebene Zujtimmung in dem Falle, wenn nad 
eingelegter Berufung die Straffammer gemäß $ 369 St.P.D. ald Gericht 
eriter Inſtanz erfennt? IV. 1/5 85. 12, 164. 


8 266 1. Über Urteilsfaffung f. auch 88 259, 267, 275. 

2. Was ift erforderlich zur Erfüllung der Vorjchrift, daß die für 
erwiefen erachteten Tatſachen, worin die gejeglichen Tatbeſtandsmerkmale 
gefunden werden, anzugeben find? Sind Rechtsbegriffe zu vermeiden? 
Bedarf ed der Bezeichnung der Beweidgründe und Beweismittel? IL. 18/1 81, 
8, 201; I. 4/11 80. 2, 419. 

3. Über die Frage, ob bei Fahrlaſſigkeitsdelilten die Vorherſehbar⸗ 
feit ausdrücklich feſtzuſtellen iſt, ſ. St. G. B. $ 59, Nr. 39 ©. 34. 

4. Bezieht ſich die Vorſchrift des S 266 Abſ. 1 auch auf bie 
ſtrafbare Handlung, mittels welcher die von dem Hehler an ſich gebrachte 
Sache erlangt worden iſt? I. 28/2 84. 10, 155. 

5. Muß der erforderliche Strafantrag im Urteile ausdrücklich fejt- 
geitellt werden? Kann dad Urteil aufrecht erhalten werden, wenn die 
Antragsjtellung aus den Akten hervorgeht? III. 31/12 79. 1, 43; 
I. 27/5 02. 35, 267. 

6. Sit die Bezeichnung der Perſon des Beleidigten in der Urteils: 
formel geboten? I. 17/10 81. 5, 133. 

7. Rann die Schlußfeitftelung aus den übrigen Urteilögründen 
ergänzt werden? II. 11/1 81. 3, 190. 

8. Über die Frage der Urteilsfaffung im Falle idealer Konkurrenz 
1. $ 267 Nr. 5. 

9. Kann den Erforderniffen des $ 266 Abf. 1 durch Verweiſung 
auf die Anklagejchrift oder den Eröffnungsbefhlug genügt werden? 
II. 13/5 81. 4, 137; III. 9/7 81. 4, 382; III. 17/11 92. 23, 300. 

10. ®ird den Vorſchriften des 8 266 durch Verweiſung auf die 
Gründe des Urteils in einer anderen Sache genügt? I. 10/6 97. 30, 143; 
III. 9/7 81. 4, 367. 

11. Kann ein GStraferfenntnis fih auf ein Geftändnis des Ans 
geflagten gründen, welches nur die gejeglichen Merkmale der den Gegen- 
ſtand des Eröffnungsbeſchluſſes bildenden Straftat umfaßt, nicht aber 
diejenigen Tatſachen enthält, in welchen dieje Merkmale gefunden werden? 
II. 14/5 80. 1, 415. 

12. Kann ein verurteilended® Erkenntnis, welches die gefeglichen 
Merkmale der fejtgejtellten ftrafbaren Handlung nicht enthält, mit der 
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Revifion wegen Berleßung de8 materiellen Strafreht3 angefochten 
werden? L 19/1 80. 1, 152. 


13. Sit bei Erörterung der Frage, ob eine audgelieferte Perſon 
nad den Beſtimmungen ded Auslieferungdvertragd zugleich wegen einer 
anderen Straftat verfolgt werden darf, in dem Urteile eine den Vor: 
ſchriften des 8 266 genügende Fejtjtellung erforderli? I. 17/4 99. 
32, 122. 


14. Sit bei ſucceſſiver Aburteilung des eigentlichen Delinquenten 
und des für die Geldſtrafe Haltenden dem Teßteren gegenüber der Tat— 
beitand des Delikts vollitändig feitzuftellen? IV. 23/2 94. 25, 137. 


15. Über Zuläffigkeit alternativer Feitjtellungen. II. 1/2 84. 10, 68; 
I. 9/11 91. 22, 213; IV. 8/4 92. 23, 47; III. 1/11 94. 26, 155; 
II. 3/6 02. 35, 285; III. 2/6 02. 35, 299; ‘er. 11/8 02. 35, 357; 
ſ. aud) unten $ 292. 


16. Muß dad Vorhandenfein der zur Verurteilung eines relativ 
Strafunmündigen erforderlihen Einficht zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
ausdrücklich fejtgeitellt werden? Iſt dieje Feititellung regelmäßig nad) 
8 266 bj. 1, oder nad $ 266 Ubi. 2 zu behandeln? III. 12/1 81. 
3, 198; I. 12/5 98. 31, 161; vgl. I. 3/10 96. 29, 98. 


17. Fällt die Berufung auf 8 199 oder 8 233 St.G.B.3 unter 
den Abſ. 2 des $ 266? I. 24/11 98. 31, 347; II. 1/5 88. 17, 346; 
III. 3/12 79. 1, 112. 


18. Erjtredt jih $ 266 Abf. 2 auch auf den Fall, wenn in der 
Verhandlung behauptet wird, daß der Angeklagte nicht der Täterjchaft, 
jondern nur der Beihülfe ſchuldig ſei? III. 20/3 90. 20, 351. 


19. Sit, wenn der verantwortliche Redakteur einer periodifchen 
Druckſchrift, welche Beleidigungen enthält, fein Bewußtſein von letzteren 
bejtreitet, damit ſchon ein Strafausſchließungsgrund präcifiert behauptet? 
I. 28/3 84. 10, 229. 

20. Wie muß, wenn Umſtände behauptet find, welche die Straf: 
barfeit erhöhen, der Ausſpruch, daß dieſelben nicht für feftgejtellt zu 
erachten, begründet werden? III. 25/3 82. 6, 140, 

21. Sind die fogenannten felbjtverjtändlichen Merkmale einer Straftat 
bei unterbliebener Berufung des Angellagten auf ihren Mangel aus— 
drüdlich feitzuftellen? III. 3/12 79. 1, 169; III. 18/1 83. 8, 44. 

22. Umfang und Inhalt der Urteildgründe gemäß $ 266 Abi. 3. 
IL. 4/7 82. 6, 482. 

23. Wie ift bei der Anklage gegen einen relativ Strafunmündigen 
die Behauptung, es liege ein bejonders leichter Fall vor, prozefjualiich 
zu charakteriſieren? Erſcheint die Unterlajjung der Feititellung über eine 
ſolche Behauptung als die Verlegung einer Rechtsnorm? II. 10/2 82. 6, 25. 

24. Liegt in dem Antrage auf den Ausſpruch einer nur bei Annahme 
mildernder Umjtände zuläjligen Strafe zugleid; der Antrag auf Annahme 
mildernder Umftände? I. 14/12 96. 29, 276. 

25. Muß des Antragd auf Anrechnung der Unterfuhungshaft, 
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wenn ihm nicht flattgegeben wird, in den Urteilsgründen Erwähnung 
geſchehen? IL. 9/5 02. 35, 234. 

26. Was ijt erforderlich zur Erfüllung der Vorſchrift, daß das zur 
Anwendung gebrachte Strafgejep zu bezeichnen it? Muß die Nichtbeach— 
tung diefer Vorſchrift zur Urteildaufhebung führen? III. 4/4 89. 19, 213; 
IV. 15/6 94. 25, 418; I. 9/11 99. 32, 351. 


27. Über die Notwendigkeit, im Falle des 8 74 St. G.B.'s die arbi- 
trierten Einzelftrafen im Urteile anzugeben, j.$ 74a.a.D. Nr.7 ©. 51. 

28. Dürfen Straffälle, bezüglich deren zwar Freiſprechung erfolgt, 
aber Verdacht geblieben iſt, bei der Strafzumefjung als itraferhöhend 
berücfichtigt werden? IV. 22/4 92. 28, 91. 

29. Welchen prozejjualen Erfordernijjen haben die Gründe frei— 
iprechender Urteile zu genügen? Darf fi das Gericht auf den Aus— 
jpruch bejchränfen, daß es den Angeklagten nad den Ergebniffen der 
Verhandlung der ihm zur Laft gelegten Tat nicht überführt anjehe? 
II. 22/5 80. 2, 60; II. 19/10 80. 2, 360; II. 28/12 80. 3, 147; 
III. 11/6 81. 4, 355; II. 3/12 81. 5, 225; IL 27/10 85. 18, 30; 
III. 18/12 86. 15, 217. 

30. Inwiefern muß jich der Richter bei der Freiſprechung don 
einem Delikte, das Vorſatz erheifcht, über das Nichtvorhandenfein von 
Eventualdolus ausſprechen? IV. 26/3 89. 19, 209. 


8 267 1. Über Urteilsfaffung ſ. 88 259, 266, 275. 
2. Über Urteildverfündung als Teil der Hauptverhandlung j. $ 225. 


3. Über die Frage der Zufäffigkeit der Urteilsverfündung in Ab— 
wejenheit des Angeklagten |. $ 230. 

4. Muß der verhaftete Angeklagte zur Urteilöverfündung vorgeführt 
werden? I. 22/12 98. 31, 398. 

5. Muß bei idealer Konkurrenz die Verurteilung wegen der ver— 
fchiedenen Straftaten in der Urteilsformel ausgeſprochen werden? IL. 8/3 95. 
27, 86. Bgl. IL 17/5 81. 4, 179. 

6. Über Faffung der Urteilsformel ſ. ſonſt 8 259. 

7. Bildet die Tatfache, dat die VBerfündung des Urteild nicht durch 
Berlefung der Urteilsformel erfolgt ift, einen Nevifionsgrund? II. 21/12 80. 
3, 131. 

8. Genügt, wenn die Urteilsformel nicht verlefen ift, zur Begrün— 
dung der Revijion die Behauptung eines Widerſpruchs zwijchen der ver: 
fündeten und der demnächſt in das Urteil aus dem Protokolle über— 
gegangenen Formel ohne eine Angabe darüber, worin der — 
beteht? IT. 25/11 87. 16, 347. 

9. Läßt fih auf die Publikation des Urteils ohne — Er⸗ 
öffnung der Gründe die Reviſion ſtützen? Fer. 25/8 80. 2, 207. 

10. Beginnt die Frift zur Nevifionganmeldung mit der Urteils— 
verfündung, wenn das Urteil ohne Mitteilung der Gründe verkündet 
worden iſt? IL. 6/2 80. 1, 192; IL 1/6 80. 2, 78. 

11. Sit ein Verzicht auf Rechtsmittel wirkſam, wenn das Urteil 
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ohne Mitteilung der Gründe verkündet worden ift und der Verzicht vor 
der Urteilözuftellung erfolgt? II. 1/6 80. 2, 78. 

12. Rann auf die Nichtübereinftimmung der mündlic mitgeteilten 
Gründe mit den jchriftlichen Urteildgründen die Reviſion geſtützt werden? 
III. 9/7 81. 4, 382. 

13. Kann die Nichteinhaltung der in Abſ. 1 vorgejchriebenen Friſt 
zur Aufhebung des Urteild führen? IV. 22/3 95. 27, 116. 

14. Wirkung eines Verſtoßes gegen die Vorſchriſt des Abi. 2. 
I. 5/5 98. 31, 140. 

15. Sit das erfennende Gericht berechtigt, nad; Verkündung des 
Urteild in der Hauptverhandlung, jedoh vor dem förmlichen Scluffe 
der Sitzung durd den Borfigenden, die Verhandlung wiederaufzunehmen 
und das verkündete Urteil in einem Punkte abzuändern? IL. 22/11 81. 6, 173. 

16. Darf ein aus Verſehen nicht verfündeter Teil des beſchloſ— 
jenen Urteils al3bald noc nachträglich verkündet werden? II. 15/2 87. 
15, 271. 

17. Darf das erfennende Gericht nad) der Verkündung des Urteils 
offensichtliche Schreib» oder Faſſungsfehler in der verlefenen Urteilsformel 
berichtigen? IV. 22/1 86. 13, 267. 

Über nachträgliche Berichtigungen des Urteils f. weiter $ 275. 


1. Kann da, wo die Vorausfegung für Anwendung des 8 268 $ 268 
vorliegt, die Friftbeftimmung de3 8 340 Abſ. 1 StPO. nicht Platz 
greifen? IV. 16/2 97. 29, 385. 

2. Inwiefern unterliegt ein Urteil, daS die Unterbringung des Ans 
geflagten in eine Erziehungs: oder Befjerungsanftalt anordnet, der Ans 
fehtung durch Nechtömittel? III. 11/6 81. 4, 355. 


1. Verletzt da3 Landgericht die Grenzen feiner ſachlichen Zuftändig- $ 269 
feit, wenn e3 über eine ihm überwiejene Tat entjcheidet, obwohl es ſchon 
beim Beginne der Hauptverhandlung aus dem Inhalte ded Eröffnungs— 
bejchlufjes erkannte, daß nach dem Gegenitande der Anklage die Zultändig- 
feit des Schöffengericht3 begründet war? IV. 29/4 87. 16, 39. 

2. Kann ſich das Landgericht, vor welchem dad Hauptverfahren 
wegen Diebjtahl3 eröffnet it, dann, wenn fich die Tat nach dem Ergeb- 
nifje der Hauptverhandlung nur als Foritfrevel erweijt, für unzuftändig 
erklären, oder hat es den oritfrevel, obwohl hierfür landesgeſetzlich ein 
beſonderes Berfahren vorgejchrieben iſt, jelbjt abzuurteilen? I. 4/3 86. 
13, 383. 

3. Sit das Schwurgericht gegenüber der Strajfammer ein Gericht 
höherer Ordnung? I. 28/6 00. 33, 326. 


1. Sit der auf Grund des 8 270 von Schöffengerichte erlaffene $ 270 
Beſchluß für die als zuſtändig bezeichnete Straflammer bindend, auch 
wenn in dem Beichluffe gegen $ 458 St. P.O. verftoßen iſt? I. 24/3 92, 
22, 423; I. 21/11 81. 5, 248. 


368 Strafprozehordnung $ 271. 








2. Kann das Gericht höherer Ordnung die Aburteilung der gemäß 
$ 270 vor dasſelbe verwielenen Sahe deshalb ablehnen, weil diefe Sache 
mit der in dem urfprünglichen Eröffnungsbejchluffe bezeichneten Sache 
nicht identisch ſei? I. 10/11 84. 11, 253. 

3. Welche tatfächlichen Vorausſetzungen müſſen vorliegen, wenn eine 
Verweiſung ausgeſprochen werden ſoll? III. 25/9 80. 3, 1. 

4. Bedarf es für Erlaß eines Beichluffes im Sinne des $ 270 
einer Beweidaufnahme, wenn ſich ſchon aus dem Inhalte des vorliegenden 
Eröffnungsbefchluffes die Unzuftändigfeit des Gericht ergibt? 

Fällt die Notwendigkeit einer Vorunterfuhung weg, wenn in einer 
ſchwurgerichtlichen Sache das Schöffengericht oder die Straflammer gemäß 
8 270 vor dad Schwurgericht verweift? III. 2/2 81. 3, 311. 

5. Bedarf der Beichluß, durch welchen ein Gericht nach $ 270 feine 
Unzuftändigfeit ausfpricht, auch dann der Zuftellung, wenn der Angellagte 
bei der Berfündung anweſend war? III. 9/7 81. 4, 373. 

6. Kann ein Gericht auf Freifprehung des Angellagten erfennen, 
wenn nad Inhalt des Eröffnungsbeichluffes eine Straftat vorliegt, deren 
Aburteilung einem Gerichte höherer Ordnung gebührt? IIL 15/11 83. 
9, 324. 

7. Darf die Straffammer einen Angeklagten freifprechen, wenn die 
dem Angeklagten zur Laſt gelegte Straftat, wie fie ſich nach dem Ergeb- 
nifje der Verhandlimgen darjtellt, der Bujtändigfeit des Schwurgerichts 
unterliegt? II. 26/11 80. 3, 70. 

8. Über die Unftatthaftigkeit, bezüglich derfelben Tat eine Verweiſung 
gemäß 5 270 und zugleich teilmweife Freiſprechung eintreten zu lafjen, 
ſ. oben 8 259 Nr. 7. 

9. Kann $ 270 Anwendung finden, wenn in einem wegen Be— 
leidigung oder Sörperverlegung eingeleiteten Privatflageverfahren die 
Staatdanwaltihaft die Strafverfolgung übernimmt? III. 13/3 84. 10, 237. 


8271 1. Über Berichtigungen des Protokolls ſ. auch 8274. 

2. Muß im Falle einer mehrtägigen Hauptverhandlung für jeden 
Tag ein beſonderes Protokoll aufgenommen werden? I. 1/7 97. 30, 205. 

3. Iſt im Geſetze ein Zeitpunkt beftimmt, bis zu welchem das 
Protokoll fertig geftellt fein muß? Muß das Protofoll notwendig mit 
dem Schlufje der Verhandlung fertig geitellt fein? 

it ein Sigungsprotofoll vorſchriſtsmäßig zuftande gekommen, wenn 
der Vorjigende in einem dom Gerichtöfchreiber aufgeftellten und unter- 
jhriebenen Entwurfe ohne Zuziehung des Gerichtsſchreibers Änderungen 
vornimmt und demnächſt dad mit der cigenen Unterfchrift verfehene 
Protokoll dem Gerichtsſchreiber mit der, Auflage zugehen läßt, im 
Falle mangelnden Einverjtändnifjes die Anderungen zu beanjtanden? 
II. 3/6 90. 20, 425. 

4. Kann die fehlende Unterfchrift des Vorfigenden unter dem Proto— 
folle wirkſam nachgeholt werden, nachdem bereitd eine auf den Mangel 
derjelben gejtüßte Reviſionsbeſchwerde eingegangen ift? III. 18/2 86. 
13, 351. 
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5. Kann auf Mängel des Protofolld eine Reviſionsbeſchwerde ge— 
gründet werden? II. 3/6 90. 20, 425; IV. 24/8 85. 12, 119; I. 3/6 80. 
2, 178. 

6 ber den Inhalt und die Beweiskraft des Protokolls |. 88 278, 274. 


Über Feititellung der Verhandlung über Ausſchluß der Öffentlich 8 272 
feit. I. 11/2 84. 10, 92. 


1. Wie find Beweisanträge im Sitzungsprotokolle zu fixieren? 8 273 
Inwiefern fann eine unvolljtändige Protokollierung dem Angeklagten zum 
Nachteile gereihen? II. 16/12 79. 1, 32, 

2. Sit es zuläffig, Gerichtöbefchlüffe, die in der Hauptverhandlung 
gefaßt werden, in bejonderen Aktenſtücken außerhalb ded Sitzungsprotokolls 
zu begründen? I. 12/4 94. 25, 248. 

3. Inwieweit find in der Hauptverhandlung vor der Straffammer 
die Beugenausfagen zu protofollieren? II. 10/2 80. 1, 199. 

4. Darf das über die Ausſage eined Zeugen vor der Straffammer 
im Sißung3protofolle Konjtatierte zum Zwecke der Beweisaufnahme über 
die Beichaffenheit diefer Ausjage in einer anderen Straffadhe gemäß $ 248 
St. P.D. verlefen werden? IL 11/3 98. 31, 69. 

5. Haben die Prozeßbeteiligten ein Recht, die Protofollierung einer 
Beugenaudfage aus dem Grunde zu verlangen, weil e8 auf den Wortlaut 
derjelben anfomme? III. 17/12 81. 5, 352. 

6. Zit die Begründung eines Antragd in dad Protokoll aufzunehmen? 
Kann dies nad) Abf. 3 vom Angeflagten gefordert werden? I. 22/6 99. 
32, 239. 

7. Kann der Angeflagte beanſpruchen, daß die in der Hauptverband: 
fung an die Zeugen gerichteten Fragen und die von ihnen gegebenen 
Antworten im Protokolle niedergefchrieben werden? IV. 2/6 96. 28, 394. 

8. In welcher Form hat eine gemäß Abf. 3 zu bemwirfende et: 
ftellung zu gejchehen? Führt es zur Aufhebung des Urteild, wenn jene 
Feititelung in einer nicht unterjchriftlih vollzogenen Protokollbeilage 
erfolgt ift? III. 1/5 80. 2, 33. 

9. Sind die PVerteidigungsgründe des Angeklagten, welche dem 
Richter die Pflicht auferlegen, ſich jpeziell darüber im Urteile aus 
zufprechen, gemäß $ 273 Abf. 3 im Gikungsprotofolle zu figieren? 
II. 12/7 80. 2, 202. j 

10. Sit die Verhandlung über Ausſchluß der Offentlichkeit ein Gegen— 
ftand, welcher durch das Protokoll fonftatiert werden muß? I 11/2 84, 
10, 92; II. 9/1 80. 1, 50. 

11. Über die Beurkundung der Tätigkeit des Dolmetichers f. 8 258 
Nr. 1 ©. 352. 

12. it die Befragung der Zeugen über ihre perfünlihen Ver: 
hältniffe in Strafkammer- und Schwurgerichtsfadhen in. dem Protokolle 
zu beurfunden? IL. 10/12 80. 8, 100. 

13. Was ijt über die Anmwejenheit ded Nebenklägerd im Protokoll 
zu beurfunden? IIL 7/10 01. 34, 385. 


Gen.Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV. 24 


8 274 
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14. Sind gemachte Vorhalte in dem Protokolle zu fonftatieren? 
II. 4/3 02. 35, 164. 

15. Über das durch das Protokoll zu Beurkundende vgl. auch 8 274. 


1. Über die Erforderniffe der SHerftellung eines bemweisträftigen 
Protokolls ſ. $ 271. 

2. Wird durch das Unterpunktieren durchitrichener Worte eine bemeis- 
kräftige Urkunde hergeftellt? IV. 19/4 95. 27, 169. 

3. Rann ein Vermerk, der nur zum Teil von dem Gerichtsjchreiber 
niedergeichrieben und durch Einichaltungen oder Korrekturen von der Hand 
de3 Vorſitzenden verändert ift, ohne befondere Beglaubigung für bemweis- 
kräftig erachtet werden? II. 27/11 91. 22, 248; III. 3/3 80. 1, 241. 

4. Was ift unter den in $ 274 genannten „für die Hauptverhand- 
lung vorgejchriebenen Förmlichkeiten“ zu verjtehen? 

Beweift das Protokoll auch rücdfichtlich feine® negativen Inhalts? 
IH. 28/1 80. 1, 85; I. 31/5 80. 2, 76. 


5. Kann das Sigungdprotofull zum Beweiſe dienen für Vorgänge, 
die fi im Beratungdzimmer der Gejchworenen zugetragen haben, jpeziell 
zur Widerlegung bei einer Rüge aus $ 308 St. P.O.? II. 28/12 80. 
3, 266; I. 7/2 95. 27, 3. 

6. Iſt das Protokoll bejtimmt, über Vorgänge, welche fi) in der 
geheimen Beratung des Gericht3 zugetragen haben, Auskunft zu geben? 
III. 28/3 88. 17, 287. 

7. Iſt für die Feititellung, daß ein Bemweisantrag in der Haupt- 
verhandlung angebracht worden ift, nur das Protokoll, nicht der Inhalt 
der Urteilögründe maßgebend? IV. 20/5 98. 31, 163; II. 10/1 02. 
35, 61. (®gl. II. 1/5 88. 17, 346.) 

8. Können Beweiserhebungen, welche den Inhalt eines echten Sitzungs— 
protofoll8 betreffen, von dem Nevifiondgerichte angeordnet werben? 
II. 20/12 89. 20, 166. 

9. Was ift unter Fälfhung des Protofolld zu verftehen? 

Kann ein Beweis darüber zugelaffen werden, daß die Kundgebung 
einer Entjcheidung nicht mit der Fejtitellung bei der Beratung im Eins 
Hang ftände? II. 4/10 81. 5, 44; II. 20/12 89. 20, 166. 

10. Iſt der Nachweis der Fälſchung hinſichtlich folder Vorgänge 
zugelaffen, welche, auch wenn fie fich anders, ald im Protokoll dargeitellt, 
zugetragen hätten, zur Begründung einer Nevifionsbejchwerde nicht ge= 
eignet jein würden? III. 14/12 82, 7, 388, 

11. Auf weldem Wege iſt feitend eines Prozeßbeteiligten eine Bes 
rihtigung des Protofolld über die Hauptverhandlung herbeizuführen? 
Iſt Beſchwerde zuläffig, wenn ſich der Vorfigende einer. fachlichen Prüfung 
des Antrags entzieht? III. 20/11 80. 3, 47. 

12. Kann, wenn dad Sigungsprotofoll von dem BVorfigenden und 
dem Gerichtsichreiber unterjchrieben und zu den Alten gegeben ijt, eine 
nachträgliche ergänzende oder berichtigende Erklärung der beiden injtrumen- 
tierenden Beamten bei Prüfung eines eingelegten Rechtsmittels Berüd- 
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ſichtigung finden? I. 13/10 90. 21, 200; II. 12/7 89. 19, 867. 
Vgl. II. 18/8 83. 8, 141 und II. 1/5 88. 17, 846. 


13. Kann eine erjt nah Eingang der Revifiondbegründung mit 
Rückſicht auf die angebrachten Beichwerden erfolgte Berichtigung des 
Protokolls Beachtung finden, wenn die Berichtigung dem Beſchwerdeführer 
zum Nachteile gereiht? IV. 6/3 96. 28, 247; IV. 24/3 85. 12, 119; 
I. 31/5 80. 2, 76. 

14. Iſt eine Berichtigung bei Entſcheidung über ein Nechtömittel 
zu berüdjichtigen, wenn durch die Berichtigung nicht eine Widerlegung, 
fondern eine Beftätigung der Rüge erfolgt? II. 10/2 91. 21, 323. 

15. Rann eine dad Protokoll berichtigende Erklärung bei Prüfung 
des Nechtömitteld berüdfichtigt werden, wenn die Erklärung, obwohl früher 
datiert, erſt nah Eingang ded auf den Mangel im Protokoll geſtützten 
Revifionsantrags zu den Alten gelangt it? I. 15/6 93. 24, 214. 


1. Über Urteilsfaffung ſ. auch 8$ 259, 266, 267. 

2. Iſt die Nichteinhaltung der in Abf. 1 beftimmten Frijt die Ver— 
letzung einer Rechtsnorm im Sinne des $ 376 St. P.O.? I. 24/11 98. 
31, 348; II. 22/10 80. 2, 378. 


8. Inwieweit fönnen Fehler, insbeſondere Schreibverfehen im Urteild- 
tenor nad) der Verkündung des Urteild durch Beſchluß abgeändert werden? 
IV. 22/1 86. 13, 267; I. 23/12 95. 28, 81. 


4. Dürfen die Urteildgründe nad) der Unterzeichnung durch die 
beifibenden Richter in wejentlihen Punkten abgeändert werden? Wird 
eine auf diefed Verfahren gejtügte Reviſion hinfällig, wenn die beifigenden 
Richter Die Änderungen nadhträglicd; genehmigen? I. 12/12 95. 28, 54. 

5. Iſt es jtatthaft, den Tatbeſtand oder die Enticheidungsgründe 
eine3 bereit den Prozekbeteiligten zugeftellten Urteils durch einen nach— 
träglihen Beihluß zu berichtigen oder zu ergänzen? IV. 6/3 96. 
28, 247. 

6. Können die Urteildgründe, nachdem fie bereit3 von einem Mit: 
gliede des Gerichts unterjchieden worden find, durch den Vorfigenden in 
mejentlihen Punkten einfeitig geändert werden? IV. 18/4 93. 24, 118; 
IV. 21/11 85. 13, 66, 

7, Genügt für eine nad) der Unterzeihnung fämtlicher Richter vor= 
genommene Anderung der Urteilögründe die Bezeugung des Vorſitzenden, 
dab ſämtliche Richter der Abänderung zugeitimmt haben? I. 17/10 92, 
23, 261. 

8. Sit die Aufhebung eines nicht volljtändig in das Protokoll auf: 
genommenen Urteil3 dann geboten, wenn zwar Gründe zu den Alten 
gebracht find, aber Fein Rubrum und Fein Tenor? II. 25/5 89. 
19, 233. 

9. Kann die Vorjchrift der Unterzeichnung des Urteild durch ſämt— 
liche Richter auf die Abfaſſung von Beſchlüſſen ausgedehnt werden? 
III. 18/2 80. 1, 210; I. 29/4 80. 1, 402. 

24” 
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Siebenter Abſchnitt (8 276—317). 
Hauptverhandlung vor den Schwurgerichten. 


8 277 1. Rann aus der unterbliebenen, in der Hauptverhandlung nicht 
gerügten Mitteilung nachträglicher Ergänzungen oder Veränderungen der 
Sprudlifte der Geſchworenen von deu Angeklagten ein Reviſionsgrund 
hergeleitet werden? III. 19/4 83. 8, 233, 

2. Muß dem Angeklagten von dem nad) BZuftellung der Sprudjlifte 
erfolgten Ausscheiden einzelner Gejchivorenen Mitteilung gemacht werden? 
IV. 22/4 02. 35, 216. 


s 278 1. Entfpridt ed den Vorjchriften der Strafprozegordnung, daß der 
Vorſitzende, nahdem er während der Ausloſung einen dabei vorgefommenen 
Fehler entdecdt hat, mit der Auslofung von neuem beginnt? I. 9/11 99, 
32, 378; IV. 16/1 00, 33, 75. 

2. Iſt die Bildung der Gejchworenenbanf al3 ein Teil der Haupt- 
verhandlung anzufehen? II. 19/1 97. 29, 337. 

3. Muß der Verteidiger bei der Bildung der Gejchiworenenbant 
er en II. 5/1 89. 18, 361. 

. Uber Berhandlungen des Schwurgerichts ohne Zuziehung von 
Geſchworenen ſ. ©.8B.6. $ 81. 

5. Darf der Vorfigende nach begonnener Auslojung der Geſchworenen 
noch die Zuziehung von Ergänzungsgeichiworenen mit der Wirfung ans 
ordnen, daß dadurd die Zahl der überhaupt zuläfiigen Ablehnungen fich 
mindert? III. 21/6 94. 26, 1. 


8 279 1. Sit der Umitand, daß die Geſchworenen zur Anzeige etwaiger 
Ausihliegungsgründe nicht aufgefordert worden jind, zur Begründung 
der Reviſion ausreichend? IV. 24/3 85. 12, 119. 

2. Welcher Zeitpunkt ift maßgebend für Beurteilung der abfoluten 
Fähigkeit der Gejchworenen zur Mitwirkung beim Schmwurgerichte: die 
Zeit der Aufitellung der verjchiedenen Lijten, oder der Moment jeiner 
Berufung auf die Geſchworenenbank behufs tatfächliher Ausübung feines 
richterlichen Amts? IL 21/9 80. 2, 241. 

3. Hat über den Eintritt eined Ergänzungsgeſchworenen an Stelle 
eines auöjcheidenden Hauptgeſchworenen der Borjigende oder das Gericht 
zu entjcheiden? Muß der Angeklagte zur Erklärung über den bezüglichen 
Antrag aufgefordert werden? II. 22/12 85. 13, 191; I. 23/11 82. 
7, 284. 

4. Kann auf das unberedhtigte Ausjcheiden von Gejchworenen vor 
Bildung der Gejhmworenenbanf die Rüge nicht vorſchriftsmäßiger Beſetzung 
der Geſchworenenbank gejtüßt werden? IV. 24/2 88. 17, 173. 


& 280 1. Sind bei Feititellung der zur Auslofung der Gejchworenen bes 
hufs Bildung der Geſchworenenbank erforderlihen Anzahl der erjchienenen 
und nicht ausgejchiedenen Gejchiworenen auch Diejenigen anmejenden mit- 
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— — von der Ausübung des Geſchworenenamtes vorher ent— 
bunden worden waren? I. 29/11 83. 9, 253. 

2. Findet die Beftimmung de $ 91 Abi. 2 G. V. G. auch auf bie 
Auslofung von Hülfsgefhmworenen Anmwendung? L 24/9 85. 12, 373. 

3. Müffen, wenn Hülfsgefchworene auf die Sprudlifte gefommen 
und in einer fpäteren Sigung Hauptgejchworene wieder zugetreten find, 
erftere wieder von der Lijte abgejeßt und bei fpäterem Bedürfnid von 
neuem herangezogen werden, oder bleiben diefelben unbefchadet ihres Rück— 
tritt3 im Einzelfalle für die Situngdperiode bis zu Ende zur Dispofition? 
I. 20/4 82. 6, 170. 


Über Erneuerung der Auslofung bei Entdeckung eines bei der erften 8 281 
Auslojung vorgelommenen Fehlers ſ. $ 278, Nr. 1 


Kann gegen Geſchworene auch eine Ablehnung gemäß $ 24 St. P.O. 8 282 
itattfinden? I. 1/11 88. 18, 238. 


1. Kann nad begonnener Auslofung der Gejchworenen noch die $ 285 
Zuziehung von Ergänzungsgeichtworenen angeordnet werden mit der Wir: 

Bun daß die Zahl der Ablehnungen ſich mindert? III. 21/6 94. 26,1; 
Ser. 7/9 01. 34, 385. 

2. Bis zu welchem Zeitpunfte fann der Borfigende feine vor der 
Auslofung der Geſchworenen getroffene Anordnung, daß ein Ergänzungs— 
geſchworener zugezogen werden folle, zurüdnehmen? III. 27/5 86. 14, 206. 

3. Über Unftatthaftigkeit der Anmwefenheit der Ergänzungsgeſchworenen 
bei der Beratung f. 8 303, Nr. 2, ©. 283, 


1. Müfjen die richterlihen Mitglieder, vor denen da3 in $ 286 8 286 
gedachte Einverjtändnis ausgeſprochen wird, diefelben fein, wie die in der 
Berhandlung der Sache felbjt fungierenden? II. 19/1 97. 29, 337. 

2. Sit bei der gemäß $ 286 jtattfindenden Verhandlung die An— 
wejenheit des Verteidigerd erforderlih? III. 5/1 89. 18, 361. 


1. Rann über dad Vorliegen des zur Strafverfolgung erforderlichen 8 289 
Untragd ohne ein Verfahren in der Sache ſelbſt entjchieden werden? 
I. 12/7 80. 2, 221. 

2. Können die Gefchworenen im Laufe der Verhandlung dor dem 
im 8301 St.B.D. bezeichneten Zeitpunfte zur Beſchlußfaſſung über Beweis- 
anträge veranlaßt werden? I. 3/12 94. 26, 272. 


1. Muß die Verlefung der Fragen erneuert werden, wenn die ge- 8 290 
ichlofjene Bemweiserhebung wiederaufgenommen worden ift? I. 23/11 82, 
7, 284; IL 9/10 91. 22, 138. 

2. Über die Notwendigkeit der Verlefung der Fragen nad) erfolgter 
Anderung f. $ 291. 

3. Kann die Revifion auf die Nichtverlefung der den Geſchworenen 
vorgelegten: Fragen geitüßt werden? IV. 17/6 84. 10, 436. 
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sg 291 1. Welchen Sinn hat die Vorfchrift der Feititellung und Verlefung 
der den Gefchworenen vorzulegenden Fragen? IV. 9/6 96. 28, 414. 

2. Muß ein nach $ 291 ergehender Beſchluß mit Gründen verjehen 
werben? I. 28/2 95. 27, 66. 

8. Inwieweit ift eine nochmalige Verlefung der endgültig feftgeftellten 
Fragen nötig, wenn nach dem Plaidoyer des Staatdanwalts eine Anderung 
der Frageftellung durch Streihung einer Nebenfrage ftattgefunden hat? 
II. 20/12 94. 26, 336. 

4. Iſt bei einer nad) dem Plaidoyer eintretenden Anderung der 
Fragen deren nochmalige Verlefung und eine wiederholte Erteilung des 
Worts an den Staatsanwalt und den Angeklagten geboten? II. 14/4 98, 
24, 102. 

5. Iſt nad) der Kundgebung eine® formrichtigen und von fachlichen 
Mängeln freien Spruchs die Stellung weiterer Fragen an die Gefchworenen 
ftatthaft? Bis zu welchem Beitpunfte ift die Stellung von Hülfsfragen 
zuläfiig? III. 14/12 82. 7, 845; L 14/7 84. 11, 168; IV. 4/1 98. 
30, 403. 

6. Rann den Geſchworenen eine Frage nad) mildernden Umijtänden 
noch vorgelegt werben, nachdem diefelben in Eorrefter Weife die auf ver- 
ſuchten Mord lautende Hauptfrage mit der Einfchränkung bejaht haben, 
es fei nicht erwiefen, daß Angeklagter mit Überlegung gehandelt habe? 
IV. 24/5 87. 16, 126. 

7. Wie hat fid) der Borfigende zu verhalten gegenüber ber Frage 
eines Gejchmworenen, die weder unter die Beſtimmung des $ 29: Abf. 1, 
noch unter die des $ 289 Ubi. 2 fällt? II. 4/5 00. 383, 254. 

S. aud) 35, 389. 


8 292 1. Über Faffung der Fragen f. 88 298, 294, 

2. Inwieweit ift der Eröffnungsbefhluß für die Frageftellung maß— 
gebend? 

Inwieweit ift die Frageftellung in alternativer Faſſung zuläffig? 

Kann bei einer Anklage wegen Meineid3 die Frage alternativ gefaßt 
werden, wenn feſtſteht, daß von zwei Eiden des Angeflagten nur der eine 
falfch gefchtvoren fein fann? IIL 1/11 94. 26, 155; I. 29/9 84. 
11, 108, 

3. Unter welden Borausfeßungen findet eine alternative Frage— 
jtellung ftatt? Kann die Frage dahin gefaßt werden, ob der Angeklagte 
ihuldig fei, dad Delift ald Täter oder Mittäter verübt zu Haben? 
Ser. 26/8 85. 12, 347. 

4. Iſt bei Anklagen aus 88 113, 117 St.G.B.3 eine alternative 
Frageſtellung zuläffig in Bezug auf Widerftand und tätlihen Angriff? 
III. 8/1 96. 28, 98. 

5. Über Srageftellung bei einem verfchiedene Tatbeftände umfaffenden 
Strafgefeße, fpeziell bei einer Anklage aus $ 132 St. G. B.'s. II. 10/83 99. 
32, 85. 

6. Darf die den Geichtworenen aus 8 251 St. G. B.s vorgelegte 
Frage alternativ dahin gefaßt werden, ob bei dem Raube ein Menjch 
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gemartert, oder ob durch die gegen ihn verübte Gewalt eine ſchwere Körper- 
verlegung verurfacht worden jei? Fer. 11/8 02. 35, 357. 

7. Wie müfjen die Fragen geordnet fein, wenn einer Hauptfrage 
eine Frage nach der gemäß $ 56 St.G.B.’3 erforderlichen Einjiht und eine 
Frage nad) mildernden Umſtänden beizufügen ift? I. 28/5 00. 33, 298. 

8. In welcher Weife ift das in Abf. 2 bezeichnete Eventualverhältnis 
mehrerer ragen zu einander auszubrüden? III. 8/1 88. 7, 434. 

9. Findet die Beitimmung in Abf. 3 Anwendung, wenn bei einer 
Mehrheit von Angeklagten die VBerneinung ber Schuld bed einen folge- 
richtig zur Verneinung der Schuld des anderen führen muß? IV. 10/10 98. 
24, 302. 

10. Über die Frageftellung in dem Falle, wenn dem Angeklagten 
zur Laſt gelegt ift, durch mehrere jelbjtändige Handlungen mehrere Straf- 
taten begangen zu haben? II. 22/1 97. 29, 327. 

11. Darf bei der Beichuldigung eines Angeklagten, dasſelbe Delikt 
mehrmals durch felbitändige Handlungen gegen verjchiedene Perſonen ver- 
übt zu haben, nur eine Frage, in der die verlegten Perſonen und die 
Zeiten der Verübung unter gejonderten Nummern aufgeführt find, ge 
ftellt werden? III. 4/2 82. 5, 383. 

12. Muß, wenn zu mehreren jtrafbaren Handlungen angeitiftet 
worden ijt, bezüglich des Anſtifters für jede durch jeine Anftiftung herbei— 
grführte Straftat eine befondere Frage gejtellt werben? II. 30/3 83. 
8, 1583, 

13. Sit e8 bei dem Bufammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen 
zuläflig, an die Gefchworenen eine einzige Frage dahin zu ftellen, ob je 
mildernde Umftände vorhanden jeien? er. 25/8 80. 2, 227. 

14. Sit ed zuläffig, in der einen frage auf die in einer anderen 
Frage enthaltenen Merkmale des Delikts zu vermweifen? III. 20/8 80. 2,184. 

15. Inwieweit fann eine Hülfsfrage aus der Hauptfrage ergänzt 
werben? II. 29/10 80. 2, 408. 


1. Über Ordnung der Fragen und alternative Frageſtellung 8 293 
J. 88 292, 294. 

2. Iſt mit dem Ausipruce, daß der Angeflagte „ichuldig” jet, 
zugleih das Borhandenfein ftrafausfchliegender Umftände verneint? 
L 15/1 80. 1, 70. 

3. Rann die Vorlegung einer bejonderen Frage über das Vor— 
handenfein der Zurechnungsfähigfeit gefordert werden? I. 27/6 81. 4, 400. 

4. Rann die VBorlegung einer bejonderen Frage über Notwehr oder 
ftraflofe Überfchreitung der Notwehr gefordert werden? II. 1/12 84. 
11, 277. 

5. — oder über Ausſchluß der Strafbarkeit auf Grund des 8 193 
&t.6.8.8? I. 27/9 88. 9, 105. 

6. Darf, wenn die Strafnorm ſelbſt unter den gejeglichen Merk— 
malen des Tatbejtandes den Vorſatz nicht befonderd erwähnt, eine dieſen 
Vorſatz enthaltende Begriffsbeftimmung in die Schuldfrage aufgenommen 
werden? Sit in dieſer Beziehung das Beftreiten des Vorſatzes oder 
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die Geltendmahung eines jtrafausjchließenden Irrtums von Bedeutung? 
OL 1/7 85. 12, 387. 

7. Kann dem Antrage ftattgegeben werden, in eine genau nad 
Vorſchrift des 8 298 gejtellte Hauptfrage foldhe Umftände aus dem Er- 
öffnungsbejchluffe aufzunehmen, welche die Strafbarkeit der Tat aus— 
ihließen? I. 28/2 95. 27, 66. 

8. Was verfteht $ 293 unter den in die frage aufzunehmenden 
„gejeglihen Merkmalen“ der Tat? II. 20/3 85. 12, 112. 

9. Kann einer bloß ſprachlichen Abweihung von dem Ausdrude 
des einjchlagenden Strafgejeßes Bedeutung beigemejjen werden? I. 14/3 81. 
4, 22. 

10. Inwieweit darf die Bezeichnung der gejeplichen Merkmale durch 
die Aufnahme konkreter Bezeichnungen erfeßt werben? III. 19/4 83. 
8, 233. 

11. Begründet es eine Dunfelheit in der Frageftellung, wenn zu— 
nächft der Tatbeitand einer an ſich nicht jtrafbaren Handlung voraus- 
geichidt und jodann dad die Strafbarkeit begründende Merkmal dur 
die Worte „und zwar” damit in Verbindung gebracht wird? II. 11/6 80. 
2, 95. 

12. Läßt ſich die Auslaffung eines weſentlichen Tatbeſtandsmerkmals 
in einer Frage und folgeweile in dem Geſchworenenſpruche durch eine 
ergänzende Auslegung des legteren heilen? III. 5/5 80. 2, 44. 

13, Wie ift die Frage zu faſſen in Bezug auf ein Delilt, welches 
mit einer abjolut beftimmten, fih nad; dem Inhalte der Zatfeftitellung 
bemeſſenden Strafe bedroht ift? III. 17/4 85. 12, 150. 

14. Wie ift im ſchwurgerichtlichen Verfahren bei Delikten, die im 
Auslande begangen find, feitzuftellen, daß dad Delift durch die aus— 
ländifchen Geſetze mit Strafe bedroht ilt, und daß der Täter zur Zeit 
der Tat ein Deutfcher war? I. 30/4 98. 31, 122; I. 14/1 86. 18, 229. 

15. Sind in dem Falle, wenn ein Deutjcher wegen einer im In— 
lande begangenen Straftat vom Auslande ausgeliefert worden iſt, in Die 
den Geichworenen vorzulegenden Fragen Die bejonderen nur dem aus: 
ländischen Nechte befannten Tatbeſtandsmerkmale aufzunehmen, von deren 
Borhandenfein die Bewilligung der Auslieferung abhängig gemwejen ift? 
I. 7/5 00. 38, 271. 

16. Iſt es zuläflig, Umjtände, welche die Strafbarkfeit vermindern 
oder erhöhen, in die Hauptfrage mitaufzunehmen, oder müſſen darüber 
bejondere Nebenfragen geftellt werden? Genügt es im erjteren Falle, 
wenn die Fragen von den Geſchworenen uneingefchränft bejaht werden, 
oder muß befonders erfennbar gemacht werden, daß auch die erſchweren—⸗ 
den Umjtände bejaht find? II. 13/1 80. 1, 63. 

17. Wie ift die Frage darüber zu faffen, ob tätige Neue vor Ent— 
deckung der Tat vorliege? IIL 8/12 80. 3, 93. 

18. Wie ift die Frage nach der Anftiftungsichuld zu fallen? Muß 
ein der im Geſetze bezeichneten Anjtiftungsmittel genannt werden? 
II. 25/6 83. 9, 22; III. 10/1 87. 15, 304. 

19. Wie ijt die Frage nad) der Anjtiftung zu faflen, wenn ein 
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13, 121. 

20. Kann die Frage nad) der Anitiftung dahin gefaßt werden, ob 
der Angeflagte „irgend eine dritte Perſon“ angeltiftet habe? IV. 4/1 87. 
15, 178. 

21. Genügt für die Verurteilung wegen Anftiftung der Ausſpruch 
der Gejchworenen, daß der Haupttäter von dem Wnitifter zur Haupttat 
beitimmt worden ift, oder bedarf es noch weiter ded Ausſpruchs, daß 
der Haupttäter infolge der Anftiftung die Tat auch wirklich verübt habe? 
II. 15/1 86. 13, 234. 

22. Frageftellung bei Beihülfe. Gehört zur Frageſtellung, daß 
neben den im Gejege enthaltenen Merkmalen aud die Tatjachen jpezialifiert 
werden, worin die Beihülfe Durch Rat und Tat gefunden wurde? Ent- 
hält ed einen wejentlihen Mangel, wenn die Frage dahin geitellt iſt, ob 
der Angellagte dem Haupttäter „bei“ Begehung der Tat Hülfe geleiftet 
habe? I. 22/4 80. 1, 391; IL. 25/11 87. 16, 350. 

23. Wie ift die Frage zu faſſen bei einer Anflage wegen Beihülfe 
zu einem Münzverbrechen, wenn der Haupttäter im Auslande wegen des 
von ihm verübten Delikts als des Betrugs jchuldig erkannt worden ift? 
I. 22/6 99. 32, 239. 

24. Über die Frageitellung bei Annahme von Idealkonkurrenz. 
II. 20/8 91. 21, 405; II. 17/6 81. 4, 287. 

25. Muß bei einer Anklage wegen Meineid& oder Falſcheids die 
den Geſchworenen vorzulegende Frage den inhalt des abgeleijteten Eides 
enthalten? Sit, wenn die Schuldfrage die Eidesformel nicht enthält, ein 
Zurüdgreifen auf den aftenmäßigen Inhalt des abgeleiteten Eides in 
der Revifionsinjtanz zuläffig? IIL 11/6 81. 4, 313. 

26. Erfordert der Tatbeitand des Meineids bei einem zugejchobenen, 
zurüdgejchobenen oder auferlegten Eide die ausdrüdliche Feititellung, daß 
die Leiftung des Eided vor einer zur Abnahme von Eiden zuitändigen 
Behörde erfolgt it? Fer. 9/9 87. 16, 186; IL 19/1 97. 29, 337. 

27. Iſt eine aus $ 154 St. G. B.'s erfolgte Verurteilung aufzuheben, 
wenn derjelben eine frageitellung zu grunde lag, in welder das Merk— 
mal „vor einer zur Abnahme von Eiden zujtändigen Behörde” nicht 
aufgenommen war? I. 9/2 91. 21, 321. 

28. Dürfen in die wegen Zeugenmeineid3 zu ftellende Schuldfrage 
einzelne angeblih falſch beichworene Tatjahen aufgenommen werden? 
III. 7/10 95. 27, 369. 

29. Welhe Merkmale müſſen bei einer Anklage wegen Unter— 
nehmen der Verleitung zum Meineide in die den Geſchworenen vorzu= 
legende Frage Aufnahme finden? IIL 12/11 79. 2, 288; IV. 1/3 89. 
19, 96. 

30. Sind objektive Bedingungen der Strafbarfeit in die Trage 
aufzunehmen? Liegt indbefondere bei einer Anklage wegen Ehebruchs 
den Gejchworenen die Feititellung ob, daß die Ehe wegen Ehebruchs ge— 
jchieden ift? II. 28/12 86. 15, 122. 

. 31. Wie iſt bei einer Anklage wegen Mordes die Schuldfrage zu 
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fafien? Genügt die eititelung, der Angeklagte habe einen Menjchen 
„vorjäglih und mit Überlegung“ getötet? III. 30/4 83. 8, 276. 

32. Sit e8 bei einer Anklage wegen Mordes zuläflig, eine Haupt- 
frage wegen vorſätzlicher Tötung voranzuftellen und das Merkmal der 
überlegten Ausführung in eine Nebenfrage aufzunehmen? 

Muß für die Feititellung des Tatbeſtands des Totſchlags der Um— 
itand, daß die Tat nicht mit Überlegung ausgeführt worden ift, in der 
Frage ausdrüdlich hervorgehoben werden? II. 17/11 98. 31, 332. 

33. Über die Frageitellung beim Mordverfuche. III. 22/1 81.3, 295. 

34. Über die Frageftellung beim Totichlagsverfude. IH. 16/1 02. 
35, 70; IIL 6/7 99. 32, 258. 

35. liber die Frageſtellung bei der Beſchuldigung vorſätzlicher Tötung 
zum Ywede des Raubes. II. 17/6 81. 4, 287. 

36. Iſt eine auf Totichlag gerichtete Hülfsfrage unzuläffig, wenn 
die Dauptfrage die geieplichen Merkmale des Mordes enthält? Fer. 24/8 98. 
81, 253; L 15/2 86. 13, 344. Bol. II. 4/1 84. 9, 401. 

37. Wie ift die Frageitellung zu ordnen, wenn über Diejelbe 
Handlung ſowohl vom Geſichtspunkte des Mordes, wie von demjenigen 
des Totichlagd und des Kindesmordes eine Entiheidung abzugeben ift? 
Ill. 2;1 90, 20, 171. 

38. Wie ift die Frageſtellung einzurichten, wenn neben 8 211 die 
Anwendung des $ 216 St. G. B.'s in Frage fommt? IL 11/1 95. 26, 363. 

39. r die Faffung der bei einer Anflage au $ 214 St. G. B.'s 
zu ftellenden Frage. III. 18 4 92. 28, 78; III. 17/9 85. 12, 364; 
I. 11/6 85. 12, 250; L 19:5 81. 4, 231. 

40. Iſt es zuläffig, in der Frage die beiden Mifchtatbeitände des 
$ 121 StGB. durh „und“ anjtatt durch „oder“ miteinander zu ver= 
binden? IL. 27/4 94. 25, 321. 

41. Wie iſt die Frage darüber zu ftellen, ob eine Körperverlegung 
mit tödlihem Erfolge mittel® einer Waffe oder eines gefährlichen Werk⸗ 
zeug® ausgeführt morden it? I. 15/12 94. 26, 312. 

42. Uder die Frageftellung bei einer Anflage aus $ 252 St. G. B.'s. 
Il. 234 82. 6, 248; III. 20/12 88. 19, 141. 

483, Kann es genügen, wenn in einer dem Tatbeitande der 88 267, 
268 St G. Bs entiprebenden Frage eine Vrivaturkunde lediglich als 
„Urkunde“ bezeichnet wird? IL. 30 10 82, 7, 194. 

44. Muß für die Verurteilung aus $ 268 Et®B.s neben der 
Abit, ſich einen Wermögentvorteil zu verichaffen, auch bie „rechtö- 
midrige Abiicht* dur den Geichimorenenipruc feitgeitellt jein? L 6/12 80. 
8. 168. 

45. Vie muß bei einer Anklage aut S 270 EtGB.3 die den 
Geſchworenen vorzulegende Frage arfakt merden? II. 20,3 85. 18, 112; 
u. 14 10 22, 98, 259, 

46. Jit dei einer Anklage aus SS 350, 351 StGB. die Frage 
tellung dabin, od der Beamte Gelder x „unterikhlagen“ babe, außreichend? 
L 30 9 80. 8, 279, 

47. Wie it die Schuldirage zu faſſen, menn der Tatbeſtand des 
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in 8 209 Nr. 2 8.D. von 1877 vorgefehenen betrüglichen Bauferutts 
Gegenftand der Anjchuldigung it? II. 20/12 98. 24, 438. 

48. Wie ift die Schuldfrage zu faffen bei einer Anklage aus 
88 9, 11 des Geſetzes, betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere, vom 4. Juli 1896? IV. 27/8 01. 34, 287. 

49. Findet die Aufnahme des konkreten Tatbeftande® in die ben 
Geſchworenen vorzulegenden Fragen ftatt? 

Kommt den Geſchworenen auch die Befugnis zu, die die Schuldfrage 
bedingenden rechtlichen Gefichtöpunfte zu prüfen? III. 24/480. 2, 138; 
I. 22/11 80. 8, 51; III. 19/4 88. 8, 233; UIL 1/7 85. 12, 887. 

50. Kann der Geſchworenenſpruch wegen Rechtsirrtums angefochten 
werden? III. 7/4 80. 2, 136; III. 15/1 81. 3, 250; 1. 18/12 86. 15, 85. 

51. Darf der Gerichtöhof injoweit, ald er über Verjährung zu 
entjcheiden Hat, von der in dem Geſchworenenſpruche enthaltenen Felt: 
jtellung über den Zeitpunkt der Tat abweichen? IV. 7/12 86. 15, 107. 








1. Über Hülfsfragen, welche neben der Mord zum Gegenftand haben- 
den Hauptfrage hinſichlich minder ftrafbarer Tötungdelitte zu jtellen find, 
f. 8 298 Nr. 32flg. 

2. Müſſen Hülfsfragen den vollen Tatbejtand einer vom Geſetze 
mit Strafe bedrohten Handlung enthalten? 

Sind diefelben bei einer nur auf Antrag jtrafbaren Handlung nur 
dann zu ftellen, wenn der Strafantrag vorliegt? II. 7/1 82. 1, 327. 

3. St die Etellung einer Hülfsfrage ein Akt der Strafverfolgung? 
II. 21/12 96. 29, 270. 

4. Kann neben der Stellung zweier Hauptfragen, welche zwei den 
Angellagten zur Laft gelegte Verbrechen ded Mordes ohne Erwähnung 
der Eelbitändigfeit beider Handlungen betreffen, für den Fall der Ver— 
neinung beider Hauptfragen eine Hülfsfrage dahin geitellt werden, ob 
der Angeflagte ſchuldig ſei, durch eine Handlung die beiden — getöteten 
— Perſonen ermordet zu haben? IV. 8/6 94. 25, 409. 

5. Muß dem Antrage auf Borlegung einer Hülfsfrage über das 
Borhandenfein eines fortgeſetzten Delikts ftattgegeben werden, wenn 
durch die Bejahung der geftellten Hauptfragen dad Moment der Selb- 
ftändigfeit der einzelnen Straftaten in unzmweideutiger Weiſe feitgejtellt 
wird? IV. 2/4 86. 14, 75. 

6. it es zuläffig, die Hülfsfrage aus der Hauptfrage zu ergänzen? 

II. 29/10 80. 2, 408. 

7. Führt die inhaltliche Mangelhaftigkeit der Hülfsfrage zur Auf- 
hebung des Urteild, auch wenn die Hauptfrage bejaht worden ift? 
II. 9/2 00. 33, 131. 

8. Findet die Vorfchrift in Abſ. 2 auf Fälle der Ideallonkurrenz 
Anwendung? IV. 6/10 93. 24, 280. 

9. Iſt es zuläffig, neue Hülfsfragen wegen fahrläffigen Falſcheids 
zu jtellen, wenn der Spruch wegen wiſſentlichen Meineid8 dem An— 
geflagten eröffnet ift, die erteilte Antwort aber von dem Gericht für 
undeutlih und widerfprechend erachtet wird? III. 18/10 80. 2, 361. 


8 294 
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8 29% 1. Über Statthaftigkeit von Nebenfragen und über die Zuläffigkeit 
der Aufnahme ftraferhöhender und jtrafmindernder Umſtände in die 
Hauptfrage ſ. $ 293. 

2. Bann muß ohne einen bejonderen Antrag über dad Vorliegen 
eined ftrafmindernden Umſtandes eine frage geitellt werden? IL 2/7 97. 
30, 209. 

3. Iſt es zuläffig, wegen der Gewerb3mäßigfeit verübter Hehlerei 
den Geſchworenen eine Nebenfrage vorzulegen? IV. 8/10 86. 14, 356. 

4. Iſt auf Grund des 8 46 Nr. 1 St. G.B.'s den Gefchworenen 
eine bejondere Frage vorzulegen? II. 25/11 87. 16, 347. 

5. Iſt die Frage nah $ 216 St. G.B's als Hülfsfrage oder als 
Nebenfrage zu jtellen? IL 11/1 95. 26, 363. 

6. Kann die Nebenfrage nah $ 157 St. G. B.'s auf einzelne an— 
geblich falſch beſchworene Tatſachen bejchränft werden? IIL 7/10 95. 
27, 369. 


8 296 1. Über Statthaftigkeit von Hülfs- und Nebeniragen ſ. 88 293, 
294, 295. 

2. Steht auch den Geſchworenen die Befugnis zu, auf Ergänzung 
der Fragen anzutragen? 

Kann der Antrag des Angeklagten auf Stellung einer Hülfsfrage, 
welche eine im Berhältnijje zu dem Eröffnungsbejchluffe minder ſchwere 
Dualifizierung der Tat bezwedt, aus dem Grunde abgelehnt werden, 
weil der Ungeflagte an der Stellung einer jolden Frage fein Intereſſe 
habe? IL. 26/11 80. 3, 67. 

3. Über Unzuläffigfeit weiterer Fragen nah Verkündung eines 
forreften Geſchworenenſpruchs ſ. 8 291. 

4. Iſt die Stellung einer Hülfsfrage noch zuläſſig, wenn die Ge— 
ſchworenen mit dem vom Obmanne unterzeichneten Spruche in das 
Sitzungszimmer zurüdgefehrt find, der Sopruch aber noch nicht kund— 
gegeben iſt? IV. 4/1 98. 30, 403. 

5. Iſt dad Gericht bei Prüfung der rechtlichen Zuläfiigfeit einer 
beantragten Nebenfrage befugt, die vom Antragiteller zur Begründung 
jeined Antrags angeführten Tatumjtände zu grunde zu legen, oder hat 
fih die Prüfung darauf zu beichränfen, ob die beantragte Nebenfrage 
überhaupt die gejeglichen Merkmale eines Straferhöhungs- oder Straf- 
minderungdgrundes enthält? III. 19/4 83. 8, 222. 

6. Kann der Antrag auf Stellung einer Nebenfrage aus $ 157 
Nr. 1 &t.©.B.’3 von dem Gerichte deshalb abgelchnt werden, weil $ 157 
Nr. 1 auf das konkrete Verhältnid nicht anwendbar jei? I. 27/4 80. 
1, 428. | 

7. Muß eine beantragte Hülfsfrage auch dann zugelaffen werden, 
wenn diejelbe einen mit den Merkmalen des einjchlägigen Strafgeſetzes 
nicht vereinbaren Zatbeitand enthält? I. 29/12 88. 18, 337. 

8. Muß dem Antrage auf Stellung einer Hülfsfrage ftattgegeben 
werden, wenn das Delift, welches den Gegenftand der Hülfsfrage bildet, 
wegen Verjährung nicht mehr verfolgt werden fann? 28/11 92. 23, 327. 
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9. Unter weldhen Borausfegungeu fann, wenn aus $ 217 St. G. B.'s 
angeklagt worden war, verlangt werden, daß für den Fall der Verneinung 
der Frage nad) Kindesmord eine Hülfsfrage aus $ 218 a.a.D. an die 
Geſchworenen gerichtet werde? IIL 1/10 85. 12, 409. 

10. Sit die Stellung einer Hülfsfrage über Begünftigung der in 
der Anklage bezeichneten Straftat immer aus dem Grunde abzulchnen, 
weil die Begünjtigung eine andere Tat jei, als die in der Anklage be- 
zeichnete? I. 5/5 94. 25, 334. 


1. Sit bei Stellung der Frage über dad Vorhandenfein mildernder $ 297 
Umftände eine Abweichung von der Wortfafjung des Geſetzes zuläfjig? 
I. 24/2 90, 20, 266. 

2. Iſt die Frage nach mildernden Umftänden bei Idealkonkurrenz 
von Deliften nur einmal, oder wiederholt zu jtellen? 

Liegt ein ſachlicher Widerſpruch vor, wenn die Gejchiworenen im 
Falle idealer Konkurrenz die Fragen megen mildernder Umſtände ver- 
ſchieden beantworten? II. 8/11 81. 5, 155; II. 30/3 86. 14, 8. 

3. Muß im Falle idealer Konkurrenz die Frage nach mildernden 
Umitänden auch diejenigen ideell fonkurrierenden Straftaten umfafjen, 
bei denen das Strajgejeß mildernde Umſtände nicht tennt? II. 30/3 86. 14, 8. 

4. Sit neben der Frage, ob der Angeklagte auf die in $ 213 
St. G. B.'s bezeichnete Weife zum Borne geneigt war, für den Fall der 
Bejahung diefer Frage noch eine bejondere Frage nah dem Vorhanden— 
fein anderer nildernder Umijtände zu itellen? I. 21/6 00. 33, 323. 

5. Sit die Reizung zum Zorne im Sinne ded $ 213 St. G. B.'s 
ein im Geſetze bejonders vorgejehener Umjtand, zu deſſen Verneinung 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich iſt? IV. 8/6 86. 
14, 298. 

6. Kann der Angeklagte, dem eine mildernde Umstände nicht fennende 
Tat zur Lajt gelegt ijt, die Stellung einer Frage nad mildernden Um— 
jtänden fchon deshalb verlangen, weil die Verneinung einzelner Tat— 
beſtandsmerkmale zur Feititellung einer Straftat führen kann, welche beim 
Vorhandenfein mildernder Umjtände eine geringere Strafe zuläßt, oder 
muß der Ungeflagte zur Ermirfung einer Frage nad mildernden Um— 
jtänden zunächſt eine Hülfsfrage beantragen, welche das minder itrafbare 
Delift zum Gegenitande hat? I. 11/2 89. 18, 400 

7. Kann den Gejchworenen eine Frage nad mildernden Umjtänden 
noch vorgelegt werden, nachdem diejelben in fonfreter Weije die auf Mord 
lautende Hauptfrage bejaht haben mit der Einjchränfung, daß ein Hans 
dein mit Überlegung nicht erwiefen fei? IV. 24/5 87. 16, 126. 


Begründet ed die Revifion, wenn die vorgejchriebene Frageitellung $ 298 
infolge Irrtums über das Alter unterblieben ijt? IV. 5/7 98. 31, 232. 
S. zu $ 298 aud) 27, 392. 


1. Muß zur Schuldfrage, entiprehend dem $ 257 St. P.O., dem $ 299 
Angeklagten das legte Wort erteilt werden? I. 30/10 99. 32, 321. 
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2. Iſt im Falle einer Änderung ber Fragejtellung den Prozeß— 
beteiligten von neuem das Wort zu erteilen? II. 14/4 93. 24, 102, Rr. 2. 

3. Über die Begrenzung der Befugnis zu Ausführungen |. & 257. 

4. Darf das Gericht dem Verteidiger unterfagen, in feinen Aus— 
führungen über die Schuldfrage audy der Höhe der angedrohten Strafe 
zu gedenten? Kann in einem dieöbezüglichen Beichluffe eine unzuläffige 
Beſchränkung der Verteidigung erfannt werden? IV. 29/11 87. 16, 365. 


8 300 1. Muß die Rechtöbelehrung, wenn fpäter noch eine Beweißaufnahme 
erfolgt, wiederholt werben? Bildet die Unterlaffung einen Reviſionsgrund? 
IL 11/12 96. 29, 2683. 

2. Iſt nach der Nechtöbelehrung des Vorſitzenden dem Berteidiger 
zur Ergänzung feiner Ausführungen noch dad Wort zu erteilen? Können 
in diefem Stadium noch Beweisanträge angebracht werden? III. 29/4 95. 
27, 188. 

3. Genügt ein bloßer Hinweis des Vorfigenden auf die in einem 
früheren Abjchnitte der Verhandlung erfolgte Belehrung? Führt ein 
Beritoß gegen die Vorſchrift des $ 800 zur Aufhebung des Urteils? 
IV. 24/3 91. 22, 18. 

4. Kann die Rechtöbelehrung den Gegenitand eines Revifiondangriffs 
bilden? IIL 1/12 84. 11, 277; III. 28/1 80. 1, 85. 

5. Bur Seititellung ded Begriffs der Rechtsbelehrung und über das 
Verhältnis der 88 300 u. 306 zu einander. II. 20/3 88. 17, 231. 


8 301 1. Unter welchen Umftänden ift eine Wiederaufnahme der Ber- 
handlungen oder der Beweidaufnahme anzunehmen, in deren Folge die 
wiederholte Beratung der Geſchworenen nötig wird? IL. 10/12 80. 8, 101. 

2. Kann die bei Übergabe der Fragen an die Gefchworenen ver= 
fäumte Unterzeihnung durch den Borfipenden ohne Wiederzuziehung des 
Angeklagten nachgeholt werden? II. 21/10 02. 35, 407. 


8 302 1. Unter welchen Borausfegungen können Gegenftände den Ge— 
Ihiworenen in da® Beratungdzimmer verabfolgt werden? Was ijt unter 
„den Geſchworenen zur Befichtigung vorgelegten Gegenjtänden“ zu ver- 
jtehen? I. 14/2 84. 10, 161; III. 25/1 82. 5, 398. 

2. Dürfen Altenbände und Protokolle den Gejchworenen in das 
Beratungszimmer verabfolgt werden? Darf ein in der Hauptverhandlung 
verlefenes Protokoll den Gejchworenen in das Beratungszimmer verabfolgt 
werden? fer. 13/9 87. 16, 187; II. 11/12 83. 10, 115. 

3. Dürfen den Gejchworenen Aktenitüde in da® Beratungdzimmer 
verabfolgt werden, wenn einzelne Blätter derjelben zur Befihtigung von 
Unterfchriften vorgelegt find? II. 23/2 92. 22, 368. 

4. Wird durch die Ablehnung des Antrags der Verteidigung, den 
Geſchworenen einen Kommentar zum Strafgefeßbuche und den Tert eines 
Geſetzes in dad Beratungdzimmer mitzugeben, eine Rechtsnorm verlegt? 
III. 11/1 86. 18, 248, 

5. Enthält ed einen Prozeßverſtoß, wenn den Geſchworenen zur 
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Unterftüpung ihres Gedächtniſſes während der Beweiserhebung be- 
glaubigte Abjchriften verlejener Beweißurfunden eingehändigt werden? 
I. 5/5 90. 20, 382. 


1. Über den Begriff des in $ 803 reprobierten Verkehrs. Genügt es 8 303 
zur Begründung einer NRevifionsbejchwerde, daß ein Geſchworener Räume 
betreten hat, in denen ſich andere Perſonen befanden? I. 7/2 95. 27, 3; 
I. 12/2 80. 1, 207. 

2, Inwiefern bildet die Anmejenheit eine® Ergänzungdgeichivorenen 
bei der Beratung der Gejchworenen die Verlegung einer Vorjchrift des 
Verfahrens? 

Liegt eine zur Aufhebung des Urteils nötigende Geſetzesverletzung 
aud dann dor, wenn der Ergänzungdgefchworene zwar an der Beratung 
und Abjtimmung der Gejchworenen ſich nicht beteiligt, aber über die 
Angabe des Stimmenverhältniffes Auskunft erteilt Hat? II. 28/12 80. 
8, 266; I. 20/2 82. 6, 58. 

3. Kann eine Verlegung der Vorjchrift des $ 303 durch Rück— 
mweijung der Geſchworenen zur nochmaligen Beratung geheilt werden? 
I. 20/2 82. 6, 58. 


Sit e8 eine Vorausfegung für die Gültigkeit des Wahrſpruchs, dab 8 304 
der Obmann nah der Borichriit des 8 304 gewählt worden iſt? 
I. 20/9 80. 2, 257. 


1. Kann ed nad) $ 805 für unfchädlich erachtet werden, wenn über $ 305 
Tatbeftände, von denen jeder die Merkmale des Delifts enthält, Fragen 
in fopulativer ftatt in Disjunftiver Form den Geſchworenen vorgelegt 
werden? II. 27/4 94. 25, 321. 

2. Sit es im Falle, daß itraferhöhende oder jtrafmindernde Um— 
jtände in der Hauptfrage mit aufgenommen worden find, für genügend 
anzufehen, wenn die Fragen von den Geſchworenen uneingejchränft bejaht 
werden, oder muß die Bejahung der erwähnten Umſtände beſonders er— 
fennbar gemacht werden? II. 13/1 80. 1, 63, 

3. Haben die Gejhtworenen, wenn fie ein Merkmal der Tat, ohne 
welched eine jtrafbare Handlung nicht mehr vorliegen würde, verneinen 
wollen, die Wahl, entweder die Frage ſelbſt ſchlechthin zu verneinen, 
oder die Verneinung auf jenes einzelne Merkmal zu befchränfen und Die 
übrigen zu bejahen? IL. 11/6 80. 2, 95; I. 21/4 84. 10, 8315. 

4. Wuslegung eines Geſchworenenſpruchs, dur den die Sörper- 
verlegung mit nacdhgefolgtem Tode teilweife bejaht und teilmeife verneint 
wird. I. 17/5 00. 38, 285. 

5. Über Undeutlichfeit eines Wahrſpruchs, der mit der allgemeinen 
Bejahung der Schuldfrage nicht bloß eine teilweife Verneinung, jondern 
außerdem noch eine teilweife, vereinzelte Tatmerkmale betreffende Be— 
jahung verbunden bat. II. 380/10 82. 7, 194. 

6. Können die Gefchworenen im Falle einer aus $ 267 St.G. B.'s 
gejtellten Frage durch einen Zuja in ihrer Antwort den Angeklagten 
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einer Urkundenfäffhung im Sinne des $ 270 St. G.B.'s ſchuldig er- 
fennen? I. 7/11 01. 34, 413. 

7. Iſt für Die teilweife Bejahung und Berneinung einer Frage 
eine bejtimmte Form erforderlih? III. 16/1 02. 35, 70. 

8 Müſſen die im Falle der idealen Konkurrenz geitellten mehreren 
Fragen jämtlich von den Gefchworenen beantwortet werden? IIL 21/5 81. 
4, 190. 











1. Bur Feſtſtellung und Begrenzung des Begriffes der Belehrung 
im Sinne der $$ 300, 306. IL 20/3 88. 17, 231. 

2. Müſſen bei der gemäß $ 306 eintretenden Belehrung alle die 
Perſonen zugegen fein, deren ununterbrocdhene Gegenwart $ 225 St. P.O. 
fordert? Sit bei einem Verſtoße biergegen die Revifion auch dann be= 
gründet, wenn die Belehrung fi auf einen Punkt bezog, auf welchem 
dad Urteil nicht beruht? II. 14/12 83. 9, 271. 

3. Begreift die „Ergänzung der Fragen“ im Sinne des bj. 2 
die Stellung von Neben» und Hülfsfragen? In weldem Umfange macht 
die gemäß $ 306 erfolgte fpätere Stellung einer Hülfsfrage eine weitere 
Verhandlung erforderlih? I. 10/6 80. 2, 92 


1. Hat der Obmann jeine Unterichrift der Antwort auf jede ein- 
zelne Frage beizufügen, oder genügt die einmalige Unterjhrift unter den 
Sprud ald Ganzes? II. 2/7 80. 2, 201. 

2. Darf die Unterjchrift de Obmanns bei der Stellung mehrerer 
ragen auch dann, wenn nur die erite Frage beantwortet worden ijt, an 
den Schluß aller Fragen geſetzt werden? 

Muß der Obmann feine Eigenſchaft als folder der Unterichrift 
beifügen, oder genügt die Konftatierung im Sigungsprotofolle? IV. 20/11 94. 
26, 213 

3. Inwieweit liegt die vorgejchriebene Unterzeihnung vor, wenn bei 
mehreren fragen der Obmann die Untwort der Gefchworenen zu jeder 
einzelnen Frage niedergefchrieben und mit feiner Unterfchrift verjehen, 
einer Antwort jedoch jeine Unterjchrift beizufegen unterlafjen hat? 
III. 22/1 83. 8, 10. 

4. Was ift nad) Ab. 2 unter Angabe des Stimmenverhältniffes zu 
verjtehen? I. 16/11 99. 32, 372. 

5. Enthält ein Wahrjprud, welcher die Schuldfrage als mit 7 
gegen 5 Stimmen bejaht bezeichnet, nder das Stimmverhältni überhaupt 
nicht angibt, nur einen Mangel in der Form, oder zugleich einen ſach— 
lihen Mangel? I. 9/6 81. 4, 277; III. 11/10 83. 9, 107; I. 21/4 84. 
10, 315; III. 30/4 81. 4, 122. 

6. Begründet die Verlegung der Vorjchrift, wonach bei Verneinung 
der mildernden Umftände anzugeben ift, daß die Entſcheidung mit mehr 
als 6 Stimmen gefaßt worden ift, die Nevifion? I. 18/9 90. 21, 70. 

7. It, wenn die Frage nad mildernden Umständen ohne Angabe 
des Stimmverhältniſſes verneint wird, der Spruch in der Reviſionsinſtanz 
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nur binfichtlich der mildernden Umjtände, oder in feinem ganzen Umfange 
aufzuheben? II. 3/2 93. 23, 402. 

8. Bildet ed cinen Reviſionsgrund, wenn bei einem dem Angeklagten 
günftigen Spruce die Zahl der Stimmen beigefügt ift? Fer. 28/7 84. 
11, 42. 


1. Kann die Kundgebung des Spruch geteilt, unterbrochen oder 
wiederholt werben? I. 24/9 85. 12, 373. 

2. Genügt ed, wenn zufolge eines fachlichen Mangeld im Ge— 
ſchworenenſpruche deſſen Kundgebung abgebrochen wurde, nad) Berichtigung 
des Spruchs „in der Verlefung der Fragen und Antworten fortzufahren“ ? 
IV. 15/11 95. 27, 411. 

3. Kann nah Kundgebung des Geſchworenenſpruchs nod eine Neben- 
frage gejtellt werden? I. 15/2 00. 33, 139; I. 14/7 84. 11, 168; 
II. 14/12 82. 7, 345. 


1. Mit weldem Zeitpunfte erlangt ein Gejchivorenenfpruc die Bes 
deutung, day er nur auf dem Wege der Berichtigung (SS 309 flg.) geändert 
werden fanı? f. $ 308. 

2. Sit das Verichtigungsverfahren auch anzuordnen, wenn Die 
Unvolljtändigfeit de Spruchs auf fehlerhafter Frageitellung beruht? 
Il. 20/3 91. 21, 405. 

3. Begründet es eine Dunkelheit in der Frageſtellung, wenn zunächſt 
der Tatbeſtand einer an ſich nicht jtrafbaren Handlung vorangejegt und 
ſodann das die Strafbarleit derjelben begründende Merkmal durch die 
Worte „und zwar“ damit in Verbindung gebracht wird? IL. 11/6 80. 2,95. 

4. Muß ed zur Mnordnung der Berichtigung führen, wenn der An— 
Hagebefhluß durd den Spruch nicht erjchöpft ift und demzufolge ein 
Urteil über Schuld oder Nichtſchuld nicht gefällt werden kann? Wie 
fange it in Ddiefem Falle eine Bervollftändigung der Fragen zuläſſig? 
I: 14/1 86. 13, 229. 

5. Kann eine Unvollftändigfeit oder Undeutlichkeit de8 Geſchworenen— 
ſpruchs daraus hergeleitet werden, daß die gejtellten Fragen dem in der 
Hauptverhandlung gewonnenen Beweisergebnifje nicht entjprechen, oder 
daß die Geſchworenen nur durch eine inkonjequente und ſich widerjprechende 
Beweidwürdigung zu dem gefällten Sprude haben gelangen fönnen? 
III. 14/12 82. 7, 345; III. 29/4 82. 6, 317. 

6. Liegt ein zur Anordnung der Berichtigung nötigendes Verhältnis 
auch da vor, wo ein Widerfpruch zwar nicht aus dem Vergleiche der 
Beitandteile einer einzelnen Antwort, wohl aber aus dem Vergleiche ver— 
Ichiedener Antworten hervortritt? J. 29/1 85. 11, 418. 

7. Liegt eine Undeutlichfeit de Spruch3 vor, wenn aus Erklärungen, 
welche die Gejchworenen oder einzelne derjelben in der Hauptverhandlung 
abgeben, erhellt, daß fie die vorgelegten Fragen falſch aufgefaßt haben? 
III. 8/1 83. 7, 434. 

8. Kann ein Berichtigungsverfahren deshalb angeordnet werden, 
weil aus der von einzelnen Geſchworenen nad) Verkündung des Spruchs 

Gen. Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV. 25 
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abgegebenen Erklärung erhellt, daß fie eine materielle Rechtsnorm irrig 
aufgefaßt haben? I. 3/3 96. 28, 242. 

9. Kann ein Wahrſpruch als fich widerjprechend angejehen werden, 
wenn die Geſchworenen zur Schuldfrage ein die Straibarleit bedingendes 
Moment verneint, nicht3dejtoweniger aber zur Frage über mildernde Um— 
jtände eine Antwort erteilt haben? III. 19/10 95. 27, 392; I. 21/4 84. 
10, 315; II. 11/6 80. 2, 95. 


10. Kann eine zur Anordnung der Berichtigung nötigende Unklar— 
heit des Geſchworenenſpruchs dadurch herbeigeführt werden, daß eine Frage 
nach mildernden Umjtänden in einem Falle, für den fie nicht gejtellt war, 
von den Gefchworenen beantwortet wird? IV. 6/6 02. 35, 283. 


11. Über Mangelhaftigkeit des Spruchs wegen Verlegung der Vor— 
Ichriften über Angabe des Stimmverhältuifjes ſ. $ 307, Nr. ff. 

12. Über Mangelhaftigkeit infolge davon, daß nicht über alle Fragen, 
welche zu den als ideell Eonfurrierend angenommenen Straftaten gejtellt 
waren, eine Antwort erteilt worden ift. III. 21/5 81. 4, 190. 

13. Liegt ein fachlicher Widerjprudh vor, wenn die Gejchworenen 
im Falle idealer Konkurrenz die Fragen wegen mildernder Umſtände ver- 
ihieden beantworten? II. 8/11 81. 5, 155. 

14. Muß eine Berichtigung angeordnet werden, wenn die Ge— 
ihworenen in der Antwort auf die Hauptfrage dem Angeklagten mildernde 
Umjtände zubilligen, während eine entſprechende Nebenfrage nicht geftellt 
war? I. 15/2 00. 38, 189. 


15. Über Undeutlichfeit de3 Wahrſpruchs zu alternativ geftellter 
Schuldfrage. I. 29/9 84. 11, 103. 

16. Bedarf es der Berichtigung bei einem Gejchworenenjpruche, 
welcher feititellt, daß zwei verjchiedene Perjonen einen und denjelben 
Täter zu einer und derjelben Tat nadyeinander — jede Perſon felbjtändig 
für ſich — angeltiftet haben? L 7/12 85. 13, 121. 

17. Wird dad VBerichtigungsverfahren notwendig, wenn gemeinjchaft- 
lihe Ausführung der Tat durch zwei Mitangeklagte gegen den einen bes 
jaht, gegenüber dem anderen verneint worden ijt? II. 5/5 96. 28, 340. 

18. Xiegt ein Widerſpruch in dem Sprude der Gejchworenen, wenn 
dieſe einerjeitd bejahen, daß eine Angellagte ihre Frucht vorjäglicd ab— 
getrieben, andererjeitd, daß ein Dritter mit ihrer Einwilligung die Mittel 
zur Abtreibung bei ihr angewendet hat? III. 25/2 80. 1, 263. 


19. it das Berichtigungsverfahren anzuordnen, wenn auf die Frage 
wegen borjäßlicher Körperverlegung mit Todesfolge ($ 226) dem bejahenden 
Sprude ein die VBorjäglichkeit verneinender Beifaß zugefügt ijt? I. 4/6 96. 
28, 408. 

20. Inwiefern kann ein Gefchworenenfpruc über eine Anklage wegen 
wijjentlichen Meineids als undeutlich deshalb angejehen werden, weil bei 
fonftiger Bejahung der Sıhuldfrage die Wiffentlichfeit verneint worden ift? 
II. 13/10 80. 2, 361. 

21. Kann eine neue Berichtigung angeordnet werden, wenn der be- 
richtigte, äußerlich dem Geſetze entiprechende Sprud infolge der rechts— 
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irrigen Belehrung ded Borfigenden ergangen war, daß eine fachliche 
Anderung nicht vorgenommen werden dürfe? IL 13/1 99. 31, 425. 

22. Hat das Gericht, wenn ed den Geſchworenenſpruch in ſich 
widerjprechend findet, den Gejchiworenen die Gründe feiner Anficht mit— 
zuteilen? 

Kann aus 8 300 St. P.O. entnommen werden, daß das Geridt, 
wenn e3 wegen jachliher Mängel eine Berichtigung des Spruches ein— 
treten läßt, den Gejchworenen zu eröffnen hat, daß fie an feinen Keil 
des früheren Spruch gebunden find? III. 29/4 82. 6, 817. 

23. Muß der die Berichtigung anordnende Gerichtsbeſchluß ſich 
darüber ausjprechen, ob dem Mangel die Bedeutung eines formellen, oder 
eines fachlichen zufomme? IV. 4/7 94. 26, 89. 

24. Iſt die Reviſion der Staatdanwaltfchaft zuläffig, wenn fie bei 
einem teilweije auf Nichtſchuldig Tautenden Geſchworenenſpruche darauf 
geftügt wird, daß das Berichtigungsverfahren, infolge dejjen der Sprud) 
ergangen, nicht habe ftattfinden dürfen? IV. 8/6 86. 14, 298. 

25. Steht dem Nevifionsgerichte die Nachprüfung darüber zu, ob 
die angenommene Undeutlichkeit des Geſchworenenſpruchs vorliegt? 

Iſt das Nevifiondgericht berechtigt, wenn ein Gejchiworeneniprud im 
Berichtigungsverfahren geändert worden und ſich heraußjtellt, daß Die 
Berichtigung zu Unrecht angeordnet war, auf Grund des urfprünglichen 
Spruds ein Urteil zu erlaffen? III. 13/10 80. 2, 361; III. 29/4 82. 
6, 317; IV. 24/1 90. 20, 188. 

26. Darf einer Undeutlichfeit de3 Geſchworenenſpruchs durch Inter— 
pretation abgeholfen werden? II. 30/10 82. 7, 194. 

27. Müffen die Prozeßbeteiligten vor Anordnung des Berichtigungs— 
verfahrens gehört werden? IV. 8/6 86. 14, 298. 

©. zu $ 309 aud) 33, 285. 


Über die Frage, welcher Charakter einem durch vorfchriftswidrige 
Angabe über das Stimmoverhältnis herbeigeführten Mangel des Spruch 
zufommt, ſ. o. $ 307 Nr. 5. 


1. Über fachliche Mängel und über den Inhalt der bei dem Vor: 
liegen jolcher erforderlichen Gerichtsbeſchlüſſe ſ. 88 307, 309. 

2. Können bei Berichtigung eines Spruchs wegen ſachlichen Mangels 
noch neue Fragen gejtellt werden? III. 13/10 80. 2, 361. 

3. Sind die Öejchworenen im Falle des $ 311, auch wenn e3 ich 
un verjchiedene Straffälle und um verſchiedene Angeflagte handelt, in 
feiner Richtung an ihren früheren Spruch gebunden? 

Kann der jrühere Spruch aud zum Nachteile des Augeklagten 
geändert werden? IV. 15/11 95. 27, 411; IV. 10/10 93. 24, 302; 
IV. 24/1 90. 20, 188. 


1. Wie iſt bei Niederjchreibung des beridhtigten Spruchs zu ver: 
fahren? III. 30/4 81. 4, 122. 
25” 
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2. Über Urteilsfällung auf Grund des urſprünglichen Spruchs im 
Falle der Unitatthaftigfeit der Berichtigung ſ. $ 309, Nr. 25. 


$ 313 Sit nach Verkündung des Geſchworenenſpruchs eine Vervollftändigung 
der Fragen, falls diejelben den Eröffnungsbeihluß nicht erjchöpfen, aus— 
geihlofjen? I. 14/1 86. 13, 229. 


$ 314 1. Sind die Prozefbeteiligten nach Verkündung des Gefchworenen- 
ſpruchs noch mit Beweisanträgen zu hören? IV. 9/12 90. 21, 243. 
2. Sit ungeachtet der Bejahung der Schuldfrage durch die Ge— 
ſchworenen das Gericht zu der Prüfung bereditigt, ob in den bejahten 
Merkmalen der Tat eine unter das Strafgejep fallende Handlung ent- 
halten ift? IL 11/6 80. 2, 95. 


$ 316 Darf das Geriht bei Entfcheidung über Verjährung Feftitellungen 
treffen, die von dem Geſchworenenſpruche abweichen? S. $293 Nr.51 ©. 379. 


$ 317 1. Findet die Bejtimmung Anwendung, wenn dad Gericht der An- 
fiht it, daß die Gejchworenen in ber Feſtſtellung eines ideell fon- 
furrierenden Delikts geirrt haben? Iſt die Anwendung ausgeſchloſſen, 
wenn das Gericht der beanjtandeten Feititellung einen Einfluß auf die 
Strafzumefjung nicht einräumt? Fer. 24/8 98. 31, 241. 

2. Was ijt im Sinne des $ 317 unter einem von den Geſchworenen 
in der Hauptfahe zum Nachteile des Angeklagten begangenen Irrtum 
zu veritehen? 

Kann die Revifion darauf geftübt werden, daß da3 Gericht e8 zu 
Unrecht unterlafjen babe, die Sahe auf Grund des 8 317 vor ein 
andered Schwurgericht zu verweilen? IV. 13/12 87. 17, 31. 

3. Greift im Falle des 8 317 der Vermeifungsbeichluß nur infoweit 
Platz, al3 der Spruch zum Nachteile des Angellagten ausgefallen ift? 
IV. 26/1 00. 33, 94. 


Achter Abſchnitt (55 318—337). 
Berfahren gegen Abmwejende. 


$ 319 Fällt die in $ 135 3.3.6.3 vom 1. Juli 1869 angedrohte Kon— 
fisfation unter den Begriff der Einziehung im Sinne des $ 319? 

Sit die Zuläffigkeit de8 in 88 319flg. angeordneten Ungehorfams- 
verfahrens auf Fälle der Zolldefraudation dadurch ausgefchlofjen, daß in 
$ 162 3.3.0.3 eventuell deren Ummandlung in Freiheitsſtrafe vor- 
gejchrieben it? III. 27/2 90. 20, 290. 


8 320 Über die Vorausfeßungen der Ladung auf dem in 8 320 vor— 
geihriebenen Wege. I. 23/10 99. 32, 306. 


s 321 Bezieht ſich die Vorfchrift über den Inhalt der zu erlaffenden 
Ladung auf den Fall, daß deren Zujtellung an den im Auslande an 
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befanntem Orte fi aufhaltenden Angeklagten unter Befolgung der für 
Zuftellungen im Auslande bejtehenden Borjchriften ausführbar ijt und 
erfolgt? III. 27/2 90. 20, 290. 


Drittes Bud. 
Rechtsmittel, 


Erfter Abſchnitt (88 338— 345). 
Allgemeine Bejtimmungen. 


1. Steht dem im Urteile mit Koſten belafteten Antragfteller hier: 
gegen die Reviſion zu? Kann zu feinen Gunſten der Staatdanmwalt von 
dem Rechtsmittel Gebrauch machen? [. 4/1 83. 7, 409, 

2. Kann ber Staatdanwalt zu gunften des Angeflagten um Wieder- 
einfegung in den vorigen Stand nachſuchen? IV. 26/5 91. 22, 31. 

3. Unter welden Vorausſetzungen ift anzunehmen, daß die Staatd- 
anwaltſchaft zu gunften des Bejchuldigten von einem Rechtsmittel Gebrauch 
gemacht hat? II. 7/12 81. 5, 218. 

4. Unter welden Voraudfegungen ijt einem freigefprochenen An— 
geflagten die Anfechtung des Urteils mittel3 Revifion geftattet? IIL. 21/1 86. 
13, 324; III. 11/6 81. 4, 355. 

5. Kommt da8 in Abf. 2 der Staatdanwaltichaft eingeräumte Recht 
in den Fällen des 8 459flg. St. P.O. aud der Steuerverwaltungsbehörde 
zu? IV. 26/2 92. 22, 400. 


Über die Befugnis des DVerteidigerd zur Einlegung von Rechts: 
mitteln. I. 14/1 89. 18, 346; II. 16/1 80. 1, 71. 


1. Gilt die Friftbeitimmung des Abſ. 1 auch dann, wenn bie 
Borausfeßungen für Anwendung des 8'268 St. P.O. vorliegen? IV. 16/2 97. 
29, 385. 

2. Sit die Erflärung des Ehemanns: „er lege für jeine Ehefrau 
Reviſion ein*, als die Erklärung, er tue died in Vertretung feiner Ehe- 
frau, oder als die Erklärung, er tue es kraft eigenen Rechts „zu gunften 
der Ehefrau“, aufzufaffen? III. 12/2 91. 21, 335. 

3. Erleidet die dur) 8 340 verliehene Berechtigung eine Beein— 
trächtigung dadurch, daß ſich der Angeflagte bei dem wider ihn er- 
gangenen Urteile beruhigt hat? I. 6/10 81. 5, 50. 

4. Kann nah dem B.G.B. die Mutter eine8 minderjährigen An— 
geflagten, deren Ehe gejchieden, und welche für den allein jchuldigen Teil 
erflärt worden iſt, in einer gegen ihren Sohn anhängigen Straffache 
jelbjtändig Nevifion einlegen, wenn der Aufenthalt des Vaterd dei An— 
geklagten nicht zu ermitteln iſt? 

Rann die Mutter eine minderjährigen Angeklagten, deſſen Vater 
geftorben ift, in einer gegen ihren Sohn anhängigen Strafſache jelbitändig 
Revifion einlegen, wenn fie vor dem 1. Januar 1900 zur zweiten Ehe 


$ 338 


$ 339 


$ 340 
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gejchritten, ihre zweite Ehe aber jchon vor dem 1. Januar 1900 wieder 
geſchieden worden ijt? IL. 9/7 01. 34, 316. 


$ 341 Bedeutung des Ausdruds „zu Protokoll des Gerichtsſchreibers“. 
I. 5/10 99. 32, 277. 


$ 343 1. Kann der Revifionsrichter, wenn die Reviſion des Provinzials 
jteuerdireftor8 nur auf Verfchärfung der Strafe gerichtet ift, auf reis 
ſprechung erfennen? I. 9/11 91. 22, 213. 

2. Kann aus $ 343 das Beſtehen eines Rechtsmittels des Revifions- 
anſchluſſes hergeleitet werden? I. 9/2 80. 1, 194. 

3. Liegt eine Urteildaufhebung zu gunjten oder zu ungunjten des 
Angellagten vor, wenn auf die von der Staatdanwaltfchaft zu ungunjten 
des Angeflagten eingelegte Reviſion die wegen Steuerhinterziehung zu 
Unrecht ausgefprocdhene Geldjtrafe in Wegfall gebradt und die Sache 
zurüdvermiejen wird zum Bwede der eventuellen Berüdjichtigung des 
Steuerdelikts ald Strafzumefjungsgrundes bei Feitießung der Strafe wegen 
der zweiten dem Angeklagten zur Lajt gelegten Straftat? Fer. 11/9 00. 
33, 871. 


s 344 1. Welche Wirkung hat die von einem Ungellagten in der Haupt: 
verhandlung abgegebene Erklärung, daß er auf Rechtsmittel gegen das 
in einer anderen Strofjadye bei einem anderen Gerichte ergangene Urteil 
verzichte, auf die Rechtskraft dieſes Urteil3? J. 5/10 99, 32, 277. 

2. Kann der gejepliche Vertreter da8 von ihm namens ded An— 
geflagten eingelegte Rechtsmittel ohne des letzteren Zuſtimmung zurüd- 
nehmen? IV. 22/5 96. 28, 385. 

3. Welche Wirkung hat die von einem Nechtdanwalte fraft der ihm 
erteilten Ermädtigung erklärte Zurüdnahme der NRevifion auf Die 
Revifionseinlegung eines anderen Bevollmächtigten? I. 24/4 93. 24, 142. 

4. Muß der Berzicht des Angeflagten auf ein Rechtsmittel die 
ausdrüdliche Bezeihnung als „Verzicht“ enthalten? 

Sit die Zurüdnahme des Verzicht während des Laufs der Ein- 
legefrift zuläffig? II. 1/6 80. 2, 78. 

5. Wird der Verzicht eher wirkſam, als bis er dem Gerichte gegen 
über erklärt ift? Kann die bezügliche Erklärung zurücdgenommen werden, 
jolange fie noch nicht mit dem Willen des Verzichtenden an das Gericht 
gelangt ift? III. 31/1 80. 1, 92. 

6. Bedarf es der eigenhändigen Unterſchrift für die jchriftlihe Zurück— 
nahme eine Nechtsmitteld, oder genügt Unterzeihnung mit Namens— 
jtempel? Fer. 14/9 01. 34, 358. 


Zweiter Abſchnitt (SS 346— 353). 
Beihmerde, 
$ 346 1. Sit für die Frage, ob Beichwerde, oder ein anderes Rechtömittel 
Plaß greift, die Form der anzufechtenden Entſcheidung maßgebend? 
II. 17/6 92. 23, 155; I. 22/3 99. 32, 89. 
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2. Iſt gemäß Ab. 3 ein Beichluß des Oberlandesgerichts unabhängig 
von der Bujtändigfeit des letzteren der Rechtskraft fähig? I. 22/3 99. 
32, 89. 

3. Unterliegt eine oberlandesgerichtlihe Entſcheidung, durch welche 
ein Antrag auf Berichtigung einer Feitfebung von Zeugen- oder Sad: 
verjtändigengebühren abgelehnt wird, der Anfechtung? II. 16/1 83. 7, 420. 

4. Rann der Beihluß, durch welchen ein gegen die erfennenden 
Richter erhobened Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt wird, gemäß 
$ 28 SPD. aud dann in Verbindung mit dem Urteile angefochten 
werden, wenn er bon dem Überlandeögerichte erlaffen worden ijt? 
I. 16/6 00. 33, 314. 

5. Über das Nechtömittel, welches dem mit Soften belafteten An— 
tragjteller zujteht, j. oben 8 338, Nr. 1. 

6. Über die Möglichkeit einer Beſchwerde gegen oberlandesgericht- 
fihe Entjcheidungen im Falle des $ 160 G. V. G's ſ. dort. 


Über die Bedeutung der Vorfchrift des Abf. 2, daß das Beſchwerde— 
geriht „die in der Sache erforderlihe Entjcheidung* zu erlafjen hat. 
III. 20/6 89. 19, 332. 


Dritter Abſchnitt (30 354— 373). 
Berufung. 


Begriff von „Urteil“ ſ. St.P.D. $ 374, ©. 393. 


1. Über Einlegung eines Rechtsmittels jofort bei der Verlündung 
in der Sitzung ſ. 8 381. 

2. Desgleichen über Einlegung der Berufung durch einen nicht mit 
Vollmacht Berjehenen. 


Kann deshalb, weil in der Rechtfertigung der von der Staatd- 
anwaltihaft ohne jede Beichränfung eingelegten Berufung nur über Höhe 
der Strafe und Annahme mildernder Umjtände Bejchwerde geführt 
wird, gefolgert werden, daß dem Berufungsgerichte die Prüfung der 
Schuldfrage entzogen jei? II. 15/6 00. 33, 339. 


Über die Bedeutung der Vorfchrift j. $ 359, auch $ 392. 


1. Greift die Beitimmung des Abi. 3 auch Plab, wenn das Ge— 
richt in Anwendung des 8 265 SPD. erkannt hat? IV. 1/5 85. 
12, 164. 

2. Welhen Sinn haben in Abf. 3 die Worte „mit Unrecht“? 
Findet die Vorfchrift des Abſ. 3 auch Anwendung, wenn ſich erjt in 
zweiter Inſtanz ergibt, daß dad Gericht, welches in erjter Inſtanz er- 
fannt bat, nicht zuftändig war? 

Wie it zu verfahren, wenn das Berufungsgericht mit drei Richtern 
bejegt ijt, fi) aber herausitellt, daß die Verhandlung ein in erjter Inſtanz 


$ 3öl 
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s 355 
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$ 369 
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vor das Landgericht gehöriges Vergehen zum Gegenftande hat? III. 22/4 82. 
6, 309; III. 21/3 89. 19, 166. 

3. Steht der Entjcheidung des Berufungsgericht? als Gerichts erſter 
Inſtanz entgegen, daß dem Berufungsgerichte nad der Gejchäftsverteilung 
die Enticheidung in erſter Inſtanz nicht zugewiefen ift? II. 4/11 98. 
31, 302; I. 29/9 92. 23, 234. 

4. Wie iſt zu verfahren, wenn dad Strafverfahren dur eine 
polizeiliche Strafverfügung eingeleitet und auf Einjprud von dem Schöffen- 
gerichte ſachlich erkannt war, in der Berufungsinitanz aber fich ergibt, 
daß die Verhandlung ein in erjter Inſtanz vor das Landgericht gehöriges 
Vergehen zum Gegenftande hat? IIL 21/3 89. 19, 166. 

5. Wie hat das Berufungsgericht zu verfahren, wenn das Ver— 
fahren durch einen gejeßwidrig erlaffenen amtsrichterlichen Strafbefehl ein— 
geleitet war und im übrigen die Berhältnifje fo liegen, wie in dem vors 
gedachten Falle? II. 4/11 98. 31, 302. 

6. Kann das Berufungsgericht in einer durch Privatklage anhängig 
gewordenen, jpäter von der Staatsanwaltſchaft zur Verfolgung über: 
nommenen Straffahe gemäß $ 369 Abf. 3 eine ſachliche Entſcheidung 
treffen, wenn die Vorausſetzungen des 8 429 St.P.O. vorliegen? 
IV. 26/2 97. 29, 422. | 

7. Muß im Falle des 8 369 Abf. 3 eine vollftändig neue, den 
Vorſchriften für die erjtinjtanzlihe Hauptverhandlung vor der Straf: 
fammer entiprechende Verhandlung jtattfinden? Darf die Verhandlung 
ohne Anweſenheit des Angeklagten erfolgen? III. 26/11 83. 9, 282; 
IV. 9/5 90. 20, 390. 

8. Wohin gehört die Revifion gegen die gemäß $ 369 Abi. 3 
erlafjenen Urteile? III. 21/3 89. 19, 166. 

9. Kann der Richter, welcher den Strafbefehl erlaffen und bei dem 
auf Einſpruch ergangenen fchöffengerichtlichen Urteile mitgewirkt hat, nach 
Aufhebung dieſes Urteild und Verweiſung der Sade gemäß $ 369 
Abi. 3 nit als Mitglied des erfennenden Gericht tätig werden? 
IV. 28/6 98. 31, 225. 

&. weiter 35, 157. 


s 370 Über die Unanmwendbarkeit für den Fall, daß das Berufungsgericht 
als Erjtinftanzgericht urteilt, |. oben $ 369 Nr. 7. 


$ 372 1. Über unzuläffige reformatio in pejus f. auch $ 398. 

2. Inwieweit ift das Urteil ded Berufungdgerichtd beſchränkt, wenn 
der Angeklagte gegen die Verurteilung überhaupt, der Amtsanwalt nur 
wegen des Strafmahes Berufung eingelegt hat und das Berufungsgericht 
eine die Zuftändigfeit des SchöffengerichtS überjteigende Straftat als vor— 
fiegend annimmt? I. 28/5 94. 25, 397. 

3. Iſt das Verbot der reformatio in pejus auch für den Schwur- 
gerichtöhof bindend, wenn die Sache von einem Schöffengerichte abgeurteilt, 
infolge einer nur vom Angeklagten ergriffenen Berufung an dad Be— 
rufungsgericht gebracht, von letzterem aber wegen Unzuftändigfeit des 
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Schöffengerichtd an. das Schwurgericht verwiefen wurde? I. 24/5 83. 
8, 307. 

4. Hat 8 372 — abweichend von $ 398 — eine andere Be- 
deutung, als daß eine härtere Strafe, als die im angefochtenen Urteile 
erfannte, nicht verhängt werden darf? 

Liegt eine reformatio in pejus darin, daß mit Aufhebung des 
Strafe ausfprechenden Urteild erfter Inſtanz auf Einftellung des Ver— 
fahrende — unter Vorbehalt eined neuen Verfahrens — erfannt wird? 
IIL 15/11 83. 9, 324. 

5. Sit es eine reformatio in pejus, wenn der Berufungdrichter 
auf die Berufung eines Angeklagten, welcher in erſter Inſtanz zu einer 
Gefängnisſtrafe verurteilt worden ijt, eine Gelditrafe erkennt, welche höher 
ift, al3 fie nad dem Ummandlungsmaßitabe des $ 29 St. G. B.'s jein 
fönnte? II. 12/7 80. 2, 205. 


Vierter Abſchnitt (SS 374— 398). 
Repifion. 


1. Findet Reviſion jtatt bei einer Entjcheidung, die in einem 
„Urteile” getroffen it, obwohl ein Beihluß am Plate gewejen wäre? 
II. 17/6 92. 23, 155. 

2. Kt Nevifion bloß megen der Koftenverurteilung zuläffig? 
I. 27/4 82. 6, 237. 

3. Kann die Entſcheidung darüber, ob der freigejprochene jugenb- 
liche Angeklagte feiner Familie übermwiejen oder in eine Erziehungs oder 
Beflerungsanftalt gebracht werden joll, mittel® Nevifion angefochten 
werden? III. 30/9 82. 7, 180. 

4. Steht dem Nebenkläger gegen die Abweiſung feines Bußanſpruchs, 
wenn der Angeklagte im übrigen verurteilt und die Enticheidung hin— 
fihtlid) der Strafe rechtskräftig geworben ift, die Reviſion zu? III. 1/7 82. 
7, 12. 
5. ©. weiter Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln unter $ 338, ©. 389. 


1. Greift 8 375 Pla, wenn in dem Eröffnungsbeſchluſſe eine 
Tat mit Unrecht als jtrafbar angejehen worden ift? I. 28/2 95. 27, 67. 

2. Führt es zur Urteildaufhebung, wenn der Eröffnungsbeichluß 
nicht geſetzmäßig, insbeſondere don einem nicht vorjchriftsgemäß beſetzten 
Gerichte erlaffen worden ilt? IV. 26/3 95. 27, 125; IL. 29/1 84. 10, 56; 
II. 25/3 98. 31, 100. gl. L 24/6 80. 2, 120. 

3. Liegt eine Gefepesverlegung im Sinne des $ 375 vor, wenn 
ber in der Hauptverhandlung verlejfene Eröffnungsbefhluß von zwei in 
der Anklagejchrift verfolgten Delikten nur eines benennt, da8 erfennende 
Gericht aber wegen beider Delikte verhandelt und erfennt? IL 13/1 80.1, 66. 

4. Liegt ein Revifiondgrund vor, wenn der Beichluß, durch welchen 
da3 Hauptverfahren unter Zurücdweifung eines vom Angeklagten geitellten 
Antrags auf Vorunterfuhung eröffnet worden, vom Angeklagten mit der 
jofortigen Beſchwerde angefochten ijt, dieje Beſchwerde aber von der 
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Straffammer ald unzuläffig verworfen und zur Hauptverhandlung ge= 
fchritten wird? IV. 7/3 99. 32, 79. 

5. Kann auf einen Verjtoß gegen die Vorjchriften über die Ein- 
leitung de3 Wiederaufnahmeverfahrend die Revifion gegen das in diefem 
Berfahren cergangene Urteil gejtüßt werden? IV. 15/11 89. 20, 46; 
Iv. 15/12 96. 29, 278. 


$ 376 1. Was ift Rechtsnorm im Sinne des $ 376? Muß foldhe auf aus— 
drücklicher Geſetzesbeſtimmung beruhen, oder fann fie ſich auch aus Sinn und 
Bufammenhang der gejeßlichen Vorjchriften ergeben? I. 27/4 82. 6, 237. 

2. Iſt auch Gewohnheitsrecht eine Rechtsnorm im Sinne des $ 376? 
III. 5/11 83. 9, 299. 

8. — ausländifches Necht? II. 21/2 84. 10, 285. 

4. — der Inhalt von Staatöverträgen? IV. 22/9 85. 12, 381. 

5. Haben die Dienſtinſtruktionen von Bahnbeamten die Bedeutung 
eined Geſetzes? III. 17/12 79. 1, 125. 

6. Haben polizeiliche Anordnungen, welche Verwaltungsorgane auf 
Grund der Ausführungsbeftimmungen zum Reichsviehſeuchengeſetze treffen, 
die Bedeutung eined Geſetzes? IV. 14/1 90. 20, 177; IV. 21/2 96. 
28, 195. 

7. Sind die durch die preußische KabinettSorder vom 6. Dezember 1855 
genehmigten Bejtimmungen zur Regelung der Verhältnifje der erefutiven 
Polizei bei ihrem Einfchreiten gegen Dffiziere ꝛc (Mil. Gef. S. Bd. 5 
Nr. 371) Rechtönormen im Sinne des $ 376? IV. 13/11 96. 29, 180. 

8. Wann gilt das Urteil als auf einer Gejegesverlegung beruhend ? 
II. 18/2 80. 1, 210; II. 24/9 83. 9, 69. 

9. Über die Frage ſ. fonft die Entfcheidungen bei den einzelnen 
Geſetzesnormen und die nachſtehend am Schluffe aufgeführten Entieidungen. 

10. Über die Frage der Möglichkeit einer Anfechtung von Ge— 
ichmworenenfprüchen wegen Gejeßesverlegung ſ. $ 293. 

11. Inwiefern fann die Strafzumefjung durch Revifton angegriffen 
werden? IV. 22/4 92. 23, 91; IIL 11/1 83. 8, 76. 

12. Kann die Revifion auf irrige Anrechnung von Unterſuchungs— 
haft geitüßt werden? I. 12/11 83. 9, 244. 

13. Iſt der Nevifionsrichter bei der Entjcheidung über eine Rüge 
der Verlegung von Prozeßnormen durd Feititellungen des Inftanzrichters 
gebunden, oder ift er in der Würdigung der tatfächlihen Vorausjegungen 
für die zur Frage ftehende Prozeßnorm frei? III. 13/7 81. 4, 388; 
III. 15/3 83. 8, 248. 

14. inwieweit fompetiert dem Reviſionsrichter bei Entiheidung 
über Prozeßbeſchwerden die Auslegung des Eröffnungsbeſchluſſes? II. 
15/8 883. 8, 248. 

15. Stellung des Nevifiondrichterd bei Prüfung des Vorhandenſeins 
eines vechtzeitigen Strafantrag$? II. 4/4 82. 6, 161; II. 27/5 81. 4, 205. 

16, Unterliegt ein Urteil der Reviſion, wenn der Inftanzrichter 
einen Zeugen in der irrigen Annahme, er habe das 16. Lebensjahr nod) 
nicht vollendet, unbeeidigt gelaffen hat? I. 5/12 89. 20, 163. 
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17. Sind in der Revifionsinftanz neue Behauptungen zuläflig, um 
darzutun, daß ein in erjter Inſtanz beeidigter Zeuge wegen Verſtandes— 
ſchwäche nicht habe beeidigt werden dürfen? II. 18/11 84. 11, 261. 

18. Kann die Nevifion darauf geitüßt werden, daß das Gericht 
den Angeklagten irrtümlih für ftrafmündig gehalten und deshalb den 
Gejhworenen die in 8 298 St.P.D. vorgejchriebene Frage nicht vor— 
gelegt habe? IV. 5/7 98. 31, 232. 

19. Inwieweit fann der Nevifionsrichter in einer Unterjuchung 
wegen Ehebruchs nachprüfen, ob die Ehe wegen des zur Anklage jtehenden 
Ehebruchs gejchieden ijt? I. 28/9 91. 22, 135. 

20. Können dem Snitanzrichter unbekannte Tatſachen, welche die 
Zugehörigkeit einer Sache vor die Eivil-, oder Militärgerichte betreffen, 
auch in der Nevifionsinftanz noch berücdfichtigt werden? IV. 27/3 85. 
12, 125; IV. 5/4 95. 27, 148. 

21. Sit der Nevifionsrichter befugt, bei Entjcheidung der Frage, ob 
eine Unterbrechung der Verjährung eingetreten fei, den Inhalt der Unter: 
ſuchungsakten zu berüdfichtigen? III. 8/10 85. 12, 434. 

22. Über die Buläffigleit de8 Einwands ne bis in idem in der 
Nevifionsinjtanz, die Stellung des Revifionsrichterd gegenüber dieſem 
Einmwande, die Berückſichtigung von Entſcheidungen, welche erit nad) der 
angefochtenen Entiheidung ergangen find, f. ne bis in idem (Buch II 
Abſchn. 1). 

23. Kann der Revifionsrichter gejeßliche Bejtimmungen, welche erjt 
nah Erlaß des angegriffenen Urteil verkündet find, berüdjichtigen? 
I. 15/2 92. 22, 347. 

24. Konnte nad der früheren preußifchen Strafprozeßgejeßgebung 
die NichtigkeitSbefchwerde darauf gejtüßt werden, daß das angemwendete 
Strafgefeß nah Erlaß des angefochtenen Urteil aufgehoben worden jei? 
II. 25/1 81. 3, 297. 

25. Über fog. Protofolfrügen f. o. 8 271, Nr. 5. 

©. zu $ 376 aud: 1, 152, 236, 254, 845, 409; 2, 19, 38, 
109, 198, 207, 228, 378; 3, 282; 8, 359; 9, 310; 10, 436; 
12, 119; 13, 76; 14, 298; 17, 45; 20, 83; 25, 321; 31, 135. 


Nr. 1. 8 377 

1. Rann aus dem Umftande, daß im Borbereitungdverfahren 
ein nicht verfaffungsmäßig berufener Borfigender der Straflammer tätig 
geweſen, ein Revifiondgrund abgeleitet werden? III. 29/9 80. 2, 338. 
Bgl. I. 29/4 80. 1, 402. 

2. Kann eine Revifionsbejchwerde darauf gegründet werden, daß im 
einzelnen Falle bei Bejegung der erfennenden Straffammer die „reglemen- 
tären Vorſchriften“ der SS 62flg. G. V. G.'s nicht eingehalten worden 
feien? II. 27/11 80. 3, 286; II. 16/10 80. 3, 8; I. 8/7 80. 
2, 195; III. 5/5 80. 2, 51. 

3. Kann bei einer auf Grund des $ 377 Nr. 1 erhobenen Revi- 
fionsbejchwerde die Prüfung des Reviſionsgerichts weiter ausgedehnt 
werden, al3 auf die Zahl der mitwirfenden Richter und die Frage, ob 
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diefelben zur Wahrnehmung der Geichäfte ſämtlich überhaupt, und bei 
dem bejtimmten Qandgerichte, um welches es fich handelt, die Befähigung 
und die gejeglich vorgejchriebene Berufung hatten? III. 13/11 80. 8, 231. 

4. Rann ein Berjtoß gegen die Bejtimmungen darüber, wer bei 
Verhinderung ded ordentlichen Vorfigenden den Vorſitz in den Straf- 
fammerfißungen zu führen hat, gemäß $ 377. Nr. 1 die Aufhebung des 
ergangenen Urteild zur Folge haben? II. 2/3 80. 1, 238. 

5. Enthält es eine Gejebeöverlekung im Sinne des $ 377 Nr. 1, 
wenn der ordentliche Vorſitz in einer Straflammer des Landgericht von 
. einem Mitgliede des leßteren geführt worden, welches nidht Direktor ijt, 
dem aber die Landesjuftizverwaltung die Funktionen eine® Kammervor— 
jigenden mit den Befugniffen eines Yandgerichtödireftord übertragen hat? 
II. 11/6 88. 18, 9. 

6. Kann der Landgerichtspräfident von dem Präfidium des Land— 
gerichts beauftragt werden, die in 88 62, 63 G. V. G's vorgefehenen An- 
ordnungen vorläufig nad feinem diskretionären Ermefjen zu treffen? 
Kann die in Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes gebildete Straflammer 
als vorſchriftsmäßig bejeßt angejehen werden? II. 27/5 92. 23, 166. 

7. Bewirkt die Ernennung eined® NRichterd zum Mitgliede eines 
anderen Gerichts oder zum Staatdanwalte fofortige Unfähigkeit desjelben 
zur Funktion bei dem Gerichte, welchem er bisher angehörte? I. 15/11 88. 
9, 197; I. 28/1 95. 26, 412. 

8 Rann die Revifion darauf gegründet werden, daß die erfennenden 
Richter im Falle des Thronwechſels (in Preußen) den Dienfteid nicht 
erneuert haben? IV. 15/5 88. 17, 375. 

9. Bur Frage über vorſchriftsmäßige Gerichtöbefegung ſ. weiter 
88 61flg. G.B. G.'s und Tandesrechtlihe Ausführungsgefepe. 

10. Unter welchen Verhältniſſen iſt die Geſchworenenbank als nicht 
vorſchriftsmäßig beſetzt anzuſehen? IL. 21/9 80. 2, 241; III. 24/9 81. 6, 21. 

11. Liegt eine Gejeßesverlegung im Sinne des $ 377 Nr. 1 vor, 
wenn die Auslofung der Erjaßgejchtvorenen in öffentlicher Sitzung unter 
BZuziehung der ernannten Beifiger und in Gegenwart ded Staatsanwalt 
erfolgt ift? III. 24/9 81. 5, 21. 

12. Kann das unberedhtigte Ausscheiden von Geſchworenen vor der 
Bildung der Gejchworenenbanf den Mangel einer nicht vorſchriftsmäßigen 
Bejegung derjelben zur Folge haben? IV. 24/2 88. 17, 173. 

13.. Liegt eine vorjchriftswidrige Beſetzung der Geſchworenenbank 
bor, wenn eine zur Bekleidung des Amts eined Geſchworenen unfähige 
Perſon auf die Spruchliſte gebracht, aber wegen Krankheit beurlaubt 
worden und in der betreffenden Sikung deshalb nicht anmwefend gemwefen 
ift? IV. 15/6 94. 25, 418. 

14. Kann eine Gejebesverlegung im Sinne des $ 377 Nr. 1 
daraus hergeleitet werden, daß die Sprudlijte der Gejchiworenen ohne 
gejeglichen Grund eine Minderung erfahren habe? II. 25/1 95. 26, 409. 

15. Kann die Unaufmerkjamfeit (das Schlafen) eines Geſchworenen 
zu einer Beichwerde auf Grund des 8 377 Nr. 1 Anlaß geben? Fer. 
29/7 91. 22, 106. 
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16. Kann ein Revifiondgrund daraus hergeleitet werben, daß ein 
in Zunftion gewejener Gejchworener der deutſchen Sprade nit mächtig 
jei? IV. 7/1 98. 30, 399. 

17. Über vorfhriftsgemäße Bildung der Gefhworenenbant ſ. weiter 
88 278 flg. ©. 372. 


18. Bildet eine gegen das Geſetz verjtoßende Beſetzung der Ge— 
ſchworenenbank einen abjoluten Revifionsgrund, demgegenüber ein Verzicht 
des Wrogeßbeteiligten feine Wirkung haben fanı? IH. 27/5 86. 
14, 206. 


19. Kann daraus, daß ein gejeglich ausgeſchloſſener Gericht3jchreiber 
dad Protofoll in der Hauptverhandlung geführt hat, ein Reviſionsgrund 
abgeleitet werden? III. 12/11 85. 13, 76. 

20. Dürfen Referendare in Preußen ald Gerichtöichreiber fungieren? 
IH. 10/1 80. 1, 138. 

21. Bur Frage, ob Geriht oder Geſchworenenbank als vor= 
ſchriftsmäßig bejegt anzunehmen ijt, j. noch G.B.G. 88 65, 69, 78, 
83, 194. 

Nr. 2. 

22. Bezieht jih $ 377 Nr. 2 auf andere Fälle, ald auf die 
relative Unfähigkeit des Richters 2c zur Mitwirkung in einer bejtimmten 
Sache? II. 21/9 80. 2, 241; IV. 15/5 88. 17, 375. 

23. Über Unfähigkeit eines Richters zur Tätigkeit in einer be 
ftimmten Sade ſ. 88 22flg. S. 290flg. 

Nr. 3. 

24. Über die rechtliche Bedeutung des $ 377 Nr. 3 in Beziehung 
zu $ 28 StPO. II. 27/9 82. 7, 175. 

25. Hat dad Reviſionsgericht bei Verfolgung einer Bejchwerde auf 
Grund des $ 377 Nr. 3 feine Prüfung auf das tatfählidhe Material 
zu erſtrecken, welches zur Motivierung der Beforgnis der Befangenheit 
in erjter Inſtanz vorgebracht iſt? IIL 30/11 82. 7, 340; L 28/9 91. 
22, 135; IL. 8/10 97. 30, 273. Bgl. I. 17/10 81. 5, 188. 

26. Liegt „Verwerfung mit Unreht* im Sinne des $ 377 Nr. 3 
auch dann dor, wenn ein Ablehnungsgefud gar nicht von dem zuftändigen 
Gerichte geprüft und befchieden worden ift? IIL 20/6 89. 19, 332. 

Nr. 4. 

27. Kann Hinfichtlich der fachlichen Zuftändigkeit eine Beſchwerde 
auf Grund des 8 377 Nr. 4 in anderen Fällen jtattfinden, ald da, wo 
das Gericht über eine vor ein höheres Gericht gehörige Straftat erfannt 
hat? IV. 29/4 87. 16, 89. 

28. Unter welchen Umjtänden fann die örtliche Zuftändigkeit zum 
Gegenjtande der Prüfung in der Nevifiondinftang gemacht werden? 
III. 20/11 80. 3, 136; IV. 1/6 88. 17, 412. 

29. Fit das Revifionsgericht bei einer aus $ 377 Nr. 4 erhobenen 
Beihwerde an die vom Vorderrichter dem Eröffnungsbeichluffe gegebene 
Auslegung gebunden? III. 15/3 83. 8, 248. 
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Nr. 5. 

30. Gehört der Nebenkläger zu den Perſonen, deren Anweſenheit 
in der Hauptverhandlung das Geſetz vorfchreibt? III. 20/2 96. 28, 220. 

31. Greift $ 377 Nr. 5 Plag, wenn in der Hauptverhandfuug 
ald Beamter der Staatdanwaltihaft ein Gericht3affefjor anmefend mar, 
der von der Juftizverwaltungsbehörde der Staatdanwaltjchaft zur Be— 
Ihäftigung überwiefen, nad; Tandesgefeglichen Beitimmungen aber zur 
Vertretung des Staatdanwalt3 nicht befugt war? III. 11/11 89. 20, 40. 

32. it ein Fall des $ 377 Nr. 5 gegeben, wenn mit Verlegung 
des 5 232 St. P.O. in Abweſenheit ded Angeklagten verhandelt worden 
it? Kann die Stantdanwaltichaft hierauf eine Beſchwerde jtüßen? 
IV. 7/7 96. 29, 44. 

33. Unter melden Vorausſetzungen fann ein bei der Verhandlung 
anmwejend gewejener Mitangellagter eine Revifionsbefchwerde darauf fügen, 
daß mit Verlegung des Geſetzes ohne Anweſenheit eines Mitangeklagten 
verhandelt worden jei? II. 22/12 96. 29, 294. 

34. Unter welcher Borausjegung kann der durd die Abwejenheit 
eined Ungeflagten gegebene unbedingte Nevifionsgrund vom Nebenkläger 
auch gegenüber einem Mitangeflagten geltend gemacht werden? I. 5/12 01. 
35, 17. 

35. Über Uxteilverfündung ohne Anwefenheit des Staatsanmwalts 
ſ. $ 225 Wr. 2, ©. 331. 

36. Über Nichtanwefenheit des Verteidigerd im Falle notwendiger 
Verteidigung j. 8 140 ©. 315, $ 286 ©. 373. 

37. Über Nichtanweſenheit des Angeklagten bei Fortſetzung der Ver- 
handlung ſ. $ 230 Nr. 3, ©. 332 — bei einer gemäß $ 306 St. P.O. 
erteilten Belehrung der Geſchworenen f. $ 306 Nr.2 ©. 384; — bei Nach— 
bolung der Unterjchrift des Vorſitzenden unter den den Gefchworenen über- 
gebenen Fragen |. 8 301, Nr. 2 ©. 382. 

Nr. 6. 

38. Kann auf Grund des 8 377 Nr. 6 eine Revifionsbeichwerde 
deöhalb erhoben werden, weil öffentlich verhandelt worden ift, wo nicht 
öffentlich hätte verhandelt werden müfjen? IIL 22/1 81. 3, 295. 

39. Liegt eine Verlegung der Vorjchriften über die Dffentlichkeit 
des Verfahrens vor, wein zuwider $ 174 G. V. G.'s die Urteilsverkündung 
in geheimer Sitzung ftattgefunden hat? II. 30/1 80. 1, 90. 

40, Liegt eine ſolche Verlegung vor, wenn die Urteildgründe zu— 
wider ber Vorjchrift des $ 174 G.V. G.'s (in der Fafjung des Geſetzes 
vom 5. April 1888) in nicht Öffentlicher Sitzung verkündet worden find? 
IV. 6/5 90. 20, 383. , 

41. Kann durch Ausschluß der DOffentlichkeit während eines Teils 
der Beweisaufnahme die Verteidigung beeinträchtigt werden? L 21/1 95. 
26, 395. 

42. Gehört zu den in $ 377 Nr. 6 gedachten Vorjchriften auch die, 
daß jedem Angeklagten das rechtliche Gehör über Anträge auf Ausſchließung 
der Dffentlichleit gewährt werden muß? IL 9/1 80. 1, 50, 

43. Verlangt $ 175 G. V. G's, daß dem Beichluffe, welcher die 
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Öffentlichkeit ausſchließt, eine Verhandlung — Vegründet ein 
Verſtoß Dagegen einen Reviſionsgrund im Sinne des 8377 Nr. 6? 
I. 11/2 84. 10, 92; IV. 29/10 89. 20, 21; II. 5/11 89. 20, 52. 

44. Enthält e8 eine Berleßung der Vorſchriften über die Öffent- 
lichkeit des Verfahrend, wenn gemäß 8 176 Ubi. 2 G. V. G.'s einzelnen 
Perſonen geftattet wird, der im nicht öffeutliher Sitzung jtattfindenden 
Bee über Ausſchluß der Öffentlichkeit beizumohnen? IL 12/6 00. 
33, 

Fra Liegt cine Verlegung dann vor, wenn, über den gemäß $ 174 
G. V. G.'s verfündeten bejonderen Beſchluß, die öffentlichkeit für die Ver— 
fündung der Urteildgründe auszuſchließen, nicht beſonders verhandelt 
worden ift? IL. 81/1 02. 35, 108. 

46. Kann ein Verſtoß gegen $ 175 G. V. G.'s dadurch geheilt werden, 
daß unter Ausſcheidung des mit Berlegung des $ 175 a. a. O. Ber: 
handelten die bezüglichen Verhandlungen wiederholt werden? IV. 26/9 02. 
35, 353. 

47. ©. zu 8 377 Nr. 6 au G.B. G. 88 170 fig. 

Nr. J. 

48. Liegt der Fall ded $ 377 Nr. 7 vor, wenn dem Urteile bezüglich 
einzelner jelbjtändiger geile, welche angefochten find, die Begründung 
abgeht? II. 28/12 80. 3, 147. 

49. Inwiefern kann eine den Erfordernifien des 8 266 St.P.D. 
nicht genügende Urteilsbegründung eine Reviſionsbeſchwerde aus $ 377 
Nr. 7 rechtfertigen? IH. 22/5 80. 2, 60; II. 11/3 81. 3, 430. 

Nr. 8. 

50. Kann 8 377 Nr. 8 in anderen Fällen Plab greifen, als bei 
Beſchränkung der Verteidigung durch einen Gerichtsbeſchluß? IL 8/11 89. 
20, 38; IV. 13/1 88. 17, 45. 

51. Darf der Revifionsrichter bei Prüfung der Frage, ob die Ver- 
teidigung in einem für die Entjheidung wejentlihen Punkte 
beſchränkt worden ift, in das Gebiet der tatjächlihen Würdigung hinüber- 
greifen, oder bat er Sich dabei auf den Standpunkt des erfennenden 
Richters zu ftellen? III. 20/4 81. 4, 138; II. 25/1 81. 3, 298; 
I. 12/1 80. 1, 61. ®2gl. III. 10/1 80. 1, 138. 

52. Liegt eine Beichränfung der Verteidigung vor, wenn der ge— 
wählte Verteidiger ji nach Abgang des Gerichts zur Urteildberatung 
ohne Entfhuldigung entfernt, dad Gericht aber jtatt der Urteildver- 
fündung in eine erneute Beweidaufnahme eintritt? I. 6/6 96. 28, 413. 

53. Über die Frage, inwieweit durch Verſtöße gegen Prozekvor- 
ſchriſten, namentlich die 88 199, 217, 243, 257, 294, 299 St. P.O. 
die Verteidigung unzuläffig beichränft werden fann, ſ. die betreffenden 
Geſetzesbeſtimmungen. 


1. Findet die Beſtimmung Anwendung, wenn mit Verletzung des 8 378 
8 232 St. P.O. in Abweſenheit des Angeklagten verhandelt worden iſt? 
IV. 7/7 96. 29, 44. 

2. Sit die Revifion der Staatdanwaltichaft zuläſſig, wenn fie bei einem 
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teilweife auf Nichtichuldig lautenden Geſchworenenſpruche darauf geſtützt 
wird, daß das Berichtigungsverfahren, infolge deffen diejer Spruch ergangen, 
nicht jtattfinden durfte? IV. 8/6 86. 14, 298. 

3. Sit die Staatdanwaltichaft befugt, gegenüber dem durd ein Strafs 
fammer-Urteil freigefprochenen Angeklagten die Verlegung einer Vorſchrift 
über die DOffentlichleit des Verfahrens geltend zu machen? II. 30/1 80. 
1, 90; II. 31/1 02. 35, 103, 

4. Fallen auch Vorſchriften des materiellen Prozeßrechts unter 
die „lediglic; zu gunſten ded Angeklagten“ gegebenen Rechtsnormen? 
Kann unrichtige Anwendung des Saßed ne bis in idem zum Nachteile 
ded Angeklagten geltend gemacht werden? I. 3/3 81. 3, 385. 

5. Kann Verlegung des 8 264 Abi. 1 SPD. zum Nachteile des 
Angeklagten geltend gemacht werden? 

Hat $ 378 Bezug auf eine zu gunften ded Angeklagten eingelegte 
Revifion? IL 7/12 81. 5, 218. 


$ 379 1. Gilt die in $ 379 verordnete Beichränfung der Nevifion auch 

für den Nebenkläger? III. 20/2 96. 28, 220. 

2. Steht der Staatdanwaltichaft die Revifion zu, wenn der Sprud 
der Geſchworenen ein teilweiſes Nichtſchuldig enthält? IV. 27/5 84. 
10, 410; IV. 8/6 86. 14, 298. 

3. inwieweit kann die Nevifion der Staatdanwaltichaft auf gejeß- 
widrige Faſſung der Fragen gejtügt werden? IV. 1/3 89. 19, 96. 

4. Kann die Revifion der Staatdanwaltihaft auf die Unftatthaftig- 
feit des eingeleiteten Berichtigungsverfahrens geftügt werden? IV. 8/6 86. 
14, 298; III. 29/4 82. 6, 317. 

5. Steht der Staatdanwaltihaft die Revifion zu, wenn der Ge— 
ſchworenenſpruch wegen Mängel in der Form, Unvollftändigfeit oder 
Bweideutigkeit angefochten wird? IL. 11/6 80. 2, 95. 


8 380 Kann die Nevifion auf Verletzung prozejjualer Normen gejtüßt 
werden, wenn dad Oberlandesgericht dad von einem Landgerichte in der 
Berufungsinitang erlaffene Urteil als erjtinftanzliches Urteil angejehen 
und danad feine Unzuftändigfeit zur Entſcheidung über die Reviſion 
ausgeiprohen hat? III. 24/2 02. 35, 157. 


s 381 1. Wird die Frift gewahrt, wenn ber Schriftſatz am legten Tage 
nah Schluß der Dienjtitunden vom Gerichtöjchreiber in feiner Wohnung 
angenommen wird? I. 7/2 98, 31, 4. 

2. Wird die Friſt gewahrt durch einen am legten Tage nad; Schluß 
der Dienftitunden im Amtszimmer des Gerichtsfchreiberd in deſſen Ab— 
wejenheit, jedocd in Gegenwart des Hausmeiſters des Landgerichts nieder: 
gelegten, die Erklärung der Revifionseinlegung enthaltenden Scriftjaß? 
Ger. 27/8 91. 22, 124. 

3. Wird die Frijt gewahrt, wenn die Reviſion von einem Nechtö- 
anwalte eingelegt wird, dem erjt nad Ablauf der Einlegungsfrift Voll: 
macht erteilt wird? I. 17/12 96. 29, 257; I. 16/1 80. 1, 71. 
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4. Bit die rechtzeitige Revifiondanmeldung eines Nedyt3anwalts, der 
nicht Verteidiger des Ungeflagten war, auch dann zuzulafjen, wenn der 
Rechtsanwalt zwar innerhalb der Revifionsanmeldungsfrijt zur Einlegung 
der Revifion vom Angeklagten bevollmächtigt war, feine Vollmacht aber 
erit nach Ablauf diefer Friſt dem Gerichte vorlegt? II. 24/10 90. 21, 125, 
Bel. II. 7/12 80. 3, 91. 

5. Kann bei dem Mangel eine® vom Bejchwerdeführer weder an= 
gefertigten, noch unterzeichneten Schriftjtüdd das Erfordernis einer fchrift- 
lihen Reviſionseinlegung ald gewahrt angenommen werden, wenn aus 
dem Schriftſtücke bedenfenfrei die Identität des Beſchwerdeführers und 
jeine Abjicht, das Rechtsmittel einzulegen, erjichtlich ijt? IV. 9/3 88. 
17, 256. Vgl. I. 29/3 81. 3, 442. 

6. Iſt die Einlegung der Reviſion durch Telegramm zuläffig? 
III. 2/7 83. 9, 38. VBgl. II. 5/4 81. 4, 59. 

7. Wo ijt die Nevifion gegen da8 Urteil einer amt3gerichtlichen 
Straffammer einzulegen? III. 10/3 80. 1, 267. Vgl. Rechtſpr. des 
Neichögerichts in Strafj. Bd. 2 ©. 30. 

8. — mo gegen jchwurgerichtliche Urteile? III. 30/11 85. 13, 156. 

9. Kann der Angeklagte verlangen, daß die von ihm fofort nad) 
der Urteilöverfündung in der Situng erklärte Revifiondanmeldung in das 
Sigungsprotofoll oder in ein bejondered Protokoll aufgenommen wird? 
Begründet die Unterlafjung der Beurkundung die Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand? I. 2/11 93. 24, 355. 

10. Wann beginnt die Einlegungsfrift für den bei der Berfündung 
nicht anmwejenden und nicht vertretenen Nebenfläger? III. 11/2 82. 6, 28. 

11. Wann beginnt im jog. objektiven Strafverfahren die Frift zur 
Einlegung der Revifion gegen ein Einziehungsurteil für Einziehungs— 
interefjenten, welche im erjtinitanzlichen Verfahren weder zur Verhandlung 
geladen, noch fonjt prozeſſualiſch tätig geweſen find? IIL 26/1 85. 11,414. 

12. Über Beginn des Laufd der Einlegungsfrift bei Nichtmitteilung 
der Urteildgründe |. $ 267, Nr. 10 ©. 366. 

13. Uber Friſtberechnung f. oben $ 43 ©. 296. 


1. Kann die Begründung der Revifion von jeiten der Staats— 
anmwaltichaft durch Bezugnahme auf einen anderen Schriftſatz erfolgen? 
I 22/2 87. 29, 411. 

2. Werden die Vorjchriften über Anbringung der NRevifiondanträge 
dadurd gewahrt, daß zu deren Begründung lediglich auf den — in nit 
unterzeichneter Abjchrift beigefügten — Reviſionsſchriftſatz in einer anderen 
Sade verwiejen wird? IV. 12/11 89. 20, 42. 

3. Iſt e8 zuläffig, die Revifionsanträge lediglich Durch Bezugnahme 
auf andere Schriftjäße, in&befondere auf die Begründung der gegen ein 
früheres in derjelben Sache ergangenes Urteil eingelegten Revifion, zu 
begründen? IV. 21/9 88. 18, 95. 

4. Was jind Nevifionsanträge? Gehört dazu die Angabe, wie nad) 
Auffaffung des Beichwerdeführerd neben Aufhebung des angefochtenen 
Urteil3 zu erfennen ift? II. 16/11 80. 3, 43. 
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5. Wie ift eine prozefjuale Bejchwerde zu begründen? Genügt, 
wenn die Urteilsformel nicht verlefen ift, zur Begründung einer Beſchwerde 
über Verlegung des 8 267 St. P.O. die Behauptung eined Widerfpruchs 
zwijchen der verfündeten und der demnächſt aus dem Protokolle in das 
Urteil übergegangenen Formel ohne eine Angabe darüber, worin der 
Widerfpruch bejtehe? II. 25/11 87. 16, 347. 

6. Wie muß die Rüge, daß die Verleſung eines Schriftſtücks in 
der Hauptverhandlung gegen 8 249 St. P.O. verſtoße, begründet fein? 
II. 11/7 00. 33, 356. 

7. Was gehört zur Begründung materiellrechtlicher Beſchwerden? 
Hat der Nevifionsrichter im Falle der Behauptung unrichtiger Geſetzes— 
anwendung diefe Gejeßesanwendung unabhängig von den Reviſions— 
angriffen frei und in vollem Umfange zu prüfen? IL. 2/12 81. 5, 186. 

8. Hat dad Mevifionsgeriht bei vorliegender Rüge unrichtiger 
Geſetzesanwendung die Frage, ob Verjährung eingetreten ſei, auch ohne 
einen ausdrüdlih hierauf gerichteten Reviſionsangriff zur Entſcheidung 
zu bringen? III. 8/10 85. 12, 434. 

9. Fit bei erhobener materiellrechtlicher Beſchwerde auch zu prüfen, 
ob nicht gegen den Sab ne bis in idem verjtoßen ift? Können hierbei 
Tatſachen berüdfichtigt werden, die nicht im angefochtenen Urteile feit- 
geftellt find? I. 28/12 93. 25, 27; IV. 30/9 02. 35, 367. 

10. Kann in der Nevifionsiuftanz eine Beweisaufnahme über an— 
geblih in der Hauptverhandlung gemachte, im Sigungsprotofolle nicht 
beurfundete Vorhalte jtattfinden? II. 4/3 02. 35, 164. 


1. Erfolgt die Zuftellung der Urteildausfertigung mit der Wirkung, 
die Frift zur Anbringung der Revifionsanträge zu eröffnen, aud dann 
gültig an den Angeklagten, wenn diejer einen Verteidiger zur Entgegen- 
nahme bei Einlegung der Revifion bevollmädtigt hat? I. 10/3 82. 6. 93. 

2. Muß das dem Angellagten nad der Einlegung der Revifion 
zuzuftellende Urteil mit dem Gerichtsſiegel verjehen fein? I. 5/7 83. 
9, 274. 

3. Über Anbringung der Revifionsanträge in Schwurgericht3fachen. 
II. 30/11 85. 18, 156. 

4. Wird durch die Einhändigung der fchriftlihen Reviſiansanträge 
an den Saftellan des Gericht3 oder durd die Niederlegung derjelben auf 
den Tiſch des Gerichtsichreiber die Frift gewahrt? II. 5/2 84. 10, 74. 

5. Über Friftwahrung f. weiter 88 42, 381. 

6. Entipriht der Borfchrift des Un. 2 eine Begründung der 
Reviſionsanträge, welche neben der Unterjchrift des Angeklagten die Unter- 
ſchrift eines Rechtsanwalts mit dem Vermerke „Legalifiert” trägt? 
Iv. 7/11 90. 21, 159. 

7. Wird der Formvorſchrift dadurd genügt, daß die Unterjchrift 
de3 Angeklagten unter der Nevifionsfchrift beglaubigt wird? IL 21/9 83. 
9, 68. 

8. Wird die dvorgejchriebene Form dadurch gewahrt, daß ein Rechts— 
anmwalt der die Revifionsbegründung enthaltenden Privatichrift auf be= 
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jonderem Blatte die Erklärung beifügt, daß er diejelbe unterzeichne? 
IV. 2/10 88. 18, 103, 

9. Iſt der Formvorſchrift auch dann genügt, wenn der die Schrift 
unterzeichnende Rechtsanwalt der Unterjchrift einen deren Bedeutung ein- 
Ichränfenden Zufaß beigefügt hat? IV. 1/3 89. 19, 95. 

10. Darf ein formloſes Schriftjtüd, welche den von einem Rechts— 
anmalte unterzeichneten Revifionsanträgen beigefügt und in denjelben als 
„integrierender Beſtandteil“ bezeichnet iſt, als Teil der Revifionsanträge 
berücfjichtigt werden? IV. 1/10 86. 14, 348, 

11. Erſetzt der Beweis, daß die Revifionsjchrift von einem Rechts— 
anmalte verfaßt ift, die mangelnde Unterzeichnung durch diefen? I. 6/12 97. 
30, 366. 

12. Muß der die Revifion für den WUngeklagten rechtfertigende 
Rechtsanwalt feine Legitimation nachweiſen? IL 17/12 96. 29, 257; 
II. 24/1 87. 15, 226; I. 13/1 81. 3, 222. ®gl. IIL 8/3 82. 6, 81. 

13. Können die Revifionsanträge durch einen Verteidiger angebracht 
werden, der als foldyer in der Vorinſtanz nicht fungiert hat? IV. 23/6 96. 
28, 430, 

14. Iſt der Beiltand des 8 149 St. P.O. aud Verteidiger im 
Sinne de $ 385? I. 30/12 82. 7, 408. 

15. Iſt die Begründung der Reviſionsanträge durch Telegramm 
zuläffig? IIL 25/2 84. 10, 166. gl. II. 13/2 80. 1, 262. 

16. it bezüglich der Anbringung der Revifionsanträge „zu Protokoll 
des Gerichtäfchreiberd” jeder Gerichtsſchreiber zuftändig, oder beſchränlt 
8 385 den Angeflagten auf das Protofoll eines bejtimmten Gerichts- 
ſchreibers? I. 16/9 82. 7, 174. 

17. Sit eine von der Hand des Angeklagten geſchriebene Revifions- 
begründung, die von dem Gerichtsichreiber lediglich mit der üblichen 
Eingangd- und Schlufformel der Protokolle umkleidet worden it, als 
ein der Vorſchrift des $ 335 Abſ. 2 entiprechendes Protokoll zu erachten? 
II. 30/11 80. 2, 444. 

18. Wird der Formvorſchrift dadurch genügt, daß der Angeklagte 
zu Protokoll des Gerichtäfchreiberd auf den Inhalt einer von ihm über- 
reichten, der Unterzeichnung des PVerteidigerd oder eines Rechtsanwalts 
entbehrenden Rechtfertigungsfchrift verweift? IL. 19/10 80. 2, 358. 

19. Sit der Formvorfchrift genügt durch ein Protofoll, welches 
fediglid in der Abjchrift eined nur vom Ungeflagten unterjchriebenen 
Protokolls bejteht, oder gar bloß die Überreihung einer nur vom Ans 
geflagten unterjchriebenen Nechtfertigungsichrift Tonjtatiert? III. 23/2 81. 
4, 7, IV. 18/9 85. 12, 367. 

20. Iſt der Formvorſchrift genügt, wenn der Gerichtsichreiber auf 
Verlangen des Angeklagten die Revifionsredhtfertigung nad) deſſen Diktat 
niederichreibt? I. 9/5 95. 27, 211. 

21. Rann auf Grund einer Vollmacht des Beichuldigten jede be= 
fiebige Perſon die Nevifionsanträge zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
wirkſam erklären? 

Wie hat das Gericht zu verfahren, wenn ein Bevollmächtigter des 

26* 
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Beihuldigten die Revifionsanträge friftgemäß zu Protokoll des Gerichts— 
jchreiber8 erklärt hat? II. 16/10 83. 9, 78. 

22. Genügt der Staatdanwalt der Formvorfcrift, wenn er dem 
Gerichte ein Schreiben überjfendet, mit dem er eine von dem Gefretär 
der Staatdanmwaltichaft beglaubigte Abjchrift eined als „Reviſionsſchrift“ 
bezeichneten und in Urſchrift bei den Handakten der Staatsanwaltſchaft 
verbliebenen Schriftſatzes überreiht? IL. 12/2 01. 34, 137. 


8 388 1. Kann das Reichögericht über eine an fi vor dasſelbe gehörige 
Revifion erkennen, nachdem ein Oberlandesgericht troß mangelnder Bus 
ftändigfeit als Revifiondgericht erfannt hat? IV. 5/5 91. 22, 113. 

2. Sit ein oberlandesgerichtliher Beſchluß, durch welchen die Un: 
zuftändigfeit de8 Oberlandesgerichts zur Entjcheidung über die Nevifion 
gegen ein von dem Landgerichte in der Berufungsinjtanz erlafjenes, 
jahlih aber von dem Oberlandesgerichte als erſtinſtanzliches angeſehenes 
Urteil ausſpricht, für das Neichgericht bindend? III. 24/2 02. 35, 157. 


8 389 1. Findet 8 389 Anwendung, wenn die Begründung der Revifions- 
anträge formell der Vorſchrift des 8 384 Abf. 2 nicht entjpricht? 
I. 8/12 79. 1, 257. 
2. Hit die Befugnis zum Anſchluſſe an die öffentliche Klage vom 
Revifiondgerichte zu prüfen, wenn der in erjter Inſtanz zugelafjene 
Nebenkläger Revifion einlegt? III. 12/12 01. 35, 25. 


$ 392 1. Inwieweit ift das Revifionsgericht in Aburteilung der Sache 
durch die Nevifiondanträge gebunden? Was gilt in diefer Hinficht, wenn 
nur wegen der Strafe und wenn nur wegen der Koſten Bejchwerde erhoben 
it, und bei Bejchwerdeführung wegen eines ideell konkurrierenden Delikts? 
Welhe Wirkung tritt ein, wenn bei Freiſprechung ded Angeklagten von 
einem Vergehen gegen $ 184 St. G. B.'s nur Befchwerde darüber erhoben 
wird, daß nicht die in SS 41, 42 a.a.D. vorgejehenen Maßnahmen 
ausgefprocdhen worden find? II. 2/12 81. 5, 186; I. 18/12 99. 33, 17; 
I. 16/1 80. 1, 81; I. 9/11 91. 22, 218. 

2. Über die Frage, ob der Nevifionsrichter bei Entjcheidung über 
Prozeßbeſchwerden an die Feititellungen des nftanzrichterd gebunden ift, 
ſ. $ 376, Nr. 13, ©. 394, 

3. Hat der Nevifionsrichter bei einer Beſchwerde dariiber, daß 
nicht eine härtere Strafe ausgefprochen worden, fich der Prüfung, ob 
überhaupt eine jtrafbare Tat vorliegt, zu enthalten? I. 9/11 91. 22, 213. 

4. Über die Bedeutung de 8 392 f. weiter 8 384, ©. 401. 


$ 393 1. Müfjen, wenn ein Urteil wegen ungenügender Feſtſtellung des 

Rückfalls aufzuheben it, jämtlihe dem Urteile zu grunde liegenden 
Feltftellungen aufgehoben werden? I. 23/10 99. 32, 310. 

2. Sit eine Teilung der zum Tatbeſtande eined Delikts gehörigen 

Merkmale in der Art zuläſſig, daR bei Aufhebung eines Urteils die tats 

ſächlichen Feſtſtellungen desjelben teilweije aufrecht erhalten werden und 
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nur zum anderen Teile eine neue Verhandlung vor dem nftanzgerichte 
erfolgt? III. 30/6 80. 2,289; IL 16/1 80. 1,81. gi. III. 5/5 80. 2,45. 

3. Bleiben bei einem gemäß $ 74 St. G.B.'s erfolgten Ausſpruche 
einer Gejamtjtrafe die Einzelftrafen beftehen, wenn in ber Reviſions— 
inftanz die Verurteilung wegen einzelner Straftaten aufgehoben wird? 
Pl. 18/4 94. 25, 297; IV. 80/10 94. 26, 167; III. 8/5 93. 24, 149; 
III. 23/4 81. 4, 140. gl. I. 20/9 80. 2, 285. 

4. Über die Bedeutung der Aufrechterhaltung der Feſtſtellungen 
j. u. $ 394. 


1. Rann das Nevifiondgeriht in der Sache felbft entjcheiden, wenn 
von dem Vorderrichter in Bezug auf eine ideell fonfurrierende Straftat 
der Schuldausſpruch verfäumt worden, nad) Lage der Sache aber die 
Feſtſetzung einer veränderten Strafe ausgefchloffen ift? 17/5 81. 4, 179, 

2. Liegt eine abjolut beftimmte Strafe im Sinne de $ 394 vor, 
wenn der geſetzliche Höchitbetrag der an Stelle einer Gelditrafe tretenden 
Breiheitöftrafe zugleich den nad) Lage des Falles zuläffigen Mindeftbetrag 
derjelben darjtellt? IV. 17/1 90. 20, 218. 

3. Greift die Befugnis des Reviſionsgerichts, auf das niedrigite 
Map einer nicht abfolut beftimmten Strafe zu erkennen, auch da Plaß, 
wo das Strafgefe die Verhängung einer geringeren Strafe von dem 
Borhandenjein mildernder Umftände abhängig macht? II. 19/10 80.2, 355. 

4. Wie hat das Revifiondgericht gemäß 8 394 zu entjcheiden, wenn 
ein Straflammerurteil wegen unrichtiger Anwendung de3 Straf: 
geſetzes aufzuheben ift und fi zugleich ergibt, daß die zur Anklage 
gebradte Straftat nad) richtiger Dualififation vor dem Schwurgerichte 
abzuurteilen ift? I. 10/3 84. 10, 192; III. 15/8 86. 14, 19. 

5. Hat infolge einer von der Staatdanwaltichaft wegen Nichtanwen⸗ 
dung ded 8 502 St. P.O. mit Recht eingelegten Reviſion das Revijions- 
gericht jelbjt demjenigen, welcher durch zurüdgenommenen Strafantrag 
Koften veranlaßt hat, ſolche aufzuerlegen? I. 20/3 84. 10, 210. 

6. Kann das Nevifiondgericht zu einer Freiſprechung wegen Ber: 
jährung dadurch gelangen, daß ed auf Grund der Alten prüft, ob eine 
Unterbredung der Verjährung eingetreten ift? III. 8/10 85. 12, 434. 

7. Iſt vom Revifionsgerichte ſelbſt auf Freifprehung zu erkennen, 
wenn fich ergibt, daß die Geſchworenen mit Unrecht zu einer Berichtigung 
des urjprünglichen auf Nichtſchuldig lautenden Geſchworenenſpruchs ver: 
anlaßt worden find? IV. 24/1 90. 20, 188. 

8. Sit der Straflammer des Landgericht3 und der amtsgerichtlichen 
Straflammer im Bezirke des betreffenden Landgeriht3 die Eigenjchaft 
verjchiedener Gerichte im Sinne des $ 394 Abſ. 2 beizulegen? III. 15/3 88. 
17, 230. 

9. In welchem Umfange hat nad) Aufhebung eines Urteil jamt 
Feſtſtellungen da8 Gericht die zurückverwieſene Sache feiner Würdigung 
zu unterziehen? Was bildet nad einer ſolchen Aufhebung die Grund 
lage der neuen Verhandlung? I. 17/10 81. 5, 133. 

10. Sind bei der anderweiten Verhandlung einer von dem Revifiong- 


8 394 


$ 395 


$ 397 
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gerichte unter Aufrechterhaltung des Geſchworenenſpruchs an das Schwur— 
gericht zurüdverwiejenen Sache die Geſchworenen zuzuziehen? IV. 13/2 91. 
21, 388. 

11. Welche Bedeutung bat die bei Aufhebung eines Urteils ftatt- 
findende Aufrechterhaltung der Feſtſtellungen? Sit bezüglich leßterer eine 
Beweiserhebung zuläffig? III. 3/11 82. 7, 176. 

12. Fallen die Strafausmefjungdgründe unter die dom Reichs— 
gerichte aufrechterhaltenen Feitftelungen? Kann bezüglid der Strafaus- 
mefjungsgründe eine weitere Beweiserhebung jtattfinden? Gilt letzteres 
aud dann, wenn vom Schwurgerichte ohne Zuziehung von Geſchworenen 
verhandelt wird? I. 7/2 81. 3, 319; IIL. 3/11 82. 7, 176; IV. 13/2 91. 
21, 388, 

13. Sit bei Burüdverweifung einer Sache unter Aufredterhaltung 
der Feititellungen das Inftanzgericht bezüglich der Zuerfennung mildernder 
Umjtände ungebunden? Sit in diefer Richtung geeignetenfall® weiterer 
Beweis zu erheben? Kann dabei ein Verftoß gegen 8 244 St. P.O. vor- 
fommen? Ser. 27/7 83. 9, 98; IV. 16/5 90. 20, 411. 

14. Kann in dem Falle, wenn eine Sade zur erneuten Verhand— 
fung an ein andere8 Gericht verwiejen worden iſt, bei diefem Gerichte durch 
Vereinbarung gemäß 8 13 Abi. 2 St.P.O. ein Gerichtsſtand zur Vers 
Handlung gegen Mitbeichuldigte begründet werden? III. 11/10 86. 14, 396. 

15. Über Zurüdverweifung einer Sache ſ. auch $ 398. 








Über Anwendbarkeit der Norm auch bei materiellrechtlicher Beſchwerde 
1. 8 394. 


1. Welches find die Vorausſetzungen des $ 397? Iſt derjelbe auch 
dann in Anwendung zu bringen, wenn nicht anzunehmen ift, daß gegen 
den Nichtrevidenten bei richtiger Beurteilung jeiner Straftat eine mindere 
Strafe verhängt worden wäre? III. 15/12 80. 3, 283. 

2. Findet $ 397 auch auf alle Fälle Anwendung, deren gemein 
Ihaftlihe Aburteilung nicht auf einem Zufammenhange aus $ 3, jondern 
aus $ 236 St.P.D. beruht? 

Kommt 8 397 auch ſolchen Nichtrevidenten zu ftatten, welche fich 
einer anderen, wenn auch in demfelben Verfahren abgeurteilten Tat 
Ihuldig gemacht haben? 

Genügt zur Anwendung, daß der Nichtrevident aus denjelben Gründen 
oder wenigitend einem der Gründe, welche die Aufhebung des Urteil zu 
gunjten des Nevidenten zur Folge gehabt haben, feinerfeit3 die Revifion 
mit Erfolg hätte durchführen können? II. 5/5 82. 6, 256. (1, 152.) 

3. Findet 8 397 aud dann Anwendung, wenn das Urteil wegen 
Berlegung von Rechtsnormen aufgehoben wird, welche die in der Perſon 
eine8 Angeklagten begründete Straferhöhung oder Strafmilderung betreffen, 
und wenn die gleiche Rechtöverlegung bezüglich der Nichtrevidenten vorliegt? 

Kommt $ 397 bei einer von der Staatdamwaltichaft zu guniten 
eines Angeklagten verfolgten Revifion zur Anwendung? IIL 5/12 87. 
16, 417. 
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1. Iſt durch Abſ. 1 auch das Nevifionsgericht, welches nad) vorher $ 398 


erfolgter Aufhebung des erftintanzlichen Urteil® über die Reviſion gegen 
das neue Urteil zu entjcheiden hat, an die jener Aufhebung zu grunde 
liegende rechtliche Beurteilung gebunden? 

Haben die von einem Oberlandesgericht als Reviſionsgericht aufs 
gejtellten Rechtögrundfäge auch dann bindende Kraft, wenn das Berufungs- 
gericht, an welches die Sache zurückverwieſen war, bei feiner Entſcheidung 
von einer Dualififation der Tat ausgegangen iſt, welde die Zuftändigfeit 
des Reichsgerichts als Nevifionsinjtanz begründet? III. 24/5 82. 6, 357; 
IV. 6/10 91. 22, 156. 

2. Inwiefern ift die Straflammer, wenn die neue Verhandlung ein 
verändertes tatfächliches Ergebnis geliefert hat, durch $ 398 in der rechts 
fihen Beurteilung beſchränkt? I. 19/1 99. 31, 436. 

3. Über die Wirkung der Aufrechterhaltung der einem aufgehobenen 
Urteile zu grunde liegenden Fejtitellungen j. $ 394. 

4, Wie hat fi) der Inftanzrichter von dem Urteile des Reviſions— 
richters Kenntnis zu verſchaffen? II. 15/5 91. 21, 436. 

5. Über das Verbot der reformatio in pejus in Abſ. 2 f. 8 372. 

6. Sit es eine reformatio in pejus, wenn bei Realkonkurrenz auf 
ein Nechtömittel des Angeklagten nad Fortfall einzelner Delikte, welche 
zur Erfennung einer Geſamtſtrafe geführt haben, zwar nicht die Gejamt- 
ftrafe, wohl aber die verwirkten Einzelftrafen bezüglich der übrigbleibenden 
Delikte erhöht werden? III. 12/4 94. 25, 244; IV. 30/10 94. 26, 167. 
Vgl. IL 12/7 80. 2, 202. 

7. Iſt gegen Abf. 2 verftoßen, wenn ein den $ 79 St.©.8.’8 
außer Betracht laſſendes Urteil auf Revifion des Angeklagten aufgehoben, 
alsdann die früher erfannte Strafe verbüßt und nunmehr die gleiche 
Strafe wie in dem aufgehobenen Urteile verhängt ift? II. 3/2 99. 32, 7 

8. Dürfen in einem zweiten Urteile auf Grund des $ 40 St. G. B.'s 
mehr Gegenftände eingezogen werden, als in einem früheren auf Revifion 
des Angeklagten aufgehobenen Urteile eingezogen waren? I 20/5 95. 
27, 245. 

9. Kann eine Buße in dem zweiten Urteile zuerkannt werden, wenn 
das erfte Urteil, welches die Buerfennung einer ſolchen abgelehnt hatte, 
auf Nevifion des Angeklagten aufgehoben und die Sache zur neuen Ver— 
handlung zurückverwieſen war? I. 25/4 87. 15, 439. 


Viertes Buch. 


Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil 
geſchloſſenen Verfahrens. 


1. Kann im Wege des Wiederaufnahmeverfahrens ein Urteil be— 
feitigt werben, welches ein Rechtsmittel als unzuläſſig verwirft? 

Sejtatten die Fälle des S 399 Nr. 1, 5 eine analoge Anwendung 
auf andere Fälle, indbefondere auf ſolche, wo nicht die Schuldfrage zu 
neuer Erörterung gebracht werden joll? I. 13/6 89. 19, 321. 


s 399 
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2. Ranı gemäß 8 399 Nr. 5 ein Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens darauf gejtügt werden, daß der verurteilte Angeklagte zur 
Beit der Tat noch nicht daß zwölfte Lebensjahr vollendet gehabt habe? 
Iv. 15/11 89, 20, 46. 


$ 402 It die Wiederaufnahme des Verfahrens aus Nr. 4 zuläffig, wenn 
das Geftändnid nur einen ſchwereren Gefichtäpunft der abgeurteilten Tat 
betrifft, wegen deſſen der Angeklagte nicht jchuldig erklärt worden ift? 
III. 5/3 81. 3, 399. 


$ 405 1. Hat der den Angellagten gemäß 8 140 St. P.O. beftellte Ver- 
teidiger auch in dem hiernächſt auf Antrag der Staatsanwaltſchaft wieder- 
aufgenommenen Verfahren als Verteidiger zu fungieren? IL 29/6 91. 
22, 97; IV. 15/12 96. 29, 278. 
2. Kann die Staatdanwaltfhaft zu gunften des Angeklagten Die 
Wiederaufnahme des Verfahrens beantragen? IV. 15/11 89. 20, 46. 


$ 407 Hat 8 407 die Bedeutung, daß das Gericht, defjen Urteil angefochten 
wird, auch dann zu entfcheiden hat, wenn demjelben die Gerichtöbarfeit 
über den Angeklagten gar nicht zufommt? IV. 27/3 85. 12, 125. 


8 410 1. Sit das urteilende Geriht an den Beſchluß der Straflammer, 
durch welchen die Wiederaufnahme des Berfahrend und die Erneuerung 
der Hauptverhandlung angeordnet worden ift, gebunden? I. 30/6 81.4, 402. 

2. Muß bei verordneter Wiederaufnahme des Verfahrens die „Er— 
neuerung der Hauptverhandlung“ vor demfelben Gerichte oder doc) einem 
Gerichte derjelben Ordnung erfolgen, wie dasjenige, von welchem in dem 
früheren Verfahren das Urteil erlafjen worden ift? III. 2/7 83. 9, 34; 
Iv. 15/12 96. 29, 278. 

3. Darf ein in der Hauptverhandlung ald Zeuge bernommener 
Nichter in dem nachfolgenden wiederaufgenommenen Verfahren als erfuchter 
Nichter Zeugen abhören? IV. 4/5 97. 30, 70. 

4. Bedeutung und Notwendigkeit des in Abf. 2 vorgefehenen Be— 
ſchluſſes. IL. 26/9 02. 35, 351. 

5. Kann ein Ungellagter, der im Falle des $ 140 Abf. 2 Nr. 2 
den Antrag auf Beitellung eines Berteidigerd innerhalb der geſetzlichen 
Friſt nicht gejtellt hat, bei Erneuerung der Hauptverhandlung im Wieder- 
aufnahmeverfahren diefen Antrag nachholen? I. 27/10 02. 35, 409. 


8411 1. Darf ein nad) 8 411 erlaſſenes Urteil auf Ausſagen geſtützt 
werden, die gemäß $ 409 St. P.D. unbeeidigt geblieben find? IV. 22/9 96. 
29, 64. 
2. Sit die im Abſ. 1 vorgefehene freifprechende Entſcheidung als 
Urteil, oder als Beſchluß aufzufaffen? IV. 24/1 96. 28, 146. 
3. Dt die Erneuerung der Hauptverhandlung gegen einen ver- 
torbenen Verurteilten auch dann ausgefchlojjen, wenn es ſich bei dem 
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BWiederaufnahmeverfahren um mehrere Verurteilte handelt, von welchen 
nur einer verjtorben ift? IV. 29/4 84. 10, 423. 


1. Rann der Angeklagte nach Verfäumung der fofortigen Beichwerde $ 412 
gegen dad ergangene Urteil geltend machen, daß es an der Grundlage 
für den Antrag der Staatdanwaltihaft auf Wiederaufnahme des Ver— 
fahrens gefehlt Habe? I. 29/6 91. 22, 97. 

2. Kann auf einen Berftoß gegen die Vorjchriften über die Ein- 
leitung des Wiederaufnahmeverfahrend die Reviſion gegen das in dieſem 
Verfahren ergangene Urteil geftügt werden? IV. 15/11 89. 20, 46; 

Iv. 15/12 96. 29, 278. 


1. Hat das Gericht in der erneuten Hauptverhandlung nur zu er- $ Al3 
örtern, ob die der früheren Entjheidung zu grunde gelegten Tatfadhen 
richtig find, oder ift die ganze Tat von neuem vollitändig zu unterfuchen? 

Kann bei Aufrechterhaltung der der früheren Entſcheidung zu grunde 
liegenden Feititelungen auf eine andere Strafe nicht erfannt werden? 
I. 12/10 80. 2, 323; IL. 25/1 98. 30, 421. 

2. Tritt infolge der Wiederaufnahme des Verfahrens der Eröffnungs- 
beichluß außer Kraft? Iſt diefer Beſchluß oder der Beſchluß über Wieder- 
aufnahme des Verfahrens in der erneuten Hauptverhandlung zu verlejen? 

Erleidet die Bejtimmung des 8 23 Abf. 3 St.P.D. Unmwendung auf 
die Richter, welche bei der Entjheidung über Wiederaufnahme des Ver— 
fahrens mitgewirkt haben? II. 23/9 81. 4, 426. 

3. Sit in der Hauptverhandlung in einem wiederaufgenommenen 
Verfahren die Verlefung de8 in dem urfprünglichen Verfahren ergangenen 
Strafurteild zuläffig? I. 19/1 82. 5, 429. 

4. Sind die Zeugen, welche in der urjprüngliden Hauptverhand- 
lung vernommen worden, und welde nah Anbringung eines Antrags 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens auf Anordnung des mit diefem An— 
trage befaiten Gericht3 vernommen worden jind, in dem Falle, wenn fie 
in der erneuten Hauptverhandlung ald Zeugen auftreten, nah Maßgabe 
des $ 66 St.P.D. zur eidlihen Bekräftigung ihrer Ausfage anzuhalten? 
III. 3/1 89. 18, 417. 

5. Erjtredt jich die erneute Hauptverhandlung von jelbit auch auf 
eine im früheren Urteile übergangene Straftat? II. 21/5 89. 19, 227. 

6. Sind einem im Wiederaufnahmeverfahren unter Überweifung der 
Koften an die Staatskafje freigefprodenen Angeklagten die Koften eines 
im früheren Verfahren erfolglos eingelegten Rechtsmittels zu erjtatten? 
L 17/10 95. 27, 382. Bgl. III. 10/6 95. 27, 286. 

7, Wie ift die Gefamtftrafe zu berechnen, wenn der zu einer Gejamt- 
jtrafe Verurteilte im Wiederaufnahmeverfahren teilweife freigefprochen wird 
und nun eine neue Öejamtjtrafe zu beftimmen ift? III. 8/5 93. 24, 149. 

8. Findet die Vorſchrift des $ 411 Abſ. 4 St. P.O. über öffentliche 
Bekanntmachung analoge Anwendung auf den Fall, wenn der früher Ber- 
urteilte auf Grund der neuen Hauptverhandlung freigefprochen wird? 

Hat der wegen falſcher Anſchuldigung Verurteilte, wenn feine Ver— 
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urteilung Sffentfid) 6 bekannt gemacht worden ijt, im Falle der nad) Wieder- 
aufnahme des Verfahrens erfolgten Freifpredung ein Recht darauf, daß 
die Freifprehung in gleicher Weije, wie die urjprünglich ausgeſprochene 
Verurteilung, befanut werde? II. 18/1 87. 15, 188. 


Fünftes Budr. 
Beteiligung des Verletzten bei dem Berfahren. 


Erſter Abſchnitt (SS 414—434). 
Privatllage. 


Kann eine Behörde wegen Beleidigung Privatklage erheben? I. 7/11 92. 
23, 293. 


Findet $ 415 nur Anwendung, wenn neben dem Berlegten noch 
eine andere zur Privatklage jelbitändig berechtigte Perſon vorhanden ift, 
oder auch dann, wenn durch diejelbe Handlung mehrere Berfonen verlegt 
und zur Privatflage berechtigt find? 

Sit nad der auf Privatllage eines der Verlegten ergangenen rechts— 
kräftigen Entfheidung noch zuläflig, daß diefelbe Handlung auf Antrag 
eined anderen PVerlegten dur die Staatdanwaltihaft verfolgt wirb? 
II. 25/2 81. 3, 362; I. 3/3 81. 3, 385. 


1. Läuft für die Erhebung der Privatllage eine Frift, wenn der 
Berlepte den Strafantrag innerhalb drei Monaten bei der Staatsanmwalt- 
ſchaft geftellt und diefe die Übernahme der Strafverfolgung abgelehnt 
hat? II. 4/3 81. 3, 373, 

2. ann die Staatsanwaltjchaft nad einmal erhobener öffentlicher 
Klage, wenn ſich ſpäter das VBorhandenfein einer Straftat der in $ 416 
bezeichneten Art ergibt, noch von dem ihr in 8 416 eingeräumten Er— 
meſſen Gebrauch mahen? III. 22/4 82. 6, 309. 

3. Sit bei Erhebung einer Anklage wegen eines Offizialdeliftö das 
Gericht dur die Erklärung der Staatdanwaltichaft, wegen einer ideell 
fonfurrierenden Beleidigung 2c Anklage nicht erheben zu wollen, rechtlich 
behindert, die Tat auch vom Gefichtspunfte der Beleidigung ꝛc abzu= 
urteilen? III. 2/10 84. 11, 128. 

4. Welche Bedeutung hat nad) dem früheren preußifchen Straf: 
prozeßrechte das Ermefjen der Staatsanmwaltjichaft bezüglich der Verfolgung 
von Beleidigungen durch öffentliche Klage? I. 12/4 80. 2, 7. 


1. Iſt e8 für die Übernahme der Strafverfolgung durch die Staat3- 
anwaltſchaft von rechtlicher Bedeutung, daß die Privatllage ohne Über— 
reihung des vorgejhriebenen Sühneatteſtes angebracht war? II. 4/3 81. 
3, 373, 

2. Rann die Staatsanwaltfchaft in Bezug auf die ihr durch Er- 
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hebung der Privatflage nah $ 417 Abi. 2 gewährte Befugnis durch 
Dispofitionen des Privatllägers bejchränft werden? II. 20/4 83. 8, 207. 

3. Bleibt das Schöffengericht fir eine im Wege der Privatflage 
verfolgte Beleidigung oder Körperverlegung zujtändig, wenn die Staatd- 
anwaltihaft die Strafverfolgung übernommen hat? 

In mwelder Form ift eine Privatflage nah Erklärung der Staats— 
anmwaltihaft, die Verfolgung übernehmen zu wollen, an das Landgericht 
zu überweifen? III. 13/3 84. 10, 237. 

4. Kann die Staatsanwaltjchaft die Strafverfolgung gemäß $ 417 
Abi. 2 noch übernehmen, nachdem das Privatflageverfahren durch den Tod 
des Privatflägerd fein Ende erreiht hat? II. 6/12 87. 16, 421. 

5. Erhält der Privatfläger, wenn die Staatdanwaltjchaft gemäß 
8 417 die Verfolgung übernimmt, kraft diefer Übernahme ohne Anſchluß— 
erflärung die Nechte eines Nebenkläger8? II. 19/1 83. 7, 437. 

6. Über den Koftenerftattungsanfpruch des gemäß $ 417 ald Neben- 
kläger eingetretenen Privatflägers |. $ 437, Nr. 6 ©. 413. 








1. Hat die Bewilligung des Armenrechts für den Privatlläger defjen 
Befreiung von den Koſten der Bejchtwerdeinftanz zur Folge? I. 3/7 99. 
32, 252. 

2. Erleidet der Grundfag der Unanfechtbarkeit der Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte durch die Beftimmung in Abf. 3 eine Modifikation? 
IV. 7/6 97. 30, 148. 

3. Kann der dem PBrivatkläger auf Grund Verwilligung des Armen 
rechts beigeordnete Vertreter Zahlung jeiner Gebühren aus der Staatd- 
faffe beanſpruchen? I. 8/5 94. 25, 360. 


Hat das Gericht erjt dann, wenn ſich nad) dem Ergebniffe der Haupt- 
verhandlung die Tat als eine folche darjtellt, auf welche das Privatklage- 
verfahren feine Anwendung erleidet, die Einjtellung des Verfahrens aus- 
zufprechen, oder begründet jchon der Inhalt der Klage, wenn danach das 
Privatkflageverfahren unzuläſſig ift, die Abweifung ohne Eröffnung des 
Hauptverfahrens? III. 15/11 83. 9, 324. 


s 419 


$ 423 


Findet 8 428 im Verfahren auf öffentliche Klage Anwendung? Iſt 8 428 


Widerflage gegen den Nebenkläger zuläffig? L 22/10 96. 29, 116; 
L. 17/10 81. 5, 188. 


1. Sit 8 429 auch für das Berufungdgericht maßgebend, wenn dieſes $ 429 


nach Übernahme der Verfolgung durch die Staatsanwaltfchaft mit der 
duch Privatflage anhängig gewordenen Straffache befaßt iſt? IV. 26/2 97. 
29, 422. 

2. Kann in einem ſolchen Falle dad Berufungsgericht durch das 
Berbot der reformatio in pejus an dem Ausſpruche der Einftellung des 
Verfahrens gehindert fein? III. 15/11 83. 9, 324. 

3. Hat die Straffammer, wenn im Privatflageverfahren das Schöffen- 
gericht fich für unzuftändig erklärt und die Sade zur Verhandlung an 
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die Straffammer verwiejen hat, auf Grund dieſes Unzuſtändigleitsbeſchluſſes 
in der Sache zu entjcheiden? IV. 7/2 93. 23, 416. 

4. Zt die Anwendung des Sabe® ne bis in idem dadurch aus: 
geichlofjen, daß das frühere Urteil mit Verlegung des $ 429 erlafjen 
worben ift? II. 23/6 83. 9, 14. 


$ 430 1. Sit der Privatlläger befugt, zu gunften des Angeflagten Rechts— 
mittel einzulegen? IV, 26/2 92. 22, 400. 


2. Über Wahrung der in Abf. 2 vorgejchriebenen Form. IL 2/4 89. 
19, 115. 
&. aud) 35, 108. 


s 431 Inwiefern enthält die Zurüdnahme der Privatllage zugleich eine 
Burüdnahme des Strafantrage® und eine Beſchränkung des Rechts der 
Staatdanwaltihaft, in das WPrivatflageverfahren einzutreten oder eine 
öffentliche Klage zu erheben? II. 20/4 83. 8, 207; IV. 21/5 89. 19, 284. 


Zweiter Abſchnitt (8 435—446). 
Nebenklage. 


s 435 1. Kann zwifchen der Erklärung des Anſchluſſes als Nebenkläger 
nur zum Bwede der Buße und zwifchen allgemeiner Anjchlußerflärung 
zum Bwede der Beteiligung an der Strafverfolgung unterfchieden werden? 
II. 18/9 84. 11, 90. 

2. Haben prozeßunfähige Perſonen ihre prozefjualen Befugnifje als 
Nebenkläger durch ihre gejeglichen Vertreter auszuüben? 

Gewährt das Recht, als gefeglicher Bertreter eined Verletzten für 
diefen die Zuerfennung einer Buße zu beantragen, die Befugnis zum 
Anſchluſſe ald Nebentläger? IIL. 11/10 83. 9, 124. 

3. Können ſich der öffentlihen Klage wegen Beleidigung einer 
Behörde Mitglieder der letzteren als Nebenkläger anfchließen? I. 7/11 92. 
23, 293. 

4. Kann ein Mitangellagter gegen den anderen als Nebenfläger 
in derfelben Hauptverhandlung zugelaffen werden? IL 19/3 92. 22, 421. 

5. Gteht, wenn eine mittels Privatllage verfolgbare Beleidigung ꝛc 
mit einem Delikte anderer Art ideell fonfurriert, dem Verletzen das Recht 
zu, ſich der wegen des Fonfurrierenden Delift3 erhobenen öffentlichen 
Klage anzufchließen? IL 19/1 83. 7, 437. 

6. Steht die Befugnis zum Anjchluffe als Nebenkläger auf Grund 
des 8 435 Abſ. 2 auch dem zu, gegen den ein unfittlicder Angriff ges 
macht worden ijt? I. 5/6 93. 24, 187. 


s 436 1. Darf das Gericht, nachdem die Anfchlußerklärung des Neben- 
flägerd erfolgt ift, vor der Entjcheidung über die Berechtigung erjt weitere 
Prozephandlungen vornehmen? I. 15/3 94. 25, 186. 

2. Kann die Anſchlußerklärung auch durch Telegramm erfolgen? 
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Genügt bei einer derartigen Anjchlußerflärung einer Behörde ald Unter: 
ichrift die bloße Bezeichnung der Behörde? III. 21/9 93. 24, 283. 

3. Kann die Anſchlußerklärung des Nebenklägerd zu gerichtlichen 
Protokolle erfolgen? IL. 31/3 80. 1, 285. 

4. Kann eine zu Protofoll erflärte, aber vom Nebenkläger unter— 
ichriebene Anſchlußerklärung die vorgejchriebene jchriftlihe Form erſetzen? 
III. 23/3 82. 6, 139; L 29/11 88. 9, 223, 

5. Genügt zur Anſchlußerklärung des Nebenklägerd die jchriftliche 
Anmeldung eined Rechtsmittels? II. 13/1 82, 5, 334. 

6. Hat das zur Entiheidung über dad Rechtsmittel berufene Ge— 
richt oder dasjenige, deffen Urteil angefochten wird, über die Berechtigung 
zum Anſchluſſe eines Nebenklägerd zu entjcheiden, wenn die Anjchluß- 
erflärung erjt nad ergangenem Urteile behuſs Einlegung eines Rechts— 
mitteld erfolgt? III. 23/3 82. 6, 139. 


1. Wie ijt die Ladung des Nebenklägerd zur Hauptverhandlung zu 
bewirken? III. 9/11 82. 7, 220. 

2. Gilt es als Zurüdnahme der Nebenklage, wenn der Nebenkläger 
in der Hauptverhandlung erjter Inſtanz weder erjcheint, noch durch einen 
Nechtdanwalt vertreten wird? IL. 5/1 83. 7, 376, 

3. Unter welchen Vorausfegungen fann durch die Abwejenheit des 
Nebenklägerd während eines Teild der Hauptverhandlung die Annahme 
eined Verjtoßed gegen die 88 437, 425 St. P.O. begründet werden? 
II. 18/2 98. 31, 37. 

4. Muß dem in der Hauptverhandlung anweſenden Nebenkläger 
nah dem Schluß der Bemweißaufnahme neben dem Staatsanwalt das 
Wort erteilt werden? Hat died nur auf Antrag, oder von Amtswegen 
zu geichehen? IV. 28/10 87. 16, 253. 

5. Iſt Widerflage gegen den Nebenkläger zuläffig? L 22/10 96. 
29, 116. 

6. Hat der zu Strafe verurteilte Angellagte, gegen welchen der 
Verletzte urfprünglid als Privatfläger aufgetreten ift, ſpäter aber Die 
Staatdanwaltichaft die Verfolgung übernommen hat, dem Nebenkläger — 
al3 welcher der Verletzte zugelafjen iſt — die diefem erwachſenen nots 
wendigen Auslagen zu erftatten? I. 27/4 82. 6, 237. 

7. Sit dann, wenn der Angeflagte in die Koften verurteilt wird, 
über die notwendigen Auslagen des Nebenklägerd jtet3 eine befondere 
Entjheidung zu treffen? II. 26/2 84. 10, 113. 

8. Kann der Nebenkläger bei Freifprechung des Angeflagten in die 
Koften der Nebenklage verurteilt werden? 

Hat er bei Freifprehung des Angeflagten die ihm ſelbſt durd die 
Nebenklage erwachlenen Auslagen zu tragen, und bedarf es hierüber eines 
befonderen Ausſpruchs? I. 13/1 87. 15, 190; IV. 1/7 98. 31, 230; 
I. 1/6 97. 30, 128. 

9. Kann der Nebenkläger in der betreffenden Sache als Zeuge ver- 
nommen werden? Pl. 25/10 80. 2, 384. 

10. Macht die VBernehmung des Nebenklägerd in der Haupt: 


8 437 
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verhandlung als Beuge deſſen Beeidigung erforderlih? III. 20/11 80. 
3, 47. 
11. Kann das Gericht wegen der Beforgnis, daß ein Zeuge in der 
Anmwejenheit des Nebenklägerd nicht die Wahrheit fagen werde, den 
legteren zeitweife don der Teilnahme an der Hauptverhandlung aus— 
ſchließen? IV. 9/3 94. 25, 177. 

12. Über Bejtellung eines Offizialvertreter8 für den das Armen- 
recht genießenden Nebenkläger. Fer. 25/7 94. 26, 97. 


. 8440 It, wenn dad Sitzungsprotokoll Eonftatiert, dag für den Neben 
Häger ein Vertreter im Termine erfchienen fei und Anträge gejtellt habe, 
nicht aber, daß er fi) vor Schluß der Verhandlung entfernt habe, als 
erwiejen anzufehen, daß der Vertreter des Nebenklägerd auch der Urteils- 
verfündung beigewohnt habe? III. 7/10 01. 34, 385. 


Ss 44l 1. Beginnt die Einlegungsfrift für den Nebenfläger, welcher nicht 
anmefend und nicht vertreten gewefen ift, mit der Verkündung, oder mit 
der Zuftellung des Urteil3? III. 11/2 82. 6, 28. 

2. Über die Form der Begründung der Nevifion des Nebenklägers 
ſ. 88 430, 385. 

3. Kann der Nebenkläger bei jelbjtändiger Einlegung der Revifion 
und beim Vorliegen einer und derjelben, mehrere Strafgejege verlebenden 
Handlung Revifionsgründe auch aus demjenigen Teile des Urteils geltend 
machen, welcher ſich lediglich” mit der zur Anſchlußberechtigung an ſich 
nicht fegitimierenden Straftat befaßt? IIL 11/10 83. 9, 124. 

4. Sit der in der Vorinſtanz als Nebenkläger Zugelafjene zur Ein: 
legung eine Nechtömitteld befugt, auch wenn er als Nebenkläger nicht 
hätte zugelaffen werden dürfen? III. 12/12 01. 35, 25. 

5. Über Rechtsmittelverfolgung wegen Zurücweifung des Anfpruchs 
auf Buße j. unten $ 444, Wr. 6. 

6. Sit das Nechtömittel des Nebenklägere, auch wenn es neben 
einem folchen der Staatdanwaltichaft verfolgt wird, ein felbjtändiges, für 
welches dem Nebenkläger eventuell Gebühren zur Laft zu feßen find? 
IV. 11/4 02. 35, 187. 


842 1. Sit das Nichterfcheinen des Nebenkläger in der Hauptverhandlung 
erjter Inſtanz als Zurüdnahme der Nebenklage aufzufaffen? II. 5/1 83. 
7, 376. 
2. Rann eine zurüdgezogene Anfchlußerflärung des Verletzten zum 
Bwede der Unterjtüßung der öffentlichen Klage erneuert werden? IIL. 18/683. 
8, 384. 


8 443 1. Über Bußanfprud ſ. die Zufammenftelung unter dem Wort 
„Buße“ in Teil I Abſchn. 1 St. G. B.'s, ©. 13. 
2. Genügt zur Anjchlußberehtigung das Beſtehen des Rechts auf 
Buße, oder muß der Bußanſpruch wirklich erhoben werden? III. 18/9 84. 
11, 90, 
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3. Sit die Anfchlußerklärung desjenigen, welcher die Zuerkennung 
einer Buße zu verlangen berechtigt ift, auch nad Verkündung des 
Urteild erjter Inſtanz zuläffig? IL 13/1 82. 5, 385. 


4. Gewährt das Necht, als gefeglicher Vertreter eines Verlegten 
für diejen die Zuerfennung einer Buße zu beantragen, die Befugnis zum 
Anſchluſſe als Nebenfläger? III. 11/10 83. 9, 124. 


5. Iſt dem Ehemanne der Verletzten durch $ 443 die Befugnis 


gewährt, fih auf Grund des $ 188 Pr.A.L.R.'s II. 1 dem Verfahren 
als Nebenkläger anzufchließen? IV. 7/5 97. 30, 77. 


1. Wann ift der Antrag de3 Nebenklägerd auf Zuerfennung einer 
Buße als rechtzeitig geftellt anzufehen? Kann er fchriftlich geitellt werden, 
und genügt ed, wenn die ihn enthaltende Eingabe noch vor der Ber: 
fündung des Urteild bei dem Gerichte präfentiert wird? IV. 18/12 85, 
13, 186. 


2. Gilt der Anfpruch ohne weiteres auch dann al3 bei Gericht an— 
gebradht, wenn er ſich in einer an die Staatsanwaltichaft gerichteten Ein— 
gabe befindet, welche demnächſt mit anderen Schriftjtüden an das Gericht 
gelangt ijt? IL 7/11 90. 21, 156. 

3. Darf eine Buße auch dann zuerkannt werden, wein der fie 
fordernde Nebenkläger zur Hauptverhandlung nicht geladen werden konnte 
und in derjelben unvertreten war, oder wenn der Bußanjpruch von dem 
in der Hauptverhandlung amwefenden Nebenkläger dort nicht wiederholt 
worden ift? 

Sit der Antrag auf Zuerkennung von Buße in der Hauptverhandlung 
zu verlefen? I. 29/11 83. 9, 223; IV. 7/11 99. 32, 346. 

4. Inwieweit ift die Zuerkennung einer Buße dom freien richter: 
fihen Ermefjen abhängig? III. 1/7 82. 7, 12; II. 20/6 82. 6, 398. 

5. Rann eine Buße in dem zweiten Urteile zuerkannt werden, wenn 
da3 erjte Urteil, welches die Zuerfennung einer ſolchen abgelehnt hatte, 
auf Revifion des Angeklagten aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung zurüdverwieien worden war? I. 25/4 87. 15, 439. 

6. Steht dem Nebenfläger, nachdem die Verurteilung des Angeklagten 
hinfichtlich der ausgefprocenen Strafe rechtsfräftig geworden iſt, die Be— 
fugni3 zu, gegen den die Zuerfennung einer Buße ablehnenden Teil der 
Entjheidung allein die Reviſion zu verfolgen? III. 1/7 82. 7, 12. 


7. Schließt der Verzicht auf Zuerfennung einer Buße, welche im 
Wege der Nebenflage beantragt worden ift, die Erneuerung ded Antrags 
auch dann aus, wenn die Nebenktlage der geſetzlichen Form entbehrte? 
II. 31/3 80. 1, 285. 


8. Über Erneuerung der Anjchlußerflärung zwecks Unterjtügung 
der öffentlichen Klage ſ. $ 442. 
9. Kann der Bater als gejeglicher Vertreter feines Sohnes dejjen 


Aniprühe auf Buße nah dem Tode ded Sohnes geltend machen? 
I. 2/11 96. 29, 140, 


g 44 
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Sechſtes Buch. 
Beiondere Arten des Verfahrens. 


Eriter Abſchnitt (8 447—452). 
Berfahren bei amtsridhterlichen Strafbefehlen. 


$ 447 1. Unterfchied zwiſchen amtsrichterlihem Strafbefehle und polizeis 
licher Strafverfügung in Bezug auf Konfumtion der Strafklage. I. 23/12 80. 
8, 211. _ 
2. Uber Konſumtion der Strafflage durch Strafbefehl ſ. ſonſt Ab- 
fchnitt „ne bis in idem“ ©. 317, Nr. 14flg. 


s 451 Berfahren des Schöffengerichtd, wenn ihm zur Entſcheidung der 
Strafſache die fachliche Zuftändigkeit abgeht. IL. 4/11 98. 31, 302. 


Zweiter Abſchnitt (38 453—458), 
Verfahren nah vorangegangener polizeiliher Strafverfügung. 


$ 45; 1. Über die Frage, ob durch polizeiliche Strafverfügung Konfumtion 
der Strafklage bewirkt werden kann, ſ. oben 8 447 und Abſchnitt „ne 
bis in idem“ &, 317, Nr. 8flg. 
2. Über die Frage, ob Mängeln der polizeilichen Strafverfügung 
im nachgefolgten gerichtlichen Berfahren abgeholjen werden fann, f. unten 


8 456 


8 456 1. Iſt es zuläffig, den Mängeln der Strafverfügung Hinfichtlich der 
Bezeihnung der Tat in der gerichtlichen Verhandlung abzuhelfen? 
I. 24]8 92. 22, 428. 
. Über das einzuhaltende Verfahren f. weiter 8 462. 


$ 458 1. Findet die Vorfchrift auch Anwendung, wenn fich in der Bes 

rufungsinftang ergibt, daß ein zum Erlaſſe einer polizeilihen Straf— 
verfügung geeigneter Fall nicht vorliegt? III. 21/3 89. 19, 166. 

2. Darf das Schöffengericht, wenn der in $ 458 vorgefehene Fall 
vorliegt, einen Beſchluß nah Maßgabe des 8 270 St. P.O. treffen? 

In welcher Weife hat dad Gericht, an welches die Sache zur Abs 
urteilung verwieſen ift, zu verfahren, wenn dad Scöffengericht mit 
Außerahtlaffung der Vorſchrift des S 458 einen Beihluß im Sinne 
des $ 270 a.a. D. erlaffen hat? I. 21/11 81. 5, 243; I. 24/8 92. 
22, 423. 

©. zu $ 458 aud) 23, 307. 


Dritter Abſchnitt (58 459—469). 


Berfahren bei Zumwiderhandlungen gegen die Borjchriften über die 
Erhebung öffentlicher — und Gefälle. 
$ 459 1. Kann auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften die Nachentrichtung 
der hinterzogenen Abgabe einen Gegenſtand der er Entſcheidung 
bilden? IV. 13/10 99. 32, 304. 
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2. Gehört Konterbande zu den Delikten, auf welde $ 459 Bezug 
hat? II. 27/10 85. 13, 30. 

3. Sit über die in $ 153 B.3.©.’3 vom 1. Juli 1869 bezeichneten 
jubfidiarifchen Bertretungsverbindlichkeiten dritter Perfonen in dem für 
Bolldelikte vorgejchriebenen Verfahren zn erkennen? III. 23/5 87. 16,109. 

4. Gehört ein durch Täufhung der Steuerbehörde bei Erfüllung 
eined Firationdvertragd begangener Betrug zu den Delikten, auf welche 
SS 459 flg. Unmendung finden? III 29/10 83. 9, 236. 

5. Bedeutung eined in Nechtöfrajt übergegangenen Strafbeicheids 
für die Berbindlichkeiten des jubjidiarifch Haftbaren. IV. 22/5 85. 12, 212. 

6. Uber die Bedeutung des ſog. Submijjionsverfahrens für den 
Strafrichter. IV. 21/12 94. 26, 319. 

©. zu 8 459 auch 35, 367. 


1. Kann die Entjheidung des Gericht3 auf Einjtellung des Ver— 
fahrend wegen eined dem Strafbefcheide anhajtenden Formmangels gehen? 

Bedeutung des Antrags auf gerichtliche Entjheidung und Verhältnis 
der lepteren zu dem Strafbejcheide. 

Sit dad Gericht berechtigt, vor der Hauptverhandlung Ermittelungen 
zur Aufklärung der Sache anzuftellen? III. 23/2 88. 17, 249. 

2. It die VBorentfcheidung der Verwaltungsbehörde über die kon— 
frete Bolle oder Steuerpfliht einer Perfon oder Sache für den Strafe 
richter iiberhaupt oder wenigftens für die Feitfegung der nach dem Betrage 
der hinterzogenen Gefälle zu berechnenden Strafe maßgebend? III. 9/11 82. 
7, 220; II. 29/1 85. 12, 1; III. 28/11 87. 17, 21. 

3. Begründet ed die Reviſion, wenn die der gerichtlichen Ent— 
jheidung zu grunde zu legenden Feitjtellungen ſeitens des Gerichts nicht 
unabhängig don dem Strafbeiheide der Verwaltungsbehörde getroffen 
werden? I. 4/6 83. 8, 390. 

4. Findet dann, wenn das Gericht den Angeklagten aus einem 
anderen rechtlichen Gefichtöpunfte, ald dem dem Strafbeicheide zu grunde 
liegenden, verurteilen will, $ 264 St. P.D. Anwendung? IL. 29/4 81.4, 116. 





s 462 


1. Hat die in $ 464 der Verwaltungsbehörde beigelegte Befugnis $ 464 


deren Beredtigung zum Erlaſſe ded Strafbejcheides zur Vorausſetzung? 
II. 27/10 85. 13, 30. gl. III. 29/10 83. 9, 236. 

2. Iſt die Ausübung der Befugnis ausgefchloffen, wenn mit der 
BZuwiderhandlung gegen die Vorfchriften über die Erhebung der öffent: 
lien Abgaben ein anderes Delikt ideell fonfurriert? II. 27/10 85. 13, 30; 
IV. 26/2 92. 22, 400. 


1. Findet die Vorfchrift des $ 425 Abi. 2 StPO. in dem auf 8 466 


öffentliche lage eingeleiteten Verfahren Anwendung? IIL 9/11 82. 7,220. 
2. Findet die Borjchrift des 8 343 St. P.O. bei NRechtämitteln des 
Provinzialjteuerdireftord Anwendung? I. 9/11 91. 22, 214. 


1. Rann die Berwaltungsbehörde auch zu gunften des Angeklagten 
Rechtsmittel einlegen? Kann fie gegen ein Urteil, durch welches wegen 
Gen.Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 27 


$ 467 
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eines Steuerdelikts und wegen eine vermeintlich realiter konkurrierenden 
anderen Delift3 auf Strafe erfannt worden ift, ein Rechtsmittel deshalb 
einlegen, weil der Tat zu Unrecht ein anderer Charakter als der eines 
Steuerdelift$ beigemefjen worden jei? IV. 26/2 92. 22, 400. 

2. Liegt in der nach Verkündung des Urteild erfolgten bloßen Ans 
ihlußerflärung der Berwaltungsbehörde zugleih die Einlegung des zu— 
fäfligen Rechtsmittel? IL. 27/5 87. 16, 130. 

3. Hat die Anjchlußberedtigung der WVerwaltungsbehörde deren 
Befugnis zum Erlaſſe eined Strafbejcheides zur Vorausſetzung? Iſt fie 
ausgejchloffen, wenn mit der BZuwiderhandlung gegen die Vorſchriften 
über die Erhebung öffentlicher Abgaben ein anderes Delikt ideell fon- 
furriert? II. 27/10 85. 18, 30. gl. IIL 29/10 83. 9, 236. 


s 468 Iſt das Urteil der Verwaltungsbehörde aud) dann zuzuftellen, wenn 
fie erit nad Verkündung des Urteils, jedoch vor deijen Rechtskraft ſich 
der Verfolgung angefchloffen hat? Beginnt auch in diefem Falle für Die 
Berwaltungsbehörde die Frift zur Einlegung des Rechtsmittels erjt mit 
der Zuftellung? II. 27/5 87. 16, 130. 


$ 469 1. Über die Anwendung des Abi. 1 in dem Falle, wenn die Ver- 
waltungsbehörde erit nach der Verkündung der Entſcheidung fi der 
Berfolgung angeichlofjen hat, j. $ 468. 

2. Rann die Verwaltungsbehörde, falls fie fi) zwar dem Verfahren 
als Nebenklägerin angefchloffen, ihrerfeit3 aber nicht Reviſion eingelegt 
bat, von der ermeiterten Frift zur Anbringung von Nevifionsanträgen 
behufs Verfolgung des von der Staatdanwaltichaft rechtzeitig eingelegten 
Rechtsmittels Gebrauch machen? III. 2/7 85. 12, 342. 


Vierter Abſchnitt (55 470—476). 


Verfahren gegen Abwejende, re jih der Wehrpflicht entzogen 
aben. 
8471 Findet auch in dem Verfahren gegen abweſende Wehrpflichtige die 
Borfchrift des $ 18 St. P.O. Anwendung? L 19/5 81. 4, 232. 


8 472 1. Zu welchem Beitpunfte ift die Einleitung des Verfahrens wegen 

Verlegung der Wehrpflicht zuläffig? I. 28/9 91. 22, 161. 

2. Iſt das auf Grund des 8 472 eingeleitete Verfahren bei Un- 
zulänglichleit der beizubringenden Erklärung einzustellen, oder ift in diefem 
Falle die Ergänzung der vorgejchriebenen Erklärung anzuordnen? IV. 4/3 02. 
35, 147. 

3. Über die Bedeutung der nach 8 472 abzugebenden Erklärung. 
I. 30/1 90. 20, 200. 


s 473 Unter welchen Borausfegungen ift die öffentliche Ladung eines fich 
im Auslande aufhaltenden Wehrpflichtigen zuläffig? I. 28/10 99, 
32, 306. 
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1. Welche Bedeutung hat die in $ 472 vorgejehene Erklärung für $ 475 
das Verfahren, und unter welchen Borausjegungen kann nad) 8 475 
angenommen werben, daß ſich Umjtände ergeben haben, welche jener Er- 
Märung entgegenftehen? I. 30/1 90. 20, 200. 

2. Unterliegt die Frage, ob ein Umftand der in $ 472 bezeichneten 
Erklärung entgegenitehe, der freien Würdigung des Gericht3? I. 18/10 80. 
2, 351; I. 25/2 84. 10, 152. 

3. Findet au in dem Verfahren gegen abwejende Wehrpflichtige 
der Sa ne bis in idem Anwendung? II. 25/3 81. 3, 437. 








Fünfter Abſchnitt (SS AT7—480), 
Verfahren bei Einziehungen und VBermögensbefhlagnahme. 


1. Über das ſog. objektive Strafverfahren ſ. St.G.B. $ 42, fowie $ 477 
Gef. vom 11. Juni 1870 über dad Urheberrecht von Schriftwerfen zc. 

2. Sit in 88 477flg. der allgemeine Grundſatz ausgeſprochen, daß 
Entjcheidungen, welche in das Eigentum eingreifen, nicht getroffen werden 
dürfen, ohne daß dem unmittelbar Betroffenen Gelegenheit zu Einwen— 
dungen geboten war? it eine analoge Anwendung dieſes Satzes jtatt- 
haft? II. 27/1 82. 5, 371. 

3. Wird in dem objektiven Strafverfahren der Eröffnungsbeichluß 
durch einen über Anberaumung der Hauptverhandlung zu fafjenden Bes 
ſchluß exjeßt? ILL. 3/10 89. 19, 427. 

4. Welches Gericht iſt für das objektive Strafverfahren örtlich zus 
jtändig? IL. 28/1 87. 15, 2835. 

5. Gilt der Grundfaß des 8 18 St. P.O. daß nad Eröffnung des 
Hauptverfahrens das Gericht feine örtliche Unzuftändigfeit nit von Amts 
wegen ausſprechen darf, auch in dem objektiven Strafverfahren? 

St in diefem Berfahren der Einziehungdintereffent mit dem Ein- 
wande der örtlichen Unzuftändigfeit de8 Gerichtd nad) Verleſung des 
Beichluffes auf Anberaumung der Hauptverhandlung no zu hören? 
III. 3/10 89. 19, 427. 

6. Inwieweit kann ein objeftive8 Verfahren auf Einziehung ein- 
geleitet werden, obwohl in einem früheren Strafverfahren der jtaatd- 
anwaltliche Antrag, die Einziehung als Nebenftrafe gegen bejtimmte Per: 
fonen augzufprechen, zurüdgewiejen worden war? III. 19/5 95. 27, 352. 

7. Darf im objektiven Verfahren auf Einziehung nachgemachten 
oder verfälichten Geldes erkannt werden, wenn in demfelben die Perjon 
des Fälſchers ermittelt, Diefer aber in einem voraudgegangenen Berfahren 
rechtskräftig freigefprochen ift? IL 28/5 86. 14, 161. 

8. Stellt fi die Entjcheidung, durch welche in dem das Verfahren 
gegen einen bejtimmten Angeklagten abſchließenden Urteile neben deſſen 
Freifprechung ſelbſtändig auf Unbrauchbarmachung erfannt wird, ald eine 
Entſcheibung im fog. objektiven Verfahren dar? 

Steht gegen dieſe Entſcheidung einem Einziehungsinterefjenten die 
Revifion zu? IV. 11/10 01. 34, 388, 

27* 
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8 478 1. Sit den Perſonen, welche einen rechtlichen Anſpruch auf den 
Gegenstand der Einziehung ꝛc haben, die Strafflage (der Untrag der 
Staatsanwaltſchaft) zuzujtellen? II. 26/5 93. 24, 197. 

2. Gehört der Fiskus, welcher die Einziehung faliher Münzen 
beanjprucdht, zu den in 8 478 bezeichneten Perjonen, welche einen recht— 
lichen Anſpruch auf den Gegenstand der Einziehung haben, und jteht dem 
jelben die Nevifion gemäß 8 479 St. P.O. zu? I. 20/12 88. 18, 299. 

3. Können die den Beichlagnahmeinterefjenten zujtehenden Befug— 
nifje don dispoſitionsunfähigen Perjonen perſönlich ausgeübt werden? 
Ser. 25/7 96. 29, 52. 

4. Welchen Perſonen ift das ergehende Urteil zuzuftellen? ILL. 
26/1 85. 11, 414. | 

5. Muß das Urteil dem bei der Urteilßverfündung vertretenen Ein— 
ziehungsinterefjenten durch Zuftellung befanntgemacht werden? IV. 12/7 01. 
34, 331. 

6. Wem fallen die Koften des fog. objektiven Strafverfahrens zur 
Zaft? IV. 15/5 85. 12,198; I. 29/10 85. 18, 19; II. 10/2 88. 17, 114. 

7. Über die Anwendung der Grundfäße des ordentlichen Verfahrens 
ſ. aud 8 477. 


$ 479 1. Kann ein entmündigter Beichlagnahmeinterefjent felbjtändig ein 
Rechtsmittel verfolgen? Fer. 25/7 96. 29, 52. 

2. Stehen auch ſolchen Einziehungdinterefjenten, welche im erit- 
inftanzlichen Verfahren zur Verhandlung geladen, noch ſonſt prozeſſualiſch 
tätig gewejen jind, gegen das Einziehungsurteil die entjprechenden Rechts— 
mittel zu? III 26/1 85. 11, 414. 

3. Über die zur Verfolgung von Rechtämitteln Befugten f. no) 8 478. 





Siebentes Bud. 
Strafvollftrefung und Koften des Verfahrens, 


Erfter Abſchnitt (88 481-495). 
Strafvollitredung. 
s 482 Über die Bedeutung für Anwendung ded 8 244 St. G. B.'s f. dort. 


s 483 1. Zum Begriffe der „Strafvollitredung“. I. 9/1 82. 5, 332; 
LI. 24/4 91. 21, 424; IV. 1/6 97. 30, 135. 

2. Über die Stellung des Amtsrichterd, dem nach Abf. 3 die Straf: 
vollitredung übertragen it, gegenüber der Lanbdesjuftizverwaltung und 
gegenüber den den Staatdanwälten untergeordneten polizeiliden Organen. 
II. 18/3 98. 31, 76; II. 24/4 91. 21, 424. 

3. Bon wen und wie ift ein ald Strafe erfannter Verweis zu 
vollitreden? I. 26/1 93. 23, 403; Fer. 30/7 98. 31, 282. 

4. Über die Anwendbarkeit des 8 160 G.V. G's bei Nequifitionen 
des zur Strajvollftreefung berufenen Anıtsrichters |. $ 160 a. a. O. 
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5. Über die Frage, was der auf eine Gejamtjtrafe erfennende 
Richter über Aufrechnung des verbüßten Teil einer Einzelitrafe zu be— 
jftimmen hat, ſ. St. G.B. 8 79, Nr. 4 ©. 52. 


1. Über die Verpflichtung der Gerichte, gemäß 8 79 St.G.B.'s 8 492 
auf eine Gejamtjtrafe zu erfennen, j. $ 79 a. a. O., Nr. 1flg. ©. 52. 

2. Sit das in 8 492 vorgejehene Verfahren unabhängig von den 
Anträgen des Verurteilten von Amts wegen einzuleiten? III. 6/7 81. 5,1. 


1. Sit ein Beſchluß, durch den ſich eine Straffammer zur Feſt- $ 494 
jeung einer Geſamtſtrafe für unzuftändig erklärt, nur mit der fofortigen 
Beichwerde anfechtbar? I. 19/6 99. 32, 234. 

2. Sit in dem Falle, wenn von verfchiedenen Gerichten auf eine 
Geſamtſtrafe erkannt ift, für die hiernächſt nach 492 St. P.O. zu treffende 
Entjheidung das Gericht, welches die höchſte Einzelftrafe, oder das Ge— 
richt, welche die höchſte Geſamtſtrafe ausgeiprohen hat, zuftändig? 

L 21/12 99. 33, 28. 


Zweiter Abſchnitt (SS 496— 506). 
Koiten des Verfahren. 


1. Enthält $ 496 eine Beitimmung darüber, wer die Koften des $ 496 
Verfahrens zu tragen bat, und daß das Gericht diefe Frage nad freiem 
Ermefjen zu entjcheiden habe? IV. 15/5 85. 12, 198. 

2. Verhältnis des Abf. 2 zu 8 499 Abf. 2. IIL 7/1 84. 10, 33. 


1. Sind die Gerichte befugt, bei der Verurteilung eines Angeflagten 8 497 
zur Koftentragung Auslagen von der Verurteilung auszunehmen, welche 
durch die Verſchuldung dritter Perſonen veranlaßt find? III. 24/3 80. 
1, 334. 

2. Über die Verpflichtung zur Erftattung der Koften des Neben- 
Hägers |. 8 437, Nr. 6, 7 ©. 413. 

3. Über die Koftenentfcheidung bei Anklagen wegen Verübung ver— 
ſchiedener Straftaten, falls nicht alle fejtgeftellt werden, f. $ 498. 


1. Wie ift über die Koften zu entjcheiden, wenn die Unterfuhung $ 498 
mehrere Straftaten zum Gegenftande hat und nur bezüglich eines Teils 
derjelben Verurteilung erfolgt? Dit e8 Sache des erfennenden Gerichts, 
bei der Urteilsfällung zu ermitteln, ob und inwieweit bejondere Roten 
dur die Straffälle, bei denen Freiſprechung erfolgt ift, entftanden jind? 
Iv. 10/11 93. 24, 384. 

2. Iſt e8 zuläffig, dem wegen eined Anklageteils freigefprochenen, 
wegen eined anderen verurteilten Angeklagten die often erfter Inftanz 
zu einem Bruchteile aufzuerlegen? I. 22/1 00. 33, 83. 

3. Iſt 8 498 Abſ. 1 anwendbar, wenn eine Tat einer verſchiedenen 
rechtlihen Beurteilung unterjtellt wird, oder wenn dem Angeklagten zur 


$ 499 
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Laſt gelegt it, durch eine Tat mehreren Strafgejeßen zumidergehanbelt 
zu haben? IV. 26/11 86. 15, 105; IV. 10/3 85. 12, 87. 


4. Greift die Vorjchrift des af 1 Plaß, wenn von verſchiedenen 
dem Angeklagten als fortgeſetztes Delift zur Laſt gelegten Tätigleitsalten 
nur einer als erwieſen angenommen wird? I. 15/10 96. 29, 106. 


5. Inwieweit iſt der Angeklagte von Koſten zu entbinden, wenn 
das Hauptverfahren wegen gewohnheits- und gewerbsmäßigen Wuchers 
eröffnet ift, da$ Urteil beide Dualififationen verneint und von den mehreren 
Wucerfällen nur einige als nachgewieſen anfieht, in diefen aber mehrere 
jelbftändige Handlungen erblidt? I. 19/2 00. 33, 142. 


6. Inwieweit haftet ein Mitangellagter in einer Unterjuchung, die 
gegen ihn nur eine Straftat zum Gegenftande hat und mit feiner Ber- 
urteilung endigt, die inded gegen Komplizen feiner Tat und gegen weitere 
Angeflagte noch andere felbjtändige ftrafbare Handlungen umfaßt, welche 
gleihfall® zur Verurteilung geführt haben, für die entjtandenen „bes 
fonderen often“? I. 9/11 96. 29, 145. 

7. Belden Sinn hat der Ausdruck „dieſelbe Tat“ in Abi. 2? Wie 
iſt wegen der Auslagen ded Verfahrens zu erkennen, wenn Mitangeflagte 
nicht in Bezug auf diejelbe Tat verurteilt find? IL. 18/11 90. 21, 164. 

8. Sind die wegen Begünstigung oder Hehlerei gemeinfhaftlidy mit 
dem Täter verurteilten Perfonen im Sinne des Abf. 2 ald Mitangellagte 
anzufehen, welche „in Bezug auf diefelbe Tat” zu Strafe verurteilt wurden? 
1. 28/5 85. 12, 226. 

9. Können dem Angeklagten, defjen Freifprechung von einem einzelnen 
Straffalle aus mehreren erfolgt, die Koften für die in dem Verfahren 
über denfelben vernommenen Entlaftungs= und Belaftungszeugen auferlegt 
werben, weil die erfteren nur Unerhebliches bekundet und letztere zugleid) 
als Entlaftungszeugen gedient haben? II. 8/2 81. 3, 343. 

10. Dürfen einem Mitangellagten die befonderen Koſten, die in 
verbundenen Strafſachen durch die Verhandlung über Straftaten entjtanden 
find, an denen er jelbjt nicht beteiligt ift, zur Laſt gelegt werden? 
I. 21/10 97. 30, 287. 

11. Sit die Gefamtverbindlichkeit vom Mitangeflagten zum Tragen 
von Auslagen im Urteile befonder8 auszuſprechen? L 2/2 80. 1, 98. 


1. Kann die Vorſchrift des Abf. 2 auch auf die Auslagen anderer 
Perfonen als des Angefchuldigten Anwendung finden? IV. 24/1 96. 28,146. 

2. Greift die Vorfchrift des Abſ. 2 gegenüber Einziehungsinter- 
efjenten Pla? I. 15/2 92. 22, 351. 

3. Kann das Gericht, wenn e8 don der Ermächtigung des Abſ. 2 
Gebrauch macht, bereit® im Urteile aus den eriwachfenen Auslagen einzelne 
Kategorien ausjcheiden und auf diefe die Eritattungspflicht der Staatskaſſe 
beſchränken? 

Was iſt unter „notwendigen Auslagen“ zu verſtehen? Inwieweit 
gehören dazu die durch Annahme eines Verteidigers entſtandenen Koſten? 
III. 7/1 84. 10, 33; I. 29/6 82. 6, 429. 
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4. Wem fallen bei Einftellung des Verfahrens die Koften zur Laſt? 
IV. 10/12 89. 20, 118. 


1. Rann auf Grund des 8 500 nur ein Angefhuldigter, oder $ 500 
auch eine al8 Zeuge vernommene Perfon in die Kojten des Verfahrens 
verurteilt werden? IV. 19/3 86. 13, 421. 

2. Inwieweit fteht dem auf Grund des $ 500 in die Koſten Ver— 
urteilten die Reviſion auch dann zu, wenn der Berurteilte nicht der Be— 
ſchuldigte ift? IV. 5/1 86. 18, 211. 


St die auf Grund des 8 501 Abf. 1 erfolgte Verurteilung des 8 501 
Anzeigenden in die Koften, fall3 fie durch da3 in der Straffadhe gegen 
den Angezeigten ergangene Urteil getroffen ijt, mittel Revifion anfecht- 
bar? I. 2/11 82. 7, 232. 


1. Kann der Richter unter Umftänden von der Vorfchrift des $ 502 8 502 
abgehen? Begreift die Vorfchrift unbedingt alle bis zur Einftellung des 
Verfahrens entitandenen Koſten? I. 4/7 92. 23, 197; 1. 4/1 83. 7, 409. 

2. Hat infolge einer von der Staatdanwaltichaft wegen Nichtanwen— 
dung de $ 502 mit Redt ergriffenen Revifion das Reviſionsgericht jelbjt 
die nah $ 502 gebotene Entjheidung zu treffen? I. 20/3 84. 10, 210. 


1.. Kann der Nebenkläger gleich dem Privatlläger mit Koften be» $ 503 
fajtet werden? IV. 1/7 98. 31, 230; I. 13/1 87. 15, 190. 

2. Über den Roftenerftattungsanfpruc) und Kojtenerjtattungspflicht 
des Nebenklägers j. im weiteren $ 437, Nr. 6 flg. ©. 413. 

3. Begriündet dad im Privatflageverfahren ergebende Urteil die 
Koftenerftattungspflicht de Angeklagten gegenüber dem Privatkläger, oder 
ftellt e& diefelbe nur fejt? IV. 17/10 99. 32, 298. 


Unter welchen Vorausfegungen können dem Nebenkläger auf Grund 8 504 
des $ 504 Koſten zur Zaft gelegt werden? I. 1/10 94. 26, 129. 


1. Entſcheidung über die Kojten eines von der Staatdanwaltfchaft $ 505 
zu gunften des Angeflagten mit Erfolg eingelegten Rechtsmittels. IV. 18/2 98. 

31, 21. 

2. Wie ift über die Koſten zu entfcheiden, wenn auf Nevifion des 
Nebenklägerd ein freiſprechendes Urteil aufgehoben, nad erneuter Ver— 
handlung der Sache aber der Angeklagte wiederum freigefprochen worden 
it? IL 1/6 97. 30, 128. 

3. Iſt die auf Revifion erfolgte Aufhebung eines Strafurteils ohne 
weiteres als ein bezüglich der Koltenpflichtigfeit maßgebender Erfolg des 
Rechtsmittels anzujehen? IL. 15/1 89. 18, 347. 

4. Über die Frage, ob einem im Wiederaufnahmeverfahren frei: 
geiprochenen Angeklagten die Koften eines früher ohne Erfolg eingelegten 
Rechtsmittel zu erjtatten find, |. $ 413, Nr. 6 ©. 409. 

5. liber Beſtimmung der Koftenpflicht im Falle der Wiederaufnahme 
eined durch rechtskräftiges Urteil gejchloffenen Verfährens. IV. 6/12 89. 

20, 115. 
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D. Gerichtsverfaſſungsgeſeß. 


Einführungsgefes. 


87 Kann der Mangel der Zujtändigfeit der bürgerlichen Strafgerichte 
noch) in der Revifionsinftanz geltend gemacht werden? IV. 5/4 95. 27,143. 


su 1. Iſt zur Verfolgung von Reichsbeamten oder eljaß-lothringiichen 

Landesbeamten wegen Amtshandlungen eine Vorentiheidung im Sinne 
des Abſ. 2 geboten? I. 2/11 99. 32, 322; I. 26/9 87. 16, 197. 

2. Sind G&emeindeförjter nah franzöfiihem Rechte Beamte, für 
welche $ 11 Abi. 2 Anwendung leidet? 

In welcher Bejegung gibt das Reichägericht die ihm in $ 11 Abſ. 2 
Nr. 2 zugewiejene Vorenticheidung ab? 

Nach welchem Berfahren ijt die Entjcheidung zu geben, und hat 
diefelbe nad) mündlicher Verhandlung, oder durch Beihluß zu erfolgen? 
I. 26/9 87. 16, 197. 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


Erſter Titel (SS 1211). 
Richteramt. 


55 Hat die Vorſchrift, nach welcher rheinpreußiſche Friedensrichter, welche 
nicht die dritte Prüfung beſtanden haben, nicht zu Mitgliedern der Kollegial— 
gerichte ernannt werden konnten, gegenüber der neuen Gerichtöorganifation 
noch Bedeutung? I. 27/11 84. 11, 272. 


86 Ergibt ſich aus 8 6, daß die Richter auch bei einem Thronwechſel, 
unabhängig von der etwa vorgeſchriebenen Erneuerung des Dienſteides, 
zur ferneren Ausübung ihres Amts berechtigt und verpflichtet find? 
Iv. 15/5 88. 17, 375. 


57 Bezieht ſich die Beſtimmung auf andere Gebühren als die von den 
Parteien zu zahlenden? III. 13/11 80. 3, 231. 


weiter Titel (88 12— 21). 
Gerichtsbarkeit. 


821 Wird durch die in Staatsverträgen den Konſularbeamten zugeſicherte 
„perſönliche Immunität von Verhaftungen“ die ſtrafgerichtliche Verfolgung 
ausgeſchloſſen, oder nur die Verhaftung während der Zeit, während welcher 
der Konſularbeamte die Eigenſchaft eines ſolchen in dem betreffenden 
Staate hat? II, 27/1 88. 17, 51. 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz SS 22—62. 425 


Dritter Titel (85 22— 24). 
Amtsgerichte. 


1. Über die Ordnung der allgemeinen Dienftaufficht und die Befug- 8 22 
nid des damit beauftragten Nichterd zur Stellung don Strafanträgen 
wegen Beleidigung von Amterihtern: für Preußen. I. 2/1 83. 7, 404. 

2. — für Bayern. I. 20/1 87. 15, 212. 

3. — für Württemberg. I. 17/3 84. 11, 163. 


Vierter Titel (S$ 25—57). 
Schöffengeridte. 
1. Fällt unter „Einziehung“ im Sinne des 8 27 Nr. 2 auch die 8 27 
Nebenftrafe der Berfallerffärung? IL 27/2 85. 12, 75. 


2. Über die Erlöfhung der Zuftändigkeit nad Nr. 3 bei Übernahme 
der Verfolgung durd die Staatdanwaltichaft ſ. 417 St.P.D., Nr. 3 6.411. 


Über die Frage, welcher Zeitpunkt für die Unfähigkeit maßgebend $ 32 
ift, |. StPO. $ 279, Nr. 2 ©. 372. 


Fünfter Titel SS (58— 78). 
Landgerichte. 


Iſt es unſtatthaft, daß die Strafkammer in Abteilungen geteilt und $ 59 
jeder Abteilung von vornherein ein für allemal ein befonderer Borfitender 
gegeben wird? II. 19/10 80. 2, 353. 


1. Iſt es zuläffig, daß zu ordentlihen Vorfigenden von Kammern 8 6l 
Richter ernannt werden, die nicht Präfident oder Direktor find? III. 11/6 88. 

18, 9; IV. 26/3 95. 27, 125. 

2. Iſt es unzuläfjig, daß eine Verhinderung ded ordentlichen Vor— 
figenden am Borfige in der Kammer für im voraus beftimmte Sigungen 
jhon bei der Gejchäftäverteilung zu Beginn des Geſchäftsjahrs als ge— 
geben angenommen wird? I. 31/5 94. 25, 389. 


1. Iſt dur eine Verteilung der Geſchäfte nad) den Anfangs 8 62 
buchſtaben der Namen der Bejchuldigten die Staatdanwaltfchaft bei einer 
Anklage gegen mehrere behindert, die Namen der Beihuldigten nad) ihrem 
Ermefjen anzuordnen? IL. 18/2 96. 28, 215. 

2. Sit es zuläffig, daß der Yandgerichtäpräfident von dem Präfidium 
des Landgerichts beauftragt wird, die in $ 62 vorgejehenen Anordnungen 
vorläufig nad) feinem disfretionären Ermefjen zu treffen? II. 27/5 92. 
23, 166. 

3. Liegt ein Verjtoß gegen $ 62 vor, wenn im Gefchäftöplane für 
den Fall einer Überlaftung der ordentlichen Strafkammern eine befondere 
Straflammer vorgefehen iſt und diefe ihren Geſchäftskreis erſt nachträg- 
lid vom Präfidium duch BZumeifung individuell beftimmter Sachen er— 
hält? II. 21/5 89. 19, 230. 
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4. Muß eine „Verhinderung“ im Sinne des Abſ. 1 auch dann 
als vorliegend angenommen werden, wenn das ordentliche Mitglied einer 
Kammer für den betreffenden Sitzungstag von dem Landgerichtspräſidenten 
zur Teilnahme an den Verhandlungen einer anderen Kammer herangezogen 
wird? III. 5/5 80. 2, 51. 

5. Was ift unter „dauernder Verhinderung“ und „Wechjel der 
Mitglieder” im Sinne des Abf. 2 zu verjtehen? 

Sit bei einem im Laufe des Geſchäftsjahrs erfolgenden Wechſel der 
Mitglieder einer Kammer notwendig, daß der neu Eintretende für den 
ganzen Reſt des Geſchäftsjahrs der Kammer überwiejen wird? IL 9/5 90. 
20, 385. 

6. Über die Folgen von Verfehlungen gegen 8 62 f. 8 377 Nr. 1 
SPD. ©. 395. 


863 Über die Unzuläffigfeit der Übertragung der dem Präfidium zu— 
gewiejenen Funktionen an den Präfidenten ſ. $ 62, Nr. 2. 


$ 65 1, Hat, wenn der ordentliche Vorſitzende einer Kammer verhindert 
ift, der eintretende regelmäßige Stellvertreter den Borfiß in der Haupt- 
verhandlung zu führen, wenn derjelbe dem ältejten ordentlichen Mitgliede 
im Dienftalter vorgeht? II. 2/3 80. 1, 238, 

2. Sit im Falle der Verhinderung des ordentlichen Vorſitzenden 
und des dienftälteften Mitglied der Straflammer das nächſtälteſte Mit- 
glied zum Vorfige in der Hauptverhandlung berufen? 

Unterliegt e8 einem Bedenken, daß der ordentliche Vorfigende, bezw. 
der in erfter Linie zu deffen Vertretung berufene Richter, wenn er dur 
Krankheit zur Funktion ald Vorjigender außer jtande ift, als Beiſitzer 
an der betreffenden Sigung teilnimmt? I. 31/5 94. 25,389; IV. 29/4 92. 
23, 99; I. 20/12 82. 18, 802; II. 22/4 84. 10, 318. 

3. Kann ein in ber Straflammer als ftändiges Mitglied zugeteilter 
Amtsrichter bei Verhinderung des Borfipenden vermöge feined Dienſt— 
alters den Vorſitz führen? L 29/12 88. 18, 307. 

4. Welche Folgen hat ed, wenn ein nicht Berufener ala — 
fungiert? ©. $ 377 Nr. 1 SPD. ©. 395. 


8 66 1. Kann in Preußen der Landgerichtöpräfident auch Amtsrichter zur 
Aushülfe als Mitglieder der Straflammer heranziehen? L. 5/7 94. 26, 94. 
2. Über Revifionsbefchwerden wegen Verſtöße in Bezug auf 8 66 

ſ. $ 377 Nr. 1 SPD. ©. 395. 


s 69 1. Rann die Zandesjuftizverwaltung für den Straflammervorfigenden 

als ſolchen einen Vertreter bejtellen? III. 11/6 88. 18, 9 

2. Greifen die Vorfchriften in Abſſ. 1, 2 Plap, wenn in Preußen 
Amtsrichter zur Tätigfeit bei dem Lamdgerichte herangezogen werben? 
I. 5/7 94. 26, 94. 

3. Können Affefforen auch in anderen Fällen als zum Erſatze eines 
beftimmten Mitglieds als Hülfsrichter bei dem Landgerichte bejtellt 
werden? I. 12/5 92. 23, 119. 
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4. Über die Beftellung von Hülfsrichtern im Königreihe Sadjen. 
III. 18/11 80. 8, 231. 

5. Erjtredt ſich die landesgeſetzlich geftattete aushülfsweife Ein- 
berufung von Amtsrichtern zu einzelnen Sigungen des Landgerichts aud) 
auf die mit der Verwaltung einer Amtsrichterjtelle beauftragten, aber 
nicht ftändig als Richter angeftellten Beamten? III. 18/9 99. 32, 283. 

6. Kann in Preußen ein mit der fommifjarifhen Wahrnehmung 
einer Amtsrichterftelle beauftragter oder als Hülfgrichter bei einem Amts— 
gerichte beftellter Aſſeſſor zur Teilnahme an einer Sitzung der Straf: 
fammer des Landgerichtd zugezogen werben? I. 19/10 91. 22, 168; 
I. 28/9 91. 22, 134; III. 27/11 80, 3, 286. 

7. Über Zuziehung von Amtsrichtern zu den Situngen der Land- 
gerichte im Großherzogtum Baden. I. 4/10 80. 2, 311. 


St es für die Feftitelung der Zuftändigfeit auf Grund des 8 7387 
Nr. 2 von Bedeutung, wenn das Strafgeſetz für den Fall des Vorliegend 
befonderer Umftände ein Verbrechen mit einer nicht über 5 Jahre Zucht: 
haus Hinausgehenden Strafe bedroht? I. 25/1 83. 8, 177. 


1. Welches Verfahren hat einzutreten, wenn die Straflammer die 8 75 
beantragte Überweifung nicht für angemeffen erachtet? II. 25 /3 98.31, 100. 

2. Greift $ 75 Nr. 4 Plab bei ſolchen Beleidigungen, welche nur 
unter der Vorausjegung der „Ermächtigung“ des Beleidigten verfolgt 
werden dürfen? II. 25/1 89. 18, 382. 


1. Wie ift zu verfahren, wenn fich in der Verhandlung vor einer 8 77 
mit drei Richtern bejeßten Berufungsfammer ein von der Straflammer 
als Eritinftanzgericht abzuurteilendes Vergehen ergibt? ©. St.P.D. 8369, 
Nr. 2. ©. 391. 


2. Über Erledigung von Ablehnungsgefuchen, welche in einer vor 
5 Richtern ftattfindenden Straffammerverhandlung angebracht werden, 
ſ. St. P.O. $ 27, Nr. 3 ©. 294. 


1. ft ein Gerichtsaffefjor, dem die Verwaltung einer Amtsrichter- 8 78 
jtelle übertragen iſt, vermöge diefer Übertragung der Vertreter des Amtö- 
richter8 auch bei der am Site des Amtsgerichtd gebildeten Straffammer? 
II. 18/11 91. 22, 208. 

2. Iſt in Preußen die Landesjuftizverwaltung befugt, dem jtändig 
berufenen Vorfißenden der bei einem Amtögerichte gebildeten Straflammer 
generell einen Stellvertreter für einen Verhinderungsfall zu beftellen? 
II. 8/1 84. 9, 387. 

3. Über die Frage, ob die Straflammer des Landgerichts und die 
in dejjen Bezirk bei einem Amtsgerichte gebildete Straflammer im Sinne 
des 8 394 St. P.O. als verfchiedene Gerichte anzufehen find, ſ. $394 a. a. O., 
Nr. 8 ©. 405. 

4. Über die Frage, wo die Nevifion gegen Urteile der bei einem 
Amtsgerichte gebildeten Straflammer einzulegen iſt, ſ. St. P.O. 8 381, 
Nr. 7 ©. 401. 
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Schfter Titel ($$ 79—99). 
Schwurgeridte. 


881 Sind bei der anderweiten Verhandlung einer von dem Reviſions— 
gerichte unter Aufrechterhaltung des Geſchworenenſpruchs zurückverwieſenen 
Sache Geſchworene zuzuziehen? IV. 13/2 91. 21, 888. 


882 Welches Gericht iſt zuſtändig zur Entſcheidung über Ablehnungs— 
geſuche gegen richterliche Mitglieder des Schwurgerichts, welche außer— 
halb der Sitzungsperiode des Schwurgerichts angebracht werden? IIL.20/6 89. 
19, 332. 
©. aud) 35, 389. 


883 1. Kann in Preußen der Landgerichtspräſident auch Amtsrichter zu 
den Sitzungen des Schwurgerichts heranziehen? I. 5/7 94. 26. 94. 

2. Gehören die Direktoren der Landgerichte zu den richterlichen 
Mitgliedern der Zandgerichte, und können diefelben daher unter dem Vor— 
fige eines Mitglieds des Oberlandesgerichtd ald Richter im Schwurgerichte 
fungieren? J. 31/1 81. 3, 310. 


884 Über die Vorausfegung der Eigenjchaft ald Deutfcher ſ. Geſetz über 
Bundes- und Staatdangehörigfeit vom 1. Inni 1870, 


885 Über das Verhältnis der Vorfchriften des 8 85 Abf. 2 zu denjenigen 
bes $ 91 Abf. 2. 

reift das nad $ 85 Abſ. 2 bezw. $ 35 Abf. 2 gewährte Ab— 

lehnungsrecht auch bei Hülfsgefchworenen Pla? I. 24/9 85. 12, 373, 


s 91 Über das Verhältnis der Vorſchriften des $ 91 Abf. 2 zu denjenigen 
des 8 85 Abi. 2. 
Findet die Vortjchrift des S 91 Abi. 2 auch bei der Auslofung 
von Hülfsgeihworenen Anwendung? I. 24/9 85. 12, 373. 


894 1. Sind die VBorfchriften des 8 91 über die Auslofung der Ge- 
ſchworenen aud maßgebend für die Auslofung nah 8 94 Abſ. 2? 
I. 4/10 80. 2, 312. 
2. Kann aus der Beobachtung nicht vorgefchriebener Förmlichkeiten 
ein Reviſionsgrund abgeleitet werden? III. 24/9 81. 5, 21. 


s 98 Können aud einzelne Sigungen der Straflammer außerhalb des 
Sites ded Gerichte an einem anderen Orte ded Bezirk abgehalten 
werben? III.20/11 84. 11, 352; IV. 23/2 92. 22, 396. 


Achter Titel (58 119—128). 
Oberlandesgeridte. 


s 123 BZuftändigfeitöfrage bezüglich der Revifion bei Verbindung verjchiedener 
Straffahen. I. 21/4 98. 31, 125. 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz SS 186— 160, 429 


Nennter Titel ($$ 125—141). 
Reichsgericht. 


1. Kann die Verbindung verſchiedener Strafſachen auf die Zu— 
ſtändigkeit für Entſcheidung über die Reviſion Einfluß äußern? S. G.V. G. 
g 128. 

2. Iſt Abſ. 2 nur anwendbar, wenn die Vorſchrift, gegen welche 
zumidergehandelt ift, die Abgaben und Gefälle ſelbſt betrifft? I. 11/2 95. 
27, 15. 

3. Wird dur den Umjtand, daß der Ertrag einer Abgabe aus 
der Reichsklaſſe den einzelnen Bundesjtaaten zu übermeifen ift, die Eigen- 
fhaft der Abgabe als einer in die Reichskaſſe fließenden ausgeſchloſſen? 
I. 2/5 83. 8, 326. 

4. Iſt die Stantdanwaltihaft berechtigt, durch ihren Antrag auf 
Entiheidung des Reichsgerichts die Zujtändigfeit des letzteren für Die 
Entſcheidung über die Revifion gegen Urteile der Straffammern in der 
Berufungsinjtanz wegen zur Reichskaſſe fließender Abgaben auch dann 
zu begründen, wenn weder die Staatsanwaltichaft jelbit das Nechtömittel 
eingelegt bat, noch die Revilion gegen die Staatdanwaltjchaft gerichtet ift? 
II. 7/12 82. 7, 326. 

5. Wird die Zuftändigfeit des Neichdgerichts gemäß $ 136 Abſ. 2 
dur den Antrag der Staatdanwaltihaft auch dann begründet, wenn Die 
vorliegende Tat unter dem Gejichtspunfte einer Zuwiderhandlung gegen 
die dort bezeichneten Vorfchriften weder im Eröffnungsbefchluffe, noch in 
den Urteilen der Vorinſtanzen gewürdigt ift, vielmehr die Verlegung 
diejer Vorſchriſten durch Nichtanwendung von der Staatdanwaltjchaft erit 
zur Begründung der Revifion geltend gemacht wird? IV. 16/3 00. 33, 192. 


Zehnter Titel (38 142—153). 
Staatsanwaltſchaft. 
1. Über die Unterzeichnung der von der Staatsanwaltſchaft aus— 
gehenden Verfügungen. IV. 10/12 86. 15, 110. 


2. Bur frage der Bertretungdbefugnis eines bei der Staatsanwalt» 
ſchaft bejchäftigten Gericht3affefjord. III. 11/11 89. 20, 40. 


8 136 


$ 145 


1. Über die den Hiülfsbeamten der Staatsanwaltihaft gegenüber 8 153 


der letzteren zukommende Stellung. II. 23/11 80. 3, 55. 

2. Über die Befugnis der Hülfsbeamten der Staatsamvaltichaft zu 
Beichlagnahmen bezw. Durchſuchungen. II.13/12 92. 23,357; II. 24/10 84. 
11, 175. 

Dreizehnter Titel (68 157—169). 


Redtshülfe, 


1. Iſt ein Erfuchen um Rechtshülfe als abgelehnt anzufehen, wenn 8 160 


dem Erjuchen im übrigen entjprochen, indes die Tragung der erwachſenen 
Kosten abgelehnt wird? I. 13/2 93. 24, 1. 
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2. Greift die in $ 160 vorgejehene Beſchwerde auch dann Plag, 
wenn in einer [höffengerichtlihen Strafjahe ein Amtsrichter einen anderen 
um Bollzug einer Freiheitsſtrafe erfucht und zwifchen beiden über die 
Strafvollitredung Meinungeverjhiedenheit entjteht? I. 9/12 89. 20, 101. 

3. Können die Beftimmungen des Gerichtöverfafjungsgejeges über 
Rechtshülfe, insbejondere $ 160 analoge Unwendung finden, wenn eine 
Landesdiöziplinarbehörde gerihtlihe Rechtshülfe in Anſpruch nimmt? 
I. 21/10 89. 19, 438. 

4. Iſt das Neichögeriht als Beichwerdeinftanz zur Beſtimmung 
eines Gerichtd gemäß 8 14 St.P.D. zuftändig, wenn in einer Disziplinar- 
fahe die von einer Verwaltungsbehörde beim Amtsgericht nachgefuchte 
Rechtshülfe vom Landgericht für zuläffig erklärt, fich aber die beiden in 
Betracht kommenden Oberlandesgerichte für unzuftändig erklärt haben? 
der. 29/7 91. 22, 111. 


s 161 Bildet das don Gericht zu Gericht geftellte Erſuchen um Vollſtreckung 
eines Haftbejehls einen Akt der Nechtshülfe, zu defjen Ausführung das 
erfuchte Gericht verpflichtet ift? I. 22/12 94. 26, 338. 


8 165 Fallen die durch Abgabe eines fchriftlichen Gutachtend entjtandenen 
Kojten dem erfuchten Gerichte zur Lajt, wenn letzteres dem Erſuchen 
gemäß fih auf Entgegennahme des fchriftlihen Gutachtens und deſſen 
Beförderung an das erfuchende Gericht beichränkt hat? I. 13/2 93. 24, 1. 


8 168 1. Zum Begriffe des „Verfolgens“. ft darunter bloß Folgen zum 
Zwecke des Einholens zu verjtehen? III. 13/12 97. 30, 386. 
2. Gibt die Vorſchrift den Sicherheitsbeamten auch die Befugnis, auf 
fremdem Staatögebiete einen Flüchtigen zu durchſuchen oder Sachen des— 
jelben in Bejchlag zu nehmen? IIL 19/11 94. 26, 211. 


Bierzehnter Titel (SS 270— 285). 
Öffentlichkeit und Sigungspolizei. 
s 170 1. Iſt das Prinzip der Offentlichleit dadurch verlegt, daß einzelnen 
Perjonen ohne Wiffen des Gerichts vom Gerichtödiener gewehrt wird, 
ber Verhandlung beizumohnen? II. 1/10 80. 2, 301. 

2. Kann eine Verlegung des Prinzips der Dffentlichkeit unter Um= 
jtänden darin gefunden werden, daß die Türe zum Zuhörerraume ohne 
Wiſſen des Gerichts verfchloffen gehalten worden ift? II. 8/7 92. 23, 218. 

3. Über die Möglichkeit der Heilung eines Verſtoßes gegen die 
Vorſchriften in SS 170 flg. ſ. 377 Nr. 6 SPD. ©. 398, 


$s 173 1. Über Ausfchliegung dev Öffentlichkeit wegen Störung der Ver: 
handlung dur die Zuhörerſchaft. I. 10/5 97. 30, 104. 
2. Können für die Zeit der Vernehmung eines Angeklagten einzelne 
im Sitzungszimmer anweſende Perfonen entfernt werden? Fer. 13/8 97. 
30, 244, 
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3. Über Rechtöverlegung durch Ausſchluß der Öffentficteit j. weiter 
$ 877 Nr. 6 StB.O. ©. 398. 





1. Bedarf es zur Rechtfertigung der Verkündung der Urteilögründe $ 174 
in nichtöffentliher Sigung gemäß Abſ. 2 eines in dem Sigungsprotofolle 
zu beurkundenden Gerichtöbejchlufjes? IV. 6/5 90. 20, 388. 

2. liber Verſtöße gegen 8174 f. jonft $ 377 Nr. 6 St. P.O. ©. 398. 


(Fafjung des Gefeped vom 5. April 1888.) 8 175 

1. Muß, wenn während der zeitweifen Entfernung des Angeklagten 
and dem Sitzungszimmer die Ausſchließung der Öffentlichkeit der Ver- 
handlung beantragt wird, der Angellagte in das Sitzungszimmer zurück— 
geführt und über den Antrag gehört werden? IV. 2/10 88. 18, 138, 

2. Muß in jedem Falle über den Antrag auf Ausſchließung ber 
Öffentlichkeit mit den Prozehbeteiligten verhandelt werden, auch wenn ein 
Antrag von feiten der Beteiligten nicht vorliegt? IV. 29/10 89. 20, 21; 
II. 5/11 89. 20, 52. 

3. Iſt e8 notwendig, daß der Grund der Öffentlichfeit3bejchränkung 
bei der Verkündung angegeben wird, auch wenn der Grund fich aus der 
Natur der zu verhandelnden Sache erfennen läßt? I 12/4 94. 25, 248, 

4. Muß, um den Ausſchluß der Öffentlichkeit im vollen zuläffigen 
Umfange zu rechtfertigen, ausdrüdlich bemerklich gemacht worden fein, 
daß der Ausſchluß der Öffentlichkeit in diefem Umfange den Gegenitand 
der Verhandlung bilden folle, oder genügt es, wenn über einen Antrag 
auf nur teilweiſen Ausſchluß verhandelt worden ijt. IV. 22/4 02. 35, 216. 
R 5. Über die Vorfchriften des $ 175 f. font $ 377 Nr. 6 SPD. 

. 898, 
6. Über Heilung eines Verftoßes f. StPO. 8 377 Nr. 6. 


1. Können für die Beit der Vernehmung des Angeflagten einzelne 8 176 
im Sigungszimmer anmejende Perfonen entfernt werden? Fer. 13/8 97. 
30, 244. 
2. Findet die Beitimmung des Abſ. 2 auch dann Anwendung, wenn 
über den Antrag auf Ausſchließung der Öffentlichkeit verhandelt werden 
fol? II. 12/6 00. 38, 311. 


. Über die Stellung der Staatsanwaltichaft gegenüber dem Ge- 8 177 
— 6/10 84. 11, 185. 
2. Über eigenes Eingreifen des Nichter8 zum Bwede der Voll: 
jtvedung einer Ordnungsftrafe f. u. $ 181. 


Kann in Handhabung der Sigungspolizei das Publikum im ganzen 8 178 
zur Räumung des Sitzungsſaals angehalten werden? I. 10/5 97. 30, 104. 


Darf ein Richter zur Volljtredung einer von ihm in Ausübung der $ 181 
Sigungspolizei angeordneten Mafregel perjönlich eingreifen? ILL. 17/1 87. 
15, 227. 


8 186 


8 187 


$ 188 


$ 192 
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Fünfzehnter Titel (SS 186—193). 
Gerichtsſprache. 


1. Ergibt ſich aus den Vorſchriften der 88 186flg. die Not— 
wendigfeit, al3 Beweismittel dienende in fremder Sprache abgefaßte Schrift- 
jtüde in die Gerichtöfprache zu übertragen? IV. 28/5 95. 27, 268. 

2. In mwelder Weife find ald Beweismittel dienende in fremder 
Sprade abgefaßte Schriftitüde zum Gegenjtande der Hauptverhandlung, 
insbefondere mittels Übertragung durch einen Dolmetſcher zu machen? 
I. 2/7 88. 9, 51. 

3. Müffen fremdipradige Schriftitüde in der Hauptverhandlung 
durch einen Dolmetjcher überjegt werden? III. 19/4 94. 25, 353. 

4. Liegt in der dur den Dolmetjcher bewirften Verleſung einer 
vor der Hauptverhandlung von ihm angefertigten jchriftlichen Überfegung 
eine vom Dolmetjchereide umfaßte und zuläffige Übertragung? III. 14/12 82. 
7, 388. 

5. Rann bei Feititellung des Inhalts eines fremdipradigen Schrift: 
ftüds die Zuziehung eines Dolmetſchers durch Verlefung einer vorher 
von einem Dolmetiher gefertigten Uberjegung erjegt werden? II. 9/4 95. 
27, 161. 


1. Fit ein Dolmetſcher jchon deshalb zuzuziehen, weil die zu ver— 
nehmende Perſon ein Ausländer ijt? 

Bedarf die Mitwirkung des Dolmeticherd einer Konftatierung im 
Sikungsprotofolle für jede einzelne Perfon, wenn die Anwendung des— 
jelben im allgemeinen fejtiteht? ILL. 10/1 80. 1, 137. 

2. Was muß das Protofoll über die Zuziehung und Tätigkeit des 
Dolmetjcherd enthalten? I. 27/4 80. 1, 397. 

3. Über die Überfegung fremdſprachiger Schriftftüde ſ. 8 186. 

4. St es zuläffig, zur Vermittlung des Verjtändniffes der Ausſage 
eined3 Zeugen, deffen Ausdrudsvermögen durch einen Fehler der Sprad)- 
organe beeinträchtigt ift, eine mit feiner Sprechweije vertraute Perfon 
als Dolmetſcher zuzuziehen? IV. 27/2 00. 33, 181. 


1. Iſt unter fchriftliher Verftändigung nur die beiderjeitö jchrift- 
lihe zu verjtehen, oder genügt e8, daß der tauben Perfon jchriftliche 
Fragen zur mündlichen Beantwortung vorgelegt werden? IV. 8/11 98. 
31, 313. 

2. Wie ift die Verhandlung mit einem nur Schwerhörigen einzu: 
richten? IV. 7/1 87. 15, 172. 

3. Uber die Vernehmung einer Perſon mit mangelhaften Sprach— 
organen j. $ 187. 


Iſt es, wenn neben dem in der Hauptverhandlung das Protokoll 
führenden Gerichtöfchreiber ein anderer Gerichtöfchreiber als Dolmetſcher 
fungiert, erforderli, daß der leßtere entweder den Dolmetjchereid leiſtet 
oder ih auf den im allgemeinen geleifteten Dolmetſchereid beruft? 
II. 22/10 80. 2, 372; L 27/4 80. 1, 397. 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz SS 194— 200. 433 








Sechzehnter Titel (88 194— 200). 
Beratung und Abftimmung. 


1. Über den Beitpunft, bis zu welchem die Anordnung der Zur $ 194 
ziehung von Ergänzungdgejchworenen zuläſſig ift. IIL 21/6 94. 26, 1. 

2. Bid zu welchem Beitpunfte fann der SchwurgerichtSvorfigende 
feine vor der Auslofung der Gejchworenen getroffene Anordnung, daß 
ein Ergänzungdgejchworener zugezogen werden jolle, zurüdnehmen? 
III. 27/5 86. 14, 206. 

3. Über die Stellung eines zugezogenen Ergänzungsrichter8 bei der 
Verhandlung. Darf,durd ihn eine ald Beweismittel zu benußende Ur- 
funde verlefen werden? I. 20/4 95. 27, 172. 

4. Welhe Tatjachen begründen den Eintritt eines Ergänzungs— 
geſchworenen an die Stelle eines ausjcheidenden Hauptgeſchworenen? 

Muß der Angeklagte in diejer Beziehung zu einer Außerung aus- 
drüclich aufgefordert werden? I. 23/11 82. 7, 284. 

5. Hat über den Eintritt eined® Ergänzungsgeſchworenen an Stelle 
eines ausfcheidenden Hauptgeſchworenen der Vorſitzende, oder dad Gericht 
zu entjcheiden? II. 22/12 85. 13, 191. 

6. Liegt im Sinne ded $ 194 Abſ. 2 die „Verhinderung“ eines 
Richters oder Geſchworenen dor, wenn derjelbe zu der feſtgeſetzten Beit 
an dem Orte der Verhandlung ſich nicht eingefunden hat? 

Hat das Geriht nad feinem Ermeſſen darüber zu entjcheiden, ob 
ein bei Beginn der Verhandlung nicht anweſender Geſchworener durch 
einen Ergänzungögefchworenen zu erjegen ift? Ber. 14/9 97. 30, 226. 

7. Haben Ergänzungsgeſchworene an Stelle audgelofter Geſchworener 
auch dann, wenn dieje aus rechtlichen Gründen an der Ausübung ihres 
Amts behindert werden, in die Gefchivorenenbanf einzutreten? Gilt dies 
inöbefondere, wenn bezüglich ausgelofter Geſchworener erft im Laufe der 
Berhandlung Ausfhließungsgründe befannt werden? IV. 4/10 02. 35, 372. 

(Faffung des Gefepes vom 5. April 1888.) 8 19 

1. Enthält e8 einen Verſtoß gegen $ 195, wenn bei der Beratung 
und Abitimmung ein bei dem Gerichte zu feiner juriftiichen Ausbildung 
beichäftigter Referendar zugegen geweſen ijt, welcher in ber betreffenden 
Sache als Gerichtäfchreiber tätig war? IL. 8/10 88. 18, 161. 

2. Kann in Preußen dem einem Landgerichte zur unentgeltlichen 
Beihäftigung übertwiefenen Gericht3afjeffor die Anweſenheit bei der Be- 
ratung der Straffammer gejtattet werden? IV. 6/4 94. 25, 237. 

3. Darf im Großherzogtum Hefjen der Vorfigende einem als Gerichts— 
ſchreiber fungierenden Affefjor die Anweſenheit bei Der Beratung geftatten? 
der. 25/7 94. 26, 42. 

4. Erjcheint e8 nad) $ 195 notwendig, daß das Gericht zur Ent- 
jheidung über einen gejtellten Antrag fi) in da8 Beratungdzimmer zurück— 
zieht oder die vorherige Entfernung der Anmwefenden aus dem Sitzungs— 
ſaale anordnet? IV. 23/2 92. 22, 396. 

5. Über Unftatthaftigkeit einer Beweißaufnahme im Beratungszimmer 
ſ. St. P.O. 8 260, Nr. 5 ©. 354. 
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(Fafjung des Gejepes vom 27. Januar 1877.) 
6. Kann daraus, da ein bei der Sache nicht beteiligter Gerichts— 
vorjtand der Beratung und Abſtimmung beigewohnt hat, ein Reviſions— 
grund abgeleitet werden? II. 26/10 80. 2, 398. 


s 196 1. Iſt die Abjtimmung fo zu leiten, daß über die einzelnen Tat- 
beitandsmerfmale abgejtimmt wird, oder kann die Schuldfrage nur dann 
als bejaht angenommen werden, wenn eine entjprechende Mehrheit der 
Botanten ſich dahin ausgefprocdhen hat, daß ſämtliche Merkmale der 
betreffenden Straftat vorliegen? IL 17/4 83. 8, 218; IIL 13/10 80. 
2, 379. R 

2. Wie iſt die Abjtimmung zu leiten, wenn nad dem Ergebnifje 
der Verhandlung dad Vorhandenfein eines im Strafgejeße beſonders vor= 
gejehenen, die Strafbarfeit vermindernden Umftands in Frage fommt? 
IIL 28/1 82. 5, 404. 

3. Wie hat die Abftimmung zu erfolgen, wenn freiwilliger Rüdtritt 
vom Verſuche (St. G.B. $ 46 Nr. 1) in Frage fommt? II. 25/11 87. 
16, 347. 

4. Über die Frageftellung in Schwurgerichtsſachen f. 8 298 St. P.O. 


$ 200 Greift die Beftimmung auch bei Richtern Pla? II. 13/11 94. 26, 202. 


E. Andere dem Reichsxrechte gufallende Geſehze, 
Berpurdnungen ufiw. | 


Bertrag zwilden dem Norddeutihen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und 
Heſſen, die Fortdauer des Zoll⸗ > arg betreffend, vom 8. Juli 1867 
( . « * * . 


Unterliegt hiernach Branntwein auch dann, wenn er zum Beſtand— 
teile eines anderen Stoffs verarbeitet iſt, bei der Einführung in einem 
anderen Zollvereinsſtaat der Übergangsſteuer? I. 2/3 82. 6, 104. 

©. aud zu Art.5 19, 116; 7, 327. 


Geſttz, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Salz, vom 12. Oltober 1867 
B. G. Bl. ©. 41). 


1. Binnen welcher Friſt verjähren Kontraventionen wider dieſes 
Geſetz? III. 1/12 98. 31, -362. 

2. Iſt die Annahme eines fortgejeßten Vergehens bei mehrere 
Jahre hindurch verübten Defraudationen deshalb ausgeſchloſſen, weil dem 
Defraudanten alljährlih ein Berechtigungsſchein ausgeftellt worden ift? 
II. 2/11 99. 32, 388. 

©. aud) zu 820 12, 103, 
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Geſttz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe ꝛc, vom 25. Oftober 1867 
(8.6.81. ©. 35). 


Erfordernifje des Rechts, als deutſches KRauffahrteifchiff zu gelten 
und unter dem Schutze des Reichs die deutſche Flagge zu führen. 

Gehört zu der in $ 6 Nr. 5 vorgejchriebenen Eintragung „des 
Namend und der näheren Bezeichnung“ des Neederd in dad Sciffs- 
regijter unerläßlih aud, die Angabe des Wohnorts? 

Muß in dem Falle der Eintragung des Wohnortd des Reeders aud) 
jede jpätere Veränderung des Wohnortd der Negilterbehörde angezeigt 
und in den Regijter vermerkt werden? II. 27/6 82. 7, 65. 


Vertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und dein Vereinigten Staaten ‚von 
Amerika, betreffend die a ei vom 22, Februar 1868 (B.G. Bl. 
S. 228). 


1. Inwieweit iſt die Beitrafung eines nad) Nordamerifa aus— 
gewanderten und dort nmaturalifierten Deutichen wegen Berlehung der 
Wehrpflicht aus 8 140 St. G. B.'s durd den Staatävertrag ausgeſchloſſen? 
Was ift unter Niederlaffen im Sinne des Art. 4 zu verftehen? I. 18/2 97. 
29, 391; IIL 20/1 96. 28, 127. 

2. Gilt der völferrechtliche Grundſatz der Spezialität der Außliefe- 
ınng aud für Auslieferung flüchtiger Verbrecher aus den Vereinigten 
Staaten von Amerifa? 

Steht der Grundſatz der Spezialität der Auslieferung der Ab— 
urteilung des Ausgelieferten entgegen, wenn die Tat, wegen deren bie 
Auslieferung erfolgt ift, fih demnächſt als unter einem anderen recht- 
lichen Geſichtspunkte ftrafbar erweilt? 

Fällt der Tatbeitand der SS 271, 272 St. G. B.'s unter den Begriff 
der Fälfhung oder des Ausgebens faljcher Dofumente im Sinne des 
Art. 1 des am 16. Juni 1852 von Preußen abgeſchloſſenen Auslieferugs— 
vertrags? IV. 12/11 95. 27, 413. 

3. Darf ein von den Vereinigten Staaten von Amerika wegen 
Berbrechen gegen 88 348, 349, 350, 351 St. G. B.'s Ausgelieferter, wenn 
fpäter die erfchwerenden Umſtände des 8 349 bezw. des 8 351 verneint 
werden, wegen Vergehen gegen 88 348, 350 beftraft werden? I. 28/3 95. 
27, 126. 

4. Welche Bedeutung hat der Ausdrud „Verbreden“ in Art. 1 des 
einjchlagenden Vertrags von 16. Juni 1852? I. 28/3 95. 27, 126. 

5. Verhältnis des Vertrags zu dem Gejege vom 1. Suni 1870 
über die Erwerbung und den Berluft der Bundes- und Staatdangehörige 
feit. I. 2/6 81. 4, 271. 


Handels⸗ und Schiffahrtövertrag zwilhen dem Norddeutihen Bunde 2c cinerjeits 
und Spanien andererfeits, vom + au 1868 (8.6.81. S. 322, 464). 


Bildet nach dem Vertrage der gejehlihe Schuß der Marke in ihrem 
Heimatdftaate die Vorausſetzung für ihren Schuß im Gebiete des mit- 
fontrahierenden Staate8? III. 7/2 89. 19, 274. 

S. meiter 3, 127. 
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Geſttz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbö- und Wirtſchafts— 
genofienfhaften, vom 4. Juli 1868 (8.6.81. ©. 415). 

Wird die jtrafrehtlihe Verantwortlichleit des einzelnen Vorſtands— 
mitglied einer eingetragenen Genoſſenſchaft für ordnungsmäßige Bud): 
führung dadurch außgejchloffen, daß dieſes Mitglied nicht auch Mitglied 
der Genoſſenſchaft war und nur tatfählid auf Grund der erfolgten Wahl 
die Funktion des Vorftandsmitglieds ausübte? IV. 14/10 87. 16, 269. 


©. außerdem 
zu 88 11, 17 .. .. 8, 85; 5,112, 
„8817, 21,26 . . . 12, 78; 183, 236, 
— ET 19, 184. 


Geſetz, betreffend die Beftenerung " —— vom 8, Juli 1868 (B. G. Bl. 


87 Sit der Veräußerer eines Deftillierapparate zur Anzeige der Ver— 
äußerung aud dann verpflichtet, wenn der Apparat bereit3 gebraucht war 
und an der biöherigen Stelle verbleibt? I. 9/7 91. 22, 101. 


843 Gehört zur Strafbarkeit der Verlegung diejer Vorſchrift ein Ver— 
ihulden des Täter8? IL 7/1 91. 21, 259. 


s 50 Kann durch diefelbe Handlung zugleich eine Defraudation der Maijch- 
bottichfteuer und des Zuſchlags zur Verbrauchsabgabe begangen werben ? 
Wie ift die Strafe dafür zu berechnen? IV. 11/3 92. 28, 1. 


s 52 Hat die Anwendung eine vorausgegangene rechtöfräftige Verurteilung 
und eine wenigjtend teilweife erfolgte Vollſtreckung der Vorſtrafe zur 
Borausfegung? II. 6/10 93. 24, 298. 


$ 57 1. Begriff von „Zubereitung von Maifche*. Sit es ftrafbar, wenn 
Maiſche an dem Tage, an welchem fie nad dem Betrieb3plane volljtändig 
abzubrennen geweſen wäre, zum Zeil nod in dem Bottich zurüdgelaffen 
wird? IV. 28/3 96. 28, 296. 

2. Iſt das der Steuerbehörde nicht angejagte Auffriichen der Maijche 
mit Wafjer jtrafbar? Iſt die Strafbarkeit davon abhängig, daß die in 
dem Bottiche befindlihe Maifche vorher teilmeife abgejchöpft war? 
IL. 15/5 96. 28, 375. 

3. Wann iſt die Abfiht der Steuerverfürzung für nachgewiejen zu 
erachten? IV. 15/6 94. 25, 427. 

4. Erheifht die VBerhängung der Ordnungsftrafe ein Verſchulden 
des Täter8? IV. 3/12 97. 30, 363; III. 1/12 98. 31, 382, 


Ss 66 Kann in dem gerichtlichen Verfahren, welches gemäß $ 462 St. P.O. 
eingeleitet wird, von Amts wegen über die jublidiäre Haftung des 
Brennereiunternehmers mitverhandelt und entjchieden werden? IV. 30/5 93. 
24, 198. 
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Kontravenient durch feine Handlungen zugleih eine Steuerdefraudation 
begangen hat? II. 1/12 98. 31, 382; II. 22/10 97. 30, 289. 

2. Abſ. 3. Was ift unter „entdeden“ zu veritehen? IV. 27/4 94. 
25, 324. 

3. Hat Abf. 1 auf reale und ideale Konkurrenz Bezug? I. 23/3 91. 
21, 407. 


Sit der 8 68, foweit er die Umwandlung der Geldftrafen in Freiheitd- $ 68 
jtrafen zum Gegenjtande hat, nad dem Branntweinjteuergejeße vom 
24. Yuni 1887 in Kraft geblieben? Wie hat die Ummandlung zu ers 
folgen bei einer einheitlichen Defraudation der Maifchiteuer und Verbrauchs 
abgabe? IV. 11/3 92. 23, 1. 
©. weiter 
te et 
„8810, 24, 25. EEE EEE 
„ 88 57, 58, 66, 67 17, 114; 18, 215; 19, 407; 21, 391, 
22, 149; 25, 137; 830, 189. 


Geſetz, betreffend die Tubfidiarifche Haftung des Brennereinnternehmerg für Zuwider⸗ 
bandiungen gegen bie ey = pin Berwalter ꝛc, vom 8. Juli 1868 


1. Iſt der Brennereiunternehmer, welcher wifjentlich einen wegen 
Branntweinjtenerdefraudation bejtraften Verwalter ꝛc ohne Genehmigung 
der Sinanzbehörde anftellt oder beibehält, auch fir diejenigen Geldjtrafen 
fubfidiarisch haftbar, welche während der Funktion des Beftraften in der 
Brennerei von dem jonftigen Brennereiperfonale durch Zumiderhandlungen 
gegen die Branntmweinjteuergefeße verwirlt werden? 

Genügt zur Annahme, daß ein Verwalter ıc „wegen Branntwein- 
jteuerdefraubation bereits beftraft” ijt, die rechtöfräftige Verurteilung, oder 
muß vollftändige oder teilweile Bollitrefung der Strafe hinzukommen? 
II. 21/12 86. 15, 102. 

2. Inwieweit kann der zur jubfidiarifchen Haftung verurteilte Brennerei- 
unternehmer jelbjtändig Nevifionsgründe aus der Perſon feiner wegen 
Steuerhinterziehung verurteilten Gewerbögehilfen, Verwalter oder Haus» 
genofjen geltend machen, wenn dieje ihrerjeit3 da3 Urteil haben rechts- 
fräftig werden lajjen? III. 7/6 83. 8, 362. 

3. Kann die Haftverbindlichkeit des Gewerbetreibenden für die gegen 
feine Gewerbögehülfen wegen Branntweinfteuervergehen erfannten Geld— 
ftrafen von dem Nachweiſe abhängig gemacht werden, daß er fidh einer 
Bahrläffigkeit in Beziehung auf die Verhütung der jtrafbaren Zuwider— 
handlung jchuldig gemacht habe? 

Wird die Verjährung der Strafverfolgung des Gemwerbetreibenden 
dadurch gehindert, daß der eigentlich Schuldige innerhalb der Verjährungs— 
frift verfolgt ift oder nad 8 69 St. G. B.'s die Verwirklichung der Haft- 
verpflichtung von der Uneinziehbarkeit der Gelditrafe von dem eigentlich 
Schuldigen abhängig gemadt it? III. 25/5 82. 6, 381. 
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4. Wird die nah $ 1 eintretende ſubſidiariſche — — 
ausgeſchloſſen, daß der Brennereiunternehmer wegen Beteiligung an dem 
Steuervergehen mit Strafe belegt iſt? III. 6/11 80. 3, 105. 

©. weiter 1, 250; 2, 70. 


Geſetz, Maßregeln gegen bic Pe, vom 7. April 1869 (B.G. Bl. 


1. Iſt die Landespolizeibehörde auf Grund des $ 1 befugt, zur 
Abwehr der Rinderpeit die Einfuhr aud anderer als der in $ 2 unter 1 
bezeichneten Tiere zu verbieten? 

Rechtögültigkeit der Inftrultion vom 9. Juni 1873. IV. 10/2 85. 
12, 37, 

2. Sind unter den zugelafjenen Einfuhrverboten auch diejenigen 
Berbote zu verjtehen, welche fi auf den Transport von Rindvieh aus 
einem Orte des betreffenden Bundesftaates an einen anderen Ort desſelben 
beziehen? 

Über die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden zu Sperrmaßregeln 
in Preußen. IL 15/6 80. 2, 113; IL 4/5 80. 2, 151. 

©. weiter 33, 54. 


Geſttz, betrefftud die —— im Gebiete — Norddeutſchen Bundes, vom 
5. Juni 1869 (B.G. Bl. ©. 141.) 
s5 Was find „ausfchließliche gewerbliche — des Abſenders“, 
deren Vorliegen bei Sendungen an Militärperſonen die Portovergünſtigung 
aufhebt? IV. 28/10 02. 35, 410; IL 24/4 96. 28, 327. 
©. weiter 31, 152. 


Allgemeine Dentihe Wechſelordnung, als Bundesgeſetz eingefliprt am 5. Juni 1869 
(8.6.81. ©, 382). 


Art. 29 Steht dem, weldem ein bis auf die Unterjchrift des Ausſtellers 
ausgefüllte® und mit Alzept verfehene® Formular für einen gezogenen 
Wechſel mit der Beſtimmung übergeben wurde, daß er fi durch Hinzu— 
fügung feiner Unterfchrift ald Aussteller bezeichnen folle, vor Ergänzung 
der Ausftellerunterfchrift der Anſpruch auf Sicherheitäleijtung aus Art. 29 
zu? IV. 80/11 94. 26, 257. 

©. außerdem: 


WE 2 Sat ara: tea 
a ie . 8,68, 
WERE Se : 3000 | | EIERN 3, 35; 5, 4; 8, 68, 
vn 12-14 ....n. je. 8, 68, 
a A, nn a a dr 
ra en Re 4, 410, 
a A u ee 3, 191; 21, 237, 
te A ar en 3, 35; 5, 4; 8, 68, 
Fe u j 4, 410, 
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m B..2.2.2.68,85, 191; 5, 4 


Allgemeined Deutſches Arge als Bundesgefek eingeführt am 
5. Juni 1869 (R.G.Bl. S. 404) mit Novellen vom 2 a. 1870 (©. 375) 
und 18. Juli 1884 (R.G. Bl. ©. 1 


a) Urjprünglihe Faſſung. 
Über Kaufmannseigenfhoft und Verpflichtung zur Führung von 
Handelsbüdern |. K.O. vom 10. Februar 1877 88 209flg. ©. 276. 


Bedeutung der in Nr. 6 den Handelsmällern auferlegten Ber- Art. 69 
pflitungen. IL. 22/1 95. 26, 398, 


Nechtliche Bedeutung des Frachtbriefs. I. 18/2 99. 32, 22. Art. 391 
S. außerdem 
u ar 30.0 edel BL 
—— ee 28, 848, 
„nm  22,28,29 26, 222; 97, 227; 28, 428; 30, 170, 
vn 34 4,4, 
„nm 47, 50, 58 Dr or 28, 155, 
> a es a 8, 
ar ER 123, 145383. 27, 11, 
10900, 102, IE ee RD; 
"» „150, 151, 157, 164 . . 18, 123, 
u a E Te ee a eh 18, 154; 23, 216, 
te Eee ee "358, 364, 
EEE ee 20, 858, 
ne 18, 889520, 864 
Be a ee ae ee a 20, 364, 
Pa. | er 129399, 218., 
HE: » © 2.910, 


zu 8 2 des Geſetzes vom 3. Juni 1869, betr, Einführung des 
Handelsgeſetzbuchs als Bundesgeſetz. 26, 398. 


b) Saffung vom 11. Shıni 1870, 


1. Kann die wiſſentlich unmahre Darftellung oder Verfchleierung Art. 249 
„des Standes der Verhältniffe der Gejellichaft” im Sinne von Art. 249 
Nr. 3 darin gefunden werben, daß in der von den Mitgliedern des 
Auffichtörat3 einer Aftiengefellfchaft in der Generalverfammlung der 
letzteren vorgelegten Bilanz der Wert der Außenſtände der Geſellſchaft 
wiſſentlich zu einem ihren wahrſcheinlichen Wert überſteigenden Betrage 
angenommen worden iſt? III. 5/4 86. 14, 80. 

2. Bezieht ſich Art. 249 Nr. 3 auch auf Darftellungen und Über⸗ 
ſichten der Mitglieder des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft an den Auf⸗ 


oder Dritte bejtimmt find und gelangen? I. 7/11 81. 5, 146. 

3. Rann es den Vorftand3mitgliedern einer Aftiengefellichaft, welche 
länger al8 3 Monate ohne Aufſichtsrat geblieben ift, zur Entſchuldigung 
gereichen, daß der Gejellichaftsvertrag feine Bejtimmung über die Au— 
ſtellung eines Aufſichtsrats enthält? Was gehört zum Tatbejtande des 
durh „Schuld“ der Borftandömitglieder oder des Auffichtsrate einer 
Aktiengeſellſchaft veranlaßten Fehlen! des ganzen Auffichtörate oder der 
zur Beihlußfähigkeit desſelben erforderlihen Zahl von Mitgliedern? 
II. 12/11 81. 5, 161. 

©. außerdem 11, 132. 


ec) Fajjung vom 18. Juli 1884. 


Art. 176 Iſt Die nach Abſ. 3 abzugebende Erklärung eine falſche auch dann, 
wenn zwar der auf fämtliche Aktien einzuzahlende Betrag durch die im 
ganzen eingezahlte Summe gededt, jedoch nicht von jeder Aktie die ge= 
botene Einzahlung erfolgt ift? II. 12/7 94. 26, 66. 


Art. 180h Über die Auslegung des Abf. 1 j. Art. 215a. 


Art. 209 b Liegen falfhe Angaben bezüglich der Feſtſetzungen über die einem 
Aktionär für die eingebradhte Einlage zu gemwährende Bergütung und 
den Gründungdaufwand aud dann vor, wenn die zu gewährende Ber- 
gütung zwar der zwiſchen allen Gründern getroffenen Abrede gemäß in 
dem Gejellichaftsvertrage feitgejegt ift, zwifchen dem einbringenden Gründer 
und einem anderen Gründer aber vor Feitjegung der Vergütung hinter 
dem Rüden der Mitgründer die bei Errichtung des Gejellichaftsvertrags 
verjchtviegene Abrede getroffen ijt, daß der einbringende Gründer dem 
anderen aus der zu gewährenden Vergütung eine Belohnung für feine 
Mitwirfung bei der Gründung zu zahlen habe? II. 2/10 88. 18, 105. 


Art. 2098 Sind wiſſentlich faljhe Angaben in der durch Art. 209g vor— 
geichriebenen Erklärung nah Art. 249a Nr. 1 ftrafbar? II. 2/10 88. 
18, 105. 


Art. 210 Kann die nah Abſ. 3 gebotene Barzahlung bei Einzahlung des 
Grundfapitales einer Aftiengefellfchaft dur eine Gutjchrift in Handels: 
büchern erjegt werden? I. 20/2 93. 24, 8. 


Art. 21da Was ift unter der gejeglichen Beſchränkung, wonad bei Kommanbdit- 
gejellfchaften auf Aktien und Aktiengejellichaften eine Erhöhung des Grund— 
fapitald nit „vor der vollen Einzahlung desjelben“ erfolgen darf, zu 
veritehen? 

Iſt der Irrtum der Vorftandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft über 
den Begriff „volle Einzahlung” des Grundfapital3 geeignet, die jtrafredht- 
lie Berantwortlichfeit derjelben für wifjentlih unmahre Angaben auf: 
zuheben? III. 25/3 86. 14, 36. 
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Muß in der Jahresbilanz zum Ausdruck gebracht werden, ob das Art. 2396 
Grundfapital der Geſellſchaft voll, oder nur zu einem Teile bar eins 
gezahlt worden ift? III. 20/9 94. 26, 104. 


1. Kann vor dem Eintrag einer Aktiengejellfchaft in das Handels: Art. 249 
regifter von einem Vorſtande derjelben gefprochen werden? IL. 29/10 01. 
34, 412. 


2. Begriff des „Handelns zum Nachteile der Gejellichaft”. 


Wird dur die Freiſprechung von der Beſchuldigung, in einer be= 
ftimmten Richtung zum Nachteile der Geſellſchaft gehandelt zu haben, die 
Strafverfolgung wegen Handelns zum Nachteile in einer anderen Richtung 
ausgeſchloſſen? I. 20/2 95. 27, 39. 


1. Was ift im Sinne von Nr. 1 unter wiſſentlich falfchen An= Art. 249a 
gaben rückſichtlich der „Zeichnung“ und der „Einzahlung” des Grund: 
fapitale8 einer Aftiengefellichaft zu verftehen? 

Konkurrenz einer in diefer Richtung von einem Mitgliede des Vor- 
ſtandes verübten Straftat mit Unftiftung anderer, als Gründer eine 
Straftat gleiher Art zu begehen. II. 26/10 97. 30, 300. 

2. Strafrechtliche Werantwortlichfeit der Gründer und Vorſtands— 
mitglieder von Aftiengefelichaften für die Wahrheit ihrer Erklärungen 
über Einzahlung des Grumdlapital®. Gehört auch der Beſitz ded Grund» 
fapital8 zum Begriffe der „rücdjichtli” der Einzahlung“ zu machenden 
Angaben, deren wijjentlihe Unwahrheit jtrafbar iſt? III. 12/10 93. 
24, 286, 


1. Was ift in Nr. 1 unter „unmwahrer Darftellung ded Standes der Art. 249 b 
Berhältniffe der Aktiengeſellſchaft“ zu verjtehen? II. 29/11 90. 21, 172. 
2, Kann der Tatbeitand eines Vergehen? gegen Art. 249 Nr. 3 vor— 
liegen, wenn der Beichluß über die Erhöhung des Aftienfapital3 nicht 
die ftatutenmäßige Mehrheit erlangt hatte? 
Kann das Vergehen fahrläjfig begangen werden? I. 25/11 97. 
30, 354. 


Inwieweit find Mängel der Berufung der Generalverfammlung, in Art. 249e 
der der Auſſichtsrat gewählt ift, von Einfluß auf die Beitrafung aus 
Art. 2496? I. 15/2 97. 29, 388. 


Was verfteht das Geſetz unter der „Anwendung“ eines auf Täufchung Art. 249 d 
berechneten Mittels, um auf den Kurs von Aktien einzumirten? III. 19/5 92. 
23, 137; II. 21/2 93. 23, 431. 


Gefes, betreffend die Wechlelftempelftener, vom 10, Juni 1869 (B.G. Bl. ©. 193). 


. 1 It für die Befreiung gemäß Abſ. 2 Nr. 1 der Inhalt des s 1 
Wechſels, oder der wirkliche Ausſtellungsort entjcheidend? Welche Wirkung 
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hat die irrige Annahme, daß ein Tranfitwechfel vorliege? IV. 25/4 99. 
32, 130. 

2. Sind im Auslande ausgeftellte, im Auslande zahlbare trodene 
Wechfel, wenn fie im Inlande in Umlauf gelangen, der inlänbifchen 
Wechjelitempelfteuer unterworfen? II. 30/9 84. 11, 109. 


85 1. Sit der Profurift einer Firma, welcher als folder ein Wechſel— 
accept ausftellt und unverfteuert aushändigt, für die Unterlafjung der 
Verſteuerung ſtrafrechtlich verantwortlich? II. 22/11 98. 31, 336. 

2. Sind bei einer namens einer Genofjenjchaft abgegebenen Wechjel: 
erflärung ſämtliche Vorjtandsmitglieder für die Stempelverwendung ver: 
antwortlich, oder nur diejenigen, welche ſich an der Wechjelerflärung be— 
teiligt haben? II. 7/7 93. 24, 226. 

3. Verpflichtet die Abgabe des Namendzuged auf einem Wechfel 
auch dann, wenn durch diejelbe eine wechjelmäßige Verbindlichkeit nicht 
erzeugt wird, zur Entrichtung der Wechjelftempelabgabe? Unter welchen 
Borausfegungen wird durch Abgabe des Namendzuges auf der Rückſeite 
eined das Verbot der Indoſſierung enthaltenden eigenen Wechjeld eine 
Wechſelbürgſchaft erzeugt? L 18/10 90. 21, 97. 

4. Kann auch der, welcher einen nachher zur Begebung an Dritte 
gelangten Wechjel zur Beit, ald er ein Blankett bildete, als Ausfteller 
und Indoſſant unterjchrieben hat, wegen Nichtentrichtung der Wechſel— 
ftempelfteuer ftrafredhtlic haftbar werden? Welchen Einfluß hat in diefer 
Hinfiht die Fälfhung der Annahmeerflärung des Bezogenen oder eines 
Giros? I. 5/1 84. 10, 27. 

5. Sit der Rechtsanwalt, der auf grund einer einfachen Prozeß- 
vollmacht Auftrag gibt, den Wechjel dem Schuldner zur Zahlung vor— 
zulegen und Proteft zu erheben, als Teilnehmer am Umlaufe des Wechjels 
oder als „Inhaber“ desfelben im Sinne der 88 5, 11 anzufehen? 
I. 16/4 85. 12, 145. 


86 Iſt ein Wechſel „aus den Händen gegeben“, ſobald er einem anderen 
zur Verwendung der Stempelmarke zeitweilig anvertraut iſt? II. 7/10 98. 
31, 275. 


87 Iſt der Ausfteller eines inländifchen (und der erfte inländifche In— 
haber eines ausländischen) Wechjeld nach 8 7 berechtigt, den mit einem 
inländifchen Indoffamente noch nicht verjehenen Wechfel vor Entrichtung 
einer Stempelabgabe nit allein zur Annahme, fondern aud für den 
Fall der Nidhtannahme zur Protefterhebung mangel® Annahme zu ver: 
jenden? I. 9/12 86. 15, 80. 


811 1. Kann in dem Aufdrücken des Firmenſtempels auf die Vorder— 
jeite eine® Solawechſels von feiten des dieſen Wechfel innehabenden 
Wechſelgläubigers, obwohl diefe Handlung mit dem Umlaufe des Wechſels 
nicht im Bufammenhange fteht, eine „Unterzeihnung“ im Sinne des 
S 11 gefunden werden? 
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Stellt jih die Zurüdgabe eines Solawechjeld von feiten des Wedhjel- 
inhaberd? an den Aussteller des Wechſels, veranlaßt durch ein Rechts— 
geichäft, zufolge dejjen der Aussteller gegen Burüdgabe jenes Wechſels 
einen neuen Solawechſel auszustellen hat, al3 ein „aus den Händen geben“ 
im Sinne des $ 11 dar? I. 20/9 86. 14, 409. 

2. Bit der Prozepbevollmädtigte, der dem Schuldner einen Wechjel 
vorlegen und proteftieren läßt, ald „Inhaber“ anzujehen? ©. $ 5. 


1. Erfordert der Tatbeſtand jtrafbarer Wechjelfteuerhinterziehung in 
jubjeltiver Beziehung eine auf Steuerhinterziehung gerichtete Abſicht, oder 
dad Bewußtſein rechtäwidrigen Verhaltens, oder auch nur fchuldhafte 
Bahrläffigkeit? 

Fit ein Irrtum über Tatfachen rechtlich geeignet, die Strafbarkeit 
der Wechfeljteuerhinterziehung auszufchließen? III. 20/11 82. 7, 240. 

2. Sit der Inhaber einer Firma ſchon als folder hinſichtlich der 
von der Firma erworbenen Wechjel für die Erfüllung der Verpflichtung 
zur Errichtung der Stempelabgabe ſtrafrechtlich verantwortlih? I. 20/9 86. 
14, 409, 

3. Über die Veranwortlichkeit de8 ein Wechfelaccept ausftellenden 
Brofuriften |. $ 5. 


8 15 


1. Verwirkt derjenige, welcher ein noch nicht ausgefülltes Wechſel- 8 16 


formular mit ſeinem Akzepte verſieht und unverſteuert aus der Hand 
gibt, die Stempelſtrafe auch dann, wenn bei der Aushändigung die Höhe 
der einzurückenden Wechſelſumme noch nicht beſtimmt iſt und von dem 
Ausſteller bei der nachträglichen Ausfüllung und Vollziehung des Formulars 
der vorſchriftsmäßige Stempel verwendet wird? 

It die Strafbarkeit des Blanfoacceptanten, welcher das Blanko— 
afzept unverfteuert aus der Hand gibt, davon abhängig, daß fpäter durch 
Ausfülung ein vollitändiger Wechfel entjteht? II. 19/3 97. 30, 19. 

2. Unter welchen Boraudfegungen ift der Afzeptant eined unvolls 
jtändigen gezogenen Wechjel8 für die Unterlaffung der Verſteuerung des 
Wechſels jtrafrechtlich verantwortlih? I. 30/6 87. 16, 206. 

3. Greift die Vorſchrift des $ 16 nur dann Pla, wenn die Aus- 
händigung eines unvollftändigen Wechſels erfolgt ift, um den Empfänger 
zur Ergänzung des Fehlenden zu ermächtigen? II. 22/11 98. 31, 336. 


Bann beginnt die Verjährung von Stempelhinterziehungen bei uns 
vollftändigen Wechjeln? II. 29/3 98. 31, 96. 


1. Sit für die Steuerfreiheit des Checks erforderlih, daß er eine 
Anmweifung des Ausiteller3 auf deſſen Guthaben bei feinem Bankier ift, 
und muß dieſes Erfordernid aus dem Ched hervorgehen? I. 28/5 92. 
23, 216. 

2. Unter welden Borausfeßungen find Chedd von der Wechſel— 
ftempelfteuer befreit? Wird insbefondere die Steuerfreiheit dadurch auf- 
gehoben, daß fie auf Order geftellt find und tatjächlich mittels Indoſſa— 


5 24 
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ments örtlich und zeitlihd in erheblichem Umfange zirkuliert gaben? 
III. 11/10 88. 18, 154. 


&. zu 88 18, 17, 21 noch 1, 426; 12, 345; 26, 297; 29, 370 


ge vom 21. Juni 1869 * 8.8. ©. 245) nebſt Novellen vom 
7. Juli 1878 (R.G.BL. ©. 199), 23. Juli 1879 (©. 267), 1. Juli 1883 
E 159, 177), 1. Junt 1891 (©. 2, 6 6. a 1896 (©. 685), 30. Juni 1900 


86 1. inwieweit greifen = es ber Gewerbeordnung 
dem Bergmwerfsbefiger gegenüber Pla? I. 9/1 82. 5, 425. 

2. Inwiefern berührt die Gewerbeordnung die Medizinalverfafjungen 
der einzelnen Bundesftaaten und inöbefondere die Vorſchriften über An— 
ftelung und Befugniffe des fogenannten niederärztlihen Perſonals? 
I. 8/5 82. 6, 261; I. 25/1 86. 13, 259. 

(Faffung des Geſetzes vom 1. Juli 1888.) 

3. Haben gegenüber 86 Gew.D. (nad) der Faſſung vom 1. Juli 1883) 
die Beitimmungen der franzöfifchen Geſetzgebung über den Verkauf von 
Geheimmitteln in der preußischen Rheinprovinz noch Geltung? I. 28/11 87. 
16, 359. 

©. außerdem 23, 428; 28, 251; 32, 432; 35, 346. 


814 Iſt zum Betriebe eines ſtehenden Gewerbes eine Gewerbsanlage 
erforderlich? I. 18/12 84. 11, 309, 
©. außerdem 28, 251. 


8 15 Iſt zum Zwecke der polizeilichen Verhinderung der Fortſetzung des 
Betriebs eines der beſonderen Genehmigung bedürfenden, aber ohne ſolche 
begonnenen Gewerbes die Anwendung unmittelbaren Zwangs, insbeſondere 
die Verſiegelung der Gewerbsräume ſtatthaft? III. 27/4 91. 22, 5. 


8 16 Kt die zur Erridtung von Stauanlagen für Waflertriebwerfe 
einzubholende Genehmigung erjt mit dem Vorhandenfein des Waflertrieb- 
werf3 ſelbſt erforderlih? III. 19/11 79. 1, 103. 


$ 23 Kann in Preußen durch ein ſtädtiſches Schladhthofregulativ der Abſatz 
des Fleiſches von auswärts gefchlachtetem Vieh Beſchränkungen unter- 
worfen werden? I. 17/1 89. 18, 351. 


s 29 1. Schließt die Gewerbeordnung aus, daß landesrechtlich noch andere 
Perſonen als Medizinalperfonen angejehen werden, und daß auch von 
ihnen die Approbation gefordert wird? I. 8/5 82. 6, 260. 

2. Sind unter ärztlichen Atteften im Sinne ded 8 255 St. P.O. 
nur ſolche Attejte zu verjtehen, welche von Perſonen herrühren, denen 
ala Ärzten im Sinne des $ 29 eine Approbation erteilt ijt? III. 29/3 86. 
14, 55. 

3. Gehören die Hebammen zu den approbierten Medizinalperfonen 
des 8 29? II. 27/8 84. 10, 340. 
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4. Über Hebammen f. weiter 8 30. 
©. außerdem 23, 428. 


(Faffung des Gejeges vom 23. Juli 1879.) 8 30 

1. Begriff von Krankenanftalten. IV. 7/7 99. 32, 255. 

2. Hat die Gewerbeordnung die gewerbsmäßige Ausübung der 
Geburtshülfe auch für Perjonen weiblichen Geſchlechts freigegeben, oder 
dürfen Frauensperfonen daS Gewerbe nur dann betreiben, wenn jie ein 
Prüfungszeugnis nach 8 80 erlangt haben? 

Fällt das in 8 30 vorgefchriebene Zeugnis der Hebammen unter 
den Gattungsbegriff der „bejonderen polizeilihen Genehmigungen“? 

I. 14/1 87. 15, 181. 
3. Über Hebammen ſ. auch $ 29. 


1. Bebürfen Stellvertreter im Gewerbebetriebe der Schanfwirticaft $ 33 
einer Erlaubnis? I. 20/5 80. 1, 434. 


2. Liegt Stellvertretung im Gewerbebetriebe, oder ſelbſtändiger Ge— 
werbebetrieb vor, wenn der Inhaber einer Konzeffion zur Schankwirt- 
Schaft den Betrieb einem anderen auf defjen Rechnung und Verantwort- 
lichkeit überläßt? II. 4/3 81. 3, 418. 

3. Bebürfen Konfumvereine einer Konzeffion zum Betriebe eines 
Kleinhandeld mit Branntwein, wenn fie legteren nur an Mitglieder des 
Vereins verkaufen? II. 24/10 81. 5, 112. 


4. Iſt der auf einem Jahrmarkte ohne Genehmigung der Orts— 
polizeibehörde betriebene Verkauf von geiftigen Getränten zum Genuß auf der 
Stelle als das Unternehmen des jtehenden Gewerbes der Schankwirtſchaft 
aufzufaffen und aus $ 147 Nr. 1 zu beftrafen? IIL 19/11 79. 1, 102, 


(Faffung des Geſetzes vom 23. Juli 1879.) 


5. Iſt die von einem Bermieter au feine Mieter ftattfindende Ver- 
abreihung von Getränken notwendig als der Betrieb eines Schank— 
gewerbe3 zu betrachten? I. 22/4 95. 27, 173, 

6. Iſt der Begriff der Schankwirtſchaft ausgejchloffen, wenn die 
Getränfe nur an Beſucher von im Haufe wohnenden Proftituierten ver- 
abreicht und nicht einem paraten Vorrate entnommen werden, jondern 
der jedesmalige Bedarf andermeit herbeigeichafft wird? I. 22/3 02. 35,175. 

7. Fällt e8 unter den Begriff eines Schanfwirtfchaftsbetriebs, wenn 
eine Proftituierte an ihre Bejucher Getränke gegen Bezahlung verabreicht? 
I. 12/6 02. 35, 385. 


(Faſſung des Gejeges vom 283. Juli 1879.) 8 34 
Kt in dem gewerbsmäßigen Verkaufe von Waren unter Preditierung 
des Kaufpreiſes und Sicherung desjelben durch Bejtellung von Pfändern 
der Betrieb des Pfandleihgewerbes im Sinne des 8 34 zu finden? 
IV. 28/4 85. 12, 216. 
©. außerdem 4, 202; 8, 283. 
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835 (Fafjung des Gejeges vom 1, Juli 1883.) 

Erjtredt fi die den ſog. Volksanwälten auferlegte Pflicht, „bei 
Eröffnung” ihres Gewerbebetriebs der zuftändigen Behörde hiervon An: 
zeige zu machen, auch auf diejenigen Perjonen, welche bereit3 vor dem 
1. Sanuar 1884 das Gewerbe begonnen hatten? III. 17/11 87. 16, 393. 

©. außerdem 8, 283. 


8 36 1. Welche rechtliche Bedeutung Hat die Beeidigung und öffentliche 
Anſtellung der in $ 36 Abſ. 1 bezeichneten Gemwerbetreibenden? I. 20/6 88. 
18, 37. 

2. Sind in Preußen die von einem öffentlich bejtellten Fleiſch— 
bejhauer ausgeführten Unterfuchungen auf Trichinen kraft öffentlichen 
Amts vorgenommen? II. 20/9 81. 4, 421. 

3. Sit der angejtellte Auftionator ein Beamter? I. 28/3 88. 17,291. 

8 38 ©. zu $ 38 in der Faff. d. Gef. v. 23. Juli 1879. 4, 202; 8, 283. 


$ 42 (Faffung des Gejeges vom 1. Juli 1883.) 


Borausfegungen der Begründung einer gewerblichen Niederlafjung. 
I. 11/6 96. 29, 1. 


843 (Faflung des Geſetzes vom 1. Juli 1883.) 
Verhältnis der Begriffe „öffentlicher Ort“ und „geichloffener Raum“ 
im Sinne de $ 43 Gew.O. und ded 8 10 des preuß. Preßgeſetzes vom 
12. Mai 1851 zu einander. IV. 7/1 02. 35, 54. 
©. außerdem 19, 1; 21, 33. 


$ 45 1. St derjenige, dem die technifche Leitung eines gewerblichen Be— 
triebes in vollem Umfange übertragen ift, al3 Stellvertreter eined Ge— 
werbetreibenden im Sinne des $ 45 anzufehen? II. 16/1 91. 21, 287. 
2. Liegt Stellvertretung im Gewerbebetriebe, oder jelbitändiger Ge— 
werbebetrieb vor, wenn der Inhaber einer Konzeffion zur Schankwirtichaft 
den Betrieb einem anderen auf dejjen Rechnung und Berantwortlichkeit 
überläßt? II. 4/3 81. 3, 418. 
3. Inwieweit ift die ftrafrechtlicde Verantwortlichleit de Betriebs— 
unternehmerd durh $ 151 der Novelle vom 1. Juni 1891 geändert? 
II. 26/9 93. 24, 293. 


846 Sit nad) dem Tode eines Fonzeffionierten Gewerbetreibenden zum 
Hortbetriebe ded Gewerbes für Rechnung der Witwe eine neue Konzefiion 
für die Witwe oder deren Stellvertreter notwendig? I. 20/5 80. 1, 434. 


s55 (Faſſung des Geſetzes vom 1. Juli 1888.) 

1. Zum Begriffe des Handelns im Umberzichen. Liegt ein ſolcher 
vor, wenn der Händler nur auf Viehmärkten außerhalb feines Nieder- 
laſſungsortes Vieh eins und verkauft? I. 4/12 99. 32, 414. 

2. Liegt ein Feilbieten im Umberziehen nicht vor, wenn Waren 
zum Zwecke des Verkaufs zu Perfonen gebradht werden, die hierzu ihre 


Reichsrecht. 21. Juni 1869 (Gewerbeordnung). 447 


Erlaubnis gegeben und jic geneigt erflärt haben, je nach) Befund einen 
Kauf abzufchließen? I. 18/11 95. 27, 427. 

3. Was ift unter Beſtellung zu verftehen? I. 13/5 89. 19, 281. 

4. Sit der Begriff des Feilbietend durch die Form der Ausfpielung 
ausgeſchloſſen? II. 15/2 95. 27, 31. 

5. Unter welchen Borausfeßungen fällt das Feilbieten von Waren 
außerhalb des Wohnort3 des Feilbietenden in Form der Beranftaltung 
einer öffentlichen Ausfpielung unter den Begriff des „Darbietend von 
Schauftellungen oder Luſtbarkeiten“ und unter den Tatbejtand des einen 
Legitimationsichein erfordernden Gewerbebetrieb im Umberziehen? III. 
8/4 86. 14, 89. 

©. außerdem 32, 292. 


(Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) 8 bb a 
Welche Behörde iſt in Preußen zuſtändig, Ausnahmen von den Vor— 
ſchriften des 8 55a zuzulaſſen? II. 15/2 95. 27, 31. 


(Faffung des Geſetzes vom 6. Auguft 1896.) 8 56h 

1. Sit die in Abf. 3 zugelaffene Unterfagung des Handels im 
Umberziehen eine Abiperrungdmaßregel im Sinne des $ 328 &t.G.8.’3? 
II. 22/11 98. 31, 342. 

2. Begreift ein Verbot des Handeld im Umherziehen nur das Feil- 
bieten der bezüglichen Xiere, oder auch dad Aufjuchen von Bejtellungen 
auf ſolche? 

St in Preußen ein derartiges Verbot als eine von der zuftändigen 
Behörde angeordnete Abſperrungsmaßregel dann anzufehen, wenn der 
Kreislandrat bei dem Erlafje des Verbot auf eine Genehmigung des Res 
gierungspräfidenten Bezug nimmt? IV. 6/10 99. 32, 291. 

3. Iſt nad preußiſchem Verwaltungsrechte der Kreislandrat befugt, 
den Handel im Umbherziehen für den Bezirk feines Kreiſes auf bejtimmte 
Dauer zu unterjagen? IV. 6/10 99. 32, 286. 

4. Iſt das durch Bekanntmachung eines preußiſchen Sreislandrats 
erlafjene zeitweife Verbot des Handeld im Umherziehen rechtsverbindlich, 
wenn das Verbot mit Genehmigung des zujtändigen NRegierungspräfidenten 
erfolgt ift, diefe Genehmigung iedody in der Bekanntmachung des Land— 
rats feinen Ausdrud gefunden hat? IV. 16/1 00. 33, 76. 


(Faflung des Geſetzes vom 1. Juli 1888.) 8560 
1. Iſt ein Gewerbetreibender, welcher im Umherziehen ſeine Waren 
durch' Veranſtaltung öffentlicher Ausſpielungen abſetzt, nad 88 566, 148 
Nr. 7b zu ſtrafen? 
Verhältnis vorgenannter Beltimmungen zu $ 286 ©t.G.8.'8? 
Iv. 15/10 86. 14, 384. 
2. Welche Behörden find in Preußen zujtändig, Ausnahmen von 
der Vorjchrift des 8 56c zuzulaſſen? IL. 15/2 95. 27, 31. 


Iſt der auf einem Jahrmarkte ohne Genehmiguug der Ortöpolizei- $ 67 
behörde betriebene Verfauf von geiftigen Getränken zum Genufje auf der 
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Stelle ald daß Unternehmen des jtehenden Gewerbes der Shantwirticaft 
aufzufafien und aus $ 147 Nr. 1 zu beftrafen? III. 19/11 79. 1, 102. 


$ 105a (Faſſung des Gejeges vom 1. Juni 1891, früher S 105). 
1. Wonad) bejtimmt fich, welche Tage als Feittage zu gelten haben? 
I. 2/10 93. 24, 268. 
2. Iſt die Landesgefebgebung bezüglich) Regelung der Sonntag: 
feier und inöbejondere der Sonntagdruhe durd die Gewerbeordnung 
bejhränft? IIL. 30/10 89. 20, 81. 


8 105b (Faffung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) 
1. Über den Begriff von Fabrik ſ. 8 134. 
2. Über den Begriff von Bauhof f. 8 154. 
3. Verhältnis des Mbf. 2 zu $ 105c. IIL 9/7 00. 383, 352. 


8 105e (Fafiung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) 
Anwendung auf das Handelsgewerbe. Verhältnis zu $ 105b Abi. 2. 
Borausfegungen der Beltrafung wegen unterlafjener Führung des in 
Abſ. 2 vorgejchriebenen Verzeichniffes. III. 9/7 00. 33, 352. 


8 110 (Faffung des Gejepes vom 1. Juli 1883.) 

Iſt es als intellektuelle Urkundenfälfhung oder ſonſt ftrafbar, wenn 
ein Arbeiter die mit der Ausftellung des Arbeitsbuchs befaßte Polizei- 
behörde durch unridhtige Angaben über feine perjönlichen Verhältniſſe 
veranlaßt, über dad Geburt3jahr einen unrichtigen Eintrag in Das 
Arbeitsbuch zu machen? III. 30/6 90. 21, 31. 


8 111 (Fafjung des Gefepes vom 1. Juli 1883.) 
Was ift unter „Merkmalen, welche den Inhaber des Arbeitsbuchs 
günftig oder nachteilig kennzeichnen“, zu verjtehen? IV. 6/11 91. 22, 200. 


8 115 (Fafjung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 

1. Über den Begriff von „Gewerbetreibenden" und „gewerblichen 
Arbeitern“. 

Berbot des Truckſyſtems in Rüdfiht auf ſog. Hausinduftrie. 
I. 20/12 83. 9, 351; III. 21/1 86. 13, 285. 

2. Bann find die in der Hausinduftrie bejchäftigten Perfonen 
gewerbliche Arbeiter im Sinne des Tit. VII der Gewerbeordnung? 

Inwieweit ift ed zuläflig, ihnen den Preid von Stoffen zu den 
ihnen übertragenen Arbeiten bei der Lohnzahlung anzurechnen? I. 12/6 99. 
32, 224 (ergangen nad) Emanation des Geſetzes v. 1. Juni 1891). 

3. Wird ein Werkmeiſter dadurch, da ihm die Annahme, Ent- 
lafjung und Auslohnung der Arbeiter überlaffen ift, zum „Gewerbe— 
treibenden“ im Sinne des $ 115? I. 14/6 88. 18, 27. 

4. Finden die 88 115 fig. auch auf Arbeiter Anwendung, welche 
durch gelegentliche Arbeiten einen Nebenverdienft fuchen? 

Liegt Lohnzahlung in bar dor, wenn nad) bejtehendem Gefchäfts- 
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gebrauche das gezahlte Geld jofort zum Anfaufe von Waren verwendet 
wird? IL. 18/12 85. 13, 182. 

5. Greift das Strafverbot de $ 115 auch Plab bei Leiftungen 
zahlungshalber? IV. 27/3 88. 17, 285. 

6. Kann die den Gewerbetreibenden auferlegte Verpflichtung, die 
Löhne ihrer Arbeiter bar in Reichswährung auszuzahlen, nur durd) 
unmittelbare Zahlung an die Perſon des Wrbeiterd erfüllt werden? 
I. 12/11 82. 7, 197. 

7. Fällt e8 unter dad Verbot des $ 115, wenn ein Arbeitgeber 
feinen Arbeitern als Vorſchuß auf den Lohn Marken verabfolgt, gegen 
welche für Rechnung des Arbeitgeber8 bei einem Dritten Lebensmittel 
zu entnehmen find? I. 28/11 82. 7, 247; IL 22/9 82, 7, 37; 
I. 19/4 80. 1, 385; IV. 17/11 96. 29, 190 (ergangen nad) Emanation 
des Geſetzes v. 1. Juni 1891). 

8. Unter welchen Borausfegungen find Lohnabzüge unter Ber: 
mittlung vorher vom Gewerbetreibenden feinen Arbeitern verabfolgter 
Blechmarken zuläffig? I. 28/9 96. 29, 95 (ergangen nad) Emanation 
des Geſetzes v. 1. Juni 1891). 

9. Darf der Gewerbetreibende oder fein Beauftragter zur Tilgung 
einer perjönlichen Forderung an den Arbeiter von diefem verdienten Lohn 
einbehalten? I. 17/11 94. 26, 208 (ergangen nad) Emanation des Gefebes 
v. 1. Juni 1891). 

10. Schließt die Einwilligung der Arbeiter die Bejtrafung aus 
8 115 aus? 

Iſt für die Zumiderhandlungen gegen $ 115 durch dem Gewerbe— 
treibenden gleichzuachtende Perſonen ($ 119) aud der Gewerbetreibende 
jelbft verantwortlich? 

Findet da8 Verbot auch auf Bergwerläbefiger Anwendung? 
I. 9/1 82. 5, 425. 

11. Sinn des Verbote in $ 115 Ubi. 2, den Arbeitern feine 
Waren zu freditieren. I. 12/11 82. 7, 197. 

12. Zum Begriffe „Waren freditieren“. IV. 11/2 87. 15, 284. 

13, Dürfen die Arbeitgeber ihren Arbeitern Waren gegen bare 
Bahlung des Kaufpreifes verabfolgen? IL. 20/10 91. 22, 177. 

14. Was ift unter Lebensmitteln im Sinne des $ 115 Abſ. 2 zu 
veritehen? IV. 26/4 87. 15, 437. 

15. It im Übermaße verabfolgter Branntwein ald Lebensmittel 
im Sinne de3 Abf. 2 anzufehen? IV. 10/1 89. 20, 217. 

16. Was iſt nad Abſ. 2 unter „Anſchaffungskoſten“ zu verftehen? 
I. 19/11 88. 18, 224. 

17. Genügt zur Strafbarfeit von Zumwiderhandlungen gegen 8 115 
Sahrläffigkeit? I. 11/6 91. 22, 48; I. 9/1 82. 5, 425. 

18. Sit bei einer Mehrheit von Zumwiderhandlungen Realkonkurrenz 
anzunehmen? IV. 13/1 85. 12, 102; III. 21/1 86. 13, 285. 
(Faſſung des Sejeges vom 1, Juni 1891, joweit darin Neuerungen enthalten jind.) 

19. Was ift unter „Selbjtfoften" — im Gegenfage zu dem Aus— 
drude „Anſchaffungskoſten“ — zu verftehen? I. 27/6 95. 27, 321. 

Ben. Reg. zu E. 1. &t.5. I-XXXV. 29 


s 115a 


ss 117, 118 


s 119 
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20. Inwieweit ift es von Einfluß, ob an dem Verbraucde der den 
Arbeitern auf deren Lohn verabfolgten Lebensmittel noch andere Perfonen 
als die Arbeiter teilgenommen haben? 

Inwieweit ift Branntwein als ein Lebensmittel anzufehen? 

Iſt beim Branntwein zu den Anfchaffungskojten der fog. Schwund 
zu rechnen? I. 23/9 97. 30, 253, 


(Faflung des Gejepes vom 1. Juni 1891.) 

Können Vollmachten, durch welche der Verwalter eines kredit— 
gebenden Konfumvereins ein für allemal ermächtigt wird, die demnädhit 
fällig werdenden Lohnbeträge für den forderungsberecdhtigten Arbeiter zu 
erheben, denjenigen rechtsunwirkſamen „Rechtsgeſchäften“ zugezählt 
werden, auf Grund deren die Lohnauszahlung an Dritte ftrafrechtlic 
verboten ijt? 

Zum Berhältniffe der 88 115, 115a, 117 in der Faſſung des 
Geſetzes v. 1. Juni 1891. II. 13/6 95. 27, 289, 


(Fafjung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 
Rechtliche Natur der hier getroffenen Bejtimmungen. I.12/1182.7,197. 


(Faffung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 
1. Über das Gebiet der Anwendbarkeit ſ. 8 115. 
2. Wellen „Familienglieder und welche andere Gewerbetreibende“ 
unterliegen den Vorfchriften der 88 115 bis 119? I. 30/3 82. 6, 126. 
3. Über den Abſatz 2 f. $ 119b. 


s 119» (Fafjung des Geſetzes v. 1. Juni 1891. 8 119 Abſ. 2 des Geſetzes v. 1. Juli 1888.) 


8120 
81204 


1. Über das Verbot des Truckſyſtems bei der fog. Hausinduſtrie 
ſ. auch $ 115. 

2. Was iſt zu verſtehen unter Perſonen, „welche für beſtimmte 
Gewerbetreibende außerhalb der Arbeitsſtätte der letzteren mit der An— 
fertigung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt find“? 

Sind dahin nur ſolche Perſonen zu rechnen, welche zu dem Ge— 
werbetreibenden in einem vertragsmäßigen Dienſtverhältniſſe ſtehen, oder 
genügt zur Gewährung des gleichen Schutzes ein tatſächlich beſtehendes 
Verhältnis der bezeichneten Art? 

Wird ein ſtändiges Arbeitsverhältnis erfordert, oder genügt auch 
eine gelegentliche „Beſchäſftigung“ ſolcher Perſonen in einzelnen Fällen? 
I. 12/10 85. 12, 428; III. 13/2 88. 17, 129. 

3. Kommt den fog. Heimarbeitern der Schuß gegen das Truck— 
ſyſtem auch dann zu, wenn fie nicht ausfchließend für einen Arbeitgeber 
bejchäftigt find? I. 17/11 87. 16, 383, 

©. noch zu $ 120 18, 204, 


(Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) 
1. Kann die Nichtanbringung einer Schutzvorrichtung damit ent— 
Ihuldigt werden, daß die Anbringung nicht ohne Störung des Betriebes 
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möglich ſei? I. 5/12 83. 10, 6 (ergangen auf Grund des $ 120 nad) 
der Faſſung des Geſetzes vom 17. Juli 1878). 

2. Kann fi) der Unternehmer einer der behördlichen Genehmigung 
unterftehenden gewerblichen Anlage gegen den Vorwurf, daß er es unter- 
lafjen habe, eine zur Sicherheit der Arbeiter erforderlihe Schutzvorrichtung 
herzuftellen, mit dem Einwande ſchützen, daß die ihm erteilte Konzeſſions— 
urkunde die Heritellung einer ſolchen Vorrichtung nicht vorgefehen habe? 
IV. 8/7 88. 18, 73 (ergangen auf Grund des in vor. Nr. angezogenen 
$ 120). 

3. Rann eine Sclafftätte als unter „Betriebsftätte” mitbegriffen 
angejehen werden? Macht ſich der Gewerbeunternehmer ftrafbar, wenn 
er gegen das Verbot der Polizeibehörde Schlafitätten der Arbeiter in 
den Betrieb3räumen duldet? IV. 10/7 96. 29, 50. 

©. außerdem 33, 346. 


(Faflung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) $ 120e 

Muß eine auf Grund de 8 120e erlaffene Polizeiverordnung der 
Negierungspräfidenten in Preußen mit audrüdlichen Worten kundgeben, 
daß vor ihrem Erlaffe den Borftänden der Berufsgenoſſenſchaften 
Gelegenheit zu einer gutachtlihen Hußerung gegeben morben fei? 
I. 80/9 01. 34, 368. 

Zu 88 126, 127 im der Faſſung des Geſetzes v. 1. Juni 1891 88 126,127 
ſ. 29, 226; 32, 59. 


(Faffung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 8 134 

1. Begriff von Fabrik im Sinne der Gewerbeordnung. I. 19/10 82, 

7, 105; I. 15/2 83. 8, 124; I. 18/10 86. 14, 423. 

2. Worin bejtehen die Vorausſetzungen des Fabrikbetriebes? 
I. 20/10 94. 26, 161. 

3. St eine Anlage, worin Arbeitsplätze an einzelne Gewerbe: 
treibende vermietet werden mit der Befugnis der gemeinfchaftlichen 
Benußung der zu dem Gebäude gehörigen von dem Vermieter verjorgten 
Dampfmaſchine, eine Fabrik? III. 28/11 96. 29, 201. 


4. Unter welchen Vorausfeßungen fallen die ſog. landwirtſchaftlichen 
Nebengewerbe unter die Bejtimmungen der Gewerbeordnung? 

Kann eine Flachsichwingerei, welche in gejchloffenen Räumen unter 
Anwendung von Mafchinenkraft und Beichäftigung einer größeren Anzahl 
von Arbeitern in jtetigem Betriebe ift, aber nur vom Beliger auf eigenem 
Boden gebauten Flachs verarbeitet, als Fabrik angejehen werden? 
IM. 14/1 89. 18, 371. 

5. Inwiefern finden die Vorfchriften über die Verhältniſſe der 
Babrifarbeiter auf den Gewerbebetrieb von Molfereigenofjenjchaften Ans 
wendung? III. 14/12 91. 22, 288. 

6. Unter melden Borausjegungen kann eine Wäfcherei als 
„Fabrik“ den Schußvorfchriften der Gewerbeordnung unterjtellt werden? 
II. 12/11 94. 26, 189, 

29* 
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7. Kann ein Damenfonfektionsgefhäft ohne elementare Betriebs— 
fräfte ald Fabrik angejehen werden? I. 18/10 86. 14, 423. 

8 Was ift unter einem Fabrifarbeiter zu verjtehen? Muß ein 
Arbeiter, um als „in der Fabrik beſchäftigt“ angefehen zu werden, die 
ihm übertragene Arbeit in den inneren Räumen der Fabrik vornehmen, 
oder kann auch eine zum Fabrikbetriebe gehörige Arbeit im Freien als 
Fabrifarbeit betrachtet werden? IL 10/12 83. 9, 264. 

9. Was verjteht die Geiverbeordnung unter einem in der Fabrik 
befhäftigten Arbeiter? Genügt für den Begriff eine Tätigkeit zur Ges 
winnung von Arbeitömaterial, welches für Herjtellung der Erzeugniffe 
der Fabrik erforderlich ift? I. 1/2 92. 22, 313. 

10. Gehört eine Frauendperjon, welcher in einer Fabrif die Zu— 
teilung des Rohmaterial3 am die Arbeiter obliegt, zu den Fabrik— 
arbeiterinnen? IV. 19/5 93. 24, 181. 

11. Sit e8 für den Begriff der „Beichäftigung‘ von Yabrif- 
fehrlingen in Fabriken von Bedeutung, ob die Lehrlinge mechaniſche 
Tätigkeit entwideln, oder irgend welche produftivswirtichaftliche Leiftungen 
verrichten? III. 3/11 90. 21, 152. 

12. Kann den Arbeiterinnen, die in der Erpedition einer Zeitung 
damit beichäftigt werden, die fertigen Zeitungseremplare zum Zwecke der 
Verfendung unter Rreuzband zu legen, die Eigenjchaft von Yabrif- 
arbeiterinnen deshalb abgeſprochen werden, weil die Beihäftigung nicht 
mehr die Herjtellung des Urbeit3produft3 zum Verkaufe, fondern die zur 
faufmännifchen Geite des Geſchäftsbetriebs gehörige Verſendung zum 
Gegenftande habe? II. 6/7 00. 33, 348. 


8 135 (Faffung des Geſetzes vom 17. Juli 1878,) 

1. Finden die Beitimmungen der Gewerbeordnung über die Be— 
Ihäftigung jugendlicher Fabrikarbeiter auch auf jugendliche Lehrlinge Anz 
wendung? I. 19/10 82. 7, 105. 

2. Wer ijt als „Arbeitgeber“ für Beobadhtung der in 88 135flg. 
erlaſſenen Vorfchriften verantwortlih? I. 27/9 83. 9, 102. 

3. Haften die Gemwerbetreibenden jtrafrechtlich für die Unterlafjung 
der perjönfichen Beauffichtigung und Überwachung, wenn ohne ihr Wiffen 
dur ihre Gewerbögehülfen die Vorfchriften über die Dauer der Be- 
Ichäftigung jugendlicher Arbeiter übertreten worden find? III. 18/6 81. 
4, 307; II. 12/10 80. 2, 321; II. 26/9 93. 24, 293 (ergangen auf 
Grund de Geſetzes vom 1. Juni 1891), 

4. Inwiefern ijt bei gemeinfchaftlichem Gewerbebetriebe mehrerer 
derjenige Gefellfchafter, welcher nach vereinbarter Gejchäftsteilung nicht 
jelbjt mit Annahme und Beſchäftigung der Arbeiter befaßt ift, perſönlich 
für Übertretung der desfallfigen Beftimmungen verantwortlich? I. 16/3 82. 
6, 111. 

5. Sit bei Beurteilung der Frage, ob ein jugendlicher Arbeiter in 
einer Fabrik über die zugelafjene Stundenzahl hinaus bejchäftigt worden 
ift, neben der auf die Heritellung von Fabrikaten verwendeten Beit auch 
die Dauer einer anderen Zwecken des Fabrikbetriebes dienenden Be: 
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ſchäftigung in Betracht zu ziehen? II. 20/6 84. 10, 433; I. 10/11 87. 
‚805. 
6. Wird die Selbftändigfeit des einzelnen Reates ſchon durch jeden 
Tag der Überbefhäftigung begrifflich begründet? I. 16/8 82. 6, 111. 
7. Wird eine Mehrheit felbftändiger Straftaten ſchon durch eine 
Mehrheit verbotswidrig bejchäftigter jugendliher Arbeiter begründet? 
IV. 23/3 86. 14, 82. 


(Faffung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) $ 136 

1. Über identifche Tatbeſtandsmerkmale j. $ 185. 

2. Genügt es, wenn den in Fabriken befchäftigten Kindern unter 
14 Jahren täglih nur eine Halbjtündige Paufe zwiſchen den Arbeits— 
jtunden gewährt wird, oder find denſelben täglich mindeſtens zwei ſolche 
Paufen zu gewähren? IV. 30/9 87. 16, 267. 

3. Iſt es zuläffig, ohne Genehmigung der höheren Verwaltungs» 
behörde im Intereſſe und auf Wunfc der betreffenden Arbeiter an Stelle 
der zu gewährenden Paufen die Arbeitözeit um eine entjprechende Dauer 
zu fürgen? I. 30/1 99. 82, 18; IV. 28/10 90. 21, 139. 

(Faffung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) 

4. Iſt das Verbot des $ 136 in den Fällen, wo $ 139a zu— 
trifft, al3 ein Blantettgejeß anzufehen, das erjt durd eine entjprechende 
Berfügung der höheren Berwaltungsbehörde Wirkſamkeit erlangt? 1. 26/3 00. 
33, 219. 


(Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) $ 137 

1. Unter welchen Vorausſetzungen iſt der Fabrikunternehmer für 
eine Zumiderhandlung gegen $ 137 verantwortlih? IV.19/5 93. 24, 181. 

2. Genügt der Gewerbetreibende der Verpflichtung, den Arbeiterinnen 
zwifchen den Wrbeitsftunden eine einftündige Mittagspaufe zu gewähren, 
dadurch, daß er während biefer Zeit feine Arbeit von ihnen verlangt? 

I. 1/4 95. 27, 189. 


(Faffung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 8 138 

1. Was bat der Arbeitgeber zu tun behufs Erfüllung der ihm nad) 
Abf. 2 obliegenden Verpflichtung, bezüglich des Beginns, des Endes und 
der Paufen der Arbeitszeit vor Anzeige bei der Behörde feine Anderung 
eintreten zu laſſen? III. 6/12 94. 26, 243. 

2. Bann beginnt der Lauf der Verjährung für Zumiderhandlungen 
gegen die Verpflichtung de3 Arbeitgebers, von beabfidhtigter Beſchäftigung 
jugendlicher Arbeiter in Fabriken vor Beginn der Beichäftigung der 
DOrtspolizeibehörde Anzeige zu erftatten? I. 21/12 83. 9, 353, 


(Faflung des Geſetzes vom 1. Juni 1891.) s 139a 
St dad BZumiderhandeln gegen die vom Bundedrate auf Grund des 
8 139a erlajjenen, die Anbringung einer zweiten Tafel in Fabrikräumen 
regelnden Vorſchrift ftrafbar, und nad) welcher Strafbeftimmung? II. 
11/10 94. 26, 124. 
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$ 139e (Faffung des Geſetzes vom 30. Juni 1900.) 


$ 145 
s 146 


s 146a 


8 147 


.. Sind die jog. Filialleiter al Gehülfen im Sinne des $139c anzufehen? 
- IlRann auf Gewährung der Mittagspaufe verzichtet werden? IL. 
21/11 01. 36, 9. 


Über Verjährung von Zumiderhandlungen gegen 8 138 f. dort. 


(Faflung des Geſetzes vom 17. Juli 1878.) 

1. Findet die Strafbeftimmung des $ 146 Nr. 1 auch auf Berg- 
werföbefiger Anwendung? I. 9/1 82. 5, 425. 

2. Bezieht fih die Strafbeitimmung des $ 146 Nr. 2 auch auf 
dad Verbot der Beichäftigung von Kindern unter 12 Jahren? 

Wer ift im Sinne des $ 146 Nr. 2 Gewerbetreibender? 

Wie find die dort vorfommenden Worte „jugendlichen Arbeitern 
Beihäftigung geben” zu verjtehen? II. 12/12 84. 11, 304. 

3. ©. im übrigen die Beitimmungen, deren Übertretung in 8 146 
unter Strafe geitellt ift. 

4. Sit es zuläffig, an Stelle der nad) $ 146 verhängten Geldftrafe 
für den Unvermögensfal auf Haft zu erkennen? II. 3/1 88. 17, 88. 

5. St ein Nebifiondgrund gegeben, wenn in dem Urteile die Kaſſe, 
an welche nad 8 146 die Geldftrafen fließen follen, nicht bezeichnet ift? 
IV. 14/6 87. 16, 142. 


(Faſſung des Gefeges vom 1. Juni 1891.) 


Genügt für Anwendung der Strafbeftimmung Fahrläffigkeit? LI. 
15/2 95. 27, 31. | 


1. Rann Nr. 1 gegen den vom Gemwerbetreibenden beftellten Ges 
Ihäftsführer Anwendung finden? II. 28/5 97. 30, 138, 

2. Erforderniffe der Strafbeftimmung Nr. 1 in fubjeltiver Be 
ziehung. IV. 7/7 99. 32, 255. 

3. ©, weiter die Beitimmungen über Erforderniß polizeilicher Ge— 
nehmigung in 88 33flg. 

4. Findet Nr. 1 Anwendung gegen einen in Bayern approbierten 
Bader, welcher die landesgeſetzlichen Vorfchriften über die Art der Aus- 
übung ſeines Gewerbes iüberjchreitet? I. 25/1 86. 13, 259. 

5. Können die Zumwiderhandlungen gegen 8 147 Nr. 1 und gegen 
8 — 1 Gew.D. in Idealkonkurrenz begangen werben? II. 10/10 02. 
35, 377. 

6. Was gehört zum Tatbeitande des in Nr. 3 vorgejehenen Ber- 
gehend? Genügt, daß der beigelegte arztähnliche Titel objektiv geeignet 
it, den Glauben zu erweden, daß der den Titel Führende eine geprüfte 
Medizinalperfon jei, und daß der Wille auf Erwedung dieſes Glaubens 
gerichtet ift? III. 10/12 79. 1, 117; I. 4/7 95. 27, 835. 

7. Was ift im Sinne der Nr. 3 unter Beilegung eines der Be- 
zeihnung als Arzt ähnlichen Titels zu verftehen? IV. 24/5 98. 31, 164. 

8. Enthält die Unterzeihnung eines Cchriftftüd® mit dem ber 
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Namensunterſchrift beigefügten Zuſatze „Homöopath“ die jtrafbare Bei: 
fegung eines arztähnlichen Titel3? I. 7/1 87. 15, 170, 

9. It die Entſcheidung der Frage, ob ein gebrauchter Titel der 
Bezeichnung ald Arzt ähnelt, ausſchließlich tatfähhliher Natur? III. 24/12 79. 
1, 126 

10. Kann bei idealer Konkurrenz einer Zumiderhandlung gegen 
Steuergeſetze die für leßtere vorgejehene höhere Strafe zur Anwendung 
tommen? I. 14/11 92. 23, 288, 

11. Schließt Ab. 2 die Strafverfolgung wegen einer Zuwiderhand- 
fung gegen Steuergejeße aud, wenn das damit konkurrierende Gewerbe— 
polizeivergehen verjährt ift? 

Welche Strafe ijt im Falle der Verjährung des Gewerbepolizeiver- 
gehend anzuwenden? II. 23/6 82. 6, 371; I. 30/10 95. 27, 403. 

Zu Nr. 8 ſ. noch 23, 428. 


(Faſſung des Geſetzes vom 1. Juli 1883.) s 148 

1. Bildet, wenn einem Stellenvermittler der Betrieb ded Gewerbes 
unterjagt ift, jede einzelne gegen Entgelt erfolgte Stellenvermittelung eine 
jtrafbare Bumwiderhandlung gegen $ 148 Nr. 4? IV. 19/3 95. 27, 111. 

2. Unterliegt ein Gewerbetreibender, welcher im Umherziehen jeine 
Waren durch Beranftaltung öffentliher Ausfpielungen abjegt, der Be— 
jtrafung aus 8 148 Nr. 7b? Über das Verhältnis diefer Strafbeftim- 
mung zu der des 8 286 St. G. B.'s. IV. 15/10 86. 14, 384. 

3. Können Zumwiderhandlungen gegen $ 148 Nr. 1 und $ 147 Nr. 1 
Gew.D. in Idealkonkurrenz begangen werden? II. 10/10 02. 35, 377. 


(Faſſung des Gejeges vom 1. Juni 1891.) 8 149 
Sit das BZumiderhandeln gegen die vom Bundesrate auf Grund des 
$ 189a erlafjenen, die Anbringung einer zweiten Tafel in Fabrifräumen 
regelnden Vorjchriften nach 8 149 Nr. 7 jtrafbar? III. 11/10 94. 26, 124. 


(Urſprüngliche Faſſung.) 83151 

1. Iſt der, dem die techniſche Leitung eines gewerblichen Betriebs 
in vollem Umfange übertragen iſt, als Stellvertreter des Gewerbe— 
treibenden im Sinne des $ 151 anzuſehen? II. 16/1 91. 21, 287. 

2. Sit ein Werfmeifter (Werkführer, Fabrikmeiſter) ald Stellver- 
treter des Fabrifheren im Sinne des $ 151 anzufehen? II. 12/10 80. 
2, 321; III. 18/6 81. 4, 307; II. 12/12 84. 11, 304. 

(Fafjung des Gejeßes vom 1. Juni 1891.) 

3. Welche Änderung ift durch die Novelle vom 1. Juni 1891 in 
Bezug auf die jtrafrechtlihe VBerantwortlichkeit des Betrieb3unternehmers 
eingetreten? II. 26/9 93. 24, 298. 

4. Können bei gewerblihen Unternehmungen und Bergwerken, welche 
von juriftiichen Perſonen betrieben werden, deren gejegliche Vertreter nad) 
Mafgabe des 8 151 Abf. 1 Sag 2 ſtrafrechtlich für diejenigen Über— 
tretungen polizeiliher Vorjchriften bei Ausübung der Betriebe verant- 
wortlid gemacht werden, welche die von den gejeglichen Vertretern zur 
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Leitung oder Beauffichtigung des Betriebes beftellten Perfonen begehen? 
III. 3/5 00. 33, 261; IV. 30/6 96. 29, 27. 


$ 152 1. Sit dur ben in 8 152 aufgeftellten Grundſatz Beftrafung 
wegen Erprefjung in dem Falle ausgeſchloſſen, wenn vereinigte Arbeiter 
oder Arbeitgeber zur Erlangung günftiger Kohn: oder Arbeitöbedingungen, 
auf welche ihnen ein rechtlich begründeter Anſpruch nicht zuiteht, daS 
Mittel der Drohung anwenden? III. 6/10 01. 21, 114. 

2. Wird durch die Koalitionsfreiheit auch der Vertragsbruch zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern gerechtfertigt? IV. 3/12 89. 20, 63. 

3. Kann in dem Berlangen nad) vechtzeitiger Zahlung des be: 
dungenen Lohns die Erjtrebung günftiger Arbeits- und Lohnbedingungen 
gefunden werden? IV. 13/5 01..20, 396. 

4. In welchem Berhältnifie jteht $ 152 zu den 88 8, 16 des 
preuß. Vereinögefepes vom 11. März 1850? III. 10/11 87. 16, 383. 

5. Sit ein GStrafgefeß der Landesgeſetzgebung gegen das Gtreil- 
poftenftehen als ſolches gültig? III. 4/2 01. 34, 121. 

6. Sit durch die Beftimmungen in 88 152 und 153 der $ 60 des 
hannoverfchen Polizeiftrafgejegbuhs vom 25. Mai 1847 außer Kraft 
geſetzt? III. 26/9 96. 29, 151. 

©. außerdem 27, 307. 


8 153 1. Auf welche Berfonen erleidet die Strafbeftimmung Anwendung? 

Welche Bedeutung hat der Ausdrud „Andere“? IL. 16/11 97.30, 359. 

2. Gehört zur Anwendung des $ 153, daß die erjtrebten Lohn 
und Arbeitöbedingungen ſich objektiv als günftige oder günjtigere dar— 
jtellen? Iſt eine dahingehende Feitftellung notwendig? IIL 5/7 97. 30, 236. 

3. Kann die Teilnahme an einer Verabredung oder Vereinigung 
zur Erlangung günftiger Lohne und Wrbeitsbedingungen nur mittels 
ausdrücklicher Beitrittderflärung, oder auch durd ein der Verabredung 
oder Bereinigung entiprechendes, dem Zwecke derjelben dienende Handeln 
erfolgen? 

Sit die Strafbarkeit einer Drohung, welche einen Zwang zur Teils 
nahme an einer folhen Verabredung bezwedt, von der Widerredtlichkeit 
des in Ausſicht geitellten Ubels abhänig? IL. 19/10 86. 14, 387. 

4. Über das Verhältnis des in 8 158 vorgejehenen Vergehens zu 
dem der Beleidigung, welche damit zufammmentrifft. ITI. 2/10 84.11, 128. 

5. Umfaßt der Ausdrud Verabredungen in $ 153 aud die in 
$ 152 Gew.D. bezeichneten Vereinigungen. II. 25/4 02. 35, 205. 

S. außerdem 27, 307. 


s 154 (Faſſung des Geſetzes vom 17. Juli 1878,) 
1. Was verfteht 8 154 Abſ. 2 unter einer „regelmäßigen” Be- 
nußung von Dampfkraft im Betriebe einer Werkftätte? I. 17/5 90.20, 400. 
2. Fallen Werkjtätten, in deren Betrieb eine regelmäßige Benußung 
von Gasmotoren ftattfindet, unter 8 154 Abſ. 2? II. 10/2 91. 21, 322. 
3. Fällt unter den Begriff „Bauhof“ im Sinne des $ 154 Abſ. 2 


Reichsrecht. 26. Juni bis 1. Juli 1869. 457 





auch ein umjchlofjener Platz, wo gewerbsmäßig Steine ald Material zur 
Errichtung von Gebäuden bearbeitet werden? III. 24/2 90. 20, 287. 

4. Begreift der Ausdrud „Befiber von Bergwerfen“ im Abſ. 3 
auc das gejchäftsleitende Mitglied eines Grubenvorjtandes? I. 9/1 82. 
5, 425. 

(Faffung des Gefeges vom 1. Juni 1891.) 

5, Inwiefern ift durch die Novelle der $ 154 in feiner früheren 
Faſſung geändert? III. 28/11 96. 29, 201. 

6. Was ift der Sinn der Beitimmung, daß die höhere Verwaltungs- 
behörde endgültig darüber enticheidet, ob die Anlage vorübergehend oder 
in geringerem Umfange betrieben wird? Iſt der Strafridhter dadurd) 
an der jelbitändigen Entſcheidung behindert? 

Kann ſich der Angeflagte auf einen Irrtum über das Vorhandenſein 
der Vorausfegungen des $ 154 Abſ. 2 berufen? IV. 6/11 94. 26, 180. 


Geſetz, die Beitenerung des ar > vom 26. Juni 1869 (B. G. Bl. 


1. Verwirkt der, welcher behufd Erlangung der Ausfuhrvergütung 
für Buder den Zudergehalt aus Fahrläffigkeit unrichtig deklariert, nad 
Maßgabe des 8 4 die Defraudationgftrafe, oder nur die Orbnungsitrafe? 
III. 30/4 81. 4, 169. 

2. Wer ijt, wenn bei Ausfuhr von Zuder durch unrichtige Angabe 
des ABudergehalte® Steuer oder Bollvergütung für Buder, bei defjen 
Ausfuhr eine Vergütung überhaupt nicht gewährt wird, in Anſpruch 
genommen iſt, als der „Dellarant“ im Sinne des 8 4 anzufehen? 
II. 30/4 86. 14, 105. 


Bereindzolfgeieb vom 1. Juli 1869 (B. G. Bl. ©. 317). 


1. Sind die in dem amtlihen Warenverzeichniffe zum Bereindzoll- $ 12 
tarife eingefügten „Anmerkungen“ und vorgedrudten fog. Inſtruktions— 
punfte für die Beurteilung der Bollpflicht der Ware maßgebend? I. 14/12 98. 

25, 8; I. 8/2 86. 13, 321. 

2. Sit der Strafrichter an die Entfheidung der Verwaltungsbehörbe 
über die Zollpflichtigkeit einer Ware, bezw. deren Zugehörigkeit zu einer 
beftimmten Poſition des Bolltarif8 gebunden? III. 29/1 85. 12, 1; 

II. 28/11 87. 17, 21; I. 14/12 98. 26, 8. 


Iſt der Führer eines dem Transporte von Waren und Paſſagieren $ 13 
dienenden Dampfſchiffs der Zolldefraude ſchuldig, wenn fih auf dem 
Schiffe ohne fein Wiffen undeffarierte zollpflichtige Gegenjtände Lefinden, 
die zum Paſſagiergute gehören? I. 6/10 98. 31, 272. 


1. It die gegenüber dem Beamten eine? erponierten deutfchen Zoll- $ 16 
amte3 erfolgte unrichtige Warendeflaration ebenfo zu behandeln, als ob 
fie gegenüber einem BZollbeamten im Inlande erfolgt wäre? II. 19/8 86. 
13, 410; I. 19/11 88. 18, 242, 
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2. Finden die Beftimmungen des Vereinszollgeſetzes auf den Ver— 
fehr im „Grenzbezirke“ Anwendung, insbefondere wenn der Täter im 
luremburgifch-preußifchen Grenzbezirke, und zwar im preußijchen Teile des 
Bezirk betroffen wird? I. 5/10 96. 29, 100. 


819 Dürfen Grenzzollbeamte behufs Wahrnehmung ihrer dienſtlichen 
Funktionen uneingefriedete Privatgrundſtücke betreten? IV. 14/10 87. 
16, 248, 


821 Macht ſich einer nach $ 152 zu beſtraſenden Ordnungswidrigkeit 
ſchuldig, wer Waren aus dem Auslande in zollfreier Menge nicht auf 
der Zollſtraße einführt? IV. 29/11 92. 23, 328. 


s 27 Wird der Warenführer ſchon durch den Antrag auf Bornahme der 
amtlichen Revifion von der Verantwortlichfeit befreit, oder muß noch die 
Erklärung binzufommen, daß er zur Angabe einer zuverläffigen Deklaration 
außer ſtande jei? II. 1/12 87. 17,1. 


8 29 Inwieweit ift der der Zollrevifion Unterworfene zu Handleiftungen 
bezw. zur Solgeleiftung gegenüber den Anordnungen der Grenzaufficht3- 
beamten verbunden? IV. 22/1 01. 34, 104. 


833 Darf bei einer Zollabfertigung auf Begleitfchein Nr. II jedes fachlich 
zuftändige Amt ohne Rüdjicht auf den Empfangdort als Empfangdamt 
bezeichnet werden? Sit die Zollabfertigung auf Begleitichein Nr. II un 
zuläffig, wenn fie nicht im Intereſſe des Warenempfängerd beantragt 
wird, der Spediteur vielmehr diefe Erridtung zu eigenem Vorteile aus— 
nupt? II. 22/6 94. 25, 432, 


$ 42 Inwieweit können Irrtümer des Dellaranten bezüglich der Bezeich— 
nung der Ware oder vom amtlichen Warenverzeichnifje abweichende handels- 
gebräuchliche Warenbenennungen bei Feſtſtellung des Tatbeitands einer 
Abgabenhinterziehung Berüdjichtigung finden? III. 7/12 82. 7, 327. 


g44 1. Rann ald Warenführer im Sinne bed $ 44 auch der Empfänger 
der Ware angefehen werden? IV. 13/12 98. 31, 379; II. 28/10 90. 
21, 112. 
2. Zum Begriffe des „Warenführerd* im Sinne des $ 44 Abſ. 2 fig. 
bei Trangportübernahme feitend einer Geſellſchaft. IV. 12/2 01. 34, 151. 


851 Über Begleitſcheine ſ. 888. 


894 Kann die unberechtigte Veränderung eines Bleiverſchluſſes oder die 
Verwendung des Bleiverſchluſſes für Waren, für welche er nicht beſtimmt 
war, als Urkundenfälſchung angeſehen werden? I. 23/12 85. 13, 198; 
II. 1/2 87. 15, 214. 
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oft die Wiedereinfuhr von Waren, die im — erzeugt, aber $ 115 
dann in das Yusland gelangt find, auch außerhalb des fog. VBeredelungd- 
verfehrs zollffrei? I. 21/3 01. 34, 228. 


1. Wie weit erftredt fi die Wirkſamkeit von Transportlontroll- 8 119 
vorſchriften bezüglich des Weidegangs von Vieh im Grenzbezirke? I. 11/2 95. 
27, 15, 


2. Können die von der oberjten Landesfinanzbehörde zu treffenden 
Anordnungen auch von einer untergeordneten Amtsſtelle unter Bezug: 
nahme auf den erhaltenen Auftrag befannt gemacht werden? IV. 12/10 94. 
26, 128. 

3. Kann der Legitimationsfchein auch anderen Perfonen, die den 
Transport im Auftrage der im Scheine namhaft gemachten Perſon aus— 
führen, als vorjchriftsmäßiger Ausweis dienen? IV. 7/1 87. 15, 156. 


Was ift unter dem „Gütertransport mit den Poſten“, fowie unter $ 120 
den Sendungen „von Haus zu Haus“ zu verftehen? III. 29/5 84. 10, 413. 


1. Über Anordnungen der oberften Zandesfinanzbehörde j. $ 119. $ 124 
2. Über die Bedeutung der in Abf. 3 vorgefehenen Kontrolmaß- 
regeln ſ. 8 136 Nr. 14. 


Was ift unter dem Ausdrude „unmittelbar aus dem Auslande 8 125 
beziehen“ in Nr. 2 zu verftehen? I. 26/11 83. 9, 218. ; 


Was ift erforderlich, um eine ohne Beobachtung der im allgemeinen $ 126 
vorgefchriebenen Förmlichkeiten vorgenommene Hausfuhung als redjt- 
mäßige Amtshandlung anzufehen? IV. 23/6 93. 24, 218. 


Handelt der Zollbeamte, welcher den bei einer Bolldefraude Be- 8 127 
troffenen veranlaßt, ihm behufs Aufnahme einer Verhandlung und Feit- 
jtellung feiner Berfönlichkeit zum nächitgelegenen Zollamte zu folgen, in 
der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes? I. 26/10 96. 29, 136. 


1. Darf ein Zollbeamter eine im Grenzzollbezirke betretene Perſon, $ 129 
die fich meigert, ein in einem Tragkorbe befindliches, loſe in Papier ein- 
geichlagenes Paket ſelbſt zu öffnen, behufs Revifion dieſes Palets zwangs— 
weiſe zur nächſten Dienjtitelle fijtieren? III. 28/10 95. 28, 1. 

2. Inwieweit ift der der Zollrevifion Unterworfene zu Handleiftungen, 
bezw. zur Folgeleiftung gegenüber den Anordnungen der Grenzauffichtd- 
beamten verpflichtet? IV. 22/1 01. 34, 104. 


1. Bedeutung einer ald Ausnahme von einem Einfuhrverbote $ 134 
ftatuierten begrenzten Einfuhrerlaubnis. II. 29/4 98. 31, 126; III. 30/6 84. 
11, 65; IL. 11/11 02. 35, 425. 

2. Liegt Konterbande auch dann vor, wenn die Einfuhr eines 


460 Reichsrecht. 1. Juli 1869 (Vereinszollgeſetz). 


Gegenſtandes an gewiſſe Beſchränkungen gebunden iſt und dieſe nicht 
eingehalten werden? I. 5/12 95. 28, 51. 

3. Unterfchied zwiſchen Einfuhrverboten und Beichränfungen der 
Einfuhr. IV. 21/2 96. 28, 195. 

4. Macht fich der Konterbande ſchuldig, wer Viehjtüde in das In— 
land einführt mit der Abſicht, fie zu einem anderen Bwede zu verwenden, 
al8 zu dem, welden eine die Einfuhr einzelner Viehſtücke troß eines 
allgemeinen Einfuhrverbot3 ausnahmsweiſe zulaffende Verordnung bat 
fördern wollen? III. 27/2 93. 24, 32. (Il. 11/11 02. 35, 425.) 

5. Enthält der Mißbrauch des einer bejtimmten Perſon unter Be- 
ihränfungen erteilten Erlaubnisfcheines zur Vieheinfuhr durd eine andere 
Perſon eine Konterbande? I. 12/4 80. 1, 3853; L 27/3 84. 10, 219. 

6. Sit die Strafe der Konterbande abhängig von dem Bewußtſein 
des Täterd, daß ein Verbot befteht und er diefem zumiderhanbelt? 
II. 3/1 99. 31, 415. 

7. Was ift unter den in 8 134 erwähnten „bejonderen Geſetzen“ 
zu verjtehen? IV. 21/12 94. 26, 319. 

8. Was ijt unter Einfuhr eines Gegenſtandes „aus“ einem anderen 
Bezirke zu verftehen? I 11/7 95. 27, 340. 

9. Sit eine alternative Feitftellung, daß „Ronterbande oder De— 
fraudation“ vorliege, zuläffig? I 9/11 91. 22, 213. 

10. Kann in einer und derjelben Handlung zugleich Konterbande 
und Zumiderhandlung gegen dad Gefe über die Statiftil des Waren- 
verfehrd vom 20. Juli 1879 dur unterlaffene Anmeldung gefunden 
werden? IV. 4/11 90. 21, 141. 

11. Mit weldem Beitpunfte ift das Delikt der Konterbande kon— 
ſumiert? Gehört dazu, daß der Täter mit dem verbotenen Gegenftande 
die nächſte Zollftätte paffiert Hat? IV. 11/7 90. 21, 59. 

12. Was gehört zum Tatbeftande der verbotswidrigen Einführung? 
Kann eine folche auch bei Perfonen angenommen werden, welche bei der 
unmittelbaren „Herüberichaffung“ über die Grenze nicht mitgewirkt haben? 
I. 23/9 80. 2, 260. 

13. Welches ift der Zeitpunkt, mit dem eine Konterbande oder Zoll- 
defraudation al& begangen und von dem an Beteiligungdafte nur als 
Begünstigungshandlungen betrachtet werden können? 1.7/1 86.13, 223. 

14. Iſt der, welcher einen anderen ohne Dolus Handelnden zu 
einer eine Konterbande oder Zolldefraudation enthaltenden Tat veranlaft 
bat, als Täter oder ald Anftifter anzufehen? II. 1/12 87. 17, 1; 
I. 14/12 98. 26, 8. 

15. Über Konfistation ſ. 8 154. 

16. Kann wegen Beihilfe bejtraft werden, wer dem Täter ein zur 
Begehung der Konterbande benötigted Werkzeug im Auslande zum Zwecke 
der Benußung auch bei und nad) Überfchreitung der Grenze überläßt? 
1. 30/12 89. 20, 169. 

17. Bit eine BZuwiderhandlung gegen ein Einfuhrverbot deshalb, 
weil diefes aus Gründen der Tierfeuchenpolizei erlaffen wurde, nicht als 
Konterbande anzufehen? — Erfordert der Tatbejtand, daß die Ware, 
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deren Einfuhr verboten ift, nach Überfchreitung der Grenze — — 
den Grenzbezirk in das Innere des Vereinsgebiets verbracht wurde? 
II. 11/11 02. 35, 425, 


1. Sind für die Strafbarkeit der Hinterziehung der innerhalb des 8 135 
Bollvereing noch fortbeftehenden fog. Übergangsabgaben die Beftimmungen 
des DVereindzollgejeße8 maßgebend? III. 7/12 82. 7, 327. 

2. Zum Begriffe des „Einführens* im Gegenjage zum Durchführen. 
IV. 25/11 90. 21, 176. 

3. Sit der, welcher einem Einfuhrverbote zuwider Sachen einführt, 
in Verbindung mit der Konterbande auch einer Zolldefraudation jcyuldig? 
I. 21/10 80. 2, 370. (IV. 6/12 87. 17, 9.) 

4. Wann beginnt die Strafbarfeit eined auf Hinterziehung von 
Eingangsabgaben gerichteten Defraudationsunternehmend? Kann diefer 
ftrafbare Beginn angenommen werden, ohne daß die in das Bollinland 
einzuführenden Gegenjtände die Zollfinie oder Zollitätte berührt haben? 
III. 29/4 89. 19, 192; II. 19/3 86. 13, 410; I. 19/11 88. 18, 241. 

5. Wer iſt Täter der Zolldefraude, wenn über zollpflichtige Gegen 
ftände, welche aus dem Auslande eingegangen und zur Durchfuhr deklariert 
find, auf dem Transporte eigenmäcdtig verfügt wird? Wann ijt eine 
ſolche BZolldefraude vollendet? I. 19/3 91. 21, 399. 

6. Kann ein Unternehmen, welches darauf abzielt, den mit der 
Denaturierung befaßten Beamten über die Bejtandteile eines dazu dar— 
gebotenen Stoffes zu täufchen und fo die Anwendung eined zur Denatu— 
rierung nicht geeigneten Mittel8 herbeizuführen, als Bolldefraude an— 
gejehen werden? II. 16/1 85. 11, 366. 

7. Inwieweit fann eine Zolldefraude dadurch verübt werden, daß 
bei Einführung einer unter der Bedingung gehöriger Denaturierung 
zollffreien Ware die Zollbehörde durch unrichtige Deklarierung verleitet 
wird, ein nicht vorſchriftsmäßiges Denaturierungsmittel anzuwenden und 
daraufhin die Ware zollfrei einzulaffen? III. 22/1 91. 21, 525. 


8. Liegt Zolldefraudation vor, wenn die Zolllaſſe durch die falfche 
Borjpiegelung, daß ein Fall des S 1 Abſ. 2 des Gejeges, betr. die Ab— 
änderung des Bolltarifes, vom 20. Februar 1885 vorliege, veranlaft 
worden ilt, einen Zeil des hinterlegten Zollbetrage® zurüdzuzahlen? 
I. 20/3 90. 20, 305. 

9. Iſt der Tatbeftand der Zolldefraudation ausgejchloffen, wenn 
jemand, welchem zollpflichtiges, für den Fall der Wiederausfuhr jedod) 
zollfreie® ausländifches Getreide unverzollt anvertraut morden iſt, 
diefes ausländische Getreide ohne Entrihtung des Eingangszolls in den 
freien inländifchen Verkehr, dafür aber inländiſches zollfreied Getreide 
als ausländijche zollpflichtige Ware zur Wiederausfuhr bringt? IIL.29/1088. 
18, 231. 

10. Sit das Unternehmen der Hinterziehung von Eingangszoll 
dadurch ausgejchloffen, daß der Defraudant die einzuführende zollpflichtige 
Duantität beim UÜberjchreiten der Grenze unter mehrere Perjonen derart 


462 Reichsrecht. 1. Juli 1869 (Vereinszollgeſetz). 
zerteilt, daß die einzelnen Quantitäten, für fich betrachtet, nicht mehr 
zollpflichtig fein würden? I. 1/7 89. 19, 861. (III. 31/3 92. 23, 29.) 

11. ann eine Zolldefraudation dadurch begangen werden, daß eine 
Perſon, welche nad) dem Tarife von der Zollpflicht befreit ift, die zoll- 
freie Ware für eine andere Perſon einführt, welche aus demjelben Grunde 
von der Zollpflicht befreit ift? III. 28/11 87. 17, 21. 

12. Iſt durch Vorlegung der Ware zur fpeziellen Revifion der 
Tatbeitand der Defraudation ausgefchloffen, wenn die Ware mit unrichtiger 
Deklaration vorgelegt wird? III. 1/12 87. 17, 1. 

13. Sind Gegenftände, Hinfichtlid deren die Vorausſetzungen einer 
ausnahmsweifen Zolfreiheit bei der Einfuhr tatjächlich vorliegen, dennoch 
zollpflichtig, wenn der Nachweis des Vorhandenſeins diefer Vorauss 
jeßungen bei der Einfuhr nicht erbracht wird? I. 30/6 94. 26, 22. 

14. Wann ijt das Unternehmen der Zolldefraude als vollendet an— 
äzufehen? IV. 3/12 01. 35, 13. 

15. Was gehört zum ſubjektiven Tatbejtande des Delikts? II. 20/1295. 
28, 114. 

16. Erfordert der Dolus das Bewußtſein des Täterd, daß eine 
Abgabe nah dem Geſetze zu entrichten und die unternommene Handlung 
geeignet ift, diefe Abgabe dem Staate zu entziehen? II. 16/1 85. 11, 366; 
II. 8/1 88. 17, 35; II. 7/6 89. 19, 802; IV. 21/2 96. 28, 195; 
IL. 3/1 99. 31, 415. 

17. Iſt eine alternative Feititellung, daß „Konterbande oder De- 
fraudation” vorliege, zuläffig? I. 9/11 91. 22, 213. 

18. Sind in dem Falle, wenn eine Handlung zugleih den Tat— 
beitand der Zolldefraudation und den des Betrug erfüllt, die Grund— 
fäße von der idealen Konkurrenz anwendbar, oder liegt Geſetzeskonkurrenz vor, 
und welches Strafgejeß ilt zur Anwendung zu bringen? 1. 20/3 90.20, 305. 
‚19. It eine Zolldefraudation je nad der verwirkten Strafe als 
Übertretung anzujehen? I. 26/9 81. 5, 23. 

20. Inwieweit ift es zuläffig, auf Grund der Feſtſtellung, daß ein 
feiner fonftiger Beichaffenheit nach unbefannter Gegenitand unter Hinter- 
ziehung der Eingangsabgabe über die Zollgrenze eingeführt worden jei, 
den Betrag der vorenthaltenen Abgabe tarifmäßig zu beitimmen und auf die 
danad) zu bemefjende Defraudationsftrafe zu erfennen? III. 7/6 86.14, 195. 

21. Nad welchem Betrage der vorenthaltenen Abgaben wird im 
Falle eined gemeinfchaftlih von mehreren ausgeführten Zollvergehens die 
den einzelnen Täter treffende Defraudationsftrafe berechnet? III. 7/10 82. 
7, 184; 

22. Kann wegen Bolldefraude Konfisfation ausgefprochen werden, 
auch wenn nit auf Strafe zu erkennen ift? III. 7/6 86. 14, 195. 

23. Iſt bei Berehnung der Strafe für eine Zolldefraudation Rück— 
fiht darauf zu nehmen, daß das unter Zolldefraudation eingeführte Ge— 
menge zum Teil aus einer Ware bejtand, fir die nach einem mit dem 
betreffenden Staate abgejchlofjenen VBertrage ein von dem generellen 
Tarife abweichender geringerer Zoll ftatuiert ift? III. 15/2 92. 22, 371. 

24. Fällt die in $ 135 ald Strafe angedrohte Konfiskation unter 
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den Begriff der Einziehung im Sinne des 8 319 St.P.D.? reift das 
in 8 319 a. a. D. vorgejehene Ungehorjamdverfahren bei Bolldefraus 
dationen Pla? III. 27/2 90. 20, 290. 

25. Iſt auf Konfisfation bezw. Wertserſatz zu erkennen ohne Rück— 
fiht auf das Nechtöverhältnis, in welchem der wegen Defraudation zu 
Strafe Verurteilte zu dem defraudierten Gegenftande fieht? III. 5/5 83. 
8, 279; IV. 17/6 84. 10, 440. 

26. Hit die Konfisfation eined Gegenstandes in Bezug auf welchen 
eine Zolldefraudation begangen worden, im Wege de3 objektiven Straf- 
verfahrens zuläffig? J. 27/4 91. 21, 431. 

27. Iſt auf Konfisfation derjenigen unverzollten Waren zu er- 
fennen, welde aus einer Bollniederlage geftohlen werden und fo une 
verzollt in den freien Verkehr gelangen? II. 15/10 89. 19, 436. 

28. Iſt bei idealer Konkurrenz einer Zolldefraudation und einer 
anderen ftrafbaren Handlung neben der für leßtere verwirkten Strafe 
auch auf die Defraudationsftrafe zu erkennen? ‘IV. 24/11 85. 13, 69; 
Iv. 3/5 87. 16, 58. 


1. In welchem rechtlichen Verhältniffe jteht der Tatbeftand gemeiner 8 136 
Bolldefraudation zu den befonderd® normierten Fällen, in denen das 
Dafein der Zolldefraudation „lediglich durch die dafelbit bezeichneten Tat: 
ſachen“ begründet wird? Iſt bezüglich desfelben Gegenftandes und des— 
jelben Zolles mehrfache Verübung der Zolldefraution in realer Konkurrenz 
denkbar? Kann ein Ungeflagter wegen SKontrebande bezw. Bolldefrau- 
dation freigefproden und doc zugleih auf Grund des $ 136 in 
Bezug auf diefelben Gegenftände verurteilt werben? II. 15/5 02. 35, 238; 
III. 5/5 84. 10, 406. 

2. Müffen die in $ 136 bezeichneten Tatjachen ald Tätigfeits- 
handlungen derjenigen Perfon nachgemwiejen werden, welche als Delinquent 
angejehen werden foll? I. 19/3 91. 21, 399, 

3. Erſchöpfen die in 8 136 aufgezählten Fälle den Tatbeftand der 
Bolldefraudation, kann die Defraudation nicht noch in anderer Weife ver- 
übt werden? II. 16/1 85. 11, 366. 

4. Können die in $ 136 vorgefehenen formalen Tatbejtände der 
Konterbande und Defraudation zur Herſtellung des Tatbeſtands eines 
fomplottmäßig ausgeführten Bollvergehend im Sinne des 8 146 vers 
wertet werden? IV. 30/9 90. 21, 86. 

5. Können die Beitimmungen für die Feititelung einer anderen 
Straftat ald Konterbande und Bolldefraudation verwertet werden? 
IV. 12/10 94. 26, 128, 

6. Inwieweit find als „Gewerbetreibende“ im Sinne der Nr. la 
auch Gewerbegehülfen anzujehen? IL. 5/6 85. 12, 241. 

7. Sit für die Anftiftung zu einer Bolldefraude im Sinne der 
Nr. lc die Feititellung notwendig, daß auch der Angeitiftete die De- 
fraudationsabficht gehabt habe? I. 14/12 93. 25, 8. 

8. Was ift unter dem „Nichtinnehalten* des im Zollausweiſe be= 
zeichneten Weges im Sinne der Nr. 5b zu verftehen? IV. 21/9 88. 18, 92. 
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9. Kann der Legitimationsfchein (aus $ 119) aud) anderen Perſonen, 
die den Transport im Auftrage der in dem Scheine namhaft gemachten 
Perſon ausführen, als vorjchriftsmäßiger Ausweis (gemäß $ 136 Nr. 5d) 
dienen? IV. 7/1 87. 15, 156. 

10. Was bedeutet der Ausdrud „betroffen werden“ in Nr. 5d? 
I. 24/10 81. 5, 72; III. 5/5 84. 10, 406; IV. 13/3 85. 12, 106. 

11. Was ift im Sinne der Nr. 6 unter eigenmächtiger Verfügung 
über zollpflichtige Gegenjtände auf dem Transporte zu verjtehen? 
Iv. 8/12 99. 38, 8. 

12. Was bedeuten die Ausdrüde „unter Bollfontrolle befindlich“ 
in Nr. 6 und „unverzollt anvertraut“ in Nr. 9? III. 29/10 88. 18, 231. 

13. Enthält die Vorſchrift in Nr. 7 eine Beweisregel oder einen 
jelbftändigen Tatbeitand? Worin befteht der vollendete Reat? III. 22/4 82. 
6, 190, 

14. Bedeutung der Buchlontrolle im Sinne des 8 124 Abi. 3 
und 8 136 Nr. 7. Tritt diefe Kontrolle in Wegfall, wenn die Einfuhr 
der Waren, auf die fie fich erjtredt, verboten wird, und beſchränkt fich 
die Kontrolle auf diejenigen Waren, welche in den Grenzbezirk gelangen ? 
II. 28/10 87. 16, 254. 

15. Was bedeutet die „zollfreie Abjtammung“, welche gemäß $ 136 
Nr. 7 die Gewerbetreibenden im Grenzbezirfe bezüglih der von ihnen 
bezogenen Gegenjtände nachzuweiſen Haben? III. 15/2 88. 8, 58. 


$ 137 1. Was gehört zu der Feititellung, daß Defraudationsabficht aus- 

geihlofjen jei? IV. 21/2 96. 28, 195. 

2. Rommt dem Abf. 2 der Sinn zu, daß die Strafe der Defrau— 
dation nur ftattfinden fol, wenn die Hinterziehung des Zolles der Zweck 
de Täterd war? II. 20/12 95. 28, 114. 

3. Verhältnis zu $ 163? IV. 21/2 96. 28, 195; II. 3/1 99. 
31, 415. 

4. Genügt zur Abmwendung der Defraudationdftrafe der Nachweis, 
daß der Angefchuldigte eine Zollhinterziehung nicht beabfichtigt habe, oder 
muß nachgemwiejen jwerden, daß bei niemandem eine jolche Abſicht ob— 
gewaltet Hat? II. 19/8 86. 13.410; IV. 22/5 85. 12, 212; III. 29/1 88. 
8, 21. 

5. Legt 8 137 Abſ. 2 bezüglich des dort zugelafjenen Nachweiſes 
dem Angeklagten eine formelle Beweislaft auf? II. 15/5 02. 35, 2838. 

6. Kann der dem Angefchuldigten obliegende Beweis aud auf Grund 
feiner eigenen Angaben als erbracht angejehen werden? III. 1/12 92. 
23, 330. 

7. Kann der Einwand, daß eine PDefraudation nicht beabfichtigt 
oder nicht möglich gemwejen fei, darauf gejtüßt werden, daß es fi um 
Retourwaren handele, welche vom Eingangszoll freigelajjen werden konnten? 
III. 2/7 83. 9, 42. 

8. In welchem Verhältniffe ftehen die Beftimmungen der 8$ 137,152? 
I. 21/3 01. 34, 223. 
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Verwirken Handeltreibende welche die gemäß $ 125 Nr. 2 gebotene 
Buchführung Hinsichtlich bejtimmter aus dem Auslande bezogener zoll: 
pflichtiger Waren unterlaffen, bezw. durch Einſicht der Nachweiſe über 
die jtattgehabte Verzollung ſich nicht vergewiljern, die Defraudationgitrafe 
auch dann, wenn die nad) $ 138 beitehende Vermutung einer Defrau— 


dation nach dem Unterjuchungsergebniffe für widerlegt erklärt ijt? 
I. 9/7 83. 9, 53. 


1. Genügt es für die Anwendung der Straferhöhung wegen ferneren 
Nüdfalls, daß feit der unmittelbar vorangegangenen Berurteilung noch) 
nicht drei Jahre verfloffen find, oder müfjen auch bezüglich der früheren 
Berurteilung die Vorausſetzungen des erjten Rückfalls vorgelegen haben? 
III. 7/10 82. 7, 137. 

2. it die Anwendung des $ 142 Abſ. 3 ausgejchloffen, wenn 
der Angellagte in den leptverfloffenen drei Sahren zwar nicht eine Strafe 
für die zuleßt begangene, wohl aber fir eine früher begangene Tat ver- 
büßt hat? IV. 19/4 95. 27, 171. 

3. Kann aus der Beitimmung in Abſ. 4 die Folgerung abgeleitet 
werden, daß eine Berfolgung im gerichtlichen Berfahren ausgefchloffen 
iſt, wenn ſich der Täter eines Zolldelikts freiwillig der von der Boll- 
behörde berechneten Strafe unterworfen hat? I. 17/2 96. 28, 180; 
IV. 21/12 94. 26, 319. 


Verhältnis zu den Bellimmmungen im 8 136 Nr. la,c,d, und 
8 137. III. 29/1 83. 8, 21. 


$ 138 


g 142 


8 143 


Wird die Anwendung der Nr. 1 fchon dadurch ausgeſchloſſen, daß 8 144 


einzelnen Zollbeamten die geheimen Behältnifje bekannt find? L 1/7 95. 
27, 325. 


1. Darf zur Herftellung des Tatbeftandes bandenmäßigen Schmug- 
gels aud die Mitwirkung folder Perjonen verwertet twerden, welche das 
12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben? III. 29/4 89. 19, 192. 

2. Iſt $ 146 auch anwendbar, wenn einzelne nur als Gehülfen 
mitgewirkt haben? I. 23/9 80. 2, 260. 

3. Kann dad Tatbeftandsmertmal der Zahl von mindeltend drei 
fomplottmäßig handelnden Perjonen dadurch hergeitellt werden, daß Zoll— 
beamte, welche durch Unterlaffungshandlungen die Zolldefraudation unter: 
jtügen, den eigentlichen Defraudanten zugezähltwerden? IIL.1/1292. 23,330. 

4. Sit eine gemeinſchaftliche Ausübung im Sinne des 8 146 auch 
ohne unmittelbare Mitwirkung der einzelnen Defraudanten bei dem Afte 
der Einfhwärzung jelbit und ohne jede perſönliche Mitanwejenheit aller 
am Orte und zur Zeit der Tat denkbar? III. 2/7 83. 9, 42; 1. 7/1 86. 
13, 223; IL. 2/11 88. 18, 174. 

5. Sind die in $ 136 vorgejehenen formalen Merkmale der 
Konterbande oder BZolldefraudation zur Herftellung des Tatbeftandes 
eines fomplottmäßig ausgeführten BZolldelitte8 im Sinne des 8 146 

Ben. Reg. zu E. 1. St. S. I-XXXV, 30 


s 146 
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außreichend? III. 25/4 88. 17, 388; IV. 30/9 90. 21, 86; I. 17/4 93. 
24, 116; III. 1/12 92. 28, 330. 

6. Uber dad Erfordernis der Verbindung mehrerer Perfonen 
zur gemeinjchaftlihen Verübung einer Konterbande oder Defraudation. 
IL 4/5 86. 14, 112, 

7. Unter welden Borausfegungen tritt nach 8 146 Abi. 2 Die 
Rechtsvermutung für fomplottmäßige Ausübung ein? III. 7/10 82. 7,137. 

8. Über den Sinn des Ausdrucks „Betroffen werden“ in Abi. 2. 
IV. 13/3 85. 12, 106; IV, 30/9 90. 21, 86. 

9. Borausjegungen der Anwendung der in Abi. 3 angedrohten 
Strafverfhärfung bezüglich der Befchaffenheit und der Zeit der früheren 
Zat. I. 23/10 90. 21, 127. 

10. Gehört zu den Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des Abi. 3, 
daß ſämtliche Täter des zur Beftrafung kommenden Zolldelikts identisch 
find? mit den bei den früheren verbunden gemejenen Perſonen? 
I. 22/2 86. 13, 362. 


$ 149 1. Iſt bei der Entjcheidung über den Zatbeitand der Anjtiftung 
für den Richter präjudiziell, daß in dem Strafbefchheide der Verwaltungs: 
behörde die Defraudationsabſicht des Angeftifteten verneint worden ift? 
I. 14/12 93. 25, 8. 

2. Kann eine jtrafbare Begünftigung angenommen werden, wenn 
die begünftigte Defraudation nad) der verwirkten Strafe ſich ald Über: 
tretung charakterifiert? I. 7/1 86. 18, 228; 1. 26/9 81. 5, 28. 

3. Kommen hinfichtlih der Begünstigung und der Beihülfe Hierzu 
lediglich die Beitimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs zur Anwendung? 
Iſt hiernach gegen den Begünftiger der Ausspruch der Konfiskation zu— 
fäffig? IV. 12/10 88. 18, 191. 


s 151 1. Sit ein Eifenbahnzugführer als letzter Warenführer bei Ab- 
lieferung eines Frachtſtücks mit verlegtem Bollverfchluffe nur dann zu 
beftrafen, wenn nachgewiejen wird, daß er das Frachtftüd mit unverlegtem 
Bollverfchluffe empfangen hat? I. 25/11 99. 32, 380, 

2. Kann gegen den Bevollmächtigten einer Eifenbahnverwaltung, 
der fich nach $ 151 jtrafbar gemacht Hat, auch noch eine Ordnungsſtrafe 
aus $ 152 verhängt werden? II. 7/4 93. 24, 100, 

3. Iſt auch der Adrefjat eined unter Warenverſchluß mit Begleit- 
ſchein verjendeten Transportſtücks für die Verlegung des Verſchluſſes 
verantwortlich, wenn nicht nachgewiejen werden kann, daß derjelbe durch 
einen unverjchuldeten Zufall entitanden ift? IL 28/10 90. 21, 112. 

4. Wer iſt als letzter Warenführer im Sinne des $ 31 des Be- 
gleitfheinregulativs und des $ 151 B.3.6.3 anzufehen? IL 19/2 89. 
18, 424, 

5. Wer hat ald Warenführer für die Unverlegtheit eines zollamt— 
lihen Verſchluſſes zu haften, wenn Waren unverzollt auf der Eijenbahn 
einer Hebejtelle im inneren zur zollamtlichen Wbjertigung zugeführt 
werden? II. 17/2 85. 12, 11. 
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In welchem Verhältniſſe jtehen die VBejtimmungen der $$ 137, 152? $ 152 
I. 21/8 01. 34, 223. 


1. Begriff des „AUngejtellten* im Sinne der Nr. 2. Begriff des $ 153 
Ausdruds „bei Ausführung der übertragenen Verrichtungen“. I. 28/2 98. 
31, 38. 

2. Wird von Matrojen, die bei einer Dampfihiffahrtögejellichaft 
angejtellt find, eine Zolldefraude bei Ausführung der ihnen übertragenen 
Berrichtungen verübt, wenn fie die zollpflichtige Ware in eine Schiffskoje 
verjteden, die zu ihrer Benugung in dienjtfreien Stunden bejtimmt ijt? 
I. 10/11 98. 31, 815. 

3. Welche Eifenbahnverwaltungen haften für die Zolldefraudationen 
eined jog. Verbandspackmeiſters? Was ift die Vorausjegung der in $ 153 
vorgejehenen Haftbarkeit? Was verjteht $ 153 unter „Wngejtellten“, 
unter „Ausführung der übertragenen Verrichtungen“? Erſtreckt fich die 
Haftbarkeit auf den an Stelle der Konfislation tretenden Wertserſatz? 
Kann die Hajtbarfeit ausgeſprochen werden, wo das berechtigte und das 
verpflichtete Subjelt zujammenfallen? Wie fteht in diejer Beziehung der 
einzelne Bundesjtaat und Eljaß-Lothringen gegenüber dem Reiche? 
I. 1/7 95. 27, 325. 

4. Sit die in $ 153 vorgejehene jubjidiarifche Haftung dadurch aus— 
geichlofjen, daß die betreffenden ‘Berfonen jelbjt wegen Beteiligung an 
dem Bollvergehen bejtraft werden? II. 17/4 94. 25, 294; vgl. 
II. 24/3 80. 1, 334. 

5. Kann die jubjidiarifche Vertretungsverbindlichkeit einer dritten 
Perſon ohne deren Zuziehung in dem Verfahren gegen den Täter aus— 
geſprochen werden? IV. 9/6 91. 22, 41. 

6. Iſt über die in $ 153 bezeichneten jubjidiarifchen Vertretungs— 
verbindlichfeiten dritter PBerfonen in dem für Bolldelikte vorgefchriebenen 
Strafverfahren zu erfennen? III. 23/5 87. 16, 109. 

7, Iſt über die ſubſidiariſche Haftbarkeit in Verbindung mit dem 
Verfahren gegen den Hauptjhuldigen zu verhandeln und zu entjcheiden? 

Was gehört zu der Feititellung, daß die Verurteilung wegen Ver— 
legung von Bejtimmungen erfolgt fei, welche die Täter „bei Ausführung 
der ihnen von dem jubjidiariich Verhajteten übertragenen oder überlajjenen 
Berrichtungen zu beobachten hatten“? III. 29/1 91. 21, 332. 

8. Gilt bezüglic der Entjcheidung über die jubjidiarische Verhaftung 
noch $ 59 des preußischen Geſetzes wegen Unterfuhung und Bejtrafung 
von Bollvergehen vom 23. Juni 18387 

Kann nad) eingetretener Rechtskraft des die Defraudationsitrafe aus— 
jprechenden Strafbeicheids der Bermwaltungsbehörde von dem ſubſidiariſch 
Berhafteten vor dem Gerichte geltend gemacht werden, daß nur eine 
Drdnungsitrafe verwirkt fei, und kann in einem folchen Falle der Aus— 
jpruch der fubjidiarifschen Verhaftung auf den Betrag der nad) der Auf- 
fafjung de8 Gerichts verwirkten Drdnungsitrafe bejchränft werden? 
IV. 22/5 85. 12, 212. 

9. Über den Begriff von „Eifenbafnverwaltung“ im Sinne des 

30* 


s 154 


s 156 





joldhe angejehen werden? I. 4/11 01. 34, 415. 

10, Uber die jubfidiarifhe Haftung der Handel- und Gewerbe— 
treibenden. Hat jemand ein Recht darauf, daß neben ihm nod ein 
anderer für haftbar erffärt wird? II. 11/11 02. 35, 425. 


1. Bildet die Konfisfation einen Teil der dem Delinquenten als 
jolhem aufzuerlegenden Strafe? Was ijt der Sinn der Beitimmung, dag 
der Berluft der Gegenjtände ftet3 den Eigentümer trifft? Hat der Straf— 
rihter vor Ausſpruch der Konfisfation weitere Ermittelungen über das 
Eigentumsverhältnis eintreten zu laffen? IV. 17/6 84. 10, 440. 

2. Kann bei einer Konterbande oder Bolldefraudation gegen den 
Gehülfen auf Einziehung der bei ihm beichlagnahmten, ihm nicht ge= 
hörigen Gegenjtände, in Bezug auf welche das Delift verübt worden ift, 
erfannt werden? III. 5/5 83. 8, 279. 

3. Wird die Konfistation von Gegenjtänden, melde zur Verübung 
einer Bolldefraudation oder Konterbande gedient haben, ohne weiteres 
dadurch ausgejchloffen, daß diefelben nicht dem Täter gehören, jondern 
von diefem einem Dritten geitohlen worden find? III. 28/6 90, 21, 39. 

4. Sit auf Konfiskation derjenigen unverzollten Waren zu erfennen, 
welche aus einer Bollniederlage geftohlen werden und fo unverzollt in 
den freien Verkehr gelangen? II. 15/10 89. 19, 436, 

5. Was iſt unter dem „im Namen” des Eigentümerd handelnden 
„Befrachter“ zu verftehen, deſſen „Teilnahme“ oder „Mitwiſſenſchaft“ 
im Zollvergehen die Konfisfation nach fich zieht? III. 22/1 91. 21, 325. 

6. Kann Konfiskation wegen Bolldefraude ausgeſprochen werden, 
auch wenn nicht auf Strafe zu erkennen ift? III. 7/6 86. 14, 195. 

7. Kann die Konfisfation eines Gegenſtandes, in Bezug auf welchen 
eine Bolldefraudation begangen ift, auch dann ausgeſprochen werden, 
wenn nad; Vollendung der Defraudation und vor der Beichlagnahme des 
Segenftandes diefer durch Veräußerung in das Eigentum eined Dritten, 
der an der Pefraudation nicht teilgenommen Hat, übergegangen ift? 
Iv. 18/1 98. 30, 413. 


1. Sit die Geldfumme, melde an die Stelle der Konfiskation tritt, 
wenn der Wert des Konfiskandums nicht zu ermitteln ift, im Sinne 
des $ 146 Abſ. 2 eine zur Schärfung ſich eignende Strafe? I. 9/11 91. 
22, 213. 

2. Hat die Verurteilung zum Erfage des Wertes an Stelle der 
unvollziehbaren Konfisfation nur den Eigentümer des Gegenftandes der 
Kontrebande oder Zolldefraude zu treffen? I. 9/2 82. 5, 887, 


1. Geht das Eigentum der der Konfisfation unterliegenden Gegen: 
tände fofort mit der Beſchlagnahme auf den Staat über? Sit das 
Eigentum des Staated ein refolutiv bedingtes? 

Begeht der, welcher die befdhlagnahmte und damit nad) $ 156 
Eigentum des Staated gewordene Sache rechtäwidrig, aber in Unkennt— 
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nid von dem Berlufte feines Eigentums wieder in Befig nimmt, einen 
Diebitahl? 

Scließt das gemäß $ 156 eingetretene Eigentum de3 Staates an 
der beichlagnahmten Sache das Bortbejtehen einer Beichlagnahme und 
damit die Anwendbarkeit de3 $ 137 St. G. B.s aus? II. 4/5 86. 14, 112. 

2. Kann mit der Einziehung des Erlöfes für befchlagnahmtes und 
verjteigerted Bieh die Verurteilung zum Erjaße der durch Abſchätzung, 
Fütterung und Berfteigerung des beichlagnahmten Viehes erwachjenen 
Koften verbunden werden? I. 4/1 00. 33, 54. 


1. Findet der Grundfaß der Strafanhäufung auch bei Idealkonkurrenz 8 158 
Anwendung? 

Sit die Konfisfation des mittel3 Konterbande eingeführten Gegen 
ftandes aud) bei idealer Konkurrenz mit anderen Straftaten auszuſprechen? 

Inwiefern erleidet der Grundſatz der Strafanhäufung bei Konter— 
bande eine Modifilation? | 

St bei idealer Konkurrenz einer Zolldefraudation mit einer anderen 
Straftat neben der für leptere bejtimmten Strafe die Defraudationsitrafe 
immer voll außzufprechen? I. 22/12 84. 11, 330; IV. 24/11 85. 13, 69; 
Iv. 3/5 87. 16, 58; IV. 21/12 94. 26, 319. 

2. Über Strafzumeffung bei dem Zuſammentreffen einer Konter— 
bande und insbejondere einer fomplottmäßigen Konterbande mit anderen 
Straftaten. II. 2/11 88. 18, 174. 

3. Über die Möglichkeit der Konkurrenz von Konterbande und Zoll: 
defraudation, 

die Zuläffigfeit einer alternativen Feititellung, 

die Möglichkeit der Konkurrenz von Konterbande mit Zuwiderhand— 
fung gegen das Geſetz über Statiftit ded Warenverfehrs ſ. 88 134, 135. 

4. Rann Zolldefraudation mit Betrug ideell konkurrieren? I. 20/3 90. 
20, 305. 


Über die unbefugte Übertragung einer amtlichen Plombe auf ein $ 159 
Kolo, wofür fie nit bejtimmt war, ſ. StGB. 8 267 Nr. 28 
S. 190. 


1. Gehört zur Strafbarkeit, daß der Täter der Rechtmäßigkeit der 8 161 
Amtsausübung des Zollbeamten fich bewußt war? I. 26/10 96. 29, 136. 

2. Unter welchen Vorausfeßungen ift die Verſagung zollfreien Ein= 
laſſes von Gegenftänden, die ausnahmsweiſe zollfrei find, eine rechtmäßige 
Amtshandlung des betreffenden BZolleinnehmer8? I. 30/6 94. 26, 22. 


1. Iſt bei gleichzeitiger Aburteilung mehrerer real konturrierender $ 162 
Zollvergehen die den Geldftrafen zu fubjtituierende Freiheitsſtrafe auf die 
Dauer eines Jahres befchräntt? III. 3/7 90. 21, 44. 

2. Kann an Stelle der auf Grund des Vereinszollgeſetzes feſtgeſetzten 
Geldjtrafe, welche den Betrag von 1 A nicht erreicht, für den Fall der 
Uneinbringlichkeit auf Haftitrafe erfannt werden? IIL 9/6 87. 16, 159. 
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s 163 1. Werden die in Gemäßheit des Viehſeuchengeſetzes —— Eins 
fuhrverbote durch die Vorfchrift des $ 168 beiroffen? II. 3/1 99. 31, 415. 

2. Verhältnis des $ 168 zu 8 137. IV. 21/2 96. 28, 195; 
II. 3/1 99. 31, 415. 


s 164 Beiteht neben der in & 164 für Zolldefraudationen beftimmten drei— 
jährigen Verjährungsfrift die dreimonatige Werjährungsfriit des 8 67 
Abi. 3 St. G. B.'s für diejenigen Defraudationen, weldye mit einer höheren 
Strafe als einer Geldjtrafe von 150 AM nicht bedroht find? I. 7/1 86. 
13, 223. 


s 165 1. Ergibt fi) aus den aufrecht erhaltenen landesgefeglichen Normen 
für Preußen die BZuftändigfeit der Grenzzollbeamten und Gendarmen zur 
Beihhlagnahme von Gegenftänden, welche einem Einfuhrverbote zuwider 
aus dem Auslande eingeführt worden find? IV. 4/7 90. 21, 47. 

2. Uber die redhtlihe Bedeutung des ſog. Submiffionsverfahren®. 
Iv. 21/12 94. 26, 319. 


©. weiter 
zu 88 1, 2.14. 2. 2 2222. 9 121, 
BEL 5 mie BE, 
IDEE 6 
88 158, 159 . . . 21, 391, 407; 33, 371, 
a vn re ne 


Geſtetz wegen Beleitigung der en vom 13. Mai 1870 (8.6.81. 


1. Bezieht fid) das Gejeß auch auf Gemeindejteuern? I. 4/4 95. 

2. Darf ein Gewerbe, welches in einem Bundesſtaate bereitd ver— 
fteuert ift, wegen feines Betriebes in einem anderen Bundedjtaate von 
diefem gleichfall3 zur Gemwerbejteuer herangezogen werden? I. 18/12 84. 
11, 309. 

3. Schließt 8 3 das Beitenerungsrecht des Domizilitaates des Aktionärs 
hinfichtlic) der Dividenden von Aktien eine? Aktienunternehmens aus, 
welches in einem anderen deutfchen Bundesſtaate ald dem Wohnortsitaate 
des Aktionärs getrieben wied? III. 26/2 83. 8, 132. 


Geſttz Über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes: und Staatdangchörigleit 
vom 1. Inni 1870 (B. G. Bl. ©. 355). 

1. Bewirft der ununterbrocdene zehnjährige Aufenthalt im Aus: 
lande den Verluſt der Reichd- und Staatdangehörigkeit unabhängig davon, 
ob der fi im Auslande Aufhaltende minderjährig oder ſonſt in feiner 
Handlungsfähigfeit befchräntt ift? IV. 16/11 97. 30, 326; Il. 5/11 97. 
30, 297; I. 28/11 95. 28, 25; IIL 4/2 95. 26, 427. 

2. Wann beginnt die Verluftfriit gegen die im Auslande Geborenen? 
Haben die den Beginn der Berlujtfrift hinausichiebenden Maßnahmen des 
Familienhaupt3 Wirkung für feine Angehörigen? U. 5/11 97. 30, 297. 


im Falle des Beſitzes eines Neijepapiere® oder Heimatsſcheins auch die 
Fortdauer diefed Belited von Bedeutung? 

Kann als Neifepapier ein Erfaßrefervepak angefehen werden, in 
welchem dem Inhaber ſeitens der zuftändigen Militärbehörde auf bejtimmte 
Zeit Urlaub ins Ausland erteilt ift? IL. 13/3 00. 33, 213. 

4. Erwirbt ein Ausländer, der in Preußen zum Referveoifizier er- 
nannt wird, dadurch die deutſche Reichdangehörigkeit? II. 22/3 92. 23,17. 

5. Zur Uuslegung des 8 21 Abf. 3. Verhältnis desfelben zu den 
Staatöverträgen des Norddeutichen Bundes bezw. Badens mit den Ver— 
einigten Staaten von Amerika vom 22. Februar 1868 bezw. 19. Juli 1868. 
I. 2/6 81. 4, 271. 

6. Wann kann nad 87 einem Deutichen Aufnahme und Naturalifation 
verweigert werden? III. 17/6 82. 6, 378, 

©. weiter zu 8 21: 23, 407; 28, 127. 


Geſttz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerlen, Abbildungen, muſilaliſchen 
Kompofitionen und dramatiihen Werfen, vom 11. Juni 1870 (8.6.81. ©. 339). 

1. Begriff von Schriftwerfen, an denen ein Urheberrecht beiteht. 
Sind Überfegungen ſtets dazu zu zählen? I. 12/3 00. 33, 129. 

2. Iſt die Verlagsfähigkeit ein Erfordernis des Schutzes gegen 
Nachdruck? II. 12/2 95. 27, 21. 

3. Wem jteht das Recht des Urheber? an Beichnungen zu, welche 
im Auftrage ded Eigentümerd einer Fabrik zur Ausführung technifcher 
Einrihtungen derjelben angefertigt worden find? IV. 8/3 87. 15, 405. 

4. Iſt in den auswechſelbaren Notenfcheiben zu einem Polyphon 
eine mechanifche Vervielfältigung des auf ihnen zur Darftellung gebradjten 
Muſikſtücks zu erbliden? IV. 24/2 99. 32, 41. Bgl. II. 17/11 96. 
29, 193. 

5. Eritredt ſich der Schuß des Urheberrecht3 nur auf eine erſtmalige 
Ausgabe des Werks, oder umfaßt er auch fpätere „Ausgaben“ und „Auf: 
lagen”? I. 21/11 87. 16, 352. 


1. Unter welchen Borausfegungen ijt ein aus Beiträgen mehrerer 
beitehende8 Wert als ein einheitliche8 Ganzes im Sinne ded $ 2 auf- 
zufaflen? II. 29/11 80. 3, 75. 

2. Iſt der Herausgeber eines Sammelwerks berechtigt, die Einzel- 
beiträge weiter zu veräußern? II. 2/11 97. 30, 292. 


Iſt die MWeiterveräußerung eined Bervielfältigungd- oder Nach: 
drucksrechts grundfäßlicd ohne die Zuftimmung des Urheberd des Schrijt- 
oder Kunſtwerks unzuläffig? IL. 6/4 88. 17, 268. 


1. Gewährt das Geſetz Rechtsſchutz gegen unbefugte mechaniiche Ber- 
vielfältigung eines Schriftwerf3 ꝛc auch dann, wenn die Vervielfältigung 
nicht nad dem Originale, fondern nach einem Nahdrude bewirkt worden 
ijt? III. 10/2 96. 28, 256; III. 1/4 86. 14, 67. 
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2. ft dadurd, daß den unmittelbaren Gegenstand der mechaniſchen 
Vervielfältigung ein „Artifel aus einer Zeitung” bildet, objektiv das 
BVorhandenfein verbotenen Nahdruds aucd dann ausgefchloffen, wenn der 
betreffende Zeitungsartikel ſelbſt einen verbotenen Nachdruck bildet? 
IIE. 1/4 86. 14, 67. 

3. Unter welchen VBorausfegungen iſt das Abjchreiben ald Nahdrud 
ftrafbar? III. 25/3 86. 14, 46. 

4. Kann ein Adreßbuch Gegenftand eines ftrafbaren Nachdruds 
jein? I. 2/1 88. 17, 195. 


87 1. Was ift unter Schriften don geringerem Umfange im Einne 
des 8 7a und unter Sammlungen zu einem eigentümlichen literarifchen 
Zwecke zu verjtehen, und unter welden Borausjegungen ijt foldyen 
Sammlungen für die Aufnahme bereit veröffentlichter Schriften von ge= 
ringerem Umfange der Schub des $ 7a zu gewähren? 

Unter welchen VBorausfegungen iſt die Kompilation älterer Sammel» 
werke durch neue Sammelwerfe geftattet? III. 29/11 80.3, 75; III. 4/2 80. 
1, 183, 

2. Zum Begriffe „Sammlung zu einem eigentümlichen literarischen 
Zwecke“. Stehen einzelne Lieferungen einer ſolchen Sammlung auch 
dann unter dem der Sammlung al3 folder gewährten befonderen Schuhe, 
wenn fie felbjtändig verkauft werden? 

Welches it die Grenze zwischen unerlaubtem teilweifen Nachdrucke 
und erlaubter Entlehnung? I. 21/11 87. 16, 352. 

3. Inwiefern kann derjenige, welcher eine fremde Dichtung, ins— 
bejondere einen Roman ald Stoff zu einem Drama benußt, jich des 
Nachdrucks ſchuldig machen? II. 22/6 83. 8, 428. 

4. Was ift unter „novelliftiiche8 Erzeugnis” im Sinne des 8 7b 
zu verjtehen? 

It die Schußberehtigung des in einer Zeitung veröffentlichten 
novelliftiichen Erzeugniſſes dadurch bedingt, daß an der Spite dedjelben 
der Abdrud unterfagt ift? III. 17/11 86. 15, 59. 

5. Bedeutung des Ausdrucks „novelliftiiche® Erzeugnis” in $ 7b, 
indbefondere im Gegenfaß zu den Begriffen „Novelle* und „Biographie“. 
II. 10/12 89. 20, 106. 

6. Fit Umfang und Titerarifcher Wert des Schriftwerld für den 
Begriff von novelliftiichem Erzeugnis entjcheidend? I. 2/5 89. 19, 198. 

7. Was verjteht $ 7 Abi. b unter „einzelnen Artileln aus Zeit 
fhriften und anderen üffentlichen Blättern“? Gehören dazu Gedichte, 
welche von einer Privatperfon der Redaktion einer Zeitung zur Ver— 
öffentlihung im Inſeratenteile iberjendet und in lebterem veröffentlicht 
worden waren? III. 11/7 85. 12, 359. 

8. Was ift unter Zeitihrift im Sinne des $ 7b zu verftehen? 
Können jährlid) ericheinende Kalender dahin gerechnet werben? III. 1/4 86, 
14, 67. 

9. Was verfteht 8 7b unter „wiffenfchaftlicher Ausarbeitung“? 
II. 25/5 91. 22, 55. 
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10. Greift $ 7e Plaß bei der BVeranjtaltung des Wiederabdruds 
einer Patentbeichreibung nad) Erteilung des Patente? II. 12/2 95. 
27, 21. 


1. Wer ift Veranftalter und wer Veranlaſſer eines Nahdruds? 88 18-20 
II. 25/6 86. 14, 236; IV. 6/6 90. 20, 430. 

2. Was ift ftrafbare „Veranftaltung* eines Nachdrucks? III. 2/2 85. 
12, 34. 

3. Was gehört zum Begriffe der „Beranjtaltung“ jtrafbaren Nach— 
druds? Schließt der Begriff das gleichzeitige bewuhte Zuſammenwirken 
mehrerer (Verleger, Druder, Kommiſſionär) ald Mittäter aus? 

Sit ed für den Tatbeitand jtrafbaren Nachdrucks und die Strafbar= 
feit der Verbreitungsabficht von rechtlicher Bedeutung, daß beabjichtigt 
wird, den Nahdrud ansichließlich außerhalb Deutichlands in Ländern 
zu verbreiten, in denen für das betreffende Schriftwerf fein Schußredt 
beiteht? 

Welchen Einfluß kann der Umjtand äußern, daß die Ausfiihrung 
des Nachdruds ftraflos begonnen iſt, und erſt während der Ausführung 
Schutzrechte erworben worden find, bezw. die Veranjtalter Kenntnis hiervon 
erlangt haben? 

Fit die Annahme „entſchuldbaren“ Rechtsirrtums der Nachprüfung 
des Nevifionsrichterd entzogen? III. 1/10 83. 9, 109, 

4. Was ift in 8 18 Abf. 2 unter entjhuldbarem tatſächlichen oder 
rechtlichen Irrtum zu veritehen?. 

Findet Abſ. 2 auch gegenüber dem Veranlaſſer eines Nachdrucks 
Anwendung? III. 2/7 81. 4, 349. 

5. Worin bejteht die von den allgemeinen Rechtsgrundſätzen ab- 
weichende Bejonderheit der Strafbeftimmung über fahrläffigen Nachdruck? 
I. 17/1 84. 9, 422. 

6. Inwieſern ijt der Rechtsitrtum in $ 18 Abſ. 2 berüdiichtigt, 
und wie ijt derfelbe feitzuitellen? I. 2/5 89. 19, 198. 

7. Kann der, welcher wegen Nachdrucksveranſtaltung aus 8 18 be— 
itraft wird, gleichzeitig noch wegen Verbreitung von Nacdrudseremplaren 
aus 8 25 in Anfpruch genommen werden? I. 22/12 84. 11, 383. 

8. Iſt die Buerfennung einer Buße von einer genauen und zu— 
verläffigen Ermittelung des Schadens abhängig? II. 9/3 88. 17, 190. 

9. Kann der Verleger einer periodischen Drudichrift für einen in 
diefelbe aufgenommenen als Nachdruck jtrafbaren Artikel verantwortlich 
gemacht werden, oder kann er fich mit dem Einwande ſchützen, daß er 
für die Drudichrift einen verantiwortlihen Redakteur angejtellt habe? 
IV. 6/6 90. 20, 430. 

10. Kann dem Verleger einer Fachzeitichrift eine Fahrläffigkeit in 
Bezug auf Nahdrud ſchon deshalb zur Laſt gelegt werden, weil er die 
Zuläſſigkeit des Abdrucks einzelner Artifel aus anderen Zeitichriften nicht 
jelbjt geprüft, jondern dem fachwillenichaftlich gebildeten Herausgeber dic 
Prüfung überlafjen hat? III. 11/10 94. 26, 122. 

11. Beſteht zwijchen dem eines Vergehens gegen $ 18 und dem 
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eines Vergehend gegen $ 25 Beichuldigten ein Verhältnis der Beteiligung 
an derjelben Handlung in der Art, daß der gegen den einen geitellte 
Strafantrag, bezw. die Zurüdnahme eine8 folchen Antragd auch gegen 
den anderen Wirkung äußert? III. 17/2 96. 28, 175. 

12. Iſt nad) $ 20 in Verbindung mit $ 48 St. G.B.'s ſtrafbar, 
wer einen anderen anitiftet, einen Dritten zur Veranftaltung eines Nach— 
druds zu veranlafjen? II. 2/11 97. 30, 292, 

13. Kann der objektive Tatbejtand des Nahdruds dadurch hergeftellt 
werden, daß für erwieſen erachtet wird, der Verleger, welcher mittels 
Verlagdvertragd Urheberrechte nur für eine gewifle Zeitdauer erworben 
hatte, habe bezüglich eines Teils der von ihm noch innerhalb der Ver— 
tragszeit hergeftellten Druckexemplare die Abficht verfolgt, diejelben, ſalls 
er fie innerhalb der Vertragdzeit nicht mehr abzujeßen vermöge, auch 
noch ſpäter budphändlerifch zu verbreiten? III. 28/6 86. 14, 267. 


821 1. Unter welchen Vorausſetzungen fällt bei nur teilweiſem Nach— 
drucke die Beſchränkung der Einziehung auf den als Nachdruck erkannten 
Teil des Werls und die Vorrichtungen zu dieſem Teile fort? IV. 15/5 85. 
12, 198. 

2. Über die Befugnis de Verletzten, feinen Antrag nur auf Ein= 
ziehung zu richten, ſ. 8 36. 

3. Über die Kojten der Einziehung im jog. objektiven Verfahren 
ſ. StPO. 8 478 Nr. 6 ©. 420. 

4. Kann der Antrag der Staatdanwaltfhaft auf Einziehung der 
Nahdrudseremplare ꝛc um deswillen zurückgewieſen werden, weil der durd) 
den Nachdruck Verletzte zwar Strafantvag, aber feinen Antrag auf Ein- 
ziehung gejtellt habe? III. 21/1 86. 13, 324. 


8 22 Begriff des bloßen Verfuchs eines Nachdrucks. II. 30/3 97. 30, 56. 


$ 25 1. Sept $ 25 eine ftrafbare Anfertigung von Nahdrudseremplaren 
voraus, oder genügt eine Anfertigung, welche objektiv den Gefeßes- 
vorfchriften zuwider ftattgefunden hat? 

Was iſt unter „gewerbsmäßig“ zu veritehen? 

Kommt dem Beranftalter eines jtrafbaren Nahdruds, welcher auf 
Grund eines für entfchuldbar erachteten Rechtsirrtums wegen ftrafbarer 
Veranjtaltung ſtraflos bleiben mußte, derjelbe Rechtsirrtum ſtrafausſchließend 
auc dann zu statten, wenn er in unverändert gebliebenem guten Glauben 
Nahdrudseremplare gewerbömäßig verbreitet? III. 5/5 84. 10, 401. 

2. Begriff des Vorſatzes aus $ 25. 

Findet der Grundjaß des $ 18 Abf. 2 auch auf den Fall des 8 25 
Anwendung? II. 15/4 87. 15, 419. 

3. Sit, wenn die Verlegung des Urheberrechtd gewerbsmäßig rück— 
fichtlich mehrerer Schriftwerfe erfolgte, die Strafe aus 8 25 nur einmal, 
oder für jedes Werk bejonders zu erkennen? II. 29/3 81. 4, 36. 

4. Über das Verhältnis zu 8 18 und das Zufammentreffen beider 
Zatbeftände ſ. 818 Nr. 11. Ä 
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1. Über das Recht zum Strafantrag im allgemeinen ſ. St. G.B. $ 61. 88 27,28 
2, Inwieweit ilt der Inhaber eines beſchränkten Verlagsrechts zum 
Strafantrage berechtigt? I. 7/6 86. 14, 217. 
3. Sit der Verfaffer des in einer Zeitung veröffentlichten Erzeug— 
niffes berechtigt, Strafantrag wegen Nahdruds desſelben zu jtellen? 
III. 17/11 86. 15, 59. 


1. Kann die Ablieferung der rechtswidrig hergeitellten Nachbildung 8 33 
eined Gemälde von feiten des Verfertigerd an dem PVeranitalter jener 
als eine den Lauf der Verjährung begründende Verbreitung in Betracht 
fommen? I. 22/12 84. 11, 338. 

2. Findet die Verjährungsfrift des Preßgeſetzes auf den jtrafbaren 
Nahdrud Anwendung? I. 30/1 90. 20, 181. 


1. Iſt im Antrage auf Strafverfolgung auch der Antrag auf Ein» $$ 35, 36 
ziehung zu finden? 

Kann der Strafrihter ohne den Antrag auf Einziehung auf folche 
erfennen? 

Kann der duch Nahdrud Verletzte ausſchließlich die Einziehung 
der Nachdrucksexemplare im objektiven Verfahren beantragen, die für den 
Nachdruck Verantwortlichen aber außer Verfolgung laſſen? III. 21/1 86. 
18, 324; III. 25/5 91. 22, 55. 

2. Über Berechnung der Antragsfrift bei fortgefegter Verübung 
des Nachdrucks. III. 29/1 81. 3, 326. 

3. Unterliegt die in 8 36 enthaltene Beftimmung über die Zus 
täffigfeit der Einziehung einer Beſchränkung, wenn der Schuß gegen 
Nahdrud inzwiſchen zufolge gejeplicher Vorſchriften erloſchen ift? LI. 
12/2 95. 27, 21. 

4. Genügt eine vom Verletzten auf einen Rechtsanwalt audgejtellte 
gewöhnliche Civilprozeßvollmacht für die Legitimation des leßteren zur 
Stellung eines Einziehungsantrags im Strafverfahren? III. 23/11 91. 
22, 258. 


1. Unter welchen Vorausſetzungen genießen Zeichnungen, welche zur 88 43, 44 
Ausführung technifcher Einrichtung einer Fabrik angefertigt worden find, 
Schuß gegen Nahbildung? IV. 8/3 87. 15, 405. 

2. Unter welden VBorausjegungen genießen Abbildungen in Preis— 
verzeichniffen Schuß gegen Nachbildung? II. 15/11 01. 34, 481. 


1. Sit im Falle der unbefugten Aufführung eines dramatischen SS 90-56 
Werkes die Zuerkennung einer Entjhädigung oder einer Geldbuße von 
dem Nachweiſe eined Schadens abhängig? I. 18/3 80. 1, 328. 

2. Bon welchen Vorausſetzungen ift die Feititellung des Ent: 
ſchädigungsbetrags nad freiem richterlichen Ermeſſen im Falle ſtraf— 
fälliger Aufführung dramatifcher Werfe abhängig? II. 20/6 82. 6, 398. 

3. Kann im Falle jtrafbarer Aufführung dramatifcher Werke jtatt 
der Entſchädigung auf Geldbuße erkannt werden, und ift diefe von der 


s$ 97-62 
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Art. 31 
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möglichen Ermittelung des wirklichen Schadens abhängig? I. 7/2 96. 
28, 161. 

4. Wer iſt als der „Aufführer“ eines dramatiichen Werkes anzu= 
jehen? I. 22/11 97. 30, 339. 





1. Verhältnis der Beitimmungen über die rüchvirfende Kraft des 
Nahdrudsverbots Hinsichtlich muſikaliſcher Kompofitionen zu den ent— 
fprechenden Nornen der deutfch-franzöfiichen Übereinkunft vom 18. April 
1883. III. 23/11 91. 22, 258. 

2. Geitattet $ 58 im Abf. 2 die Verbreitung folder Eremplare 
von Schriftwerfen, deren Heritellung vor dem 1. Januar 1881 gejtattet 
war, aber jeßt unterfagt ift, nur in dem Gebiete, im welchem fie gejtattet 
gewejen, oder auch in denjenigen Teilen Deutjchlands, in welchen dieſelbe 
auch ſchon damals nicht geftattet war? I. 2/10 82. 7, 57. 

3. Erlangen Werfe ausländifcher Autoren, welche zuerit im Aus— 
lande erjchienen find, den Schuß des Gefehes vom 11. Juni 1870, wenn 
fie fpäter auch im Inlande herausgegeben werden? III. 12/6 80. 2, 180. 

4. Unter welchen Vorausſetzungen genießen nichtveröffentlichte Werfe 
ausländischer, insbejondere öjterreichiicher Urheber in Deutſchland den 
Schuß gegen Nahdrud? II. 17/11 96. 29, 193. 


©. weiter 
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Berfafiung ded Deutſchen Reiches vom 16. April 1871 (R. G. Bl. €. 63). 


Iſt ein Zeitungsartifel, welcher nicht nur das in einer öffentlichen 
Sitzung des Reichstags Verhandelte wahrheitsgetreu mitteilt, jondern auch 
dad Mitgeteilte einer Beiprehung unterwirft, von jeder Verantwortlich. 
feit frei? II. 5/11 86. 15, 32. 


Kann die Nede eines Abgeordneten im Reichstag zur Überführung 
des Abgeordneten bezüglich einer fpäter vorgenommenen jtrafbaren Hand» 
lung benußt werden? 

Kann durch Wiederholung des Inhalt3 einer im Neichdtag gehal- 
tenen Rede außerhalb desfelben von einem Abgeordneten eine ftrafbare 
Handlung begangen werden? III. 20/10 80. 2, 365. 


1. Bedeutung des Ausdruds „zur Unterfuchung ziehen“. IV. 9/6 93, 
24, 205. 

2. Hat Urt. 31 Abſ. 1 auch die Fortjeßung eined ſchon vor dem 
Zufammentritte des NReichitags begonnenen Strajverfahren® zum Gegen: 
ftand? I. 17/10 95. 27, 385. 

3. Bleibt die Immunität auch während der Zeit einer durd den 
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Kaifer mit Zuftimmung des Reichstags erfolgten Vertagung des Tehteren 
wirffjam? III. 25/2 92. 22, 379. 

4. Läuft die Verjährung während derjenigen Zeit, in der die Ver— 
folgung mangel® Genehmigung des Reichstags aus Art. 31 unterbleiben 
muß? II. 15/2 95. 27, 10; III. 25/10 00. 33, 410. 

5. Läuft die Verjährung zu gunſten eines Abgeordneten, wenn das 
wegen der Straftat eingeleitete Verfahren auf Verlangen des Reichstags 
ausgeſetzt worden ijt? IV. 24/6 92. 23, 184. (Vgl. Strafg. Nov. vom 
26. März 1893: R.G. Bl. S. 133.) 


S. weiter 
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Geſetz, betreffend die Jnhaberpapiere mit Prämien, vom 8. Juni 1871 
(R.G.BL S. 210). 

1. Stehen ausländische PBrämienpapiere mit faljhem Stempel dem 
verrufenen, mit dem Scheine der Gültigkeit verjehenen Gelde gleich? 
I. 11/4 92. 28, 50. | 

2. Fällt e8 unter den Begriff des „Weiterbegebens*, wenn ein im 
Auslande verfauftes ausländiſches ungejtempeltes Brämienlos im Inlande 
dem Käufer übergeben wird? IV. 19/12 90. 21, 246. 

3. Macht ſich derjenige, welcher ein ungejtempeltes ausländifches 
Prämienlos im Privatverfehre anfauft, eines Vergehens aus $ 6 ſchuldig? 
II. 27/4 83. 8, 294. 


Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches 
28, Ottober 1971 (N.G.BL. ©. 347) 

DOM 55, Dezember 1899 (R.G.B. ©. 716). 

1. Welche Merkmale kennzeichnen einen dem Poſtzwange unter: 
worfenen Brief? I. 28/5 91. 22, 22; ſ. au I. 8/12 79. 1, 114; 
III. 15/10 87. 16, 284; III. 23/5 98. 31, 153. 

2. Wird die den Briefen an Soldaten in deren eigenen Angelegen- 
heiten zugejtandene Portofreiheit dadurch berührt, daß in einem jolchen 
Brief eine Druckſache eingelegt worden it? IIL 23/5 98. 31, 153. 

3. Sit eine Sendung als Brief auch dann anzufehen, wenn fie mit 
einer Adreſſe nicht verjehen und die Beſtimmung der Perfon, an welche 
die Sendung abzugeben it, dem mit der Beförderung Veauftragten über: 
laſſen ift? I. 8/1 94. 25, 20. 

4, Liegt eine Portohinterziehung vor, wenn die Beförderung ges 
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drucdter Eirkulare an auswärtige Adrejjaten in der Weile bewirkt wird, 
daß die Eirfulare am Abjendungsorte in offene mit den Adrejjen der 
Empfänger verſehene Umjchläge gelegt, demnächſt als Eiſenbahnfrachtgut 
an einen am Beſtimmungsorte wohnhaften Spediteur geſendet, dort von 
einem Angeſtellten des Abſenders in Empfang genommen, ſodann ver— 
ſchloſſen und durch eine am Beſtimmungsorte befindliche Privatpoſtanſtalt 
dem Adreſſaten behändigt werden? Wie iſt bei Annahme der Strafbarkeit 
die Strafe zu berechnen? II. 6/4 00. 33, 241. 


5. Unterliegen Briefe, Postkarten, Telegramme, welche der Adrefjat, 
nachdem er fie empfangen und gelefen hat, ohne Beifügung felbitändiger 
Mitteilungen einem anderen überjendet, damit auch diejfer von dem In— 
halte Kenntnis nehme, dem Poſtzwange? Sit es dabei von Bedeutung, 
dat die Korrefpondenten Teilhaber derjelben Handelögejellichaft find? 

Wie ift zutreffenden Falls die Defraudationsjtrafe zu berechnen? 
II. 9/3 93. 24, 28. 

6. Sind Frachtbriefe, welche, zu einer Briefjendung vereinigt, von 
einem Spediteur dem anderen mittel der Poſt zugejendet werden, damit 
diefer Frachtgut und Frachtbriefe weiter befördere, als unter Verlegung 
der Rojtziwangspflicht beförderte Briefe anzufehen? III. 25/5 95 27, 256. 

7. Bum Begriffe des poftziwangspflichtigen Beförderns von Zeitungen. 
UL 9/1 95. 26, 355. 

8. Iſt das in 8 1 Hinfichtli der Zeitungen politiihen Inhalts 
ausgejprochene Verbot der Beförderung gegen Bezahlung auf andere 
Weile, als dur die Poſt, auf die unmittelbare Beförderung an die 
Abonnenten beſchränkt? 

Bildet die Beförderung von Zeitungen politifchen Inhalts als jog. 
„Erpreßgut” mitteld der Eifenbahn eine Beförderung durch expreſſe Boten 
oder Fuhren im Sinne de $ 2? I. 27/1 81. 3, 300. 

9. Wird in das Pojtregal dadurch eingegriffen, daß ein Zeitungs— 
jpediteur, welcher an einem mit einer Boftanjtalt verjehenen Orte wohnt, 
die Zeitungen von einem anderen Orte mit einer Boftanftalt ſich durch 
einen erpreffen Boten fommen läßt und diejelben an feine teil$ am 
Wohnorte des Spediteurs, teils auswärts wohnenden Abonnenten ver— 
teilen läßt? II. 28/9 80. 2, 272; II. 16/2 92. 22, 359. 

10. Sit e3 den Zeitungshändlern gejtattet, dem Poftziwange unter: 
liegende Zeitungen auf der Eijenbahn als Handgepäd zu befördern 
und für eine dad gewöhnliche Abonnement überfteigende Vergütung in 
die Wohnungen der Bejteller zu jchaffen? II. 5/4 89. 19, 108. 

11. Dürfen poftzwangspflihtige Gegenjtände, insbejondere dem 
Poſtzwange unterliegende Zeitungspafete durch einen exprejjen Voten in 
der Weije befördert werden, daß der Bote bei Benußung der Eifenbahn 
fie als Handgepäck zu ſich nimmt oder fie als Reiſegepäck aufgibt? 
II. 1/5 02. 35, 220. 

12, Unterliegt die Verſendung einer wöchentlich mehrmald er- 
jcheinenden Zeitung aus der Druderei an den Verleger dem Poſt— 
jwange? I. 19/4 94. 25, 279, 
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13. Was ijt unter dem „ziweimeiligen Umfreis des Urfjprungsorts* 
zu veritehen? I. 27/6 81. 4, 337. 

14. It in dem Falle, wenn der Verleger die Zeitung nicht von 
jeinem Wohnorte, jondern bon einem anderen Orte aus an die 
Abonnenten ausgibt, für die Berechnung der zweimeiligen Entfernung diejer 
Drt, oder der Wohnort des Verlegerd maßgebend? I. 19/49 4. 25, 279. 

15. Sit es verboten, verfchloffene oder unverſchloſſene Briefe in 
einen Brief oder in ein Palet zufammengepadt durch die Poſt zu ver— 
ſchicken? III. 14/2 87. 15, 328. 

16. Was ijt unter Verſchluß eines Briefes bezw. eines Pafetes zu 
verjtehen? III. 15/10 87. 16, 284, 

17. Sind Baletbegleiticheine, welche, zu einer Briefjendung vereinigt, 
von einem Wafetbeförderungsgeichäfte an das andere gejendet und von 
legterem einzeln mit den Paketen an die Adrefjaten abgeliefert werden, 
als unter Verlegung der Poſtzwangspflicht beförderte Briefe anzufehen? 
III. 20/6 95. 27, 302. 

18. Iſt e8 nad) den Beitimmungen des Geſetzes vom 28. Oktober 
1871 einer Privatpojtanftalt gejtattet, gegen Bezahlung verjchlofjene 
Briefe zur Beförderung von einem mit Poſtſtelle verfehenen Orte an einen 
anderen Ort mit PBoititelle zu übernehmen, diejelben gefammelt — wenn 
auch durch die Poſt — an eine mit ihr in Verbindung itehende Perſon 
oder Anftalt an jenem anderen Orte zu verfenden und dort dem Adreſſaten 
zuftellen zu laſſen? I. 2/7 88. 18, 45. 

19. Unterliegt die Beförderung von Drudjachen (abgejehen von 
politiichen Zeitungen) und Warenproben in offenen, mit der Adreſſe ver- 
ſchiedener Perjonen verjehenen Briefumjclägen dem Poſtzwange, wenn 
diefe in einem verſchloſſenen Palete verfendet werden? IV. 5/7 01. 34, 337. 
I. 4/1 00. 33, 144. 


1. Was ift unter „erprefien Boten“ zu verjtehen? I.16/12 89.20, 124. $ 2 
2. Inwieweit Beförderung durch erprefjen Boten zuläffig ift, ſ. aud) 
8 1 Nr 8—11. 


(Faflung des Gefepes vom 20. Dezember 1899.) 8 2a 
Fällt die gegen Bezahlung gejchehene Beförderung von verſchloſſenen 
Briefen tm Urfprungsorte durch im Dienjte einer Privatbeförderungs- 
anjtalt jtehende Boten unter die Strafbeitimmung de $ 27 Nr. 1? 
Verhältnis der Beftimmungen des $ 2a zu denjenigen des 8 2. 
IV. 10/6 02. 35, 290. 


1. Über Portodefraudation ſ. auch $ 1. 8 27 

2. Macht ſich einer Portodefraudation jchuldig, wer in einem Orte 
Deutichlands mit einer Pojtanjtalt eine größere Anzahl Briefe in einer 
Kiſte verpadt nach einem außerhalb Deutichlands in einem zum Welt: 
poftvereine gehörigen Staate gelegenen Orte mit einer Poſtanſtalt nicht 
mit der Poft verfendet? III. 24/1 98. 30, 424. 

3. Nimmt an einer verbotswidrigen Briefbeförderung in jtrafbarer 
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Weiſe teil, wer einen unter Verlegung des Poſtzwangs — eine dritte 
Perſon zunächſt an ihn gebrachten Brief ſeinerſeits an den vom Abſender 
beſtimmten Empfänger gelangen läßt, und zwar in der Weiſe, daß dieſe 
Weiterbeförderung nur innerhalb des Bezirks einer und derſelben ört— 
lichen Poſtanſtalt ausgeführt wird? II. 18/12 96. 29, 267. 

4. Gehört zum Tatbeſtande des Delikt ein Verfchulden? 

Rann bei der Verfendung von Leitungen eine Zumwiderhandlung 
gegen 8 27 Nr. 1 durch Unterlaffung der Beauflihtigung von Gehülfen 
und Angeftellten begangen werden? I. 12/4 94. 25, 290. 

5. inwiefern kann die Strafbarkeit durch Irrtum ausgeſchloſſen 
werden? IL 6/400. 33, 241; I. 24/1198. 31, 344; I. 27/1 81. 3, 300. 

6. Erfordert die Beltrafung aus 8 27 Nr. 1 ein Handeln aus 
Eigennuß? I. 27/1 81. 3, 300. 

7. Kann eine Reihe von Portodefraudationen zu einem Einheits— 
delifte zufammengezogen werden? I. 28/5 91. 22, 22. 

8. Sit von mehreren Mittätern jeder zur vollen gejeklichen Strafe 
zu verurteilen, auch wenn fie Teilhaber einer offenen Gejellichaft find 
und die Gelditrafen aus dem Gefellichaftsvermögen entrichtet werden? 
III. 9/3 93. 24, 28. 

9. Iſt die Strafe der Portodefraudation unter Zugrundelegung des 
Portos für frankfierte Briefe, oder unter Hinzurehnung des Zuſchlags— 
porto8 für unfranfierte Briefe feitzufeßen? Können bei der Straf: 
bemeſſung Eventualitäten berüdjichtigt werden, wie der Defraudant ver: 
fahren jein würde, wenn er die pojtziwangspflichtige Sendung, ftatt auf 
andere Weije, durch die Poſt befördert hätte? III. 27/9 86. 14, 332, 

10. Wie ijt die Defraudationditrafe zu berechnen, wenn verichlofjene 
oder unverjchlofjene Briefe in ein verjchlojjenes Paket verpadt zwiſchen 
Orten mit Boitanjtalt auf andere Weife als durch die Poſt verſchickt 
werden? III. 14/2 87. 15, 328, 

11. Wird die den Briefen an Soldaten in deren eigenen Angelegen— 
heiten zugeitandene Portofreiheit dadurd berührt, daß in einem folchen 
Briefe eine Drucjache eingelegt worden? III. 23/5 98. 31, 152. 

12, Sit in der mißbräuchlichen Verwendung bereit3 einmal ver- 
wendeter Poſtwertzeichen unter gefliffentlicher Bejeitigung des Entwertungs- 
zeichens Urkundenfälichung zu erfennen? III. 19/4 88. 17, 394, 

13. Was ilt im Sinne der Wr. 4 unter dem verbotenen Übergeben 
von Briefen oder anderen Sachen an Poſtbeamte „zur Mitnahme“ zu 
verſtehen? Was gehört zum ſubjektiven Tatbeſtande des betreffenden 
Delikts? III. 28/9 93. 24, 252. 

14. Iſt der Tatbeſtand des in Nr. 4 vorgeſehenen Delikts davon 
abhängig, daß der übergebene Gegenſtand dem Poſtzwange unterliegt? 
II. 24/1 84. 10, 45. 

15. lber ann ſ. noch Gejeß vom 5. Juni 1869 über 
Bortofreiheiten, S. 438. 


s 30 Iſt in dem Strafurteile auf Erſatz des defraudierten Portos zu 
erfennen? I. 12/4 94. 25, 290 
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Führt die Nichtbeobadhtung der Vorſchrift des 8 34 — zur $ 34 
Aufhebung des eingeleiteten gerichtlichen Verfahrens? I. 27/1 81. 3, 300. 


&, weiter 
zus$3,6,50 .. ..17, 141; 20, 436, 
” 88 27, 28 * . . . “ . 28, 327, 


Bin ce 26, 389, 
850... 0. 8,17; 10, 128. 


” 


Novelle vom 20. Dezember 1899, 


1. Zum Begriffe der in Art. 3 gedachten Anftalten. II. 5/4 02, Urt. 3 
35, 191; III. 20/2 02. 35, 138. 

2. Fällt die gewerbsmäßige Verteilung von Drudjchriften, die vor 
der Verteilung mit jchriftlicher Bezeichnung ded Empfängers verjehen find, 
unter das Verbot ded Art. 3? I. 13/2 02. 35, 123. 

3. Unter welchen Borausfegungen fann die Bezeihnung einer Druck— 
fache mit einer Nummer als Aufichrift eines beftimmten Empfänger im 
Sinne des Abf. 1 angejehen werden? III. 25/2 01. 34, 176. 

4. Fallen unter den Begriff „Drudfahen“ im Sinne des Abi. 1 
auch Zeitungen und Beitfchriften? IV. 10/6 02. 35, 290. 


BEER zwiihen dem Deutſchen er und Italien 
vom 31. Oktober 1871 (R.G. Bl. S. 446). 


1. Darf im Strafverfahren gegen einen Ausgelieferten die Legalität 
de3 bei der Auslieferung beobachteten Verfahrens vom Gerichte nach— 
geprüft werden? II. 26/6 96. 29, 22. 

2. Darf ein wegen Verbrechens des betrüglichen Bankerutt3 Aus— 
gelieferter wegen Vergehens des einfahen Banferutt3 verfolgt werben? 
III. 21/12 96. 29, 270. 


Anfaglonvention zu dem ... Friedendvertrage zwiſchen sahen und Frankreich 
vom 11. Dezember 1871 (R. G. Bi. 1872 €. 


1. Bur Frage der Auslieferung im Berhältniffe von ae 
und Frankreich. I. 10/12 96. 29, 288. 

2. Darf ein von Frankreich wegen betrüglihen Bankerutts Aus— 
gelieferter wegen Verſuchs dieſes Verbrechens verurteilt werden, wenn in 
der Hauptverhandlung feine Tat fi als Verſuch herausſtellt? I. 30/9 01. 
34, 380. 


Koniularfonvention zwiſchen Deutichland und den Vereinigten Staaten von Amerila 
vom 11. Dezember 1871 (R.G. Bl. 1872 ©. 95). 


Bur Auslegung ded Art. 17. I. 14/10 80. 2, 344. 
©. weiter zu Art. 3 17, 51. 


Gen.-Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 31 
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Auslieferungdvertrag zwiſchen dem Deutihen Reiche und Großbritannien 
vom 14. Mai 1872 (R.6.B. ©. 229). 

1. Zur Auslegung des Vertrags. IV. 22/9 85. 12, 381. 

2. Verliert ein Außgelieferter die Stellung eines jolchen, wenn er 
nad Erledigung der Strafverfolgung Gelegenheit zur Rückkehr gehabt hat? 

Iſt feine Strafverfolgung bezüglich einer Tat, wegen deren er nicht 
auägeliefert ift, dann geftattet, wenn er erflärt, die Abficht der Rückkehr 
nad Großbritannien aufgegeben zu haben? I. 30/11 99. 32, 425. 

3. In welchem Umfange ijt in dem Vertrage dad Prinzip der 
Spezialität zur Geltung gelangt? Darf ein von Großbritannien wegen 
Unterichlagung Ausgelieferter wegen Betrugs verurteilt werden? II. 28/12 00. 

68. 


r 








4. Darf in dem Strafverfahren gegen einen aus Großbritannien 
ausgelieferten Deutſchen die Legalität des bei der Außlieferung beobachteten 
Verfahrens einer Nachprüfung feitens der deutichen Gerichte unterzogen 
werden? I. 29/1 00. 83, 99. 


Gefeb wegen Erhebung der Branftener vom 31. Mat 1872 (R.G. Bl. €. 153). 


81 1. Unterliegen Honig und Zucker, wenn fie zur Bereitung von 
Met verwendet werden, der Braufteuer? II. 24/2 91. 21, 346. 

2. Iſt die Braufteuer auch von ſolchem Zuder zu entrichten, welcher 
in der Brauerei dem bereit3 abgegorenen Biere zugejeßt wird? II. 11/3 84. 
10, 167. 

3. Sit die Braufteuer auch von folder Zuderfouleur (Bierkouleur) 
zu entrichten, welche dem ſog. Nachbier (Kofent), d. 5. dem auf falten 
Mege und mittel3 Selbitgärung in den Brauanlagen nach Ablafjen der 
Bierwürze hergeitellten Getränfe zugejeßt wird? IV. 16/12 84. 11, 382. 


s4 1. Welche Strafe trifft den in der Steuer firierten Brauer, welcher 
ſich durch Täufchung der Steuerbehörde der Nachverſteuerung entzieht, die 
Strafe des Betrugs, der Defraudation, oder die Ordnungsſtrafe? Pl. 4/4 81. 
4, 50; III. 29/10 83. 9, 236. 
2. Kann fi) der Firat in Bezug auf die Brauereiregijter und deren 
Führung durch einen Bedienfteten mit der Wirkung vertreten laſſen, daß 
nunmehr diefer für die ordnungsmäßige Führung diefer Regiiter vers 
antwortlich wird? III 23/11 99. 32, 405. 
3. Sit der firierte Brauer verpflichtet, Nahmaischungen in da3 
Branereiregiiter einzutragen? IV. 7/10 98. 31, 277. 


813 1. Über die ſich aus 8 13 ergebenden Verpflichtungen. Trifft die 
jtrafrechtliche Verantwortlichkeit für Ordnungsmwidrigfeiten auch den Vormund, 
der eine feinem Mündel gehörige Brauerei firiert betreibt? IV. 27/10 93. 
24, 353. 
2. Sit e3 für die Beobadhtung der Ordnungsvorichriften des 8 13 
von Bedeutung, ob die bezüglichen Stoffe zur Bierbereitung tauglich find 
oder nicht? III. 8/10 91. 22, 153, 
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1. Sit die der Steuerhebeftelle eingereichte und dort mit Quittung 8 16 
über die entrichtete Steuer verjehene jchriftliche Brauanzeige eine öffent— 
lihe Urkunde, insbeſondere auch Hinfichtlich des in derjelben deffarierten 
Bierzuge8? Iſt in der Vorlegung an den revidierenden Beamten ein 
Gebrauchmachen im Sinne des $ 267 St. G. B.'s zu erkennen, obwohl die 
Brauanzeige ohnehin zur Einficht des Steuerbeamten in der Brauerei 
bereit liegen muß? I. 25/6 91. 22, 90. 

2. Begründet die unterlaffene Unmeldung der Verwendung bereit3 
anderweitig verjteuerter Brauftoffe zur Bierbereitung den Tatbejtand der 
Braufteuerdefraudation? IV. 10/2 91. 21, 318, 

3. Sit ein Brauereibedienjteter jtrafbar, wenn er innerhalb des 
Betriebs einer firierten Brauerei in Abweſenheit des Brauereileiterd ohne 
Vorwiſſen und befonderen Auftrag desfelben einen durch die Gefchäftslage 
notwendig gewordenen, weder in da3 Brauereiregiiter eingetragenen, nod) 
zuvor bei der Steuerbehörde befonder® angemeldeten Brauaft vornimmt? 
UM. 23/11 99. 32, 405. 


Begriff von „Nahmaifhung“. IV. 7/10 98. 31, 277. s2l 
1. Wie ift der Begriff der Braudefraudation zu verjtehen? | 88 27-29 


Kann ſich auch ein Brauereigehülfe oder Brauereiarbeiter der Brau— 
jtenerdefraudation ſchuldig machen? I. 22/10 86. 14, 392, 

2. Was Heißt „vorgefundene® Braumalzichrot* in 8 29? 
L: 27/10. 79,1, 7, 

3. Findet 8 2I Nr. 2 auch dann Anwendung, wenn bei dem Brauer 
Stoffe der in $ 1 unter 5—7 genannten Gattung vorgefunden werden, 
ohne daß derfjelbe überhaupt einen bejtimmten Aufbewahrungsraum ans 
gezeigt hat? IV. 15/12 85. 13, 176. 

4. Sebt dad in $ 29 Nr. 1 und 2 bezeichnete Begriffderfordernig, 
daß die dafelbit erwähnten Brauftoffe „bei dem Brauer vorgefunden 
werden“, voraus, daß die zu deren Aufbewahrung benußten Räume dem 
Brauer eigentüimlich oder zu den unmittelbar dem Braubetriebe dierienden 
Lokalitäten gehören? II. 12/5 87. 16, 91. 

5. Schließt der Mangel der Defraudationsabjicht aud in den Fällen 
des 8 29, welche der Defraudation gleichgeachtet werden, die Strafe des 
8 30 aus, oder gilt $ 32 nur für die Steuerhinterziehung des & 27? 
I. 28/11 85. 13, 138, 

6. Was ift unter der „gejeblichen Anmeldung“ in $ 27 zu ver« 
ftehen? IV. 18/3 87. 15, 367. 


1. Kann eine Neihe von Brauftenerdefraudationsdelitten zu einer $$ 30-34 
Straftat zuſammengefaßt werden, wenn einzelne in der Mitte der Reihe 
liegende Straffälle bereits früher bejtraft find? Welchen Einfluß üben 
diefe Beltrafungen auf den Rückfall? Haben in diefen Richtungen die 
Beitrafungen im Verwaltungditrafverfahren gleiche Wirkung mit gericht: 
lihen Urteilen? I. 17/3 90. 20, 316. 

2. Sit jede nur in Nachmaiſchung oder Surrogatzuführung bes 

31* 
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ſtehende Braufteuerbinterziehung, auch wenn fie dem — * er⸗ 
mittelt wird, mit der Strafe des 8 31 zu belegen? I. 11/4 89. 19, 116. 

3. Sit die Braufteuer-Defraudationsitrafe in ihrem Mindeftbetrage 
nah 8 30 für jedes Urteil wegen Steuerdefraude oder für jeden einzelnen 
Defraudationsfall angedroht? I. 27/10 79. 1, 7. 

4. Scließt bei objektiv vorliegender Defraudation da8 Fehlen der 
Defraudationgabficht, wenn folches darauf beruht, daß der Täter irrtümlich 
den braufteuerpflichtigen Akt als nicht unter das Gejeb fallend erachtet 
hat, den Tatbeitand der Defraudation gemäß $ 32 aus? III. 4/3 86. 14, 15. 

5. Über Anwendbarkeit des $ 32 auf Fälle des 8 29 f. dort. 


835 1. Kann neben der Defraudationsſtrafe noch auf Ordnungsſtrafen 

erkannt werden? I. 17/3 90. 20, 316. 

2. Können die in $ 35 vorgefehenen Ordnungsftrafen nur gegen 
den Vorſtand oder den Leiter einer Brauerei verhängt werden? III. 23/11 99. 
32, 405. 

3. Verhältnis der Ordnungsitrafe zur .Defraudationgitrafe. 

Verwirkt derjenige, der zum Brauen Malzjurrogate verwendet, ohne 
die in $ 16 vorgefchriebene Brauanzeige eritattet und die in 8 18 vor— 
gefchriebene Generaldeflaration übergeben zu haben, neben der Defrau: 
dationsſtrafe wegen der letztgedachten Unterlajjung die Ordnungajtrafe 
aus $ 35 Nr. 1? IV. 18/3 87. 15, 367. 


8 37 Inwieweit findet neben anderen jtrafbaren Handlungen (Betrug) 
eine jelbjtändige Bejtrafung wegen Zuwiderhandlungen gegen das Braus 
jteuergefeß jtatt? III. 12/10 99. 32, 384. 


8 39 Können aud die Ordnungsitrafen im Nichteintreibungsfalle in 
Sreiheitöftrafen umgewandelt werden? I. 25/6 91. 22, 90. 


$ 40 Unterliegt die Strafverfolgung dann, wenn objektiv Braufteuer: 
defraudation vorliegt, wegen jehlender Defraudationsabficht aber gemäß 
$ 32 nur eine Ordnungsftrafe nah 8 35 ftattfindet, der dreijährigen, 
oder der einjährigen Verjährung? Im. 4/3 86. 14, 15. 


s 44 Hat die preußifche Deklaration vom 27. Januar 1828 für Kommunal— 
jteuerzujchläge auf Bier nad dem Braufteuergejeße von 1872 noch Be— 
deutung? I. 11/4 89. 19, 116; I. 17/3 90. 20, 316. 


Mititärftrafgefegbud vom 20. Juni 1872 (N.G.BL. ©. 174). 
s 16 Geſetzlicher Mindeftbetrag der Gefängnisftrafe. IL 12/10 97.30, 277. 


864 Bis zu welchem Beitpunfte jet ſich das Vergehen der Urlaubs— 
überjchreitung fort? 
Beihülfe einer ivilperfon. Strafausmejlung für die Beihülje. 
I. 8/4 95. 27, 157. 


Neichsrecht. 18. November bis 27. Dezember 1872, 485 


Wann iſt die Defertion vollendet? I. 3/2 81. 3, 375. 
©. auch St.G.B. $ 141, ©. 83. 


Was ijt ein „Befehl in Dienftjahen“? II. 8/11 95. 27, 406. 

Zur Auslegung diejer Bejtimmungen. III. 5/12 87. 16, 433, 

Was verjteht $ 117 unter Unterdrüdung von Beſchwerden feitend 
militäriicher Vorgeſetzter? 

Findet $ 147 auch auf die Unterlaffung von Meldung der bei 
einem Vorgejegten angebrachten Bejchwerde Anwendung? I. 4/4 87.15, 382. 


Sinn ded Ausdrud3 „wer rechtswidrig von jeiner Waffe Gebrauch 
macht“. IV. 8/5 94. 25, 347. 


©. weiter 

zum Einführungsgejeße 88 2, 3 . 13, 107; 22, 1, 
„ Militäritrafgejegbudhe $ ss 1, 2, 16, 52, 92 15, 396, 
zu 88 1, 2,16, 21,97... 25, 234, 
„8812,19 .. .. 20, 308, 
„88456 . . 1% 231; 12, 319; 26, 314, 
„88 6,6469 . . — 

BET 66 
88 82, u8 3305 188, 
BES: uns | | VRR 666 


Beitimmmngen zur Ansführung des Geſetzes wegen Erhebung der Branftener vom 
18. November 1872 (Centr. Bl. für die Abg-Geſetzgebung zc in Preußen ©, 364). 
Bedeutung ded Wert3 „unmittelbar“ in Nr. 13 Abf. 6. II. 16/1 80. 
1.28; 
©. weiter 10, 167; 11, 382, 


Scemanndordnung vom 27, Dezember 1872 (R.G. Bl. ©. 409). 


1. Umfaßt die in 8 97 ſtatuierte Verpflichtung des Schiffers, „für 
die gehörige Verproviantierung de Schiffes zu forgen“, auch die nad) 
Antritt der Reife zu betätigende Fürſorge für gehöriges Verproviantiert- 
bleiben des Schiffes? III. 22/11 97. 30, 345. 

2. Gehören die Perionen, welche fid) lediglich zur Ausführung von 
Hafenarbeiten an Bord des Schiffes befinden, zu der der Disziplinar- 
gewalt des Schiffer unterworfenen Schiffsmannſchaft? TIL 28/6 94. 
25, 439. 

3. Sit im Sinne der 88 89, 90 ein Steuermann VBorgefebter der 
zur Schiffsmannſchaft gehörigen Matrofen? Iv. 22/1 01. 34, 109. 

4. Was ijt unter der Diöziplinargewalt des fonjtigen Vorgefekten 
eine Schiffsmanns im Sinne de $ 96 zu verjtehen? III. 10/12 01. 
35, 32. 

©. weiter zu 88 84, 89, 101 22, 232. 
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Geſetz, betreffend bie a FR — — vom 31. März 1873 


Sind durch 8 13 er beftehenden formalen Be— 
Ihränfungen der Berfolgbarkeit von Beamten befeitigt? II. 2/11 99. 
32, 322. 
©. weiter zu $ 11 28, 424. 


Deklaration des Art. 11 der zufäßlihen llbereinfunft vom 12. Oftober 1871 
zu dem Friedeusvertrage 2c —— —— en Franfreih vom 8. Oftober 1873 

Sind infolge der Deflaration die den Firmenſchutz betreffenden Be— 
ftimmungen in Verträgen aus der Zeit vor dem Kriege wieder in Kraft 
getreten? I. 15/1 85. 11, 398. 


Vertrag zwiſchen Deutſchland und der Schweiz wegen gegenfeitiger — 
der Verbrecher vom 24. Jannar 1874 (R. G. Ol. ©. 113). 

1. Bedeutung der Beſtimmung in Art. 4 Abſ. 3, = der Aus- 
gelieferte nicht wegen einer im Staatdvertrage nicht vorgefehenen Straftat 
zur Unterfudhung gezogen werden darf. III. 26/6 99. 32, 247. 

2. In welchem Umfange gilt für den Vertrag dad Prinzip der 
Spezialität? II. 8/2 98. 30, 440. 

S. außerdem zu Artt. 12, 13 12, 347. 


Impfgefeb vom 8. April 1874 (R.G. Bl. ©. 31). 


Stellung des Impfarztes. Sind Impficheine und Impfliſten öffent- 
lie Urkunden? II. 28/4 96. 28, 332. 


Neihömilitärgefeb vom 2. Mat 1874 (R. G. Bl. ©. 45). 


1. Geht $ 11 davon aus, daß die Geftellungspflicht folder Deutjchen, 
welche die Neichdangehörigfeit verloren haben und feine andere befigen, 
fortbejteht oder wiederauflebt, und iſt damit die Verjährung des $ 140 
Nr. 1 gehindert? III. 6/2 93. 23, 407. 

2. Wann hat eine Berfon „ihren dauernden Aufenthalt in Deutſch— 
land genommen“? III. 4/2 89. 18, 384. 

3. Wann beginnt gemäß 8 38 der Militärgerichtöftand für aus— 
gehobene Nefruten? IV. 10/3 85. 12, 85. 

4. Sit, wenn cine Perfon des Beurlaubtenftandes nad) Wahr: 
nehmung einer Kontrollverfammlung nod am Tage derfelben ein gemeines 
Vergehen begangen, die Militärbehörde an diefem Tage aber davon 
Kenntnis nicht erlangt hat, für die Aburteilung der Straftat dad Militär: 
gerich oder das Civilgericht zuſtändig? II. 21/9 86. 14, 328. 

Sit gemäß $ 11 der Sohn eined ausgewanderten und wieder 
aurüchgefehrten Deutjchen nur dann von der Wehrpflicht befreit, wenn er 
von ſich aus, jelbftändig, eine fremde Staatdangehörigkeit erworben hat? 
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Übergang des durch Naturalifation in den Vereinigten Staaten von 
Amerita erworbenen Bürgerrecht auf die linder. I. 21/10 01. 34, 408. 
6. Sind die zu einer Kontrollverfammlung einberufenen Perfonen 
des Beurlaubtenftanded auch nad) dem Schluffe der Kontrollverfammlung 
und bis zum Ablaufe des Tages derjelben den Militärjtrafgefegen unter- 
worfen? Gilt dasfelbe von denjenigen, welche auf der Kontrollverfamm- 
lung zum Landfturme übergeführt worden waren? II. 30/6 85. 12, 319. 
S. außerdem 


zu 88 18, 24—27, 388. ... 8 214, 
„88 38, 56, 60,67 .....28, 81, 
Een ABO, 
„88 56,602 2 2202020226, 314. 


Geſetz über die Prefie vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. €. 65). 


Beitehen Tandesgejeglihe Strafbeftimmungen gegen das Verbreiten 
von Drudichriften, welche den Ordnungsvorſchriften des Prozeßgeſetzes 
nicht entiprechen, noch zu Recht? III. 28/11 87. 16, 409. 


Zum Begriffe von „Drudichriften“ im Sinne des $ 2. III. 29/6 81. 
4, 362. 


Über den Begriff des Verbreitend. Fer. 10/9 97. 30, 224. 
©. auch St. G.B. 88 186, 184, 166, ſowie Geſetz vom 21. Oftober 1878, 
betr. die gemeingefährlichen Beitrebungen der Sozialdemokratie. 


1. Zum Begriffe der „nichtgewerbsmäßigen öffentlichen Verbreitung“. 
III. 29/9 84. 11, 105. 

2. Einfluß auf weitergehende frühere Berbote don Druckſchriften. 
IV. 7/1 02. 35, 54. 


1. Wer ift Druder im Sinne des $ 6? Wer ift für Nichtangabe 
oder faljche Angabe des Druderd verantwortlih? Unter welchen Voraus: 
jegungen trifft den Inhaber (Mitinhaber) einer Druderei die Verant— 
wortlichkeit? IV. 17/6 87. 16, 144; IV. 21/5 95. 27, 246. 

2. Muß, wenn bei der Herftellung einer Drudichrift mehrere Druder 
ſelbſtändig beteiligt find, der Name und Wohnort eines jeden derſelben 
auf der Drudjchrift genannt werden? IV. 20/2 91. 21, 360. 

3. Iſt der Verleger einer zur Verbreitung beftimmten Drudichrift 
für die nah 8 6 erforderte Angabe ded Namens und Wohnortd des 
Druderd und Berlegerd verantwortlich? 

Liegt die VBerantwortlichkeit für Ungabe des Namens und Wohnorts 
des Druderd und PVerleger® auch dem verantwortlichen Redakteur ob? 
II. 20/6 82. 6, 366. | 

4. Inwieweit fann in dem Verbreiten von Druckſchriften, welche 
den Ordnungsvorſchriften des Preßgeſetzes nicht entjprechen, ein „Zuwider— 
handeln“ gegen diefe Ordnungsvorfchriften erkannt werden? III. 28/11 87. 
16, 409. 
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5. Findet 8 6 nur auf jolde Drudihriften Anwendung, die zur 
gewerbömäßigen Berbreitung bejtimmt find? 

Wird der Vorichrijt, dag Name und Wohnort des Verlegers x 
genannt fein müfjen, durch eine unperjönlicde Bezeichnung, 3. B. durch 
die Unterjchrift „das Komitee“, genügt? 

Was ift unter „zu den Zwecken des Gewerbed ... dienend“ in 
$ 6 Abj. 2 zu verjtehen? IV. 3/12 89. 20, 63. 

6. Fit die Frage, ob eine Druckſchrift „nur zu den Bmeden des 
Gemwerbe3 x dient”, lediglich objektiv nad) dem Inhalte und der Be- 
ihaffenheit der Drudichrift zu beurteilen, oder können dabei auch die durch 
die Drudichrift nicht erkennbar werdenden fubjeftiven Motive und Abfichten 
der mit der Herausgabe der Drudichrift befaßten Perſonen berüdtichtigt 
werden? III. 24/6 86. 14, 279. 

7, Sit die Zumiderhandlung gegen $ 6 mit dem erften Alte der 
Berbreitung einer ordnungswidrigen Drudichrift dergeftalt abgeſchloſſen, 
daß die Fortjegung der Verbreitung für die Frage der Verjährung feine 
Bedeutung hat? II. 17/10 93. 24, 350. 


1. Wird der Begriff der „periodifchen Drudichrift* im Sinne von 
$ 7 dadurch ausgefchloffen, daß nach dem Plane der Zeitung oder Beit- 
jchrift deren Erjcheinen in einer im voraus bejtimmten Bahl von Exem— 
plaren und nur für einen im voraus bejtimmten Zeitraum in das Auge 
gefaßt ijt? 

Unterjchied zwiſchen periodiſcher Drudjchrift und einem in Abs 
teilungen erfcheinenden Lieferungswerfe. III. 24/6 86. 14, 279. 

2. Bedürfen periodiihe Drudichriiten, welche ald Beilagen einer 
Beitichriit herausgegeben werden, jtet3 der bejonderen Benennung eines 
verantiortlichen Redakteurs? 

Hat die Benennung einer Perſon als verantwortliher Redakteur 
auf dem Hauptblatte einer Zeitjchrift zur Folge, daß diefe Perfon ohne 
Rückſicht auf gleichzeitig für andere Teile der Zeitichrift erfolgende ander- 
weitige Benennungen al® alleiniger verantwortlicher Redakteur anzu— 
jehen tt? 

Darf auf einer Zeitfchrift neben der Benennung eines verantivort= 
wortlichen Redakteurs für den gefamten Anhalt eine andere Perſon als 
verantivortlier Nedakteur für einen bejonderen Teil der Zeitjchrift be= 
nannt werden? 

Iſt es zuläflig, den verantwortlichen Nedakteur mit einem Pſeudonym 
zu benennen, oder hat eine derartige Benennung überhaupt feine recht= 
liche Bedeutung? II. 13/12 95. 28, 72. 

3. Eritredt ji die Verantwortlichfeit de8 Redakteurs einer perio— 
diſchen Drudihrift auch auf foldde Beilagen einer Nummer der Drud- 
ichrift, welche auf dem Hauptblatte nicht ald Beilagen bezeichnet find? 
II. 22/9 82. 7, 45; III. 23/12 81. 5, 314. 

4. Welche Folgen hat die nicht geſetzmäßig erfolgte Beſtellung 
mehrerer Redakteure? III. 24/3 92. 23, 9. 

5. Sit der Vorfchrift des $ 7 gemügt, wenn zwar die Straße, nicht 
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aber der Ort, wo die Wohnung des Nedakteurs jich befindet, angegeben, 
und diefer Ort nur indirekt aus dem Namen der Drudjchrijt zu folgern ijt? 

Sit der Redakteur für die vorgefchriebene Angabe verantwortlich? 
II. 20/6 82. 6, 366. 

6. Wird der Vorfchrift des S 7 durch Bezeihnung: „Redaktion 
— — in —“ (Name und Wohnort) genügt? III. 15/3 94. 25, 180. 

7. Wird der Vorfchrift durch eine Angabe genügt, au welcher nur 
im Wege der Schlußfolgerung entnommen werden fann, wer der ver— 
antwortlihe Redakteur jei? 

Kann der irrige Glaube, dur eine ſolche Angabe der Vorſchrift 
des 8 7 entiprochen zu haben, einen Strafausfchliegungsgrund bilden? 
II. 2/6 96. 28, 399. 

8. Welche Bedeutung hat die Vorfchrift der Benennung des vers 
antwortlihen Redakteur? IV. 21/5 95. 27, 246. 

9. Wen trifft die Strafe für die falfche Bezeichnung des verant- 
wortlichen Redalteurs auf einer periodifhen Drudichrift? IV. 24/690. 21,23. 

10. Über die Frage, wer verantwortlicher Redakteur ift, j. unten 8 20. 

11. Enthält e8 eine „falfche Angabe” über die Perjon des Redak— 
teurd, wenn al3 folder ein Mann bezeichnet wird, der nach dem Willen 
der Beteiligten nicht Nedakteur fein jollte und diefe Stellung jelbit im 
Ernjte gar nicht einnehmen wollte? II. 30/5 02. 35, 271. 





1. Sit die in 8 11 jtatuierte Verpflichtung des verantwortlichen 
Nedakteurd davon abhängig, daß derjelbe in der periodischen Druckſchrift 
als folder benannt ift? IV. 24/6 90. 21, 23. 

2. Macht fich der Redakteur jtrafbar, wenn er die Aufnahme einer 
der Borjchrift des $ 11 entipredhenden Berichtigung aus dem Grunde 
verweigert, weil er die beftrittene Tatfache für wahr hält? IV. 6flO 98, 
24, 278. 

3. Kann der Schuß des $ 193 St.G.B.'s für eine Berichtigung 
im Sinne de $ 11 der beteiligten Perſon und dem Redakteur gewährt 
werden? III. 9/10 80. 3, 40, 

4. Sit das an die Redaktion einer Zeitung gerichtete jchriftliche 
Erjuchen um Aufnahme einer Berichtigung eine zum Beweiſe von Rechten 
und Rechtsverhältniſſen erhebliche Privaturfunde? II. 13/2 00. 33, 137. 


Sind die in $ 13 bezeichneten Korrejpondenzen von den für perio- 
diſche Drudjchriften getroffenen Bejtimmungen auch dann befreit, wenn 
fie mittel3 der Buchdruderprejje vervielfältigt werden? II. 20/1 85. 11, 406. 


Bedeutung des Ausdrucks „erlannte Geldftrafen und Koſten“. 
I. 1/10 94. 26, 91. | 


1. Über den Begriff von Schriftjtüden „eines Strafprozefies”, 
deren vorzeitige Kundgebung verboten it. Wann hat „das Verfahren 
fein Ende erreicht”? 

Inwieweit kann ein Strafprozeß aud bereit vor der fürmlichen 
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Klagerhebung als begonnen erachtet werden? III. 10/12 91. 22, 273. 
II. 3/6 02. 35, 275. 

2. Bezieht ſich die Vorſchrift auch auf den Inhalt polizeilicher 
Strafverfügungen? II. 28/1 96. 28, 141. 

3. Iſt die Vorschrift auch auf das ehrengerichtliche Verfahren gegen 
Nechtsanmwälte zu beziehen? III. 3/11 80. 3, 42. 

4. Bildet ein zur gerichtlichen Vorunterfuhung in einem Straf- 
prozefje erhobenes Gutachten eine Sachverjtändigen ein amtliche Schrift: 
jtüd im Sinne de8 $ 17? I. 5/7 83. 9, 193. 

5. Sit an dem Verbote der PVeröffentlihung der Anklagefchrift 
dadurch etwas geändert, daß nad der Neichsitrafprogekordnung die An— 
Hagefhrift in der Hauptverhandlung nicht. mehr verlejen oder jonft 
fundgegeben wird? III. 27/9 86. 14, 340. 

6. Wann ilt die Anklagefhrift im Sinne des 8 17 als fundgegeben . 
anzufehen? I. 4/6 96. 28, 411. 

7. Fällt unter dad Strafverbot die Veröffentlihung der Abſchrift 
einer demnächſt dem Staatdanwalte zur Einleitung eines Strafprozefjes 
übergebenen Anzeige? I. 30/4 94. 25, 330. 

8. Bedingt ed für das Verbot der Veröffentlihung amtlicher 
Shhriftftüde eines Strafprozeſſes einen rechtlichen Unterjchied, ob Die 
Kundgebung derjelben in einer unter Ausſchluß der Offentlichkeit ftatt- 
gehabten Hauptverhandlung, oder in öffentlicher Gerichtsfigung erfolgt 
ift? III. 3/1 87. 15, 253. 

9. Was ift unter Veröffentlichung der Anklagefchrift oder anderer 
Schriftftüde eined® Strafprozefje zu verftehen? I. 24/9 94. 26, 79. 
I. 11/6 96. 28, 416. 

10. Sept $ 17 vollitändigen oder mwörtlichen Abdrud des Schrift- 
ſtücks boraus? I. 5/7 83. 9, 193. 

11. Genügt zur Strafverhängung aus $ 17 die Tatſache, daß ein 
Schriftſtück eines Strafprozeſſes vorzeitig durch die Preſſe verbreitet 
worden iſt, ohne Nachweis eines ſubjektiven Verſchuldens des Verbreiters? 

Leidet auf die Straftat des $ 17 aud die Beſtimmung des 8 21 
des Preßgeſetzes Anwendung? I. 10/12 83. 9, 269. 

12. Wird die Verurteilung aus $ 17 wegen vorzeitiger VBeröffent- 
lihung der Anklagefchrift eines Strafprozefjes nad) dem Grundſatze ne 
bis in idem dadurch ausgeſchloſſen, daß der Angeklagte wegen Beröffent- 
lichung der nämlichen Anklagejchrift durch ein anderes Prekorgan bereits 
verurteilt worden ift? III. 27/9 86. 14, 342. 


$ 18 1. Genügt zur Strafbarkeit der in Nr. 1 vorgejehenen Zuwider— 
bandlungen Fahrläfjigkeit? II. 12/5 92. 23, 117; I. 10/12 83. 9, 269. 

2. Unter welchen Borausjeßungen ift der Inhaber einer Druderei 
mit der in $ 18 Nr. 2 angedrohten Strafe zu belegen? IV. 17/6 87. 
16, 144. 

3. Findet die erhöhte Strafe aus 8 18 Nr. 2 wegen falicher An- 
gaben mit Kenntnis ihrer Unrichtigfeit auch auf abfichtliche Unterlaffung 
der in SS 6, 7 erjorderten Angaben Anwendung? 
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Fit die Strafe wegen verfchiedener Verſtöße gegen die Vorſchriften 
in 88 6, 7 in derjelben Nummer einer periodiihen Drudichrift nad 
den Grundfäßen über reale, oder über ideale Konkurrenz zu bemefjen? 
II. 20/6 82. 6, 366. 

4. ©. meiter oben $$ 6, 7. 


1. Unter welchen Borausfeßungen ift der Inhaber einer Drucderei 8 19 
mit der in 8 19 Nr. 1 angedrohten Strafe zu belegen? IV. 17/6 87. 
16, 144. 

2. Über Konkurrenz verfchiedener Verjtöße in derfelben Zeitungs- 
nummer ſ. vorjtehend $ 18, 

3. ©. meiter oben $$ 6, 7, 11. 


1. Verhältnis der Normen in Abſſ. 1 u. 2. Enthält Abſ. 2 nur 8 20 
den Grundſatz, ed werde gegen den Redakteur präjumiert, daß er die 
Drudihrift mit Kenntnid und Verſtändnis des Inhalts vorfäßlid) ver— 
öffentlicht habe, und wird im übrigen dur die gedachte Beitimmung 
die Frage nicht berührt, mit welchem ſtrafrechtlichen Vorſatze der Redakteur 
gehandelt hat? Umfaffen die „bejonderen Umſtände“ im Sinne des 
Abi. 2 a. a. O. alle Tatmomente, welche die Annahme vorjäglich verurſachter 
Beröffentlihung nad; gewöhnlichen prozefjualen Grundjägen zu wider: 
legen geeignet find? Pl. 6/6 91. 22, 65. gl. II. 14,11 79. 1,14; 
I. 26/4 80. 2, 28; II. 5/2 84. 10, 82; II, 28/8 84. 10, 229; 
II. 24/11 84. 11, 316; IIL 16/3 81. 3, 433; III. 7/12 81. 5, 301; 
III. 23/12 81. 5, 814; III. 13/4 85. 12, 294; III. 4/10 88. 18, 142; 
Iv. 22/4 87. 16, 16; IV. 6/11 88. 18, 207. 

2. Zur Haftung des verantwortlichen Redakteurs. IV. 5/6 94. 
25, 404. 

3. Was gehört zur Widerlegung der in Abf. 2 gegen den verant- 
wortlihen Redakteur aufgeftellten Rechtsvermutung? 

Inwieweit kann bei regelmäßiger Unterlafjung einer Prüfung des 
Zeitungsinhalts Eventualdolus angenommen werden? IV. 7/7 96. 
29, 40; I. 16/6 98. 31, 211. 

4. inwiefern ift der Redakteur einer periodifhen Drudjcrift, 
welcher die Redaktionstätigfeit willkürlich einem anderen überläßt, für 
deffen Handlung verantwortlicd zu maden? II. 17/11 91. 22, 221. 

5. Sit die Annahme der Täterfchaft eine verantwortlichen Re— 
dakteurs, der den Abdruck eined Inſerats mit ftrafbarem Inhalte an— 
geordnet hat, ausgeſchloſſen, wenn er den Willen, die Veröffentlichung 
des Inſerats nicht dulden zu wollen, fundgegeben, aber ein weiteres für 
Verhinderung der Veröffentlichung nicht getan hat? I. 4/7 95. 27, 338, 

6. Fällt ed in den Pflichtenfreiß des verantwortlichen Redakteurs 
einer periodifchen Drudjchrift, zu verhindern, daß ein Artifel mit jtraf- 
barem Inhalte, der ihm erjt vor der Ausgabe der Drudjchrift in den 
ausgabefertigen Eremplaren befannt wird, in diefer zur Veröffentlichung 
gelangt? IV. 1/7 02. 35, 315. 

7. Inwiefern ift der verantwortliche Redakteur einer periodijchen 
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Beitichrift für ein ein Vergehen gegen 8 286 St. G. B.'s involvierende! 
Injerat ſtrafrechtlich verantwortlich? IV. 23/11 94. 26, 225. 

8. Inwieweit ift der Zeitungsredafteur ftrafrechtlid verantwortlich 
bei der Veröffentlichung des Angebots von Loſen landesgeſetzlich verbotener 
Lotterien? III. 7/12 81. 5, 801; III. 28/12 81. 6, 314. 


9. Wer it der verantwortliche Redakteur einer periodiihen Drud- 
ſchrift? IV. 21/5 95. 27, 246. 

10. Wird die Eigenſchaft als verantwortlicher Redakteur erit durch 
die Benennung desjelben auf der Drudjchrift begründet? IV. 24/6 90, 
21, 23. 

11. Wa3 ift erforderlih, um die nach Abſ. 2 den Nedalteur 
treffende Berantwortlichkeit al3 unter mehreren Redakteuren geteilt an— 
zunehmen? III. 24/3 92. 23, 9. 


12. Kann dem auf Grund des 8 20 angellagten Redakteur die 
Nennung des Verfaſſers Schuß gegen Strafe gewähren? 1.26/4 80. 2, 28. 

13. Kann der Verleger einer periodiichen Drudjchrift für einen in 
diefelbe aufgenommenen, als Nachdruck jtrafbaren Artifel verantwortlich 
gemacht werden, oder kann er ſich mit dem Einwand fhüpen, daß er 
für die Drudjchrift einen verantwortlichen Redakteur angejtellt habe? 
IV. 6/6 90. 20, 430. 


14. Sit der verantwortliche Redakteur einer Zeitung, gegen den 
neben dem Berfafler eines Artifel$ wegen Beleidigung Anklage erhoben 
wird, als „Mittäter” im Sinne des $ 47 St.G.B.'s anzujehen? 

Kommen, wenn nur gegen eine diefer Perſonen Strafantrag geitellt 
wird, oder der gejtellte Antrag nur gegenüber einem der Täter zurüd- 
gezogen wird, die SS 63, 64 St G. B.s zur Anwendung? I. 15/11 83. 
9, 186. 

15. Kann der Nedalteur einer periodifchen Drudjchrift, welcher einen 
von einem anderen verfaßten beleidigenden Artikel veröffentlicht hat, als 
Täter bejtraft werden, wenn die Strafbarfeit des Verfafjerd gemäß $ 193 
St.G. B.'s ausgeſchloſſen iſt? II. 29/6 94. 26, 18. 

16. Folgt aus der jtrafrechtlichen Verantwortlichkeit ded Redakteurs 
einer Zeitung feine Berechtigung zum Strafantrage wegen beleidigender 
Angriffe gegen die von ihm redigierte Zeitung? IV. 4/12 85. 13, 126. 

17. Über den Umfang der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
benannten Redakteur ſ. weiter oben 8 7. 

18. Sit hinſichtlich des dem politifchen Teile einer Zeitung zu— 
gehörigen Leitartifel3 al3 der „benannte* verantwortliche Nedafteur im 
Sinne des 8 7 derjenige anzujehen, der auf dem Blatte als verant» 
wortlich für diefen Leitartifel, oder derjenige, der als verantwortlich „für 
den weiteren politiichen Teil” bezeichnet ijt? II. 26/2 01. 34, 187. 

S. außerdem zu $ 20 26, 373; 29, 401. 


1. Bedeutung des 8 21. 
Iſt die Verurteilung des verantwortlichen Redalteurs einer Bes 
leidigungen enthaltenden periodischen Drudichrift aus 8 21 auf Beleidigung 
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zu richten und dem Beleidigten die Publifationsbefugnis zuzuſprechen? 
IV. 2/2 86. 18, 319. 

2. Charakterifiert jih die in $ 21 mit Strafe bedrohte Tat als 
Sahrläffigkeitsdelilt? Greift eine NRechtsvermutung zu ungunften der in 
8 21 genannten Perjonen Pla? Trifft den verantwortlichen Redakteur 
einer periodiichen Druckſchrift ein Verſchulden Schon deshalb, weil er die 
Korrektur nicht jelbjt vorgenommen hat? III. 25/6 94. 26, 45. 

3. Zum Begriffe der mit Strafe bedrohten Fahrläfligkeit. In 
welcher Hinfiht hat der Druder pflihtmäßige Sorgfalt zu beobachten? 
IV. 9/6 99. 32, 220. 

4. Unter welden Borausfeßungen kann angenommen werden, daß 
der Verleger einer periodischen Drudichrift durch die Beſtellung eines 
verantwortliden Redakteurs die gebotene „pflichtgemäße Sorgfalt” an— 
gewendet hat? III. 2/11 92. 23, 274. 

5. Sept die Beitrafung aus 8 21 voraus, daß fon durch den 
Inhalt der Drudihrift unabhängig von ihrer Berbreitung der Tat: 
bejtand einer jtrafbaren Handlung begründet wird? 

Reicht es für die Beitrafung aus $ 21 aus, daß der objektive 
Tatbejtand einer jtrafbaren Handlung durch die Drudjchrift gegeben ift, 
oder muß der ftrafbare Inhalt dem Berfaffer zum Dolus zuzurechnen 
fein? III. 23/12 81. 5, 354. 

6. Kann in Bezug auf Delikte, welche für den jubjektiven Tatbeitand 
das Bewußtjein der Unmahrheit gewiffer tatjächliher Behauptungen 
vorausfegen, von dem Inhalte einer Drudichrift feitgeftellt werden, der— 
jelbe begründe objektiv den „Tatbeſtand einer jtrafbaren Handlung*, aud) 
wenn alle für den Inhalt der Druckſchrift ſtrafrechtlich verantworlichen 
Perſonen an die Wahrheit der fraglichen Behauptungen geglaubt haben? 
III. 2/6 92. 23, 151. 

7. Wird die Verantwortlichleit des Verlegers ıc aus $ 21 jchon 
durch die Innehabung des betreffenden Geſchäfts begründet, oder ift der 
Berleger ꝛc nur wegen feiner Tätigfeit verantwortlich? III. 23/12 81. 
5, 354. 

8. Unter welchen Vorausſetzungen haftet derjenige, welcher eine 
Verlagsbuchhandlung erwirbt, aus 8 21 al3 Verleger für den itrafbaren 
Inhalt folder Drudichriften, melde bereit3 vor dem Erwerbe in dem 
Berlage jener Handlung erfchienen waren? IV. 9/7 89. 19, 357. 

9. Findet $ 21 auf den im Laden verfaufenden Buchhandlung: 
gehülfen Anwendung? III. 28/4 92. 23, 110. 

10. Leidet $ 21 auf die Straftat des $ 17 des Preßgeſetzes Anz 
wendung? I. 10/12 83. 9, 269. 

11. Sit in dem Falle, wenn cin der Beleidigung Angeflagter aus 
$ 20 des Preßgeſetzes nicht fiir jchuldig befunden wird, zur Anwendung 
des 8 21 ein bejonderer Antrag nötig? I. 4/11 96. 29, 143. 

12. Kann gemäß Abf. 2 die Nennung des Verfaſſers dem Nedakteur 
Schuß gegen die Strafe als Täter gewähren? I. 26/4 80..2, 28. 

13. Was ijt unter dem nach Abi. 2 zur Begründung der Straf: 
freiheit erforderlichen Nachweife zu verjtehen? Welcher Zeitpunkt ijt für 


$ 22 
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den Nachweis ——— Hat derſelbe ein gegen den — 
ſchwebendes Verfahren zur Vorausſetzung? Wird er dadurch erſetzt, daß 
der Strafverfolgungsbehörde ſchon auf anderem Wege der Vormann be— 
kannt geworden iſt? Muß dieſe Kenntnis in einem gegen den Nach— 
mann jchwebenden Verfahren erlangt fein? II. 13/10 93. 24, 321; 
II. 20/11 93. 24, 391. 

14. Kann nad) der Ermittelung eine® Vormanns beziehungsmeije 
des Verſaſſers ꝛe der Nahmann auf Grund des $ 21 noch zur Ber- 
antwortung gezogen werden? IIL 23/12 81. 5, 354; II. 21/6 81. 4, 297. 

15. Können die für Fahrläffigkeit haftbaren Perjonen durch Be- 
nennung des Vormanns ſich auch dann nocd der Beitrafung entziehen, 
wenn bereit3 die Verkündung eines erftinjtanzlichen Urteil$ erfolgt, dieſes 
aber von dem Nevifionsgerichte aufgehoben worden it? III. 18/6 91. 
22, 86. 

16. Iſt durch den Nachweiß des Vormanns die Beitrafung des 
Nahmannd auch dann ausgejchloffen, wenn zur Zeit des Nachweijes Ver: 
jährung der Strafverfolgung des Vormanns eingetreten ift? I. 21/3 92. 
22, 431. 

17. Bezieht fi die Borfchrift des Abſ. 2 in den Worten „oder 
al3 einen der in obiger Reihenfolge vor ihr Benannten“ aud) auf periodijche 
Drudichriften? III. 14/11 92. 23, 313. 

18. Welchen Sinn hat die Schlußbeftimmung, daß die Beitrafung 
hinſichtlich des Verbreitens ausländischer Drudichriften ausgeſchloſſen 
bleibt, wenn ihm dieſelben im Wege des Buchhandels zugekommen ſind? 
Greift die Beſtimmung auch Platz bei demjenigen, welcher, ohne ſelbſt 
das Gewerbe als Buchhändler zu betreiben, die ausländiſche Schrift vom 
Buchhändler bezieht, oder welchem ſie vom Buchhändler in Ausübung 
von deſſen Gewerbe zur Verbreitung übergeben wird? III. 28/4 92. 
23, 110. 

19. Sind in Württemberg zur Wburteilung der Fahrläſſigkeits— 
vergehen des $ 21 und insbefondere auch der öffentlichen Verbreitung 
einer Druckſchrift jtrafbaren Inhalt die Schwurgerichte zujtändig? 
I. 29/11 88. 18, 2983. 


1. Was ift unter Drudichriften ftrafbaren Inhalts zu verjtehen? 
Wann beginnt die Verjährungsfrift für Verbrechen und ergehen, die 
durch Verbreitung folcher Drudjchriften begangen werden? II. 28/2 99. 
32, 69. 
2. Rann in dem Falle, wenn ein Artikel beleidigenden Inhalts 
einem Beitungsredafteur zur Veröffentlichung überfandt worden und diefe 
auch erfolgt iſt, nach Ablauf der in 8 22 vorgeſehenen Verjährungsfriſt 
noch eine Strafverfolgung eintreten wegen der Beleidigung, welche durch 
Überſendung des Manuſtkripts an den Redakteur verübt worden? IV. 29/9 93, 
24, 269, 

3. Gilt für die Verjährung der Strafverfolgung des Vergehens 
der Erprefjung, wenn die Drohung in einer Drudichrift enthalten war, 
die Friſt des $ 22 des Preßgeſetzes? II. 3/4 00. 33, 230, 
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4. Findet die Verjährungsfriit des Preßgeſetzes auf den ftrafbaren 
Nahdrud Anwendung? L 23/1 90. 20, 181. 

5. Bann beginnt die Verjährungsfrist bei Preßdelikten? 

Finden die Grundfäße der 88 66, 67, 68 S.G.B.3 auf Preß— 
delifte Anwendung? I. 24/3 81. 4, 216. 

6. Über Verjährung der Zumwiderhandlungen gegen 8 6 des Pref- 
geſetzes ſ. dort. 

7. Über Verjährung bei ſtrafbarer Verbreitung von Drudichriften. 
I. 15/12 88. 9, 291. 

8. Bann beginnt der Lauf der Verjährungsfrift, wenn die Straftat 
durch eine Reihe von Zeitungsinferaten begangen iſt? II. 27/5 02.35, 267; 
II. 28/2 99. 32, 69. 

©. zu $ 22 aud) 33, 426. 


Was iſt unter Beſchlagnahme einer Druckſchrift zu verſtehen? Kann 8 
eine ſolche in einer nach $ 24 Abſ. 4 verſpätet erfolgten Beſtätigung 
der vorläufigen Beſchlagnahme oder in dem auf Unbrauchbarmachung 
fautenden Urteile gefunden werden? II. 12/11 97. 30, 323, 


28 


Worauf bezieht fi der in Ab. 2 zu gunften der Landesgefeggebung $ 30 


gemachte Vorbehalt? III. 28/11 87. 16, 409. 
©. außerdem zu $ 30 19, 1. 


Betrieböreglement für die Eifenbabnen rule vom 11. Mai 1874 
(Eenir.dt. S. 179 
Hat der auf Grund des $ 50 Eh 4 für unrichtige Gewichts— 
deflaration angedrohte Konventionaljtrafe die Natur einer öffentlichen 
Strafe, welde die Betrugsſtrafe ausschließt? IV. 11/2 87. 15, 266. 
S. außerdem 
zu 88 9—11, 14. . . 4, 295; 24, 318, 
„BlM 22000 » 10 835. 


Gefet über Martenihus vom 30. November 1874 (R. G. Bl. S. 143). 


1. Kann ein Raufmann, der das Generaldepot für Waren eine 
ausländiihen Produzenten führt, durch Anmeldung eines Zeichens den 
Schuß des Geſetzes erwerben? I. 31/3 92. 23, 25, 

2. Unter welchen Vorausſetzungen kann eine Etikette als Waren- 
zeichen dienen? Iſt für den Begriff des Warenzeihend in Anfehung 
fremder Waren dad fremde Recht mafgebend? Kann bei Enticheidung 
der Frage, ob ein geichütte® Warenzeichen gemißbraucht iſt, auch die 
Sfleichheit der Verpackung berüdfichtigt werden? II. 4/1 95. 26, 391. 

3. Sit dad ausländifhe nur aus einem Worte beitehende Waren- 
zeichen nach deutichem Rechte nur aus dem Gefichtöpunfte eines bildlichen 
Beihend oder auch in der Eigenſchaft eined Klangzeichens geſchützt? 
III. 12/10 91. 22, 178, 

4. Was ijt maßgebend für Beurteilung der Frage, ob die zur 


Un 
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Bezeichnung derjelben Ware gleichzeitig angemeldeten und eingetragenen 
mehreren Warenzeichen nur in ihrer Vereinigung zu einer Kollektivmarke, 
oder als felbjtändige Cinzelzeichen den gejeglichen Schuß erlangt haben? 
II. 11/2 82. 6, 28. 


83 1. Wird der Begriff eine3 zufammengejegten Warenzeichens dadurch 
aufgehoben, daß die Verbindung zwiſchen dem figürlichen Elemente und 
den übrigen Beitandteilen ded Zeichens nur eine loſe genannt werden fann ? 

Sind bei der Entſcheidung, ob eine widerrechtlihe Nachahmung eines 
zufammengejeßten Warenzeichend vorliegt, nur die in dem Warenzeichen 
enthaltene Figur, oder neben derjelben auch die fonftigen Bejtandteile 
der Marfe in Betracht zu ziehen? III. 7/10 89. 20, 78. 

2. Beichränft ſich das Verbot, öffentlihe Wappen als Warenzeichen 
einzutragen, auf inländiihe Wappen? III. 19/1 88. 17, 84. 

3. Unter welcher Borausfegung jält ein Warenzeihen, das aus 
einem mit einer Einfafjung oder Verzierung umgebenen Worte bejteht, 
unter da3 Verbot des $ 3 Abf. 2? III. 11/2 82. 6, 28. 

4. Über die Bedeutung der in Eljaß-Lothringen in Geltung ge- 
bliebenen Beftimmungen des franzöfiichen Rechts jür den Begriff „landes— 
geſetzlich geſchützt“. III. 18/4 82. 6, 272. 


88 1. Kann das Schutzrecht vom Anmeldenden auf andere übertragen 
werden? 

Kann daraus, daß ein Gewerbetreibender zum Vertriebe ſeiner mit 
geſchütztem Zeichen verſehenen Waren einen Generalagenten aufgeſtellt 
hat, die Berechtigung des letzteren hergeleitet werden, für erſteren wegen 
Mißbrauchs des Warenzeichens Strafantrag zu ſtellen? 1.2/7 85. 12, 327, 

2. Können für eine inländiſche Firma ſolche Marken eingetragen 
werden, welche ein Ausländer, deſſen Zeichen in Deutſchland keinen Schutz 
genießen, für ſeine Waren gebraucht, wenn die inländiſche Firma mit Zu— 
ſtimmung des Ausländers deſſen Ware in Deutſchland einführen und mit 
der Marke in Verkehr bringen will? IIL 10/11 87. 16, 312. 


8 10 Was ijt „freier Gebrauch” eines Warenzeichend im Sinne des 
Abi. 2? 
Sind Preismedaillen Freizeichen im Sinne des Abſ. 2, oder können 
fie, insbefondere in Kombination mit Worten, als Warenzeichen benußt 
werden? I. 23/2 80. 1, 218; I. 6/11 82. 7, 214. 


s 14 1. Sit die Strafbarkeit deſſen, der mwiderrechtlih Waren mit der 
Firma oder dem Namen eined anderen Kaufmanns bezeichnet, davon 
bedingt, daß der letztere Waren gleicher Art führt? III. 22/11 94. 26, 233. 

2. Dürfen Waren, die auf Bejtellung gefertigt und mit dem ge— 
ihüßten Warenzeichen des Beſtellers verjehen worden find, vom Ver— 
fertiger al3 rechtmäßig bezeichnete Waren in Verkehr gebracht werden, 
jolange der Bejteller die Ausführung als beftellungsgemäß gejchehen noch 
nicht anerfannt hat? I. 24/11 94. 26, 237. 
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3. Sit bei Entiheidung der Frage, ob ein Warenzeichen wider: 
rechtlich nachgeahmt ift, auf die Bedeutung der einzelnen Bejtanbteile der 
Zeichen Gewicht zu Tegen? IV. 22/1 95. 26, 403. 

4. Liegt eine „Bezeichnung der Verpadung von Champagner” im 
Sinne des 8 14 vor, wenn die Marke an der unteren Fläche des Korks 
angebracht ijt? I. 28/12 93. 25, 18. 

5. Wann iſt der Tatbeitand der erjten Alternative als vollendet 
anzufehen? Genügt das Überkleben des einer Flaſche eingeprägten 
Namens mit einer fremden Etilette ꝛc, um den jenem Namen zukommen— 
den Schuß auszuſchließen? I. 6/4 93. 24, 97. 

6. Wer ijt berechtigt zum Strafantrage? I. 31/3 92. 23, 25. 

7. Sit der Inhaber einer Firma, für welche das Warenzeichen 
eingetragen worden, zur Stellung des Strafantrags auch dann berechtigt, 
wenn er das Gejchäft, daS er unter der Firma betrieben, aufgegeben hat? 
Iv. 15/11 92. 23, 348. 

8. Darf der Käufer einer auf Flajchen gefüllten flüffigen Ware, 
welcher die ald Verfchlußmittel gebrauchten Warenzeichen des Verkäufers 
einjtweilen befeitigt und den Inhalt der Flaſchen zuſammengegoſſen, jpäter 
aber in die Flaſchen zurickgefüllt hat, dieje wieder mit dem Warenzeichen 
des Verkäufers verichließen? III. 17/12 92, 23, 365. 

9. Kann eine im Verkaufsladen aufgeitellte Standdofe, in welcher 
die feilgehaltene Ware fich befindet, als Verpadung diefer Ware im Sinne 
des Geſetzes aufgefaßt werden? III. 6/11 90. 21, 214. 

10. Bit es zum Tatbejtande des „Inverkehrbringens widerrechtlid) 
bezeichneter Waren“ erforderlich, daß die Widerrechtlichkeit ſchon bejtand, 
ald die Bezeichnung vorgenommen wurde, oder genügt ed, daß die Be— 
zeichnung. zur Zeit des Inverkehrbringens als eine widerrechtliche erjcheint ? 
I. 12/12 89. 20, 112. 

11. Abgrenzung des tatjächlichen Srrtums von dem Irrtume über 
das Strafgejeß. III. 18/9 84. 11, 90. 

12. Sit der Schuß des 8 14 deshalb zu verjagen, weil das ein— 
getragene Warenzeichen an irgend einer Stelle ein öffentliche® Wappen 
enthält? III. 28/4 84. 10, 353. 

13. Was gehört zur Erfüllung des Tatbejtandsmerfmald „wiſſent— 
lich“ widerrechtliher Bezeichnung bezw. Inverkehrbringung? Genügt 
Eventualdolus? III. 18/4 82. 6, 272. 

14. Um welche Borausjegungen ift die Vollendung widerredtlicher 
Warenbezeihnung abhängig? I. 4/3 86. 13, 388 

15. Welche Bedeutung hat e8, daß zum Bmwede der Unfenntlich- 
machung auf eine zur widerrechtlichen Bezeichnung von Waren benußte 
Schutzmarke mittels Stempeld eine Schrift aufgedrudt wird? I. 23/9 86. 
14, 415. 

16. Macht ſich derjenige ftrafbar, welcher wiſſentlich Waren, die 
mit einer fremden Schußmarfe verjehen find, in Verkehr bringt, wenn er 
zur Beit der Bezeichnung der Waren in gutem Glauben handelte, oder 
dad Warenzeichen zur Beit der Bezeichnung noch nicht eingetragen war? 

Fit bei einer offenen Handelsgeſellſchaft jeder Gejellichafter für Zus 

Gen.Reg zu E. i. 8.5. I-XXXV. 32 
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widerhandlungen gegen $ 14 jtrafrechtlicy verantwortlih? II. 30/9 81. 
5, 105. . 

17. ft es ftrafbar, wenn jemand das für eine bejondere Waren- 
gattung bejtimmte Warenzeichen eines Produzenten zur Bezeihnung ans 
derer von demfelben Produzenten bezugener Waren benupt? IL. 13/5 81. 
4, 171. 

18. Rann der Strafantrag unter dein Namen der jcyußberectigten 
Firma gejtellt werden? III. 6/12 86. 15, 293. 

19. Über die Berechnung der Antragdfrift bei einer als ein Delikt 
angefchenen fortgefepten BZumiderhandlung. IV. 18/3 87. 15, 370. 

20. Hat der Strafrichter feitzuftellen, daß die zu ſchützenden Zeichen 
fich nicht feither im freien Gebraud)e befunden haben? III. 24/12 79.1, 130. 

©. zu $ 14 aud 20, 226. 


8 15 1. Kann bei Abmeſſung der dem Beſchädigten zuzuerkennenden 

Buße derjenige Gewinn, welchen der Verurteilte durch das Delikt erzielt 

hat, für die Schadensabmeſſung als Grundlage benutzt werden? III. 
18/4 82. 6, 272. 

2. Haften mehrere in demjelben Verfahren VBerurteilte für die zu= 

erkannte Buße auch dann folidarish, wenn diefelben nicht Teilnehmer 

an der nämlichen ftrafbaren Handlung geweſen find? IL. 19/11 81. 5, 251. 


s17 St dem Verlepten die Befugnis zur öffentlihen Bekanntmachung 
der Verurteilung dann zu erteilen, wenn da8 Verfahren gegen $ 14 bes 
Markenſchutzgeſetzes mit Betrug ideell konkurriert? IL. 23/3 86. 14, 3. 


818 1. Welche Geſichtspunkte find zu beachten bei Prüfung der Frage, 
ob ein gejeglich gejchüßted Warenzeichen „mit Underungen wiedergegeben 
it, melde nur durch Anwendung bejonderer Aufmerfjamfeit wahr» 
genommen werden fünnen“? I. 24/6 89. 19, 316. 

2. Dürfen bei Beurteilung der Frage, ob ein Warenzeichen mit 
Ubänderungen wiedergegeben jei, welche nur durch bejondere Aufmerkjam- 
feit wahrgenommen werden fönnen, aud an der Etifette erfichtlihe Ab— 
weichungen in Betracht gezogen werden? I. 6/11 82, 7, 214. 

3. Wird durch Beifügung der Firma zu einem fremden Waren- 
zeichen ein neues felbjtändiges Zeichen gebildet? Iſt e8 von Bedeutung, 
wenn gleichzeitig mit dem nachgebildeten Zeichen ein neues felbjtändiges 
Beihen auf die Waren gefegt wird? III. 24/12 79. 1, 130. 

4. Kann durch Nichtfenntnis des 8 18 die Strafbarkeit außgejchlofjen 
werden? 

Unter welchen Vorausſetzungen jhüßt der gute Glaube an eine civil- 
rechtliche Befugnis gegen die Beitrafung? IV. 1/3 87. 15, 349. 


$ 20 1. Über die Feititellung der Neziprozität gegenüber Kuba (Spanien). 
II. 7/2 89. 19, 274. 

2. Wann find die Vorausſetzungen internationaler Gegenjeitigfeit 

al3 vorhanden anzunehmen? Liegen fie insbefondere für Frankreich und 
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die nicht zum Zollverein gehörigen SHanfejtädte vor? III. 18/4 82. 
6, 272. 

3. Erfordert der nah 8 20 zu gewährende Schub die dort gedachte 
Belanntmachuug im Reichsgefepblutte auch rückſichtlich der Gewerbe— 
treibenden folher Staaten, mit welchen bereit vor Erlaß des Geſetzes 
vom 30. November 1874 ein Markenjdhupvertrag abgejchlojjien und ver: 
fündet war? II. 17/12 80. 3, 127. 


4. Wird die Rechtswirkſamkeit der Eintragung des Warenzeichen 
eines augländifchen Handeltreibenden dadurch befeitigt, daß der geführte 
Nachweis des Beitehend ausländischer Schuprechte in der Art, wie er 
erbracht worden ijt, auf rechtsirrtümlichen Grundlagen ruhte? 

Verhältnis zu den Vereinigten Staaten von Amerifa. III. 8/11 84. 
11, 233; I. 14/10 80. 2, 344. 

5. Beziehen fi die in 8 20 vorgejehenen Vorausſetzungen des 
Schutzes don Warenzeichen ausländischer Gewerbetreibender auch auf den 
Schuß der Firmen von Ausländern? I. 15/1 85. 11, 397. 


6. Sind für die Frage des Schutzes ded in Deutichland ein— 
getragenen Warenzeichen eines ausländiichen Gewerbetreibenden die Normen 
des deutſchen Firmenreht3 und des deutichen Markenſchutzgeſetzes, oder 
die bezügliden Nechtönormen de3 in Betracht fommenden fremden Staates 
maßgebend? 

Etiketten al3 Warenzeichen. III. 29/3 86. 14, 59. 

7. Iſt die Vorſchrift, daß Warenzeichen nicht ausſchließlich 
Zahlen, Buchſtaben oder Worten beitehen dürfen, auch auf die Waren 
zeichen jolcher &ewerbetreibender zu beziehen, welde im Inlande eine 
Handeldniederlaffung nicht bejigen? III. 21/6 86. 14, 233. 


8. Über den Schuß der bei Waren der Tertilinduftrie in Groß— 
britannien gebrauchten Marken nad britiſchem Wechte. III. 21/2 84. 
10, 285. 


Auslieferungävertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Belgien vom 
24, Dezember 1874 (R. G. Bl. 1875 ©. 73). 


1. In welchem Umfange gilt im Verhältniffe des Deutſchen Reiches 
zu Belgien das völferrechtliche Prinzip der Spezialität der Auslieferung? 
I. 7/7 98. 31, 234. 

2. Bedarf es im Urteile der Feititellung der Tatbeſtandsmerkmale 
eines nach Art. 496 Code penal beige jtrafbaren Betrugd, wenn ein 
wegen anderer Straitaten Ausgelieferter überdies wegen eines vor der 
Auslieferung im Anlande begangenen Betrugs bejtraft werden joll? 

Begriff von Betrug nad) Art. 1 Nr. 18 des Vertrags? I. 17/4 99. 
32, 122. 

3. Darf ein von Belgien wegen Diebſtahls Ausgelieferter demnächſt 
wegen Hehlerei an ©egenjtänden des betreffenden Diebjtahls beitraft 
werden? I. 29/9 00. 33, 388, 


32* 


500 Reichsrecht. 6. Februar 1875 (Perjonenftandsgejeh). 


Geſetz über die er. des Berfonenflanded_ und die Eheſchließung vom 
6. Februar 1875 (R.G. Bl. ©. 23). 


88 17-27 1. In welches Standesregifter ift die Anerkennung der Vaterſchaft 
eines unehelichen Kindes einzutragen? I. 28/10 89. 20, 15. 

2. Sit der Standeöbeamte in einem Verfahren, welches die Beurkun— 
dung einer Geburt bezwedt, beredtigt, über die Richtigkeit der zu be— 
urfundenden Tatſachen eidesjtattliche Verficherungen abzunehmen? II. 
28/12 88. 18, 309. 


ss 41-55 1. Macht fi) der Standesbeamte nad) $ 69 ftrafbar, wenn er unter 
fahrläffiger Außerachtlaſſung der neben dem Reichsgeſetze in Kraft ge- 
bliebenen landesgeſetzlichen Borjchriften einem anderen Standesbeamten 
die nad) $ 43, bezw. $ 49 erforderlidde Ermädtigung und Beicheinigung 
erteilt hat, und daraujhin von dem legteren die Ehefchliegung vollzogen ijt? 

Sit der ermächtigte Standesbeamte in ſolchem Falle jtrafbar, wenn er in 
Unfenntnis eines bejtehenden Ehehindernifjes auf Grund der erteilten Ermäch— 
tigung und Beſcheinigung die Ehefchließung vollzieht? II. 14/6 81. 4, 255. 

2. Beſteht eine reichsgeſetzliche Vorſchrift, wonad der Standes— 
beamte verpflichtet iſt, ſich vor der Eheſchließung ſtets den ehelichen Stand 
der Verlobten beſonders nachweiſen zu laſſen? 

Kommen dem Standesbeamten für den Tatbeſtand der Außeracht— 
laſſung reichögefeßlicher oder landesgeſetzlicher Vorfchriften bezüglich der 
Eheſchließung auch Rechtsirrtümer zu jtatten? III. 14/11 87. 16, 386. 

3. Sit ein Standeöbeamter nah) $ 69 ftrafbar, wenn er unter vor— 
fäglicher oder fahrläffiger Außerachtlaſſung der Vorfchriften, welche die 
Ehe der Militärperfonen von einer Erlaubniß abhängig machen, die Ehe- 
ichliefung einer Militärperfon vollzieht? Pt. 13/11 86. 15, 47. Bol. 
III. 24/6 82. 7, 8. 

4. Sit ein Standesbeamter nad) $ 69 jtrafbar, wenn er eine Ehe- 
ſchließung unter vorfäglicher oder fahrläfjiger Außerachtlaſſung von landes— 
geſetzlichen Vorſchriften vollzieht, welche vor der Eheſchließung eine Nach— 
weilung, Auseinanderjegung oder Sicherftellung des Vermögens erfordern ? 
If. 14/3 87. 15, 374. 

5. Macht fi) ein Standesbeamter nad) $ 69 jtrafbar, wenn er, 
nachdem jein Stellvertreter dad Aufgebot angeordnet hat, von eigener 
Prüfung des Vorhandenjeind der Eheerfordernifje abjehend, eine unzus 
läfjige Eheſchließung vollzieht? II. 11/11 87. 16, 321. 

6. Iſt der Standesbeamte befugt, eine eidesjtattliche Verſicherung 
au über ſolche Umstände abzunehmen, welde nur für das Wufgebot, 
nicht für den Ehebeſtand erheblich find? IL. 11/12 85. 13, 161. 

7. Macht fi) der Standesbcamte ftrafbar, wenn er bei der Prüfung, 
ob das der Eheſchließung vorangegangene Aufgebot in vorjchriftsmäßiger 
Weije erfolgt, ſich anderer Beweismittel bedient als der Beſcheinigung 
der Ortsbehörde über den Aushang des Proflamad und über die Dauer 
de3 Aushangs? IV. 15/10 89. 19, 411. 

8 Iſt im Geltungsbereiche des preußijchen Landrechts der Standes- 
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beamte verbunden, die Eheichließung abzulehnen, wenn ihm für die Ehe 
einer minderjährigen Waiſe die Genehmigung des VBormundfchaftsgericht3 
nicht nachgewiefen ijt? II. 20/1 82. 5, 340. 

9. Formelle Erfordernifje der Ehejchliegung taubjtummer Perfonen. 
II. 20/1 99. 31, 4839. 


1. Gehört bei einem Sterberegifter der Familienſtand des Anz SS 56-60 
zeigenden zu den durch die Urkunde zu erweilenden Tatjachen? 

Was verjteht dad Gefeg unter „Stand“? I. 21/5 87. 16, 87. 

2. Sit die außerehelihe Mutter als „Familienhaupt“ im Sinne des 
8 57 anzujehen? IV. 14/11 99. 32, 367. 


1. Trifft die Strafbeitimmung des $ 67 einen Geiſtlichen oder 88 67-69 
anderen Religionsdiener, welcher zu den religiöfen Feierlichkeiten einer 
Eheſchließung jchreitet, nachdem die Ehe im Auslande bürgerlic gültig 
geſchloſſen war? 

Was gehört zum fubjeltiven Tatbejtande des in 8 67 vorgefehenen 
Vergehen? IL. 11/11 87. 16, 336. 

2. Erfordert $ 67 da8 Bewußtſein des Geiftlichen, daß die Ehe 
nit vor dem Standesbeamten geſchloſſen it? I. 27/5 81. 4, 233, 

3. Über die Strafbeftimmung des $ 69 |. oben 88 41—55. 

4. Inwieweit hat der eine Eheſchließung vollziehende Standes: 
beamte auch bezüglich des nicht in feinem Bezirke wohnenden Verlobten 
da3 Nichtvorhandenfein von Ehehindernifjen zu prüfen? I. 26/5 02. 35, 265. 

©. außerdem 

zu 881,3, 4 12,18, 88. 2. 2. 2 2220... 18, 398, 
„881, 12—15, 21, 22, 54, 59 . . . 19, 62; 32, 386, 


„881,18, 15, 17, 22 een 30, 429, 
BEA TE BR a ran. DA, 
SB IE IR IE DI Ve ee OR 
„8815,22 25, 20... .. 1, 93 2%, 308; 21, 411, 
„8815,24... 22.2.0. 16, 256; 24, 360, 
„8817 flg. Ba Se nee ar 2a VE ADE, 
ER ee en ee er ee RT, 
226.2 222200. . 18, 129; 26, 408, 
„8888, nn. 32, 204, 
„8845,46 ..2.202020.20.. 4155; 5, 255; 20, 249, 
„82 . Ei ee a ea 
„854 34, 268. 


Geſetz, betrefiend das Urheberreht an Werfen der bildenden Künſte, 
vom 9, Januar 1876 (R.G. Bl. ©. 4). 
1. Welhe Merkmale umfaßt der Begriff eines unter den Schutz $$ 1, 2 
geiftigen Eigentums gejtellten Werks der bildenden Künfte? I. 5/6 82. 
6, 343, 
2. Inwieweit ift der nur teilmeife Nachfolger in das Urheberrecht 
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berechtigt, als Nebenkfläger in der Unterfuhung wegen Verlegung des 
Urheberreht3 einzutreten? 

Genießt der Urheber eine® Werks der bildenden Künſte den gejeß- 
lihen Shut aud dann, wenn die Nachbildung nicht nad) dem Driginale, 
jondern einer anderen Nachbildung bewirkt worden ift? IT. 15/2 81. 3,352. 

3. Sit die MWeiterveräußerung eine PVervielfältigungd- oder Nach- 
bildungsrecht3 grundfäglic ohne die Zuftimmung des Urhebers des Kunſt— 
werls unzuläjjig? IL. 6/4 88. 17, 268. 

4. Begründet die Übertragung des Verlagsrecht von einem Gemälde 
aud ohne bejondere Nebenberedung die Ausjchließlichkeit des Nachbildungs— 
rechts des Verlegers? IL. 28/10 81. 5, 78. 


84 Was iſt freie Benutzung eines Werkes der bildenden Künſte zur 
Hervorbringung eines neuen Werkes? Hat die Unterſchrift unter dem 
neuen Werke hierfür Bedeutung? II. 15/12 99. 33, 38. 


885,6 1. Kann nach bleibender Aufſtellung eines plaſtiſchen Kunſtwerks 
an der Straße das Modell, nach welchem jenes geſchaffen wurde, den 
Schutz gegen Nachbildung beanſpruchen? 

Iſt die Nachbildung eines mit einem Bauwerke verbundenen, an der 
Straße bleibend ſich befindenden plaſtiſchen Kunſtwerks geſtattet? 

Was iſt unter dem Verbote zu verſtehen, ein ſolches Kunſtwerk in 
derſelben Kunſtform nachzubilden? I. 20/6 88. 18, 30. 

2. Gehören Lithophanien der zeichnenden oder malenden, oder ge= 
gehören fie der plaftifchen Kunjt im Sinne des Geſetzes vom 9. Januar 1876 
an? III. 22/11 88. 18, 321. 

3. Iſt die Wiedergabe eine Gemäldes in einer Diaphanie als er— 
laubte Nahbildung durch die plaftiihe Kunſt anzufehen? II. 18/5 88. 
17, 365. 

4. Iſt e8 eine unerlaubte Nachbildung, wenn jemand die im Handel 
erichienene photographiſche Vervielfältigung eined® Gemäldes ohne Ge— 
nehmigung des Urheberd des Gemäldes während der Schupfriit auf Pojt- 
farten oder anderen Erzeugnifjen der Induſtrie lithographiſch nachbilden 
läßt in der Abjicht, die Nachbildung zu verbreiten? I. 21/12 99. 33, 25. 

5. Kann durch ein mittels Olfarben bewirkte Übermalen einer im 
Wege rehtmäßiger Nahbildung eines Kunſtwerks gefertigten Photographie 
eine jtrafbare Nachbildung des Driginal® begangen werden? 

Fällt der Begriff der verbotenen Nachbildung eines Kunſtwerks mit 
dem Begriffe der Vervielfältigung desfelben zufanmen? 

Hat das Urheberreht an einem Kunſtwerke nur einen vermögens- 
rechtlichen Juhalt? IL 9/1 85. 11, 360; I. 9/11 82. 7, 234. 


s 14 1. Was ijt unter Nachbildung an einem Werfe der Induftrie zu 
verjtehen? II. 30/6 99. 32, 300; II. 15/2 81. 3, 351. 

2. In welder Weife hat die Erklärung zu erfolgen, vermöge deren 

der Urheber eines Werkes der bildenden Künjte deſſen Nachbildung an 
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einem Werfe der Induſtrie, der Fabriken, Handwerfe oder Manufakturen 
geitattet? I. 5/6 82. 6, 343, 

3. Iſt für die Anwendung des $ 14 der Beitpunft der Erteilung 
der Erlaubnis, oder erſt der Zeitpunkt der Ausführung der geitatteten 
Nahbildung entjcheidend? III. 27/4 99. 32, 147. 

4. Iſt es notwendig, daß der Urheber, welcher die Nachbildung 
jeines Werkes der bildenden Künſte an einem Werfe der Induftrie 2c ges 
jtattet hat, um ſich gegen weitere derartige Nachbildungen zu ſchützen, das 
Werk zum Mufterregiiter anmeldet? 

Findet der Verluftgrund aus $ 14 auch dann Anwendung, wenn 
die Gejtattung der Nachbildung ſchon vor eingetretener Wirkfamfeit des 
Geſetzes vom 9. Januar 1876 erfolgte? 

Kann eine Gejtattung der Nachbildung von feiten des Urhebers 
auch jtillfchtweigend erfolgen? II. 15/2 81. 3, 851. 


1. ©. Gefet über da3 Urheberrecht an Schriftiwerfen vom 11. Juni 1870 $ 16 
88 18 flg. ©. 473. 

2. Wer ijt Veranitalter und wer Veranlaſſer der Nachbildung eines 
Werkes der bildenden Künite? II. 25/6 36. 14, 286, 

3. Kann der Inhaber eines bejchränkten Verlagsrechts, durch welches 
ihm das Necht zur Nachbildung eines Kunſtwerks durch ein beſtimmtes 
Kumftverfahren eingeräumt it, jelbjtändig gegen denjenigen, welcher das 
Originalwerf durd) ein anderes, dem Urheber vorbehaltened Runftverfahren, 
ohne Erlaubnis des Urhebers nachgebildet Hat, wegen Beeinträchtigung 
oder Gefährdung jenes bejchräuften Verlagsrechts auf Strafverfolgung 
antragen? I. 7/6 86. 14, 217. 

4. Kann die Ablieferung der rechtäwidrig hergeftellten Nachbildung 
eine8 Gemälde von feiten des Verfertigers an den Beranftalter jener 
als eine den Lauf der Verjährung begründende Verbreitung in Betracht 
fommen? I. 22/12 84. 11, 333. 


Über die Wirkung von Verträgen, durch welche in Preußen vor Ein $ 18 
führung des Gefetes vom 9. Januar 1876 das Verlagsrecht an einem 
Kunjtwerfe erworben worden ijt. II. 1/5 83. 8, 261; II. 28/1081. 5,78. 


©. weiter 
au 881, 14 . . . . 18 219; 21, 149, 
ei 0, 28., 256. 
1 336:.5 15, 419: 20, 181; 28, 175. 


Gejes, betreffend den Schuß der Photographien gegen —— Nachbildung, 
vom 10. Jannar 1876 (R. G. Bl. ©. 8) 


Unter welchen Vorausſetzungen verbleibt das Urheberrecht, bezw das SS 1,2 
Net, Strafverfolgung zu beantragen, den Verfertigern und nicht den 
Beitellern photographiiher Bildniſſe? 

Was iſt nad) $ 2 unter „freier Benutzung“ geſetzlich geſchützter 
photographiicher Werke zur Hervorbringung eines „neuen Werkes" zu 


553,4 
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veritehen? Inwieweit wird in diefer Beziehung die Verwendung photo= 
graphifcher Einzelporträt3 zur Herftellung eines Gruppenbilds jtatthaft 
jein? III. 29/3 86. 14, 51. 


1. Enthält die Anfertigung eined zweiten Exemplars des bei einem 
Photographen beftellten Bildniffed zum Zwecke des Aushängens in den 
Schaukaſten, jofern der Beiteller dazu nicht eingewilligt hat, eine Ver— 
legung des Urheberrechts? II. 21/9 80. 2, 246. 

2. Unter welchen VBorausfegungen iſt die an einem Werke der 
Induſtrie befindlihe Nachbildung eined photographijchen Werkes als ver— 
boten anzufehen? I. 24/2 98. 31, 43. 

3. Findet 8 4 auch auf photographifche Nahbildungen von jolchen 
Werken Anwendung, welche gejeglich noch gegen Nahdrud und Nach— 
bildung geſchützt find? I. 15/2 81. 3,.351. 

4. Wie weit erftredt ji) der Schuß von Photographien bezüglich 
deren Nahbildung auf Pojtkarten? L 23/1 02. 35, 78. 


Tragweite des $ 5. Sind, wenn einzelne Abbildungen der Originals 
aufnahme die vorgefchriebenen Vermerke nicht enthalten, nur dieje Ab» 
bildungen, oder ift dann das photographijche Werf überhaupt ungejchügt? 
II. 25/4 90. 20, 377. 


1. Recht des Beſtellers bei photographiichen Bildnifjen (Porträts). 
Sit dasjelde ein Autorrecht, oder ein jelbjtändiges Dispofitionsrecht, und 
unterliegt e3 der Schubfrift des $ 6? IL. 4/2 87. 15, 249, 

2. Wer ijt als Bejteller eines photographifchen Bildes anzujehen? 
III. 26/5 00. 33, 295. 

3. Macht ſich jtrafbar, wer einen Photographen veranlaßt, ihm die 
ohne Zuftimmung des Beſtellers hHergejtellte Nachbildung eines photos 
graphifchen Porträts Fäuflich zu überlaffen? IV. 12/3 97. 29, 443. 

4. Inwieweit ift dem Photographen Schuß dagegen gewährt, daß 
eine photographiiche Aufnahme dur Malerei oder Zeichnung nachgebildet 
und dann die Nachbildung auf mechaniſchem Wege vervielfältigt wird? 
II. 24/5 92. 28, 124. 

©. weiter zu 88 1, 4 21, 149; 33, 25. 


Über den Schuß von photographifchen Erzeugniffen, die aus Frank— 


reich ſtammen, ſ. internationale Übereinkunft vom Tenmen n 


Geſetz, betreffend das lirheberrecht an Muſtern und Modellen, vom 11. Jannar 1876 
(R.G.Bl. S. 11). 
1. Welche Vorausſetzungen umfaßt der Begriff der Neuheit eines 
gewerblichen Muſters? I. 25/4 92. 23, 92. 
2. Inwieweit find Bildniffe beftimmter Perfonen geeignet, die 
Merkmale eines rechtlich geſchützten Muſters zu erfüllen? III. 25/10 90. 
21, 149. 
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3. Wer ift Inhaber des Rechts, ein Mufter oder Modell im Sinne 
des $ 1 nadjzubilden? 
Begriff des Verbreiten? im Sinne ded $ 5. III. 11/1 82. 5, 347. 


4. Wer gilt geſetzlich als Urheber eine? Mufterd oder Modelles, 
welches der Eigentümer einer gewerblichen Anftalt von einem Zeichner 
oder Maler hat anfertigen lafjen, um es an einem Werfe feiner Anjtalt 
nachzubilden? II. 5/1 86. 18, 219. 


5. Gebührt einem ordnungsmäßig eingetragenen Geſchmacksmuſter 
der geſetzliche Schuß nicht, wenn die Anmeldung zu dem Zwecke erfolgt 
ift, die Konkurrenz anderer Gewerbetreibender auszuſchließen? 

Liegt darin, daß Schildchen, welche, als für Flächenerzeugnifje be- 
ftimmt zum Mufterregifter angemeldet find, auf Schreibheften angebradt 
und die jo audgejtatteten Schreibhefte gewerbsmäßig verwertet worden 
find, eine verbotene Nahbildung? I. 27/6 95. 27, 322, 


6. Unter welchen VBorausjegungen macht gemäß $ 4 die freie Be- 
nußung einzelner Motive eines fremden Geſchmacksmuſters dejjen teil- 
weile Nachbildung ſtraflos? Iſt die Unmwahrfcheinlichkeit einer Ver— 
wechjelung zweier Mufter für den Begriff der „Neuheit“ von wejentlicher 
Bedeutung? I. 21/12 99. 33, 43. 


7. Sinn der Vorſchrift in $ 6, daß die Nachbildung von Mujtern, 
welche für Flächenerzeugnifje beftimmt find, durch plaſtiſche Erzeugnifie, 
und umgefehrt, al3 verbotene Nachbildung nicht anzujehen ift? 

Begriff des bloßen Verfuchs einer verbotenen Nachbildung. II. 30/3 97. 
30, 56. 


1. Was ift Verbreitung eine nah dem Mujter oder Modell ge- $ 7 
fertigten Erzeugnifjes im Sinne von 8 7 Abf. 2? III. 11/1 82. 5, 347. 


2. Unter welchen Borausfegungen müfjen bei einer Verurteilung 
wegen Nachbildung eines geſchützten Mufterd die Urteildgründe ſich darüber 
aussprechen, ob Anmeldung und Niederlegung vor Verbreitung eines nad) 
dem Mufter gefertigten Erzeugnifjes erfolgt fei? II. 1/6 81. 4, 212. 


1. Vorausſetzungen des Tatbejtandes einer fahrläffigen Nachbildung 88 13,14 
gefhüger Mufter und Modelle. IV. 24/1 90. 20, 211. 

2. Wie verhält ſich $ 13 zu $ 243 StP.D.? 

Wie iſt die Berufung des Angellagten auf die ihm von einem 
Nechtsanmwalte erteilte Auskunft über das Schutzrecht zu beurteilen? 
I. 10/6 97. 30, 144. 

3. ©. meiter 88 18flg. des Geſetzes vom 11. Juni 1870 über 
das Urheberrecht an Scriftwerfen, ©. 473. 

4. Sit e8 eine unbedingte Vorausſetzung der Entſchuldbarkeit des 
Irrtums, daß der PVerfertiger einer Nachbildung ſich vergemwifjert habe, 
ob ein Mufter oder Modell im Mujfterregijter eingetragen jei? I. 17/1 84. 
9, 422. 
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Geſetz über die eingeihriebenen Hütfslafien vom " Tanı 333 es” 

Kann das in $ 34 des Geſetzes vom 1. Juni 1884 bedrohte Ber- 
gehen der Boritandämitglieder x, welche abfichtlih zum Nachteile der 
Kaſſe handeln, auch noch begangen werden, wenn die Auflöfung der Kaſſe 
beichlofjen worden it? Was it „abjichtliches” Handeln zum Nachteile 
der Kaſſe? III. 20/9 86. 14, 401. 


Niederlafiungsvertrag zwilhen dem Dentihen Weihe und der EN 
Fidgenofienihaft vom 27. Aprit 1876 (R.G. Bl. 1877 S 
Sit in Baden der Gemeinderat zur Ausstellung des in nz 2 er 
wähnten Zeugniffes zuftändig? I. 21/11 89. 20, 129. 


30, Danuar 1877 (R.8,BT. €. 83) 
Civilprozeßordnung VOM ;, so. Mai 1898 (R.G.B1. ©, 256, dio) 


mit Einflihrungsgeſetzen. 


a) CEivilprozekordnung. 
(Die SS nach der Faſſung vom 20. Mai 1898 find in Klammern beigefügt. In— 
jomeit die Enticheidungen zu der C. P.O. in neuer Faſſung ergangen find, find die 
z8 nad alter Faflung — die immer voranjtehen — in Klammern beigefügt.) 

s 671 (750) Muß nah 8 671 EPD., bevor die Zwangsvollſtreckung beginnen 

darf, daS Urteil dem Schuldner jelbft oder dem für die Inſtanz bes 

ftellten Prozeßbevollmächtigten zugeitellt gemwejen jein? I. 24/10 87. 

16, 275. 


s 679 (759) Über die Notwendigkeit der Zuziehung von Zeugen j. St.G.B. $ 113. 


$ 715 (811) Begriff von „öffentlichen Unterrichtsanftalten* in Nr. 6 und 7. 
II. 1/5 96. 28, 348. 


s 769 (883) Sit der Gerichtövollzieher befugt, bei einer Zwangsvollitredung nad) 
$ 769 mit Gewalt gegen dritte Befiger vorzugehen? I. 19/11 94. 26, 249. 


s 810 (930) Iſt ein von dem Prozehrichter auf das Gutsinventarium beziv. die 
Butsvorräte angelegter Arreſt nad den Vorjchriften über die Zwangs— 
volljtrefung in das bewegliche Vermögen zu vollziehen? II. 21/4 82. 


6, 227. 
S. außerdem 
us BT). .. . . . . 12, 198, 
„8 107 (1b) 2 2 22020225, 860, 
„$g110 (119) . 92, 252, 
„88 121, 122 (180,131) . . . 381, 
„8136 (145) . . . .8, 846; 27, 68, 
„8152 (166) . 2 2.2020. 12, 270, 
88 155—157 (169-171). . 28, 821, 


$ 156 (170) . . „9, 274; 35, 337, 
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zu 8166 (1Bl) . . . . . . 31, 282, 
„6666) 8181 2 22 202020.85, 28, 
„(170) 8 186 . . 2.00 286: 8, 
„88 173, 174 (190, 191) . . 27, 145. 
„8196 219) . 2 2220... 11, 352, 
„8 230 (258) RR 32, 1, 
„8 252 (279) . 12, 335; 22, 335. 
EBEN .- 5 387. 
„8 259 (286) . . . 7, 287, 
„8 266 (294) 5,262, 321: 7,287: 15,126: 
“19, 414; 20, 241; 28, 170. 
„8274 (8029) . oo. 8, 346, 
„$ 284 (318) 24, 281, 
„8 291 (320) 28, 247, 
„Ss 320 (855) 222. 287, 
„8 358 (398) . . 32, 
„$ 380 (415) 4, 283; 8, 372; 12, 91: 
14, 175; 15, 110: 21, 297: 

27, 145, 
„8s 381 (4166. . 22222186, 
ERBE (4171). . a Bl 
„8888 (18) . . 2 2 20.20.4, 288, 
„83834 (41959,... . . . 27, 169, 
8385 (420) 32, 1, 
„8 387 (422) 7, 252, 
„(387)8 422 .... 35, 145, 
„8897 89) . 22222. 981 
„$ 405 (440) 13, 6, 
„8 410 (445) 5, 94, 
„8 424 (459) 12, 58, 
„8437 (475) . ee —— 
„BEE — 18, 
„8629 (689) . © 2 .20.20..%28, 205, 
"8 636 (696) DE a er a 
„8$ 639, 640 (699, 700) . . 28, 286, 
„8647 (09) 2 2 222020216, 126, 
„$ 657 (719) 2.2.15, 126, 
„8 671 (750) . 14, 151; 26, 249, 
„8674(89) . . 2 2.2.2.2.389, 
„8675 (754) . . . .4 61; 17, 220, 
„8 678 (758) . 16, 218; 26, 9, 
„8681 (701)... ...2, 398, 
„8 682 (762) 4, 283; 6, 361: 12, 331: 
13, 128: 31, 420; 32, 389. 
868) ee. 288, 
„8684 (164) . 2. 2 .2..2..28, 170, 


„$ 685 (766) 4, 61; 17, 220: 28, 170, 
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zu 88 688-699 (769— 771). . .5, 321, 
„s$ 702 (794) 4, 61; 17, 220; 20, 301, 
) 8 708 (809) . . . 31, 310; 32, 389, 


„$ 709 (804) 2, 230; 4, 61; 6, 227; 

7. 292; 20, 35: 31, 310, 

(709, 710, 712, 726) 88 804, 805, 808, 825 
35, 412, 

„8 711 (807) 6, 205; 24, 74; 26, 9, 

„$ 712 (808) 2, 230; 4, 61; 5, 35; 

6,184, 227; 7,292; 8, 256; 

16, 273; 18, 163; 19, 69; 

20, 35; 26, 249; 32, 316, 

„$s 713 (809) . . ...7, 292; 19, 69, 

„8 714 (810) 83, 174; 20, 428; 28, 71, 

„8715 (811) 4, 198; 5, 208; 6, 205; 

19, 164; 20, 417; 28, 170; 

24, 120; 28, 348; 31, 310, 

(715) 8 811 39, 248; 34, 157; 35, 150, 


„8716 (814) . . 4, 61; 20, 35, 428, 
„88 717— A1aBls- —818)90, 35,428; 28,71, 
„$ 720 (819) Mel; 
„8722 (821) . . 28, 9, 
"8725 (824) . . 20, 35, 428; 28, 7. 
"8 730 (829) . . 7, 292, 360; 26, 

„(730)8 829 2. 22.2. . “en 
„8736 (835) . 2222020. 61, 
„(786) 8835 . 222020. ..86, 62, 
„8787 (886) . 2 202020. 0.7, 292, 
„8739 (840) 2 22 2020.0.7, 292, 
8748 (844) . . . .6, 205; 24, 74, 
„ (743) 8 844 . 2.85, 62, 
"88 744—746, 751 (845— 847,854) 7,292, 
„8749 (850) . . . 6, 205; 28, 348, 
„ (749) 8 850. . 2.85, 62, 
„88 769, 772 (883, 886) . . .7, 292, 
8778 (BB) 2 222 2020.9, 276, 
„879110 2 2 2 02020..28, 348, 
„8802 (922) . 22 220.2.8,174, 


Z 808 (928) 4, 61; 14, 151; 26, 249, 
"8 810 (930) 4, 61; 7, 360; 19, 69, 


„(810)8 930 . . . .. 33, 248, 
„8 811 (932) . . . ...8, 174, 
„8815 (936) . . . 14, 151: 26, 249. 


b) Einfühbrungsgeieg vom 30. Januar 1877, 


Was veriteht S$ 4 unter Ausfchliefung des Rechtswegs? Fallen 
auch bloße Beſchränkungen des Rechtswegs darunter? Iſt nad) gemeinem 
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Reh ı unter der Landesgejeßgebung auch dad Gewohnheitsrecht zu ver— 
ftehen? III. 31/1 87. 15, 328, 
©. zu $13 aud) 32, 386. 


ec) Einführungsgefeß vom 17. Mai 1898. 
©. zu Urt. 3 35, 62. 


Vertrag zwifchen dem Deutſchen Reiche und ſterreich-Ungarn wegen Herftellung 

einer Eifenbahn von Altwaſſer nad Chogen vom 2. März; 1877 (R. G. Bl. ©. 415). 
Rechtliche Bedeutung der Errichtung des deutſchen Grenzzollamt3 

Halbſtadt auf öſterreichiſchem Gebiete. II. 19/3 86, 13, 410. 


25. Mat 1877 (R.6.8. &, 501) 
Patentgefeg vom 7 qyrii 1891 (0.0.81. ©. 79). 


a) Faſſung vom 25. Mai 1877. 


1. Genießen die mitteld patentierten Verfahrens hergeftellten $ 1 
Arzneien den Schuß des Patentgejege8? IIL. 25/10 90. 21, 205. 

2. Kann einem Patente der jtrafrechtlihe Schuß wegen mangelnder 
Neuheit der Erfindung verfagt werden? I. 1/10 94, 26, 129. 





1. Nach welchen Gefichtöpunften iſt bei Patentierung einer Mafchine $ 4 
die Frage zu beurteilen, ob die von einem anderen hergeitellte ähnliche 
Mafchine den Gegenstand der Erfindung verwertet? II. 29/3 92. 28, 21. 

2. Kann ein einmaliges Inverkehrbringen des Gegenjtands der 
einem anderen patentierten Erfindung ein gewerbsmäßiges Inverkehr— 
bringen im Sinne des $ 4 Abf. 1 darftellen? IL 5/11 86. 15, 34. 

3. Über die Begriffe „Inverkehrbringen“ und „Feilhalten“ |. $ 34. 


1. Gemwährt dad Patent Schuß gegenüber demjenigen, welder in 8 5 
der Zeit zwifchen der Anmeldung und der Belanntmahung der Ans 
meldung die Erfindung in Benußung genommen hat umd nad) der 
Bekanntmachung der Anmeldung die Benutzung fortfept? IL. 29/3 92. 
23, 21. 

2. Was ift unter den Worten des $ 5 Ab. 1 „die zur Benußung 
erforderlihen Veranftaltungen“ zu verftehen? I. 24/10 87. 16. 414. 

3. Wird durch 8 5 Abſ. 1 der frühere Beſitzſtand nur in dem 
Sinne gefhügt, daß dem Rechte aus dem Erfindungsbefige gegenüber 
dad Patent nur infomweit wirkungslos ift, als der frühere Bejikitand 
nad Art und Umfang der Benußung reichte? III. 7/1 82. 5, 362. 
II. 14/3 82. 6, 107. 

4. Begründet die geſetzliche Wirkungslofigkeit des Patent? zu 
gunften desjenigen, welcher zur Zeit der Anmeldung des Patentinhaberg 
im Inlande die Erfindung in Benußung genommen hat, nur ein perſön— 
lihe8 Ausnahmerecht, oder erjtredt ſich die hierdurch bedingte freiheit 
des nverfehrbringend oder Feilhaltend auch auf die redlichen dritten 
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Beliger folder von eximierten Perſonen erworbenen Gegenjtäude der 
Erfindung? II. 4/2 82. 6, 10. 

5. Enthält der weitere Vertrieb des nah $ 5 von dem früheren 
Benuper hergejtellten und in den Berfehr gebrachten Gegenjtandes der 
Erfindung durch Dritte einen Eingriff in die Nechte de Patentinhabers? 
I. 14/3 82. 6, 107. 


s6 Iſt die Veräußerung eines erwirkten Patentes im Wege geridt- 
lihen Zwanges, insbejfondere im Konkurſe rechtlich zuläflig? 

Beiteht eine Abweichung in dem Falle, daß der Erfinder der zeitige 

Inhaber ift? Darf der Erfinder auch nad) einer zwangsweiſen Ver— 

äußerung des Patent3 die Erfindung benußen? I. 9/11 82. 7, 399. 


810 Darf der Strafrichter den Antrag eines der Verlegung eined Patent- 
rechts Angeklagten auf Gewährung einer Frift zum Zwecke der Erhebung 
der Nichtigkeitöflage vor dem Patentamte ablchnen? 

Iſt der Strafrichter befugt, diefen Antrag binfichtlich feiner tatjäch- 
lihen Begründung zu prüfen? II. 24/10 82. 7, 146. 


812 Iſt im Falle der Patentverletzung das Recht zur Stellung eines 
Strafantrags ſeitens eine® Ausländers, welchem ein Patent für das 
Deutjche Reich erteilt ift, davon abhängig, daß zur Zeit‘ des Strafantrags 
im Inlande ein Vertreter beitellt it? Muß der ausländische Patent- 
inhaber den Strafantrag durch den gemäß 8 12 bejtellten Vertreter 
anbringen? III. 4/2 82. 6, 10; II. 24/3 82. 6, 119. 


ss 20-22 Iſt dem Batentinhaber gegenüber demjenigen, welcher die Erfindung 
bereit3 zur Zeit der Anmeldung in Benußung genommen haben will, 
die Priorität durch jede dem Erfindungsbeiige vorangegangene Anmeldung 
gefichert, oder muß die Anmeldung auch eine formell korrekte gewejen 
jein? I. 8/1 88. 7, 414. 


s 34 1. Treffen die Strafandrohungen auch den Tranfithandel? Kann 
jich in diefer Beziehung der Angeklagte mit dem Einwande des Irrtums 
ſchützen? II. 25/10 90. 21, 205. 

2. Können nad der Nichtigfeit3erflärung eines Patente die vor 
derjelben verübten Verletzungen des Patentanſpruchs noch als jolche be- 
jtraft werden? II. 2/7 86. 14, 261. 

3. Steht dem Strafrihter die Entjcheidung darüber zu, ob ein 
Patent von dem Patentamte mit Unrecht erteilt jei? I. 17/1 81. 3, 252. 

4. Was ijt unter dem „nverfehrbringen“ einer patentierten Er: 
findung zu verjtehen? Unter welcher VBorausjegung macht fich der, 
welcher die patentrechtlich geſchützte Erfindung im Auslande herjtellen 
läßt und Ddiefelbe lediglich im Wege des Exportgeſchäfts im Auslande 
verfauft, eines DVergehend durd „Inverkehrbringen“ oder „Feilhalten“ 
ſchuldig? 

Subjektiver Tatbeſtand. III. 3/4 84. 10, 349. 
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5. Welche Handlungen fallen unter $ 34? I. 14/7 84. 11, 241. 

6. Wann liegt die wifjentliche Verletzung de3 fremden Patentrechts 
vor? II. 1/3 81. 4, 12. 

7, Genügt zur Anwendung des 8 34 dolus eventualis? 
II. 5/11 86. 15, 34. 

8. Steht ed dem „wiſſentlichen“ Inbenutznehmen einer patentierten 
Erfindung gleih, wenn der Täter ſich fahrläſſig durch Nichtlefen der 
öffentlichen Bekanntmachungen des Patentamt in Unkenntnis von der 
Patenterteilung erhalten hat? III. 17/12 81. 5, 269. 

9. Was bedeutet der Ausdrud „wifjentlih den Beftimmungen der 
88 4 und 5 zuwider“, in&befondere im Berhältniffe zu irrigen Annahmen 
des Angeklagten? I. 20/4 82. 6, 224. 

10. Unter welchen Vorausjeßungen fann ein Irrtum tatfächlicher 
oder civilrechtliher Natur den jubjeftiven Tatbeftand „wifjentlicher“ 
Patentverletzung ansſchließen? Sind Srrtümer über die gejegliche Be— 
deutung das einer beflimmten Erfindung erteilten Patentſchutzes jolche, 
welche das Strafgejeg betreffen, oder können fie als Strafausſchließungs— 
gründe wirken? IU. 12/4 83. 8, 215. 

11. Sit der, welchen vom Patentinhaber dad Recht zur ausſchließ— 
lihen Ausübung des Patentrechts übertragen it, im Falle der Patent: 
verlegung durch einen unbefugten Dritten zur Stellung des Strafantrags 
berechtigt? II. 14/11 84. 11, 266. 

12. Über Berechnung der Antragsfrift bei Kenntnis des General: 
bevollmädtigten von der Verlegung |. St.G.B. $ 61, Wr. 29 ©. 37. 


Welche Berjährungsfriiten gelten für die Strafverfolgung? 
I. 1/10 94. 26, 129. 


b) Faſſung vom 7. April 1891. 


1. Unter welchen VBorausjegungen wird eine Patentverletung be= $ 


gangen durch die Herjtellung oder den Verlauf von Sachen, die zu den 
Elementen eines patentierten Gegenitandes (Rombinationspatent) gehören? 
IL. 17/1 95. 26, 377. 

2. Worin bejteht die Verleßung eined fogenannten Kombinations— 
patentes? 

Stellung des Strafrichters gegenüber einem Urteile des Civil» 
rihters über Verletzung des bezüglichen Patentes. I. 28/9 93. 24, 266. 


1. Begriff des Inbenußnehmens der Erfindung. 

Sit als Erfinder anzufehen, wer eine Sade auf Bejtellung eines 
anderen anjertigt? I. 22/2 95. 27, 51. 

2. Erleidet die Beitimmung in $ 5 Abi. 1 auch auf denjenigen 
Anwendung, der zur Zeit der Patentanmeldung die Erfindung bereits in 
Benubung genommen, diefe aber wider Willen des Patentinhabers deſſen 
Einrichtungen entlehnt hatte? I. 28/11 95. 28, 27. 


Darf ein Kaufmann, der von einem Patentinhaber dem Patent— 
ihuße unterworfene Gegenitände zum Zwecke des Wiederverfaufs Fäuflich 


$ 33 


86 
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zu Eigentum erworben hat, ſobald ihm der — des Potentrechte 
auf eine andere Perſon bekannt geworden iſt, ohne Erlaubnis der letzteren 
fortfahren, die erwähnten Gegenſtände gewerbsmäßig zu verkaufen? 
I. 19/12 98. 31, 392. 


s 36 1. Sit der, welcher eine patentierte Erfindung nachgemacht Hat, 
dann ftrafbar, wenn der Watentinhaber ihn hierzu durch eine vor— 
gejchobene Mittelsperſon veranlagt hat, um ihm wegen diefer Handlung 
zur ftrafrechtlihen Verantwortung zu ziehen? III. 17/12 92, 23, 363. 

2. Scließt der gute Glaube, das für einen anderen eingetragene 
Patent jei nichtig, während es nur teilweije nichtig ift, die Bejtrafung 
nad $ 36 aus? I. 21/6 97. 30, 187. 


840 1. Genügt fahrläſſiges Handeln? Kann ein der Geſetzesnorm zu— 
widerlaufender Geſchäftsgebrauch die Fahrläſſigkeit ausſchließen? 

Iſt der Ausdruck „D. R. G. M. Nr.“ als eine zur Irrtums— 
erregung geeignete Benutzung anzuſehen? I. 12/11 94. 26, 192; 
III. 23/11 93. 24, 399. 

2. Sit aus 8 40 ftrafbar, wer eine Sadye nicht nur mit der 
Nummer eined gültigen Patent, jondern außerdem auch mit den 
Nummern anderer bezüglid; derjelben Sache ermworbener, aber wieder 
erlojchener Patente bezeichnet? III. 14/11 95. 28, 14. 

3. Begriff des Ausdrucks „ähnliche Kundgebungen” in Nr. 2. 
II. 11/1 94. 26, 78. 

4. Kann megen PBatentanmaßung auf Buße erkannt werden? 
III. 12/12 01. 35, 25. 

©. zu $$ 4, 36 weiter 27, 245. 

Bu 88 19, 20 27, 21. 


Anstlieferungsvertrag — ——— und a vom 17. September 1877 
R.R.Bl. 1878 ©. 293 
Art. 6 Sinn der — daß der — wegen eines in dem 
Vertrage nicht vorgeſehenen Delikts nicht „zur Unterſuchung gezogen“ 
werden darf. I. 17/9 94. 26, 68. 


Handeldfonvention zwiſchen ... und Rumänien vom 14. November 1877 
(R.G. Bl. 1881 S. 199). 

Iſt die preußiſche ME berechtigt, in Ausführung 

des Art. XI diejenige Behörde zu bejtimmen, welde zur Ausſtellung von 

Urfprungszeugnifjen ausschließlich zuftändig fein ſoll? IV. 19/2 89. 18, 430. 


Geſetz, betreffend Zuwiderhandiungen gegen die zur Abwehr der Ninderpeit 
erlafienen Bieh-Einfuhrverbote, vom 21. Mat 1875 (R.G. Bl. ©. 95). 
1. Verhältnis der Strafvorichrift de8 $ 1 zu $ 328 St.G.B!8. 
Was verfteht $ 1 unter Bejchränfungen der Einfuhr lebender 
Wiederfäuer? 
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Erfordert die Anwendung Wiffenjchaft des Täterd davon, daß das 
von ihm übertretene Verbot zum Zwecke der Verhütung der Ninderpeit 
erlafjen war? Wird dann, wenn der Täter die nicht wußte, aber 
Kenntnis davon hatte, daß mit dem Verbote Verhütung der Einjchleppung 
von Viehſeuchen im allgemeinen bezielt war, $ 328 St. G. B.'s ver- 
wendbar? III. 28/11 92. 23, 312; III. 28/4 92. 23, 107; 1. 2/7 83. 
9, 190. 

2. Inwieweit wird durch einen Irrtum über Umfang oder Sinn 
der Anordnung einer Verwaltungsbehörde die nach $ 1 zur Strafbarfeit 
der Zumiderhandlungen gegen die Anordnung erforderliche Vorſätzlichkeit 
ausgejchloffen? I. 19/4 88. 17, 318. 

3. Werden Zumiderhandlungen gegen die zur Abwehr der Rinderpejt 
erlajjenen Einfuhrverbote durch die auf amtlich bezeichneter Zollſtraße 
bewirkte Einfuhr der bei der Bollgrenzitation zur Reviſion geitellten 
Wiederfäuer bereit3 mit Überfchreitung der die Zolllinie bildenden Landes: 
grenze vollendet? I. 21/10 86. 15, 1. 

4. Begreift $ 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1898 außer Einfuhrver- 
boten aud) anderweite auf Grund ded Geſetzes vom 7. April 1869 ge— 
troffene Maßregeln? II. 20/2 80. 1, 213. 

5. Findet 8 1 a. a. DO. Anwendung auf die bedingten Ein- und 
Durchfuhrverbote der Königl. jähfifchen Verordnung vom, 22. Februar 1882, 
betreffend Eine und Durdfuhr von Vieh aus Dfterreich = Ungarn? 
III. 30/6 84. 11, 65. 

6. Über Bayern f. Minifterialbefanntmahungen vom 2. Januar 1882 
und 22, Sanuar 1887. 

7. Kann mit der nah $ 1 jtrafbaren Zumiderhandlung eine Zoll: 
defraudation ideell konkurrieren? I. 21/10 80. 2, 370. 

8. Was verjteht $ 2 unter der „Abficht“, ji oder einem anderen 
einen Vermögensvorteil zu verichaffen? I. 10/2 81. 3, 378; 1. 18/10 80. 
2, 352. 

9. Können von den zur Verhütung der Einjchleppung der Rinder: 
peſt erlaſſenen Vorjchriften auch diejenigen, welchen erft nah Einführung 
der lebenden Wiederläuer über die Reichsgrenze Folge zu geben ift, ala 
Einfuhrbefhränfungen im Sinne bed $ 1 in Betracht fommen? I. 3/5 86. 
14, 253. 

10. Über Zumwiderhandlung gegen Einfuhrverbote dadurch, daß 
jemand von dem einem anderen für die ausnahmsweiſe Einfuhr erteilten 
Erlaubnisjcheine Gebrauch madt. I. 12/4 80. 1, 353. 

©. über das Gefeß außerdem . . .» 24, 33; 393, 54, 

Speziell zu SS 1,2 . ......183, 300; 16, 136; 20, 169. 


Gerihtöfoftengefe vom 18. Juni 1878 M.EBL S. 141). 


1. Berehnung der Rojten bei Verurteilung mehrerer Angeklagten 
zu einer Geldſtrafe als Gefamtjchuldner. I. 9/10 99. 32, 282; II. 
8/7 90. 21, 61. 
2. Wie find die Gebühren für die Revifionsinitanz zu berechnen, 
Gen.Reg. zu E. i. St. ITXXXV. 33 
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wenn der in erjter Inſtanz wegen mehrerer Straftaten zu gefonderten 
Strafen verurteilte Angeklagte nur bezüglich einzelner Straffälle ohne 
Erfolg Revifion ergriffen hat? P1.20/2 95. 27, 58; I. 8/11 94. 26,172. 

3. Sit bei der Berechnung der Koften der Reviſionsinſtanz in 
Straffahen wegen Bolldefraudation der neben der Gelditrafe an Stelle 
der nicht vollziehbaren Einziehung der defraudierten Gegenftände aus- 
geiprodene Wertderjagbetrag zu berüdjichtigen? I. 13/7 91. 22, 103. 

4. Wie find die Koſten der NRevifionsinjtanz zu berechnen, wenn 
der Beichwerdeführer nicht die Bejtrafung an fi, fondern nur die Höhe 
der Strafe oder nur zuerfannte Nebenitrafen zum Gegenftande feiner 
Beichwerde gemacht hat? III. 5/1 89. 18, 369. 


8 74 Sind die Gebühren dem Nebenkläger auch dann zur Laſt zu ftellen, 
wenn neben ihm die Staatsanwaltichaft ein Rechtsmittel verfolgt hat? 
Iv. 11/4 02. 35, 187. 


©. weiter 
zu 88 178... .. 13, 108, 
EB ee ee BAT, 
BE. et. tn RL 


Gebührenordnung für Gerihtövollzicher vom 24. Juni 1878 (R.G. Bl. ©. 166). 


Kann nah $ 4 für eine fortgejeßte Erledigung des Pfändungs— 
auftrags eine nochmalige Pfandgebühr beanjprucht werden? I. 4/3 89. 19, 62. 


Nechtöanwaltdordnung vom 1. Juli 1878 (R.G. Bl. ©. 177). 


1. Zur Auslegung des 8 31 Nr. 2 (Verfagung der Beruftätig- 
keit, wenn fchon der anderen Partei gewährt). II. 5/10 86. 14, 364. 

2. Iſt die Beſchlagnahme und Durchſuchung in dem ehrengericht- 
lichen Verfahren gegen Rechtsanwälte zuläffig? II. 13/6 84. 10, 425. 

3. Iſt die Vorfchrift des $ 17 des Geſetzes über die Preſſe vom 
7. Mai 1874 auch auf das ehrengerichtliche Verfahren gegen Rechts— 
anwälte zu beziehen? III. 3/11 80. 3, 42. 


S. weiter 
WEB. 5 66 
SE ei er 


Geſetz, betreffend den Spiellartenftempel, vom 3. Juli 1878 (R.G.BL ©. 133). 


1. Iſt bei fachlicher Koufurrenz der in 88 10, 11 vorgefehenen 
Verfehlungen eine Rumulation der hier und dort angedrohten Geldjtrafe 
ausgeſchloſſen? I. 6/2 99. 32, 11. 

2. Was verſteht 8 10 unter dem mit Strafe bedrohten „wiſſent— 
lihen Gewahrſam“ ungejtempelter Spielfarten? I. 4/11 80. 3, 21. 

3. Welche Willensbejtimmung ift zur Strafbarfeit der Erwerbung ꝛc 
ungejtempelter Spielfarten erforderlih? I. 28/2 81. 4, 11. 

4. Seht die Strafbarleit der Veräußerung ungeftempelter Spiel: 
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farten ah 88 10, 12 eine für die unterbliebene Stempelung der 
veräußerten Spiellarten faufale Fahrläffigkeit voraus? 

Was ift unter „Niederlegung“ der fertigen ungejtempelten Spiel- 
farten in das in $ 5 des Negulativd des Bundesrats vom 6. Juli 1878 
bezeichnete Behältnis zu verjtehen? 

In welchem Umfange iſt im Gebiete der Spielfartenjtempel-Rontra= 
vention der Nachweis, daß der Beichuldigte die Stempelfteuer nicht habe 
binterziehen können oder wollen, mit der Wirkung, daß nur eine Ord— 
nungöftrafe eintritt, zugelafien? IH. 15/1 85. 11, 402. 

5. Bezieht fi) die Vorſchrift in $ 14 auch auf die Verſendung 
bon ungeſtempelten Spielfarten nad) Orten innerhalb des Deutjchen Reichs ? 
III. 25/9 84. 11, 96. 





Geſetz, betreffend die —— —— - Spzialdemofratie, vom 
1. Oftober 1878 (R.G. Bl. ©. 351). 
©. in Bezug auf das nicht mehr geltende es 
Über Wirkfamfeit der auf Grund des Geſetzes ergangenen Verbote. 
11, 350, 
zu 8 9. 18, 119; 20, 181; 21, 71, 
„gı11. 4, 362, 
" S 14. 16, 114, 


„$16. 1, 28; 2, 297, 
„817. 11, 871; 12, 109, 
„819. 1,11. 321; 2, 329: 3, 316; 5, 40, 346; 9, 291; 11, 179; 


14, 224,15, 118: 16, 114, 176, 252; 17. 384; 18, 58, 96, 
» . 24, 25. 2, 216; 6, 85, 353; 11, 105, 
„8 28. 1, 363; 5, 114; 18, 367; 19, 1; 20, 111; 21, 33. 


8. März > - 
Poſtordnung vom - 24. Nuguf 1879 (Centr. Bl. ©. 185, 538). 


Fordert die Poſt, indem fie Poſtpaketadreſſen mit Abjchnitten, welche 
legtere den Bordrud „Name, Wohnort und Wohnung des Abjenders” 
tragen, ausgibt, daß ihr mittel Einfchreibens ded Namens ꝛc des Ab- 
jenderd in den Abfchnitt ein urfundlicher Nachweis über die Perfon des 
Abjenderd ausgeftellt wird? IIL 9/2 88; 17, 141. 


©. außerdem 
zuS1l . Be ln a 
g8 22388 ea Mit 
824 ...0202020202.10,128, 
— BE. 2. Wr 5 20, 436; 26, 389, 
un Se „2: #6, 3118; 
„8488. 17, 394. 


Geſetz, betreffend den Verlehr mit Nahrungsmitteln, Geunßmitteln und Gebrauchs— 
gegenſtänden, vom 14. Mai 1879 (N.6.BL. ©. 145). 
1. Zum Begriffe von Nahrungs: und Genußmittel ſ. St.G.B. $ 1 
8 370 Nr. 5 und nadjftehend $ 10. 
83° 
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2. Scließt die Eigenfchaft, bezw. die Anpreifung eine? Präparat 
al3 eines Arzneimittel3 deſſen gleichzeitige Auffaſſung als Genußmittel 
auß? III. 13/7 81. 4, 398. 


84 Iſt im Geltungsbereiche des preußiſchen Allgemeinen Landrechts ein 
Polizeibeamter befugt, ein im Marktverkehre angetroffenes Nahrungs— 
mittel, welches geſundheitsgefährlich erſcheint, zum Zwecke näherer Unter— 
ſuchung in Beſchlag zu nehmen? Sind dabei die Vorſchriften der Straf: 
prozeßordnung über Bejchlagnahme maßgebend? II. 23/10 83. 9, 121. 


s 10 1. Zum Begriffe von Nahrungs: und Genußmittel. I. 29/9 00. 
33, 386. 

2. Fällt Hefe unter den Begriff von Nahrungsmittel im Sinne des 
8 10? III. 28/5 00. 33, 301. 

3. Über den Begriff |. weiter 81 und &.G.B. 8 370 Nr. 5. 

4. Über die Frage, ob der Gejchäftseigentümer, oder der Gefchäfts- 
leiter aus $ 10 ſtrafrechtlich verantwortlich iſt, ſ. $ 12, Nr.5 ©. 521. 

5. Unter welchen Vorausfeßungen iſt der Brauereibejiger, welcher 
die Brauerei durch einen Braumeijter beforgen läßt, für die in jeiner 
Brauerei vorgefommenen Bierfälſchungen verantwortlih? I. 10/1 98, 
23, 383. 

6. Über die Begriffe von „nachgemacht“ und „verfälſcht“ und das 
Verhältnis beider zu einander. Kann dasfelbe Nahrungsmittel je nad) 
der BVerjchiedenheit feiner örtlichen Beitimmung für eines von mehreren 
Abfapgebieten als normal bejchaffen und für ein anderes als nachgemacht 
oder verfälfcht angefehen werden? IL. 1/3 98. 31, 72; III. 25/3 89. 
19, 151; II. 2/11 86. 14, 428; III. 14/7 81. 4, 484. 

7. Was heißt „zum Zwecke der Täufhung im Handel und Ver— 
fehr"? Wird vorausgefeßt, daß der Verfertiger der nachgemachten oder 
verfälichten Nahrungs=- und Genußmittel außer der Handlung des Nach— 
machens oder Verfälfchens eine weitere Handlung vornimmt, in welcher 
die Täufchung einer anderen Perfon liegt, und ift eine Täuſchung des 
unmittelbaren Abnehmerd des Verfertigers erforderlih? I. 17/1 81. 
8, 269; 1.:17/1 81. 3, 273; I. 5/2 94. 26, 117. 

8. Iſt die Anwendbarkeit des $ 10 Nr. 1 ausgeſchloſſen, wenn der 
Verfertiger der nachgemachten oder verfälfchten Nahrungs- oder Genuß 
mittel diejelben jelbjt in Verkehr gebracht hat? I. 17/1 81. 3, 269. 

9. Unter welchen Umftänden ilt, wenn auf die Handlungen eines 
Angeklagten ſowohl $ 10 Nr. 1, als auch 8 10 Nr. 2, oder neben letzt— 
gedachter Strafbeitimmung auch 8 263 St. G. B.'s Anwendung leidet, die 
Annahme von Realkonkurrenz zuläffig? IV. 2/2 94. 25,101; IIL.11/12 84. 
11, 855; I. 13/3 84. 10, 198. 

10. Über den Begriff und verfchiedene Arten der Verfälihung von 
Nahrungsmitteln, insbefondere durch Färben. II. 18/2 82. 6, 51. 
I. 3/1 98. 30, 398. 

11. Fällt e8 unter den Begriff der Nahrungsmittelfälihung, wenn 
einem verdorbenen Nahrungsmittel ohne Veränderungen in der Subftanz 
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der Anfchein einer befferen Beichaffenheit gegeben wird? IL. 2/11 81. 
5, 178. 

12. Wonach bemißt ſich bei Nahrungsmitteln, welche aus ver: 
chiedenen Stoffen zufammengejeßt find, die Feititellung des normalen 
Produft5? I. 7/1 87. 15, 161. 

13. Unter welchen Vorausſetzungen fünnen Totale Übungen eine 
Abweichung von der normalen Bejchhaffenheit eined Nahrungsmittels recht: 
fertigen? I. 14/11 87. 16, 316. 

14. Anwiefern können Gejchäftdgebräude die Feititellung des Nach— 
machens oder Verfälſchens ausfchließen? II. 2/11 86. 14, 428, 

15. Sind Nachmachen und Verfälichen als gleichwertige Alternativen 
anzufehen? II. 12/5 91. 21, 437. 

16. Begriff des „Nachmachens“ im PVerhältniffe zur Einführung 
eine neuen Nahrungdmitteld. Wie weit geht die Berpflichtung des 
Fabrikanten, die Käufer vor Täufhung zu bewahren? I. 13/7 93. 
24, 240. 

17. Unter welchen Borausfegungen kann in einer neuen Methode 
der Heritellung von Nahrungsmitteln ꝛc eine Verfälſchung derjelben ge- 
funden werden? Verwendung von Surrogaten. III. 20/11 82. 7, 337. 

18. Iſt bei der frage, ob Berfälihung eined Nahrungs oder 
Genußmitteld anzunehmen ijt, der Preis desfelben zu berüdjichtigen? 
I. 3/1 98. 30, 398. 

19. Kann die Verwendung von pekuniär minderwertigen Stoffen 
(Stärkejirups jtatt Zuckers) zum Einmachen von Früchten jhon an ſich 
al3 Verfälihung angefehen werden? Iſt der Umſtand, daß die Käufer 
in ihren Erwartungen getäujcht werden, ausjchlaggebend, auch wenn der 
Verkäufer fich defjen nicht bewußt war? I. 17/12 96. 29, 258, 

20. Sit der Tatbejtand einer Verfälfhung dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Täter dem Nahrungs= oder Genußmittel zum Zwecke der Täuſchung 
den Schein einer bejjeren Bejchaffenheit geben wollte, tatſächlich aber 
nur eine Berjchlechterung des Produkts herbeiführte? J. 28/287. 15, 321. 

21. Rann durch Zuſatz von Beitandteilen desjelben Naturprodufts, 
aus welchem ein Nahrungs- oder Genußmittel gewonnen wird, eine Ver- 
fälfchung von Nahrung: oder Öenußmitteln begangen werden? III. 4/6 81. 
4, 311. 

22. Berfälfhung durch Beimengung verdorbener oder minderwertiger 
Quantitäten desjelben Nahrungs: oder Genußmittels (Zuſatz don Neigen— 
bier). I. 1/10 85. 12, 400. 

23. Über Verfälſchung von Kaffee durch Färben. I. 11/2 95. 27, 6; 
I. 4/8 95. 27, 78. 

24. Sit die Herjtellung von „Fabrikmenado“ aus brafilianifchen 
Kaffeebohnen als Verfälfhung zu betrachten? I. 5/2 94. 25, 117. 

25. Enthält die Heritellung von Wurjt aus dem Fleiſche eines 
frepierten Hundes ein Nachmachen oder Verfälſchen eines Nahrungsmitteld? 
II. 12/5 91. 21, 437. 

26. Iſt ein Zuſatz von Stärfemehl zu Würften als Verfälfchung 
des Nahrungsmittel anzufehen? I. 7/1 87. 15, 161. 
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27. Kann Margarine als nachgemachte Milchbutter bezeichnet werden ? 
III. 25/3 89. 19, 151. 

28. Kann ein Runftproduft aus Zalg und Speifeöl ald nachgemachtes 
Schweineſchmalz bezeichnet werden? III. 17/3 94. 25, 182. 

29. Liegt VBerfälihung von Butter ſchon deshalb vor, weil bei deren 
Herjtelung der 20 Prozent überfteigende Waſſergehalt derjelben nicht 
entzogen worden ijt? IV. 31/1 88. 17, 99. 

30. Was ijt unter Vollmilch) zu verftehen? I. 21/12 99. 33, 26. 

31. Sit es vollendete oder nur verjuchte Nahrungsmittelfälfhung, 
wenn jemand eine fleinere Menge Mild mit Waller verdünnt, nicht um 
fie unmittelbar in den Verkehr zu bringen, fondern um fie der zum 
Verkaufe beſtimmten anderen Milch beizumifchen? I. 6/5 97. 30, 100. 


32. Rann Bier, dem Sacharin ftatt der zu feiner ordnungsmäßigen 
Heritellung erforderlichen Menge von Malz zugefeßt wurde, als verfälicht 
angejehen werden? I. 2/3 93. 24, 36, 

33. Bildet die Beimengung von Galizylfäure zu Bier eine Ver— 
fälfhung? I. 30/11 85. 13, 97. 

34. Verftößt die ſog. Mlärung eines durch Hefe getrübten Bieres, 
wenn hierzu nur mechanifch wirkende Mittel verwendet werden, gegen 
das Nahrung&mittelgefep? I. 5/7 83. 8, 434. 

35. Inwiefern begründet Wafjerzufaß zu fertigem Biere eine Ver— 
fälſchung? I. 10/1 93. 23, 383. 

36. Iſt ein in Bayern gebrauted Bier, welchem andere Stoffe als 
Hopfen und Malz, insbefondere jog. Bierfouleur oder pulverifierte® Süß- 
holz beigemengt find, als verfäliht im Sinne des $ 10 anzufehen? 
I. 18/12 82. 7, 314. 

37. Enthält jede Übertretung des Art. 7 des bayerifchen Malz- 
aufichlagsgejehes zugleich die Fälihung eines Nahrungsmittel? Inwieweit 
iſt das Landesgeſetz für die FFeititellung eines Wergehend gegen das 
Nahrungsmittelgefe entjcheidend? I. 15/12 84. 11, 294; I. 15/12 84. 
12, 94. 

38. Sit das für die Bereitung bayeriichen Biered geltende Berbot 
der Beimengung von Surrogaten jeder Art, ſowie die Unnahme, da 
jedes bayerische Bier, welchem andere als die vom Geſetze zugelaffenen 
Stoffe zugejeßt werden, als „verfälfcht” zu erachten fei, auch für das in 
Bayern gebraute Weißbier maßgebend? I. 31/3 84. 10, 266. 

39. Über das Verhältnis des Nahrungsmittelgefepes zu dem Geſetze 
vom 20. April 1892, betreffend den Verkehr mit Wein ꝛc. I. 7/3 98. 
3l, 54. 

40. Über Weinverfälfhung aus der Zeit vor dem Gefepe vom 
20. April 1892, I. 1/11 80. 2, 418; L 20/1 87. 15, 192; I. 28/2 87. 
15, 321; IL. 2/11 86. 14, 428, 

41. Iſt da „Gallifieren“ des Weins im Deutſchen Neiche erlaubt? 
I. 20/1 87. 15, 192. 

42. Über Weinfälſchung durch Zuſatz von Hollunderbeerjait. I. 28/2 87. 
15, 321. 
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43. Gilt jede Beimiſchung von Sprit, Zucker oder Wafjer zum 
Traubenjaft als Weinverfälihung? 

Sit Nahahmung von Wein oder einer beſtimmten Weinſorte ſchon 
durch die Feititellung ausgeichloffen, daß das hergejtellte Gemijch über- 
haupt Traubenfaft, bezw. Saft einer beftimmten Traubenforte enthält? 

Iſt in dem bloßen Aufkleben einer falfchen Etikette auf eine Flaſche 
eine Fälſchung des in der Flaſche befindlichen Weind zu erfennen? 

Wird bei dem Feilhalten von Wein unter faljchen Etiketten das 
Merkmal „einer zur Täufchung geeigneten Bezeichnung“ durch die Zeit: 
ftellung befeitigt, daß da8 Verkehrspublifum im allgemeinen weiß, was 
ed von einer ſolchen Etifettierung zu halten habe? 

Genügt zur VBerneinung des Vorſatzes die Feititellung, daß der 
Weinfälfcher in dem angewendeten Verfahren eine Verfälfchung nicht er: 
fannt habe, indem er der Meinung gewefen jei, berechtigten Gebräuchen 
de3 Handeld und der Technik zu folgen? II. 2/11 86. 14, 428. 


44. Muß eine VBerfälfhung von Num, Arak oder Kognak ans 
genommen werden, wenn eine Mifchung nur 50 Prozent oder weniger 
echten Rum, Arak oder Kognak enthält? II. 2/11 86. 14, 428. 

45. Wann liegt ein Verkauf unter Verfchweigung der Verfälihung ꝛc 
vor? II. 1/3 98. 31, 72. 


46. Kann $ 10 Anwendung finden, wenn das verdorbene Nahrungs— 
mittel 2c nicht Gegenstand eines einzelnen Kaufgefchäft® war, jondern in 
Erfüllung eines Vertrags über Leiltung von Koſt und Wohnung gegen 
einen Gejamtpreis verabfolgt wurde? I. 23/1 93. 23, 396. 

47. Wird die Anwendung des 8 10 Nr. 2 dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die verkaufte oder feilgehaltene Mare ein im reellen Handelsverkehr 
vorfommender, oder daß fie ein al3 Nahrungsmittel begehrter Artikel war? 

Über das Verhältnis des in 8 10 Nr. 2 vorgefehenen Vergehens 
zu dem des Betrugs. III. 13/11 80. 8, 234. 

48. Wann ift beim Verkaufe verfälichhter Nahrungsmittel ein Betrug 
durch Unterdrüden wahrer Tatjahen anzunehmen? I. 8/2 97. 29, 369. 


49. Über den Begriff der Verdorbenheit von Nahrungs- und Genuß: 
mitteln. IV. 5/2 95. 26, 419; I. 30/1 93. 23, 409; I. 12/1 82. 
5, 343; III. 5/10 81. 5, 290, 

50. Sind unter verdorbenen Nahrungsmitteln nur ſolche zu ver- 
jtehen, deren urjprünglich guter Zuftand durch fpäter hinzutretende Um— 
jtände verfchlechtert worden ift, oder auch ſolche, deren Geringmertigfeit 
ſchon durch die Art ihrer Herjtellung herbeigeführt worden ijt? IL 3/1 82. 
5, 287. 

51. Unter welchen Vorausſetzungen ift das efelerregende Ausſehen 
von Ehwaren geeignet, diefelben als verdorben darzuftellen, und fällt die 
Eigenschaft der WVerdorbenheit, welche im rohen Zuftande zur Zeit des 
Berkaufes vorhanden tft, dadurch hinweg, daß durch fpätere Behandlung 
de3 Gegenstandes die Erjcheinungen, welche die Verdorbenheit begründen, 
befeitigt werden fünnen? II. 9/5 82. 6, 268. 

52. Kann die Annahme, daß ein Nahrungsmittel verdorben ſei, 
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lediglidy darauf geitügt werden, daß das Publikum es für verdorben 
halte? III. 28/9 85. 12, 407. 

53. Über den Begriff des „Feilhaltens“. IN. 4/6 81. 4, 274. 

54. Über den Begriff des „Feilhaltens unter einer zur Täufchung 
geeigneten Bezeihnung“. I. 10/2 81. 3, 380; III 18/6 85. 12, 301; 
II. 2/11 86. 14, 428, 

55. Über den fubjektiven Tatbejtand der in 8 10 vorgefehenen Ber: 
gehen. I. 11/2 95. 27, 6; III. 5/10 81. 5, 290. 

56. Unter welchen Vorausjepungen macht die Kenntnis des Käufers 
von der PVerdorbenheit des Nahrungsmitteld den Verkäufer jtraffrei? 
I. 26/9 94. 26, 114. 

57. Über Konkurrenz mit einem Vergehen gegen das Tabakſteuer— 
gefep vom 16. Juli 1879. II. 25/5 86. 14, 145. 

58. Findet $ 42 St. G. B.'s in den Fällen des S 10 Anwendung? 
I. 11/5 82. 6, 296. 

59. Über die Anwendbarkeit des $ 367 Nr. 7 St. G.B.'s neben 
dem Nahrungsmittelgefepe j. $ 367 Nr. 7, ©. 273. 

©. zu $10 aud 29, 35; 32, 203; 34, 230. 


511 1. Über die identiſchen Tatbeſtandsmerkmale ſ. $ 10. 

2. Über die Vorausfeßungen der Anwendung des $ 11. I. 27/3 82. 
6, 121. 

3. Sit das fahrläffige Feilhalten nachgemachter, verfäljchter oder 
verdorbener Nahrungs: und Genußmittel nah 8 11 jtrafbar, wenn es 
nit unter einer zur Täuſchung geeigneten Bezeihnung geichieht? 
II. 9/5 82. 6, 268; I. 10/2 81. 3, 380, 


512 1. Sit die in $ 12 Nr. 1 vorausgeſetzte Gefahr für die Geſund— 
heit einer Perfon nur dann vorhanden, wenn fie durch den einmaligen 
und in geringer Menge erfolgenden Genuß des betreffenden Gegenjtands 
hervorgerufen wird? III. 9/6 80. 2, 177. 

2. Liegt die Eigenſchaft der Gefundheitägefährlichkeit jchon dann 
vor, wenn Ddiejelbe zur Zeit des Verkaufs noch nicht vorhanden, jedod) 
nad kurzer Zeit zu erwarten it? 

Genügt die Möglichkeit, daß Perfonen, welche nad) dem Genuſſe 
des Fleifches von franfen Tieren, jobald fie von der Herfunft hören, aus 
Ekel an ihrer Gejundheit beijchädigt werben, um das Fleiſch als ein 
Nahrungsmittel anzufehen, welches die menſchliche Gefundheit zu ſchädigen 
geeignet ift? IL. 5/5 82. 6, 256; I. 1/10 88. 18, 135. 

3. Unter welden Vorausfegungen fann ein Nahrungsmittel als 
gefumdheittgefährlich angefehen werden, obwohl der Genuß nur einer 
bejtimmten Klaſſe von Menſchen jchädlih werden fann? I. 5/11 98. 
31, 299. 

4. Bum Begriffe des Heritellend und Inverkehrbringens gefundheits- 
ihädliher Nahrungsmittel. 

Erlangt eine Semmel dadurd, daß eine Stednadel in fie hinein— 
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gejtectt wird, die Eigenfchaft eines gefundheitsichädlichen Nahrungsmittels? 
Iv. 11/11 98. 31, 325. 

5. Gilt al3 derjenige, welcher gejundheitsgefährliche Nahrungsmittel 
heritellt oder verkauft, der Eigentümer des Gejchäfts, in welchem die 
Herftellung und der Verkauf erfolgen, oder kann der Geſchäftsleiter, 
welcher die bezüglichen Anordnungen getroffen hat, als ſolcher betrachtet 
werden? II. 20/5 81. 4, 182. 

6. Schließt die Eigenfchaft, bezw. die Anpreiſung eines Präparates 
al3 eines Arzneimitteld dejjen gleichzeitige Auffaffung als Genußmittel 
aus? III. 13/7 81. 4, 398. 

7. Was heißt „Heritellung“ von gejundheilägefährlichen Nahrungs: 
mitteln? Liegt eine jolche auch dann vor, wenn der dabei verwendete 
Nohitoff bereits die gejundheitögefährlichen Eigenjchaften bejejjen hat? 
II. 27/10 82. 7, 151. 

8. Zum Begriffe des „Feilhaltens“ im Sinne des $ 12 Nr. 1. 
III. 4/6 81. 4, 274. 

9. Was ift zum Verſuche jtrafbaren Feilhaltend gejundheitsgefähr- 
licher Nahrungsmittel erforderlih? III. 15/2 82. 6, 46; I. 1/11 81. 
5, 145. 

10. Kann ein Inverkehrbringen gejundheitsgefährliher Nahrungs 
mittel fon in der Zulaffung des Verbrauchs in der eigenen Hauswirt— 
Ihaft durch Familienangehörige und Dienjtboten gefunden werden? 
II. 27/10 82. 7, 151; I. 8/1 83. 7, 412. 

11. Sit das Verſchenken geſundheitsgefährlicher Nahrungsmittel als 
ein „Inverkehrbringen“ zu betrachten? 

Iſt Mehrheit von Abnehmern und erfolgte Gejundheit3bejhädigung 
zur Begründung des Tatbeftands des $12 Nr. 1 erforderlih? J. 13/12 80. 
3, 119. 

12. Wird die Annahme ftrafbaren Snverfehrbringend gejundheits- 
gefährlicher Nahrungsmittel dadurch ausgeſchloſſen, daß infolge privat- 
rechtlicher Verhältnifje ein Necht oder eine Verpflichtung zur Abgabe 
der gejundheitägefährdenden Gegenjtände begründet war? IV. 23/9 87. 
16, 191. 

13. Kann der Verkauf lebenden erkrankten Viehes als Inverkehr— 
bringen gejundheitsihädlichen Fleifches angejehen werden? Kann der 
Käufer folhen Fleiſches als Teilnchmer an dem Inverkehrbringen be— 
jtraft werden? I. 6/10 92. 23, 242. 

14. Wann ift anzunehmen, daß gejundheitsgefährdende Nahrungs: 
mittel in Verkehr gebracht find? Wann iſt nur Verſuch anzunehmen? 
II. 23/3 86. 14, 35. 

15. Rann in dem Feilhalten gefumndheitögefährdender Nahrungs: 
mittel der Verfuch eines Verfaufs derjelben gefunden werden? IV. 20/11 86. 
15, 56. 

16. Genügt e8 für die Wifjentlichleit des Verkaufs gejundheits- 
gefährlicher Nahrungsmittel, daß der Verkäufer die Eigenfchaften des ver: 
fauften Gegenstandes gekannt hat, welche deſſen Gefundheitsgefährlichkeit 
begründen? Il. 5/5 82. 6, 256. 
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17. Genügt zur Begründung der Annahme, daß jemand „wiſſent— 

lid” gejundheitägefährdendes Fleifh in den Verkehr gebracht habe, die 
Feititellung, daß er wiſſe, dasjelbe vühre von einem franfen Tiere her? 
I. 1/10 88. 18, 135. 
183. Findet $ 12 Nr. 1 bei einem Spezialfauf mit aufgejchobener 
Übergabe Anwendung, wenn der Verkäufer zwar nicht bei dem Verkaufe, 
wohl aber bei der Übergabe die gefundheitägefährliche Beichaffenheit des 
verfauften Nahrungsmitteld fannte? III. 30/3 81. 4, 92. 

19. Kann bei Verkauf gejundheitsgefährdender Nahrungsmittel die 
bloße Mitteilung diefer Eigenichaft an den Käufer den Verkäufer vor 
Beitrafung ſchützen? 

Sind außerdem Veranjtaltungen oder Vereinbarungen denkbar, durd 
welche, insbejondere beim Verfaufe eines Nahrungsmitteld, das je nad) 
der Art feiner Behandlung vor dem Genuffe bald ſchädlich, bald unfchädlid 
wirkt, die Strafbarkeit feiner Veräußerung als Nahrungsmittel aus: 
geichlofien werden kann? III. 4/1 82. 5, 389; I. 15/1 85. 11, 375. 

20. Bildet die in 8 12 Nr. 1 bezeichnete Herjtellung und bezw. 
der Berkauf, das Feilhalten oder das nverfehrbringen geſundheits— 
gefährlicher Nahrungsmittel nur eine einzige Deliktsſpezies mit alter: 
nativen und äquipollenten Merkmalen, oder jtellt ſich jeder der beiden 
Tatbeftände als ein befonderes Delikt dar? TI. 3/4 83.8, 149; IV. 11/11 98. 
31, 325. 

21. Sind Siphond Trinfgefhirre im Sinne de8 8 12 Nr. 2? 
IIL. 20/3 90. 20, 333. 


s 14 1. Über die identifhen Merkmale ſ. $ 12. 

2. Unter welchen Vorausſetzungen ijt ein jtrafbarer fahrläffiger 
Berkauf ıc gejundheitsgefährlicher Nahrungsmittel, insbeſondere trichinen- 
haltigen Fleifches anzunehmen? I. 27/3 82. 6,121; IV. 27/5 84. 10, 410; 
III. 15/2 82. 6, 41. 

3. Sit der Verkauf trichinenhaltigen Fleiſches für fahrläffig zu er: 
achten, wenn der Verfäufer bei den vorliegenden Umjtänden überzeugt 
fein konnte, daß das Fleiſch erit nach gehörigen Kochen genofjen werden 
würde? III. 7/5 88. 17, 427. 

4. Über das Erfordernis der zur Strafbarkeit aus 8 14 notwendigen 
Sahrläffigfeit. I. 17/1 81. 3, 273. 

5. Sit $ 14 anwendbar, wenn nicht die Unkenntnis des Verkäufers 
von der Gefundheitsgefährlichkeit des Gegenstandes, fondern der Verkauf 
desfelben als eines Nahrungs- oder Genußmitteld durch Fahrläffigfeit 
verſchuldet wird? III. 28/6 83. 9, 31. 

6. Sebt die Beitrafung des fahrläfjigen Verkaufs, Feilhaltens x 
gejundheitsgefährlicher Nahrungsmittel voraus, daß eine Unterfuchung 
vorgejchrieben war und unterlaſſen worden ijt. 

Verhältnis des $ 14 zu 88 222, 230 St. G. B.'s. III. 15/2 82. 6,41. 

7. Was ift unter Verurfahung eined Schadens an der Gejundheit 
eines Menjchen im Sinne des $ 14 zu veritehen? III. 6/2 90. 20, 254. 

©. zu $ 14 aud 24, 58. 
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1. Kann auf Einziehung erfannt werden, wenn Betrug ideell kon- & 15 
furriert? J. 24/1 95. 26, 406. 

2. Wird $ 42 St. G. B.'s für den Bereich des Nahrungsmittels 
gejeßes durch $ 15 Abf. 2 völlig erfegt? J. 11/5 82. 6, 296; I. 21/12 82, 
7, 428. 

3. Wird zur Anwendung des $ 15 Abſ. 2 das volle VBorhandens 
jein der tatfächlichen Erfordernifje, welche in SS 12—14 aufgeftellt jind, 
jamt dem Erforderniffe der Vorfäglichkeit bezw. der Fahrläſſigkeit voraus— 
gejegt? I. 21/12 82. 7, 428, 

4. Hat in dem Falle des 8 15 Abſ. 2 das Gericht zu unterjuchen, 
ob die Verfolgung einer beftimmten Perfon ausführbar ijt, oder nicht? 
IIL 5/4 83. 8, 288. 


1. Kann auf öffentlihe Bekanntmachung erkannt werden, wenn 8 16 
Betrug ideell fonfurriert? I. 24/1 95. 26, 406; III. 3/3 84. 10, 206, 

2. Sit es zuläffig, in der gemäß bj. 1 erfolgenden Bekannt— 
machung das Geſchäft zu bezeichnen, in welchem der als Verkäufer ver- 
urteilte Angeklagte das verdorbene Nahrungsmittel verkauft hat? I. 20/1 98. 

30, 405. 


Gebührenordnung fir Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (R.G. Bl. ©. 176). 


Zur Auslegung des 8 47 (Konferenzgebühr und Prozeßgebühr). 
II. 5/10 86. 14, 364. 


Gefes über die Konfulargerichtöbarkeit vom 10. Juli 1879 (M. G. Bl. ©. 197). 


Bedarf es zur Anwendung der deutichen Strafgejege der Feititellung, 
daß die im Auslande begangene Handlung auch durch die Geſetze des 
Tatort3 mit Strafe bedroht iſt? er. 25/7 94. 26, 97. 


Un 
— 


Kompetiert dem Konſul die Zurückweiſung einer Privatklage? Iſt SS 2lflg. 
gegen die auf die Beſchwerde über die Zurückweiſung ergangeue Ent— 
ſcheidung des Konſulargerichts eine weitere Beſchwerde zuläſſig? I. 28/11 95, 

28, 31. 


Iſt gegen einen Beichluß des Konfulargericht®, durch welchen die $ 35 
Beſchwerde gegen eine die Einleitung eines Strafverfahrens ablehnende 
Verfügung des Konful3 verworfen worden ijt, Die weitere Beſchwerde an 
dad Reichdgericht zuläflig? I. 29/6 93. 24, 220. 


Geſetz, betreffend den Zolltarif des deutſchen —— und den Frteat der Zölle 


— J2——— 
und der Tabakftener, vom gun iss —* 8. 59), 24, Mai * vi. s. ER 


a) Faſſung vom 15. Juli 1879. 


1. Was iſt nah 85 Nr. 2 unter „gebrauchten“ Kleidungsſtücken 
zu verſtehen? III. 2/7 85. 12, 342. 
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2. Sind nah $ 5 Wr. 4 auch diejenigen Gegenstände des Verzehrens 
zollfrei, welche fih zwar innerhalb der Quantität der für Verzehrungs— 
gegenftände geitatteten Zollfreiheit bewegen, aber nicht zum Verzehr be- 
jtimmt jind? I. 17/10 87. 16, 224. 

3. Zur Auslegung der Beitimmung des $ 5 Nr. 5 (Wagen). 
Iv. 25/11 90. 21, 176. 

4. Zur Auslegung des Tariffages Nr. 26 (Of). I. 8/2 86. 13, 321; 
Il. 16/1 85. 11, 366. 

©. weiter zu $ 7 19, 302. 


b) Faffung vom 28. Juni 1382. 
©. zu $7 18, 231; 19, 302, 


e) Fafſſung vom 24. Mai 1885, 


1. Welche Bedeutung hat die in $ 5 Nr. 5 Abſ. 3 vorgefehene Boll- 
freiheit der Pferde und anderer Tiere ald Zug- oder Lafttiere? I. 24/4 02. 
35, 199. 

2. Bur Auslegung der Anmerkung zu Poſ. 18, c, 1 des Tarifs, 
betreffend Zollfreiheit für Holz im Grenzverfehre. III. 28/11 87.17, 21. 

3. Zur Auslegung der Anordnung des preußischen Finanzminiſters, 
daß Zollfreiheit auf Grund der Anmerkung zu Nr. 25, g, 1 des Tarifs 
nur zu gewähren ſei, infoweit die eingeführten Mengen lediglich für den 
eigenen Haushalt eined Bewohners des Grenzbezirk3 beftimmt feien und 
für jeden Haushalt nicht mehr al3 die geſetzlich zuläjlige Höchſtmenge an 
einem und demjelben Tage eingeführt werde. II. 3/1 99. 31, 415; 
Iv. 28/11 99. 33, 1. 

4. Kommen bei Berechnung der nah Anmerkung zu Nr. 25, g, 1 
des Tarifs im Grenzverfehre zollfrei zugelaflenen Gewicht3menge von 
2kg Fleiſch auch ſolche Fleiſcharten in Betracht, deren Einfuhr verboten 
ift? IV. 6/12 87. 17, 9. 

5. Unterjcheidungsmerfmale zwiihen Mehl (Nr. 25, q, 2 des Tarifs) 
und Kleie. I. 4/10 94. 26, 86, 

6. Bon welcher Stelle ift die für den Fall des Mißbrauchs vor- 
behaltene Aufhebung oder Einſchränkung der nad) Anmerkung zu Wr. 25,q, 2 
des Tarif3 gewährten Zollfreiheit anzuordnen? Inwieweit ijt die Rechts— 
gültigfeit einer die Zollbefreiung einjchränfenden oder aufhebenden Ber: 
waltungsanorduung von den Gerichten zu prüfen? IV. 9/5 93. 24, 172. 

7. Iſt die nah Nr. 25, q, 2 des Tarifs den Bewohnern de Grenz- 
bezirt3 für Mühlenfabrifate von nicht mehr ald 3 kg gewährte Zollfreiheit 
beihränft durch das Lebensalter der betreffenden Bewohner oder dur 
ihre Nichtzufammengebörigkeit zu derfelben Familie? III. 31/3 92. 23, 29. 

8. Iſt diefe Begiünftigung an die Bedingung gebunden, daß die 
einzuführenden Fabrifate zur Verwendung im Haushalte des Einführenden 
bejtimmt jind? IL. 12/4 89. 19, 131. 

9. Begriff von „bloß behauenen Steinen“ und „groben Steinmeß- 
arbeiten“ im Sinne von Nr. 33, a und d des Tarifs. I. 1/11 94. 26,170. 


Neichsrecht. 16. Juli bis 20, Juli 1879. 525 











S. weiter 


u 88LA. . > > 2 2 en een en . 19, 861; 20, 805, 
Tarifpofition 18, a . . >... 14, 195, 
88 4, 5 des Geſetzes und > Zar Nr. 25, g, 2. re BE, 
Tarif Nr.26,b . . — | a '? 


Gefes, betreffend die Beitenerung des Tabafs, vom 16. Juli 1879 (R. G. Bl. ©. 245). 


Was ift für den Tatbeftand der Tabaksſteuerdefraude unter dem SS 22,2) 
„Erzielen einer Nachernte* ohne „Genehmigung der Steuerbehörde” zu 
verjtehen? III. 30/10 84. 11, 202. 


Zur Begriffsbeftimmung des Surrogatd. Unterfchied von Surrogat 8 27 
und bloßen Hülfsmitteln der Fabrikation. Konkurrenz des Vergehens 
der Verwendung nicht geitatteter Tabalsfurrogate und des Vergehend der 
Verfälſchung von Genußmitteln. II. 25/5 86. 14, 145. 


Unter welchen Vorausſetzungen liegt eine Tabakgfteuerdefraudation $ 32 
im Sinne des $ 32 Abſ. 2 Nr. 1 vor? 

Welhe Bedeutung haben hierfür die zu dem Geſetze ergangenen 
Ausführungsvorfchrijten? IV. 12/12 84. 11, 288, 


Wann liegt der in 8 36 Abf. 1 vorgefehene Fall vor, „daß der $$ 35,36 
Betrag der vorenthaltenen Steuer überhaupt nicht feitgeftellt werden fann*? 
Welchen Einfluß übt bei der nad) $ 35 Abſ. 2 erfolgenden Ermitte- 
fung de3 vorenthaltenen Steuerbetraged der Umjtand aus, daß gemäß 
$6 eine Ermittelung der zu vertretenden Gewichtsmenge jtattgefunden 
hatte? II. 19/2 86. 13, 346. 


Findet $ 40 nur auf den Fall des Vergehens gegen $ 34, oder $ 40 
aud) auf den Fall des Vergehens gegen 88 27, 36 Abſ. 2 (unzuläffige 
Verwendung von Surrogaten) Anwendung? 

Zum Begriffe des Dolus in diefem alle. IL. 29/4 87. 15, 429. 


Geſetz, betreffend die ———— des Brauntweins zu gewerblichen Zweden, 
vom 19. Juli 1879 (R.G. Bl. ©. 259). 
Über Idealkonkurrenz mit einer nach dem Branntweinſteuergeſetze 
vom 24. Juni 1887 ſtrafbaren Defraudation ſ. letzteres Geſetz. 
©. zu 88 1—3 weiter 30, 101. 


Geſetz, betreffend die Statiftil de8 Warenverkehrs zc, vom 20. Juli 1879 
(R.G. Bl. ©. 261). 


1. Welche ftatiftiihen Anmeldefcheine find zu verfenden, wenn Waren 
aus dem Hollgebiete durch das Ausland nach einem Orte im Zollgebiete 
verfandt werden, die Berfendung aber in der Weife geſchieht, daß die 
Waren zunächſt mit einem an eine auswärtige Station gerichteten Fracht— 
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ſcheine in das Ausland und von hier erit nad erfolgter Umfpedierung 
an den inländischen Ort ihrer Beſtimmung weitergefandt werden? 
IV. 15/3 89. 19, 79. 

2. Berhältnis der unterlafjenen Anmeldung zur Ronterbande. Liegt 
Geſetzeskonkurrenz vor? IV. 4/11 90. 21, 141. 

©. zu 88 4, 11, 13, 17 weiter 30, 384. 


Verordnungen zur Verhütung des Zufammenftoßens der Schiffe anf Sce 
7. Januar 1880 (R.6.81. S. 1) 


vom 5. Mai 1897 MED. ©. 203) ' 

1. Finden die Vorjchriften der Verordnung don 1880 über das 
Ausweichen der Schiffe auch auf offene Fifcherboote und andere offene 
Boote Anwendung? II. 21/9 88. 18, 89. 

2. Finden die Vorfchriften über das Lichterwejen auch auf Fahr— 
zeuge Anwendung, welche feine Segel führen und ausſchließlich darauf 
angewiefen find, im Schlepptau von Dampfichiffen fortbemegt zu werden? 
III. 24/4 90. 20, 372. 

3. Finden die das Ausweichen der Dampficdiffe regelnden Bor: 
ſchriften des Art. 16 der Verordnung von 1880 auch auf Schleppdampfer 
Anwendung? IV. 15/2 95. 27, 36. 

4. Verhältnis der Beltimmungen in den Verordnungen von 1880 
und 1897 zu fandesrechtlichen Normen. IV. 28/6 98. 31, 225. 


Geſetz, betreffend die Abwehr nnd Interdridung von VBichlenden, 


23. Juni 1880 (N. G. Bl. €. 153) P 
vom 7, Mai 1804 (R.G.B1. 6,410) * (Pol. N 328 St. G. B., S. 242.) 


s1 Wird die Annahme des Seuchenverdadht3 im Sinne des $ 1 fchon 
dadurch begründet, daß das fragliche Tier von einem tollwütigen Hunde 
gebifjen worden iſt? II. 15/6 00. 33, 337. 


832,12,31 1. Sind die auf Grund des Geſetzes erlaffenen Anordnungen der 
Behörden Bolizeiverordnungen und den Vorſchriften über dieſe unter: 
worfen? IV. 3/11 91. 22, 190. 

2. Hat der Richter zu entjcheiden, ob der Ausbruch einer Seuche 
oder der Verdacht des Ausbruchs vorliegt? 

Welche Maßnahmen unterliegen der in $ 12 Abſ. 2 vorgefehenen 
protofollarifchen oder ſchriftlichen Form? I. 13/10 92. 23, 258. 

3. Begriff von Viehjeuden. 

Sind in Bayern die beamteten Tierärzte zu polizeilihen Anord- 
nungen zuftändig? 

Steht der „Rauſchbrand“ dem Milzbrande gleich? 

Kann die Verlegung von Vorſchriften gegen die Verbreitung des Milz. 
brandes die Anwendung des $ 327 St. G. B's begründen? I. 12/10 93. 
24, 332. 

4. Sit eine gejeglich jtatthafte Abjperrungämaßregel, welche von der 
an ſich zuftändigen Polizeibehörde ohne die vorgejchriebene Zuziehung 
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des beamteten Tierarzted getroffen ift, verbindlich und geeignet, die Anz 

wendung des $ 328 St. G. B's zu begründen? II. 28/11 93. 24, 424, 
5. Welche Behörden find in Eljaß-Lothringen für die Anordnung 

von Schußmaßregeln zuſtändig? 

Form der Anordnungen. I 15/6 99. 32, 228. 


1. Was iſt unter „Rindfleifh“ zu verjtehen, wenn deſſen Ein: $ 7 
führung dur eine Anordnung der Verwaltungsbehörde verboten wird? 
I. 3/10 01. 34, 372. 

2. Was unter „Schweinefleifch*, infoweit deſſen Einfuhr gleich der 
Einfuhr von Schweinen ffandinavijchen bezw. amerikaniſchen Urſprungs 
verboten ijt? III. 11/4 89. 19, 155, 


Handelt jemand Sperrmaßregeln dadurd zuwider, daß er verkaufte $ 22 
Tiere zum Überführen bereit ftellt? 
Begriff von „verbächtigen Tieren“. I. 15/5 99. 32, 153. 


1. Kann die in $ 65 vorgefehene Übertretung mit einem Vergehen 88 65-67 
gegen 8 328 ©t.G.B.’3 ideell fonfurrieren? IV. 24/9 95. 27, 357. 

2. Sit Beitrafung aus 8 66 Nr. 1 ausgejchloffen durch eine irrige 
Auffaffung der eine Einfuhrbefchräntung enthaltenden Anordnung ? 
II. 3/1 99. 31, 415. 

3. Haben bei wiffentliher Übertretung von Abfperrungs= und 
Auffiht3maßregeln oder Einfuhrverboten die $$ 65—67 Anwendung zu 
finden? I. 13/4 82. 6, 159; IV. 30/1 85. 12, 19. 


©. weiter 
zu 88 7, 8 de Ge en . ...%26, 158, 
„s8 7, 19-22, 238. ... Br 31, 342, 33, 225, 
„88 14, 18—29, 40—44 . . 17, 72; 20, 177; 32, 286, 291. 
J 88 17,18, 20,66... . 30, 220; 31, 254. 


Verordnung, — die Klaſſeneinteilung der rei 2c, vom 
9, Juni 1880 (R.G.8L ©. 169). 
Dienftverhäftmiffe der Militärbeamten, insbeſondere der preußifchen 
Militärpfarrer. I 21/9 82. 7, 79. 


Zolllartell au dem Handelövertrag zwiſchen ra er und Ofterreih- Ungarn 
vom 23. Mai 1881 (R.G.BL. ©. 133). 

1. Schließt $ 17 des Zollkartells Die — des deutſchen 
Strafgeſetzes und die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte zur Beſtrafung 
der von einem öſterreichiſchen Staatsangehörigen in Deutſchland begangenen 
Übertretung der deutſchen Zollgeſetze aus? III. 27/2 90. 20, 290. 

2. Sit mit den in 8 17 vorkommenden Worten „auf Antrag” 
ausgedrüdt, da ein Strafantrag im Sinne des Strafgeſetzbuchs nötig 
it? III. 30/6 87. 16, 235; I. 27/6 92. 23, 194. 

©. über den Vertrag weiter 13, 410; 14, 303; 32, 110. 
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Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben (Reiheftempeigeieh), 
1. Juli 1881 (R.G.81. S. 185), 3. Juni 1885 (R.G.81. ©. 179) 


VOM 57. Ayrit 1894 (R.G.8L. ©. 381), 14. Juni 1900 R.C.BL, ©, 375) * 
a) Faſſung vom 1. Juli 1881. 


83 1. Wer hat bei den von einer Aktiengeſellſchaft ausgegebenen jtempel: 
pflichtigen Renten- und Sculdverjchreibungen als der zu gelten, welcher 
da8 Wertpapier im Sinne von 8 3 ausgibt? 

Enthält ein Irrtum über die Eigenfchaft eines Wertpapiers ala 
jtempelpflichtiger Schuldverfchreibung einen Irrtum über Tatſachen, oder 
einen Strafredt3irrtum? III. 22/1 85. 11, 426. 

2. Iſt 8 3 aud in dem Falle zur Anwendung zu bringen, daß Die 
Aftien ꝛc noch nicht urkundlich feitgeftellt worden find? I. 12/2 83. 8, 34. 

3. Sit die Erteilung einer Vollmaht zum Verkaufe von Wert— 
papieren al3 „ein damit gemachte® Gejchäft unter Lebenden“ im Sinne 
des 8 3 anzufehen? I. 20/10 84. 11, 171. 


86-8 1. Wer gilt im Sinne des 8 6 als Außfteller eines mit der 
Sozietätsfirma unterzeichneten Schriftitüd der in Tarifpofition Nr. 4a, 
bezeichneten Art? IIL 2/5 83. 8, 326. 

2. Sit der Inhaber einer Firma wegen Unterlafjung der Entrich— 
tung der Stempelabgabe von einer durd feinen Profurijten auf den 
Namen der Firma angefertigten und aus den Händen gegebenen Schluß 
note 2c als Ausſteller ftrafrechtlich verantwortlih? Pl. 31/1 85. 12, 22. 


ss 12-16 Schließt die Beftrafung wegen unbefugter Veranftaltung einer öffent: 
fihen Lotterie die Beltrafung wegen Hinterziehung der Reichsſtempel— 
abgabe aus? III. 9/6 84. 11, 9. 


s 21 Sind die zur Deklaration des Geſetzes gefakten Bundesratsbeichlüffe 
von 5. Juli 1872 für den Nichter bindend? Zur Auslegung dieſer 
Beichlüffe. III. 16/2 85. 12, 40. 


88 23, 24 1. Schließt das auf jtrafrehhtlihen Irrtum über die Stempel» 
pflichtigfeit beruhende Fehlen der Hinterziehungsabficht gemäß $ 23 Abf. 2 
die Hinterziehungsitrafe aus? III. 22/1 85. 11, 426. 

2. Unterliegt die Strafverfolgung aud im Falle der Verwirkung 
einer Ordnungsftrafe gemäß $ 23 der fünfjährigen Verjährung? IL. 
2/7 85. 12, 345. 

Tarif. 
Tarifpofition I: Altien, Renten und Schuldverjchreibungen. 

Was iſt unter „inländichen für den Handelsverkehr beitimmten 
Renten- und Schuldverfchreibungen” im Sinne der Nr. 2,5, zu veritehen ? 
Gehören dazu die auf den Inhaber geitellten Schuldverjchreibungen 
jhlechtweg? III. 22/1 85. 11, 426, 
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Tarifpofition II: Schlußnoten und Rechnungen. 

1. Sit die Tarifbeftimmung IL, 4a nur auf folhe Schriftitüde an— 
wendbar, durch welche nach dem Abjchluffe der dort bezeichneten Gejchäfte 
die weſentlichen Bejtimmungen des Gefchäfts zufammengeftellt und bes 
ftätigt werden? 

Was ijt unter „Briefen“ im Sinne der Befreiungsbeftimmung 
Nr. 3 zu verjtehen? Pl. 31/1 85. 12, 22. 

2. Unterliegen Schlußnoten, durch welche der Abſchluß eines direkten 
Importgeſchäftes beurkundet wird, einer einfachen, oder doppelten Bes 
fteuerung? II. 19/6 85. 12, 284. 

3. Welche Schrijtitüde fallen unter den Begriff der in Nr. 4a 
des Tarifs gedachten fonjtigen von Unterhändlern ausgejtellten Schrift: 
jtüde über den Abſchluß ꝛc eines der daſelbſt bezeichneten Geſchäfte? 

Über die Bedeutung der Befreiungsbeftimmung in Nr. 3. III. 2/5 83. 
8, 326; III. 23/6 84. 11, 45. 

4. Fallen unter 4,a, des Tarif Verträge über beftimmte in- 
dividualifierte Inventarienftüde und Warenbejtände? IL. 6/3 94. 25, 161. 

5. Kann in der bei dem Abjchluffe eines Vertrages über ein 
Warenlieferungsgefchäft getroffenen Vereinbarung, der Kaufpreis könne 
fowohl durch Barzahlung, als durch Wechfel entrichtet werden, ein Kauf: 
oder anderweitiges Unjchaffungsgefchäft oder Lieferungsgeihäft über 
Wechjel erblidt werden? I. 5/3 85. 12, 281. 

6. Fällt die Berechnung eine ausgeglichenen Guthabens, welche 
über die Annahme von Wechſeln an Zahlungsftatt ausgeftellt ift, unter 
den Begriff der Berechnungen über ein abgejchlofjenes Anſchaffungs— 
geihäft über Wechjel im Sinne der Tarifpofition 4,6? IV. 14/10 84. 
11, 146. 

7. Fällt die Berechnung über Gutſchrift von Koupons, welche in- 
folge erteilten Inkaſſomandats erhoben worden find, unter den Begriff 
der Berechnung über ein Guthaben aus einem Anjchaffungsgejchäfte im 
Sinne der Tarifpofition 4,b? III. 16/2 85. 12, 40. 

8. Findet die Befreiungdbejtimmung 3 auch auf folhe Briefe Ans 
wendung, welde nad ihrem Inhalte unter den Begriff der Rechnungen 
im Sinne der Tarifnummer 4,b fallen? 

Kann ein Brief, welcher eine Rechnung über eine abgefchloffene 
Hingabe an Zahlungsitatt enthält, zu den „Briefen über die unter a 
bezeichneten Geſchäfte“ im Sinne der gedachten Befreiungsbeitimmung 
gerechnet werden? IV. 17/4 85. 12, 135. 

9. Sit dem Stempel nad II Nr. 4a des Tarif3 ein Brief unter- 
worfen, welcher die zwifchen dem Kommittenten und dem Kommiffionär 
über eine Kommiffion zum Verkaufe von Börfenpapieren gewechjelten 
Telegramme zufammenfaßt? II. 2/1 85. 11, 339. 


b) Faffung vom 3. Juni 1885. 


1. Iſt es als ein Ausgeben von Aktien im Sinne des 8 3 zu 8g3,4 
betrachten, wenn die Zeichner des geſamten Grundfapital® bei der 
Gründung einer Aktiengefelfchaft beſchließen, daß die Aftien während 

Ben.-Reg. zu E. i. Et.S. I-XNXV, 34 





bleiben und nicht veräußert werden follen? 

St der Vorſtand der Mltiengefellihaft ftrajbar, wenn bei der 
Gründung vor dem Auflegen der Aktien zur Zeichnung die vorgefchriebene 
Anzeige an die Steuerbehörde unterlajfen wurde? 

Kann im Falle der ſog. Simultangründung neben den Gründern 
auch ein Dritter ald Emittent im Sinne des $ 4 angejehen werden? 
I. 12/12 98. 31, 400. 

2. Wer ift als Rontrahent im Sinne des $ 3 Abſ. 2 zu betraditen? 
Fällt unter den Begriff auch der Nehmer, Erwerber, Pjandnehmer dei 
Wertpapiere? IIL 20/4 96. 28, 359. 

3. Hat die in $ 4 Abf. 1 dem Emittenten von Wertpapieren auf: 
erlegte Verpflichtung, der Steuerbehörde vor der Auflegung der Papiere 
zur Zeichnung Anzeige zu eritatten, dad Vorhandenſein urkundlich aus: 
gefertigter Wertpapiere zur Vorausfeßung? 

Erftredt ſich die Anzeigepfliht auch auf die Fälle der Simultan- 
gründung von Altiengeſellſchaften und auf Fälle nicht öffentlicher 
Beihnung? 

Wer ift ald Emittent im Sinne diefer Geſetzesvorſchrift zu betrachten, 
insbejondere bei Aufforderung zu weiteren Einzahlungen auf Wert 
papiere? II. 12/6 88. 17, 431; IV. 20/2 94. 25, 145. 

4. it bei einer Aftienemiffion durch eine bereit3 bejtehende Aftien- 
gejellichajt die den Emittenten von Wertpapieren durch $ 4 auferlegte 
Anzeigepflicht ſchon vor dem auf die Emiffion bezüglichen Bejchlufie 
der Generalverfammlung begründet? IV. 3/10 90. 21, 90. 


$7 Wann liegt ein nah Abj. 3 zu verfteuernded, von einem Kom: 
miffionär geſchloſſenes Geſchäft vor? IV. 11/4 90. 20, 364. 


s10 Kann, wenn ein Anfhaffungsgeihäft von zwei Maflern vermittelt 
wird, die nad) 8 10 erforderlihe Schlußnote in der Weiſe bergeftellt 
werden, daß jede Hälfte nur einen der beiden Vermittler namhaft mad? 
II. 14/6 89. 19, 324. 


833 It die Ordnungsftrafe audgefchloffen, wenn ſich eine Ausfpielung 
aus Fahrläffigkeit zu einer öffentlichen geitaltet hat? I. 5/11 91. 22, 194. 


s 34 1. Anwendbarkeit auf Verfehlungen, welche vor dem Inkrafttreten 
des Geſetzes ergangen find. IL. 20/5 90. 20, 407. 

2. Findet $ 34 Unmwendung, wenn nad dem 1. Oftober 1885 
wegen vor dieſem Tage begangener Berfehlung gegen die Beitimmungen 
über Stempelung von „Schlußnoten und Rechnungen“ auf Strafe zu 
erkennen ift? IL. 12/1 86. 13, 249. 

3. Welche Perjonen haben als „gemeinjchaftliche Kontrahenten“ im 
Sinne des Abf. 1 zu gelten? III. 20/4 96. 28, 359. 
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Tarif. 


Zarifpofition II: Kaufgeſchäfte zc. 

1. Sit bei Berechnung des Stempeld für Spiritusfäufe ald Wert 
des Raufgefchäftd allein der für den Spiritus vereinbarte Preis maß— 
gebend, oder muß dieſem Preife die ufancemäßig für die Gebinde zu 
entrichtende Vergütung hinzugerechnet werden? II. 17/9 89. 19, 374. 

2. Was ift ein Anfchaffungsgefhäft? Kann auch eine Hingabe an 
Zahlungsſtatt als ſolches erjcheinen? Enthält die Hingabe und Annahme 
von alternativ als Kaufpreis gejchuldeten Steuerfcheinen ein Erwerbs— 
geſchäft diefer Wertpapiere? I. 25/11 89. 20, 50. 

Tarifpofition III: Zotterielofe. 

Unter welden Borausjegungen ift eine Ausfpielung als öffentlich 

veranftaltet anzufehen? II. 15/2 87. 15, 274. 


e) Faffung vom 27. April 1894. 


Über die Vorausfegungen der Anwendung des Abſ. 1 f. Tarif $ 12 
pofition 4 Kaufgeſchäfte ze). 


Findet die Beitimmung Anwendung auf die Hydra» oder Schnee- $ 22 
ballengejchhäfte, die zum Zwecke des Abſatzes von Waren veranftaltet 
werben? I. 14/2 01. 34, 140; IV. 15/10 01. 34, 390 


1. Über „Vermittelung“ von Wetten bei ausländiſchen Wettunter- 88 24, 26 
nehmungen. II. 26/4 01. 34, 261. ©. weiter Faſſung vom 14. Juni 1900 
Nr. 2, ©. 532, 

2. Findet $ 26 Abſ. 2 Anwendung auf die Vermittler von Wett: 
aufträgen für ausländijche Pferderennen, welche im Inlande Wetteinjäge 
entgegennehmen und bei den ausländiichen Wettunternehmungen einzahlen, 
ohne die von den letzteren ausgeſtellten Wettausweiſe in das Reichsgebiet 
einzuführen oder dafelbft zu empfangen? IV. 2/12 98. 31, 364. 

3. Rann als Täter nad 8 26 oder 8 34 beftraft werden, wer bei 
öffentlich veranftalteten Pferderennen für Rechnung eines inländifchen 
Wettunternehmend Wetteinfäge unter Aushändigung umverjteuerter Aus— 
weife entgegennimmt? II. 15/4 98. 31, 53. 

4. Sit 8 26 Abi. 2 anwendbar bei Stundung von Wetieinfäßen? 
II. 2/4 97. 30, 49. 

5. Über Stempelpflichtigfeit von Wusweifen über Wetteinſütze 
ſ. weiter Nr. 5 des Tarifs. 

6. Findet $ 26 Abſ. 2 gegen Buchmacher Anwendung? II. 5/5 96. 
28, 366; II. 30/10 99. 32, 353. 

7. Erheifcht die Anwendung des $ 26 die Feititellung, ob die Vor— 
ausfeßungen des Abſ. 1 oder die des Abſ. 2 vorliegen? II. 30/10 99. 
32, 353. 

8. Verhältnis des 8 26 Abf. 3 zu $ 78 St. G. B.'s. IL 2/4 97, 
30, 49. 

34* 
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9. Verhältnis der in 8 26 vorgefehenen Straftat zu dem gleich— 
zeitig betriebenen gewerbsmäßigen Glüdßfpiele. IL 15/4 98. 31, 114. 

10. Unter welchen Vorausfeßungen fonfurriert die nad) 8 26 jtraf- 
bare Stempelhinterziefung ideell mit dem Vergehen der Beranjtaltung 
einer unerlaubten öffentlichen Lotterie? IV.11/1 98.30, 396; I. 10/11 87. 
16, 301; III 9/6 84. 11, 9. 


834 1. Können mehrere Zuwiderhandlungen gegen 8 34 als eine fort— 
gefegte Übertretung angefehen werden? 
In welder Zeit verjähren Übertretungen des 8 34? IL. 15/10 97. 
30, 285. 
2. Sit Abſ. 2 anwendbar bei einem zwar jtrafrechtlichen, aber die 
Hinterziehungsabfiht ausfchließenden Irrtume? II. 2/4 97. 30, 49. 


s 39 Miüffen fi die Genofjenfchaften einer Nevifion ihrer Geſchäfts— 
führung durch die Stempelfifale unterwerfen, wenn durd; die Nevifion 
nur fejtgeitellt werden ſoll, ob fie abgabepflichtige Gejchäfte der unter 
Nr. 4 des Tarifs bezeichneten Art betreiben? II. 3/5 95. 27, 200. 


Tarif, 
Tarifpofition 4: Kaufgeſchäfte :c. 

Sit der Berechnung der Stempelabgabe der Nennwert, oder der den— 
jelben überjteigende ald Kaufpreis vertragsmäßig vereinbarte Kurswert 
zu grunde zu legen, wenn jemand von dem gleichen Bankier an dem= 
jelben Tage gleichzeitig oder fucceffive unter Ausftellung einer einzigen 
Schlußnote verfchiedene dem nämlichen Steuerſatze unterliegenden Wert- 
papiere, deren Nennwert je 5000 X beträgt, zu verjchiedenen nach dem 
Kurswerte der einzelnen Effekten bemefjenen SKaufpreifen erwirbt? 
III. 29/1 00. 33, 102. 

ZTarifpofition 5: Lotterieloſe. 

1. Iſt für die Stempelpflichtigfeit der Ausweiſe über Wetteinfäße 
bei Pferderennen die Identität de Orts des Wettunternehmend und der 
Nennveranftaltung notwendig? III. 1/3 97. 29, 425. ‚ 

2. Wird neben der Offentlichkeit de3 Pferderennens auch die Offent— 
lichkeit ded Wettunternehmens gefordert? Wie iſt der Begriff der Öffent- 
lichkeit aufzufaffen? IL 5/5 96. 28, 366. 


d) Faſſung dom 14, Juni 1900, 


1. Genügt zur Freifprehung von einer Anklage aus 88 23, 27 
die Feititelung, daß der PVeranjtalter der Wettunternehmung nur von 
Belannten Wetteinfäge angenommen habe? II. 29/4 02. 35, 209. 

2. Vermittelung von Wetten bei ausländifchen Wettunternehmungen ; 
Unterjchied von Wetten auf eigene Rechnung. Hat der Vermittler eine 
dreitägige Frift für die Erfüllung feiner Verpflichtung zur Ausftellung 
verjteuerter Nachweiſe? II. 20/6 02. 35, 386. 

3. Verhältnis des Vergehens gegen 8 27 zu der Übertretung des 
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8 44 und zu dem Vergehen des gewerbömäßigen Gtüctsfpiels, II. 19/9 02. 
35, 344. 
4. Unterliegen die ſog. offenen Depots von Privatperfonen bei 
Banken der Revifion nad) $ 49 Abi. 2? I. 20/3 02. 35, 165. 


Belanntmahung des Reichskanzlers, betreffend die Abänderung der Vorſchriften 
über die Verwendung ber Beieitenpelmerten, vom 16. Juli 1881 (R.G.BL. 


Sit bei der Vorſchrift, daß die Marke „unmittelbar unter dem 
legten Vermerle“ aufzufleben ift, ein der Unterfchrift angefügter Handzug 
zu berüdjichtigen? I. 3/12 94. 26, 297. 


Geſetz, betreffend die Beitrafung von Iuwiderhandlungen gegen * ——— 
ungariſchen Zollgeſetze, vom 17. Juli 1881 (R.G. Bl. ©. 247). 

1. Erleiden die Strafbeſtimmungen auf die — der Dauer 
der Gültigkeit des Geſetzes verübten Zuwiderhandlungen Anwendung, 
obgleich die Gültigkeit des Geſetzes zwiſchenzeitlich aufgehört hatte? 
IV. 7/4 99. 32, 110. 

2. Hat dad Gejeß mit dem Tage ded Erlöfchens des deutſch— 
öfterreichifchen Handelövertragd vom 23. Mai 1881 feine Geſetzeskraft 
verloren? III. 22/9 94. 26, 321. 

3. Bedingt e3 für die Anwendung auf die in Deutichland verübte, 
Beihülfe einen rechtlichen Unterſchied, ob die Haupttat von einem öjter- 
reichiſchen Untertan in Oſterreich verübt ift, oder nicht? IIL 17/11 92. 
23, 300. 

4, Über Ausſpruch der Konfisfation gegen den Gehülfen ſ. B.8.6. 
8 154 (8, 278). 

5. Findet die in $$ 136, 137 8.3.9.8 aufgeftellte Vermutung der 
vollbrachten Konterbande oder Zoldefraudation aud bei den nad) dem 
Geſetze vom 17. Juli 1881 ftrafbaren Bumiderhandlungen gegen die 
öfterreichifch-ungarifchen BZollgejege Anwendung? II. 3/1 88. 17, 35. 

©. zu dem Geſetze auch 14, 124, 303. 


Negulativ ded Bundesrates, betreffend Gewährung einer Zollerleichterung bei der 
Ausfuhr von Mühlenfabrifaten, vom 27. Junt 1882" (Centr,Bt. ©. 290). 
Was ift im Sinne des $ 9 unter gebeuteltem Mehle zu verjtehen? 
II. 7/6 89. 19, 302. 
©. über das Regulativ auch 18, 231. 


Verordunng, betreffend da8 Verbot der Einfuhr von Schweinen ꝛc amerika— 
niihen Urfprungs, vom 6. März 1883 (R.G. Bl. ©. 31). 

1. Wie geitaltet fi die Beweisführung in Bezug auf dad Tat— 
bejtandsmerfmal „amerikanischen Urfprungs* in $ 1? Sind die zu der 
Verordnung vom Reichskanzler erlajfenen Ausführungsbeftimmungen bes 
hördfiche Anordnungen, wie jolde $ 327 St. G. B.'s vorausfeßt? I. 15/6 91. 
22, 45. 
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2. Bezweden die Einfuhrverbote die Verhütung des Einführens 
oder Verbreitend einer „anjtedenden Krankheit”, fo daß bei Zuwider— 
"handlung $ 327 St. G. B.'s anwendbar wird? III. 18/10 90. 21, 121. 

3. Was ift unter dem Ausdrude „Schweinefleifch“, deſſen Einfuhr 

gleihfall& verboten ift, zu verftehen? III. 11/4 89. 19, 155. 


libereinfunft zwiſchen Deutſchland und Frankreich, betreffend den Schub von Werfen 

der Literatur und Kumit, vom 19. April 1883 (R.G.BL. S. 269). 

Art.6. Anwendung bei auswechjelbaren Notenfcheiben. IV. 24/2 99. 
32, 41. 

Art. 15 nebit Zufagprotofoll. Berhältnis zu den Beitimmungen des 
$ 58 des Geſetzes über dad Urheberreht an Schriftwerfen ꝛc vom 
11. Zuni 1870. II. 28/11 91. 22, 258. 

©. weiter 35, 360. 


Geſetz, betreffend bie Krankenverfigerung der Arbeiter (Kranfenverfiherungägeieh), 
1883 (R.6.81, & 73) 
DOM ;5, Aprit 1892 (N.®.8L. €. 417 
a) Faſſung vom 15. Juni 1888, 


Ss 80-82 Wird dem $ 80 durch fimulierte Verträge über Lohnkürzung zu— 

widergehandelt? 
| Sit in dem Abjchluffe eines dem $ 80 zumiderlaufenden Vertrags 
und in dem tatjächlichen Mbzuge eines zu hohen Betrags die reale ſton— 
furrenz zweier Straftaten zu erbliden? 

Inwieweit kann in der mehrfachen Verübung der gleihen Straftat 
ein fortgejeßtes Delikt erkannt werden? IV. 21/12 88. 18, 317, 

©. zu dem Geſetze weiter 15, 414. 





bh) Faſſung vom 10, April 1892, 


88 42-64 1. Bedeutung de 8 42 Abſ. 3. III. 15/7 99. 32, 259. 

2. Was ift unter „Bmangdbeitreibungsverfahren” im Sinne der 
88 528, 53 Abſ. 3 zu verftehen? IL 10/4 94. 25, 258. 

3. Was ift unter „jofortiger” Ablieferung der Lohnabzüge im Sinne 
des 8 53 Abſ. 3 zu verjtehen? II. 15/12 96. 29, 265. 

4. Kann eine Ortskrankenkaſſe ſich einer öffentlichen Klage als 
Nebenflägerin anjchließen, um auf Grund des 8 57 den Entſchädigungs— 
anfpruch de& Berleßten im Wege der Buße geltend zu machen? I. 30/3 96. 
28, 301. 

5. Kommt den dom Staate ald Betriebsunternehmer nach 8 64 
beftellten Rafjen= und Rehnungsführern Beamteneigenfchaft zu? III. 15/7 99. 
32, 259. 


88 81-82b 1. Uber da3 Verhältnis zu $ 263 St. G. B.'s. J. 15/2 00. 33, 342. 
2. Wer ift Arbeitgeber im Sinne des Krankenverſicherungsgeſetzes? 
Verhältnis des $ 82b zum $ 82 in Verbindung mit 8 53 Abi. 3. 

II. 9/10 94. 26, 120; II. 8/3 95. 27, 85. 
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3. Was erfordert das ftrafbare Borenthalten von Krankenverſiche— 
rungsbeiträgen im Sinne des 8 82b, namentlich in fubjektiver Beziehung? 

Konkurrenz des Vergehen? gegen 8 82b mit Betrug und einer 
Zuwiderhandlung gegen $ 82. IL.10/3 96. 28, 254; IV. 26/11 95. 28,5, 

4. Rann der zahlungsfähige Arbeitgeber, der die nad) 8 53 Abi. 3 
zu macenden Abzüge nicht gemacht oder die gemachten Abzüge nicht ab» 
geliefert hat, der aus 8 82 oder $ 82b erhobenen Anklage damit bes 
gegnen, daß er gegen die Krankenkaſſe eine Forderung habe, die er aufrechne? 

Iſt gegenüber dem Anſpruche der Kranlenkaſſe auf die Verſicherungs— 
beiträge überhaupt die Aufrechnung mit einer Gegenforderung zuläflig? 
I. 5/0 96. 29, 86. 

5. Hat die Strafvorfchrift de8 $ 82b zur Vorausſetzung, daß ſich 
die Arbeitgeber im Beſitze der den Arbeitern abgezogenen Lohnbeträge 
befinden? II. 26/1 94. 25, 104. 

6. Wird der Begriff des ftrafbaren Borenthaltens im Sinne des 
8 82b durch die Zahlungsunfähigkeit des verpflichteten Arbeitgeber zur 
Beit der Fälligkeit der Eintrittögelder und Beiträge ausgejchlofjen? 
II. 20/3 94. 25, 194. 

7. Über den einer Anklage aus $ 82b entgegengeftellten Einwand, 
daß fich der angellagte Arbeitgeber beim Mangel eigener Mittel nur den 
an die Urbeiter audzuzahlenden Lohnbetrag, nicht auch die Mittel für 
die der Krankenkaſſe zutommenden Beiträge habe leihen können. I. 17/6 97. 
30, 161, 

8. Kann $ 82b gegen die vom Arbeitgeber zur Leitung feines 
Betriebes beſtellten Perſonen Anwendung finden? IV. 10/12 01. 35, 20. 

9. Zum Begriffe des „Inabzugbringens“ von Lohmbeträgen im 
Sinne des 8 82b. II. 17/9 02. 35, 341. 

©. zu dem Geſetze weiter 28, 321; 30, 329, 





Geſetz, betreffend die Anfertigung und Verzolfung von Zündhölzern, vom 
13. Mai 1884 (R. G. Bi. ©. 49). 

Sit dur 88 2, 4 die Vornahme der Zubereitungs- ıc Arbeiten in 
Anweſenheit jugendlicher Perſonen unter Strafe geftellt, oder ijt nur der- 
jenige jtrafbar, welcher in der Lage ift, den Aufenthalt in den Arbeits- 
räumen zu gejtatten bezw. zu verbieten, umd dennoch während der Vor— 
nahme der Arbeiten die Anwefenheit jugendlicher Perfonen geitattet oder 
ihre Wegweifung aus den Näumen unterläßt? III 16/4 88. 17, 349. 


Gele gegen den verbrederiihen und nemeingefährlihen Gebrauch von Spreng: 
ftoffen vom 9. Juni 1884 (V. G. Bl. ©. 61). 

1. Beſitzt der, welchem die polizeiliche Erlaubnis zum Beſitze von 
Sprengitoffen für einen beftimmten Betrieb erteilt worden ift, den Spreng— 
jtoff ohne polizeiliche Erlaubnis, wenn er ihn für einen anderen als den 
Betriebszweck verwendet? J. 18/12 99. 33, 41. 

2. Was ijt unter dem Bertriebe von Sprengitoffen zu verjtehen? 
Iv. 28/1 87. 15, 237. 
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Bann liegt eine von einer entralbehörde getroffene Anordnung 
vor? III. 23/2 99. 32, 39. 


1. Sit der durch unberechtigtes Fischen oder Krebſen unter Anwen- 
dung don Sprengitoffen verübte Eingriff in fremde Okkupationsrecht 
nad) 8 5 dieſes Geſetzes, oder nah) 8 296 St. G. B.'s zu beftrafen? 
Iv. 22/1 86. 13, 305. 

2, Kann das Verbrechen ideell mit Mordverjuh konkurrieren? 
II. 9/7 97. 30, 216. 


Was iſt unter „einem erlaubten Zwecke“ im Sinne des $ 8 zu 
verjtehen? IV. 25/11 84. 11, 268. 


1. ©. aud) oben 88 1, 2. 

2. Was ift unter dem „Unternehmen“ des Verkauf oder der Über- 
fafjung von Sprengjtoffen ohne polizeilihe Ermädtigung zu verjtehen? 
II. 19/3 88. 17, 257. 

3. Wann liegt ein Überlaffen von Sprengftoffen an andere im Sinne 
des Gejeßed vor? IV. 25/6 86. 14, 231. 

4. Inwieweit trifft den Spediteur, der lediglich im Auftrage eines 
auswärtigen Berjenderd Sprengjtoffe für den Erport ind Ausland in 
Empfang nimmt, die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für die Einführung? 
II. 25/3 95. 27, 119. 

5. Was ift unter „Im Bejige betroffen werden“ zu verftehen? 

Muß die polizeiliche Erlaubnis zum Beſitze von Sprengitoffen 
ichon bei dem Beginne des Beſitzes erteilt fein, um die Beftrafung aus— 
zufchließen? IV. 30/10 85.13, 35;1.16/11 85. 13,46; III. 26/285. 12,73. 

6. Was ijt unter „Beſitz“ zu verjtehen? IV. 12/6 85. 12, 256. 

7. Steht der Anwendung de8 $ 9 entgegen, daß da3 Duantum 
des im Beſitze des Täter gefundenen Sprengjtofjd nur ein geringes war? 
IV. 10/4 88. 17, 278. 

8. Unter welchen Borausfegungen wird der unwiſſentlich erlangte 
nnd nad eingetretener Wiſſenſchaft ohne polizeilihe Genehmigung fort« 
geießte Beſitz von Sprengitoffen jtrafbar? IIL 23/1 96. 28, 130, 

9. Genügt zur Berurteilung die Feititelung des Beſitzes von 
Sprenglapfeln ohne polizeiliche Erlaubnis? I. 8/1 94. 25, 29. 

10. Schüßt die einer bejtimmten Perſon erteilte polizeiliche Er- 
laubnis zum Beſitze von Sprengitoffen zugleich denjenigen, welcher im 
Namen jener Perſon deren Beſitz tatfählid ausübt? 

Über die Befugnis der Polizeibehörde zur Erteilung einer Erlaubnis, 
welche außer dem juriftiichen Bejiger auch defjen Vertreter — Arbeiter, 
Fuhrleute ꝛc — dedt. IV. 21/11 85. 13, 90; III. 26/2 85. 12, 73. 
IV. 13/10 85. 12, 431. 

11. Inwieweit vermag für den Zatbejtand unerlaubten Beſitzes 
von Sprengitoffen die polizeiliche Genehmigung, welche dem Stellvertreter 
des Befiger für den von ihm ausgeübten Gewahrjam erteilt ift, zugleich 
den Beſitzer ſelbſt zu ſchützen? II. 15/10 85. 13, 22. 
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12. Bedarf derjenige, welder zum Beſitze von Sprengitoffen legi— 
timiert it, auch nod) die befondere polizeiliche Erlaubnis zur Überlafjung 
derjelben an andere, welche gleichſalls die polizeilihe Erlaubnis zum 
Beſitz von Sprengftoffen erhalten haben? I. 4/4 87. 15, 387. 

13. Setzt die Anwendung ded $ 9 voraus, daß der Täter von 
dem Borhandenfein der bei ihm vorgefundenen SERIE Kenntnis 
gehabt Hat, oder genügt der Nachweis der Fahrläffigkeit? I. 8/6 85. 
12, 244. 

14. Wird vorausgejeßt, daß der Täter es vorfäßlich unterließ, die 
polizeiliche Erlaubnis einzuholen, oder genügt jedenfall3 eine Fahrläflig- 
feit? I. 16/11 85. 18, 46. 

15. Erforderniffe de Dolus. I. 17/1 87. 15, 158. 

16. Setzt die Beitrafung Bewußtſein der Rechtswidrigleit voraus? 
IV. 30/10 85. 18, 85. 

17. Kann der Beſitzer von Sprengjtoffen fi damit entſchuldigen, 
daß er irrtümlid) geglaubt habe, im Befite der geſetzlich vorgefchriebenen 
Erlaubnis zu fein? IV. 13/10 85. 12, 431. 

18. Inwieweit fönnen für den Xatbeitand unerlaubten Beſitzes 
von Sprengjtoffen Irrtümer über den Umfang der erteilten polizeilichen 
Öenehmigung oder über die Notwendigkeit einer jolchen ſtrafausſchließend 
in Betracht fommen? Macht ed dabei einen Unterfchied, ob der Irrtum 
ſich auf das Strafgeſetz felbit bezieht, oder die auf Grund desſelben er⸗ 
laſſenen Ausführungsverordnungen? II. 1/10 85. 12, 398. 

19. Was ift unter einer polizeilichen Bejtimmung im Sinne bes 
Abi. 2 zu verftehen? Sit eine ſolche in $ 62 des Bahnpolizeireglements 
für die Eijenbahnen Deutjhlands vom 30. November 1885 zu finden? 
I. 15/5 93. 24, 163. 

20. Gehört zu den in Abſ. 2 gedachten polizeilichen Bejtimmungen 
auch $ 62 der Betriebdordnung für die Haupteifenbahnen Deutjchlands 
vom 5. Juli 1892? I. 10/10 95. 27, 377. 

21. Sind unter den in Abf. 2 gedachten Bejtimmungen auch die 
über den Transport von Sprengitoffen erlaffenen landespolizeilichen Ver- 
ordnungen zu veritehen? Wie meit erjtredt fich die Pflicht de3 Verſenders 
zur Unzeige der Transportmodalitäten? IV. 4/2 87. 15, 245. 

22. Findet die Strafbejtimmung des Abf. 2 auch dann Anwendung, 
wenn eine bejtehende Bolizeiverordnung für gewijje Fälle die Beobachtung 
ipeziell zu erlaffender polizeiliher Anordnungen ausdrücklich vorſchreibt 
und diefem Gebote zumwidergehandelt ift? IV. 14/1 87. 15, 207. 

23. Bur Auslegung der für Ausführung de 8 9 Abf. 2 maß— 
gebenden Arnsberger Regierungspolizeiverordnung vom 17. September 1879, 
Kt Beihülfe zur Zumiderhandlung gegen diefe Verordnung jtrafbar? 
Iv. 25/2 90. 20, 275. 

24. Zur Auslegung der einfchlagenden Bergpolizeiverordnung des 
Oberbergamtd zu Dortmund vom 12. Juli 1883. IV. 28/1 87. 15, 237; 
I. 24/11 94. 26, 235. 

25. Über da3 Verhältnis des $ 9 zu 8 867 Nr. 5 St. G.B.'s. 
II. 15/10 85. 18, 22. 
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26. Kann Idealkonkurrenz angenommen werden, wenn der Täter 
den nah 8 9 jtrafbaren Befig von Sprengitoffen durch Diebitahl erlangt 
hat? IV. 8/12 85. 18, 145. 

27. Was veriteht das Geſetz unter dem „Verkehr mit Sprengs 
ſtoffen?“ 

Fällt unter die Strafbeſtimmungen des Geſetzes die Zuwiderhand— 
fung gegen polizeilihe Vorſchriften, welche die beim Sprengen zu 
beobachtenden Sicherungsmaßregeln zum Gegenftande haben? I. 18/11 01. 
34, 440, 

28. ©, weiter preußifche Minifterialverordnung v. 19. Oktober 1893. 

©. zu 88 1, 9 des Geſetzes noch 28, 292; 33, 417; 34, 12. 


Unfallverjiherungögeieh vom 6. Juli 1884 (R. G. Bl. ©, 69). 


81 Was iſt unter einem Unfalle „bei dem Betriebe“ zu verſtehen? 
I. 9/10 90. 21, 96. Ä 
©. zu $ 95 24, 397. 


Geſetz über den Feingehalt der Gold: und Silberwaren vom 16. Juli 1884 
(R.G.Bl. S. 120). 
Was iſt unter Uhrgehäuſe zu verſtehen? Iſt ein Uhrgehäuſe mit 
Vorder- und Hinterdeckel als ein Gerät im Sinne des Geſetzes anzuſehen? 
Müſſen bei der Stempelung eines Uhrgehäuſes mit zwei Deckeln 
beide Deckel mit dem in dem Geſetz vom 16. Juli 1884 und der Be— 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 7. Januar 1886 vorgeſchriebenen 
Stempelzeichen verſehen werden? II. 25/1 89. 18, 376. 


a arnier betreffend das Geſetz gegen den verbrederifhen ꝛc Gebraud von 
prengftoffen vom 13. Marz 1885 (R.G. Bl. ©. 78). 

Kommt ed darauf an, wozu die Sciegmittel im konkreten Falle 
beſtimmt find, oder nur auf deren allgemeine Tauglichkeit für die in 
dem Beſchluſſe gedachten Bwede? III, 25/3 95. 27, 119. j 


Ubereinkunft, betreffend die Bildung eines internationalen Verbandes zum Schube 
von Werken der Literatur und Kunft, vom ” are In an 

1. Über den Schuß nicht veröffentlichter Werke ausländifcher Ur: 
heber gegen Nachdruck. II. 17/11 96. 29, 193. 

2. Über Auslegung der Beſtimmung in Art. 2 Abf. 2, daß der 
Schub abhängig iſt von der Erfüllung der Bedingungen und Förmlich— 
feiten, welche durch die Gefeßgebung des Urfjprungslandes des Werts 
vorgefchrieben find. 

Was gehört nad franzöfiihen Rechte zur Erfüllung dieſer Be— 
dingung? III 8/4 97. 30, 81. 

3. Anwendung des Schlußprotofolld Nr. 3 bei auswechjelbaren 
Notenjcheiben. IV. 24/2 99. 32, 41. 
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4. Unter welchen VBorausjegungen genießen photographiſche Erzeug— 
niffe, die aus Frankreich jtammen, im Deutfchen Reiche Schub gegen 
Nachbildung? IL. 26/9 92. 35, 360. 


Geſttz, betreflend die Beſteuerung ded Branniweind 
24. Duni 1887 (R.G,BL. ©. 263) 


VOM 5 Zum 18% (M.W.BL. ©. 338), 16. Junt 1895 (8.6.01. 8.370) ° 


a) Faſſung vom nn 


8. Juni 1891 ° 
1. Was verjteht $ 17 unter 
a) Vergütung der Verbrauchsabgabe, 
b) dem Unternehmen, die Verbrauchsabgabe zu hinterziehen? 

Seht diejed Unternehmen begrifflic voraus, daß zur Zeit der Tat 
ein abgabepflichtiger Gegenjtand exijtierte oder eine Verpflichtung zur 
Bahlung der Abgabe begründet war? 

Sit der Brennereibejiger, welcher durch Vorſpiegelung faljcher Tate 
jachen gegenüber der Steuerbehörde eine Erhöhung ſeines Branntwein- 
jteuerfontingentS zu erwirken verſucht, wegen Betrugsverſuchs, oder wegen 
Branntweinjteuerdefraudation zu bejtrafen? 

Kann Sdeallonkurrenz zwiſchen Betrugsverſuch und Steuerdefrau- 
dation in Rückſicht darauf angenommen werden, daß bei der als 
Defraudation jtrafbaren Handlung der Borjaß des Täter8 auch die 
Bermögensbejchädigung von Privatperfonen mit umfaßt? IV. 30/12 95. 
28, 91. 

2. Bildet die Hinterziehung der Nachiteuer von Branntwein eine 
Defraudation der Verbrauchsabgabe im Sinne des $ 17? IV. 8/10 89. 
19, 399. 

3. Wie iſt die Abjicht, die Verbrauchsabgabe zu hinterziehen, bei 
erfolgter Feititellung der Abficht, die Maifchjtener zu Hinterziehen, zur 
Feſtſtellung zu bringen? II. 9/11 88. 18, 215. 


Wird für die Beitrafung wegen Defraudation auch bei der Feit- 
jtellung der in den 88 18, 19 bezeichneten Tatſachen der Nachweis der 
Defraudationsabjicht vorausgefeßt? I. 13/12 94. 26, 310. 


1. Kann durch diejelbe Handlung zugleich eine Defraudation der $ 


Maijchbottichiteuer und des Zuſchlags zur Verbrauchsabgabe begangen 
werden? Sind die Strafen nad den betreffenden Steuerpofitionen felb- 
jtändig zu berechnen und zu kumulieren? 

Sit bei einer einheitlichen Defraudation der Maifchitener und der 
Verbrauchsabgabe die zu jubjtituierende Freiheitsitrafe gleich der Geld- 
ſtrafe nach Maßgabe der Gefeße vom 8. Juli 1868 und 24. Juni 1887 
nebeneinander feitzufeßen? IV. 11/3 92. 23, 1. 

2. Wie ijt eine Gelditrafe gemäß $ 21 Abſſ. 1, 3 zu berechnen, 
wenn in einer Brennerei überhaupt Branntwein mittel3 eines zu diefem 
Zwecke in der Leitungsröhre angebrachten Bohrlochs abgeleitet worden 
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it, jedoh die Menge des abgeleiteten Branntweind nicht feititeht? 
Iv. 2/2 92. 22, 318. 

3. Wieviel beträgt die Geldftrafe im Falle der in Abſ. 2 vorgejehenen 
Defraudation? IL. 21/3 01. 34, 226. 

4. Können die Mitinhaber einer Firma bei der von einem berjelben 
bewirkten unrichtigen Deklaration als Mittäter der Steuerhinterziehung 
angejehen werden? Trifft in foldem Halle jeden derfelben die volle 
Strafe? I. 3/1 89. 18, 339. 

5. reift die jtraffchärfende Vorſchrift des 8 21 Abſ. 3 aud da 
Platz, wo Branntwein, nahdem er in der Brennerei nah Menge und 
Stärke fejtgejtellt ift, der weiteren jteuerlichen Kontrolle entzogen wird? 

Kann das in $ 21 Abſ. 1 vorgefehene Vergehen ideell fonfurrieren 
mit einem Vergehen gegen $ 2 Abſ. 1 des Gejekes vom 19. Juli 1879, 
betr. die Bejteuerung des Branntweins zu gewerblichen Zweden? Kommt 
in diefem Falle 8 73 St.G.B.'s zur Anwendung, und welches Gejeß iſt 
als das die jchwerere Strafe androhende Gejeß zu erachten? II. 26/2 92. 
22, 388; IL 1/11 93. 24, 402. 


Dauert bei der DVerbringung von Branntwein ohne Entrichtung 
der Verbrauhsabgabe in ein zur Aufnahme bejtimmtes Lager die Ber- 
antwortlichleit de8 Warenführerd für VBerjchlußverlegungen auch dann 
nod) fort, wenn im Eifenbahnverfehre der Branntwein an den Empfänger 
des Transport3 übergeben ijt, die Verfendungsicheine der Steuerbehörde 
zugegangen find und der Empfänger lediglich mit der Vorführung der 
Ware vor die Steuerbehörde behufs Schlußabfertigung befaßt gewejen 
ift? III. 10/10 95. 27, 372. 


1. Iſt gegen den Brennereibejiger oder Brennereileiter, welcher fich 
jelbjt einer Defraudation jchuldig gemacht hat, neben der Defraudationd- 
jtrafe auch noch die in 8 28 vorgejehene bejondere Kontraventiongftrafe 
zu verhängen? III. 2/3 91. 21, 391. ; 

2. Sit gegen den Brennereibefiger, der ich ſelbſt einer Kontra— 
vention gegen die Ordnungsvorſchriften ſchuldig gemacht bat, neben der 
hierdurch verwirkten Strafe no auf die in $ 28 Abſ. 3 vorgefehene 
Strafe zu erfennen? III. 28/9 91. 22, 149. 


1. Bon welcher Behörde ift die in $ 30 vorgefehene Unterfagung 
der Ausübung des Brennereigewerbes auszufprechen? IV. 18/11 90. 
21, 174. 

2. Iſt wegen der Defraudation des Zufchlags zur Berbrauchsabgabe 
auf Unterfagung der Ausübung des Vrennereigewerbes auch dann zu 
erfennen, wenn die Dejraudation nur durch Vornahme unbefugter Ein- 
maifhung verübt worden iſt? IV. 22/6 97. 30, 189, 


Verhältnis des $ 32 zu $ 66 des Branntweinite 
8. Juli 1868, ſteuergeſetzes vom 


Welche Bedeutung hat das in 8 32 für die Begründung der Sub- 
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ſidiarhaft aufgeftellte Erfordernis, daß der —— die zu ver—⸗ 
tretenden Perfonen von der Zumwiderhandlung abzuhalten unterlafjen habe? 
Iv. 23/2 94. 25, 137. 





Iſt abgefehen von den nur mit Ordnungsſtrafe bedrohten Zuwider- $ 33 
bandlungen der Fall der Idealkonkurrenz abweichend von $ 73 St. G. B.'s 
geregelt? I. 23/8 91. 21, 407. 


Darf der in 840 auf 10000 AH feſtgeſetzte Höchjitbetrag der wegen $ 40 
Übertretung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 8. Juli 1868 zu ver: 
hängenden Gelditrafe bei dem Zufammentreffen von Defraudationd- und 
Ordnungsſtrafen überjchritten werden? IV. 22/6 97. 30, 189. 


1. Wann liegt eine Einmaifhung in einem anderen Gefäße ald dem $ 42 
amtlich angemeldeten im Sinne des $ 42 pos. IV,d vor? I. 18/12 90. 
21, 234. 
2. Tritt die im $ 42 pos. IV,d normierte Ordnungsſtrafe neben 
der gleichzeitig verwirkten Defraudationgitrafe in Anwendung? I. 14/10 89. 
19, 407. 


b) Faſſung vom 16. Juni 1895. 
1. Was ijt nad $ 1 unter Verwendung ded Branntweind zu Heil $ 1 
zweden zu verftehen? III. 29/4 97. 30, 101. 


Wie ift bei den zum Bufchlage zugelaffenen Abfindungsbrennereien $ 13 
mit Dampfbetrieb die Höhe der defraudierten Maifchbottichitener zu be— 
rechnen? I. 19/1 99. 31, 481. 


Sind Zumwiderhandlungen gegen die Vorſchrift in Nr. 3 des durd 88 26, 43e 
Bundesrat3beihluß vom 27. Februar 1896 erlafjenen Beitimmungen 
über den Handel mit denaturiertem Branntwein der Strafnorm des $ 26 
oder derjenigen des $ 43e unterworfen? 

Sit die Verjährung folder Zumiderhandlungen nah Maßgabe des 
$ 35 zu beurteilen? III. 12/2 00. 33, 151. 

©. zu $ 41 aud 28, 375, 

„SS 1 „ 34, 57. 


Geſetz, betreffend den a mit bfei- und —I Gegenſtänden, vom 
25. Juni 1887 (R.G. Bl. S. 


Bedeutung des 86 Abſ. 2. III. 20/8 * 333. 


Geſetz, betreffend den Berfehr mit Erſatzmitteln für Butter, vom 12. Juli 1887 
(R.G.Bl. S. 375). 


1. Verſteht das Geſetz unter dem Ausdruck „Butter“ oder „Milch— 
butter“ auch die unter dem Namer „Schmalz“ im Verkehre befindliche 
gereinigte Butter? I. 28/10 89. 20, 14. 
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2. Kann im einzelnen Falle der Käufer von Margarine dem Ber- 
fäufer die Erfüllung der demfelben nach $ 3 des Geſetzes obliegenden 
Verpflichtung wirkſam erlafjen? III. 25/3 89. 19, 151. 


Vorläufige en: zur Ausführung der —— betreffend die Be- 
ftenerung des Branntweind ꝛc, vom 27. September 1887 (Eentr.Bt. S. 351. 
1. Abe Berantwortlichkeit für Verfchlußverlegungen ſ. Branntmwein- 
fteuergefeg vom 24. Juni 1887, ©. 539. 
2. In weldem Zeitpunkt ijt ein Transport von Branntwein, der 
ohne Entrihtung der Verbrauchsabgabe in ein zur Aufnahme von Brannt- 


wein bejtimmtes Lager gebracht wird, ald beendigt anzufehen? Wer ift 
Warenführer im Sinne ded Begleiticheinregulativ vom * an 


I. 26/2 91. 21, 377. 
©. zu $ 11 meiter 28, 90. 


Ausführungsbeftimmungen zu dem Gele, die —— des Zuckers betreffend, 
vom 28. Juni 1888 (Centr. Bl. ©. 267). 

821 Liegt eine mit Ordnungsitrafe bedrohte Kontravention vor, wenn 
in der behuf3 Erlangung der Zuderjteuervergütung eingereichten Deklaration 
der Zudergehalt in Bolarifationsgraden angegeben wird und die Angabe 
um mehr ald ein Prozent den bei der Revifion gefundenen, jedody nicht 
im Wege der Polarifation, jondern der Inverſion ermittelten Sat des 
BZudergehaltes überjteigt? IV. 11/12 91. 22, 279. 


ARHISFNHERRERIGL \Un zu dem Geich wegen Erhebung der Brauftener vom 
5. Juli 1888 (Eentr.Bt. ©. 484, 677). 
Nr. 7. Fixationsverträge. Buchung von Nadhmaifchungen. IV. 7/10 98. 
31, 277. 
S. außerdem 21, 318; 32, 405. 


Gele, betreffend die Erwerbs: und Wirtihaftögenofienihaften, 
1. Mat 1889 (R.@.B1. ©. 55) 
DOM 5 Mat 1898 (R.G.BL €. 810) 


889 Über die Pflicht der Liquidatoren zur Bilanzziehung. II. 11/2 02. 
1; 


— 


892 Sind die Vorſtandsmitglieder wegen unterlaſſener Stellung des An— 
trags auf Eröffnung des Konkursverfahrens ſtrafbar, wenn erſt nach 
Auflöſung der Genoſſenſchaft und nach geſchehener Beſtellung von Liqui— 
datoren aus der Liquidationsbilanz fih eine Überfhuldung ergibt? 
I. 22/1 94. 25, 86. 


s 140 Muß das PVorftandsmitglied die Handlung kraft feiner Stellung ala 
Borjtandsmitglied vorgenommen haben? Was gehört zum fubjektiven 
Tatbeitand des Vergehens? III. 4/10 94. 26, 136. 
©. weiter 
zu 88 17, 190... 2 02020..%28, 361, 
— 5: Ge — 24, 226, 


* 


Ur 
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Geſttz, betreffend die Invaliditäts- und Alteröverfiherung (Invaliden- 
verfiherungsgeieh), 

22. Juni 1889 (R.G.81. 6. 37) 

19. Juli 1899 (R.8.81. €. 463) * 








vom 


a) Faſſung vom 22, Juni 1889. 


Über den Charakter der Duittungsfarten als Urkunden. IV. 27/10 98. $$10lftg. 
24, 348; IV. 17/6 92. 28, 178; II. 6/12 92. 28, 335. 


St duch 8 142 die Beitrafung wegen Betrugs ausgefchloffen? $ 142 
IV. 18/10 95. 27, 391. 


Begriff des „wiſſentlich“‘“ in Nr. 1. 8 148 
Kann das hier bezeichnete Vergehen mit Betrug ideell konkurrieren? 
III. 8/4 97. 30, 86. 


1. Begriff von unzuläfjigen Eintragungen. BI. 8/7 99. 32, 263; $ 151 
I. 24/6 97. 30, 201; II. 8/10 92. 28, 257. 

2. Fällt das Einkfleben von mit Vermerken verjehenen Marken in 
die Quittungdfarte oder die Eintragung von Vermerken in bereit3 ein- 
geffebte Marken, wenn dieje VBermerfe als Entwertungszeichen in den 
vom Bundesrate erlaffenen Raffierungsbeitimmungen nicht vorgefehen find, 
unter die Strafvorjchrift des 8 151? II. 2/2 92. 22, 321; I. 15/2 92. 
22, 347. 

3. In welchem Umfange find Eintragungen oder Vermerfe in oder 
an den Quittungsfarten rüdfichtlich ihres Zweckes unzuläffig? I. 4/2 92. 
22, 326. 

4. Iſt die Anwendbarkeit des 8 151 abhängig von der Abficht, in 
welcher nach 8 108 des Geſetzes unzuläffige Eintragungen oder Vermerfe 
gemacht worden? II. 11/3 92. 22, 416. 


Unter welchen Borausfegungen können in Quittungskarten eingellebte $ 154 
Marken dergeftalt als bereit3 verwendet gelten, daß ihre wifjentliche 
abermalige Verwendung dad in Abſ. 2 vorgejehene Delikt darftellt? 

II. 8/12 92. 28, 339. 
©. zu dem Geſetz vom 22. Juni 1889 aud 27, 231; 32, 77, 116, 


b) Faſſung vom 19. Juli 1899. 


Wann müſſen die Marken in die Quittungskarte eingeflebt werden? 8 141 
I. 18/2 02. 35, 121. 


1. Iſt die Nichtverwendung von Rohnbeträgen, die der Arbeitgeber $ 182 
in Abzug bringt, nad) denfelben Grundjäßen zu beurteilen, wie dad nad 
8 82b des Krankenverſicherungsgeſetzes jtrafbare Vorenthalten folcher 
Beträge? II. 22/10 01. 34, 442. 

2. Kann $ 182 gegen die vom Arbeitgeber zur Leitung feines 
Betriebes bejtellten Perfonen Anwendung finden? IV. 10/12 01. 35, 20. 
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$ 187 1. Bann find die Marken als verwendet anzufehen? I. 25/4 01. 
4, 259, 
2. Kann der Anlauf bereit verwendet gewejener Verſicherungs— 
marfen als Beihülfe zur Veräußerung beftraft werden? IL. 4/6 01.34, 273. 
©. zu 8 187 auch 34, 259. 


Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 27. Januar 1890 
(M. G. Bl. S. 9. 


81 Unter welchen Vorausſetzungen iſt der Verkauf von Salben ſeitens 
eines Drogiſten ſtrafbar? II. 3/11 91. 22, 197. 
©. zu dem Gejehe weiter 23, 428. 


Geſetz, betreffend die Abänderung ber ray ee vom 
3. Mat 1890 (R.G. Bl. ©. 6 
Stehen in Preußen Offiziere, welche mit * — zum Tragen 
der Uniform verabſchiedet worden ſind, in Anſehung des Delikts des 
Zweilampfd noch unter der Militärgerichtsbarkeit? IV. 5/6 91. 22, 36. 


Gefeh, betreffend die Gewerbegeridhte, vom 29. Juli 1890 (M. G. Bl. S. 141). 


s 19 Sit der Begriff der Amtspflicht im Sinne des Abf. 2 auf Hand- 
lungen und Unterlaffungen innerhalb der amtlihen Tätigkeit des 
Gewerbegerichtämitglieds zu befchränfen? II. 10/11 96. 29, 171. 


Geſetz, betreffend die Prüfung der Läufe umd er ber Handfeuerwaffen, 
vom 19. Mat 1891 (R. G. Bl. S. 109). 
s9 1. Begriff des Anverfehrbringen?. a auf den Fall der 
Zwangsverſteigerung. II. 21/4 96. 28, 316. 

2. Iſt e8 ein Inverkehrbringen, wenn der Büchſenmacher ein ihm 
zur Abänderung in einen Hinterlader und zur Anbringung eined neuen 
Berichluffes übergebenes Gewehr nad ausgeführter Arbeit dem Beiteller 
zurüdgibt? IV. 4/7 94. 26, 51. 

3. Begriff des „Feilhaltens“. Genügt zur Strafbarkeit Fahrläffig- 
feit? IIL. 9/4 94. 25, 241. 

4. ft eine Fahrläffigkeit fhon dann anzunehmen, wenn ein Händler 
mit Handfeuerwaffen das VBorhandenfein der vorgejchriebenen Prüfungs- 
jtempel nicht perfönlid prüft? III. 16/4 94. 25, 251. 

5. Hat die Einziehung nur den Charakter einer Nebenjtrafe oder 

gleichzeitig aud den einer Präventivmaßregel? III. 19/9 95. 27, 352. 


Gefeb, betreffend die Beitenerung des Auders, 


31, Mai 1891 (R.8,81. S. 295) 


vom 9, Juni 1895 (R.@.81. 8. 2551, 27.28, Mai 1896 (R.@,81, ©, 109) * 


1. Kann bei dem idealen Zufammentreffen einer Zuderiteuerhinter: 
ziehung mit einer anderen Straftat auf die wegen der erfteren verwirkte 
Geldſtrafe befonderd erkannt werden? Fer. 11/9 00. 38, 371. 
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2. Bann nad) $ 52 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 gegen ben 
Deflaranten, der bei — von Zucker für den Antrag auf Gewährung 
des Ausfuhrzuſchuſſes den Zuckergehalt zu hoch angibt, nur im Falle 
perſönlichen Verſchuldens eine Ordnungsſtrafe verhängt werden? I. 23/6 02. 
35, 309. 


Geſetz, betrefiend den Schub a a unctn, vom 1. Juni 1891 

1. Rann eine dem —— dienende neue Geſtaltung oder 81 
Anordnung darin gefunden werden, daß ein Gebrauchsgegenſtand in bes 
jtimmter Form aus Einem Stüde hergeftellt wird, wie er früher nicht 
fäuflich war? 

Sit die Schußfähigkeit des Mufterd davon abhängig, daß es dem 
Gebrauchszwecke bejjer oder billiger dient, als bisher bekannte Gebrauchs— 
gegenjtände? I. 30/1 99. 32, 4. 

2. Kann ein befannter Gebrauchsgegenſtand durch feine Verwendung 
für einen neuen Bwed oder durch Verwendung neuen Materiald für 
jeine Herjtellung fähig werden, den Schub ald eingetragened Gebrauchs— 
mufter zu erlangen? I. 4/3 97. 29, 435. 

3. Wann ijt ein Modell neu? III. 20/11 99. 32, 375. 

4. Was ift unter offenfundiger Benußung eines Modelles zu ver- 
ſtehen? 

Kann das Probieren eines Modelle als Benutzung gelten? II. 8/7 97. 
30, 240; III. 6/2 96. 28, 158; I. 11/1 94. 25, 61. 

5. Kann für einen zur Anfertigung von Rohrdeden für Gärtnereien 
bejtimmten Webjtuhl der Gebraudhdmufterfhuß gewährt werden? Liegt 
offenfundige Benutzung eines folchen Webſtuhls vor, wenn ihn der Ans 
fertiger vor der Anmeldung zur Herjtellung von Nohrdeden durch Ge— 
fangene in einer Gefängnisanftalt verwendet hat? I. 17/2 96. 28, 185. 


1. Unter welchen Borausfegungen ift der Gebraud) eines durch Nach- SS 4, 10 
bildung eined gejchübten Gebrauchsmuſters hervorgebradhten Gerätes 
itrafbar? Sit jeder, oder nur der gewerbdmäßige Gebrauch jtrafbar? 
Was ijt unter gewerb3mäßigem Gebrauche zu verjtehen? II. 8/3 95. 27, 88. 

2. Wie weit erjtredt fi dad Verbot der Nachbildung eines ein- 
getragenen Gebrauchsmuſters? TI. 2/4 94. 25, 214. 

3. Beichränkt ſich der einem eingetragenen Gebrauchsmuſter gewährte 
Schuß auf den in der Eintragung angegebenen Gebrauchszweck des ge- 
ſchützten Gegenſtandes? I. 25/9 02. 35, 348. 

4. Was verjteht $ 10 unter der Benugung eined Gebrauchsmuſters? 
I. 16/10 02. 35, 401. 


Ubereinkommen des Weltpoftvereind, betreffend den are von Boftpafeten, 
vom 4. Juli 1891 (R.G.Bl. 1892 ©. 560 


Hat die Beitimmung die Bedeutung einer zu — Rechts⸗8 
norm? III. 24/1 98. 30, 424. 


Gen. Reg. zu Ei. St.S. I-XXXV. 35 
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Handeld= und — zwiſchen dem Deutſchen Reich a. ‚Diereit- Ungarn 
vom 6. Dezember 1891 (U.6.81. 1892 ©. 3 
Anlage D (Bolllarteli) $ 17. Bedeuten die * „auf Antrag“, 
daß ein Strafantrag im Sinne des Strafgeſetzbuchs nötig iſt? I. 27/6 92. 
23, 194. 
©. zu dem Vertrage auch 23, 328; 26, 321; 32, 110. 


Geſetz, betreffend die Geſellſchaft mit beihränfter Haftung, 
yon 20. Morit 1892 (.6.81. €. 477), 
20. Mai 1898 (R.®.81, &. 846) 


87 1. Was gehört zur Einzahlung auf eine in Geld zu leiftende 
Stammeinlage? IL 7/3 99. 32, 82. 

2. Iſt der Vorfchrift des Abf. 2 genügt, wenn überhaupt ein Vier: 
teil des Stammkapitals eingezahlt ift, oder fommt es darauf an, daß die 
entiprechende Einzahlung auf jede Stammeinlage gemadt ift? IV. 4/5 00. 
33, 252. 


842 Zu welcher Zeit und von wem tft die Eröffnungsbilanz aufzuftellen? 
II. 27/11 96. 29, 222. 


Geſetz, betreffend den Verkehr mit Wein, — en = weinähnlichen 
Getränten, vom 20. April 1892 (R.G. . 597). 

1. Verhältnis zum Nahrungsmittelgefeg vom 14. Mai 1879. 
I. 7/3 98. 31, 54. 

2. Zum Begriffe von „weinähnlichen Getränken“. IV.12/2 95. 27,8. 

3. Bedeutung ded Ausdrudd „der bloße Zufaß von Roſinen“ in 
84 Abſ. 3. I. 5/6 99. 32, 203. 

4. Kann die Herjtellung von Kunſtwein auf eine der im 8 4 be- 
zeichneten Zubereitungsarten aud dann ftrafbar fein, wenn defien Be— 
ichaffenheit vom Fabrikanten dem unmittelbaren Abnehmer beim Verkaufe 
befannt gegeben worden ift? I. 25/3 01. 34, 230. 

5. Iſt zur Herjtellung von Wein ein Aufguß von reinem Wafjer 
auf ganz oder teilweife ausgepreßte Trauben zuläffig? Kann der Zufag 
von Nofinen zu Moft bei der Herftellung von anderen als Defjertweinen 
als anerkannte Kellerbehandlung gelten? Dürfen zu Wein, der zum 
Berfaufe nad) Amerifa bejtimmt ift, Bufettitoffe zugefegt werden? Unter 
welchen Umjtänden kann Wein, der im Keller zum Verlaufe bereit ge- 
halten wird, als „jeilgehalten“ angefehen werden? I. 20/3 02. 85, 169. 

©. zu 88 9, 10 auch 26, 406. 


Belanntmadhung, betreffend die Beihäftigung a Jugeabliher Arbeiter in Hedel- 
ränmen und dergleidhen, vom 29. 92 (R. G. Bl. ©. 604). 


Fällt ein Zumwiderhandeln gegen die in II getroffene Vorſchrift unter 
die Strafbeitimmung des 8 149 Nr. 7 der Gewerbeordnungdnovelle vom 
1. Zuni 1891? II 11/10 94. 26, 124. 
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Betriebsorduung für die Haupteiſeubahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 
R.G. Bl. S. 691). 
Enthält die Vorſchrift eine polizeiliche Beſtimmung im Sinne des 8 62 
89 Abſ. 2 des Sprengſtoffgeſetzes vom 9. Juni 1884? L 10/10 95. 
27, 377. 


Verlehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 15. November 1892 
(R.G. Bl. S, 923). 


Rechtliche Bedeutung des Frachtbriefs. I. 13/2 99. 32, 22. s 54 


Vorſchriften des Bundesrats für die ftenerfreie Verwendung von undenaturiertem 
Branntwein zu Heils, wiffenihaftlichen und gewerbliden Zweden 
vom 18. November 1892 (Centr. Bi. S. 694). 
Welche Bedeutung ift der die Apotheker betreffenden Beitimmung 
des $ 17 Nr. 9, indbejondere dem Ausdrude „zum Bertriebe an andere 
Gewerbetreibende“ beizulegen? IV. 18/12 00. 34, 57. 


Geſetz gegen deu Verrat militärifher Geheimniffe vom 3. Juli 1893 
R.GBL. S. 205). 

Was ift unter „Schriften, Zeichnungen oder anderen Gegenjtänden“, 88 1-4 
was unter „Geheimhaltung“ zu verjtehen? Was erfordert der zur 
Straftat gehörige Borfag? Hat 8 3 gegenüber dem $ 1 einen fubjidiären 
Eharalter? Wie verhalten fich die Strafbejtimmungen zu $ 92 &t.G.B.’3? 

II. u. III. 16/12 93. 25, 45. 


Begriff der Nechtöwidrigkeit in $ 2. Verhältnis des $4 zu 82.88 2,4 
IL. u. III. 9/3 96. 28, 266. 


Geſetz zum Schuge der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 (R.G,BL. S, 441), 
Vgl. Marlenſchutzgeſetz vom 30. November 1874, 

Begriff von Warenzeihen. BZuläfiigkeit von Wortmarten. Haben $ I 
die Gerichte nachzuprüfen, ob eine Eintragung mit Recht erfolgt ift? 
Sind Zeitungen Waren im Sinne des Geſetzes? Hat die Eintragung 
eines Worts ald Warenzeichen für eine Zeitung die Wirkung, daß das 
Wort nicht als Titel für eine andere Zeitung verwendet werden darf? 
I. 20/8 96. 28, 275. 


Übergang des Warenzeichens durch Vertrag. Wem fteht das Recht $ 7 
zur Stellung des Strafantragd zu wegen eined Eingriffs in das Beichen- 
recht, der in die Zwiſchenzeit zwiſchen Übertragung des Rechts und Vermerk 
de3 Übergangs in die Zeichenrolle fällt? IV. 4/12 00. 34, 34. 


1. In welchem Umfange gibt die Eintragung eined Wortes als $ 12 
Warenzeichen das Recht, Dritten feinen Gebrauch zu unterfagen? 1. 22/11 97. 
30, 351. 
85” 
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2. Verhältnis des Rechts desjenigen, für den dad Bild eines 
Gegenjtandes ald Warenzeichen eingetragen ijt, zu dem echte eines 
anderen, fir den das den betreffenden Gegenjtand bezeichnende Wort als 
Warenzeichen eingetragen ift. I. 16/11 99. 32, 368. 

3. reift die dem eingetragenen Warenzeichen zulommende Wirkung 
auch gegenüber demjenigen Plaß, welcher nad) $ 9 Abi. 3 die Löſchung 
des Beichend verlangen kann? 

Verhältnis des Zeichenrechts zu dem nad) $ 15 gejchüßten Aus— 
jtattungsbefige eined anderen. IV. 4/6 01. 34, 275. 
©. zu $ 12 aud) 35, 321. 


813 1. Inwieweit greift der in $ 13 ausgeſprochene Grundſatz bei der 
Abkürzung eines Namens oder einer Firma Pla? IIL 13/11 99. 32, 397. 

2. Inwiefern ift ein Sirmeninhaber durch das erworbene Recht des 
Inhabers eines gejchügten Zeichens rechtlich gehindert, dieſes Zeichen feiner 
Firma hinzuzufügen? I. 18/3 97. 30, 12. 

3. Kann dad dur die Eintragung eines Wortzeichens erlangte 
Schutzrecht auch demjenigen gegenüber geltend gemacht werden, welcher, 
wenn auch mit dem Willen und Erfolge der Herbeiführung einer Ver— 
wechjlungsgefahr im Werfehre, fich eines in der Klangwirkung ähnlichen, 
jedoch lediglich eine Dualitätsangabe enthaltenden Zeichens bedient? 
II. 25/5 00. 33, 307. 

©. zu $ 13 aud) 35, 321. 


s 14 1. In welder Weife können Flüffigkeiten im Sinne des $ 14 
widerrechtlih mit dem Namen oder dem gejchübten Zeichen eines anderen 
verjehen werden? IV. 13/1 97. 29, 312. 

2. Sit dur $ 14 jeder nicht auf bejonderem Rechte beruhende 
Gebraud eines fremden Namens unterjagt, auch wenn dadurch nur die 
Gleichheit de8 Syſtems ꝛc zum Ausdrud gebradt wird? II. 12/1 97. 
29, 331. 

3. Unter welden Vorausſetzungen wird durch Ankündigungen in 
Beitungen dem Verbote, ſich eined fremden Namens zu bedienen, zuwider— 
gehandelt? I. 1/2 97. 29, 353. 

4. it die Kennzeichnung einer Ware mit dem Namen eine anderen 
auch dann widerrechtlich, wenn der Namensträger felbjt weder Produzent, 
noch Handeltreibender ijt? 

Iſt zum Strafantrage derjenige berechtigt, welchem ein anderer die 
Führung feines Namens behufs Kennzeichnung von Waren eingeräumt 
hat? IV. 2/2 97. 29, 864; I. 1/2 97. 29, 358. 

5. Was ift unter dem „Namen eine anderen“ zu verjtehen? 
Wann ift anzunehmen, daß jemand eine Ware wiffentlid mit dem 
Namen eined anderen verjehen hat? II. 30/4 97. 30, 91. 

6. Sit der Käufer einer mit einem eingetragenen Warenzeichen vers 
jehenen Ware berechtigt, für dieje Ware, nachdem er fie zerteilt oder in 
Flüſſigkeit aufgelöjt hat, beim Weiterverfaufe fich des geſchützten Waren- 
zeihens zu bedienen? II. 4/5 97. 30, 95. 
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7. Sit der eingetragene Inhaber eined Zeichens troß ded Vor— 
handenfeind eines Rechtsgrunds für die Löſchung bis zu deren Er- 
wirkung objektiv zur Verwendung des Zeichens berechtigt? I. 8/7 97. 
30, 211. 


8 Wann jtellt fi) der Gebrauch eines fremden Namens als wider: 
rechtlich) dar? 

Seht die Strafbarkeit aus Abſ. 2 einen Anſpruch des Antragftellers 
auf Schadenderfaß voraus? II. 11/2 98. 31, 30. 


9. Kann in der Verwendung eined Ortsnamens zur Warenbezeich- 
nung ein jtrafbarer Eingriff in das Namensrecht der betreffenden Orts— 
gemeinde gefunden werden? II. 21/10 98. 31, 289. 


10. Wird ein Warenzeichen, dad den Namen oder die Firma des 
Fabrikanten wiedergibt, in jtrafbarer Weiſe nachgebildet, wenn ein anderer 
Träger desjelben Namens gleichartige Waren mit feinem Namen in einer 
Weile bezeichnet, welche geeignet it, Verwechſelungen hervorzurufen? 
Iv. 24/10 99. 32, 318. 

11, Macht fi jtrafbar, wer zur Bezeichnung feiner Ware wifjent: 
lih ein Wort benußt, dad in einem für ihn eingetragenen zuſammen— 
geſetzten Warenzeichen enthalten, aber daneben für jich allein zu gunſten 
eines anderen ald Warenzeichen, und zwar als Klangzeichen in die Beichen- 
rolle eingetragen ijt? 

Iſt der widerrechtliche Gebrauch eined fremden Warenzeichen! nur 
dann jtrafbar, wenn durch ihn die Gefahr einer Täuſchung des Publikums 
über die Herkunft der Waren entjteht? I. 21/2 01. 34, 169. 

12. Gehört die Täufchung des Erwerberd über die Echtheit des 
Warenzeichend oder die Abficht, ihn darüber zu täufchen, zum Tatbeſtande 
des in 8 14 vorgefehenen Bergehend? I. 5/3 01. 34, 229. 


13. Wann bildet die Farbe einen geſchützten Bejtandteil des 
Warenzeichend? IV. 23/1 00. 33, 90. 


14. Was gehört zum fubjektiven Tatbejtand, ingbejondere zu dem 
Begriff der Wifjentlichfeit? Inwieweit fchließt ein Irrtum die Straf: 
barkeit aus? IV. 13/1 97. 29, 312; I. 1/2 97. 29, 353; IV. 2/2 97. 
29, 364; I. 5/3 01. 34, 229. 


15. Macht derjenige, welcher eine von ihm widerrechtlich bezeichnete 
oder ausgejtattete Ware in den Verkehr bringt, ſich einer zweiten Straftat, 
oder nur einer Fortſetzung des mit der Bezeichnung oder Austattung 
begangenen Vergehens jchuldig? IV. 24/1 02. 35, 89. 

16. Iſt der Gebraud einer einem anderen ald Warenzeichen ge- 
ſchützten Wortverbindung auf einem Bildrahmen zuläfftg, wenn diejelbe 
den Gedanken ded Bildes au&drücdt und als deſſen Name erfcheint? 
II. 1/10 01. 35, 3. 

17. Greift die Strafbeitimmung des 8 14 auch Platz, wenn Preis— 
liften, die mit einem fremden Warenzeichen verjfehen find, unbefugt ver— 
wendet werden? II. 30/10 02. 35, 415. 

©. zu 8 14 aud) 33, 161; 34, 70. 
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815 1. Iſt Beſtrafung aus 8 15 dadurch ausgeſchloſſen, daß der Täter 
ein für ihn eingetragenes Warenzeichen zur Ausſtattung verwendet hat? 
1. 12/11 96. 29, 159. 

2. Findet 8 15 Anwendung, wenn die Ausitattung, welche als 
Kennzeichen der Waren eined anderen gilt, von diefem anderen in Wirklich 
feit nicht verwendet worden ift? I. 14/12 96. 29, 249. 

3. Welchen Einfluß hat ein Wechjel in der Ausftattung von Waren 
auf den dur 8 15 gewährten Schuß der älteren Ausſtattung? Genießt 
die Ausftattung der bereit? an Kunden verfauften Waren noch den Schuß 
des 8 15? IL. 21/2 98. 31, 28. 

4. Was gehört zu der Feititellung, daß eine Ausftattung als Kenn— 
zeichen der Ware eines anderen gilt? 

Können aud die unmittelbaren Abnehmer als beteiligter Verkehrs— 
frei3 in Betracht fonımen? II. 5/5 99. 32, 149. 

5. Unter welchen Vorausſetzungen können ausländiihe Staatswappen 
zur Kennzeichnung der Ausjtattung einer Ware im Sinne des $ 15 be- 
nußt werden? III. 3/12 00. 34, 26. 

6. Was ift im Sinne des $ 15 unter „Austattung“ in Bezug 
auf Ankündigungen, Preislisten, Geſchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen 
oder dergleichen zu verftehen? II. 4/4 02. 35, 180. 


8316 1. Iſt bei Feſtſtellung der Abſicht, über Beſchaffenheit und Wert 
einer Ware Irrtum zu erregen, maßgebend, daß der Herkunftsort der 
Ware nach den im Verkehre herrſchenden Anſchauungen die Beurteilung 
der Dualität und der Preisbemefjung beeinflußt? Iſt ed ausreichend, 
daß Irrtumserregung in der einen oder anderen Richtung bezweckt wird? 
I. 7/5 96. 28, 353; II. 15/5 96. 28, 371. 

2. Trifft die Strafbeitimmung den Fabrifanten, der jeine Gefchäfts- 
briefe mit dem Staatswappen verjieht, um den Schein eines ihm zu— 
jtehenden Vorrechts zu erregen? II. 11/1 98. 30, 406. 

3. Bezieht fi die Vorſchrift auch auf unrichtige Angaben über 
Fabrifationdverfahren und Herftellungsart? II. 14/1 98. 31, 1. 

4. Dürfen Ortsnamen, welche nach Handelsgebrauch zur Bezeichnung 
gewiffer Waren dienen, auf andere Waren zur Kennzeichnung gleichartiger 
Eigenichaften übertragen werden? 

Findet Abſ. 1 auch da Anwendung, wo ein der Ware beigegebener 
Profpelt erkennbar mat, daß mit dem Aufdrude des Ortsnamens zur 
Benennung der Ware nicht deren Herkunft bezeichnet ift? IL. 21/10 98. 
31, 289. 

©. zu $16 aud 35, 321. 


s 18 Inwieweit haften die zu einer Buße Verurteilten für diefelbe ala 
Gefamtichuldner? II. 12/12 99. 33, 13. 


Ss 20 1. Bezieht ſich die Vorfchrift auch auf Kennzeichnungen von Waren, 
die in Ankündigungen ($ 16) wiedergegeben werden? II. 14/1 98. 31, 1. 
2. Kann Verwechſelungsgefahr, ohne daß die zur Vergleichung 
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ſtehenden Worte ähnlich klingen, aus deren ſprachbegrifflicher Bedeutung 
hergeleitet werden? Hat es für die Frage der Verwechſelungsgefahr 
Bedeutung, wenn der Wortbezeichnung auf der Verpackung der Ware ein 
bildlicher Zuſatz beigefügt iſt? IV. 9/7 01. 34, 318. 


1. Iſt die Beitellung eines inländifchen Vertreter auch zur Geltend- 
machung des Anſpruchs auf Schuß des Namens notwendig? 

Iſt der Namensihug für dad Ausland durch das Beitehen einer 
gewerblichen Niederlajjung dajelbit bedingt? II. 11/2 98. 31, 30. 

2. Iſt die dem 8 23 entjprechende Bekanntmachung bejtehender 
Gegenſeitigkeit der richterlihen Nachprüfung unterworfen? IV. 4/6 O1. 
34, 275. 

3. St nur von dem Patentamte, nicht von den ordentlichen Ge— 
richten darüber zu entjcheiden, ob ein Gemerbetreibender, für den ein 
ausländifche® Warenzeichen im Inlande eingetragen worden ift, in dem 
Staate, in welchem feine Niederlafjung fich befindet, für diefed Zeichen den 
Markenſchutz nachgeſucht und erhalten hat? III. 19/6 02. 35, 321. 

4. Bezieht fi) Abf. 2 auch auf ausländifche Firmen, die in Deutjch- 
fand eine Handel3niederlaffung haben? II. 30/10 02. 35, 415. 


Geſetz, betreffend die Abzahlungsgeihäfte, vom 16. Mai 1894 (R. G. Bl. S. 450). 


$ 23 


Findet die Beftimmung auch dann Anwendung, wenn bei Abichluß $ 7 


des Bertragd über eine Mehrheit von Loſen die monatliche Lieferung je 
eined Loſes und zugleich die monatliche Zahlung eines beftimmten Geld: 
betrags vereinbart ift? II. 18/6 97. 30, 165. 


Belanntmahung, betreffend die Inftruftion zur Ausführung der 88 19-29 des 
Geſetzes über vi wehr ꝛc von Viehſeuchen, vom 27. Juni 1895 (M. G. Bl. ©. 357). 

1. Schließt dieſe Maßnahmen, die in ihr nicht vorgeſehen ſind, aus, 
auch wenn die Maßnahmen an ſich in dem Viehſeuchengeſetze Begründung 
finden? I. 12/7 97. 30, 220. 

2. Sit eine Vorfchrift, daß bei dem Handel mit Vieh im Umher— 
ziehen der Führer ded Viehs mit einem tierärztlichen Zeugniffe verjehen 
fein muß, auch auf den Handel auf Viehmärkten zu beziehen? Sit die 
Strafbarfeit dur einen Jrrtum über die Bedeutung der Anordnung 
ausgeichlojjen? I. 4/12 99. 32, 414. 

3. Werden durch die Inſtruktion jelbjtändige, von der Anordnung 
der betreffenden Schutzmaßregeln im einzelnen Falle unabhängige Pflichten 
begründet? IV. 8/12 99. 32, 417. 

4. Begriff von verdächtigen Tieren im Sinne des $ 59. 

Inwiefern kann die Strafbarkeit verbotener Ausführung durch einen 
Irrtum des Ausführenden ausgejchloffen fein? I. 15/5 99. 32, 153. 


©. weiter 
BU ARE 6666687 
„S60 . 2 2 22020. 8%, 228, 286, 


DB ee en ab: 
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Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbe? vom 27. Mai 1896 
(R.6.B. ©. 145). 

84 1. Zum Begriffe von unwahren Angaben über die „Beſchaffenheit“ 
und „Preisbemeflung“ von Waren, ſowie über den Anlaß des Verkaufes. 
I. 12/11 00. 33, 441. 

2. Kann die Strafbeitimmung Anwendung finden bei Anbringung 
eine Plakats, betr. den Ausverfauf „verichiedener Artikel“, wenn be: 
züglich folder Waren, deren Aufgabe beabfichtigt wurde, Nachſchiebungen 
in geringfügigem Umfange jtattgefunden haben? II. 21/9 97. 30, 256. 

3. Uber den Begriff von „Auszeichnungen“ und „Angaben tatſäch— 
liher Art“. Inwieweit können derartige Angaben in einer bildlichen 
Darjtellung gefunden werden? II. 11/1 98. 30, 406. 

4. Umfaßt der 8 4 auch jolde Angaben tatſächlicher Art, die nicht 
an fich, wohl aber im Zufammenhalt mit ihrer Erläuterung durch eine 
bildliche Darftellung unwahr und irreführend find? II. 16/10 00. 33, 431. 

5. Muß der Anſchein eines befonders günjtigen Angebots ein falfcher 
fein? III. 12/5 02. 35, 285. 

6. Wird bei der Veranftaltung von fog. Hydra- oder Schneeballen- 
geihäften durch die Verfiherung im Proſpekte, Riſiko jei ausgeſchloſſen, 
und die Unterdrüdung der Wahricheinlichfeit eined aus der Beteiligung 
erwachſenden Verlujtes der Zatbeitand de 8 4 des Geſetzes begründet? 
I. 14/2 01. 34, 140. 

7. Kann unlauterer Wettbeiverb durch unmwahre Angaben über den 
Anlaß eined Verkauſs auch angenommen werden, wenn die Angaben 
ihrem Wortlaute nad dem wirklichen Sachverhalte entſprechen, in Wirk— 
lichkeit aber ihn nicht erjchöpfen? I. 18/2 01. 34, 163. 

8. Sit e8 ein Preivergehen im Sinne des bayerifhen Ausführungs- 
gejeßes zum Gerichtäverfafjungsgejege, wern der Angeklagte zum Zwecke 
unlauteren Wettbewerbes irreführende Ankündigungen in Zeitungen oder 
anderen Preßerzeugniffen veröffentlicht, inSbejondere wenn er für eine 
nicht beitehende Schuld in Verabredung mit einem anderen die Zwangs— 
vollſtreckung gegen jich einleiten und die Zwangsverſteigerung durch den 
Serichtövollzieher in öffentlihen Blättern ausjchreiben läßt, um den 
Anfchein eines beſonders günftigen Angebot3 hervorzurufen? L 28/6 00. 
33, 226; I. 9/10 02. 35, 375. | 

9. Sit 8 4 auf die öffentliche Ankündigung der Übernahme von 
Krantheitsheilungen und der Befähigung zu ſolchen anwendbar? II. 27/5 02. 
35, 267. 

10. Kann Täter nur der Gejchäftsinhaber, oder auch ein Dritter 
fein? III. 20/10 02. 35, 417. 

S. weiter zu $4 31, 289. 


56 Vorausſetzungen der Strafbarkeit des unlauteren Wettbewerbes im 
Sinne der 88 6, 9, 10. III. 16/2 99. 32, 27. 


$7 1. Tendenz desfelben. Anwendung auf Anzeigen bei einer Behörde. 
Erforderliher Dolus. Anwendbarkeit des S 193 St.G.B.'s. Begriff 
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des Nufftellen® bezw. Berbreitens von Behauptungen. II. 8/3 98. 
31, 63, 

2. Muß die übele Nachrede zu Zwecken des Wettbewerb3 gejchehen? 
Ideale Konkurrenz mit Verleumdung. I. 14/3 98. 31, 84. 

3. St das Bemußtfein des Täterd von der Unmahrheit der auf- 
gejtellten oder verbreiteten Behauptung erforderlich, oder genügt in dieſer 
Hinfiht Eventualdolug? IV. 10/10 99. 32, 302, 





1. Berhältnis der Strafbeftimmungen in Abff. 1 und 2 zu einander, 8 I 

Kann der Dritte, der ein durch Verbot eined Angeitellten zu feiner 
Kenntnis gelangtes fremdes Gefchäftsgeheimnis zu Zwecken des Wett: 
bewerbes unbefugt verwertet, als „beteiligt” an dem Verrate ded An— 
geitellten verfolgt werden, wenn nur gegen diejen Strafantrag geitellt ijt? 
II. 24/3 98. 31, 93. 

2. Zum Begriff von „Geſchäftsgeheimniſſen“ und der „Abficht, dem 
Inhaber des Gejchäftsbetriebes Schaden zuzufügen“. II. 2/3 97. 29, 426. 

3. Iſt die Annahme eines Betriebsgeheimniſſes ausgeſchloſſen, 
wenn die dasfelbe bildende Tatfahe in einer früheren Zeit bekannt 
geweſen ijt? 

Kann in der unbefugten Mitteilung der in einer Fabrif angefertigten 
Modelle eine Mitteilung von Geſchäfts- oder Betrichdgeheimnifjen ges 
junden werden? I. 31/3 98. 31, 90. 


4. Gehört eine Erfindung, die der Angejtellte einer Firma in deren 
Dienſte macht, ihr, und ift fie jenem vermöge des Dienftverhältnifjes 
anvertraut oder ſonſt zugänglich geworden? I. 8/6 99. 32, 216. 

5. Kann der in einer Fabrik angejtellte Chemiker, der nad) dem 
Dienftvertrage die von ihm gemachten techniſchen Erfindungen der Fabrik 
zur Ausbeutung zu überlaffen hatte, als eine Perſon angejehen werden, 
der die don ihr gemachte einzelne Erfindung vermöge des Dienſtverhält— 
niffes anvertraut geweſen ijt? III. 27/4 99. 32, 136, 

6. Unter welcher Vorausſetzung iſt ein Geſchäfts- oder Betriebs- 
geheimnis auch dann als dem Angeſtellten „vermöge des Dienjtverhält- 
niſſes zugänglich geworden“ anzuſehen, wenn dieſer es durch Beſtechung 
eines Mitbedienſteten in Erfahrung gebracht hat? I. 9/7 00. 33, 354. 

7. Sit Abſ. 1 auf den Fall anwendbar, wo der Angejtellte oder 
Arbeiter zum Zwecke des eigenen Wettbewerbed das Geſchäfts- oder Be— 
trieb3geheimni® anderen mitteilt? I. 7/12 99. 38, 6. 

8. Zu dem Sabe, daß die Handlung, dur welde jemand 
Kenntnid fremder Gejchäftsgeheimnifje erlangt hat, gegen Gejeß oder 
gute Sitten verjtoßen muß. I. 20/9 97. 30, 251. 

9. Wann ift von einem fremden Geſchäfts- oder Betriebögeheim- 
nifje durch eine gegen die guten Sitten verftoßende Handlung Kenntnis 
erlangt? IV. 9/1 00. 33, 62. 

10. Borausfegungen der Strafbarkeit unlauteren Wettbewerbes im 
Sinne der $$ 6, 9, 10. III. 16/2 99. 32, 27. 
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s10 1. Bann liegt ein Beitimmen zu unbefugten Mitteilungen i im Sinne 
des $ 10 vor? I. 19/10 99. 32, 308. 

2. Inwiefern jeßt der Tatbeitand des $ 10 voraus, daß die Perion, 
welche zur unbefugten Mitteilung eined Geſchäfts- oder Betriebsgeheim- 
nifje® zu verleiten unternommen wird, eine individuell beitimmte ift? 
I. 9/7 00. 33, 854. 

3. Vorausſetzungen des Tatbeſtands unlauteren Wettbeiwerbed im 
Sinne der $$ 6, 9, 10. III. 16/2 99. 32, 27. 

4. Erfordert die Anwendung des 8 10, daß der, welcher zur Mit- 
teilung eines Geſchäfts- oder Betriebsgeheimniffes beitimmt werden fol, 
fi bereit3 zur Zeit diefed Unternehmens in der Lage befindet, die frag: 
fie Mitteilung zu machen? II. 25/2 02. 35, 136. 


$12 1. Kommt dem Strafantrage wegen unbefugter Mitteilung eines 
Gefchäftsgeheimnifjes (8 9 Abſ. 1) auch Wirkung zu gegenüber dem, der 
das Geheimnis für ſich verwertet hat ($ 9 Abſ. 2)? III. 24/3 98. 31, 98. 
2. Sind die Ürztelammern in Preußen zur Stellung von Strai: 
anträgen aus $ 4 berechtigt? Können fie dieſes Recht durch einen Be 
vollmädhtigten ausüben? II. 27/5 02. 35, 267. 
©. weiter zu dem Geſetze 29, 331; 32, 313. 


Börfengeieb vom 22. Juni 1896 (R.G. Bl. S. 157). 


Zum Begriffe des Kommiffionärd im Sinne des 879. Was ver- 
jteht Abf. 2 des $ 79 unter dem Ausdruck „bei der Ausführung des 
Auftrags“? II. 5/7 01. 34, 374. 


Geſetz, betreffend die Pflihten der Kauflente bei san fremder Wert: 
papiere, vom 5. Juli 1896 (R.G. Bl. S 

1. Muß in der den Geſchworenen — die geſetz⸗ 
liche Verpflichtung des Täters zur Führung von Handelsbüchern zum 
Ausdruck kommen? 

Können mehrere Fälle einer Zuwiderhandlung gegen $ 11 unter 
ſich und in ihrem Verhältniffe zu einer nad) 88 239— 241 der Konkurs— 
ordnung vom 17. Mai 1898 jtrafbaren Handlung reell konkurrieren? 

Sit im Verhältniffe des S 11 zu 89 Abſ. 2 Ideal- oder Gefehes- 
fonfurrenz anzunehmen? IV. es 01. 34, 237. 

2. Zur Auslegung der 88 9 bis 12. II. 5/7 01. 34, 374. 


Bürgerliches Geſetzbuch und —— dazu vom 18. Anguft 1896 
(R.G.Bl. ©. 195). 


a) Bürgerliches Gefegbud. 
s 559 1. Hindert $ 559, daß dem Vermieter wegen forderungen aus 
dem Mietverhältnifje durch Vertrag ein Zurücdbehaltungsreht auch bezüg- 
{ih folder Sachen eingeräumt wird, welche nach der Zivilprozegordnung 
unpfändbar find? IIL 20/2 02. 35, 150. 
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2. Beeinflußt ed den Beſtand des Vermieterpfandrechtd, wenn die 
pfandrechtlich belafteten Sachen für einen Dritten gepfändet werben, jedoch 
im Mietgrunditüde geblieben find und hiernächſt mit Genehmigung des 
Vollſtreckungsgerichts vom Gericht3vollzieher freihändig verfauft werden? 
Iv. 28/10 02. 85, 412. 





Sind dadurch die landesgeſetzlichen Strafgeſetze, betr. das Spielen $ 763 
in auswärtigen Lotterien, berührt? III. 26/5 00. 33, 335; II. 2/3 00. 
33, 196. 


Über den nad) $ 859 geftatteten Selbſtſchutz. I. 15/4 01. 34, 249. $ 859 


Was verfteht das Bürgerliche Geſetzbuch unter Verfügungen der $ 1395 
Frau über das eingebradhte Gut und Rechtsgeſchäften, durch welche ſich bis 
die Frau zu einer das eingebrachte Gut in Mitleidenschaft ziehenden $ 1399 
Leiftung verpflichtet? Kann die Frau ohne Zuftimmung de Mannes 
einen Mietvertrag abjchliefen? IV. 25/4 02. 85, 201; IV. 24/10 02. 

35, 402. 


Kann auf Grund des 8 1909 in Verbindung mit 8 1666 für ein $ 1909 
unter elterliher Gewalt ded Vaters ftehendes Kind ein Pfleger beftellt 
werben zu dem Bmede, daß derjelbe wegen einer gegen das Kind bes 
gangenen Straftat den Strafantrag jtellt, den zu jtellen der Vater 
pflichtwidrig unterläßt? IV. 23/12 01. 35, 47. 


©. meiter 
IE en 34, 98, 
BR. - 00 |: 34, 98, 
„88 106—114 . .... 34, 98, 
1... 2200.85, 278, 
„8134. Er |. 150, 
TBB 660 
ED 2. ei rer a, 
UNE BR 35, 37, 
„8202 . 2. 2 2 .... 3, 150, 
„88 227—229 . . 34, 295; 35, 408, 
„88 229, 230 . n Sean 33, 248, 
„ 8S 260, 61. . . 2 .2.2..84, 400, 
BE 2: ı Ne. | 566: : 
„8444.. .. 34, 50, 
„ 85 587,588... „-.'; 34, 88, 
„88 537, 542, 544 . . . ...835, 201, 
5... 86, 150, 
„8559. 2. 2 334, 88, 157, 
"Ss 72. 2 2 2 366;, 150, 
„88 783flg. 368, 308, 
BE. ara 8; 1 


886.22 2 22222. 94 279, 
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nn. 84, 252, 


„88 858, 859. . 2 220.034 249, 
BE 7... —— 34, 3, 
88368.. BB, 
„88 972, 1000 2 2 383 150, 
88.1117, 1168 . ... » „ ‚3171, 
88 1242—1246. . 35, 412, 
„ 88 1808—1815, 1320, 18321 35, 265, 
I ——— 34, 85, 
nn. 85, 895, 
1357 222222285, 201, 
nn 34 64, 
88 136981431  . 35, 201, 
„ 88 1383, 1438—1441,1443,1450 34, 64 
81589. . .. 34, 427, 
810 2.22.22 00034 48 
16 222.86, 888, 
SEAT. re ae DE, 
: $ 1630, 1635 © 2 2.2.34, 316, 
87166.... . .. 386, 47. 
81666.. . . 38, 265, 
„88 1684, i668 330316. 
„88 1687i6600 2... 835, 388, 
„81697 222202020284, 316, 
„S8 1792, 1799 . 2 35338. 
81313338366 265, 
81900 33, 98, 
8 190o008 38, 928, 


b) Einführungsgeſetz. 


Art. 89 Über den Einfluß des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf das Recht zur 
Pfändung. IV. 15/2 01. 34, 154. 


©. meiter 
zu Art. 4. 2. 2 2020.85, 131, 388, 
re OB 5. at 35, 150, 
a SE nn 85, 846, 
„u. .200, 218 a ——— 35, 201. 


Auslieferungsvertrag zwiichen dem Deutſchen Reihe und de 
vom 31. Dezember 1896 (R. G. Bi. 1897 €, 731). ee 


Gilt danach das Pri d it? OR. 
Im. 28/2 07 — sr nzip der Spezialität? II. 17/1 99. 31, 428 


©. auch 33, a 
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Handelsgeſetzbuch und Einführungdgeiet dazu vom 10. Mai 1897 
(R.G.Bl. S. 219). 


Was verſteht $ 4 unter Perſonen, deren Gewerbebetrieb nicht über $ 4 
den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht? IV. 19/1 01. 34, 101; 
I. 8/3 00. 38, 187; II. 13/6 02. 35, 288. 
S. us4aud . 2 2 3, 184, 


Unterſchied zwifhen den Beſtimmungen des $ 39 und denjenigen $ 39 
ded Urt. 29 des früheren Handelögejehbuchs in Bezug auf die Pflicht 
zur Bilanzziehung. 

Welches der beiden Geſetze iſt im Sinne des $ 2 St. G. B.s als 
das mildere anzufehen? II. 7/12 00. 34, 37. 


Kann von „Mitgliedern des Vorjtandes“ gefprochen werden, wenn die $ 312 
Aktiengeſellſchaft noch nicht in das Handelöregijter eingetragen ift? IL 
29/10 01. 34, 412, 

S. außerdem 


zus 1 Abi. 2 N.3 . .0.....85, 346. 
„88 88,4... .2.2.20.20..85, 145, 
SEE te ee 808 
BAT, u 366, 220. 
„ Einf.-ef. Art 388 308. 


Gefe über dad Auswanderungdweien vom 9. Juni 1897 (R.G.BL. ©. 463). 


1. Greift die Strafbeitimmung des $ 43 Plaß gegen einen Aus- 
wanderungsunternehmer, welcher von dem Gemeindebezirke feiner gewerb- 
lichen Niederlaffung aus mit einem außerhalb diefes Bezirks wohnhaften 
Ausmwanderungsluftigen wegen Sicherung und Belegung eines bejtimmten 
Platzes auf einem Schiffe ohne Vermittelung eines Agenten direft in 
Ichriftlihe Unterhandlungen tritt? IIL 22/1 00. 33, 85. 

2. Kann der Begriff der gewerbömäßigen Mitwirkung bei dem 
Betriebe der Beförderung von Auswanderern im Sinne des $ 45 auf 
eine Mitwirkung Anwendung finden, welche nicht in den Bereich der 
Verbreitung der Vermittelung oder des Abſchluſſes des Beförderungs— 
vertrags jällt? 

Was ift „Vorbereitung ded Beförderungsvertrags“ im Sinne ded 811? 

Kann die Strafbarkeit aus $ 45 ausgeſchloſſen werden durd die 
irrtümlihe Annahme der Nichterforderlichkeit der obrigkeitlichen Erlaubnis 
zu einer an fi unter $ 11 fallenden Agententätigfeit? IV. 12/7 00. 
33, 366. 

3. Darf der Gejchäftsbetrieb der Auswanderungsunternehmer und 
Auswanderungsagenten von der Konzeflionierungdinftang nur räumlich) 
beſchränkt werden? 

Iſt es zuläflig, daß die einem Auswanderungsagenten erteilte Er: 
faubnis zum Gejhäftsbetriebe auf die Beförderung deuticher Auswanderer 
beihräntt wird? II. 1/12 99. 32, 432, 
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Geſttz, betreffend den Verlehr mit Butter, Käfe, Schmalz und deren Erfagmitteln, 
vom 15. Juni 1897 R.G.BL. ©. 475). 
$ 14 Begriff des Ausdruds „Im Wiederholungsfalle”. II. 24/10 99. 
32, 349. 


Geſetz, betreffend den Verkehr mit künſtlichen Süßftoffen, vom 6. Juli 1898 
(R.G. Bl. ©. 919). 


1. Sind unter den in $ 3 erwähnten Fruchtfäften auch die künſt— 
lien Fruchtſäfte zu verftehen? IL 22/2 00. 33, 168. 

2. Wird gegen das Verbot de8 $ 3 Nr. 1 auch dann verſtoßen, 
wenn aus dem ohne Zuſatz Fünftlihen Süßſtoffes fertig hergejtellten 
Fruchtſafte fpäter unter Zuſatz folhen Süßſtoffes Limonade gewerbs— 
mäßig hergeftellt wird? I. 26/4 00. 38, 246, 


Militärftrafgerihtöordnung und Einführungdgefes dazu vom 1. Dezember 1898 
(R.GBL ©. 1189). 


1. Wem jteht die Entjcheidung darüber zu, ob eine Militärperjon 
auf Grund des 8 4 den bürgerlichen Gerichten zur Aburteilung über- 
wieſen werden foll? 

Bedarf diefe Entjcheidung, wenn fie die frage bejaht, der Mitunter: 
zeichnung durch einen richterlihen Militärjuftizbeamten? 

Welcher Art muß die in 8 4 vorausgeſetzte Beteiligung der Militär- 
perjon an einer Zumiderhandlung gegen die allgemeinen Strafgejche fein, 
um die Anwendung diefer Beitimmung zu begründen? III. 22/4 01. 
34, 255. 

2. Unter welden Vorausfegungen ift die nach 8 4 ergangene Über- 
gabeverfüigung des militäriichen Gerichtöheren als unwirkſam deshalb an- 
zufehen, weil fid) demnächſt ein feiner Unterſtellung nicht entfprechendes 
Sachverhältnis ergibt? III. 27/10 02. 35, 418. 

©. zu 88 1—11, 245—250 aud) 35, 86, 99. 

©. zum Einführungsgeſetz $ 14 Abf. 2. 35, 418. 


Geiles, betreffend die Pre der Eutgiehung eleltriſcher Arbeit, 
vom 9. April 1900 (R.G. Bl. ©. 228). 

Bann liegt Entziehung fremder eleftrifher Arbeit mittel3 eines 

Leiterd, der zur ordnungsmäßigen Entnahme aus der eleftrijchen Anlage 

nicht beftimmt ift, im Sinne des Geſetzes vor? III. 26/6 02. 35, 311. 


Geſetz über die privaten Verfiherungsunternehmungen vom 12. Mat 1901 
M.G. Bl. ©. 139). 


Finden 88 1, 4, 108 Anwendung bei Verficherungdverträgen, welde 
im Bufammenhange mit einem anderen Gejchäfte ſich ald Nebenabrede 
darjtellen? IV. 23/9 02. 35, 346. 
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Geſetz, betreffend das Urheberreht an Werken der Xiteratur und Tonkunft, 
vom 19, Juni 1901 (R. G. Bl. ©. 227). 

Inwieweit müfjen Abbildungen wifjenjchaftlicher oder technijcher Art, 
um den Schuß des Geſetzes zu genießen, auf einer geijtigen Tätigkeit des 
Urheber beruhen? Muß es ſich um wifjenjchaftliche Belehrung handeln? 
Kommt ed auf dauernden Wert an? II. 8/7 02. 35, 328, 


II. Landesrecht. 


A. Römiſches und kanoniſches Recht. 


L. 7 8 1D. in quib. caus. pign. tacite contrah. 20, 2. 

Verden die von dem Mieter eingebrachten eigenen Sachen dem gejeß- 
lihen Pfandrechte des Vermieterd durch die während der Dauer des Miet: 
vertragd erfolgte Veräußerung entzogen, wenn fie in den Mieträumen 
verblieben find und fich bei Geltendmachung des Zurüdbehaltungsrechts 
dort noch befinden? ILL. 25/5 81. 4, 198. 


©. außerdem 
zu l.5 pr. D. de rei vindic. (6, 1). 2 2 2 286, 48, 
„NL 18 pr. D. de pign. act. (18,7) . 2 2 202020..7, 292, 
„NL 6 D. de pign. et hyp- er Ms- ua. 5 3: 
„11838 2 eod. EFT T, 292, 
„IL. 9 D. in quib. caus. pign. tacite contr. (20,2). . . 6, 300, 
„4. 51 D. de don. intra vir. et uxor. (24,1). . 4, 80, 
„1. 84 D. de damno infecto (39, 2). .. 6, 300, 
„1788125 D. de Kaas ei u nn. 26, 48, 
„14831 8 1eod . De Zar 
„1185D. de migr. (48, 32) . Ne Er 000 
„1 78 D. de solut. (46, 3). Er Pe 20.26, 43, 
„1. 6 Cod. de don. intra vir. et uxor. 6, 16) 4, 30, 


„ Conc. Trident. sess. XIV de reform. prooemium et cap. i 9, 305, 
„ Statuta synodalia des N Köln von 1662 S 1 
cap. I tit. 8 . . , . . ..9, 805. 


B. Sonſtiges Recht der Bundesſtaaten. 


Baden. 


Geſetz, die Bieracciſe betreffend, vom 28. Februar 1845 (Neg.-Bl. ©. 50). 


Geht die ſtrafrechtliche Berantwortlichfeit de Brauer im Falle 
jeiner Abwejenheit auf defjen Stellvertreter über? Was gehört zum Rüd- 
falle bei Bierfteuerdefraudationen? L 9/2 98. 23, 414. 


560 Baden. 31. Oft. 1868 bis 3. März 1879. Bayern. 2. Jan. 1756. 


Polizeigeſetzbuch vom 31. Oftober 1863 (Reg.Bl. ©. 439). 
s 52 Hat die Beitimmung noch Geltung, infoweit fie körperliche Miß— 
bandlungen im Sinne des 8 223 ©&t.G.8B.3 mit Strafe bedroht? 
I. 1/4 97. 30, 35; I. 12/7 94. 26, 59. 


s 72 Iſt die Beftimmung über das uneheliche Zufammenleben durd das 
Reichsſtrafgeſetzbuch außer Kraft gejept? I. 7/5 00. 33, 273. 


Bürgerlide Prozehordnung vom 18. März 1864 (Reg.Bl. S. 263, 
amtl. Sep. Ausgabe). 
Verliert durch „Wiederherſtellung“ des Beklagten gemäß 8 642 
ein auf Grund des 8 641 ergangenes Liquiderkenntnis ſeine Wirkſamkeit 
zur Begründung richterlichen Pfandrechts? J. 24/9 83. 9, 195. 


Gefes, die Kapitafrentenftener betreffend, vom 29. Juni 1874 
(G: u. BB. ©. 361). 


Unter welden Vorausſetzungen kann das Einkommen aus Wert: 
papieren eines Fabrifanten der Kapitalventenjteuer unterliegen ? 

Wann ift died der Fall bei einer Vergütung, welde anläßlich der 
Verpachtung einer Liegenihaft dem verpadhtenden Eigentümer für eine 
bon diefem übernommene Verpflichtung zugefagt wird? I. 20/4 85. 12, 277. 


25. Auguft 1876 (G.- u, B. Bl. S. 271) 
Geſttz, die Gewerbeitener betreffend, vom 5, Tun i881 8. u, Bar ©. 380° 


Art. 19 Kann der Teilhaber einer Gejellfchaft wegen Hinterziehung der von 
der Gejellichaft gejchuldeten Gewerbeiteuer bejtraft werden, nachdem ein 
anderer Teilhaber wegen de3 gleichen Steuervergehens bejtraft worden 
ift? I. 8/12 94. 26, 300. 





Gefes, die Einführung der Reihsjuftisgefese betreffend, vom 3. März 1879 
G.⸗ u. BB S. 91. 


86 Sit bei einer vom Staatsanwalte erhobenen Anklage wegen einer 
Privatperfonen durch die Preſſe zugefügten Beleidigung dad Schwurgericht 
zuftändig? I. 24/6 95. 27, 309. 


812 Können auf Grund des 8 12 Amitsrichter zu den Sitzungen der 
Zandgerichte zugezogen werden? I. 4/10 80. 2, 311. 


Bayern. 


Codex Maximilianeus Bavaricus civilis oder nen verbefliert und ergänzt 
furbayeriihes Yandredt vom 2. Januar 1756. 


Kann aus Tl. Ic. 5 $ 1 abgeleitet werden, daß eine Ehefrau 
nicht das Recht und die Pflicht der Kindererziehung habe, alfo gegen den 
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Unzuchtöbetrieb ihrer Tochter einzufchreiten nicht verpflichtet jei? I. 29/5 97. 
30, 125. 
S. außerdem 


zu Teil Icap. 483, 

a wet ee ER, 
* 4 7816, 

on Sa Peer 77 
„. 1.581 

2 SE. WENN. 2 3 ne 
er 

ee, FI EBD a BO, 
" L % 8, 

” ” I " 4 88 2; 2, 7, 9, 

z a II 5 3 8 18. 13, 129. 
EB: 1 ı Ki 5 1 - 


Verordnung, die Aufhebung der biöherigen Holzverfteinerung in den Staats: 
waldungen betreffend, vom 25. September 1813 (Meg.Bt. ©. 1249). 
Biff. VI Sind die bayerifhen Rentämter zur Zwangsvollftredung 
auch bezüglich ärarialifher Holzverfaufgerlöfe zuftändig? J. 16/11 93. 
24, 389, 


Berfofinngdurfunde vom 26. Mai 1818 (G. Bl. ©. 101). 


Dürfen das Staatdbürgerreht und die aus demfelben fließenden 
Nechte im Sinne der bayerifchen Verfaffung identifiziert werden mit den 
ftaatSbürgerlichen Rechten des $ 107 St. G. B.'s? I. 9/11 82. 7, 223. 

©. außerdem 
zu Beilage II S 64... .....%, 316, 

I 8 82... 17, 56; 38, 488, 
UI 88 100, 101.. . . 31, 133, 


" 


Geſetz, die allgemeine Hänferftener betreffend, 
15. Auguſt 1828 (G. vi. 6. 169) 
VOM ;9, Mat 1881 (G.r u. B.BL. €, 169) * 

1. Fällt die Verfchweigung der Mietdertragsfähigkeit dauernd 
unvermieteter Gebäudeteile oder die Unterlaffung des im Wege der Boll- 
zugsinftruftionen angeordneten Eintrags der betreffenden Räume in Die 
Faffionstifte unter die Strafandrohung wegen Verjchweigung ded wahren 
Mietvertrag in 8 14 des Gejehes? 

Kann ein Irrtum darüber, ob die Mietderträgniffe beftimmter 
Räume anzugeben find, dem Angeklagten nüßen? J. 1/12 83. 9, 255. 

2. Wird die Strafe aus $ 14 durch eine ohne Verſchulden erfolgte 
Verſchweigung des ſchätzungsweiſe anzugebenden Mietertragd verwirkt? 

Bon wann beginnt die Verjährung der Übertretung diejer Straf— 
vorſchriftꝰ 


Gen. Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 36 





Artt.4,21 


Artt.8,9 


Art. 2 


Art. 5 


Art. 23 





562 Bayern, 26, Februar 1850 bis 28. März 1852, 

Sit für den, welcher ſich gegen die bezeichnete Strafvorfchrift ver— 
jchlt Hat, die Veräußerung des Mietertrag gewährenden Hauſes von 
entlaftendem Einfluffe? IL 4/6 83. 8, 414. 


Geſetz, die Verfammlungen und Bereine betreffend, vom 26. Februar 1850 
(6.81. ©. 53). 
Unter welchen Vorausſetzungen kann der Mangel des Bewußtjeins 
der Rechtswidrigkeit Straflofigkeit begründen? I. 1/12 94. 26, 265. 


Sit die Auflöfung einer Berfammlung dur den von der Polizei— 
behörde abgeordneten Beamten auögefchloffen, wenn die Berjammelten 
weder Leiter noch Ordner beftellt haben und als Zwed der Berfammlung 
harmlofe Unterhaltung angeben? I. 21/1 95. 26, 395. 


Geſetz, die Ausübung der Jagd betreffend, vom 30. März 1850 (8.8. ©. 117). 


1. Iſt der Grundeigentümer berechtigt, in feinem Hausgarten zu 
jagen, auch wenn diefer nicht unmittelbar an feiner Behaufung liegt, 
fondern von demfelben durch den Hofraum getrennt wird? I. 8/12 81. 
5, 280. 

2. Was iſt eine Inklave im Sinne dieſes Artikels? Kann als 
ſolche auch ein Grundſtück angefehen werden, welched nur auf drei Seiten 
durch den Privatbefit eines größeren, ſelbſt jagbberedhtigten Grundbefigers, 
auf der vierten Seite durch eine fremde Gemeindeflur umſchloſſen iſt? 
I. 26/11 88. 18, 265. 

3. Was verfteht Art. 2 Abſ. 1 Nr. 1 unter einer „Umfriedung“, 
was unter einem „Hausgarten“? I. 15/3 88. 17, 289. 


Können Mitpächter die Jagdausübung mit der Wirkung unter ſich 
teilen, daß der eine Mitpächter auf dem einem anderen zugemiejenen 
Jagdbezirke nicht mehr jagen darf und ſich dur das Sagen dajelbjt 
ftrafbar mat? I. 1/5 93. 24, 122. 


Verhältnis diefes Artifel3 zu den 88 292, 293 St. G. B.'s. I. 16/3 93. 
24, 77. 


23. März 1852 (6.81. €, 69 
Forſtgeſetz vom — —— EL" 

1. Inwieweit gehört die Nachforſchung nad Forſtfrevlern im 
Gemeindewalde zu den Dienftpflichten eines bayriſchen Flurwächters? 
I. 5/11 96. 29, 142. 

2. Sind die PVorfchriften des Art. 137 über das Verfahren bei 
Hausfuhungen nod gültig, und welcher Kategorie von öffentlihen Funk— 
tionären muß der zuzuziehende „Polizeibeamte“ angehören? Fit die 
Buziehung eined Gemeindebienerd genügend? I. 15/6 85. 12, 261. 

3. Wann ift die Entwendung von gefälltem Holze Forjtfrevel, wann 
Dicbitahl? J. 4/3 86. 18, 383. 

©. weiter zu Art. 119 2, 82, 
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Geſetz, dad Notariat betreffend, vom 10. November 1861 (G. Bl. S. 129). 


In weldem Beitpunfte ift die Auweſenheit der Zeugen bei einer Art. 60 
Teitament3errihtung erforderlih? Kann die mündliche Willenderflärung 
vor den Zeugen dadurch erjeßt werden, daß der Teſtant nad) der in 
Gegenwart der Zeugen erfolgten Borlefung der Urkunde die Frage des 
Baterd, ob es fo recht fei, bejahend beantwortet? I. 26/6 93. 24, 230, 


Verordnung, polizetlihe VBorjähriften über Ausübung und — der Jagd 
betreffend, vom 5. Oltober 1863 (Reg.Bl. S. 1657). 
Unter welchen Vorausſetzungen find jagende Hunde als „aufſichtslos 8 17 
umherſtreifend“ anzuſehen? I. 29/6 93. 24, 225. 
©. zu dem Geſetz weiter 5, 230; 29, 8. 


Geſetz, die Erhebung einer Abgabe von Salz betreffend, vom 16. November 1867 
(6.81. ©. 217). 


Hat eine nad) 88 11, 16 ausgefprochene „Geldſumme“ den Charakter 
einer Gelditrafe, und kann diefelbe für den Fall der Umeinbringlichkeit 
in eine Freiheitöftrafe umgewandelt werden? I. 9/10 84. 11, 139. 


Gefet Über Heimat, VBerchelihung und Aufenthalt 
16. Aptil 1868 (8.81. €, 357) 
VOM ;7, pärz 1892 (Gr m. 8.81. €. 51)" 
Sind die Vorſchriften auch von außerbayerifchen deutfchen Standes: Art. 33 
beamten zu beobachten? I. 31/5 99. 32, 204. 


Gefe über den Malzaufſchlag vom — a Ei, _ 

1. Unter welchen Borausfegungen ift die Beimengung von Salicyl- 
jäure jtrafbar? 

Welcher Unterfchied beiteht zwifchen der ftrafrehtlihen Berantwort- 
fichteit des Täter8 und des Gehülfen? I. 30/11 85. 18, 97; I. 15/12 84. 
11, 294. 

2. Iſt in Bayern die Verwendung jedes anderen Stoff3 ald Hopfen 
und Malz zur Bereitung von Bier als Berfälfchung anzufehen? 1.18/12 82, 
7, 314. 

3. Verſtößt die fogenannte Klärung eines durch Hefe getrübten 
Bieres, wenn hierzu nur mechanisch wirkende Mittel verwendet werden, 
gegen die Vorſchriften des Geſetzes? I. 5/7 83. 8, 434. 

4. Sit das für die Bereitung bayerifchen Biered geltende Verbot 
der Beimengung don Surrogaten jeder Art auch für das in Bayern ges 
braute Weißbier maßgebend? I. 31/3 84. 10, 266. 

5. St die Strafbarleit der Beimengung fremder Stoffe dadurd 
bedingt, daß diefe Stoffe geeignet find, das Mal; zu erjehen? 

Bedarf ed für dem Tatbeftand der libertretung des Geſetzes der 
Abjicht, dad Gefälle zu verkürzen? L 15/12 84. 12, 94. 

36 * 
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6. Enthalten die auf das Zuſammentreffen jtrafbarer Handlungen, 
insbefondere auf ideale Konkurrenz bezüglichen Vorfchriften des Geſetzes 
Beitimmungen, welche von denen des Reichsſtrafgeſetzbuchs abweichen? 
I. 19/5 84. 10, 392, 


Vertrag über die Staatsangehörigleit der wechlelfeitinen Einwanderer lie 
Bayern und Nordamerika vom 26. Mat 1868 Reg. Bl. S. 2153) 
Einfluß auf die Beitrafung eines ausgewanderten Bayern wegen 

Verlegung der Wehrpflicht. I. 18/2 97. 29, 391. 


Gejeh, die Gemeindeordnung für die Randedteile diesfeits des Rheins betreffend, 
yom „29 Mrit 1869 (8.81. 6. 865) 
19, Januar 1872 (G.Sl. &, 197) * 

1. Können die öffentlichen Diener der bayeriſchen Landgemeinden 
ald Beamte angefehen werden, bevor fie von der vorgeſetzten Verwaltungs— 
behörde verpflichtet find? I. 5/1 84. 9, 409 

2. Iſt ein Mitglied des Ausſchuſſes einer bayerischen Landgemeinde, 
welches mit Verwaltung der Kaſſe für beftimmte Gemeindeeinfünfte be- 
traut ijt, Beamter im Sinne des $ 359 St. G. B.'s? I. 1/2 83. 8, 29. 

3. Sit ein Magiſtratsrat, dem eine amtliche Tätigkeit bei Beforgung 
ſtädtiſcher Angelegenheiten zufonmt, in Bezug auf diefe befondere Tätig- 
teit Beamter im Sinne des 8 359 St. GB.s? 1. 26/11 96. 29, 273. 

4. Sit der Pfleger eines „Ortsausſchuſſes“ in Bayern zur Bes 
urkundung von Vorgängen, welche mit Bezug auf die ortichaftliche Ver- 
mögensverwaltung gejeglich vorgefchrieben find, zuftändig? I. 4/2 89. 


18, 391. 
S. weiter 
zu Artt. 11,12, 14,19 2 0.00.7288, 
2 138 Sr 3: Sl 88T, 
a. ee a 


Geſetz, die Einführung des Militärſtrafgeſetzbuches und der Mititäritrafgerichtö- 
ordnung für das Königreich Bayern betreffend, vom 29, April 1869 (G.Bl. S, 1341). 


Welcher Gerichtsſtand ift in Bayern für die Angehörigen des 
Gendarmeriekorps begründet binfichtlich eines von ihnen im Eivildienfte 
begangenen Bergehens aus $ 340 St. G. B.'s? I. 9/11 85. 13, 107. 


Polizeiftrafgefesbuh vom 26. Dezember 1871 (G.Bl. ©. 9), 
Art. 2 Ziff. 1. Inwieweit ift die Bejtimmung durch das Reichsviehſeuchen— 
gefeß berührt? I. 19/9 98. 31, 254. 


Art. 1 Bedingung der Wirffamfeit oberpolizeilicher Vorfchriften. I. 19/9 98. 
31, 254. 


Art. 57a Wie unterfcheidet fich die mit Strafe bedrohte öffentliche Ankündigung 
einer Lotterie von der Veranjtaltung einer ſolchen? I. 2/5 87. 16, 83. 
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Iſt die Entwendung von Weinbergpfählen als Felodiebſtahl, oder Art. 112 


als gemeiner Diebitahl zu betrafen? I. 27/9 88. 18, 128. 


©. meiter 
zu Urt. 2 . . .. 3, 54, 
Arte. 12, 61 ee a a U OR, 
ze 00 5 ee are 2 DB 
Br 70,71: 20% 4 . 24, 332, 
SEE. 180; 24, 158, 
N RE 0. ....8, 219. 


Ausführungsgeſetz zum — —— vom 23. Februar 1879 


1. Iſt ein Preßvergehen im Sinne des Urt. 35 anzunehmen bei 
einer Anklage wegen unlauteren Wettbewerbes durch irreführende Anz 
fündigungen in Zeitungen oder anderen Preßerzeugniffen, insbejondere 
wenn jemand zwed3 Ermedung des Sceind eines beſonders günjtigen 
Angebots ein Zwangsverfahren jimuliert und durch den Gericht3vollzieher 
in öÖffentlihen Blättern eine Zwangsverſteigerung ausſchreiben läßt? 
I. 28/6 00. 33, 326; I. 9/10 02. 35, 375. 

2. Iſt die Ankündigung von unbefugten Ausſpielungen durch die 
Preſſe ein vor die Schwurgerichte gehöriges Preßvergehen? I. 23/12 01. 
35, 44. 


©. weiter 
zu Art. 35. . ae WA: U, 
„ Xrtt. 17, 68— 71 Er 18:21, 


Geſetz, betreffend die — des Gewerbes im Umherziehen, vom 10. März 1879 
: 2. BB. €. 143). 


1. Zum Begriff des Haufierens. I. 18/11 95. 27, 427. 

2. Wann liegt eine bvorgängige Beitellung, wann eine gewerbliche 
Niederlafjung im Sinne dieſes Geſetzes vor? I. 13/5 89. 19, 281. 

3. Welche Frijten gelten für die Verjährung der Zumwiderhandlungen 
gegen das Gejeg vom 10. März 1879? I. 28/6 86. 14, 247. 

©. weiter zu Art. 2 32, 414. 


Gele zur Ausführung der Reichs-Strafprozeßordnung vom 18, Angnit 1879 
(G.- u. BB. S. 781). 


Welches find die VBorausfegungen der in Artt. 73flg. vorgejehenen 
ſog. gemifchtegerichtlihen Unterfuchung? Genügt die Beteiligung von 
Civil und Militärperfonen bei einem und demjelben VBorfalle? 
I. 9/7 88. 18, 51. 


©. weiter 
zu Urt. 4,5... 0.0.8, 414; 14, 247, 
„At. 1.2 22020205230: 24, 77, 
„ Art. 16,18... 2.11, 139, 


„u 86, 89, 90, 100 a 
„Art 88..33, 54. 
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— den — des Reichsgeſetzes über die — und —2** 
von viebfenchen ꝛc betreffend, vom 23. März 1881 (&.- u. V. Bl. ©. 129. 
85 Bedingungen der Wirkſamkeit diſtriktspolizeilicher Verbote. 1.19/9 98. 
31, 254. 


Geſetz, die Kapitalrentenſteuer betreffend, vom 19. Mat 1881 (G.u. V. Bl. ©. 477). 


Artt. 3,5, Unter welchen Umſtänden enthält es eine ſtrafbare Steuerhinter— 

28, 29 ziehung, wenn der Steuerpflichtige Renten verſchweigt, die ihm vertrags— 
mäßig zuftehen, tatfächlich aber nicht bezahlt werden? Beſteht bei wiſſentlich 
unrichtigen Steuererflärungen eine gefeßliche Vermutung für die Defrau- 
dationsabfiht? Faffion bei einer Kapitalrente, die jährlihden Schwankungen 
unterliegt. I. 10/3 92. 22, 405. 


Artt. 28,29 Unter welchen Vorausfegungen findet Art. 29 Anwendung? Kann 
eine Vereinbarung mit dem Rentbeamten einen Einfluß auf die Straf: 
barkeit äußern? I. 10/3 92. 22, 411. 


Gefeh, die Gewerbeftener betreffend, vom 19, Dat 1881 (G.- u. B. Bl. ©. 495). 


Bildet aud die unwahre Abmeldung eines Gewerbes eine Steuer: 
hinterziehung im Sinne des Art. 60? I. 30/9 89. 19, 397. 


Belanntmadhung ded Staatsminiſteriums ded Inneren, Maßregeln — die 

Rinderpeſt betreffend, vom 2. Jannar 1882 (G.- u. B. Bl. €. 29). 

1. Kann durch eine innerhalb der Kontumazfriit ohne Erlaubnis 
der zuftändigen Behörde ausgeführte Schlachtung vorjchriftsmäßig ein- 
geführten Viehs eine nad dem Reichsgeſetze vom 21. Mai 1878 ftraf- 
bare Zuwiderhandlung gegen Vieheinfuhrbefhränfungen begangen werden? 
I. 12/5 87. 16, 136. 

2. Sit in Bayern die Einfuhr von Zucht: und Nußvieh aus 
öſterreich⸗ Ungarn, welche in den Grenzbezirken den Einführenden zu 
eigenem Bedarfe geſtattet iſt, zur Abwehr der Rinderpeſt dadurch als 
beſchränkt zu erachten, daß den Einführenden das Eigentum an dem Vieh 
zufteht? I. 28/1 86. 18, 300. 

S. weiter 14, 253. 


Belanntmahung des Staatsminifteriumsd des Juneren, Maßregelu « en Die 
Rinderpeſt betreffend, vom 22. Jannar 1887 (Ge u. BB. ©. 13). 


Was verjteht die Bekanntmachung unter „Slurbereich des Orts?” 
I. 19/4 88. 17, 318. 


©. aud) Belanntmahung vom 2. Januar 1882 (16, 136), ſowie 
33, 54. 
Gebührengeieh vom 6. Juli 1892 (G.- m. BB. S. 489), 


Art. 145 Einfluß des rentamtlichen ae auf die Verjährung der Ge- 
bübhrenhinterziehung. I. 7/2 98. 81, 
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Belauntmadung de3 Stantöminifteriums des Inneren, Pe gegen Vich- 
ſeuchen betreffend, vom 20. Februar 1893 (G.- u. B. Bl. DI). 


Sind Verfehlungen gegen die Belanntmahung ala — 
lungen gegen Maßnahmen wider die Rinderpeſt zu beſtrafen? 
I. 4/1 90. 33, 54. 


Geſetz, die Fortſetzung der Grundentlaftung betreffend, vom 2. Februar 1898 
(6: u. BB. S. 19), 


Iſt das Strafgeriht bei Aburteilung über die Anklage wegen 
Unterlaffung der Anzeige einer beabfichtigten Gut3zertrümmerung an die 
Entſcheidung der Berwaltungsbehörde, daß die VBorausfegungen der Ab» 
löfungspflicht gegeben jeien, gebunden? I. 2/11 99. 32, 330. 


Braunichweig. 
Geſetz, betreffend Landgemeindeordnung, vom 18. Juni 1892 (G. u. 8,81. S. 357). 


Bann endigt die Beamteneigenfchaft eined auf Zeit angeftellten 
ländlichen Gemeindebeamten? IV. 17/1 02. 35, 75. 


Bremen. 


Feldpolizeiordunng vom 20. Oltober 1887 (6.81. ©. 95). 


Iſt die Strafbeitimmung auf die Fälle des $ 289 St.G.B.'s zu $ 14° 
beziehen? 


Begründet die Privatpjändung ein Pfandrecht oder ein Zurüd- 8 Al 
behaltungsrecht? IIL. 19/12 98. 32, 12. 


Elſaß⸗Lothringen. 


(Unter dieſen Abſchnitt iſt zugleich das in anderen Teilen Deutſchlands geltende 
franzöſiſche Recht aufgenommen.) 


Decret relatif à la constitution des assemblöes primaires et des assembl&es admini- 
stratives du 22 decembre 1789. 
In welchem Umfange fteht in Elfaß-Lothringen den Bezirks— 
präfidenten da8 Verordnungsrecht zu? I. 5/1 80. 1, 135. 


Loi sur l'enregistrement du 22 frimaire Vil (Bull. des lois, 2 sör. nr. 248 p. 2), 


Bildet dad Urteil des Civilgerichts über die für Auslafjungen bei 
einer Sterbefallderflärung verfchuldete Gebühr die Fonftitutive Grundlage 
für das Urteil de3 Strafrichterd über die Höhe der verwirkten Strafe? 
I. 2/3 93. 24, 67. 

S. weiter 26, 13 


rt. 412 
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Loi, qui prescrit des formalitös pour les ventes d’objets mobiliers, du 22 pluviöse Vil 
(Bull. des lois 2 ser. nr. 258 p. 6). 


Velden Sinn hat die Beſtimmung in Art. VII Abſ. 8? Hat dieſe 
noch Geltung neben dem Reichsſtrafgeſetzbuche? Finden Die allgemeinen 
Beitimmungen des letzteren auf jene Strafvorſchrift Anwendung? — 
die Gerichte zur Aburteilung von Zuwiderhandiungen zuſtändig? 4. 
28/6 94. 26, 18. 


Loi, contenant organisation des öcoles de pharmacie, du 21 germinal Xi (Bull. des 
lois 3 ser. p. 121). 


1. Haben die Verbote der öffentlichen Ankündigung jogenannier 
Geheimmittel neben dem Strafgefegbuce Gültigkeit? Begriff von Geheim- 
mitteln. I. 25/5 82. 6, 329; L 28/11 87. 16, 859. 

2. Sit der Begriff eined verbotenen Geheimmittel3 dadurch be 
dingt, daß die Zufammenfegung den Apothekern Geheimnis ift? J. 28/11 87. 
16, 359. 


Code Napoldon du 3 septembre 1807 (Bull. des lois nr. 154). 


1. Wird dadurdh, da ein Mann in einem notariellen Akte un— 
wahrerweiſe die Vaterſchrift zu einem unehelichen Kinde anerkennt und 
diefe Anerkennung in das Geburtsregiſter eintragen läßt, eine Veränderung 
des Perſonenſtands dieſes Kindes auch mit Rückſicht auf die Beſtim— 
mungen des Code civil begründet? III. 19/2 91. 21, 411. 

2. Enthält der Code eivil Vorſchriften allgemeiner Natur über da? 
Verhältnis zwifchen Pflegeeltern und Pflegefindern? In welcher Weile 
kann im Gebiete des rheinifchen Rechts ein Pflegfchaftsverhältnis be- 
gründet werden? I. 11/2 84. 10, 95. 

3. Iſt nach franzöfiihem Rechte der Vater, welcher während 
beitehender Ehe das Vermögen feiner minderjährigen Kinder vermaltet, 
nad) den Regeln der Bormundichaft zu behandeln? I. 30/10 84. 11, 196. 

4. Auf melde Sicherheit hat der Bürge eines Hauptjchuldners, 
der feine Zahlungen eingeftellt hat, nach franzöfifchem Rechte Anſpruch? 
I. 29/4 97. 30, 78. 


©. meiter 
zu Artt. 280, 2831 . 2. .2.20..%5, 199, 
„Art. 716. 21, 270, 
vn 1382 2.222 . .. 27, 322, 
ie ae BE ee BD 
„1861. 2222020224, 74. 


Code penal du 12 fevrier 1810 (Bull. des lois nr. 277 bis.). 


.. Hat Art. 412 Abſ. 2 durch die Einführung des deutfchen Straf 
Kares in Elſaß-Lothringen feine Gültigkeit verloren? I. 27/3 84. 
‚ 220. 
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Gilt dies von Art. 418? I. 3/1 87, 15, 140. Urt. 418 


Hängt die Zubilligung mildernder Umftände vom Ermefjen des Art. 463 
Gerichts ab? I. 18/3 95. 27, 108. 


©. weiter 
zu Art. 236 222.026, 18, 
— un ARD: Zac an 6687 
" [23 411 * . . . * * * 21, 3, 
DE at re een 


Loi sur la röpression des crimes et delits commis par la voie de la presse, ou 
par tout autre moyen de publication, du 17 mai 1819 (Bull. des lois p. 465). 
Hat die Beftimmung neben dem Reichsſtrafgeſetzbuche noch Geltung? Art. 1 
I. 21/9 93. 24, 318. 


Loi relative ä la röpression et la poursuite des delits commis par la voie de la 
presse ou par tout autre moyen de publication du 25 mars 1822 
(Bull. des lois p. 249). 

1. Hat dieſes Geſetz in Elfaß-Lothringen noch Geltung? I. 17/11 87. 
16, 340; I. 20/2 88. 17, 134. 

2. Wie weit erjtredt fich der Tatort eined vom Geſetz als gefährlich 
nnter Strafe geftellten cri seditieux publiquement proför6? I. 23/12 89. 
20, 146. 


Loi sur les associations du 10 avril 1834 (Bull. des lois p. 25). 


Auf welche Vereine findet daS Gefeß Anwendung. Unterftehen dem- Artt. 1,5 
jelben nur die eigentlichen Mitglieder eines von der Regierung nicht 
genehmigten Vereind, oder auch die nicht als folche erjcheinenden Ge— 
ihäftsführer des Vereins? I. 18/2 92. 22, 373. 


Loi, portant prohibition des loteries, du 21 mai 1836 (Bull. des lois p. 185). 


Welche Strafandrohung findet nad) Befeitigung de Art. 411 
Code penal auf die Zumiderhandlung gegen das in Art. 4 Abf. 2 de 
Geſetzes vom 21. Mai 1836 enthaltene Verbot der Ankündigung einer 
Lotterie Anwendung? I. 16/6 90. 21, 3. 


Loi sur la presse du 27 juillet 1849 (Bull. des lois p. 109). 


Hat die Bejtimmung ded Art. 3 neben dem Reichsſtrafgeſetzbuche Art. 3 
noch Geltung? I. 21/9 93. 24, 813. 

1. Sit für die Verteilung und Kolportage von Zeitungen und Wahl- Art. 6 
aufrufen eine adminijtrative Erlaubnis erforderlich? I. 28/1 97. 30, 1. 

2. Fällt unter die Strafbejtimmung auch das nicht gewerbömäßige 
Kolportieren und Austeilen von Schriften? I. 27/11 93. 24, 421. 

3. Kann in der Abgabe eines einzigen Eremplars einer Zeitung 
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eine Berteilung diefer Zeitung gefunden werden? Fällt auch die nicht 
öffentliche Austeilung unter die Strafbeftimmung? I. 18/3 95. 27, 108. 

4. Sind die Borjchriften bezüglid der Unzuläffigkeit der Veröffent: 
lihung der Auklageakte vor deren Verlefung in öffentliher Sitzung nod 
gültig? 

Dürfen Tatſachen, welche in der Hauptverhandlung nit oder nicht 
in Öffentlicher Sigung vorgelommen find, auf Grund der Anklageſchriſt 
überhaupt veröffentlicht werden? I. 11/4 89. 19, 127. 

5. Sind als Drudjcriften im Sinne ded Art. 6 auch gedrudte 
Proſpekte anzufehen? 

Kommt für die Beitrafung der Anjtiftung zu den bezüglichen Ber: 
gehen jetzt $ 48 R.St. G.B.'s zur Anwendung? I. 13/10 83. 9, 137. 


Loi sur le cautionnement des journaux et le timbre des &crits p&riodiques et non 
periodiques, du 16 juillet 1850 (Bull. des lois p. 79). 

Art. 10 Sekt die für Wahlaufrufe bejtehende geſetzliche Vergünftigung voraus, 
daß jämtliche zu verteilenden Eremplare des Wahlaufruf3 mit der eigen- 
bändigen oder nachgedrudten Unterfchrift des Wahlkandidaten verjehen 
find? I. 28/1 97. 80, 1. 

©. zu dem Gefebe weiter 28, 45. 


Döcret organique sur la presse du 17 fövrier 1852 (Bull. des lois p. 317). 
Artt.3fle. Welhe Zeitungen unterliegen dem Kautionszwange? Können in 
Bezug auf die Beltrafung wegen unterlafjener Rautionsleiftung mehrere 
Preferzeugniffe mit verfchiedenen Titeln als eine Zeitung angejehen 
werden? Sit für die Beftrafung in der bezeichneten Richtung $ 12 St. G. B.'s 
von Bedeutung? Iſt da8 Verbot des Weitererfcheinend eine Strafe? 
Haben die Gerichte dad Verbot auszufpreden? I. 25/11 95. 28, 45. 


Artt. 1,4 Iſt das Verbot des Weitererſcheinens einer Zeitung abſolut, oder 
hängt dasſelbe davon ab, ob weitere Übertretungen dieſes Geſetzes durch 
die Zeitung zu befürchten find? I. 23/4 96. 28, 345. 


‚Loi relative aux r&unions publiques du 6. juin 1868 (Bull. des lois p. 641). 

1. Begriff der öffentlichen Verfammlung im Sinne der Artt. 1, 2. 
Reiche Art der Verſchuldung erfordert die Strafbeitimmung? Welche Wirkung 
hat dad Wahlgeſetz für den deutfchen Neichdtag auf das gedachte Geſetz 
geäußert? Inwieweit können die Gerichte über die Gültigleit der vor— 
geichriebenen Anzeige entjcheiden? I. 27/3 99. 32, 106. 

2. Begriff der öffentlichen Verfammlung. Welchen Einfluß hat der 
Umſtand, daß in der Verfammlung über Gründung einer Wirtſchafts— 
genofjenjchaft verhandelt werden ſoll? I. 6/4 91. 21, 417. 


Geſetz, betreiiend die Einführung des Strafgeſetzbuchs für dad Dentihe Reich in 
Elſaß Lothringen, vom 30. Anguft 1871 (6.81. S. 255). 
Hindert Art. V, dab auf Grund des organifchen Dekrets über die 
Preſſe vom 17. Februar 1852 (Art. 5) das Verbot des Weiterericheineng 
einer Zeitung ausgeſprochen wird? I. 25/11 95. 28, 45. 


Elfah-Lothringen. - Hamburg. 571 





S. weiter 
zu Art. 1... . . 17, 334, 
er SR 220: 16, 140: 16, 340; 17, 134; 19, 127, 22, 273; 
24, 313; 26, 13, 
— 


Geſttz, betreffend die — des Dauer Tefungsgeiche, 
vom 4. November 1878 (6,8 


Sind durch Abſ. 2 die Prinzipien des durch = vom 23. Des g 11 
zember 1873 in Elfaß-Lothringen eingeführten Reichsbeamtengeſetzes 
modifiziert? I. 2/11 99. 32, 322. 


Reichsgeſetz, betreffend die Berfafiung und die ———— Elſaß-Lothringens, 
vom 4. Juli 1879 (R. G. Bl. S. 165), 

Wer iſt in Elſaß-Lothringen zuſtändig, —— Anordnungen über 
die Verwaltung der Amtsgefängniſſe zu treffen? Kann das Amt eines 
Gefängnisvorſtehers den Amtsrichtern übertragen werden? 

Iſt die Ernennung kommiſſariſcher Amtsrichter zuläſſig, und wer 
iſt dafür zufländig? I. 8/7 95. 27, 343. 


Gefeb, betreffend die — der ag x, vom 5. Mai 1880 


1. Sit nah 8 7 in dem Falle, wenn der Kleinverkauf geiltiger 
Getränke ohne Zahlung von Lizenzgebühren mehrere Vierteljahre fort- 
gejeßt wird, eine Mehrheit von Vergehen, oder nur eine einzige ftrafbare 
Handlung anzunehmen? I. 6/11 84. 11, 214. 

2. Welche Strafnorm ift anwendbar im Falle der Idealkonkurrenz 
eine8 Gemwerbepolizeivergehend nad) 88 33, 147 Nr. 1 Gew.D. mit einem 
Vergehen gegen $ 7 des Gefebed vom 5. Mai 1880, wenn erjtered 
Delift verjährt ift? I. 30/10 95. 27, 403. 


Verordnung zum Vollzuge ded Landesgeſetzes über die Ausführnng des Reiche: 
geſetzes vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr und — von 
Viehſenchen, vom 28. März 1881 (G.Bl. ©. 70). 
Buftändigkeit fiir Anordnung von Schußmaßregeln. Form der An: g 2 
ordnung. I. 15/6 99. 32, 228. 


Hamburg. 
Geſetz, betreffend die Stempelabgabe, vom 5. Mai 1876 (6.5, ©. 9). 


St bei einer als gemeinfchaftlihe Kontrahenten oder Urkunden $ 22 
ausfteller in Betracht kommenden Perfonenmehrheit die dur die Kon— 
travention verwirfte Stempeljtrafe nur einmal anzufegen? III. 30/11 96. 

29, 207. 


572 00 Peflen. 4. Februar 1887 bis 18, Januar 1 1882, 


Helen. 
Forftitrafgeieb vom 4. Februar 1837 GGeg. Bl. ©. 133). 


Sind BVerfehlungen, welde mit mehr als 150 A Strafe bedroht 
find, als „Vergehen“ oder als „Übertretungen“ zu behandeln. und wann 
verjähren fie? I. 4/1 94. 25, 55. 


Feldftrafgefes vom 21. September 1841 (Reg.Bl. S. 537). 


Artt. 1,33 Iſt die Entwendung eingeernteter Früchte, welche auf dem Felde 
zur einjtweiligen Aufbewahrung untergebradt find, als Feldentwendung 
zu betrafen? I. 12/1 93. 23, 386. 


Geſetz, die Ausübung der Jagd umd —— in den Provinzen —— und 
Oberheſſen betreffend, vom 26. Juli 1848 GReg. Bl. ©. 209), 

1. Können mehrere Pächter einer Gemeindejagd das durch bie 
Pachtung erworbene Recht durch private Übereinkunft mit der Wirkung 
unter ſich teilen, daß eine Verlegung der Übereinkunft nach 8 292 St. G. B.s 
ftrafbar wird? I. 10/12 91. 22, 250. 

2. In weldem Sinne ift der Artikel 6 zu verjtehen? I. 13/3 90. 
20, 341. 


Geſetz, die Rechtsverhältniſſe der Standeöherren des Großherzogtum betrefiend, 
vom 18, Juli 1858 (Reg.Bl. S. 329). 


Gerichtäjtand der Standesherren. I. 22/3 99. 32, 89. 


Geſetz, die Ausführung des deutichen ne Ienengegrichet betreffend, 
vom 3. September 1878 (Reg.Bl. S. 101). 

Darf nad) diefem Gefeße der Gerichtövollzieher für die Vereinnahmung 
der Erlöfe von ihm vollzogener freiwilliger Berfteigerungen eine bejondere 
Gebühr verlangen? I. 4/3 89. 19, 62. 

S. weiter 

BEI ee ie 88, 
u ee en Kran. BR 


Geſetz, die Bildung und Zuftändigkeit des oberiten Berwaltungsgerichts betreffend, 
vom 16. April 1879 (Meg.Bt. ©. 131). 
Inwieweit find die ordentlichen Gerichte an die Worentjcheidung 
des DVerwaltungsgerichts gebunden? I. 24/5 97. 30, 126. 


Verordnung, die Gerichtäfoften und Gebühren betreffend, 
18, Januar 1882 (Reg. Bl. &, Di 
VOM ",3, Zul 1890 ıeg.BL. ©. 127) * 
884,12 Sit der Wechſelproteſtſtempel erſt dann zu erheben, wenn die Proteſt⸗ 
urfunde fertig geftellt ift? Darf die Aufnahme der Protefturfunde unter: 


Heſſen. Medienburg- Schwerin. Preußen. 573 


lafjen werden, wenn nach Vornahme der Protejthandlung mangels Zahlung 
die Wechſelſchuld bezahlt worden ift? I. 8/2 97. 29, 370. 


Geſttz, die Gemeindeumlagen betreffend, vom 24. September 1887 (Reg. Bl. S. 215). 


Greifen bei Zumiderhandlungen die Strafbeitimmungen des Steuer: 
geſetzes vom 8. Juli 1884 Platz? I. 4/4 95. 27, 141. 


Geſetz, den Handel mit Anteilen und Abfchnitten von Lofen zum Lotterien und 
Ausſpielungen betreffend, vom 11. April 1896 (Neg.Bl. S. 47). 
Steht da3 in diefem Geſetze enthaltene Berbot, gewerbsmäßig ge— 
ringere als die genehmigten Anteile von Lotterielofen ꝛc feilzubieten, in 
Widerſpruch mit Neichögefegen? I. 6/5 97. 30, 116. 


Medienburg-Schwerin. 


Minifterialverordnung über das Züchtigungsrecht der Lehrer vom 29, Juni 1885, 
Gilt die Verordnung für alle Schulen? IV. 4/10 98. 31, 267. 


Kontribntiondedift vom 8. Juni 1886 (Reg.Bl. S. 161). 


Über falſche Steuerdeffarationen unter Verfiherung an Eidesitatt. 
III. 13/7 91. 22, 121. 


Minifterialverordnung über das Ahhtiguugdreit der Lehrer 
vom 13. September 1897. 
Sit die Verordnung auch für ritterfchaftlihe Schulen wirkſam? 
Iv. 4/10 98. 31, 267. 


Preußen. 
Allgemeine Gerichtsordnung vom 7. Juli 1793. 


1. Was iſt nach Teil III Titel 188 30 und 31 unter „gehöriger 
Bedeutung” und „wiederholten Supplizieren” zu verftehen? IV. 23/6 99. 
32, 243. 

2. Kann ein jtrafbare Duerulieren in Eingaben gefunden werden, 
welche in einer gerichtlichen Angelegenheit an die VBerwaltungsbehörde 
gerichtet jind? IV. 15/12 99. 33, 14. 

3. Über die fortdauernde Geltung der das Duerulieren betreffenden 
Strafvorjcriften. 

Sind diefelben auch auf das Anbringen von Denunziationen bei der 
Staatdanwaltichaft zu beziehen? II. 28/12 83. 9, 357. 

4. Steht $163 des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtdordnung I. 24 
8 108 über die rechtliche Wirkungslofigkeit von Anweifungen firierter 
Bejoldungen der Civilbeamten nod in Geltung? 

Kann eine folche Anmweifung den Gegenjtand "einer Vermögens: 
bejhädigung bezw. eines Betrugs bilden? II. 19/9 82. 7, 95. 
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5. außerdem 


ju 1108 123 1, 420, 
„120810 1, 287, 
„124868 . 1, 165, 
— } . 88 1, 10, 18, 27 1, 287, 


„1448 60, Anhang 8 302 . 18, 80, 
„1, I, 7 88 4öflg.e . . .80, 378, 
„uUL4as16. . » 87, 176, 
„UI 783 Auhang 8 462 . „17, 342, 


Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794 nebft Novellen. 


Teil I Titel 21 88 466flg. Sit der Gutspächter, welchem das 
Gutsinventar nad) einer Taxe mit der Verpflichtung dereinitiger Rück— 
gewähr übergeben ijt, Eigentümer der von ihm aus eigenen Mitteln zum 
Erſatze des Abganges angeſchafften Inventarienftüde? II. 22/9 82.7, 41. 

S. außerdem 


zu Einkelting 810. . 02 02 wenn 108, 
: 8 78 . . 16, 150; 19, 75, 
R Teil I Titel 2 gg 16, 42, 69, 75, Bez 28, 379, 
Fe re a fee An SE, 
te EEE 3 a ee BD 
u ae EEE ee ea a BB 
" " I u 4 8 85 25, 154, 
a EEE 0 re ern 
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" " I n 5 8 127 ER Sr 6* 24, 274, 
. m: „58131 6, 251; 7, 343, 
J —1338270 20, 68, 
"m In 588 849, 352 28, 63; 25, 154, 
„ 1 u 588 386flg. 2.24, 858, 
rt en © 3, 201, 358, 
a N A 3, 358, 
5 ER, 3, 201, 
„m 1, T88 46,47. 9, 179, 
un I „ 788 48, 50, 1... . 32, 389, 
„ „I u. 7TS$ 50, 58, 59, 61, 64, 70, 71, 109 . 81, 321, 
u „ I un T88 58 59. 2, 186; 7, 123, 

ae 23-6 en 9, 179, 
„1. 7814 19, 75, 

ET ED 31, 321, 
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„1,989, 116. .. 92, 161, 
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zu Teil II Titel 188 936, 942, 948, 951, 952, 960, 961 7, 133, 
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u 596, Ben — 9, 15, 176, 
= SH Bi, ee 1, 370, 
Anhang 95 zu Teil II Titel 2 $ J— 1, 370: 19, 405, 
zu Teil II Titel 2 88 621, 683—688 . . . 1, 370, 
„„ U „288 639, 640, 660, 61 . . .....19, 405, 
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„u. U „288 753flg . ; 34, 161; 28, 230, 
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Patent bom 6. März 1802, betr. Zuſabe zu Teil II Titel 5 flg. 32, 161. 


Gefindeordnung für ſämtliche Provinzen zc vom 8. November 1810 (G. S. S. 101). 


Darf die Dienftherrfchaft Sachen des Dienjtboten, welcher ohne 
geſetzmäßige Urſache den Dienit vorzeitig verlafjen hat, zurüdbehalten, 
um ihn zur Fortſetzung des Dienjtes zu zwingen? I1.9/12 92. 23, 356. 


69 


Un 


Welcher Natur ift das Recht des Gefinded auf gerichtliche Genug: $ 77 
tuung für geringe Tätlichkeiten feiten& der Dienftherrichaft? I. 12/4 80.2,7. 


©. weiter 
zu 88 5,6 2. ee Br 56, 
IE Eee 


Gen. Reg. zu & 1. &t.S. I-XXXV. 37 
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Deffaration wegen ded Anfangs der redhtlihen Wirkung der durd die Geſetz— 
jammlung und die Amtöblätter befanut gemadıten Geſetze und Berfüigungen vom 
14, Jannar 1813 (6.5. ©. 2). 

1. Können die mit dem Erlaſſe von Strafvorjchriften Detrauten 
Behörden anordnen, daß eine Strafvorfhriit am Tage ihrer Bublifation 
in Kraft treten jol? Was ift in einem jolden Falle unter Tag der 
Pubtikation zu veritehen? II. 21/1 87. 15, 198. 

2. War e8 vor dem Geſetze vom 3. April 1846 notwendig, daß 
eine Kabinett3order, um rechtöverbindliche Kraft zu erlangen, in der Geſetz— 
fammlung veröffentlicht wurde? II. 11/6 80. 2, 101. 


Inſtruktion zur Geimäfuntäbeung, der re x vom 23. Oltober 1817 


W, . So, 


s12 Berechtigung zur Anftellung von Beamten. IV. 13/2 94. 25, 112. 


S. außerdem 
zug1i ... 15, 164, 
u 2 113, 151: g, 366; 32, 286, 
860... 2.80, 171. 


Ordnung zum Geſetz wegen Berftenerung des inländiſchen Branntweind, ran 


malzes, Weinmoftes und der Tabalöblätter vom - 4, — ee ©. E ar . 


Ss 60 Beiteht neben der eventuellen Haftbarkeit des Brennereibefigerd jür 
feine Leute und Angehörigen nad; $ 60 auc eine primäre Haftbarfeit 


desjelben in den Fällen, wo der Täter nicht hat ermittelt werden können? 
IL. 28/5 80. 2, 70. 


8 61 Unter welden Borausfeßungen ift die Kontraventionsſtrafe nur in 
dem einmaligen Betrage zu verhängen? IL. 5/3 80. 1, 250. 
S. außerdem 
zu$61. . 0. .....8, 104, 431; 4 367, 
nn. 5, 872, 
UND: a ee ee A DOM 


Geſetz wegen ———— ver * —— 


19. Juli 1861 (8.8, ©, 697), 3. gut IH G.s. 6 2° 

1. Fit der Handel mit unbeweglichen Sachen, wenn er von einem Ein= 
zelnen gewerbsmäßig betrieben wird, der Steuer vom ftehenden Gewerbe 
unterworfen? IV. 23/3 86. 13, 436. 

2. Bejteht bei mehrjährigem Betriebe eines jteuerpflichtigen jtehenden 
Gewerbes, dejjen Anfang nicht angezeigt worden tft, die Steuerftrafe in 
dem doppelten Betrage der Steuer für jedes einzelne Jahr des Gewerbe- 
betrieb, oder nur in dem doppelten Betrage der einjährigen Steuer? 
Iv. 6/6 84. 10, 417, 

3. Unter welchen Borausfeßungen fällt das Vermieten möblierter 
Zimmer unter die Gewerbejteuergejeße? I. 12/1 80. 1, 141. 


vom 





Preußen. 1. Juni 1820 bi8 7. März 1822. 579 











S. außerdem zu $ 10c, 19a, 89b. . . 6, 371, 
„ 90.. 14, 174, 
zu 88 1, 18 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 . 14, 89, 


Gele wegen der Yöhnung und des Umzugs der Pad c in Nen-Vorpommern ıc 
vom 1. Juni 1820 (6. S. 109), 


Was verfteht das Geſetz unter ‚Borvieh"? II. 13/4 80. 1, 360. 


Geſetz wegen der Stempeliteuer vom 7. März 1822 (6,5. ©. 57), 


1. Fällt die Haftbarfeit weg, wenn der Verwendungspflichtige die $ 12 
Urfunde der Steuerbehörde zur Berechnung des Stempels vorgelegt, 
diefe aber den Betrag zu gering berechnet hat? IL. 20/1 80. 1, 157. 

2. Bon welchem Tage ab ilt die Frift zur Nahbringung des 
Stempel3 zu berechnen, wenn eine Urkunde über ein zweiſeitiges Gejchäft 
von den Kontrahenten nicht an demfelben Tage unterfchrieben worden 
ift? IL. 16/1 91. 21, 274, 


1. Über die den Notaren nad) Kabinet3ordre vom 24. November 1835 8 21 
obliegende Pflicht, die Einziehung des Stempels für eine ihnen von den 
Barteien mit dem Antrage auf notarielle Vollziehung überreichte Bunktation 
zu bewirfen. II. 11/6 80. 2, 101. 

2. Hat die Stempeljteuerfontravention Dolus oder Fahrläffigkeit 
zur Vorausfegung? II. 19/2 84. 10, 110. 


1. Berfallen Eheleute, die einen Kaufvertrag als Verkäufer unters $ 22 
jchrieben Haben, bei Stempelhinterziehung in eine gemeinfchaftliche 
Stempelftrafe? IV. 10/1 96. 28, 108, 

2. Wird bei einem zwijchen zwei Perfonen abgefchlofjenen Kauf: 
vertrage die Ehefrau eines Kontrahenten durch die bloße Mitunterzeichnung 
zur Teilnehmerin des Vertrags. I. 19/4 94. 25, 285. 

3. Was iſt unter dem verfolgbaren Inhaber zu verjtehen? 

Iſt deſſen Verfolgung aud) neben der des eigentlichen Kontra— 
venienten jtatthaft? I. 18/2 84. 10, 142. 

©. außerdem zu $$ 12, 21, 22, 30; 16, 262; 20, 192; 25, 38; 
30, 147. 

Tarif. 
Inventarien. 
Was iſt darunter zu verſtehen? II. 20/4 80. 1, 419. 
Kaufverträge. 

1. Iſt nach dem Gejehe vom 7. März 1822 und den hinzugetretenen 
Vorſchriften der Stempel für Kaufverträge über inländifche Grundjtüde 
jtet8 nur einmal zu entrichten, wenn über dasjelbe Grundſtück eine fchriftliche 
Bunktation und danach unter mwejentlich gleichen Bedingungen ein nota= 
rieller oder gerichtliher Vertrag geichlojfen it? IL. 1/11 89. 20, 25. 

2. Sit im Gebiete des preußiichen Landrecht3 eine Punktation über 
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deu Bertauf e eines Grundſtüds ſtempelpflichtig wenn ein Mitvertäufer 
den Namen des anderen Mitverkäufers in deſſen mündlichem Auftrage 
unterſchreibt? IL 24/9 89. 19, 882. 

3. Sit die Stempelpfliht von Immobiliarkaufverträgen nad) rhei— 
niſchem Rechte durch notarielle Form bedingt? 

Sit ein Kaufvertrag auch dann jtempelpflichtig, wenn er über ein 
fremdes Immobile oder über ein Minderjährigen gehörige ohne ober— 
vormundſchaftlichen Konſens abgefchloffen und darum ungültig iſt? 
I. 14/2 89. 18, 413. 


4. Iſt die Urkunde über den Verkauf eine gütergemeinſchaftlichen 
Grundſtücks, welden der Ehemann allein abgeſchloſſen hat, ſtempel— 
pflidhtig, wenn dieſelbe nicht ergibt, daß der Veräußernde verheiratet ift 
und mit feiner Ehefrau in Gütergemeinjhaft lebt? IL. 24/4 83. 8, 225. 

5. St ein zwifchen Ehegatten privatfchriftlic abgefchlofjener Kauf— 
vertrag jtempelpflichtig? 

Stempelpflichfeit der negotia claudicantia. III. 10/3 84. 10, 254. 

6. Iſt die Stempelpflicht für denjenigen Kontrahenten, welcher den 
Kaufvertrag unterzeichnet hat, dann begründet, wenn die Unterjchrift des 
Namens des anderen Kontrahenten ohne defjen Willen von einem Dritten 
vollzogen ift? L 30/11 82. 7, 348. 


7. Wie ift der Stempel zu berechnen für Berfäufe ganzer Waren- 
lager, Handlungsgeihäfte und Fabriken? 

Was ift unter Kaufverträgen „über alle anderen Gegenftände“ 
zu verjtehen? 

Wie iſt der Stempel zu berechnen, wenn Gegenitände mit ver— 
ſchiedenem Stempeltariffaße um einen Preis veräußert werden? II. 6/3 94. 
25, 161. 

8. Kann, wenn der Preid für Mobilien und andere Leiftungen 
nur in ungeteilter Summe audgedrüdt ift und der Wert der anderen 
Zeiftungen von der Beteiligten weder nachträglich angegeben wird, noch 
jonft zu ermitteln ift, der von dem ganzen Preiſe berechnete Mobilien- 
Kaufitempel ald umgangen angenommen und der Feſtſetzung der Strafe 
zu grunde gelegt werden? II. 19/2 84. 10, 110. 

Verträge. 

1. Unter welchen Borausjeßungen find durch Briefwechjel geſchloſſene 
Verträge ftempelpflichtig? IL. 30/12 87. 17, 34. 

2. Begründet die in einem Slaufvertrage enthaltene Abrede eines 
Wiederfaufsrecht3 neben dem Kaufſtempel die Stempelpfliht nad) der 
Pofition „Verträge*? IL. 20/4 80. 1, 419. 

©. weiter zu Tariffägen „Eeffionsinftrumente”, „Raufverträge". 25, 38. 


Kabinettgorder, daß ohne landesherrliche Erlaubnis niemand feinen ——— 
oder Geſchlechtsnamen ändern dürfe, vom 15. April 1822 (G. S. ©. 108). 


Hat diefelde noch Gültigkeit? Was verjteht fie unter Anderung des 
Familiennamens? IV, 5/5 96. 28, 344. 


Preußen. 10, Januar 1824. 
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Kabinettöorder, die Brau⸗ und Maifchiteuer betreffend, vom 10. Januar 1824 
(v. Kamptz, Jahrbliher ꝛc Bd. 23 S. 95; v. Kamptz, Annalen ꝛc Bd. 8 5, 48). 
Nr. 4. 

Über Anwendung bei Branntweinbereitung aus Melaffe. I. 12/12 80, 
3, 104. 

Nr. 5. 

1. Erfordert der Tatbejtand der in Nr. 5 vorgefehenen Rontravention 
Dolus oder Fahrläfiigkeit? IL. 17/4 83. 8, 182. 

2. Sit bei Steuerdefraudationen behufd Einziehung der mißbrauchten 
Geräte der jchuldlofe Eigentiimer derjelben zum Strafverfahren zuzuziehen, 
und iſt die Einziehung dem Schuldigen gegenüber auszufprechen, falls 
der Eigentümer nicht zugezogen war? IL 27/1 82. 5, 8371. 

3. Kommt es bei der Maifchitenerdefraudation mittel Überfhöpfung 
von Maifche für die Höhe der hinterzogenen Gefälle bei der Strafberechnung 
auf dad Duantum der übergejchöpften Maifche, oder lediglid auf den 
Rauminhalt der Gefäße an, in welche übergejchöpft it? 

Gelangt bei der Umwandlung einer uneinbringlichen Gelditrafe, 
welche mittel Zujammenrechnung der für mehrere jelbftändige Handlungen 
verwirkten Einzelitrafen feitgefeßt worden ift, 8 29 Abſ. 2 oder lediglich 
$ 78 Abſ. 2 St. G. B.'s zur Anwendung? II. 9/7 81. 4, 367. 

4. Sit aus der Stellung eines Brennereibedienfteten, welchem Die 
Anfage der vorzunehmenden Einmaiſchung obliegt, bei einer Zuwider— 
Handlung gegen Nr. 5 deſſen Strafbarfeit wegen Defraudation zu folgern? 

Bildet ein auch nur zufällige® Eindringen von Maiſche in einen 
nicht deflarierten Bottich den Tatbeſtand einer Steuerfontravention? 

Muß die in Nr. 5 vorgefchriebene Konfiskation aud dann aus: 
gejprochen werden, wenn nicht hat feitgeitellt werden fönnen, welche 
Gefäße mißbraudt find? 

Kann auch in der Ausihöpfung von Maiſche aus einem deflarierten 
Bottih in einen anderen gleihfall® deflarierten Bottih der Tatbeitand 
einer Rontravention, bezw. Defraudation gefunden werden? 

Darf die Verpflichtung zur Steuerzahlung einen Gegenjtand des 
UÜrteil3 bilden? III. 12/1 81. 3, 288. 

5. Muß zur VBerhängung einer Defraudationditrafe der Rauminhalt 
der mißbrauchten Bottiche feitgeitellt werden? 

Darf auf Nachzahlung der umgangenen Gefälle erfannt werden? 

Wie ilt den mehreren Beteiligten die Kontraventiongjtrafe aufs 
äzuerlegen und die an die Stelle tretende Freiheitsitrafe zu beitimmen? 

Kann, wenn an die Stelle der Defraudationdftrafen 2 Jahre Ge— 
fängnis gejeßt find, daneben noch auf Freiheitsſtrafe an Stelle der 
Kontraventiongitrafe erfannt werden? IL. 11/3 81. 3, 431. 

6. Wie ijt der Brennereiverwalter, welcher mit der Abficht einer 
Verkürzung der Steuer undellarierte Einmaiſchungen durch andere vor- 
nehmen läßt, zu beitrafen? II. 5/3 80. 1, 250. 

S. außerdem 2, 70; 17, 114, 


582 Preußen. 831. Dezember 1825 bis 23. Januar 1838 








Juſtruktion für die Oberprüfidenten vom 31. Dezember 1825 (G.S. 1826 ©. 1). 


Begriff des öffentlichen Kollektierend im Sinne de $ 11 Nr. 4, b. 
II. 13/7 88. 18, 58, 


Kabinettdorder, womit dad Negulativ über die Tanitätspofizeilihen Vorſchriften 
bei den am häufigſten vorlommenden anitedenden Krankheiten beitätigt wird, 
vom 8. Auguit 1835 (6,5. ©. 240). 

1. Buftändigfeit der Behörden. it Cholera VBerdaht für Die 
borgejehenen Anordnungen ausreihend? IV. 8/6 95. 27, 280, 

2. Haben die in dem Regulativ enthaltenen Strafbeitimmungen 
noch Geltung? II. 13/11 83. 9, 366. 

©. außerdem 2, 113, 151. 


Geſetz über dad Mobiliarfenerverfiherungsweien vom 8. Mai 1837 (G. S. €. 102). 


s 20 1. Hat 8 20 neben dem Reichsſtrafgeſetzbuche noch Geltung? 
II. 7/2 89. 19, 18. 
2. Findet $ 20 Anwendung auf die Verficherung nicht vorhandener 
Vermögensbeftände? IV. 17/4 85. 12, 150. : 
3. Iſt die in $ 20 Abf. 2 für die Annahme vorfüßlicher Über— 
verfiherung aufgejtellte Nechtövermutung neben dem Reichsprozeßrechte 
noch gültig? III. 10/3 90. 20, 321. 


822 Bezieht ſich 8 22 auf den Tatbeſtand des Vergehens, oder enthält 
er einen Strafausfchliegungsgrund? IV. 17/4 85. 12, 150. 


8 28 Hat $ 28 neben dem Reichsſtrafgeſetzbuch noch Geltung? III. 4/12 80. 
3, 85. 


Geſetz wegen Unterfuhung und Bent, Mi muergchen vom 23. Januar 1838 
.S. 8.78). 


88 28, Haben die Vorſchriften über die Befugniſſe der Zollbehörden zur 
31, 32 Ergreifung gewiffer fofort zu treffender Unterfuhungsmaßnahmen nod 
neben der Strafprozekordnung Geltung? Darf der Bollbeamte den bei 
Berübung einer Zolldefraude Betroffenen veranlaffen, ihm zur Aufnahme 
einer Berhandlung zc zum nächftgelegenen Zollamte zu folgen? I. 26/10 96. 

29, 136. 
833 Wird durch die Abgabe einer Sache an das Gericht das letztere mit 
der Verhandlung der Sache in ihrem vollen Umfange befaßt? I. 2/7 94. 

26, 48. 


859 Gilt noch die Vorſchrift, daß dad Gericht bei abgefonderter Ent- 
ſcheidung über die fubfidiarifche Verhaftung auf die Beurteilung der Frage 
beichränft ift, ob der Fall der ſubſidiariſchen Verhaftung vorhanden jei? 
Iv. 22/5 85. 12, 212. 

©. weiter 26, 319; 21, 47; 25, 424, 


Freuen, 31, "Dezember 1342 bis 3. April 1845. 583 





Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der Eigenihaft als preußiiher 
Untertan zc vom 31. Dezember 1842 (G. S. 1843 6S. 15). 
Unter welden Borausfegungen geht die Staatdangehörigfeit durch $ 23 
zchnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren, wenn die betreffende Perſon 
zur Beit des Verlaſſens des preußifchen Staatögebietd minderjährig war? 
IV. 15/6 94. 25, 415. 


Berorduung, betreffend die Legitimationsatteſte bei erung bon Pferden, 
vom 13. Februar 1843 (G.S. ©. 75). 
Bedarf e3 eines Legitimationsattefte® auch dann, wenn ein Pferd S 4 
dem zuftändigen Abdeder zur Tötung übergeben wird? IV. 7/12 94. 
26, 284. 


Kann die Tilgung des Vermerkes „Hartichlägigkeit* in einem nad) $ 5 
$ 5 audgejtellten Attejt eine Urkundenfälichung begründen? IT. 22/11 95. 
28, 43. 


17, Januar 1845 (8.8, €. Al), 
22, Juni 1861 (&.8. ©. 441) 


Iſt nach Art. III der Novelle vom 22. Yuni 1861 der Gewerbe: 
betrieb eines Verſicherungsagenten konzeſſionspflichtig? IV. 6/3 96. 28, 251. 


Allgemeine Gewerbeordnung vom 


Mititärftrafgerichtsordnung vom 3. April 1845 (G.S. €. 287). 


1. Sind im Falle der Kartellträgerei die Offiziere der Neferve und $ 6 
der Landwehr der Militärgerichtsbarfeit unterworfen? II. 20/3 88.17, 243. 

2. Erjtredt ſich die Vorjchrift des $ 6 Nr. 5 auf Aſſiſtenzärzte der 
Marinereferve? IL 23/5 85. 12, 231. 


Berbleibt, wenn dad Erkenntnis erſter Inſtanz dem Angeklagten $ Il 
bor feinem Eintritt in den Militärdienftitand bereit3 publiziert war, die 
weitere Berhandlung und Enticheidung der Sache auch dann dem Civil— 
gerichte, wenn jenes Erfenntnid auf eingelegte Reviſion aufgehoben und 
eine anderweite Verhandlung in eriter Inſtanz angeordnet wird? IV. 29/1 92. 

22, 315. 


1. Zt, wenn eine Militärperfon ein mit einem militärischen Ber: &$ 14, 
gehen zufammentreffendes gemeines Vergehen begangen, die Militärbehörde 15, 17 
jedoch bis zur Entlaffung der Militärperfon aus dem Dienſtſtande von 
der Straftat feine Kenntnis erlangt hat, bei der Civilbehörde dagegen, 
und zwar bei der Polizei, die Straftat bereit® vor der Entlaffung zur 
Sprache gekommen ijt, dad Militärgericht, oder das Civilgericht zur Ab— 
urteilung zuftändig? I. 20/2 90. 20, 308. 

2. Liegt ein „BZujammentreffen” im Sinne de8 $ 14 nur dan 
vor, wenn mit einem gemeinen Verbrechen ein gerichtlich zu jtrafende& 
militäriiches Delikt ideell Fonfurriert, oder auch bei realer Konkurrenz? 

IV. 8/5 94. 25, 347. 


584 Preußen. 23. Juli 1845 bis 1. November 1847. 





3. Welche Civilgerichte haben nah $ 17 über mititärifche Se 
zu enticheiden? III. 5/12 87. 16, 433. 

4. Unter welcher Vorausſetzung erwächſt aus der Berabichiedung 
von Landwehroffizieren die Zuftändigfeit der Eivilgerichte? II. 23/5 85. 
12, 231. 


s$ 91, 102 Hat eine nad vorläufiger Unterfuhung vom Gerichtöheren gemäß 
den 88 91, 102 verfügte Einftellung ded Verfahrens die in $ 210 St. PO. 
vorgejehene en II. 24/1 02. 35, 86. 
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Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 (GE. ©. 523). 


1. Iſt der Gemeindevorjteher als Organ des Bürgermeifterd zur 
Aufnahme öffentliher Urkunden befugt? I. 12/6 97. 30, 151. 

2. Iſt der Gemeindevorfteher zuitändig, die Unterjchrift unter ciner 
Quittung über Zahlung von nvalidenrente amtlich zu beglaubigen? 
I. 16/5 95. 27, 231. 

3. Charakter des Beſchlußbuchs des Gemeinderats; Stellung des 
Bürgermeifters. I. 27/10 94. 26, 165. 


Hannoveriſches Polizeiſtrafgeſet vom 25. Mat 1847 (Hannov. 6,5, ©. 111). 


s 60 Hat dasjelbe neben den Beltimmungen der Gewerbeordnung noch 
Gültigleit? III. 26/9 96. 29, 151. 


Geſetz über die VBerhältniffe der Anden vom 23. Juli 1847 (6,5. S. 263). 


1. Sit $ 71 noch in Kraft, foweit er die Annahme ausländischer 
Juden ald Rabbiner und Synagogenbeamte betrifft? 

Sit jedes der Mitglieder ded Synagogenvorjtandes mit der Strafe 
des 8 71 zu belegen, oder trifft diefe Strafe ſämtliche Mitglieder nur 
einmal? IV, 22/12 85. 18, 207. 

2. Was gehört zum fubjeltiven Tatbeftande des in $ 71 Abf. 2 
vorgejehenen Delikts? II. 25/9 96. 29, 73. 

©. weiter zu 88 35, 37 6, 77. 


1. November 1847 (8,8. ©. 376) 
Heldpolizeiordnung DOM ";z, qyri 1856 1@.8. €. 20) 


Iſt 8 50 dahin auszulegen, daß die Funktion der Feldhüter fich 
auf den Schuß von Gärten, Adern und Wieſen befhränft und auf 
andere Grundſtücke, insbeſondere Sandgruben nicht Bezug hat? II. 27/5 81. 
4, 208. 

S. weiter zu $ 45 2, 354. 


Breußen. 31. Januar bis 7. März 1850. 585 





Verfafiunganrfunde vom 31. Januar 1850 (6,5, S. 17). 


Schließt Art. 9 den Erlaß von Polizeiverordnungen aus, welche die 
Benugung des Privateigentumd im Intereſſe der Gejundheitspolizei be— 
ihränfen? II. 19/4 81. 4, 106. 


©. weiter 
zu At. 6 . 2... 2%, 263, 
„Artt. 12, 15 .. .18, 207: 22, 118, 
„Art. 28. ... 4, 379, 
a a ea ar een Art 
er Be a a a, 


nn. 26, 202. 


Geſetz zum Schuße der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 (6,5. ©, 45). 


1. Iſt $ 6 auch nad dem Inkrafttreten der Strafprozekordnnung 
no in Geltung? I. 29/9 84. 11, 101. 

2. Sit die polizeiliche Feitnahme nad) $ 6 von den Borausfeßungen 
der Unterfuhungshaft abhängig? II. 13/4 81. 4, 101. 

3. Begrenzung der den polizeilichen Erefutivbeamten in $ 6 ge= 
gebenen Befugniffe durch $ 8. III. 7/11 98. 31, 307. 

4. Sind die Wachtpoſten in Preußen befugt, eine von ihnen feit: 
genommene Perjon nad ihrem perfönlihen Ermefjen wieder freizulafjen? 
II. 29/5 94. 25, 400. 

©. weiter 2, 411; 15, 356; 


und zu 88 2,9, 10 . 2. 2 2202..194, 
ED er  ...%5, 400, 
a aa 3, 185; 32, 269, 
—8 8, 10 u Eee ei 331, 
EL A a a ie Der Ze 1, 26. 


Jagbdpolizeigeiet vom 7, März 1850 (6.5. S. 165). 


Fit die Jagdausübung eines Grundeigentümerd auf feinem dauernd $ 2 


und vollftändig eingefriedeten Grundſtücke eine berechtigte, jolange nicht 
vorher eine Entſcheidung des Landrates über diefe Eigenjchaft ded Grund: 
jtiid® erfolgt war? I. 14/5 88. 17, 368. 


Iſt für die Bildung eines gemeinfchaftlihen Jagdbezirkes erforderlich, 8 4 


daß die betreffenden Grundjtüde einen Flächenraum don wenigſtens 
300 Morgen einnehmen? IV. 30/5 99. 32, 193. 


Durch welche Organe mwird die Gemeindebehörde vertreten? In 89 


welchen Formen ift der Pachtvertrag abzuſchließen? IL. 9/10 94. 26, 144. 


1. Iſt der die Jagd Ausübende verpflichtet, dem zuftändigen Auf- 8 


jiht3beamten auf Erfordern den Jagdſchein vorzuzeigen, umd ift er bei 
Weigerung ftrafbar auch dann, wenn er einen ordnungsmäßigen Jagd— 
ſchein bei fi) führt? II. 19/6 94. 25, 429. 


16 


586 Preußen. II. März 1850 (Bereinsgejeß). 








2. — mit einem Vergehen gegen $ 292 St. G. B.s 
III. 23/11 91. 22, 234. 


87 Zur Auslegung des Abf. 1. 
Kann eine andere Perſon als der Grundbefiger Täter der in $ 17 
Abſ. 2 bezeichneten Übertretung fein? IL. 26/6 83. 8, 402. 


S. weiter 
zu 88 1,2 . .23, 115., 
„88 6, 9, 10,17. ; 4, 158, 
889,10 2... .. 19, 327; 21, 297, 
Ra ne Se et BE 


Verordnung über die Verhütung cine die geſetzliche Freiheit und Ordnuung 
gefährdenden Mißbranchs des Berfammiungd- und Vereinigungsrechtes vom 
11. März 1850 (G. S. ©. 277). 
51 Was iſt unter Verſammlungen zur Erörterung öffentlicher Angelegen— 
heiten zu verſtehen? I. 1/5 82. 6, 215. 


881,2,8 Was iſt unter „Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten“ und 
„Erörterung politiſcher Gegenſtände“ zu verſtehen? III. 25/1 92. 22, 337. 


88 8, 16 1. Was find die Erforderniſſe eines „politiſchen Vereins“ im Sinne 
des $ 8? Was ijt unter „Verfammlungen“ im Gegenſatze zu „Sigungen“ 
zu verftehen? II. 10/11 96. 29, 161. 

2. Gehört zum Begriffe des Bereind eine Organifation? Inwieweit 
iſt bei Beurteilung der Frage, ob ein neugebildeter Verein mit einem 
behördlich gejchloffenen politifchen Verein identisch ift, der erfennende 
Nichter an das frühere Urteil und defjen Feititellungen über die politischen 
Tendenzen des gejchloffenen Vereins gebunden? III. 18/9 93. 24, 245. 

3. Rann ein Ausschuß, welcher in einer eine Vereinsverfammlung 
nicht darjtellenden Verfammlung zur Ausführung von Beſchlüſſen der 
Berfammlung auf längere Dauer beftellt wird, als ein Verein im Sinne 
dieſes Geſetzes angeſehen werden? II. 2/11 88. 18, 169. 

4. Was ift unter „politifchen Gegenständen“ im Sinne de 8 8b 
und unter dem Verbote der „Verbindung zu gemeinfamen Zwecken“ 
gegenüber den „politiiche Gegenitände” in öffentlihen Verſammlungen 
erörternden Vereinen zu verftehen? 

Verhältnis der 88 8, 16 zu 8 152 Gew.O. vom 21. Juni 1869. 
III. 10/11 87. 16, 383. 

5. Begriff von „Verein“ und „politifchem Vereine”. Was veriteht 
$ 16 Abf. 3 unter „ſich aufnehmen laſſen“? Was gehört zur Straf: 
barfeit aus $ 16 Abſ. 1? Sit die Schließung eines Vereind durch den 
Strafrichter von vorheriger polizeiliher Schließung abhängig? II. 6/12 95. 
28, 66. 

6. Iſt die Beſtimmung in $ 16, nach welder der Strafrichter 
unter Umjtänden auf Schließung politifcher Vereine erkennen kann, durch 
S 6 de3 Einführungsgejepes zum Strafgejegbuche befeitigt? 


Preußen. 11. März 1850 bis 14. April 1851. 587 
Dolus im Falle des $ 16. II. 18/2 87. 15, 305. 
©. weiter 11, 371, 


und zu 88 1,821 . 2. 2.2020..16, 294, 
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Geſetz über die Poliztiverwaltung vom 11. März 1850 (G.S. S. 265). 


1. Kann auf Grund dieſes Geſetzes eine Verordnung erlaſſen werden, 
welche den Verkehr mit Gefangenen unter Strafe ſtellt? IV. 16/6 99. 
32, 231; II. 7/11 99. 32, 341. 

2. Findet in Preußen das polizeiliche Verordnungsrecht jeine Be— 
grenzung in 8 10 A.L.R.'s II. 17, oder erftredt fich dasjelbe auch auf 
das Gebiet der Wohlfahrt3polizei? II. 7/11 99. 32, 341. 

3. Kann der freie Tierfang, indbefondere das — abgejehen von 
dem Fangen in Schlingen jedem zujtehende — Dffupieren von wilden 
Kaninchen zum Schutze des Eigentumd durch Wolizeiverordnung ein= 
geihränft werden? I. 3/12 94. 26, 266. 

4. Haben nad) dem Geſetze vom 11. März 1850 die Regierungen 
die Befugnis, das in der Inſtruktion für die Oberpräfidenten enthaltene 
Kollektenverbot durch entjprechende Verordnung zu ergänzen? II. 13/7 88. 
18, 58. 

5. Schließt Art. 9 der Berfafjungdurfunde vom 31. Januar 1850 
den Erlaß von Polizeiverordnungen aus, welche die Benußung des Privat: 
eigentums im Intereſſe der Gejundheitspolizei befchränfen? IL. 19/4 81. 
4, 106. 

6. Können die Regierungen Strafandrohungen der Reichsgeſetze 
auf Fälle, für welche fie nicht gegeben find, für anwendbar erflären? 
II. 20/2 80. 1, 218. 


©. weiter 
u 84 ...20.00...885, 210; 22, 39, 
„885,6, 18, 15 re DON, 
„86 2.2.2.20...%28, 190; 9, 121, 
kenn 20, 48. 


Vertrag zwiſchen Preußen und den Niederlanden * aegenfeitiner Ansfieferung 
flüchtiger Berbreder vom 17. November 1850 (G.S. ©. 509). 

Darf ein nad Preußen wegen Verdachtes des Mordes Ausgelieferter, 
wenn feine bei der Auslieferung als Mord in Betracht gezogene Tat 
ſich nachträglich nur als vorſätzliche Körperverlegung mit tödlihem Er— 
folge herausſtellt, wegen dieſes letzteren Verbrechens verfolgt werden? 
Iv. 3/10 90. 21, 180. 


Strafgeiebbud vom 14. April 1851 nebſt Einführungsgneich (G.S. ©. 93). 
1. Hat die Strafbeitimmung, betr. das Abhalten vom Mitbieten bei 


öffentlichen Berjteigerungen neben dem Neichöftrafgefepbuche und den 
88 152, 153 Gew.O. nod Geltung? Zum Begriffe der von einer 


Art. 2 


>88 Preußen. 1. Mai bis 12. Mai 1851. 








öffentlichen Behörde vorgenommenen — und des Abhaltens 
vom Mitbieten. I. 18/3 95. 27, 106; IV. 6/3 88. 17, 203; I. 27/3 84. 
10, 220; III. 6/10 02, 35, 392, 

2. Findet Geſetzeslonkurrenz ftatt zwiſchen Erprefjung und dem 
Vergehen gegen $ 270? IV. 6/3 88. 17, 203, 


©. weiter 
zu 88 1, 338, 334 . . 2.2.0018 98, 
„88 3439... 222.18 191, 
„8105. 2 2 2 nn nn 28, 344, 
nn. 20, 334, 
oe EB. 5 ee 5. 
» 8328... 2 2 2020288, 276; 
zu Einführungsgefeb Urt. 2 . 2 .2020202..89, 857, 
IB te 13, 93, 
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Geſetz, betreffend die Einführung einer Klaſſen- und Haffifizierten Einlommeniteuer, 
v 1. Mat 1851 (8,8. €. 193) 
DM ;,, ai 1873 (Ö.€. ©, 218) " 


1. Beichränft ſich die Strafvorfhrift in 8 33 auf den Fall einer 
bon der Bezirkskommiſſion zu entjcheidenden Steuerreflamation, oder er: 
ftredt fie fi) aucd, auf den Fall einer bei der Einſchätzungskommiſſion 
angebrachten Remonftration? II. 16/10 88. 18, 151. 

2. Iſt auf die verfuchte Hinterziehung von Einfommenfteuer unter 
den Borausfegungen des $ 33 die Strafe des verfuchten Betrug an- 
wendbar? 

Sit die Anwendung ded SS 33 ausgefchloffen, wenn der Jahres 
betrag der Steuer, um welche der Staat verfürzt worden ift ober ver- 
kürzt werden follte, nicht genau zu ermitteln ift? 

Muß im Falle des 8 33 dem gerichtlichen Strafverfahren ein Per: 
waltungsitrafverfahren borangehen? II 13/7 86. 14, 293. 

3. Über die Strafbarkeit einer vor der Reklamationskommiſſion 
oder Bezirkskommiſſion abgegebenen falſchen eidesjtattlihen Berficherung. 
I. 17/4 82. 6, 196; III. 24/5 86. 14, 170; IL 19/2 89. 18, 414. 

©. weiter zu $ 33 33, 110. 


Geſetz über die Prefie vom 12. Mai 1851 (G.S. ©. 273). 


Inwieweit jind die Verbot3beftimmungen des $ 10 durch die Reichs— 
gefeßgebung bejeitigt? Verhältnis der Begriffe „öffentliher Ort“ uud 
„geihloffener Raum” im Sinne dieſes $ 10 und des 8 43 Gew.O. zu 
einander. IV. 7/1 02. 35, 54. 

©. weiter 

zu 88 8. 41.. . . . 18, 409, 
SAD AL er 


Preußen. 7. Mai 1858 bis 15. Mai 1856. 589 








Geſetz, betreffend die Beförderung von Auswanderern, vom 7, Mat 1853 
(6.5. ©. 729). 


Findet das Strafverbot des 8 10, ohne Konzeffion Verträge mit 
Auswanderern zur Beförderung nad jremden Ländern zu vermitteln, 
auh auf den Anwendung, welder eine auf den Abſchluß ſolcher Ver: 
träge gerichtete Tätigfeit entfaltet, ohne daß es zum Vertragsabſchluſſe 
fommt? II. 27/11 85. 13, 81. 


Hannoverifhe Notariatdordnung vom 18. September 1853 (Hann. G.S. ©. 345). 


Zt die Beitimmung in $ 70 Nr. 2 Ab. 3 unter a dur $ 9 des 
preußifchen Gefeßed vom 8. März 1880, enthaltend Beftimmungen über 
dad Notariat, außer Kraft gejeßt werden? III. 5/5 87. 16, 60. 


Geſetz, betreffend die Verlegung der Dienftpflihten des Gefinde? und ber länbd- 
lien Arbeiter, vom 24. April 1854 (G.S. S. 214.) 
Sind die LZumiderhandlungen als Übertretungen anzufehen ? 81 
Iv. 27/11 85. 13, 93. 


Kabinettöorder zur Negelung der Verhältniſſe der 1885 (rt Polizei bei ihrem 

Einfhreiten gegen Offiziere 2c vom 6. —— nr 5 (Friccius, Militärgeſetz⸗ 
ſammlung Bd. 5 ©. 

Enthalten die durch die NER u Beitimmungen 

Nehtönormen im Sinne des $ 376 St. P.D.? IV. 13/11 96. 29, 180. 


Gejeb über die iii, RE Ra rer oder Aneignung von Mineralien 
März 1856 (G.S. ©. 203). 
1. Kann das a Sammeln und Mitnehmen von Kohlen 
aus der Halde eines in Betrieb befindlichen Kohlenbergbaues unter $ 2 
jubfumiert werden? IV. 2/10 88. 18, 188. 
2. Was ijt unter dem Begriff der „Benußung feines Bergeigen- 
tums“ im Sinne des $ 3 zu verftehen? III. 26/11 81. 5, 182. - 


Geſetz, betrefiend die Landgemeindeverfaflungen in — Je öitlihen Provinzen, 
vom 14. April 1856 G.S. ©. 3 
Sit der von einer Gemeindeverfammlung zur ic der Öemeinde- 
rechnungen gewählte Ausschuß eine öffentliche Behörde? II. 13/3 85.12, 91. 
©. weiter 19, 327. 


Städteordnung für die Nheinprovinz vom 15. Mai 1856 (GE. ©, 406). 


1. Iſt der Bürgermeifter im Sinne de $ 196 St. G. B.'s der 
amtliche Vorgeſetzte der Bezirksvorſteher? I. 27/11 90. 21, 202. 

2. Kann der Landrat den Strafantrag wegen Beleidigung eines 
ſtädtiſchen Bürgermeifters ftellen? I. 30/1 88. 17, 81. 

©. weiter zu $$ 8, 34, 53 31, 293; 33, 66, 


590 Preußen. 21. Mai 1861 bis 22. Februar 1867, 





Geſetz, betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebändeftener, vom 21. Mai 
1861 (G.S. ©. 317. 
Sit die Unterlafjung der Anmeldung zur Beiteuerung durch jubjel- 
tive8 Verſchulden bedingt? 
Bon warn beginnt bei Steuerhinterziehungen durch Nichtanmeldung, 
bezw. Nichtzahlung die Verjährung der Strafverfolgung? 1.4/6 83. 8, 390. 


Geſttz, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, von 24. Mai 1861 
G.S. ©. 241). 


Beiteht die Vorfchrift des 8 14, daß in Stempeldejraudationsfadhen 
dad Strafverfahren auszufeßen und zur Bejchreitung des Civilrechts— 
wegs eine Frijt zu beſtimmen ift, gegenüber dem 8 261 St. P.O. nod) 
in Wirfjamfeit? II. 24/4 83. 8, 224. 


Einführungsgeſetz zum 1 Handelögeiesbud vom 24, Junt 1861 


Art. 9 Sit die Beitimmung als eine an Vorſchrift des Landesitraf- 
85 rechts in Kraft verblieben? II. 22/1 95. 26, 398. 


24. Juni 1865 (@.8. ©. 705) 
24. Juni 1892 (8.8, ©. 131) ' 

1. Velden Umfang Hat die jtrafrechtliche Verantwortlichleit der 
mit der Leitung oder Beauflfichtigung eines Bergwerks beauftragten Per— 
fonen im Sinne der 88 73, 74, 76, und welche Perfonen gehören in 
die Kategorie diefer verantwortlichen Betriebs-, Aufſichts- und Leitungs— 
beamten? II. 26/11 81. 5, 182. 

2. Iſt in Preußen das unberecdhtigte Sammeln und Mitnehmen 
von Kohlen aus der Halde eines in Betrieb befindlichen Kohlenbergbaues 
als unbefugte Aneignung anjtehender Mineralien zu bejtrafen? Kann 
darin unter Umftänden eigentlicher Diebjtahl gefunden werden? IV. 2/10 88. 
18, 188. 

3. Muß eine auf Grund des 8 197 Abſſ. 1 u. 3 (nad Faflung 
von 1892) erlaffene Polizeiverordnung mit ausdrücklichen Worten kund— 
geben, daß vor ihrem Erlafje dem PVorjtande der beteiligten Berufs— 
genoſſenſchaft oder Berufsgenoffenichaftsfektion Gelegenheit zu einer gut= 
achtlichen Auferung gegeben war? III. 26/5 02. 35, 262. 

©. weiter 
zu881. . wi DE RBB 
88 117, 119, 123, 128. . 5, 426, 
„8894, 96, 117,119, 121,125, 126 nad der 1892er Novelle 33, 261. 


Allgemeines Berngeieh vom - 


Geſttz, betreffend die Beitrafung der unbefugten Aneignung von Bernftein ꝛc, vom 
22. Februar 1867 (8,6, ©. 272), 
Wer ift im Gebiete des preußiſchen Landrechts, ſoweit dajelbft der 
Bernſtein nicht vorbehaltenes Eigentum des Staates ift, zur Gewinnung 
desfelben befugt? IV. 25/11 87. 17, 16, 


Preußen, 25. Juni 1867 bis 15. März 1869. 591 








EEE betreffend das Strairedt und das — 2 in den nenen 
Zandesteilen, vom 25, Juni 1867 (6,5. ©. 921). 

1. Über das Verbot des Promefjenverfaufs in Art. IV. Nr. 2 
IIL 11/12 80. 3, 116. 

2. Über das Berbot des Spielend in auswärtigen Lotterien und 
des Verkaufs von Lofen folder f. weiter Gejeg vom 29. Juli 1885. 

3. Über das Gebot der Erfhöpfung der Anklage in der St. P.O. 
vom 25. Juni 1867. III. 26/11 79. 1, 104. 

4. Über das dort ausgefprochene Prinzip der Mündlichleit und 
Unmittelbarkeit der Beweiserhebung. III. 6/3 80. 1, 299. 





S. weiter 
zu 88 233, 234 St. P.0. 1, 19, 
„88317 Dot -. . >» 2 2 2, 283. 


Geſetz, betr. die Stempelitener von Spielkarten, vom 23. Dezember 1867 
(6.5. ©. 1921). 
Begriff des Gewahrfams im Sinne des $ 12. I. 1/12 79. 1, 22, 


Kabinettdorder, betreffend Grundſätze über Portofreibeit und Portoermäßigung 
für Soldaten im Norddentihen Poftgebiete, vom 23. Jannar 1868 (Armee 
verordnungsblatt S. 64). 

1. ft ein Soldatenbrief bei Einfegung einer Druckſache nicht mehr 
portofrei? III. 23/5 98. 31, 152. 

2. Sind die Beitimmungen der Kubinett3order Rechtsnormen im 
Sinne des $ 376 St. P.O.? Begriff der den Anspruch auf Porto— 
vergünjtigung aufhebenden „ausſchließlichen gewerblichen Intereſſen des 
Abſenders“. II. 24/4 96. 28, 327. 

©. aud) 35, 410. 


Geſetz, betreffend die Errichtung öffentlicher, en in benußender 


18, März 
Schlachthäuſer, vom — an Isar . * 


Begreift das Feilbieten im $ 2 Nr. 2 des — vom 9. März 1881 
auch das Zutragen von auswärts beſtelltem Fleiſche? I. 17/1 89. 18, 351. 


Geſttz, betreffend die — gerichtlicher Erbbeſcheinigungen, vom 12. März 
1869 (G.S. ©. 473). 


Bedeutung der eidesſtattlichen Verſicherung. Wann liegt wiſſentliche 
und fahrläſſige eidesſtattliche Verſicherung vor? II. 6/3 88. 17, 185. 


©. weiter 
zu881-3 .. ....17, 841; 18, 246, 
BEE. 0 20 


Enbhaftationdordnuung vom 15. März 1869 (6.5, S. 421). 


1. Werden, ſoweit es fi um die Anwendung des $ 137 St. G. B.s 
handelt, die beweglichen Bertinenzien und die Früchte eine Grundſtücks, 


592 Preußen. 5. Mai bis 18. Dezember 1872. 

— ſich bei der — die Einleitung der Subpaftation bewirkten 
Beichhlagnahme des Grundftüdd auf diefem befinden, von der Beſchlag— 
nahme mitbetroffen? Inwieſern ilt der Subhaftat aus Rückſichten auf 
die ordnungsmäßige Bewirtihaftung des Grundftüdd befugt, über Die 
Inventarienftüde und Wirtfchaftsgegenftände zu verfügen? Unter welden 
Umftänden ‚ift die dur Einleitung der Subhaftatinn bewirkte Beichlag- 
nahme ded Inventar und der Wirtſchaftsvorräte für aufgehoben zu er— 
achten? I1L.,9/3 83. 8, 113. 

2. Erftredt fi die infolge der Einleitung der Subhaftation ein— 
tretende Beichlagnahme des Grundjtüds auch auf die abgejonderten Früchte, 
welche nody auf dem Grundſtücke vorhanden find? II. 16/4 80. 1, 368. 

3. Sit nah 8 9 die Einleitung der Subhaftation eine Maßnahme, 
zufolge deren im Sinne des $ 288 St. G. B.'s die Zwangsvollſtreckung 
al8 von feiten der Realgläubiger, welche die Subhaftation nicht beantragt 
haben und ihr nicht beigetreten find, drohend anzunehmen ift? 
IL 16/12 79. 1, 87. 








Geſetz über den Eigentumserwerb und die dinglihe Belaftung der Grundftüde zc 
vom 5. Mat 1872 (©, 8. ©. 433). 

1. Schafft der von einer Bwangsvollitredung bedrohte Schuldner 
Beitandteile feines Vermögens beifeite, wenn er die von den Mietern 
feine Haufe zum voraus erhobenen Binfen in feinen Nutzen ver— 
wendet? II. 80/11 88. 9, 231. 

2. Liegt der Tatbeftand des 8 289 St.G.B.'s vor, wenn der 
Eigentümer eined mit einer Hypothek belafteten Grundſtücks Zubehör- 
ftüde zum Nachteile der Hypothefgläubiger veräußert und von dem 
Grundſtück fortfchafft? IV. 13/2 94. 25, 115. 

©. weiter zu $$ 30, 81, 49, 70 1, 368; 7, 361; 8, 113; 
28, 307; 34, 3. 


Geſetz, betreffend die Stempelabgaben von te bei . — 
anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872 (6.8. S. 509.) 

84 Sit Stempeljteuerbinterziehung * Betrug darin zu nn. daß 
in dem ſchriftlichen Kaufvertrage der Kaufpreis niedriger, als verabredet, 
angegeben und demnächſt bei der Auflaſſung unter Vorlegung des ſchrift— 
lihen Kaufvertrags der darin feitgefegte Kaufpreis als Wertangabe be- 
handelt wird? III. 15/1 94. 25, 38. 

&, weiter 20, 25. 


Kreisordnung für die Provinzen Preuhen, Brandenburg, Pommern, Polen, 


Dezember 1872 6G. S. Eeite 6 
Schleſien und Sadien vom 5, Här isst 16.8. €. ae 


s$ 29, 30 1. Befugnis des Gemeindevorftcherd zum felbftändigen polizeilichen 
Einjchreiten. II. 29/4 02. 35, 210. 
2. Gehört der Gemeindevorjteher zu den in 8 346 St. G.B.s be— 
zeichneten Beamten? II. 24/4 91. 21, 424. 


Preußen. 11. Mai bis 30. Mai 1873. 593 


Sind die gefeklichen Organe der Amtsverbände zur Anftellung von 8 55 
Beamten befugt? II. 4/12 96. 29, 230. 





1. Über die Befugnis des Amtsvorſtehers zum Erlafje polizeilicher $$ 50flg. 
Anordnungen. II. 29/5 83. 8, 321. 

2. Gehören die dem Amtsvorjteher untergeordneten Amtsdiener zu 
den in $ 113 ©t.©.8.8 bezeichneten Beamten? II. 29/4 02. 35, 210. 


Hit der Kreisausſchuß, oder der Landrat im Sinne des $ 196 88 67flg. 
St.G. B.'s PVorgefekter des Amtsvorſtehers rückſichtlich polizeiliher Maß- 
nahmen desſelben? I. 7/4 81. 4, 220. 


©. weiter 
zu 88 21, 29, 30, 56, 59 21, 336; 19, 308, 
„88 26, i—33 . . .. 6, 305, 
„ 88 26, 26a, 77 22, 420; 24, 24; 14, 350, 
„88 29, 30 2 . . 21, 398, 424, 
„88 31-834 . . . 2.202. 4 24, 
„ 88 50, 52, 70. 2 202020. 834, 234, 
„8859... ..2.....%7, 31; 34, 114, 
„88 59, 60, 79, 1385. ...%41ll, 
„8859, 6,65... 199, 
„88 59, 76. 2 2 2 00. 3%, 286. 


11, Mai 1873 (6,8. ©. 191) 


Geſetzt über Borbildung und Anftellung der Geiftlihen vom ,,' Mai18740.8. 8.139)" 


Finden die Gejeße auch auf ſolche Amtshandlungen eines Geiftlichen 
Anwendung, welche ev nad kirchlichen Saßungen nicht vornehmen durfte? 
I. 11/12 79. 1, 122. 


Geſetz, betreffend die Erbfchaftäftener, vom * — eh ne 


Liegt eine fahrläffige Verſicherung an Eidesſtatt vor, wenn jemand sg 5, 23, 
entgegen der Vorjchrift, alle zur Erbmafje gehörigen Forderungen in das 33 
Inventar zu ſetzen, vermeintlich wertloſe Ausſtände oder eingegangene 

Beträge wegen jtillichweigender Verrechnung auf bezahlte Nachlaßſchulden 
verſchweigt und gleihwohl die Nichtigkeit de3 Inventars an Eidesſtatt 
verjihert? I. 13/11 79. 1, 99. 


Iſt eine Beitrafung aus Ab. 1 auch dann ausgejchlofjen, wenn dad 8 Al 
Nihtvorhandenfein der Defraudationsabfiht in einer Nichtlenntnis der 
itrafrehtlihen Norm ihren Grund hat? Kann eine Bejtrafung wegen 
Anftiftung zu der in Abſ. 2 vorgejehenen Übertretung erfolgen, auch wenn 
weder der Steuerpflichtige, noch der, welcher ihn zur Unterlafjung der 
Anmeldung des Erbanfalld beitimmte, Keuntnid davon hatten, daß der 
Anfall der Erbfchaftsjteuer unterworfen war? II. 19/3 92. 22, 427. 


Gen.Reg. zu E. i. 81.5. I-XXXV. 33 


594 Preußen. 20. Mai 1874| bis 5. Juli 1875. 
Nad der Faſſung gemäß der Belanntmahung vom 24. Mai 1891. 
$ 39 Bezieht ſich die eidesftattliche Verfiherung der Ridjtigfeit des In— 
ventard auch auf den Wert der Nachlaßgegenſtände? IV. 11/1296. 29, 247. 
Finden auf wifjentlid unmwahre Erklärungen über einen jteuer- 
pflihtigen Anfall die Bejtimmungen des $ 263 St. G.B.'s Unwendung? 
I. 2/7 94. 26, 48. 


Geſetz iiber die Verwaltung aa fatholiiher Bistlimer vom 20, Diai 1874 
(6.5. ©. 135), 


Was ift unter den mit dem bijchöflichen Amte verbundenen Rechten 
und geijtlichen Berrichtungen im Sinne de $ 4 des Gejeßed zu ver- 
ftehen? (Suspensio ex informata conscientia) I. 5/11 88. 9, 305. 


Bormundihaftsordnung vom 5. Juli 1875 (G.S. ©. 431). 


88 8,86, Erlifcht die Befugnis des Vormunds zur Stellung des Strafantrags 

90 nad $ 65 Abi. 2 St.G. B.'s von felbft durch Endigung der VBormund- 
haft, insbejondere zufolge Ablebens des Miündels? 

Unter welchen Vorausſetzungen kann einem Bevormundeten cin 

Pfleger nad) SS 86, 90 beftellt werden? Bejtellung eines jolchen zur 

Anbringung des Strafantragd im Falle der $$ 228, 232 Abi. 1 St G.B.s. 

Welches Gericht ift für diefe Bejtellung zuftändig, und ijt die Beſtellung 

ſeitens eines örtlich unzujtändigen Gericht3 wirffam? II. 3/5 81. 4, 145. 


sg 11,26 Macht die Beitellung zum Gegenvormunde den $ 266 Nr. 1 St.©.B.' 
auch dann anwendbar, wenn eine vermeinte Vormundſchaft gar nicht bes 
fteht? I. 80/10 84. 11, 196. 


8824,26, St es duch die Vormundjhaftsordnung ausgeſchloſſen, daß der 
35, 74 Vormund die Nichtigleit des von ihm angefertigten Inventar vor dem 
Bormundihaftsrichter an Eidesjtatt verfihert? I. 13/11 82. 7, 275. 


sg 40,41, Kann der Vormund über Mündelvermögen Verträge mit fich felbit 
46, 86 abſchließen? it Unterfhlagung von Miündelvermögen ſeitens des Vor— 
munds Unterfchlagung anvertrauter Saden? I. 22/11 83. 9, 337. 


S. weiter 
zu 812 . >... ..19, 405, 
„8812, 16, 27, 28 ee 370, 
„8815, 17-19 . 23 289, 
= Bir ; “020.85, 838, 
„ 88 27—50, "66, 67 ee. u BE: 
MEET 27, 3588.... | SE 3 
„8840, 91.77 849, 
„ 848 nn 255; 5, 340, 
> EB u. Me, 
u BE ee ee ER 


> RE. na ae ae a BZ 


Preußen. 15. April bis 24. April 1878. 595 








Geſetz, betreffend den Aorftdiebftahl, vom 15. April 1878 (8.5, ©. 222). 


1. Was iſt nah $1 Nr. 3 unter „Abraum“ zu verjtehen? IL 7/2 02. 
35, 161, 

2. Zit das Abhauen und Entwenden von Üſten bereit gefällter 
Bäume im Walde, mit deren Zubereitung noch nicht begonnen worden, 
Forſtdiebſtahl? IV. 1/6 94. 25, 398. 

3. Sind Baumjtümpfe, welde zu Merkzeichen hergerichtet find, 
ohne vom Boden getrennt worden zu fein, Gegenſtand eines Forftdieb- 
ſtahls? IL. 5/10 88. 9, 72. 

4. Begeht der Uferbejiger durd die Wegnahme und Aneignung von 
Weiden, welche auf einer durch ftrombauliche Anlage entitandenen An— 
landung gewachſen find, einen Forftdiebitahl, oder gemeinen Diebjtahl? 
IV. 25/1 89. 18, 486. 

5. Iſt die rechtswidrige Aneignung von Holz durd einen König— 
lihen Förjter aus dem ihm unterjtellten Reviere Forjtdiebitahl, oder 
Diebjtahl, oder Unterfchlagung? II. 24/9 86. 14, 305. 

6. Kann die Vorſchrift ded $ 5 gegen den Begünjtiger Anwendung 
finden, obwohl der Haupttäter wegen gemeinen Diebjtahl3 verurteilt ijt? 
Iv. 21/10 98. 31, 285. 

7. Anwendung des 8 5 bei Hehlerei. IV. 24/1 90. 20, 209. 

8. Iſt gemäß $ 9 auf den Erjaß des Wert auch dann zu erkennen, 
wenn der Bejtohlene wieder in den Beſitz der entwendeten Walderzeug- 
niffe gelangt ift? II. 24/4 85. 12, 158. 


©. meiter 
BIEL 8.8.20 .% 4, 268; 20, 11, 
we 11 18, 270, 
a 5: re . .. 17, 38, 
„88 20, 21 ... 3, 157, 
= EB 6 400; 11, 821; 13, 270, 
„882425... 2 een 4 214, 
OR. re 421, 424. 


Ausführungsgeſetz zum deutihen Geridhtöverfafiungsgeiete vom 24, April 1878 
* G.S. S. 230). * 


1. Inwieweit iſt in Preußen der einem Amtsgerichte zur unent⸗ 
geltlichen Beſchäftigung überwieſene, nicht als Hülfsrichter bejtellte Gerichts⸗ 
aſſeſſor zur Vornahme richterlicher Handlungen befugt? I. 27/5 se 

14, 153. 

2, Über die Frage, ob $ 38 auf Affefforen, denen die tommiſſariſche 
Verwaltung einer Amtsrichterſtelle übertragen iſt, Anwendung erleidet, 
ſ. 83.6. $ 69. 

S. weiter 

zu 88 1, 2, 96 .. ... 11, 272, 

„883,5 17, 88; 22, 208: 23, 119; 25, 237, 

"88 25, 26, 29, 31, 41, 49, 88. .„ 9, 357 
38* 


596 Preußen. 29. März bis 7, epiember 1879. 





m BBr: 2. 2 . 23, 897, 
23, 119; 26, 94, 
SR 15. 110, 
ee ar 4, 283; 7, 253, 
SE ae 26, 138, 
„s8 78-80 . . . 7, 404: ız, 88; 19, 260, 
„ 881 . ; 23, 357. 


Schiedömanndordunng vom 29. März 1879 (G.S. ©. 321). 


8 28 Enthält die Beftimmung in Abſ. 1 eine wejentliche Formvorſchrift? 
IV. 6/10 96. 29, 92. 


$ 32 Zur Frage der Vollſtreckbarkeit ſchiedsmänniſcher Vergleiche. 
Iv. 5/12 90. 21, 236. 


38 Bildet der Umpftand, dab bei einer Sühneverhandlung vor dem 
Schiedsmanne ein Teil perſönlich erfchienen ift, eine rechtlich erhebliche 
Tatjache, deren Beurkundung vorgeichrieben ift? IV. 14/2 90. 20, 235. 

©. weiter zu 88 20—22 5, 116. 


Geihäftsanweifung für bie — vom 24. Juli 1879 (JIuſt. Min. Bl. 
S. 206 und Anul.). 


1. Befindet ſich der Gerichtsvollzieher in rechtmäßiger Amts— 
ausübung, wenn er auf Grund einer einſtweiligen Verfügung, durch 
welche die Rückbringung von Sachen des Gegners des Antragſtellers in 
die Wohnung des letzteren angeordnet iſt, demjenigen, zu welchem die 
Sachen geſchafft waren, ſie wider deſſen Willen mit wegnehmen will? 
I. 19/11 94. 26, 249. 

2. Iſt dad mit Eintragungen verjehene allgemeine Dienftregifter 
des Geriht3vollzieherd eine Urkunde im Sinne des $ 348 Abi. 2 St. G. B.'s? 
II. 25/11 82. 7, 252. 

8. Iſt das in Gemäßheit des 8 59 der Gefchäftdanmweifung auf- 
genommene Protokoll als eine öffentliche Urkunde im Sinne des $ 348 
St.G.B.'s anzufehen? IV. 18/12 89. 20, 120. 

S. weiter 4, 288; 19, 164; 26, 9; 31, 420; 32, 389. 


Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangäverfahren *— Beitreibung von 
Geldbeträgen, vom 7. September 1879 (G.S 591). 


s19 Was iſt unter dem fchriftlichen Auftrage der Vollſtreckungsbehörde 
zu verſtehen? IV. 18/6 95. 27, 297. 
S. weiter 
Bub 2.2222. 86, 287, 
EEE ee 2, 226. 


Preußen. 7. September 1879 bis 1. April 1880. 597 





Anweilung zur Ausführung der Verordnung vom 7. September 1879, betreffend 
das Berwaltungszwangsverfahren :c, vom 15. September 1879 (Centr. Bl. f. d. 
Abgabengeſetzgeb. ꝛt S. 287). 


Bedingt die Vorſchrift über Einhaltung einer dreitägigen Friſt für Art. 51 
die Bekanntmachung einer VBerfteigerung vor deren Vornahme die Recht: 
mäßigfeit der Verfteigerung? I. 6/2 88. 17, 122. 


©. weiter 
zu tt. 2 10 0.2 0.2 202000... 28, 226, 
„Art. 14.21è1, 104, 
Er Eee ne A 


Geſetz, betreffend die Beftenerung des Wanderlagerbetriebes, vom 27. Februar 1880 
(6,8. ©. 174). 


1. Gehört zum Begriffe ded Wanderlagerd, daß die Waren von 
auswärts an den Ort der Feilbietung gebracht find? I. 11/6 96 29,1. 

2. Sept der Wanderlagerbetrieb, um jteuerpflichtig zu fein, Gewerb3=- 
mäßigfeit des Geſchäftsbetriebes, ſowie die Verbringung der Waren des 
Wanderlagerd3 an eine Mehrheit von Orten außerhalb des Wohnorts 
feines Inhabers Voraus? 

Steht die Mitwirkung eines Kommiffionärd bei dem Feilhalten und 
dem Verkaufe der Waren cined Wanderlager® unter allen Umftänden 
der Befteuerung des Wanderlagerbetriebed entgegen? III. 12/2 00.33, 133, 


Feld- und Foritpolizeigefeg vom 1. April 1880 (G.S. ©. 230). 


Inwiefern kommt $ 9 in Betradht bei der Feititellung, ob der & 9 
Tatbeitand des $ 117 St. G. B.'s vorliegt? Li / 11 81.5, 413; IL. 1 /3 95, 
27, 70. 


1. Befteht Geſetzeskonkurrenz zwiſchen $ 17 Nr. 2 und $ 240 $ 17 
bezw. 43 St. G. B.'s? IL 10/10 82. 7, 116, 

2. Entfcheidet, wenn jemand das rechtmäßig von einer Privatperjon 
in Pfand genommene Vieh dem Pfändenden in rechtswidriger Weije 
wegnimmt, 8 17 Nr. 3 des Feldpolizeigeſetzes, oder 289 St.G.B.'s? 
I. 4/12 82. 7, 802. 


1. Objeftiver Umfang des 8 18. Unter welchen Borausfegungen $ 18 
fönnen Entwendungen von Blumen, Pflanzen x von Gräbern eines 
Kirhhof3 unter $ 18 fubfumiert werden? I. 26/10 82. 7, 190; 

II. 27/10 96. 29, 138. 

2. Begriff von „Bodenerzeugniſſen“. IT. 1/11 92. 28, 269, 
I. 16/1 02. 35, 67. 

3. Sind die in Gartenanlagen aufgeftellten Topfpflanzen al& Boben- 
erzeugniffe zu betrachten? Fer. 30/7 94. 26, 101. 

4. Fällt Torf unter den Begriff von „Bodenerzeugniffen“? II. 27/6 90. 

21, 27. 


598 Freuen. 12. März 1881. 





5. at es für die Begriffsbejtimmung von einen er⸗ 
heblich, ob eine regelmäßig wiederkehrende Nutzung ſtattfinden kann, und 
ob zur Zeit der Entwendung eine Abtrennung bereits erſolgt war? Iſt 
die Entwendung von Holz im Werte bis zu 10 A der Vorſchrift zu 
unterftellen? III. 1/6 81. 4, 268. 

6. Findet 818 Anwendung auf die Entwendung geernteter Feld— 
frücdhte, welche fich zur dauernden Aufbewahrung in Mieten ꝛc auf dem 
Felde befinden? II. 7/2 82. 5, 385; II. 2/11 83. 9, 168. 

7. Findet $ 18 Anwendung auf die Entwendung jtehender Weiden 
rufen don Anpflanzungen auf Anlandungen der Flußufer? IV. 25/10 89. 
20, 11. 

8. Bezieht fi) $ 252 St. GB.'s auch auf die in $ 18 bezeichneten 
Entwendungen? IV. 5/3 86. 13, 391. 


88 19, 20 Sind die in 88 19, 20 bezeichneten Entwendungen, wenn die Voraus— 
fegungen de8 $ 370 Nr. 5 St. G. B.'s vorliegen, nur auf Antrag zu 
verfolgen? IV. 13/5 87. 16, 68. 


8 25 Was ift unter dem „Auffammeln“ von Dungftoffen zu verftehen? 
IV, 16/12 90, 21, 245. " 


$ 29 Sit der Eigentümer ald foldher für die unterlaffene Einfriedigung 
von Gruben verantwortlih? IV. 23/11 86. 15, 58. 


8 30 1. Begriff eines „zur Bezeichnung des Waſſerſtands beftimmten 
Mertmals“. II. 10/5 98. 31, 143. 
2. Iſt die Entwendung der Stüde einer zerbrochenen Einfriedigung 
nad) $ 30 Nr. 4 zu beftrafen? II. 11/1 95. 26, 367. 


S. weiter 
PR 0 EEE EEE 9 >} 5 
„88 40, 41. . . %0, 229, 
„862... 6,400; 7, 272: 12, 419, 
„868. ....18, 419: 18, 215, 


88 34, 69, 75, 83, 85, 87°. 92, 12. 


Geſttz, betreffend die Ausführung des Reichs er — — xt von Vieh: 
feuden, vom 12. März 1881 (G.S. S 


82 ft der Kreislandrat befugt, auf Grund des 8 * Gew.D. in ber 
Faſſung des Geſetzes vom 6. Auguſt 1896 den Handel mit Vieh im 
Umberziehen für feinen Kreis auf bejtimmte Dauer zu unterfagen? 
Iv. 6/10 99. 32, 286 u. 291. 


83 Sind die auf Grund des $ 3 erlaſſenen Anordnungen des Regierungs— 
präfidenten Rechtsnormen im Sinne des $ 376 StPO. IV. 21/2 96, 
28, 195.. 

©. weiter 12, 19; 22, 190; 38, 1. 
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Geſttz, betreffend dad Pfandleihnewerbe, vom 17. März 1881 (G.S. S. 265). 


1. Sit in dem gewerbömäßigen Verkaufe von Waren unter Kreditierung 
des Raufpreifes und Eicherung desfelben durch Beftellung von Pfändern 
der Betrieb des Piandleihgewerbed zu finden? IV. 28/4 85. 12, 216. 

2. Findet das Geſetz auf ſolche Perjonen Anwendung, welches das 
Gewerbe eined Pfandleiherd ohne die dazu erforderliche polizeiliche Er: 
laubniß betreiben? II. 8/5 83. 8, 283. 


Regnlativ, betreffend die inriftiihen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Auftizdienft, vom 1. Mai 1883 (MB. ©. 131). 


Befindet fich der Referendar in Ausübung feines Beruſs, wenn er $ 20 
während der Beichäftigung bei dem Amtsgerichte ald der vom Amtsrichter 
für eine arme Partei beftellte Vertreter für diefe in einem Rechtsſtreite 
auftritt? I. 25/4 95. 27, 176. 


Bergpolizeiverordnung des Oberbergamts zu Dortmund liber die Behandlung 
von Sprengitoffen ꝛc vom 12, Juli 1883 (Braffert, Zeitihrift S. 419). 


Welche Verpflichtungen find dem Steiger durch $ 20 Abi. 5 aufs 
erlegt? IL. 24/11 94. 26, 235. 


Geſetz, betreffend die Zwangsvollftredung in dad unbeweglihe Vermögen, vom 
13. Jult 1883 (G.S. ©. 131). 


Können zum beweglichen Zubehör eines Grundftüds die zum Be— 88 1, 16, 
triebe eines Handwerks bejtimmten Gerätjchaften, Vorräte und Waren 139 
gerechnet werden? Kann es im Zwangsverwaltungsverfahren Aufgabe des 
Berwalters fein, dad im Grundſtück betriebene Handwerf an Stelle des 
Schuldners fortzuführen? IV. 19/5 96. 28, 379. 


Dauer der Wirkſamkeit der Beihlagnahme. IV. 18/3 98. 31, 80. $ 16 


Wird durch Einleitung der Zmangsvermwaltung eine Beichlagnahme 8 139 
auh an dem Grundftüde ſelbſt und feinem Zubehör herbeigeführt? 
II. 10/4 96. 28, 307. 


Geſetz iiber die allgemeine Yandedverwaltung vom 30. Jult 1883 (G.S. ©. 195). 
Über die Verwaltung der Wegepolizei. IL. 7/6 89. 19, 308. $ 132 


In welcher Form find die Polizeiverordnungen der Regierungs- $ 140 
präfidenten befannt zu maden? I. 8/3 97. 29, 442; I. 30/9 01. 34, 368. 

©. weiter 

zu 88 18, 24. . . 16, 164; 25, 112; 32, 286, 291, 

N re ei ; 2.2.80, 171, 


600 Preußen. 1. Auguft 1883 bis 29. Juli 1885. 


EBHAE Soap 34, 12, 
nn. 2, 336; 23, 226, 
13T 2238, 190: 96, 266: 32, 341. 


Geſetz iiber die Auftändigleit der Verwaltungs: und Berwaltungägerihtäbebörden 
vom 1. Auguit 1883 (G.S. ©. 237). 


Über die Verwaltung der Wegepolizei. II. 7/6 89. 19, 308. 
©. weiter 34, 12, und fpeziell 
u886 . 222.221, 386, 
nn 79. 


Geſetz, betreffend die Beingniffe der Strombauverwaltung gegenüber den Ufer— 
bejisern von öffentlihen Flüffen, vom 20. Auguſt 1883 (G.S. ©. 333). 


Iſt eine in der Nähe des Stromufers entjtandene Sandbank ohne 
weitered al3 eine Anlandung im Sinne ded Gejeted anzujehen ? 

Ft eine Anlandung, welde infolge der jtaatlihen Buhnenanlagen 
aus ciner ſchon vor den letzteren vorhanden gewejenen Sandbanf ent- 
ftanden ift, als eine natürliche Anlandung zu betrachten? IV. 25/1 89. 
18, 436. 

©. weiter zu $ 11 31, 143. 


Verordnung auf Grund des 8 2 des Geſetzes gegen den verbrederiihen zc Ge: 
brand von Sprengitoffen, vom 11. September 1884 (Min. Bl. für die inn. Verw. 
S. 237). 


Darf in die den Beſitz don Sprengitoffen gejtattenden Tandrätlichen 
Erlaubnisfcheine eine Beſchränkung hinfichtlih der Menge des zuläffigen 
Vorrats aufgenommen werden? I. 19/11 00. 34, 12. 

©. weiter 12, 431. 


Geſetz, betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Yotterien, vom 29. Juli 1885 
(6,5. ©. 317). 


Steht dad Geſetz mit Reichsgeſetzen, insbejondere dem 8 763 B. G. B.s 
in Widerfpruh? IL 26/1 00. 833, 124; II. 2/3 00. 33, 196; IIL 
26/5 00. 38,,335; II. 24/2 80. 1, 219; II. 13/3 80. 1, 274. 


81 1. Erfordert das Delikt des Spielens in auswärtigen Lotterien 
Dolus, und wird dieſer durch Irrtum über die Zulaſſung der fremden 
Lotterie in Preußen ausgeſchloſſen? I. 9/6 81. 4, 251. 

2. Wird der fubjeltive Tatbeſtand ſchon durch die Nichtkenntnis 
davon, ob eine beſondere Zulaſſung der betreffenden Lotterie in Preußen 


Breußen. 15. Juli 1890. 601 





erfolgt kei, oder nur durch den pofitiven, wenngleid) irrtümlichen Slauben 
ausgefchloffen, daß dies der Fall fei? III. 29/9 84. 11, 108. 


1. Erfordert die Strafbeitimmung des $ 2 einen gewohnheitämäßigen, $ 2 
gewerbömäßigen oder geihäftsmäßigen Loßvertrieb oder doch eine 
Mehrheit von Verkäufen oder Verkaufsanerbietungen? IL. 30/3 94. 
25, 230. 

2. Gehört zum Tatbeitande, daß ein Los verfauft worden ijt? 

Liegt ein Befördern des Verkaufs von Loſen ald Mittelöperfon in 
der Vermittelung der Einrüdung der eine auswärtige Lotterie betreffenden 
Annonce in eine inländijche Zeitung feitens ded Inhabers eines Annoncen 
bureaus? L 2/2 82. 5, 875. 

3. Rann ftrafbare Beihülfe auch dann als vorliegend angenommen 
werden, wenn der die Unterftüßung Gemährende nicht wußte, welchen 
PVerfonen gegenüber der Täter fih dem Verkaufe von Loſen der aus— 
wärtigen Lotterie unterziehen werde? II. 15/2 .98. 31, 35. 

4. Sit der Redakteur einer in Preußen erjcheinenden Zeitung, in 
welcher zum Ankaufe von Lofen einer in Preußen nicht zugelaffenen 
Lotterie aufgefordert wird, ftrafbar wegen Beförderung des Verlaufs der 
Loſe? III. 7/12 81. 5, 301. 

5. Sit die Strafbejtimmung anwendbar, wenn eine außerhalb 
Preußens erjcheinende periodifhe Drudichrift, in welcher zum Ankauf 
von Zofen einer in Preußen nicht zugelaffenen Lotterie aufgefordert wird, 
mit einer in Preußen erjcheinenden Zeitung als Beilage derjelben ver- 
breitet wird? III. 23/12 81. 5, 314. 

6. Sit der Verkäufer audmärtiger Zotterielofe entichuldigt, wenn er 
nicht wußte, daß die betreffende Lotterie in Preußen nicht zugelafjen ift? 
I. 11/6 96. 28, 418. 

7. Inwieweit darf derjenige, welcher wegen Vertrieb von Loſen 
einer in Preußen nicht zugelaffenen Lotterie beftraft worden ift, wegen 
anderweiten vor feiner Berurteilung gejchehenen Vertrieb gleichartiger 
Loſe noch ftrafrechtlich verfolgt werden? III. 12/3 85. 12, 115. 

8. Kann der Einwand der entichiedenen Sache auf das Urteil eines 
außerpreufifchen Gerichts über einzelne Tätigkeitsakte der Gefamthandlung 
geftügt werden? L 2/3 99. 32, 57; L 30/11 96. 29, 156. 

9. Iſt der Gerichtäjtand der begangenen ftrafbaren Handlung in 
Preußen begründet, wenn die Aufforderung zum Kaufe von ofen brief: 
li von auswärts nad) Preußen verjendet wird? III. 13/3 80. 1, 274. 

S. weiter 28, 97, 352. 


Gefes, enthaltend hei, über dad Notariat und fiber die gerichtliche und 
notarielle Beglaubigung von —— En Handzeihen, vom 15. Juli 1890 


Gewährt die vor dem he =. 1890 erfolgte Beobachtung der & 9 
Vorſchrift des $ 9 den Barteien Straffreiheit bezüglich der Unterlaſſung 
rechtzeitiger Beibringung des Urkundenſtempels? II. 29/12 91. 22, 290. 

©. weiter 34, 360. 


602 Preußen. 24. Juni 1891. 


Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 (G.S. S. 175). 


sg 12-14 1. Sind Zinfen von Ausftänden auch dann als Einkommen aus 
Kapitalvermögen anzufehen, wenn die Verzinfung nicht ausdrücklich ver: 
jprodden war? IL. 19/1 00. 33, 110. 

2. Wann und nad welden Grundfäßen find Wertveränderungen 
an den aus dem Betriebskapital angefchafiten Vermögensftüden bei der 
Berechnung des Jahreseinkommens aus Handel und Gewerbe zu berüd- 
fihtigen? II. 24/6 02. 35, 305. 


g 24 Sit der Prokuriſt eines felbjtändigen Kaufmanns als folder zur 
Abgabe der vorgefchriebenen Steuererflärung befugt? I. 13/10 96. 29, 93. 


8 34 Wer ijt bei Beleidigungen gegen den Vorjigenden der Veranlagungs— 
fommiffion der zum Strafantrage bereditigte amtliche Vorgeſetzte? 
Iv. 4/6 97. 30, 171; IV. 13/5 02. 35, 236. 


841 Wer iſt bei Beleidigungen, die dem Vorſitzenden der Berufungs— 
fommiffion zugefügt werden, der zum Strafantrage berechtigte amtliche 
Vorgeſetzte? IV. 4/6 97. 30, 171. 


866 1. Über Bemeffung der Strafe, wenn bei einer Steuererflärung 
eine Verkürzung der Steuer zugleich bewirkt und verfucht worden ift. 
I. 18/4 98. 81, 112. 

2. Finden die Strafvorfchriften aud) dann Anwendung, wenn die 
Unrictigfeit der Angaben des Steuerpflichtigen den Eintritt einer anderen 
Steuerjtufe nicht zur Folge gehabt hat? II. 19/1 00. 38, 110. 

3. Wann liegt das in $ 66 Abſ. 2 mit Strafe bedrohte wiſſent— 
liche Verſchweigen fteuerpflichtigen Einkommens vor? I. 18/3 97. 30, 14. 

4. Wann beginnt die Verjährung einer Zumiderhandlung gegen 
8 66? Wird die Verjährung dadurd unterbrochen, daß der Vorſitzende 
der Veranlagungskommiſſion die Einleitung der Unterfuhung verfügt? 
II. 8/12 98. 31, 370. 

5. Was ift unter „eingeleiteter Unterfuchung“ im Sinne des Abſ. 3 
zu veritehen? Iſt der Vorfigende der Veranlagungstommiffion zuftändig, 
die Unterfuchung einzuleiten? IV. 10/11 99. 32, 362. 


Gewerbeftenergefeh vom 24. Juni 1891 (G.S. S. 205). 


82 Unter welchen Vorausfegungen ift anzunehmen, daß ein gewerbliches 
Unternehmen, das außerhalb Preußens feinen Eib hat, in Preußen einen 
ftehenden Betrieb unterhält? I. 5/12 98. 31, 350. 


88 52, Zur Auslegung derjelben. — Iſt die Anwendung der Strafvorichrift 
59, 70 des $ 70 Abf. 1 durch die tatfächliche Vorenthaltung der Steuer bedingt? 
IT. 10/10 02. 35, 377. 


Preußen. 3. Juli 1891 bis 19. Ottober 1893. 603 





Beginn der Berjhrung bei unterlajjener Anmeldung des ur 8 70 
pflichtigen Betrieb8? I. 5/12 98. 31, 850. 


Bedeutung der von der Regierung getroffenen Feitfepung der Jahres: $ 73 
fteuer. Muß der beziigliche Beicheid dem Angeklagten zugeitellt werden? 
I. 5/12 98. 31, 350. 


Landgemeindeorduung Be die fieben öſtlichen te der Monarchie 
vom 3. Juli 1891 (6.5, ©. 233). 


1. Wer hat bei Bildung eines gemeinfchaftlichen Jagdbezirks nad 
8 9 des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850 als Organ der Gemeinde: 
behörde zu fungieren? 

Dedarf der Jagdpachtvertrag in feinem Falle der Genehmigung der 
Auffichtsbehörde? II. 9/10 94. 26, 144. 

2. Anftellung von Gemeindebeamten. Alt der Anftellung. IV. 8/2 95. 
26, 437. 


S. weiter | 
nu... ee 1 
>. 29, 230. 


Wildſchadensgeſetz vom 11. Zuli 1891 (G.S. ©. 307). 


Werden die Kaninchen dadurch, daß ihnen mit Schlingen nachgeitellt 8 15 
wird, zu jagdbaren Tieren? Sit bloß dad Fangen mittels Schlingen 
verboten, oder ſchon das Nadhitellen? Verhältnis des $ 15 und der auf 
Grund desjelben erlafienen Polizeiverordnungen zu $ 368 1° &t.G.8B.3. 

III. 19/10 93. 24, 326. 


©. weiter 
U ER 5 en un ER 144, 
I ee ee rn 208 


Ergänzungsftenergejeb vom 14. Juli 1893 (6,5, S. 134). 


Unter melden VBorausfegungen fünnen Zinsrüdjtände den Charafter 
von Kapitalforderungen im Sinne de 8 7 lit. a des Geſetzes annehmen? 
Il. 19/1 00. 38,110. 


Kommmunalabgabengelet vom 14. Juli 1893 (G.S. ©. 152). 


In welcher Friſt verjähren die hier vorgefehenen Straftaten? $ 79 
I. 25/8 97. 30, 31. 


Polizeiverorbnnung, betreffend den Verkehr mit Sprengitoffen, vom 19, Oftober 1893 
(MinBl. für die innere Verw. ©, 225). 


Muß 8 27 Ubf. 1 nur auf die Fälle bezogen werden, in denen ein $ 27 
zum Befige und zur betriebsmäßigen Abgabe von Sprengjtoffen an andere 


604 Preußen. 1 debruar 1894 bis 31. Juli 1895. 





berechtigter Betriebsleiter ꝛe aus dem feiner EN unter= 
ftehenden Vorrate zu erlaubten Zweden, aber ohne behördliche Einzel- 
genedmigung Sprengijtoff an andere ausfolgt? I. 3/2 02. 35, 107. 


833 1. Begriff einer Niederlage von Sprengſtoffen im Sinne des 8 33. 
III. 28/8 96. 28, 292. 
2. Unter welchen Borausfeßungen wird das Niederlegen von Spreng- 
ftoffen an einem nicht polizeilich genehmigten Orte zu einem „Lagern“? 
I. 25/10 00. 38, 417. 
©. weiter zu $5 34, 12, 


Vorſchriften über die Beſichti aan (Revifion) der Drogen und ähnlichen DREI 
vom 1. Februar 1894 (Min. Bl. für die innere Verw. ©. 32) 


Iſt der Kreisphyſikus in Preußen berechtigt, bei Nevifion der Drogen- 
handlungen dort vorgefundene Waren, deren Feilhaltung nur den Apothefern 
gejtattet ift, ohne Zuziehung der Ortöpolizei mit Beſchlag zu belegen? 
III. 22/2 00. 33, 171. 


Geſetz, betreffend die Rechte des Vermieters zc, vom 12. Juni 1894 
(6.6. S. 113). 


1. Hat dad Geſetz auch Bezug auf Saden, welche nah $ 708 
Ad. 2C. P.O. nit gepfändet werden follen? II. 8/11 98. 31, 310, 

2. Kann das Geſetz Wirkung äußern auf die Strafbarkeit eines 
ſchon früher perfekten Vergehens gegen $ 289 St. G. B.'s? III. 25/2 95. 
27, 98. 

©. zu dem Geſetz auch 35, 150; 34, 157. 


Stempelftenergeieb vom 31. Juli 1895 (G.S. ©. 413). 


83 Iſt eine bei Errichtung der fchriftlihen Vertragsurfunde mündlich 
getroffene Nebenberedung von Bedeutung für die Stempelpflit? I. 29/5 99. 
32, 191. 


818 Sit auf eine bloße Ordnungsſtrafe ſchon dann zu erkennen, wenn 
der Richter die Möglichkeit anerkennt, daß eine Steuerhinterziehung nicht 
beabfichtigt worden fei? I. 29/5 99. 32, 191. 


534 Iſt Abſ. 2 dahin zu verſtehen, daß auch die früheren Vorſchriften 
über Beſtrafung von Stempelhinterziehungen unbedingt in Wirkſamkeit 
bleiben? I. 10/6 97. 30, 147. 


Preußen. Königreih Sachſen. 605 


Gefeb, betreffend die Anftellung und ru * Kommunalbeanten, 
vom 30, Juli 1899 (G. S. S. 141). 


Berühren die Vorſchriſten dieſes Geſetzes die materiellen Voraus: 
fegungen für die Beſtimmung der Beamteneigenfchaft im Sinne des 
$ 359 ©t.®.8.3? II. 8/7 02. 35, 325. 


Geſetz, betreffend die Dienftitellung des Kreisarztes und bie von 
Gefundheitötommiljionen, vom 16. September 1899 (6,5, ©. 172). 


Haben die vorläufigen Anordnungen, welche gemäß $ 8 von dem 
Kreisarzte getroffen werden, ohne Beobadhtung der in Ab. 2 vorgejchriebenen 
Form keine Gültigkeit? IV. 14/11 02. 35, 430. 


Königreih Sachſen. 


Verordnung, — — republikaniſcher ug ıc betreffend, vom 
4. Juli 1849 (G.- u. BB. ©. 138). 


Hat die Verordnung neben dem Reichsſtrafgeſetzbuche noch Geltung? 
III. 12/3 94. 25, 288. 


Bürgerliches Gefeßbud vom 2. Jannar 1863 (G- u. BB. ©. 1). 


1. Unter welchen Borausfegungen enthält im Gebiete des Königlich SS 767, 
ſächfiſchen Rechts die von dem Wbmieter gegen den Widerſpruch des 1228 
Vermieterd bewirkte Wegihaffung der eingebrachten Sachen aus der 
Mietwohnung kein Vergehen wider $ 289 St. G.B.'s? III. 16/11 98. 

25, 1. 


2. Inwieweit darf nad Königlich ſächſiſchem Rechte der Ehemann 88 1655, 
die Früchte des eheweiblichen Vermögens veräußern, ohne dem 8 2881683, 1603 


St.G. B.'s zu unterliegen? III. 6/7 91. 22, 208. 1694 
S. weiter 
zu 88 13, 1748 . 2. 202020. .24, 360 
„8$ 208, 254, 788flg. . . . 19, 429 
„88 1228, 1656 . . 2.2.2.4, 80, 
„88 1655, 1668 . . . ... 81, 872. 


Gefeh, die Sonn:, Felt: und Bußtagsfeier betreffend, vom 10. September 1870 
G.⸗ u. BV.Bl. S. 313). 


Iſt die Geltung der Vorfchrift in $ 4, wonach die „Arbeit in 
Fabriketablifjement3 überhaupt“ verboten ift, durch Reichsgeſetze befeitigt? 
III. 30/10 89. 20, 81. 


606 Königreich Sachhſen. Sachſen-Coburg-Gotha. Walde. 


Forftitraigefeb vom 30. April 1873 (G- m. BBL S. 401). 


Artt. 1,2 Iſt die diebiſche Wegnahme natürlich) ausgefloffenen Harzes ohne 
Anwendung von Werkzeugen als Forftentwendung anzujehen? III. 5/7 83. 
9, 60. 


Art. 10, Darf der Jagdpächter den Foritihußbeamten hindern, das zum Forſt 
gehörige Jagdrevier mit geladenem Gewehr zu betreten? III. 30/10 80. 
14. j 


— 


2, Jull 1878 G.⸗ u. 8.8. e, 129) 
Einfommenjtenergeieh vom ;5, yarz 1894 «@.- u. 8.81. 8,53) ° 


83 Iſt das von der Ehefrau als Inhaberin eines Handelsgeſchäfts oder 
Gewerbebetriebes bezogene Einkommen von dieſer, oder dem Ehemanne 
vermöge ſeines Nießbrauchsrechts zu verſteuern? IV. 9/12 98. 31, 372. 





8 2l Nr. 5, 

Wie iſt danach das Einkommen zu berechnen? Welche Jahre haben 
bei Berechnung ded im Durchſchnitte der letzten drei Gejchäfttjahre er- 
zielten Neingewinns in Betracht zu fommen? IV. 9/12 98. 31, 372; 
IV. 20/1 99. 31, 441. 


$ 40 Erjordernijfe der Deklaration. Darf der Ehemann als gefeßlicher 
Vertreter feiner Frau deflarieren? IV. 9/12 98. 31, 372, 


869 Berechnung des Betrags der Hinterziehung. Iſt die ſchätzungs— 
weiſe Feſtſtellung des Einkommens, welches der Steuerpflichtige in den 
vorhergehenden drei Jahren aus Handel und Gewerbe bezogen hat, für 
die Beſtimmung der Strafe wegen Steuerhinterziehung zuläjjig? IV. 9/12 98. 
31, 372; IV. 20/1 99, 31, 441. 


Sachſen-Coburg-Gotha. 


Gothaiſches Geſetz wegen Beſteutrung des Branntweins vom 12. Dezember 1833 
(G.S. 1831/4 ©. 397). 

Wie iſt bei unbefugtem Überſchöpfen von einem Maifchbottiche in 
einen anderen die verwirfte Defraudationsftrafe zu berechnen, und hin- 
fichtlih welcher bei dem Überſchöpfen benußten Gefäße ift die Konfiskation 
auszufprehen? III. 2/5 87. 16, 101. 


Walde, 


Vertrag zwilden Preußen und Walded-PByrmont, betreffend die llbertragung der 
Verwaltung der Fürſtentümer Waldeck und Kyrmont an Preußen, vom 18. Juli 1867 
MReg. Bl. S. 133). 
Artt. 1,6, Sind die waldeckiſchen Domanialforſtaufſeher Beamte im Sinne des 
1 8 359 St. G. B.s? IV. 25/2 98, 31, 47. 


Württemberg. 9. Juli 1827 bis 23. Juni 1853, 607 





Württemberg. 


Geje über die Wirtſchaftsabgaben vom 9. Juli 1827 (Reg. Bl. ©. 269). 


Inwieweit ijt dadurd) Beitrafung wegen Betrugs aus $ 263 St. G. B.'s 
ausgejchlofjen? I. 21/11 98. 31, 354. 


Geſetz, betreffend die Stener von Kapital-, Renten, Dienft: und Berufseintommen, 
19. September 1852 MReg. Vl. S. 230) 
vom 13, Junt 1885 (Keg,Bt. &. 131) " 

1. Was gehört zum Tatbejtande der nad Art. 11 jtrafbaren 
Handlung in jubjektiver Beziehung? Kann Betrug ideell konkurrieren? 
Unter welchen Vorausjegungen ijt Beihülfe zu der Tat denkbar? I.15/2 97, 
28, 379. 

2. Wann beginnt die Verjährung einer fortgefepten Kapitalfteuer- 
defraudation? inwieweit hat eine jogenannte Nachfaſſion im Falle einer 
fortgefegten Rapitaljteuerdefraudation Wirkung? Unter welchen Voraus— 
legungen können bei einer jog. Faſſion die einem Teilhaber zujtehenden 
Anteile an einer Forderung in Abzug gebracht werden? IL 2/4 94. 
25, 206. 

3. Können die materiellen Bejtimmungen des württembergijchen 
Steuerjtrafrecht3, wonadh aud dann, wenn eine Steuerdefraudation erit 
nad dem Tode des Defraudanten entdedt wird, auf die Defraudationd- 
jtrafe erfannt werden ſoll, in einem jtrafprozefjualen Verfahren Anwendung 
finden? I. 19/4 88. 18, 14. 

4. Umfang der Verpflichtung zur Faſſion des Kapitaleinkommens. 
I. 18/12 83. 10, 196. 

©. zu dem Gejege weiter 18, 402, 


Gele, betreffend die Befeitigung der bei Liegenihaftöveräußerungen und ins: 
beiondere bei der Zeritidelung von Banerngütern vorfommenden Mihbräude, 
vom 23. Kuni 1853 MReg.Bl. ©. 243). 


Sit der Verkauf eines Gut3 von mehr als zehn Morgen durch Artt. IL fig. 
Bevollmäcdtigte, welhe am Gewinne und Berlujte teilnehmen, verboten? 
I. 10/12 96. 29, 283. 


Hallen unter das Verbot auch diejenigen Kauf» und Taufchverträge, Art. 12 
Durch welde jemand als Sceinbevollmächtigter des jeitherigen Eigen— 
tümerd, in Wirflichleit aber als Bevollmädhtigter ded neuen Ermwerbers 
und für deſſen Rechnung ein Gut von mehr ald zehn Morgen vor Ab- 
lauf von 3 Jahren ſtückweiſe weiter veräußert? I. 5/12 95. 28, 34. 


Zur Auslegung der hier getroffenen Bejtimmungen. I. 15/1 91. Artt. 11-13 
21, 278. 


608 Württemberg. 27. Dezember 1871 bis 24. Januar 1879. 


Geſetz, betreffend Änderungen des Polizeiſtrafrechts bei Einführung dei Straf- 
geſetzbuchs für das Deutſche Reid, vom 27. Dezember 1871 (Reg.Bl. ©. 391). 


1. Über Beitrafung von Feldentwendungen im Sinne ded Art. 36 
Ziff. 2, mwelde unter den erjchwerenden Umftänden des 8 243 Nr. 2, 
jedoh unter den Borausfegungen des 8 370 Nr. 5 St. G.B.'s verübt 
werden. I. 5/3 96. 28, 260. 

2. Sind unter Bodenerzeugnijjen im Sinne ded Art. 36 Nr. 2 
au Objtbäume mitbegriffen? I. 4/5 93. 24, 124. 


Ausführungsgeleb zum Reichs-Gerichtsverfaſſungögeſetz vom 24. Januar 1879 
Meg. Bl. ©. 3). 


Sind in Württemberg zur Aburteilung der Fahrläfjigfeitsvergehen 
des 8 21 des Preßgeſetzes vom 7. Mai 1874 und insbefondere auch 
der öffentlichen Berbreitung einer Drudichrift jtrafbaren Inhalts Die 
Schmwurgerichte zuftändig? I. 29/11 88. 18, 293, 

©. weiter zu Art. 11 11, 163, 


Alphabetiſches Regifter. 


Gen.“Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 39 


(Die fetten Ziffern bezeichnen den Band, die gewöhnlichen die Seiten.) 


u 


Abbildungen. 1) Unzüchtige ſ. St. G.B. $ 184 ©. 111 flg. — 2) Nach— 
drud von zum Berfaufe bejtimmten Kliſchees. 28, 256; 35, 328. 
Abbruch eines Gebäudes. Kann er Ausführung eines Baues im Sinne 

des 8 330 St.G.B.'s fein? 25, 90; 28, 318. 

Abdecker. Bedarf e3 eines Legitimationsattejted, wenn er ein Pferd zur 
Tötung erwirbt? 26, 284. 

Aberration (aberratio ictus). 1) Kann eine durch ſolche verurfachte 
Berlegung als gewollt angejehen merden? 3, 384; 2%, 335. — 
2) Schließt ein Jrrtum über die Perjon des PVerlegten den Dolus 
aus? 19, 179; 18, 337. 

Abgaben. Begriff im Sinne von 8 353 St. G.B.'s. 3, 87; 22, 306; 
23, 263. 

— und Gefälle 1) Verfahren bei Zumiderhandlungen gegen die Vor— 
ihriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle ſ. St. P.O. 
88 459—469 ©. 4l6flg. — 2) Zuſtändigkeit des Reichsgerichts für 
die Nevijion in diefem Verfahren, injoweit Abgaben in die Reichskaſſe 
fließen, |. 6.8.6. 8 136 Nr. 2—5 ©. 429. — 3) Darf der Straf- 
rihter auf Nacdjentrichtung Hinterzogener Abgaben ‚erkennen? 32, 304. 

Abgeordneter zum Reichs- oder Landtage. 1) Unverantwortlichkeit 
und Immunität ſ. Reichiverfafjung vom 16. April 1871 Artt. 30, 31 
©. 476; St. G.B. $ 116.8. — 2) Bernehmung ald Zeuge außerhalb 
der Hauptverhandlung, Verlefung des Protofolld. S. St.P.D. 849 S. 298. 

Abgraben eines Grenzraind. ©. &t.G.B. 8 3701 ©. 274. 

Abhalten von Mit- und Weiterbieten bei öffentlichen Verfteigerungen. 
Sind die partitularrehtlihen Strafvorihriften neben dem Strafgefep- 
buche in Geltung geblieben? 10, 220; 17, 202; 27, 106. 

Abirren. S. Aberration. 

Ablehunug von Geriht3perjonen. ©. St.P.D. 88 24—32 ©. 293 fig. 

— von Sadverjtändigen. ©. St.P.O. $ 74 ©. 307. 

— von Bemweidanträgen. ©. St.P.O. $ 243 ©. 336 fig. 

— ber Rechtshülfe. ©. G.V.G. 8 160 ©. 429. 

Abolition. S. StP.D. Buch II Abſchnitt 1, b, ©. 323, 

Abortivmittel. S. St.G.B. 88 218—220 ©. 130 flg. 

39* 


612 Abraum — Alten. 











Abraum im Sinne des preußiſchen Forftdiebftahlägejeges vom 15. April 
1878. ©. dieſes Geſetz ©. 595. 

Abſatz. Mitwirkung zum Abfape ald Begriffsmerfmal der Hehlerei. 
S. St.G.B. 8 259 Nr. 30—36 ©. 172. 

Abſchreiben als Nahdrud. 14, 46. 

Abſchrift. 1) Hat die unbeglaubigte Abjchrift einer öffentlichen Urkunde 
Urfundenqualität? 24, 281. — 2) Sit fälfchliche Anfertigung einer 
Privaturfunde und Gebrauhmadhen von berfelben zum Zwecke ber 
Täufhung Urkundenfälfhung? 26, 270. 

Abſicht. Unterfchied von Abſicht, Zweck und Vorſatz. 5, 314. — 
Am übrigen f. über die zu dem Delikstatbeſtande gehörige Abjicht die 
einzelnen Delikte, insbeſondere St.©.B. 88 140, 146, 242, 263, 265, 
267, 268, 272, 274, 288, 301; K.O. $ 211; Krankenverſicherungs— 
gefeß vom 15/6 83 $ 82b. 

Abſperrungs- und Auffihtsmaßregeln gegen anitedende Krankheiten 
und Biehjeuchen. 1) ©. im allgemeinen St.G.B.$$ 327, 328 ©. 242flg.; 
Ninderpeitgefeß vom 7/4 69 ©. 438; Geſetz vom 21/5 78, betr. die 
zur Abwehr der Rinderpeit erlaffenen Einfuhrverbote ©. 512flg.; Reichs— 
viehfeuchengefeß vom 23/6 80 ©. 526 flg.; Bundesrats-Inſtruktion hierzu 
vom 27/6 95 ©. 551. — 2) Sind die von den Verwaltungsbehörden 
erlaffenen Anordnungen Rechtsnormen im Sinne ded $ 376 St. P.O.? 
20, 177; 28, 195. 

Abftimmung der Richter. ©. G. V. G $$ 195, 196 ©. 433 fig. 

Abteilungen der Zandgerichtöftraffammern, Zuläffigfeit folder. 2, 353. 

Abtreibung der Leibesfrudt. S. St. G.B. $$ 218—220 ©. 130 flg. 

Abwehr: und Unterdrüdungsmahßregeln gegen Vichjeuchen. S. Ab— 
jperrungSmaßregeln. 

Abwejenheit des Angeklagten bei der Hauptverhandlung. ©. St.P.D. 
88° 229—232 ©. 332flg., 88 319-321 ©. 388, 88 471-475 
©. 418 flg., $ 377 Nr. 32— 34, 37 ©. 398. 

— des Wahlverteidigers, wenn das Gericht nad) Abgang zur Urteils- 
beratung in eine erneute Beweisaufnahme eintritt. 28, 413. 

Anzahlungsgeihäft. Iſt ein Vertrag über eine Mehrheit von Lofen 
mit der Verabredung, daß monatlich je cin Los gegen Zahlung eines 
beitimmten Betrags geliefert werden folle, ein dem $ 7 Reichsgeſ. vom 
16. Mai 1894 unterliegendes Geſchäft? 30, 165. 

Actio libera in eausa. 22, 413, , 

Agent. 1) Unterfchied von Bevollmächtigten. 26, 230. — 2) Über die 
Frage der Konzeſſionspflicht des Gewerbebetriebes von Verſicherungs— 
agenten. 28, 251. 


Akten. 1) Wann find Alten berbeigefchaffte Beweismittel im Sinne des 
8244 St. P.O.ꝰ ©. dort Nr.11,12,14 S. 340flg. — 2) Ronftatierung 
aus Aften durch den Vorſitzenden jtatt förmlicher Verlefung. ©. SPD. 
$ 248 Nr. 2,3 ©. 343. — 3) Befinden fi Alten noch in amtlicher 
Berwahrung, aud wenn fie zum Einjtampfen beftimmt find? 23, 282. — 
4) Dauert die amtliche Verwahrung fort, Did die Alten dem Bramten, 


Altiengeſellſchaften — Amerita. 613 


der jie aufbewahrt, abgenommen find, auch wenn diejer ſein Amt ſchon 
verloren hat? 28, 107. 

Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien. 
1) ©. Handelägefehbud vom 5/6 69 mit Novellen ©. 439 flg., Towie 
9.6.8. vom 10/5 97 $ 312 ©. 557. — 2) Sind die Vorſtands— 
und Aufficht3rat3mitglieder einer Aktiengejellichaft deren Bevollmädtigte 
im Sinne von $ 266 Nr. 2 St. G. B.'s? 7, 279. — 3) Iſt der Tat- 
beitand des 8 288 St. G. B.'s gegeben, wenn der Vertreter einer Aftien- 
gejellichaft bei einer diefer drohenden Zwangsvollſtreckung Bejtandteile 
des Geſellſchaftsvermögens veräußert, um die Befriedigung des Gejell- 
Ichaft3gläubiger® zu vereiteln? 16, 121. — 4) Fit die ftrafrechtliche 
Verantwortlichkeit der einzelnen Vorſtandsmitglieder einer Aftiengefell- 
ihaft für ordnungsmäßige Buchführung und Bilanzziehung bedingt 
durch irgend eine befondere Übertragung der bezüglichen Pflicht auf 
beitimmte Vorftandsmitglieder kraft Gejellichajtsvertrags oder infolge 
vorausgegangener Beichlüffe der Gejellichait3organe? 13, 235. — 
5) Verantwortlihkeit der Borjtand3mitglieder einer Altiengeſellſchaft 
für Ubertretung polizeiliher Vorjchriften bei Ausübung des Gewerbes. 
29, 27. — 6) Schließt $ 3 Reichsgeſ wegen Bejeitigung der Doppel: 
beiteuerung vom 13. Mai 1870 daS Beiteuerungsreht des Domizil- 
jtaate3 eined Aftionärs Hinfihtlich der Dividenden einer Aktiengeſellſchaft 
aus, welche in einem anderen deutſchen Bundesjtaate ald dem Wohn 
ortsſtaate des Aktionärd ihren Sig hat? 8, 132. — 7) Stempelpflicht 
bei Ausgabe von Aktien (Gründung von Aftiengefellichaften und Er: 
höhung des Grundkapitals durch eine beitehende Weftiengejellichait). 
©. Reihsitempelgej. vom 1/7 81 83 Nr. 1,2 ©. 528; vom 3/6 85 
88 3, 4 ©. 529 lg. — 8) ©. weiter „Rommanditgejellichaft“. 

Alluvion. S. Unlandung. 

Alter, jugendliches. 1) S St. G.B. 88 55—57 ©. 30 flg. — 2) Be— 
mißt jich die VBerjährungsfrift nach der ordentlichen Strafandrohung, 
oder nach dem für jugendliche Berjonen aus $ 57 St. G. B.'s zu findenden 
Strafrahmen? 3, 52. — 3) Jit die nah $ 56 a. a. O. erforderliche 
Einjicht des jugendlichen Angeklagten gemäß $ 266 Abj. 1 oder $ 266 
Abi. 2 St PD. feitzuitellen? 3, 198; 31, 161 (vgl. 29, 98). — 
4) ©. weiter Yebendalter. 

Alternative Feititellung S. St. P.O. $ 266 Nr. 15 ©. 365. 

— Frageftellung im jhmwurgerichtlihen Verfahren. ©. St. P.O. $ 292 
Nr. 2—6 ©. 374. 

Altersverfiherung. S. Invalidenverjiherungsgejeg vom 22/6 89 nebit 
Novelle S. 543 fig. 

Amerifa, Vereinigte Staaten. 1) Schuß amerikanischer Warenzeichen. 
2, 344; 11, 233. — 2) Verlujt der Staatdangehörigfeit in deutjchen 
Bundesstaaten durh Auswanderung nad Amerika. 4, 271 (Baden); 
29, 391 (Bayern). — 3) Einfluß des Erwerbes amerifanifchen Bürger: 
rechts und des fünfjährigen Aufenthalt3 in Amerika auf die Beitrafung 
der durch die Auswanderung begangenen Hinterziehung der Militärs 
pflicht. 28, 127. 


614 Amt — Amtsrichterlicher Strafbefehl. 





Amt. 1) Verbreden und Vergehen im Amte. S. St. G. B, 88 331 —359 
S. 245 fig. — 2) Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter. 
S. &.G.B. 88 31, 35 ©. 10. — 3) Amt, Beruf und Gewerbe, 
welche zur Aufmerkſamleit befonderd verpflichten. S. St.G.B. $ 222 
Nr. 10—24 ©. 133 fig. 

Amtsanmafung. ©. St.G.B. 8 132 ©. 76. 

Amtsanwalt.e Sind die vom Amtsanwalte angenommenen Bureau 
beamten in Preußen Beamte im Sinne des Strafgeſetzbuchs? 19, 434. 

Amtsausübung, rechtmäßige, der Vollitredungsbeamten und der Forit- 
und Jagdbeamten. S. &t.G.B. 8 113 Nr. 9—47 ©. 59 lg, $ 117 
Nr. 11—18 ©. 65flg., $ 137 Nr. 4—7 ©. 79. 

Amtsblatt, Kann in Preußen eine behördliche Anordnung mit dem 
Tage ihrer Publikation im Amtsblatte in Kraft gefeßt werden? 15, 198. 

Amtsdelikte. S. St.G.B. 88 331—359 S 245 fig. 

Amtödiener. 1) Sit der A. in Preußen Beamter? ©. St. G. B. $ 359 
Nr. 43, 47, 52 ©. 266. — 2) Iſt im Geltungdbereiche der preußijchen 
Kreißordnung der dem Amt3vorjteher untergeordnete Amtödiener Voll: 
ftredung3beamter im Sinne des $ 113 St.G.8.3? 35, 210. — 
3) Iſt in Preußen eine Hausjuhung durch den Amtsdiener im Auf- 
trage, jedodh ohne Mitwirkung des Amtsvorjteherd eine recdhtmäßige 
Ausübung? 1, 26. 

Amtsgericht. 1) Über die Befugnis des Landgerichtöpräfidenten, des 
aufjihtsführenden Amtsrichterd und eine dem Amtsgerichte zur ums 
entgeltlihen Beſchäftigung überwiefenen Aſſeſſors, wegen Beleidigungen 
im Amte Strafantrag zu jtellen. ©. St. G.B. 8 196 Nr. 27, 28, 33, 
35, 36, 42 ©. 124 flg. — 2) Sind die Amtsgerichte als ordentliche 
Gerichte, oder als Sondergerichte anzufehen, inſoweit fie nad; Landes— 
gejeß in Forſt- und Feldrügefahen ohne Schöffen urteilen? 9, 157; 
13, 383. — 3) Kann die Quftizverwaltung in Preußen dem Vor— 
figenden der Straflammer bei einem Amtsgerichte generell einen Ber- 
treter beftellen? 9, 387. — 4) Sind die Straflammern bei einem 
Amtsgerichte als örtlich verfchiedene Gerichtöförper gegenüber den 
übrigen Straflammern des Landgericht3bezirk3 anzufehen? 17, 230. — 
5) ©. weiter Schöffengeridt. 

Amtsrichter. 1) Inwieweit fann ein Amtsrichter als ein zur Vollftredung 
von Geſetzen ꝛc berufener Beamter angejehen werden? S. &t.G.B. 
$ 113 Nr. 2,3 ©. 58. — 2) Handelt der Amtsrichter, dem von der 
Landesjuftizverwaltung die Strafvolljtredung übertragen ift, in der 
rechtmäßigen Ausübung jeine® Amts, wenn er der Anmeifung feines 
Borgefeßten zumider gegen einen DBerurteilten mit Bollftredungshand- 
lungen vorgeht? 31, 76. — 3) Inwiefern können Amtsrichter oder den 
Amtsrichter vertretende Gerichtaflefjoren zu den Sitzungen der Land— 
gerichtöitraffammern oder der Schwurgerichte zugezogen werden? 2, 311 
(Baden); 3, 236; 26, 94 (Preußen). — 4) Kann ein der Straffammer 
als jtändiges Mitglied zugeteilter Umtsrichter bei Verhinderung des Vor— 
fipenden vermöge ſeines Dienjtalterd den Borfig führen? 18, 307. 

Amtsrichterlicher Strafbejehl. 1) S. StP.D. 88 447, 451 ©. 416. — 


Amtsunterſchlagung — Angellagter. 615 
2) über Ausſchließung weiterer Strafverfolgung — einen Straf- 
befehl. ©. St. P.O. Bud II Abſchnitt 1, „ne bis in idem“ Nr. 14—16 
©. 318. 
Amtsunterihlagung. S. St. G.B. 88 350, 351 ©. 259flg. 
Amtsverbrechen und vergehen. ©. St. G.B. 88 331—359 ©. 245 lg. 
Amtsverſchwiegenheit. S. StP.D. $ 53 ©. 300. 








- Amtsvorgejeßter, Berechtigung zum Strafantrage wegen Beleidigung 


oe te 


ur 


eined Beamten. ©. St. G.B. 8 196 ©. 122flg. 

Amtsvorjteher in Preußen. 1) Befugnis zum Erlafje polizeiliher An— 
ordnungen. 8, 321. — 2) Iſt der Umtövorfteher zum Erlaffe von 
Abfperrungd- oder Auffiht3maßregeln behufs Verhütung des Ein- 
führend oder Verbreitens einer anjtedenden Krankheit zuftändig? 
24, 436. — 3) Sit er befugt, Ausnahmen von den Verboten der 
88 558, 56c Gew. O. zuzulafien? 27, 31. — 4) Sit er befugt, Straf: 
antrag wegen Beleidigung des Gemeindevorjtehers zu jtellen? 21, 336. 
— 5) Welche Behörde ift zum Strafantrage wegen einer gegen den 
Amtövorfteher verübten Beleidigung zuftändig? 4, 220. 

Anderung des Strafgefetes vor der Aburteilung. Einfluß auf die 
Beitrafung. ©. St.G.B. $ 2 Nr. 2flg. ©. 5flg. 

—, nachträgliche des Strafurteils, bezw. der Urteildgründe. ©. St. P.O. 
8 275 Nr. 3—7 ©. 871. 


. Angaben tatfächlicher Art im Sinne des Gefeßed zur Bekämpfung des 


unlauteren Wettbewerbd. S. Geſetz vom 27/5 96 $ 4 ©. 552. 

Angehörige. S. St. G. B. $ 52 Nr. 2—7 ©. 27, $ 174 Nr. 5flg. 
©. 104; St. P.O. 8 51 Nr. 8—15 ©. 299. 

Angehörigkeit zum Reiche und Staate. ©. Bundeögefeß vom 1/6 70. 
S. 470ffg. 

Angeflagter, Angefchuldigter. 1) Unterbringung ded Angeflagten in 
einer Srrenanftalt zur Beobachtung feines Geifteszuftandes. S. St.P.D. 
8 81 ©. 308jlg. — 2) Benachrichtigung von Beweiserhebungen vor 
der Hauptverhandlung. ©. St. P.O. $ 191 ©. 325. — 3) Ladung 
zur Hauptverhandlung. ©. SPD. F 216 ©. 329. — 4) Be— 
nachrichtigung von fommifjarifhen Beweiserhebungen. S. St.P.D. 
8 223 ©. 330flg. — 5) Anmejenheit bezw. Abwefenheit bei der Haupt- 
verhandlung. S. St.P.D. 88 229—232 ©. 332flg., 88 319— 321 
©. 388, 8 377 Nr. 32—34, 37 ©. 398, 88 471—475 ©. 418flg. 
— 6) Übhaltung der Hauptverhandlung mit einem geifteögejtörten 
Angeklagten. 1, 149; 29, 324. — 7) Abhaltung der Hauptverhandlung 
mit einem taubjtummen Angeflagten. 3, 29; 31, 313. — 8) Ab— 
haltung der Hauptverhandlung mit einem ſchwerhörigen Angeflagten. 
15, 172. — 9) Bernehmung des Angeflagten. ©. StBD. 8 242 
S. 336. — 10) Verzicht des Angeklagten auf herbeigejchaffte Beweis— 
mittel. S. St. P.O. 8 244 Nr. 21—24 ©. 341. — 11) Teilweife 
Entfernung des Angeklagten aus dem Sikungszimmer während der 
Bernehmung eines Mitangeklagten oder Zeugen. ©. StPO. 8 246 
S. 342, — 12) Verlefung des Protofoll3 über eine frühere Ver: 
nehmung des Angellagten. ©. St. P.O. $ 253 ©. 349. — 13) Ans 
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börung zu jedem Alte der Bemeisaufnahme. S. St.P.D. 8 256 
©. 351. — 14) Letztes Wort ded Angeklagten. S. StB.D. 8 257 
S. 351flg. — 15) Hinweifung auf die Veränderung ded rechtlichen 
Gefihtspunfts. S. St.P.D. $ 264 ©. 359flg. — 16) Beihuldigung 
einer in der Anklage nicht bezeichneten Straftat. ©. St.P.D. 8 265 
S. 363flg. — 17) Auftreten des Angeklagten in derfelben Haupt: 
verhandlung ald Nebenfläger. 22, 421. 

Angelegenheiten des Staates im Sinne des 8 1308 St. G. B.'s. S. dort 
Nr. 1-3 ©. 75. 

— öffentliche im Sinne des preußifchen Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850. 
6, 215; 22, 337. 

Angetrunfenheit. 1) Inwiefern kann fie nah St.G.B. $ 51 die Straj- 
barkeit ausjchließen? 5, 338; 22, 413. — 2) Rann fie ald eine 
Krankheit im Sinne de 8 221 St G. B.'s angejehen werden? 5, 393. 

Angriff. 1) Gegen einen Vollſtreckungs- oder Forjtbeamten ald Wider: 
jtand gegen die Staatsgewalt. S. St.G.B. $ 113 Nr. 48—54 
©. 62flg., $117 Nr. 31—34 ©. 67. — 2) Angriff von feiten mehrerer, 
durch welchen der Tod oder eine jchwere Körperverlegung herbeigeführt 
worden il. S. &t.6.B. $ 227 ©. 138. — 3) Angriff mit Bes 
nußung einer Waffe. S. St. G.B. & 36719 ©. 273. — 4) Rechts— 
widriger Angriff, deſſen Abwehr zuläffig ift. ©. St. G.B. 853 ©. 28 flg. 

Anhalt, Herzogtum. 1) Berufskreis des Kreismundarzted. 4, 388. — 
2) Kann ein anhaltifcher Oberförjter über Berechtigungen in einem 
außerhalb Anhalt gelegenen, zum Hausfideikommiſſe gehörigen Walde 
eine öffentlihe Urkunde ausſtellen? 8, 372. — 3) ©. meiter das 
Geſetzesverzeichnis. 

Anklage. 1) Begriff im Sinne des 8 263 St. P.O. 4, 192. — 2) In— 
wieweit kann bei Unvolljtändigfeit des Eröffnungsbeſchluſſes die An— 
Hagejchrift für die Begrenzung des Gegenſtands der Urteilsfindung 
maßgebend jein? 3, 406. 

Anklageſchrift. 1) Über vorzeitige Veröffentlichung durch die Prefie. 
©. Gejep vom 7/5 74 817 ©. 489flg. — 2) Über Anklagefchrift 
ſ. jonft SPD. 88 198, 199 ©. 325flg. 

Ankündigung. 1) Offentlihe zum Zwede der Verbreitung. S. &t.G.B. 
$ 184 Nr. 21—23 ©. 113. — 2) Wie unterjcheidet fi) die im 
bayrifchen Polizeiſtrafgeſetzbbuche vom 26. Dezember 1871 Art. 57a 
mit Strafe bedrohte öffentliche Ankündigung einer Lotterie von einer 
2otterieveranftaltung? 16, 83. 

Anlagen, öffentliche, deren Beſchädigung. ©. St. G.B. $ 304 ©. 234 fig. 

Anlandung. 1) Begriff der Anlandung gemäß dem preußifchen Geſetz 
vom 20. Auguſt 1883 über die Befugnifje der Strombauvermaltung. 
18, 436. — 2) Sit Wegnahme von Weidenruten aus Anpflanzungen 
auf Anlandungen als Diebjtahl, oder als Foritfrevel anzufehen? 20, 11. 

Anmahung eines? Amts. ©. St.G.B. $ 132 ©. 76flg. 

Anmeldungen von Nedhtsmitteln, ©. SPD. 8 381 ©. 400flg. 

Annahme der Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens. S. St. G. B. 
8 49a ©. 24flg. 
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Anordnungen der Obrigkeit. 1) Aufforderung zum Ungehorfam gegen 
folge. ©. &t.&.B. $ 110 ©. 57flg. — 2) Verädtlihmahung von 
Anordnungen der Obrigkeit. ©. St.G.B. $ 131 ©. za. 

Anrechnung der Unterfuhungshaft. ©. St.G.B. 8 60 ©. 35. 

Anreizung zum Klaſſenhaß. ©. St.G.B. $ 130 ©. * 

Anſchaffungsgeſchäft, Stempelpflicht. S. Geſetz vom 1/7 81 Tarifpoſ. II 
©. 529, vom 3/6 85 Tarifpof. II ©. 531, vom 27/4 94 Zarifpof. IV 
©. 582. 

Auſchaffungskoſten. Begriff im Sinne des $115 Gew.O. vom 21.$uni1869. 
©. dort Nr. 16, 19 ©. 449. 

Anfchlagen, öffentliches, im Sinne des $ 184 St. G. B.'s. 11, 282. 

Auſchluß an die öffentliche Klage. 1) Bon feiten der eg Fi 
bei Steuerdelikten. S. St.P.D. 88 467—469 ©. 417flg. — 2) Über 
Anſchluß fonft. S. SPD. 88 4385 —444 ©. 412flg. 

Anichuldigung, jalihe. S. StGB. 88 164, 165 ©. 95flg. 

Anfihbringen von Sachen, die mitteld ftrajbarer Handlungen erlangt 
jind. S. St.®.B, 8 259 Nr. 22—29 ©. 171flg. 

Anftekende Krankheiten. Verletzung von Abſperrungs- und Auffichtd- 
maßregeln zur Berhütung des Einführen und Verbreitend. S. Ab— 
jperrungSmaßregeln. 

Anftellung von Beamten. S. St.G.B. $ 359 ©. 263flg. 

Anftiftung. S. St.G.B. Buch I Abſchnitt 3 Nr. 24—41 ©. 18 und 
848 © 21. 

Auteile oder Abjchnitte von Zotterielofen. Nechtögültigfeit des das 
Beilbieten von geringeren als den genehmigten Anteilen verbietenden 
heſſiſchen Gefeges vom 11. April 1896. 30, 116. 

Autrag auf Strafverfolgung. 1) Im allgemeinen ſ. St. G. B. 88 61—65 
©. 35flg. und St.P.D. $ 156 ©. 323flg. — 2) Über den Antrag bei 
den einzelnen, einen folchen erfordernden Delikten j. die bezüglichen 
Strafbejtimmungen. 

Anvertranen von-Gefangenen zur Beauffihtigung. ©. St.6.B. $ 347 
S. 251. 

— von PBrivatgeheimnifjen. ©. St.G.B. $ 300 ©. 229, 

Anvertrante Saden. S. St.G.B. $ 246 Nr. 71, 72 ©. 162. 

Anwalt. S. Redtsanmalt. 

Anwefenheit des Angeklagten bei der Hauptverhandlung. Zuläſſige 
Abweichungen von dem Gebote der Anweſenheit. S. St. P.O. 88229 — 232 
S. 332flg., 88 319—321 ©. 388, 8 377 Nr. 32—34, 37 ©. 898, 
88 471—475 © .418flg. 

Anzeige. 1) Beitrafung unterlaffener Anzeige. S. St.®.B. $ 139 
©. 82flg. — 2) Falſche Anzeige. S. St.G.B. 88 164, 165, ©. Y5flg. 
— 3) Kann die in gutem Glauben bei einer Behörde gemachte Anzeige 
eine nad) $ 186 St. G. B.'s jtrafbare Beleidigung enthalten? 1,80, 2353; 
20, 164; 29, 54; 34, 216. — 4) Iſt die auf Grund des 8 501 
Abſ. 1 St.P.D. erfolgte Verurteilung des Unzeigenden in die Koſten, 
falls jie durch das in der Strafjadhe gegen den Angezeigten ergangene 
Urteil erfolgt ijt, mittel Nevifion anfehtbar? 7, 232. 
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Apotheker. Verpflichtung zu Führung von Handelsbühern. 24, 426. 

Arbeiter, 1) Gewerbliche Verhältniffe. S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 
mit Novellen 88 105—153 ©. 448flg. — 2) Krankenverſicherung, 
©. Geſetz vom 15/6 83 ©. 534flg. — 3) Unfallverfiherung. ©. Geſetz 
vom 6/7 84 ©. 538. — 4) Invaliditäts- und Wltersverficherung. 
S. Geſetz vom 22/6 89 ©. 543f. 

Arbeitsbuch. 1) Was jind im Sinne ded $ 111 Gew.O. vom 1. Juli 1883 
„Merkmale, welche den Inhaber des Arbeitsbuch! günftig oder nach— 
teilig fennzeichnen*? 22, 200. — 2) Liegt intellektuelle Urkunden- 
fälfhung vor, wenn der Arbeiter die Eintragung eines falfhen Geburts- 
jahrs im Wrbeitöbuche veranlaßt? 21, 31. 

Arbeitönnfähigkeitsatteft. Fällt der Gebraucd eines falfchen unter $ 363 
St.G. B.'s? 25, 103. 

Arbeitszwang. Findet ein folher in Preußen im Verwaltungswege 
gegen Perjonen jtatt, die öffentliche Unteritügung empfangen und fich 
weigern, die ihnen von der Behörde angemwiefenen Arbeiten zu ver— 

„ richten? 6, 432. 

Argernis, 1) Erregung eines folchen als Tatbeitandsmertmal der Gottes- 
läfterung. ©. St. G. B. $ 166 Nr. 8, 9 ©. 98. — 2) Erregung 
eines ſolchen als Tatbeſtandsmerkmal des Vergehens des $ 183 St. G. B.'s. 
©. dort Nr. 7—9 ©. 111. 

Armenrecdht des Privatklägers. S. St. P.O. $ 419 ©. 411. 

Arreft als Strafe des Militärſtrafgeſetzbuchs. 1) Verhältnis zu den 
Strafen des deutichen Strafgeſetzbuchs. 15, 382, 396; 27, 157. — 
2) Können die Eivilftrafgerichte auf Arreſt erfennen? 16, 433. 

Arreftbrud. S. St. G.B. $ 137 ©. 79flg. 

Arzneimittelverfehr. S. St.6.B. $ 367? ©. 272; franzöfifches Geſetz 
vom 21 germinal XI ©. 568. 

Arzt, 1) Strafbarkeit einer Körperverlegung, welche zum Bwede des 
Heilverfahrens von einem Arzte bei einem operativen Eingriffe be= 
gangen wird. 25, 375. — 2) Ausſtellung eined Zeugniſſes unter der 
falfhen Bezeichnung als Arzt. ©. SGB. $ 277 ©. 211. — 
3) Ausstellung eines unrichtigen Zeugniffes durch einen Arzt. ©. St.©.B. 
$ 278 ©. 211. — 4) Verfchweigungspflict und Beugnisverweigerungs= 
vecht ded Arztes bezüglich des ihm Anvertrauten. ©. St.©.B. $ 300 
S. 229 und St. P.O. $ 52 ©. 300. — 5) Unberedtigte Beilegung 
des Titel® ald Arzt. S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 8 147 
Nr. 6—9 ©. 454flg. — 6) Kann der Strafrihter zum Zwecke der 
Wahrheiterforfhung die Unterfuchung einer unverdädhtigen Perſon 
durch einen Arzt anordnen? 14, 189. — 7) Sind in Preußen die 
Kreisphyjiler und die Kreiswundärzte fir Gutachten, welche fie inner— 
halb ihres Amtskreiſes abgeben, als Sadhverjtändige im allgemeinen 
beeidigt? 3, 321; 8, 357. — 8) Gilt died bezüglich ded Kreiswund— 
arztes in Anhalt? 4, 388. — 9) — für den Bezirfdarzt in Baden? 
28, 41. — 10) — für den Oberamtdarzt in Württemberg? 30, 33. 
— 11) Darf ein Arzt über den Inhalt des von einem anderen Arzte 
über eine jchwere Körperverlegung ausgeſtellten Atteftes in der Haupt» 
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verhandlung als Sacpveritändiger vernommen werden? 14, 4. — 
12) Über die amtliche Stellung eine in Preußen mit den Gefchäften 
eined Gefängnisarzted betrauten Arztes. 33, 29. 

Arztähnlicher Titel. S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 8 147 Nr. 6—9 

„S. 454flg. 

Ärztliche Attefte, Verlefung in der Hauptverhandlung. ©. SPD. 
8 255 Nr. 16flg. ©. 351. 

Aſſeſſor. 1) Inwieweit ift ein Afjeffor in Preußen zur Mitwirkung 
als Richter bei der Verhandlung der Straffammer befugt? 3, 236; 
22, 134, 168, 203; 23, 119, 166. — 2) Inwieweit it in Preußen 
der einem Amtögerichte zur unentgeltlichen Beichäftigung übermiefene, 
nicht als Hülfsrichter bejtellte Afjeffor zur Vornahme richterlicher 
Handlungen befugt? 14, 153. — 3) Was gilt hierüber in Hamburg? 
13, 408. — 4) Kann in Preußen dem einem Landgerichte zur ments 
geltlihen Beichäftigung überwiejenen Aſſeſſor die Anmwejenheit bei ber 
Beratung und Abftimmung geftattet werden? 25, 237. — 5) Trifft 
die bei dem in Heſſen al3 Gericht3fchreiber fungierenden Aſſeſſor zu? 
26, 42. — 6) Sit der in Preußen einem Amtsgerichte zur unentgelt- 
lihen Bejhäftigung überwiefene Aſſeſſor zur Stellung des Strafantragd 
wegen einer dem Umtögerichte zugefügten Beleidigung befugt? 17, 88. 

Atteſte, ärztlide. S. „Arztliche Atteſte“. 

Aufbewahrung, amtliche, von Urkunden x. S. &.G.B. 8 133 Nr. 5 
bi8 11 ©. 77. 

— feuergefährliher Gegenftände. S. St.6.B. $ 367° ©. 272 fig. 

Aufenthalt. Wann ift anzunehmen, daß der Aufenthalt eine Zeugen, 
Sachverſtändigen oder Mitbeſchuldigten nicht zu ermitteln ijt? 1, 285; 
3, 367; 4, 416; 9, 88; 12, 104, 

Aufforderung zur Begehung eined Verbrechens. ©. St. G. B. $ 49a 
S. 24 flo. 

— zum Ungehorfam gegen Gejege und obrigfeitlihe Anordnungen. 
S &.6.B. 8 110—112 ©. 57 flg. 

Aufführung dramatiiher Werke ohme Berechtigung. S. Gejeß vom 
11/6 70 88 50-56 ©. 475 fig. 

Anfhebung des Urteils in der Revifionsinitanz. S. St.P.D.$$ 393 —398, 
S. 404 flg. 

Auflauf. ©. St.G.B. $ 116 ©. 64. 

Aufnahme eines Mitglieds in einen Verein. Sept fie einen beftehenden 
Verein voraus, oder kann davon auch bei Gründung eines Vereins 
geiprochen werden? 28, 66. 

Aufrechnuug von Beleidigungen und leichten Körperverleßungen. ©. 
St.G.B. 8 199 ©. 126, 8 233 ©. 141. 

Aufruhr. ©. StGB. 8 115 ©. 64. 

Auffammeln von Düngitoffen. S. preuß. Forft: und Feldpolizeigejet 
vom 1/4 80 8 25 ©. 598. 

Aufſicht, polizeiliche, über Weibsperfonen wegen gewerbömäßiger Uns 
zucht. Wirkung derjelben. 11, 286. 

Aufſichtsbeamter im Sinne der 88 73 flg. des preußiichen Berggeſetzes 
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vom 24. Juni 1865. Umfang der jtrafretlihen Berantwortlichkeit. 
5, 182. 

Aufſichtslos umhberlaufende Hunde im Sinne der bayerijchen Verordnung 
vom 5. Oftober 1863. 24, 225. 

Anffihtsmaßregeln gegen anjtedende Krankheiten. S. Abſperrungs— 
maßregeln. 

Auffichtsrat einer Altiengejellihaft. 1) Verantwortlidkeit. ©. 
9.8.8. vom 5/6 69 mit Novellen Artt. 179 —249d ©. 439flg. — 
2) Sind die Mitglieder als Bevollmädtigte im Sinne des $ 266 
Nr. 2 St.©.B.’3 anzufehen? 7, 279. 

Aufitellen unbefeitigter Gegenjtände. ©. St.6.B. $ 366°? ©. 272. 

Auftraggeber. 1) Haftung für Fahrläffigkeitsdelifte des Beauftragten 
bei Ausführung ded Auftrags. 19, 204. — 2) Haftung für Zumider- 
bandlungen eines Beauftragten gegen $ 115 Gew.O. 5, 425. 

Aufwand, übermäßiger, ald Tatbejtandsmerfmal des einfachen Bankerutts. 
©. 8.D. von 1877 8 210 Nr. 6—11 ©. 277 fg. 

Augenſchein. 1) S. im allgemeinen St.P.D. $ 86 ©. 309 und 8 248 
Nr. 16—20 ©. 343flg. — 2) Muß der verhaftete Angeklagte vom 
Augenjcheinstermine benachrichtigt werden? 23, 142. — 3) Kann das 
Geriht in der Hauptverhandlung eines jeiner Mitglieder mit der 
Augenjheinsnahme beauftragen und in der fortgejegten Verhandlung 
das aufgenommene Protokoll verlefen? 20, 149. — 4) Iſt das Protokoll 
über eine in der Hauptverhandlung bejchloffene Augenjcheinsnahme ein 
herbeigejchaffted Beweismittel im Sinne des $ 244 St. P.O.? 24, 76. 

Auktion. 1) Abhalten vom Mitbieten. S. Abhalten. — 2) Inwie— 
weit ijt eine im Berwaltungszwangsverfahren vorgenommene Auftion 
trog Nichtbeobachtung vorgefchriebener Formen rechtswirkſam? 17, 122. — 
3) Verbot des Abhaltens öffentlicher Auktionen durch andere als die 
bejtellten Auftionatoren in Eljaß-Lothringen. 26, 13. 

Auftionator. Dit er Beamter? 17, 291. 

Ausarbeitung, wifjenfchaftliche, im Sinne des Gefeged vom 11. Juni 1870 
8 7b. 22, 55. 

Ausbeutung der Notlage, des Leichtfinnd und der Unerfahrenheit. ©. 
StGB. $ 3022 ©. 230flg. 

Ausbruch), gewaltiamer, von Gefangenen. S. &t.6.B. 8 122 ©. 69. 

Auskunft und Schuldeinziehungsbureaus. Inwieweit gewährt 
$ 193 St.G.B.'s Schub gegen beleidigende Kundgebungen, bez. 
Drohung mit jolhen? 6, 406; 10, 361. ; 

Auslagen, notwendige, welche dem Angeklagten zutreffendenjfall® zu er— 
ftatten find. ©. St. P.O. $ 499 ©. 422. 

Ausland, Ausläuder. 1) Beitrafung der im Auslande und von einem 
Ausländer begangenen Delikte durch deutfche Gerichte. S. St.G.B. 
ss 38—8 ©. 6flg. — 2) Verfolgung der Hehlerei im Inlande, wenn 
die Haupttat nur im Auslande verfolgbar iſt. 18, 298. — 3) Gilt 
8 196 St. G. B's auch für die Vorgefegten ausländischer Beamten? 
4, 40. — 4) Wie ift eine im Auslande vollzogene Strafe im Falle 
des S 7 St. G. B.'s anzurechnen? 35, 41. 
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Ausländisches Recht. Iſt diefes Rechtsnorm im Sinne des $ 376 St.P.D.? 
10, 285. 

Ausländiſches Warenzeihen. S. Geſetz vom 12/5 94 $ 23 ©. 551. 

Auslieferung. 1) S. St. P.O. Anhang zu Buch I Abjhnitt IS. 312flg. — 
2) Über Vereinbarungen mit Belgien. S. Vertrag vom 24/12 74 
©. 499. — 3) — mit Brafilien. S. Vertrag vom 17/9 77 ©. 512. — 
4) — mit Frankreich. S. Vertrag vom 11/12 71 ©. 481. — 
5) — Großbritannien. ©. Vertrag vom 14/5 72 ©. 482. — 
6) — mit Italien. S. Vertrag vom 381/10 71 ©. 481. — 7) — mit 
den Niederlanden. S. Vertrag vom 31/12 96 ©. 556. — 8) — mit 
der Schweiz. ©. Vertrag vom 24/1 74 ©. 486. — 9) — mit 
den Bereinigten Staaten von Amerifa. ©. Vertrag vom 22/2 68 ©. 435. 


Anslofung der Geſchworenen. 1) it die Wiederholung megen eines 
vorgefommenen Fehlers zuläffig? 32, 378; 33, 75. — 2) Kann nad) 
Beginn der Auslofung die Anordnung der Zuziehung von Ergänzung 
geichiworenen erfolgen oder die vorher erfolgte wieder aufgehoben werden ? 
14, 206; 26, 1; 34, 335. 

Ausihliefung von Gerihtsperjonen. ©. StPO. 88 22, 23, 31 
S. 290 fig. 

— der Strafe =. StGB. 88 51—72 ©. 26 flg. 

Außerfursjegungsvermerf,. Begründet die Befeitigung Urkundenfäl- 
hung? 20, 6. 

Anferungen, unzüchtige. Können darin unzüchtige Handlungen im 
Sinne des $ 183 St.G.B.’3 erfannt werden? 4, 130. 

Ausſetzung hülflofer Perfonen. ©. St. G.B. $ 221 ©. 132. 

— der Hanptverhandlung. ©. St.P.D. 88 227, 228 ©. 332. 

Ausipielung S. St.G.B. $ 286 Nr. 10—22 ©. 214 fig. 

Ausſtellung unzüchtiger Schriften. ©. St.&.B. $ 184 Nr. 11flg. ©. 112. 

Ausverkauf mit Nachichiebungen als unlauterer Wettbewerb. 30, 256, 

Auswanderung, Beförderung von Auswanderern. S. preußijches Gefet 
vom 7/5 53 ©. 589 und Reichögejeß vom 9/6 97 ©. 557. 

Ausweichen der Schiffe. S. Verordnung dom er S 526. 

Ausweifung. 1) Wirkung der gegen einen Deutjchen auf Grund des 
8 3 des Freizügigkeitsgeſetzes megen wiederholter Bejtrafung wegen 
Bettelnd oder Landftreicherei verfügten Ausweifung aus dem Gebiete 
eines Bundesjtaated. 6, 378. — 2) Welche Behörde iſt zur Aus— 
weilung von Ausländern befugt? 12, 154. 

Auszeihnung. Begriff im Sinne des Geſetzes zur Bekämpfung uns 
lauteren Wettbewerbed. 30, 406. 

Auszug aus dem Strafregiiter von mwürttembergifchen Ortsvorſtehern. 
Haben fie den Charakter öffentliher Urfunden? 26, 413. 

Automatendiebitahl. Iſt die Entwendung von Gegenständen aus Auto— 
maten mittel® Einwurſs von Metallplatten ꝛc itatt Geldmünzen als 
ſchwerer Diebjtahl gemäß $ 243 Nr. 3 St. G. B.'s zu betrachten? 34, 45. 


Autorrecht. S. Urheberredt. 
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Bäcker. Inwieweit iſt er als Vollkaufmann zur Führung von Handels— 
büchern verpflichtet? 24, 356. 

Baden. S. Syit. Reg. ©. 559flg. Vgl. auch das Gefehesverzeichniä. 

Bader in Bayern. 1) Iſt der B. als Medizinalperfon im Sinne vor 
St.G.B. 8 278 anzujehen? 6, 260. — 2) Iſt der B. zur Ausftellung 
von ärztlichen Attejten im Sinne von St. P.O. $ 255 befugt? 14, 55. — 
3) Ausübung der inneren SHeilfunde als lbertretung der Gewerbe: 
ordnung $ 147 Nr. 1. 13, 259. 

Bahn, Bahnpolizei x. S. Eifenbahn, Eifenbahnpolizei zc. 

Bande, Bandendiebftahl. Begriff. S. StGB. $ 243 Nr. 57, 58 
©. 154flg. 

Baudenſchmuggel. S. Bereinszollgefeß vom 1/7 69 $ 146 ©. 465flg. 

Bankerutt. S. Konkurdordnung. ©. 276 flg. 

Barzahlung. 1) Kann die im H.G.B. Art. 210 Abi. 3 (Faſſung des 
Neichdg. vom 18/7 84) vorgefchriebene B. durch Gutſchrift in den 
Handel3büchern erjegt werden? 24, 8. — 2) Muß die im H.G.B 
Art. 210 Abſ. 3 vorgefchriebene B. derartig erfolgen, daß die Aftien- 
gejellichaft die dauernde Verfügungsgewalt über den eingezahlten Betrag 
erhält? 24, 286; 30, 300. — 3) Begriff der B. im Sinne der 
Gewerbeordnung $ 115. ©. dort ©. 448 flg. — 4) ©. weiter Ein— 
zahlung. 

Ban im Sinne von St. G.B. $ 330. ©. dort Nr. 1—3 ©. 244. 

Banerngüter, Zerjtüdelung. ©. Württ. Geſetz vom 23/6 53 ©. 607. 

Banhof im Sinne der Gewerbeordnung $ 154 Abf. 2. 20, 287. 

Banfunft, Zumwiderhandeln gegen die Regeln der B. ©. St. G.B. 
8 330 ©. 244 fig. 

Baumftümpfe. Können B., die zu Merkzeichen hergerichtet find, ohne 
vom Boden getrennt zu fein, den Gegenftand eines Forſtdiebſtahls 
bilden? 9, 72. 

Bauunternehmer. Inwieweit ijt er ald Kaufmann anzujehen? 18, 363; 
28, 58. 

Bauwerf im Sinne des St.G.B.'s 8 305. ©. dort ©. 235. 

Bayern. ©. Syit. Reg. ©. 560 flg. Vgl. auch das Gejepesverzeichnis. 

Beamter. 1) Begriff. S. StGB. 8 359 ©. 263 fl. — 2) 8, 
welcher zur Volljtrefung von Geſetzen ꝛc berufen iſt. ©. St. G.B. 
8 113 Nr. 1-8 ©. 58flg. — 3) Forſt- und Bagdbeamter. 
©. St.G.B. $ 117 Nr. 2—4 ©. 64flg. — 4) Vernehmung des B. als 
Zeugen über Umjtände, auf die fi die Pflicht der Amtsverſchwiegen— 
heit bezieht. ©. St.P.D. $ 53 ©. 300. — 5) Berfolgbarfeit eines 
öffentlihen Beamten wegen Amtshandlungen. ©. E.G. zum G.B.®. 
8 11 ©. 424. — 6) Beleidigung eined Beamten. ©. St.G.B. 
$ 196 ©. 122flg. 

Beamtendelifte. S. St. G. B. 88 331—359 ©. 245flg. 

Beanffihtigung und Bedienung einer öffentlichen Telegraphen— 
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anftalt im Sinne von St.G.B. $ 355. Welche Perſonen find damit 
betraut? 26, 183. 

Beauftragter. 1) Haftung ded Auftraggebers für fahrläffige Delikte des 
Beauftragten bei Ausführung des Auftrags. 19, 204. — 2) Haftung des 
Auftraggebers für Zumiderhandlungen jeines Beauftragten gegen Ge— 
werbeordnung $ 115. 5, 425. 

Bedrohung. 1) Bedrohung mit einem PVerbreden. ©. St. G.B. 8 241 
©. 145. — 2) Bedrohung mit Gewalt ald Tatbeitandsmertmal des 
Widerjtands gegen die Staatögewalt. ©. St. G.B. $ 114 Nr. 9, 11 
©. 64, $ 117 Nr. 37, 38 ©. 68. — 3) Bedrohung mit einem 
Verbrechen oder Vergehen ald Tatbeſtandsmerkmal der Nötigung. 
S. St. G.B. 8 240 Nr. 7—12 ©. 143 fig. — 4) Bedrohung ald Tat» . 
beftandsmerfmal der Erpreſſung. ©. St.G.B. 8 253 Nr. 3—14 
©. 164flg. — 5) Bedrohung ald Tatbeitandsmertmal des Vergehens 
gegen Gewerbeordnung $ 153. 14, 387. 

Beeidigung. 1) Beeidigung ded Zeugen. ©. St. P.O. 88 56—65 
S. 301 flg. — 2) Beeidigung des Sachverſtändigen. ©. SPD. 
8 79 ©. 307flg. 

Befangenheit einer Geriht3perjon. ©. St.P.D. $ 24 ©. 293. 

Befehl des Vorgejegten als Strafausſchließungsgrund. 6, 432. 

Befeftigungsmittel. Abſchneiden oder Ablöfen der Befejtigungsmittel als 
Dualififationsgrund beim Diebjtahl. ©. St. G.B. $ 243 Nr. 45—55 
S. 154. 

Beförderung. 1) Beförderung der Gefangenenentweihung. 
S. &t.6.B. $ 347 ©. 251. — 2) Beförderung der Dejertion. 
©. St.6.B. $ 140 ©. 83. — 3) Beförderung des Berfaufs von Loſen 
auswärtiger Lotterien. ©. preuß. Geje vom 29/7 85 ©. 600. 

Befreiung Öefangener. ©. St. G.B. $$ 120,121 ©. 68flg.,$347 ©. 251. 

Begleitjchein bei der Zollabfertigung. 25, 432. 

Begriffsmerfmale, gejegliche. Feititellung der Begriffsmerfmale in 
den Urteildgründen. ©. St.P.D. S 266 ©. 364 lg. 

Begünftigung einer Straftat. ©. St:G.B. $ 257 ©. 167flg. 

— eined Gläubigerd. ©. K.D. von 1877 8 211 ©. 283 flg., K.O. von 
1898 8 241 ©. 286. 

Behältnis. Erbrechen eines Behältniffes ald Dualififationsgrund beim 
Diebitahl. ©. St.G.B. $ 243 Nr. 30—34 ©. 152flg. 

Behörde. 1) Zur Abnahme von Verfiherungen an Eidesitatt zuftändige 
Behörde. S. S.G.B. $ 156 Nr. 5, 6, 13—21 ©. 87flg. — 
2) Behörde, bei welcher ein Yaljcheid zu widerrufen iſt. ©. St. G. B. 
8 163 Nr. 26—31 ©. 98flg. — 3) Behörde, bei welcher eine faljche 
Anzeige erfolgt. . &t.©.B. $ 164 Nr. 2—5 ©. 95. — 4) Behörde, 
deren Erklärung in der Hauptverhandlung verlefen werden darf. 
©. SPD. $ 255 Nr. 2—11 ©. 350. — 4) Behörde, welche zum 
Erlaß von Abjperrungsmaßregeln gegen anjtedende Krankheiten und 
Seuchen zujtändig ift. ©. St.©.B. $ 327 Nr. 6—8, 8 328 Nr. 5, 8,12 
©. 242flg. 

Beibud) ald Urkunde. 31, 175. 








624 Beihilfe — Benutzung. 

Beihülfe. S. Strafgeſetzbuch Buch I Abfchnitt 3 Nr. 24—41 ©. 18flg. 
und 8 49 ©. 22flg. 

Beilagen einer periodifchen Drudihrift. S. Prefgefeg vom 7/5 7487 
Nr. 2, 3 ©. 488, 

Beilegung eines Titels. 1) Im allgemeinen. S. St.G.B. $ 360° 
©. 267. — 2) Als Arzt, Zahnarzt x. S. Gewerbeordnung dom 
21/6 69 8 147 Nr. 5—9 ©. 484fg. 

Beiſchlaf. 1) Zwifchen nahen Verwandten und Verſchwägerten. S. St. G.B. 
8173 ©. 103. — 2) Mißbraud einer millenlofen ꝛc Frauensperfon 
zum Beilhlaf. ©. St.G.B. $ 176 Nr. 6, 7 ©. 106. — 3) Nötigung 
zum Beiſchlaf dur Gewalt oder Drohung. ©. StGB. $ 177 
S. 107. — 4) Berleitung zum Beifchlaf durch Täufhung. ©. St. G. B. 
8 179 ©. 107. — 5) Berführung eine® nod nicht 16 jährigen 
Mädchens zum Beiſchlaf. S. St.G.B. $ 182 S. 110flg. — 6) Fit 
Beiſchlaf zwiſchen Verlobten Unzudht im Sinne von St.&.B. $ 180? 
8, 172. — 7) Iſt Geitattung des Beifchlaf® Gewährung eine Vor— 
teil im Sinne ded 8 332 ©St.G.B.s? 9, 166. 

Beifeitefhaffen. 1) Beifeitefchaffen gepfändeter Gegenftände. 
S. &.G.B. $ 137 Nr. 32flg. S. 81flg. — 2) Beijeiteihaffen von 
Vermögenditüden beim Konkurs. S. Konkursordnung von 1877 
$ 209 Nr. 2—4 S. 276. — 3) Beifeitelhaffen von Vermögens— 
beitandteilen bei dDrobender Zwangdvollitredung. ©. St.6.B. 
$ 288 Wr. 22—32 ©, 218flg. — 4) Beileitefhaffen von amtlid 
aufbewahrten Urkunden ıc. ©. St. G.B. 8 133 Nr. 12,13 ©. 78. 
— 5) Beifeitefhaften von Urkunden dur einen Beamten. 
S. St. G.B. $ 348 Nr. 82—87. ©. 258. — 6) Beijeitefchaffen eines 
Leichnams. 28, 119. 

Beiſtaud ded Angeklagten in der Hauptverhandlung. S. St. P.O. 8149 
©. 317. 

— der Mutter nad $ 1687 B. G.B.'s. Gehört er zu den VBormündern 
im Sinne des 8 266 St. G. B's? 35, 338. 

Beiftandsleiftung als Begünftigung. S. St.G.B. 8 257 ©. 167 fig. 

Bekanntmachung, öffentliche, des Urteils. ©. St.G.B. 8 165 ©. 97, 
$ 200 S. 126 flg.; Nahrungsmittelgefeg vom 14/5 79 $ 16 ©. 523; 
Markenſchutzgeſetz vom 30/11 74 817 ©. 498. 

Belehrung der Geſchworenen. ©. St. P.O. 8 300 ©. 382. 

Beleidigung. 1) Im allgemeinen f. St. G. B. 88 185—200. ©. 113 fig. 
— 2) Beleidigung des Landesherrn und der Bundesfürften. S. St. G. B. 
88 94—101 ©. 54 fig. 

Belgien. Auslieferungsvertrag mit Belgien. ©. Vertrag vom 24/12 74 
S. 499. 

Beleuchtung der Treppen. Unterlaffung der Beleuchtung ald Verurſachung 
fahrläfliger Rörperverlegung. 14, 362. 

Benennung ded verantwortlichen Redakteurs bei periodiſchen Druck— 
ſchriften. ©. Geje von 7/5 74 ST ©. 488 flg. 

Benngung. 1) Benutzung einer Erfindung durch einen anderen bor der 
Patentanmeldung. S. Gejeb vom 25/5 77 85 ©. 509flg. — 2) Offene 
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fundige Benußung eines Modelld vor der Anmeldung des Gebrauchs— 
mujterd. S. Gejeß vom 1/6 91 $1 ©. 545. 

Beratung und Abjtimmung der Richter. ©. ©.B.G. 88 194—200 
©. 433 jlg. 

Beratung der Gejhmworenen. ©. St.P.O. 88 302—304 ©. 382 fig. 

Bergbahn. Aumendung der 88 315, 816 St. G. B.'s. 35, 12. 

Bergeigentum und unbefugte Gewinnung von Mineralien in Preußen. 
5, 182, 

Bergwerfsbetrieb. Inwieweit unterjteht der Bergwerksbetrieb der Ge— 
werbeordnung? 5, 425. 

Berichte. 1) Wahrheitögetreue Berichte über Parlamentsverhandlungen 
im Sinne der Reichöverfaffung Art. 22 und des St.G.B.3 8 12. 
15, 32; 18, 207. — 2) Beleidigung dur Berichte in Zeitungen 
über öffentliche Gerichtäverhandlungen. 1, 19; 3, 303; 19, 238. — 
3) Berichte über nicht öffentliche Gerichtöverhandlungen. ©. St. G. B. 
8184 Nr. 17—19 ©. 118. 

Berihtigung des Sißungsprotofolls. ©. St.P.O. 88 271, 274 
©. 368 flg. 

— des Gejhworenenfprudes. ©. St.P.D. 88 309—312 ©. 385 fig. 

— in der Preſſe. S. Gejeg vom 7/5 74 8 11 ©. 489. 

Berner Konvention, S. Vertrag vom 9/9 86 ©. 538 fig. 

Bernftein. Unbefugte Aneignung in Preußen. 17, 16. 

Beruf, Amt und Gewerbe, welche zur Aufmerkſamkeit befonders ver- 
pflihten. S. St.G.B. $ 222 Nr. 10—24 ©. 133 fig. 

Berufsgenofjenjhaft. Iſt der Vorjtand einer Berufsgenoffenichaft eine 
öffentliche Behörde im Sinne der St. P.O. $ 2557? 34, 367. 

Berufung. 1) Rechtsmittel. ©. St.P.D. 88 354—372 ©. 391 flg. — 
2) Berufung des Beugen auf den früheren Eid als Erfah der Be- 
eidigung. ©. StPO. 8 66 ©. 305 flg. — 3) Berufung des Sad 
verjtändigen auf den allgemeinen Eid. ©. St. P.O. $ 79 Nr. 8—20 
©. 308, 

Beruhen de3 Urteils auf Normverlegung. ©. St.P.D. 88 376, 377 
©. 394 flg. 

Beihädigung. 1) Sadjbeihädigung. ©. St. G.B. 88 303—305 ©. 233 flg. 
— 2) Beihädigung einer Urkunde. €. St.G.B. 8 274 Nr. 6 ©. 208, 
$ 348 Wr. 87 ©. 258. — 3) Beſchädigung amtlich aufbewahrter Ur- 
funden, Regiſter ꝛc. ©. St. G.B. $ 133 Nr. 14 ©. 78. — 4) Be- 
Ihädigung von Autoritätszeichen ꝛc. 31, 143. — 5) Beſchädigung 
eines amtlichen Siegeld. ©. St. G. B. $136 ©.78. — 6) Beſchädigung 
eines Grabes x. ©. St.6.B. 8168 Nr. 4 S.100. — 7) Beſchädigung 
des Vermögens beim Betrug. S. St. G.B. $ 263 Nr. 56—105 
S. 178flg. — 8) Schadendzufügung bei der Urkumdenfälfhung. S. St. G.B. 
$ 268 Nr. 11, 12 ©. 201. — 9) Kann in der Beihädigung von 
Sachen ein „Beijeiteihaffen“ im Sinne des St.G.B.'s $ 288 liegen? 
19, 25; 27, 122. 

Beſchaffenheit einer Ware im Sinne des Gefeßed zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerb3 S 4. 383, 441. 

Geu.Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV, 40 
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Beihäftigung von Fabrifarbeitern. 1) Im allgemeinen. S. Gewerbe- 
ordnung vom 21/6 69 $ 134 Nr. 8—12 ©. 452. — 2) Beſchäftigung 
von jugendlichen Arbeitern. S. Gewerbeordnung 88 135, 136, 138 
©. 452flg. — 3) Beihäftigung von Arbeiterinnen. S. Gewerbeordnung 
88 137, 138 ©. 453. 

Beihimpfung. 1) Beichimpfung einer Kirche x. ©. &t.G.B. $ 166 
©. 97 fig. — 2) Beihimpfender Unfug an einem Grab. 21, 178. 
Beſchlagnahme. 1) Beſchlagnahme und Durchſuchung beim Bejcyuldigten. 

©. StPO. 8$ 94—111 ©. 310 flg., St.G.B. 8 113 Nr. 10, 13, 21, 
24, 30, 33 flg. ©. 59 flg., $ 117 Nr. 23—29 ©. 66flg. — 2) Zit 
Beihlagnahme im ehrengerichtlihen Verfahren gegen Rechtsanwälte zu— 
läffig? 10, 425. — 3) Beichlagnahme zollpflichtiger Gegenjtände. 
S. Bereindzollgefeß vom 1/7 69 8 156 ©. 468 flg. — 4) Beichlag- 
nahme von Drudjchriften. 30, 323. — 5) Entziehung von Gegen: 
ftänden aus der Beihlagnahme S. St. G.B. $ 137 ©. 79 flg. — 
6) Umſaßt die im G.V. G. $ 168 geitattete Nacheile aud die Befchlag- 

nahme? 26, 211. — 7) ©. auch Einziehnng. 

Beſchluß. 1) Kann ein verfündetes und zugejtelltes Urteil durch Beſchluß 
ergänzt werden? 28, 247. — 2) Sit Beihluß genügend zur Beendigung 
eined nad) dem Tode des Berurteilten eingeleiteten Wiederaufnahme 
verfahrend? 28, 146. 

— über die Eröffnung des Hauptverfahrens. 1) Im all 
gemeinen f. St.P.O. 88 201—210 ©. 327 fig. — 2) Über die Unfähig: 
feit der bei diefem Beſchluß mitwirkenden Richter zur Teilnahme an 
der Hauptverhandlung. ©. St.P.D. 8 23 Nr. 10—16 ©. 292 fig. — 
3) Erjaß dieſes Beſchluſſes durch andere Entjheidungen. ©. St.P.O. 
8 270 ©. 367 flg., 8 369 ©. 391 flg., 8 462 ©. 417. — 4) Berlejung 
dieſes Beicluffes in der Hauptverhandlung. ©. St.P.D.$ 242 Nr. 1—6 
©. 336. — 5) Gebundenheit des Gerichts beim Urteil an dicjen Be 
ſchluß. S. StPO. 88 263—265 ©. 356 fig. 

— über die vorläufige Einftellung de3 Verfahrens. ©. StPO. 
88 202, 203 ©. 327. 

Beſchlußbuch des Gemeinderat in der Nheinprovinz. Sit e8 ein 
öffentliche8 Buch im Sinne des St. G.B.'s 8 348? 26, 165. 

Beihränfung der Einfuhr. 1) Steht fie einem Einfuhrverbot im Sinne 
des Vereinszollgeſetzes gleich? 28, 51, 195. — 2) liber Einfuhr: 
bejhränfung bei Wiederfäuern und anderen Tieren. S. Gefeg vom 
7/4 69 ©. 438, vom 21/5 78 ©. 512flg., vom Tun ©. 526 fig, 

— der Berteidigung. ©. St. P.O. $ 377 Nr. 50—53 ©, 399. 

Beſchuldigter. Begriff des Befchuldigten im Sinne von SPD. 831. 
27, 270, 312; 32, 72; 33, 350. 

Beſchwerde. S. St.P.D. 88 346—351 ©. 390 fig. 

Bejegung des Gerichts. S. Gerichtsbeſetzung. 

Beſitz. 1) Fremder Beſitz als Tatbeſtandsmerkmal des Diebſtahls und eigener 
Beſitz als Tatbeftandemerfmal der Unterfchlagung. ©. St.GB. 8 242 
Nr. 21—37 ©. 146 flg., $ 246 Ni. 38— 45 ©. 159 flg. — 2) Erwerb 
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und Verluſt des Beſitzes als Vermögensvorteil und Vermögensſchaden 
beim Betrug. ©. St.G.B. 8 263 Nr. 91, 92 S. 181. — 3) Uns 
erlaubter Bejig von Sprengitoffen. S. Gefep vom 9/6 84 $ 1, 89 
Nr. 5—12 ©. 535 fig. 

Befoldung. 1) Uber fortdauernde Geltung des $ 163 des Anhangs zur 
Preuß. Allg. Gericht3ordmung I 24 $ 108, betreffend die rechtliche 
VWirkungslofigkeit von Anweiſungen firierter Befoldung der Eivilbeamten. 
7, 95. — 2) Inwieweit darf die Beſoldung der Richter in Gebühren 
beitehen? 83, 231. 

Befoldungsholz. Kann deffen rechtmwidrige Veräußerung Unterfchlagung 
fein? 1, 75; 8, 184. 

Beflerungsanftalt. Hat im Falle des $ 56 St. G. B.'s das Gericht zu 
beſtimmen, ob der Angeklagte in einer Erziehungd- oder in einer 
Bejjerungsanftalt unterzubringen ift? Sit die Entjcheidung über Unter: 
bringung in einer Erziehungd= oder Befjerungsanitalt revifibel? 7, 180, 

Beitehung. S. St.6.B. 8$ 331—335 ©. 245 flg. 

Beitellung eines Berteidigerd, S. St. P.O. 88 140—145 ©. 315 fig. 

Beitrafung, Iſt unter Beftrafung im Sinne des $ 257 St. G.B.'s bloß 
die Verurteilung zu veritehen, oder fällt auch die Vollftreding des 
Urteild unter den Begriff von Beitrafung? 8, 366; 16, 204, 

Beitrafungsantrag. S. Antrag auf Strafverfolgung. 

Beitrebungen, gemeingefährliche, der Sozialdemokratie. S. Gejeh vom 
21/10 78 ©. 515. 

Beteiligte, 1) Wirkung des Strafantrags gegenüber allen Beteiligten. 
©. St. G.B. 8 63 ©. 39 flg. — 2) Anhörung der Beteiligten im Straf: 
prozeſſe. ©. St. P.O. $ 33 ©. 295. 

Beteiligung an einer Straftat. ©. St. GG. SS 47—50 ©. 18 fig. 

Betrieb eines Gewerbes. 1) Bildet in dem Falle, wenn einem Stellen- 
vermittler der Betrieb des Gewerbes unterfagt worden ift, jede einzelne 
gegen Entgelt erfolgte Stellenvermittlung eine ftrafbare Zuwiderhand— 
lung? 27, 111. — 2) ©. im übrigen Gemerbeordnung vum 21/6 69 
©. 444 fig. 

Betriebsbeamter im Sinne de3 preußischen Berggefeßes vom 24. Juni 1865. 
©. dort Nr.1 ©. 590. 

Betriebsleiter, Betricbsunternehmer. Haftung des Betrieb3unternehmers 
für Delikte des Betrieböleiterd und anderer Angeftellter. S. Gemerbe- 
ordnung vom 21/6 69 8 151 ©. 455 flg.; Invalidenverficherungsgejeß 
vom 13/7 99 8 182 ©. 543; Krankenverfiherungsgefeß vom 10/4 92 
88 81—82b Nr. 8 ©. 585. 

Betroffenwerden. 1) Betroffenwerden im Befiß von Sprengftoff im 
Sinne des Sprengitoffgefehe® vom 9/6 8489. 12, 73; 13, 35, 46. 
— 2) Betroffenwerden ohne Bollaugweis im Grenzbezirk. 5, 72; 
10, 406; 12, 106. 

Betrug. S. St. GB. 88 2698—265 ©. 174 ftp. 

Betrunfenheit, S. Angetrunfenbeit. 

Betteln. 1) Betteln als nn ©. St. G. B. 88 361, 362 ©. 269 flg. 
— 2) Kann durd) Betteln ein Betrug verübt werden? 4, 352; 6, 360. 

40* 
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Beugung des Rechts dur Erlaß von — 26, 276. 

Beurfundung, falſche. 1) Durch einen Beamten. ©. St. G.B. 8 388 
©. 251 flg.. — 2) Infolge von unrichtigen Angaben (intellektuelle 
Urkundenfälſchung). S. St. G.G. $$ 271, 272 ©. 203 fig. 

Bevölferungsklaffen. Anreizung zu Gemalttätigfeiten gegeneinander. 
©. &.6.B. $ 130 Nr. 7—10 ©. 74. 

Bevollmädhtigter. 1) Begriff bei der Untreue. ©. St.6.B. $ 266 Nr. 19 
bi8 27 ©.186 fig. — 2) Strafantrag des Bevollmächtigten. ©. St.G.B. 
$ 61 Nr. 40—51 ©. 38 fig. 

Bewaffneter Diebſtahl. S. St.G.B. 8 243 Nr. 56 ©. 154. 

Bewaffneter Haufen. Anſchluß an einen bewaffneten Haufen. 30, 391. 

Bewaffneter Hansfriedensbrud. S. St. G. B. S 123 Nr. 30— 34 ©. 72flg. 

Beweisantrag. 1) Bemweisantrag vor der Eröffnung des Hauptverfahrene. 
S. St. P.O. $ 199 ©. 326. — 2) Bemweisantrag dor der Hauptver= 


handlung. 1, 106. — 3) Beweisantrag in der Hauptverhandlung. 
©. &t.P.D.$ 243 ©. 336 flg. — 4) Verjpäteter Beweisantrag. S. St.P.D. 
S 245 ©. 342. — 5) Beweisantrag bei der Vernehmung des An— 


geflagten vor der Hauptverhandlung, wenn er vom Erjcheinen entbunden 
ift. 10, 135; 19, 249. — 6) Muß der Angeklagte nad) Ablehnung 
eines in den Schlußausführungen gejtellten Beweiſes nochmals gehört 
werden? 20, 380; 26, 32. — ?) Sit der Antrag des Verteidigerd 
auf Unterfuchung des Angeklagten in einer Srrenanitalt ein Beweis— 
antrag? 20, 378; 27, 343. — 8) Aufnahme eines Beweijes in das 
Sißungsprotofoll. 1, 32. — 9) Iſt nur das Sitzungsprotokoll ents 
jcheidend dafür, ob ein Beweisantrag gejtellt worden ijt. 31, 163; 
35, 61 (vgl. 17, 346). 

Beweisaufnahme S. St.P.D. 88 243 —256 ©. 336 flg. 

Beweiserhebung. 1) Unmittelbarfeit der Beweiserhebung. ©. St. P.O. 
88 249, 250 ©. 344 flg., 8 260 ©. 354 lg. — 2) Beweiserhebung 
durch den erſuchten oder beauftragten Richter. S. St.P.D. $ 222 
©. 330, $ 250 ©. 345 flg. — 2 Bemweiderhebung in der Reviſions— 
inſtanz bei Prozeßbeſchwerden. SPD. 8 384 Nr. 10 ©. 402. 

Beweismittel, Herbeigeichafites. Ss St.P.O. $ 244 ©, 340flg. 

Beweisurfunde. Kann im Verborgenhalten einer Beweisurfunde Beifeite- 
Ihaffung eine Vermögensbeſtandteils im Sinne des St. G.B.'s $ 288 
gefunden werden? 26, 9. 

- Beweiswürdigung. ©. StP.D. $ 260 ©. 354jlg. 

Bewirken falſcher Beurkundung. S. St.6.B. $ 271 ©. 203flg. 

Bewußtlofigfeit als Strafausichliegungsgrund ©. St. G.B. $ 51 ©. 27. 

Bewußtjein der Rehtswidrigfeit. Inwieweit ift das Bemwußtjein der 
Necdtswidrigfeit zum Dolus erforderlich? S. St.G.B. $ 59 Nr. 20 
©. 32. 

Bezirfsarzt. Iſt der Bezirksarzt in Baden zur Erjtattung ärztlicher 
Gutachten auf den allgemeinen Dienfteid berechtigt? 28, 41. 

Bezirfspräfident. Verordnungsrecht des Bezirfipräfidenten in Elſaß— 
Lothringen. 1, 135. 

Bezirkstechnifer, Iſt der Bezirlstechniker in Bayern eine Behörde, 
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deren Gutachten in der Hauptverhandlung verleſen werden darf? 
26, 140. 

Bezirksvorſteher. Iſt in der preußiſchen Rheinprovinz der Bürgermeiſter 
zum Straſantrag wegen Beleidigung des Bezirksvorſtehers berechtigt? 
21, 202, 

Bierfälihung. S. bayerifches Gefeg vom 16/5 68 ©. 563 flg.; Nahrungs— 
mittelgefe vom 14/5 79 8 10 Nr. 17, 22, 32—38 ©. 517jlg. 
Bierjtenerdelifte. S. Neichögefe vom 31/5 72 ©. 482flg., badifches 

Geſetz vom 28/2 45 ©. 559, bayeriſches Gejeg vom 16/5 68 ©. 563 lg. 

Bigamie. 1) Verbrechen der Bigamie. S. St. G. B. 8 181 ©. 102. — 
2) Gilt das Zeugnisverweigerungsrecht auch für die Perfon, mit 
welcher der Beichuldigte in Bigamie lebt? 18, 42. 

Bilanzen der Aktiengeſellſchaften. S. Handelsgeſetzbuch vom 5/6 69 
(Saffung vom 18/7 84) Art. 239b ©. 441. 

Dilanzziehung. Unterlafjung der Bilanzziehung ald Tatbeſtandsmerkmal 
des Bankerutts. S. Konkursordnung von 1877 $ 210 Nr. 56—64 
©. 281flg. 

Biſchöfliches Amt, Begriff im Sinne des preußifchen Geſetzes vom 
20. Mai 1874. 9, 305. 

Blankett. 1) Faliche Ausfüllung eines Blanketts ald Urkundenfälfchung. 
©. St. G.B. 8 269 ©. 202. — 2) Liegt ein mit Urkundenfälfchung 
ideell fonfurrierender Betrug vor, wenn jemand fich durch wahrheits— 
widrige Vorfpiegelungen ein Blanfett verjchafft und unbefugt über die 
Namenszeichnung einen Kaufvertrag jegt? 27, 184. 

Blaukoakzept, Blanfoindofjament, Sind fie beweiserhebliche Urkunden? 
7, 183; 24, 192. 

Blechmarke. Kann eine Blechmarke eine beweiserhebliche Urkunde fein? 4, 3. 

Blei- und zinfhaltige Gegenjtände, Einziehung nad) dem Reichsgeſetz 
vom 25. Juni 1887 8 6. 20, 338. 

Blödjinn ald Geijtesfrankheit. 7, 425. 

Blutſchande. S. St. G.B. 8 173 ©. 108. i 

Bodenerzeugniſſe. Entwendung diefer. S. preußifches Geje dom 
1/4 80 818 ©. 597g. 

Bodenjee. - Exterritorialität für fremde Handelsfhiffe in deutſchen Häfen 
de3 Bodenjeed. 2, 17. 

Bonn. Iſt die Univerfität Bonn zur Abnahme eidesjtattlicher Ver— 
ficherungen über die Autorſchaft von Doktordiffertationen befugt? 17, 208 

Bordellwirtihaft. 1) Betreiben einer Bordellmwirtichaft als Kuppelei. 
©. &.6.8. $ 180 Nr. 5, 6, 9, 18, 24 ©. 108flg. — 2) Verabreichung 
von Getränfen in einer Bordellwirtichaft als Gemwerbevergehen. 
S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 $ 33 Nr. 6, 7 S. 445. 

Boykott. Aufforderung zum Boykott als grober Unfug. 27, 292. 

Branditiftnng. S. St.G.B. 88 306—311 ©. 235flg. 

Brandverfiherung, übermäßige. S. preußifches Geſetz vom 8/5 37 
S. 582. 

Brandverfichernugsbetrug. ©. St.6.B. 8 265 ©. 185. 

Branntwein. 1) Inwieweit ift der Branntwein als Lebensmittel im 
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Sinne der Gew O. $ 115 anzuſehen? 20, 217; 30, 253. — 2) Dürfen 
Konfumvdereine Branntwein an ihre Mitglieder verkaufen, ohne Kon— 
zejlion zum Kleinhandel mit Branntwein zu haben? 5, 112. 


Branntweinftener. S. preußiiche Steuerordnung vom 8/2 19 ©. 578; 
preußijche KabinettSorder vom 10/1 24 ©. 581; ſachſen-gothaiſches Geſetz 
vom 12/12 33 ©. 606; Reichsgeſetz vom 8/7 68 ©. 436flg., vom 


56 ai Lori 55 ©. 539 flg., Bundesratöverorbnung vom 27/9 87 ©. 542, 
vom 18/11 92 ©. 547. 

Braſilien. S. Auslieferungdvertrag vom 17/9 77 ©. 512. 

Braunſchweig. S. ſyſt. Reg. ©. 567. Vgl. auch das Geſetzesverzeichnis. 

Brauregifter firierter Brauer als beweiserheblihe Urkunde. 10, 11. 


Branftener, ©. bayerifches Geſetz vom Sr ©. 563flg.; Reichsgeſetz vom 
31/5 72 ©. 482flg.; Bundesratöverordnung vom 18/11 72 ©. 485, 
vom 5/7 88 ©. 542. 

Bremen, ©. ſyſt. Reg. ©. 567. Bol. auch dad Geſetzesverzeichnis. 

Breunereinnternehmer, 1) Inwieweit ijt ein Brennereiunternehmer als 
Vollkaufmann anzufehen? 25, 3. — 2) Subjidiäre Haftung. ©. Geſetz 
vom 8/1 68 ©. 4377. 

Brenumaterialien, Was find Vorräte von Brennmaterialien im Sinne 
des St G.B.'s 8 308? 18, 218. 

Breslau. Iſt die Univerfität Breslau zur Abnahme eidesftattliher Ver— 
fiherungen über die Autorfhaft von Poftordiffertationen befugt? 
17, 208. 

Brief. 1) Poftzwang. ©. Gefeß vom 28/10 71 $1 Nr. 1—6, 15—18 
©. 477flg. — 2) Portodefraudation. S. Geſetz vom 28/10 71 8 27 
©. 479flg. — 3) Eröffnung und Unterdrüduug dur Poſtbeamte. 
S. SGB. $ 354 ©. 262g. 


Briefträger, 1) Sit der Briefträger ein zuftändiger Beamter im Sinne des 

St.G. B.'s $360°? 17, 224. — 2) Unterfhhlagung von Poftanweifungs- 
geldern durch den Briefträger ald Amtsunterichlagung. 16, 437. 

Brüde, Beihädigung und Berftörung einer Brüde im Sinne des 
St. G.B's 8 305. 1) Begriff der Brüde. 24, 26; 833, 391. — 
2) Kann die Befhädigung einer Brüde darin gefunden werden, daß 
jie lediglich ungangbar gemadt wird? 20, 353. 

Brunnen, Welhe Perjonen tragen die Verantwortlichkeit für Nicht 
verdedung von Brunnen aus St.G.B. $ 36112? 6, 64; 15, 58. 
Bücher und Regiſter, öffentlihe S. St.G.B. $ 271 Nr. 11flg. 
S. 204flg., 8 348 Nr. 9flg. S. 252flg., 8133 Nr. 3 ©. 77. 
Buchführung. Verpflichtung des Kaufmanns zur Buchführung. ©. Konkurs: 

ordnung von 1877 $ 210 Nr. 16—55 ©. 278flg. 
Buchmachen. 1) Iſt das Buchmachen bei Pferderennen Glücksſpiel? 
S. St.G.B. 88 284—286 Nr. 12 ©. 213. — 2) Stempelpflicht 


des Buchmachers bei Pferderennen. S. Geſetz vom en 88 24, 26, 
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von Geldern, die zur Bezahlung von Wettgewinnen beftimmt find. 
35, 391. 

Bude, Kann eine Bude, die mit dem Erdboden nicht in feite Ver: 
bindung gejeßt ijt, ald Gebäude oder umjdloffener Raum angejehen 
werden? 10, 103. 

Bundesangehörigkeit. S. Geſetz vom 1/6 70 ©. 470flg. 

Bundesfürften, Beleidigung von Bundesfürjten. S. St. G.B. T. I Abſchn. 3 
©. 55. 

Bundesrat, Iſt der Bundesrat eine politische Körperfchaft, insbeſondere 
eine gejeßgebende Berfammlung im Sinne des St.G.B.'s 8 197? 
Bedarf die Ermädtigung zur Strafverfolgung der Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers? 7, 382, 

Bureaugehilfe de3 Landrat in Preußen. Sit er Beamter? 28, 239, 

Bürge. Iſt der Bürge Gläubiger des Hauptſchuldners im Sinne der 
RD. SS 211 (241)? 15, 90. 

Bürgerliche Ehreurechte. Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte als Strafe. 
S. St.6.B. 88 32—37 ©. 10. 

Bürgerlihe Rechtsverhältniſſe. Beurteilung durch den Strafrichter. 
S. SPD. $ 261 S 355flg. 

Bürgermeifter. 1) Iſt der VBürgermeifter in Altpreußen zur Stellung 
de3 Strafantrags wegen Beleidigung des Magiftrat3follegiums befugt? 
24, 179. — 2) Iſt der Bürgermeifter in Nheinpreußen zur Stellung 
des Strafantragd wegen Beleidigung des Bezirkövorjtehers befugt? 
21, 202. — 3) Sit der Landrat in Nheinpreußen zur Stellung 
des Strafantragd wegen Beleidigung des Bürgermeifterd befugt? 
17, 81. — 4) Sit der Bürgermeijter Bevollmädtigter der Stadt- 
gemeinde im Sinne des St. G.B.'s 8 266 Nr. 2? 15, 41. — 5) Zus 
ſtändigleit des Bürgermeifterd zur Aufnahme öffentlicher Urkunden. 
26, 165 (Rheinpreußen); 15, 19 (Bayern); 10, 35 (Baden); 10, 275 
(Eljaß-Lothringen). 

Buße. S. Strafgefeßbuch Anhang zu Teil I Abjchnitt 1 ©. 13, 8 231 
©. 140; Gefeß vom 11/6 70 88 18—20 Nr. 8 ©. 473; Gefeh vom 
12/5 94 818 ©, 550. 

Butter, 1) Verkehr mit ihren Erfaßmitteln. ©. Geſetz vom 12/7 87 
©. 54lflg. vom 15/6 97 ©. 558. — 2) Nahrungsmittelfälihung. 
S. Gefeh vom 14/5 79 810 Nr. 27, 29 ©. 518, 


C 
(S. hierzu auch Buchſtaben K.) 


Ceſſion. Betrug bei der Ceſſion. S. &t.6.B.8 263 Nr, 46, 52 ©. 177 flg. 

Champagner. Darf der aus franzöfifhen Wein außerhalb Frankreichs 
hergejtellte Champagner als franzöfischer Champagner verkauft werden? 
28, 353. 

Charfreitag. S. Karfreitag. 

Check. S. Sched. 
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China, Macht die im Bertrage vom 31. März 1880 feſtgeſetzte Ex— 
territorialität der Deutfchen in China die Feititellung, daß das von einem 
Deutjchen in China begangene Delikt aud) nach dortigen Gejepen ſtrafbar 
fei, überflüjiig? 26, 97. 

Gigarren als Genußmittel im Sinne des St. G.B.'s 8 370°. 5, 289. 

Civilgericht. Zuftändigfeit gegenüber dem Militärgerihte. S. Militär- 
gericht. 

Civilperſon. Iſt die Teilnahme einer Civilperſon an einem militäriſchen 
Delikte möglich? 15, 396; 25, 234; 27, 157. 

Givilprozefverfahren. ©. C. P.O. v. er z ©. 506 flg. 

Givilnrteil, Unabhängigfeit des Strafrichterd von einem vorausgegan— 
genen C. ©. St. P.O. $ 261 ©. 355 flg. 

Givilverforgungsichein. Fällt der Gebrauch eines gefäljchten Civilver— 
ſorgungsſcheins unter St.G.B. $ 363? 27, 56. 

Clichs. Nachdruck der Abbildungen von zum Verkauf bejtimmten Clichés 
28, 256. 

Goburg- Gotha, S. Syit. Reg. ©. 606. Vgl. aud das Geſetzesver⸗ 
zeichnis. 

Constitutum possessorium. Kann nad) preuß. Rechte ein c. p. darin 
gefunden werden, daß der mit dem Anfaufe von Wertpapieren beauf: 
tragte Bankier nad) Ausführung des Auftrags in feinen Handelsbüchern 
die Nummern der angefauften Stüde ald dem Bejteller gehörig ver— 
merkt? 9, 179. 

Cri seditieux. ©. franzöfifches Gefeg vom. 25/3 22. ©. 569. 


D 


Dachs. Gehört der Dachs in ganz Preußen zu den jagdbaren Tieren? 8,71. 

Darlehen als Tatbeitandsmerfmal des Wuchers. S. St. G.B. $ 3025 
Nr. 1—10, 8 302b ©. 230 fig. 

Datio in solutum. Unterfchied von einem Berfaufe mit Kompen= 
ſationsabrede, Bedeutung für den Tatbejtand von KO. $211 (241). 6, 149. 

Datumsänderung bei ftempelpflichtigen Verträgen als Urkundenfälihung. 
©. &.G.B. $ 267 Nr. 62 flg. ©. 198. 

Defrandation. 1)der Branntweinjteuer. ©. Gejeß vom 8/7 68. 88 50—67 


S. 436flg,, vom 10, ©. 539flg — 2) — der Braufteuer. 
S. Geſetz vom 31/5 72 88 27—40 ©. 483 flg. — 3) — der Tabal- 
jteuer. ©. Geſetz vom 16/7 79 88 32—40 ©. 525. — 4) — des 
Bold. ©. Vereinszollgejeß vom 1/7 69 88 135—164 ©. 461 flg. — 
5) — ber Zuckerſteuer. S. Geſetz vom 31/5 91 bezw. 9/6 95, 
27/5 96 ©. 544 flg. 

Deflaration. Sit die durch falfche Deklaration bewirkte Steuerhinter- 
ziehung als Betrug, oder ald Steuerdelift zu jtrafen? S. SGB. 
8 263 Nr. 135 flg. ©. 184. 

Delikt, fortgejegtes, ©. St.©.B. 8 73 Nr. 21—36 ©. 47 fig. 

Denunciation, falihe. ©. St.G.B. 88 164, 165 ©. 95 fig. 
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Depeſche. 1) Wird durch Aufgabe einer telegraphiichen Depeſche unter 
falfchem Namen Urkundenfälfhung begangen? 8, 92. — 2) Kann die 
Einlegung und die Begründung der Reviſion durch telegraphijche 
Depeiche erfolgen? 9, 38; 10, 166 (vgl. 1, 262; 4, 59). — 3) Kann 
eine Anjchluferklärung des Nebenklägerd in diefer Weiſe erfolgen? 
24, 283. — 4) Unbefugte Eröffnung einer Depeihe. S. St. G. B. 
$ 355 ©. 263. 

Deportgefhäft, Stempelpfliht. 12, 284. 

Depot, Verlegung der Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Wertpapiere. S. Geſeß vom 5/7 96. ©. 554. 

Depotſchein der Reichsbank. Nechtlihe Natur. Kann Einräumung 
eines Beſitz- und Zurückbehaltungsrechts durch den Bevollmächtigten 
an einem Depotjchein ded Auftraggebers Untreue jein? 26, 111. 


Depotwechſel. Kann im unbefugten Weitergeben eines Depotwechjels 
Unterſchlagung oder Betrug liegen? 1, 343; 3, 35; 7, 93. 

Dejertion, Verleitung zur Defertion und Beförderung der Defertion. 
©. 5.8.8. 8 141 ©. 83flg. 

Deitillierapparat. Iſt Veräußerung eines Dejtillierapparat3 durch den 
Brennereibejiger ohne Anzeige bei der Steuerbehörde auch dann jtrafbar, 
wenn der Apparat bereit3 gebraucht war und an der bisherigen Stelle 
verbleibt ? 22, 101. 


Diebitahl. S. St.G.B. 88 242—247 ©. 145 lg. Vol. auch St. G. B. 
8 3702, 5 &. 274 flg.; bayeriſches Gejeg vom „u. ., ©. 562; heſſiſches 
Geſetz vom 4/2 37 und 21/9 41 ©. 572; preußiſches Gejeß vom 
15/4 78 ©. 595 und 1/4 80 ©. 597 flg.; ſächſiſches Geſetz vom 
30/4 73 ©. 606; württembergiſches Gejeg vom 27/12 71 ©. 608. 

Dienjtbefehl des Vorgeſetzten als Strafausfchliegungsgrund. 6, 432. 

Dienftboten, Rechtliche Stellung der Dienjtboten. S. preußifches Geſetz 
vom 8/11 10 ©. 577, vom 24/4 54 ©. 589. 

Dienfteid. 1) Berufung auf den Dienfteid als Erſatz der Beeidigung. 
©. 5.6.8. 8155 ©. 87, St. P.O. $ 79 Nr. 10—20 ©. 308. — 
2) Iſt der Dienjteid des Nichterd in Preußen beim Thronmechjel zu 
erneuern? 17, 375. 

Dienftinftruftionen, Sind Dienftinftruftionen von Bahnbeanten Rechts— 
normen im Sinne der St.P.D. $ 376? 1, 125. 

Dienjtregijter. Iſt das allgemeine Dienftregifter des Gerichtävollziehers 
eine Urkunde im Sinne des St.G.B. $ 348? 7, 252. 

Differenzhandel, Begriff. S.R.D. von 1877 8210 Nr. 13—15 ©. 278. 

Direftor einer Fortbildungsfchule Hit der Direktor einer Fort: 
bildungsſchule in Sachſen Bolljtrefungsbeamter im Sinne des St.G.B. 
$ 113? 28, 19. 

Dirnen. Sijtierung nicht fontrollierter Dirnen in Preußen. 3, 185. 

Diſtriktstechniker. Iſt der Diftriktätechnifer in Bayern eine Behörde, 
deren Gutachten in der Hauptverhandlung verlefen werden darf? 
25, 140. 

Disziplinargewalt de8 Schiffer. Sind Perfonen, die ſich nur zur 


634 Disziplinarfahen — Drudort. 





Ausführung von Hajenarbeiten an Bord des Schiffe befinden, der 
Disziplinargewalt des Scifferd unterworfen? 25, 439. 

Disziplinarfadhen, 1) Sind die Vorfchriften des G.B.6.3 88 157 fig. 
analog ammwendbar, weni in einer Disziplinarfahe eine Behörde 
gerichtliche Nechtshülfe in Unfprud nimmt? 19, 438. — 2) Sit die 
Vorſchrift des S 14 analog auf eine Disziplinarfache anwendbar, der— 
art, daß bei einem negativen Kompetenzkonflikt zweier Oberlandes- 
gerichte das Reichsgericht die AZuftändigkeit zu bejtimmen hätte? 
22, 111. — 3) Kann in einer Disziplinarſache der Beugeneid durch 
die Berufung auf den Dienfteid erſetzt werden? 25, 96. 

Dividende einer Altiengejellihaft. Schließt $ 3 des Reichsgeſetzes 
wegen Befeitigung der Doppelbefteuerung vom 13. Mai 1870 das 
Beſteuerungsrecht des Domizilftaates eines Aftionärd hinſichtlich der 
Dividenden einer Aktiengeſellſchaft aus, welche in einem anderen 
deutfchen Bundesitaate als dem Wohnortsſtaate des Aftionärd ihren 
Sit hat? 8, 132. 

Dogma. Kann in der Beihimpfung eines Dogmas der Fatholifchen 
Kirche cine Beſchimpfung der Kirche, jelbft gefunden werden? Kommt 
e3 darauf an, ob dad Dogma ungejeplicherweife ohne Genehmigung 
der Staatdregierung publiziert worden iſt? 26, 294. 

Doktordifjertation, Inwieweit find die Univerfitäten zur Abnahme von 
eidesjtattlihen Werfiherungen über die NAutorfchaft einer Doftor- 
difjertation befugt? 17, 208. 

Dolmetiher, S. ©.B.G. 88 186—192 ©. 432. 

Dolns, ©. St.6.B. 8 59 Nr. 18—29, 48 ©. 32 fig. Bgl. auch bie 
einzelnen Delikte. 

Domänenpadhtzins, Kann er im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden? 26, 287. 

Domizilvermerf, Kann die Beifügung eine® Domizilvermerks durch 
den Nehmer eines Blankoakzeptes eine Urkundenfälfhung begründen? 
4, 410. 

Doppelbejtenerung. Gejeß vom 13/5 70 ©. 470. 

Doppelehe. S. Bigamie. 

Dramatifhe Werke, unberehtigte Aufführung. Geſetz vom 11/6 70 
88 50—56 ©. 475 flg. 

Drohen der Zwangsvollſtreckung. Wann ift folde anzunehmen? ©. St. G. B. 
8 288 Nr. 1—15 ©. 216 fig. 

Drohung. S. Bedrohung. 

Druder. 1) Ungabe von Name und Wohnort des Druderd auf einer 
Drudichrift. Gejep vom 7/5 74 88 6, 18,19 ©. 487 flg. — 2) In⸗ 
wiefern fann der Druder einer unzüchtigen Schrift aus $ 184 St. G. B.'s 
beitraft werden? 35, 317. 

Drudfehler, Sind fie dem verantwortlichen Redakteur, der die Korrektur 
nicht ſelbſt beſorgt hat, ala Fahrläffigkeit zuzurechnen? 26, 45. 

Drudort, Welches iſt der Urfprungsort einer politifhen Zeitung im 
Sinne des Poſtgeſetzes S 1, wenn der Drud- und der Verlagsort ver— 
Ihieden voneinander find? 25, 279, 
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Druckſachen. Poſtzwangspflicht. S. Geſetz vom 28/10 71 81 Nr.7 
bis 14 ©. 478 flg.; vom 20/12 99 Art. 3 ©. 481. 

Druckſchrift. 1) Begriff der Drudichrijt und der periodijchen Druck— 
ſchrift. S. Geſetz vom 7/5 74 88 2, 7 ©. 487 flg.; franzöfifches 
Geſetz vom 27/7 49 Nr. 5 ©. 569. — 2) Verbreitung einer Drud- 
ichrift im Sinne des Sozialiſtengeſetzes. S. Gefeh vom 21/10 78 
88 11, 19, 24, 25, 28 ©. 515. — 3) Inwiefern fann in der Ver: 
breitung einer Drudichrift die Verübung groben Unfugs gefunden 
werben? 16, 98; 19, 294; 25, 404; 27, 292; 31, 185; 32, 100. 
— 4) Können durch Veröffentlihung einer Druckſchrift verſchiedene 
jelbjtändige Beleidigungen begangen werden? 3, 433; 21, 276; 
33, 46. — 5) Verteilung von Drudjcriften entgegen den Verbots— 
bejtimmungen des preußijchen Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851. 
©. dort ©. 588. 

Duell, ©. StGB. 88 201—210 ©. 127 flg. 

Dungftoffe. Auffammeln von Dungftoffen nad) dem preußifchen Feld— 
und Forftpolizeigejeg vom 1/4 80 8 25. 21, 245. 

Durchſuchung. 1) Durdjuhung und Beſchlagnahme beim Bejchuldigten. 
©. St. P.O. 88 94—111 ©, 310 flg.; St.G.B. $ 113 Nr. 10, 13, 
21,24, 30, 33 flg. ©. 59 fig, 8 117 Nr. 12, 14, 17, 23 flg. ©. 65 fig. 
— 2) Iſt Durchſuchung im ehrengerihtliden Verfahren gegen Rechts— 
anmwälte zuläffig? 10, 425. — 3) Umfaßt die im G.V.G. $ 168 ge- 
ftattete Nacheile audy die Durchſuchung? 26, 211. 

Dynamit, ©. Geſetz vom 9/6 84 ©. 535 fig. 


E 


Ehe. 1) Schließung der Ehe. S. Geſetz vom 6/2 75 88 41—55, 
67—69 ©. 500 fig. — 2) Wirkung einer ungültigen, aber nicht für 
ungültig ertlärten Ehe auf das eheliche Güterrecht. 7, 133. — 3) Kann 
dur Täufchung über die Vermögensverhältnife zwecks Eingehung einer 
Ehe ein Betrug gegen den anderen Ehegatten verübt werden? 8, 12; 
14, 137. 

Ehebrud, ©. St.6.B. $ 172 ©. 102 fig. 

Ehegatte (Ehemann, Ehefrau). 1) Iſt der Mann berechtigt, wegen 
Beleidigungen feiner grau auch noch nad) deren Tode Strafantrag zu 
jtellen? 1, 29. — 2) Sit die Frau berechtigt, Strafantrag wegen 
eines Haudfriedensbruchd, der fich auf die Wohnung des Mannes be- 
30g, zu ſtellen, insbefondere dann, wenn der Mann innerhalb der 
Antragsfrift, ohne Antrag zu jtellen, verftorben ift? 11, 53. — 3) Wird 
dem gegen den Willen des Mannes erfolgten Eindringen in dejjen 
Wohnung durch die Zuftimmung der Frau die Widerrechtlichkeit ge— 
nommen? 28, 269. — 4) Kann die von ihrem Mann getrennt lebende 
Frau einen Haußfriedendbruch in der Wohnung ihres Mannes begehen? 
6, 14. — 5) Fit umgekehrt Hausfriedensbruch des Mannes gegen bie 
getrennt lebende rau, die ein jelbjtändiges Gewerbe betreibt, denkbar? 
35, 395. — 6) Hat nad preußifchem Recht der Mann ein Züchtigungs- 
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recht gegenüber der Frau? 12, 368. — 7) Kann ſachliche Begünſtigung 
darin gefunden werden, daß die Frau des Diebes die von dieſem ge— 
ſtohlenen Stoffe verarbeitet? 26, 119. — 8) Sit ed Hehlerei, wenn 
die Frau des Diebes die gejtohlenen und in die gemeinjchaftlicde Wohnung 
gebrachten Nahrungsmittel im Haushalt verwendet und ſelbſt mit von 
ihnen genießt? 2, 401. — 9) Hat die Straflojigfeit des einen Gatten 
Dinfichtlich eines Diebjtahld gegen den anderen Einfluß auf die Straf: 
barkeit de3 Sachhehlers. 4, 83. — 10) Trifft die Anzeigepflicht dei 
St. G.B.'s $ 139 auch den Gatten? 2, 57. — 11) Recht des Gatten 
zur Verweigerung des Zeugnifjes und der Beeidigung. ©. StPO. 
88 51, 57 ©. 298 fig. — 12) Wird das Recht des Mannes, als Bei- 
Itand feiner Frau tätig zu werden, durch feine Eigenfchaft als Zeuge 
beihräntt? 22, 198. — 18) Hat der Mann die Verpflichtung, feine 
Frau dom Betriebe der Gewerbsunzucht zurüdzuhalten? 22, 332. 
Eheliches Güterreht. 1) Kann die Frau, weldhe in allgemeiner Güter: 
gemeinschaft nah Pr. A.L. R. lebt, an einer gemeinjchaftlihen Sache einen 
Diebjtahl begehen? 4, 83. — 2) Jit die rau bei allgemeiner Güter: 
gemeinschaft trotz des DVerfügungsrechtes des Mannes berechtigt, gegen 
deſſen Willen Strafantrag gemäß $ 247 St. G. B.'s zu ftellen? 10, 210. 
— 3) Wird bei allgemeiner Gütergemeinfchaft die Widerrechtlichkeit 
einer Sahbeihädigung ſeitens eines Gatten durch die Zugehörigkeit 
der Sache zur Gemeinschaft ausgeſchloſſen? 12, 376. — 4) Kann bei 
allgemeiner Gütergemeinshaft ein Betrug gegen die Frau dadurd be 
gangen werden, daß jemand im CEinverftändnis mit dem Mann in 
einem fingierten Prozeß gegen diefen ein in das gemeinjchaftliche Gut 
vollſtreckbares Urteil durh Täufhung des Prozeßrichters erjchleidht? 
2, 436. — 5) Kann eine Beſchädigung des gütergemeinfchaftlichen 
Vermögens von Eheleuten darin gefunden werden, daß die Frau durd 
Täuſchung veranlaßt wird, zum Zeichen ihrer Zujtimmung einen Ber: 
trag zu unterjchreiben, durch welchen der Mann ein von ihm gefauftes, 
ihm aber noch nicht aufgelajjene® Grundſtück andermweit verkauft? 
7, 266. — 6) Sind bei Gütergemeinjchaft beide Eheleute als Schuldner 
anzufehen, welche ihre Zahlungen eingejtellt haben, wenn der Mann 
wegen Unzulänglichkeit der gemeinjchaftlihen Zahlungsmittel aufgehört 
hat. die gemeinjchaftlihen Verbindlichkeiten zu erfüllen? Inwiefern 
fann die Frau bei dieſer Sachlage an dem Vergehen des Mannes? 
gegen K.D. $ 211 (241) als Gehülfin teilnehmen? 9, 161. — 
7) Kann bei Errungenſchaftsgemeinſchaft nad) ansbachſchem Provinzials 
recht oder nad preußiichem Landrecht der Mann ein Vergehen gegen 
$ 211 (241) 8.D. begehen, wenn er bei drohendem Konkurs die Erfah: 
anſprüche der Frau für eingebrachte8 Gut außergerichtlich befriedigt? 
23, 60. — 8) it die Urkunde über den vom Mann allein ab- 
geichlofjenen Verkauf eines gütergemeinschaftlichen inländiſchen Grund- 
ſtücks nach dem preußiſchen Geſetze vom 7. März 1822 ſtempelpflichtig, 
wenn ſie nicht ergibt, daß der Mann verheiratet iſt und in Güter— 
gemeinſchaft lebt? 8, 224. — 9) Inwieweit darf nach ſächſiſchem Recht 
der Mann die Früchte des Vermögens der Frau veräußern, ohne dem 
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St.G.B. 8 288 zu unterliegen? 22, 208. — 10) Hat nad) dem Recht 
der Stadt Frankfurt a. M. der Vermieter einer Wohnung ein gejeb- 
liches Pfandreht an der vom Mieter eingebrachten Fahrnis der Frau, 
wenn der Mietvertrag vom Manı allein gefchloffen it? 23, 163. — 
11) Pfandrecht ded Vermieter bei einem mit der Frau ohne Bus 
ftimmung des Mannes gejchloffenen Mietvertrage nad) B.G.B. 35, 201. 
— 12) Hat nad) B.G.B. die Frau ein Vermieterpfandredht aus einem 
von ihr ohne Zuftimmung ihres Mannes abgefchlojjenen Mietvertrage? 
35, 402. 

Eheſcheidung als Vorausſetzung für die Beftrafung des Ehebruchs. 
S. &.G.B. $ 172 Nr. 2flg. ©. 102. 

Eheſchließung. S. Geſetz vom 6/2 75 $$ 41—55, 67—69 ©. 500 fig. 

Ehrengeridt. Kann die Mitwirkung bei einem Ehrengerichte Anjtiftung 
oder Beihülfe zum Zweilampf jein? 5, 140; 13, 265. 

Ehrengerichtliches Verfahren gegen Rechtsanwälte. S. Gefeb vom 
1/7 78 Nr. 2 u.3 ©. 514. 

Ehrenfränfung. S. St. G.B. 88 185—200 ©. 113 flg., SS 94—101 
S. 54flg. 

Ehreurechte. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte. ©. StGB. 
88 32—37 ©. 10. 

Eichſtempel. Kann unbefugte Einfügung eines echten Eichjtempels in 
eine nicht geeichte Wage fälſchliche Anfertigung einer öffentlichen Urs 
funde fein? 23, 378. 

Eid. 1) Eidesdelilte S. St.6.B. 88 153—163 ©. 85flg. — 2) Eid 
de3 Zeugen und Sadhverjtändigen. ©. St. P.O. SS 56—66 ©. 301 fig., 
s 79 ©. 307 fig. — 3) Kann darin, daß eine Privatperjon als ſolche 
einer anderen mit deren Einverſtändnis außergerichtlih einen Eid in 
Form der StP.D. 8 61 abnimmt, die Vornahme einer Amtshandlung 
im Sinne des $ 132 gefunden werden? 34, 288. 

Eidesitattlihe Verfihernng. ©. St.6.B. $ 156 ©. 87, $ 163 Nr. 17 
bis 20, 31 ©. 98 ftg. 

Eigennutz. 1) Strafbarer Eigennuß. ©. St. G.B. 88 284-—302e 
S. 212 lg. — 2) Eigennutz als. Tatbeſtandsmerkmal der Kuppelei. 
©. St.G.B. 8 180 Nr. 13—16 ©. 108. 

Eigenſchaften, perfönliche, die nur dem, bei welchen fie vorliegen, 
zugerechnet werden dürfen, Begriff. S. St. G.B. $ 50 ©. 26. 

Eigentum, 1) Eigentum an beweglichen Sahen als Vorausſetzung für 
Diebjtahl und Unterfchlagung. ©. St. G. B.S 242 Wr. 4—19 ©. 145flg., 
8 246 Nr. 3—37 ©. 156 lg. — 2) Hat nad) Pr.A.L.R. der Guts— 
päcdter, dem das Gutsinventar nach einer Tare mit der Verpflichtung 
dereinjtiger Nüdgewähr übergeben tft, Eigentum an dem von ihm aus 
eigenen Mitteln angefhafften Erfagitüden? 7, 41. — 3) Eigentum 
eines anderen ald Borausjegung der Urkundenunterdrüdung. ©. St. G.B. 
$ 274 Nr. 4, 5 ©. 208. — 4) Ran geht nad) Pr.L.L.R. das Eigen 
tum an einem Gewehr, dejjen Einziehung durch Urteil ausgefprochen 
iſt, auf den Fiskus über? 15, 164; 21, 54. — 5) Schließt die preußische 
Berfaffung Art. 9 (Unverleglichkeit de3 Eigentums) den Erlaß von 
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Polizeiverordnungen aus, welche die Benutzung des Privateigentum im 
Intereſſe dev Gefundheitspolizei beſchränken? 4,106. — 6) Sit das Privat 
eigentum eine Staatdeinrictung im Sinne des St.©.8.3$ 131? 22, 253. 

Eigentümer. 1) Iſt der Eigentümer als foldher für die unterlaffene 

*- Einfriedigung von Gruben verantwortlih? 15, 58. — 2) Unterlaffung 
der Beleuchtung der Treppen durch den Eigentümer des Hauſes ala 
Berurfahung fahrläffiger Körperverletzung. 14, 362. 

Eindrud als Qualifilationsgrund des Diebſtahls. S. St.G.B. $ 243 
Nr. 16—20 ©. 151flg. 

Einfriedigung. Sit die Entwendung von Stöden einer zerbrodhenen 
Einjriedigung in Preußen als Feld» und Foritpolizeifrevel, oder als 
Diebjtahl anzufehen? 26, 367. 

Einfugrbefhränfung. 1) Steht fie einem Einfuhrverbote im Sinne 
des Vereinszollgeſetzes gleih? 28, 51, 195. — 2) Einfuhrbeſchränkung 
für Wiederfäuer und andere Xiere. ©. Geſetz vom 7/4 69 ©. 438, 


vom 21/5 78 ©. 512flg, vom ie ©. 526 flg. 


Einfuhrverbot. S. Vereinszollgefeß vom 1/7 69 88 134flg. ©. 459lg.; 
Gefep vom 7/4 69 ©. 438, vom 21/5 78 ©. 512, vom 7. 
S. 526flg. 

Eingeftändnis. S. Geftändnis. 

Eiunheitlichkeit des Vorſabes oder des Entſchluſſes beim fortgefeßten 
Delikte. S. St.G.B. 8 73 Nr. 21—25 ©. 47. 

Einfommenjtener. S. badiſches Gefek vom 29/6 74 ©. 560, bayerifches 
Gejet vom 19/5 81 ©. 566; preußifches Gefeß vom 1/5 51 ©. 588; 
vom 24/6 91 ©. 602; ſächſiſches Gefeß vom 2/7 78 ©. 606; württem= 
bergifches Gefeh vom 19/9 52 ©. 607. 

Einlegung von Nedtsmitteln, S. St.P.D. 8 381 ©. 400flg. 

Einmaifhung. S. Geje vom 8/7 68 8 57 ©. 436, 

Einrichtungen einer Religionsgefellihaft. Begriff. ©. &t.G.B. $ 166 
Nr. 16—27 ©. 88flg. 

Einſchleichen als Er des Diebitahld. S. St.©.B. 5 243 
Nr. 59—65 ©. 1 

Eiuſicht, welche zur — der Strafbarkeit einer Handlung er— 
forderlich iſt. S. St. G.B. $ 56 Nr. 1—5 ©. 30. 

Einjperrung, 1) Einjperrung als Vergehen gegen die Freiheit. ©. St. G. B. 
8 239 ©. 142flg. — 2) Kann in der Einfperrung eines Beamten 
ein tütliher Angriff oder Ausübung don Gewalt im Sinne des 
St.G.B.'s 8$ 113, 117 gefunden werden? 27, 405; 28, 32. 

Einfteigen als Qualifilationsgrund des Diebſtahls. S. St.G.B. 8 243 
Nr. 21—29 ©. 152. 

Einftellung de3 Verfahrens. 1) Durh Urteil. ©. SPD. 8 259 
S. 352flg — 2) Vorläufige Einjtellung vor Eröffnung des Haupt- 
verfahrend. S. SPD. $ 203 ©. 327. — 3) Einftellung durd) 
den Gerichtöheren nad der preußiſchen MilitärftrafgerichtSordnung bon 
1845. 35, 86. 

GFinwilligung des Berlepten. Inwieweit befeitigt fie die Rechtswidrigkeit, 
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insbefondere bei Körperverlegungen? 2, 442; 6, 61; 29, 398 (vgl. 
24, 369; 28, 200). 

Einwohnermelderegifter in Preußen. Kann intelleftuelle Urkunden— 
fälfhung dadurd begangen werden, dab im Einmwohnermelderegijter 
falfche Eintragungen über Namen und Samilienjtand auf Grund falfcher 
Meldung bewirkt werden? 12, 228. 

Einzahlung des Grundkapital bei Aktiengefellihaften und Kommandit— 
gejellichaften auf Aktien. 1) Was verfteht das A.D.H.6.B. Art. 249 a 
(Gefe vom 18/7 84) unter den „ridjihtlih der Einzahlung“ zu 
machenden Angaben? 24, 286; 30, 300. — 2) Kit die Angabe über 
die Einzahlung falſch, wenn zwar der auf fäntliche Aktien einzuzahlende 
Betrag durch die im ganzen eingezahlte Summe gededt, jedoch nicht 
von jeder Aktie die gebotene Einzahlung erfolgt it? 28, 66. — 
3) Muß die YJahresbilanz angeben, ob die Einzahlung des Grunds 
fapital® voll oder nur zu einem Zeile erfolgt it? 26, 104. — 
4) Was ift unter der „vollen Einzahlung“, vor der eine Erhöhung 
des Kapitals nicht erfolgen darf, zu verjtehen? 14, 36. — 5) ©. aud) 
Barzahlung. 

Einzelitrafe, Verwandlung mehrerer Einzelftrafen in eine Gefamtitrafe. 
S. &.6.B. 88 74—79 ©. 5lflg. 

Einziehung. S. Ronfisfation. 

Eifenbahn, 1) Gefährdung eines Transportes auf der Eifenbahn. 
S. &.G.B. 88 315, 316 ©. 238flg. — 2) Fit die Herrichtung 
eines Bahnkörpers für eine Eifenbahn ein Bau im Sinne des St. G. B.'s 
8 330? 23, 277. — 3) Sind die einſchlagenden Vorſchriften des Bahn- 
-polizeireglements für die Eifenbahnen Deutjchlands vom 30. November 
1885 und der Betrieb3ordnung für die Haupteifenbahnen Deutichlands 
vom 5. Juli 1892 polizeilihe Beitimmungen im Sinne des Spreng- 
jtoffgefeßes $ 9 Abſ. 2°. 24, 163; 27, 377. — 4) Iſt das Eiſen— 
bahnbetrieböreglement vom 11. Mai 1374 eine Norm de3 öffentlichen 
Rechtes? 15, 266. — 5) Iſt die für einen Beamten der Eifenbahn 
erlaffene Inſtruktion eine Rechtsnorm, deren Verlegung die Nichtigkeits— 
bejchwerde begründet? 1, 125. 

Eifenbahnbeamter. 1) Sind die Bedienteten einer Privateifenbahn- 
gejellfchaft Beamte im Sinne des St.6.B.3 8 359? 10, 325. — 
2) Iſt in Preußen der Vorfteher eines Eifenbahnbetriebsamtes zur 
Stellung des Strafantragd wegen Beleidigung eined beim Betrieb- 
amte bejchäjtigten Hülfsarbeiterd befugt? 25, 205. 

Eifenbagnbetriebsorduung, Eijfenbahnbetriebsreglement. S. Eiſen— 
bahn. 3, 4. 

Eifenbagnfahrfarte. 1) In welchem Umfang ift die Eifenbahnfahrlarte 
einer Staat3bahn eine öÖffentlihe Urkunde? 8, 409; 28, 42. — 
2) Kann dur) Benutzung der Fahrgelegenheit auf der Eifenbahn 
ohne Eifenbahnfahrkarte ein Betrug verübt werden? 4, 295; 17, 217; 
24, 318; 25, 412. 

Eifenbahnpolizeireglement. ©. Eifenbahn 3. 

Eijenbahnverwaltung. 1) Subfidiäre Haftung der Eifenbahnverwaltung 
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für Zolldefraudation der Angeſtellten. S. Vereingzollgefeß vom 1/7 69 
$ 153 Nr. 3, 9 ©. 467flg. — 2) Sit die preußiiche Eiſenbahn— 
verwaltung zur Stellung des Gtrafantragd wegen Mundraub8 an 
einem zur Beförderung in einem Eifenbahnzug befindlichen Gegenstand 
befugt? Welches von mehreren Betriebsämtern hat den Antrag zu 
jtellen? 19, 378. 

Glektrizität. 1) Kann Elektrizität Gegenftand eines Diebſtahls oder 
einer Unterichlagung fein? Kann durch die Entziehung von Elektrizität 
ein Betrug oder eine Sahbeihädigung begangen werden? Einfluß 
des Geſetz dom 9. April 1900 über die Beitrafung der Entziehung 
eleftriiher Arbeit. 29, 111; 32, 165; 35, 3il. — 2) Sit eine mit 
Elektrizität betriebene Bahn als Eifenbahn im Sinne des St.G. Be's 
88 315, 316 anzujehen? 12, 371. 

Elſaß-Lothringen. 1) Iſt der Kaifer in Elſaß-Lothringen Landesherr 
im Sinne des St.G. Bs SS 94—97? 10, 312; 17, 334. — 
2) ©. Syſt. Reg. S. 567flg. Bol. auch das Gefebesverzeichnig. 

Eltern, Adoptiveltern, Pflegeeltern. ©. StGB. 852 Nr. 2, 8 
©. 27flg.; 8 174 Nr. 5—10 ©. 104; $ 181 Nr. 4—7 ©, 109flg.; 
$ 182 Nr. 4,5 ©. 110flg.; 8 235 Nr. 3,4 S. 141; SRO. 8 51 
tr. 15 ©. 299. 

Emittent eined Wertpapiered. Begriff. S. Geſetz dom 1/7 81 83 
©. 528, vom 29/5 85 88 3, 4 ©. 529flg. 

Enregijtrement. ©. franzöfifches Geſetz vom 22 Frimaire VII ©. 567. 

Entbindung des Angeffagten von der Pflicht zum Erjcheinen in der 
Hauptverhandlung. S. St.P.D. $ 232 ©. 333 lg. 

Entdeien, 1) Was bedeutet „entdeden* in St.®.B. $ 46? 3, 93. — 
2) Deegleihen im Branntweinfteuergefeß vom 8. Juli 1868 $ 67? 
25, 324. 

Entfernung. Zeitweilige Entfernung des Angeklagten (und des Neben- 
Hägers) aus dem Sikungszimmer während der Hauptverhandlung. 
S. SPD. 8 246 ©. 342. 

Entführung. S. St.G.B. 88 235—238 ©, 141 fig. 

Entiheidung, gerichtliche. 1) S. StP.D. 88 33—36 ©. 295 fig. — 
2) Darf ein Richter über die Art und Weije des Zuſtandekommens 
einer gerichtlichen Entiheidung, an der er beteiligt war, äls Zeuge 
vernommen werden? 26, 202. 

Entiheidungsgründe. ©. StPO. 8 34 S.295flg., ©. 266 ©. 364 fig. 

Eutſchluß. Ginheitlichleit beim ſortgeſeßten Delikt. S. St.G.B. $ 73 
Nr. 21—25 ©. 47. 

Entjchuldigung,. Unwahre Entjhuldigung des Zeugen ꝛe. ©. St. G. B. 
8138 ©. 82. 

Entjtellung als Folge der Körperverlegung. S. St.G.B. $ 224 Nr. 4,5 

137. 


Elektrizität — Entziehung. 
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xD, 

Entwendung 5. Diebitahl. 

Entziehungminderjähriger Perſonen aus der Gewalt der Eltern ꝛc. 
©. St. G.B. $ 235 ©. 141. 
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— elektriſcher Arbeit. S. St. G.B. $ 242 Nr. 1S. 145; Geſetz 
vom 9/4 00 ©. 558. 

Epiphanins, Hit Epiphaniad in Altpreußen ein allgemeiner Feier— 
tag? 2, 398. 

Erbieten zur Begehung eines Verbrehend. S. St. G.B. 8 49a Nr. 17 
©. 26. 

Erblegitimationsverfahren. Eidesitattliche Verfiherungen im preußifchen 
Erblegitimationdverfahren. 17, 185, 341; 18, 246; 21, 220. 

Erbredjen. 1) Erbrechen von Behältnifien als Duatififationsgruud 
beim Diebitahl. ©. St.G.B. $ 243 Nr. 30—34 ©. 152flg. — 2) Uns 
befugtes Erbrechen amtlicher Siegel. ©. St. G.B. $ 136 ©. 78. 

Erbſchaftsſteuer. S. preußifches ſeſes vom Sogar ©. 598 fig. 

Erfindung. S. Patentgeje vom Far . 509 fig. 

Erfolglofe Anftiftung. ©. St. G.B. $ 49a ©. 24 fig. 

Ergänzung der Urteildgründe. ©. St.P.D. $ 275 Nr. 3—7 ©. 371. 

Ergänzungsgefhworener, Ergänzungsridter. S. G. V.G. $194 ©, 433. 

GErgänzungsftener, ©. preußische Geſetz vom 14/7 93 ©. 608. 

GErgreifung. ©. Feitnahme. 

Erklärungen öffentliher Behörden, melde in der Hauptverhandlung 
verlefen werden dürfen. ©. St. P.O. $ 255 ©. 350flg. 

Erlaubnis zur Veranftaltung öffentlicher Lotterien und Ausfpielungen. 
S. &t.6.B. 8 286 Nr. 21, 24—26 ©. 215 fig. 

Ermächtigung. 1) Ermädtigung zur Verfolgung von Beleidigungen. 
S. &.6.B. 88 98—101 ©. 55, 8197 S.126; PO. 8 156 
Nr. 2, ©. 323. — 2) Polizeilihe Ermädhtigung zum Befig ꝛc von 
Sprengitoff. S. Gejeb vom 9/6 84 8 9 Nr. 2, 5, 9—12, 14, 17, 
18 ©, 536 flg. 

Ermittelungsverfahren. Iſt das Ermittelungsverfahren der Staats» 
anwaltſchaft ein „eingeleitete Verfahren“ im Sinne ded $ 164 Abſ. 2 
St.G.B.'s? 8, 184. | 

Eröffnung eines Gebäudes mittel falſcher Schlüffel als Dualififations- 
grund beim Diebitahl. ©. St. G. B. $ 243 Nr. 35—44 ©. 153flg. 

Eröffnungsbeihluß. S. Beihluß über die Eröffnung des Haupts 
verfahren. 

Erprefiung. 1) ©. St. G.B. 88 253— 255 ©. 164 flg. — 2) Erpreffung 
eines Geſtändniſſes. S. St. G.B. $ 343 ©. 250, 

Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 1) ©. Geſetz vom 1/5 89 
©. 542; K.O. von 1877 $ 214 ©. 285. — 2) Begeht der Vertreter 
einer Erwerbd- und Wirtichaftdgenofjenihaft durch Zueignung eines 
für die Erwerb3- und Wirtichaftsgenofjenichaft ausgeitellten, ihm als 
Borjtand ausgehändigten Wechjeld einen Diebitahl oder eine Unter— 
ihlagung? 5, 4. — 3) Unter welchen Borausfegungen macht fidh der 
Liquidator einer in Konkurs geratenen Erwerbs- und Wirtſchafts— 
genofjenichaft der Untreue und der Unterichlagung don Geldern ber 
Umlagefafje jhyuldig? 19, 184. — 4) Sit dad Mitglied einer Erwerbs 
und Wirtfchaftsgenofjenihaft durch einen gegen die Erwerbs- und 
Gen. Reg. zu E. i. St.S. I-AXXV. 41 
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Wirtfchaftsgenoffenfhaft gerichtete Unterichlagung verlekt und darum 
unfähig, als Gejchworener zu fungieren? 23, 361. — 5) Wann ijt 
die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft verpflichtet, fi einer Re 
vifion nad) ftempelpflichtigen Geſchäften zu unterwerfen? 27, 200. — 
6) Unterftehen die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in Elſaß— 
Lothringen dem franzöfifchen Gefeße vom 10/4 34? 22, 373. — 
7) Sind, wenn ein Wechſel namens einer Erwerb und Wirtſchafts- 
genoſſenſchaft quittiert wird, für die Verwendung der Stempelmarfe 
ſämtliche Mitglieder des Vorſtands, oder nur die an der Wechſel— 
erffärung beteiligten verantwortlih? 24, 226. 

Erzeugnis, 1) Begriff des novelliftifchen Erzeugniſſes. S. Gefek 
vom 11/6 70 8 7 Nr. 4—6 ©. 472. — 2) Begriff eined Vorrats 
von landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen. S. &t.G.B. $ 308 Wr. 3—5 
©. 236. 

Erzieher. Begriff. ©. St.©.B. 8 174 Nr. 13—15 ©. 104 flg., $ 247 
Nr. 4 ©. 162. 

Erziehungsanftalt. Hat das Gericht im Falle des St.G.B.'s $ 56 zu 
beftimmen, ob der Angeklagte in einer Erziehungsanitalt, oder in einer 
Befferungsanftalt unterzubringen ift? Iſt die Entfcheidung über Unter: 
bringung in einer Erziehungd- oder Beflerungsanftalt revifibel? 
7, 180. 

Erziehungsredht. Entziehung eine® minderjährigen indes aus dem 
Erziehungsreht der Eltern. S. St.G.B. 8 235 ©. 141. 

Gtifetten als Warenzeihen. ©. Gejeb vom 30/11 74 $ 1 Nr. 2, 
8 14 Nr. 5, 8 18 Nr. 2, $ 20 Nr. 6 ©. 495flg. 

Eventualdolus. ©. StGB. $ 59 Nr. 22—24 ©. 38. 

GErplodierender Stoff. Gänzliche oder teilweife Zerftörung durch einen 
folhen. S. St. G.B. $ 311 ©. 237. 

Erterritorialität. ©. St. G.B. 88 3, 4 ©. 6flg. 

Extradition volontaire,. ©. St.P.D. Anhang zu Bud I Abfchnitt 9 
Nr. 19 ©. 314. 


® 


Fabrik. Begriff. S. Gem.Dd. vom 21/6 69 $ 134 ©. 451. 

Fabrikarbeiter. 1) Gewerbliche Verhältniſſe der Fabrikarbeiter. S. Gew.O. 
vom 21/6 69 88 105—153 ©. 448 flg. — 2) Rrankenverficherung 
der Fabrifarbeiter. S. Geſetz vom 15/6 83 ©. 534. — 3) Unfall: 
verjicherung der Fabrifarbeiter. S. Geſetz vom 6/7 84. ©. 538. — 
4) Invaliditätd- und Altersverficherung der Zabrifarbeiter. ©. Geſetz 
vom 22/6 89 ©. 543, 

Fabrikgeheimniſſe. Iſt der Verrat von Fabrikgeheimnifjen nad Art. 418 
Code penal jtrafbar, oder ift diefe Beſtimmung durch das deutfche 
Strafgejeßbud) außer Kraft gejeßt? 15, 140. 

Fabrikgeſchäft. Iſt ein Vertrag über den Verkauf eines Fabrifgefhäfts 
mit Inventar, Warenbejtänden und Außenftänden nach dem preußijchen 
Gcjege vom 7. März 1822 mit '/, Prozent jtempelpflitig? 25, 161. 
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Fabrikherr. Verantwortlichkeit für Zuwiderhandlungen gegen 8 135 
Gew.O. ©. dort ©. 452. 

Fabrikmenado. Sit die Heritellung von Fabrikmenado aus brafilianifchen 
Kaffeebohnen als Nahrungsmittelverfälfhung zu betradjten? 25, 117. 

Fachbehörde. Gutachten einer follegialen Fachbehörde. ©. St.P.D. 
8 255 Nr. 24 ©. 351. 

Fähigkeitszeugnis. Fälſchung eines Fähigkeitszeugniſſes. S. St.G.B. 
8 363 ©. 270 fig. 

Fahrbahn. Bereitung von Hinderniffen auf der Fahrbahn als Gefährdung 
eines Eifenbahntransported. ©. St.G.B. $ 315 Nr. 7,8 ©. 238. 

Fahrkarte. S. Eifenbahnfahrkarte. 

Fahrläſſigkeit. ©. St.©.B. $ 59 Nr. 30—48 ©. 33 lg. Bol. auch die 
einzelnen Delikte. 

Fahrſchein. S. Eifenbahnfahrkarte. 

Fahrwaſſer. Was verſteht St.G.B. $ 321 unter Störung des Fahr: 
waſſers? Genügt dazu die Behinderung der Fahrt eined anderen 
Schiffes infolge falfcher Lenkung des eigenen? 18, 85. 

Fallwild als Gegenstand des Jagdrechts. ©. St.G.B. 8292 Wr.7 ©. 225. 

Falſche Auſchuldigung. S. St.G.B. 88 164, 165 ©. 95 fig. 

Falſche Benrfundung. 1) Durd einen Beamten. ©. St.G.B. 8 348 
©. 251flg. — 2) Infolge unrichtiger Angaben (intellektuelle Urs 
fundenfälihung). S. St.G.B. $$ 271, 272 ©. 203 fig. 

Falſche Eintragung. Wird durd) die im Invaliditätd- und Altersver— 
fiherungsgejeg vom 22. Juni 1889 $ 142 fejtgefeßte Ordnungsſtrafe 
für eine falfche Eintragung die Beitrafung wegen Betrugs ausgeſchloſſen? 
27, 391. 

Falſcheid. ©. St.6.B. $ 163 ©. 92 fig. 

Fälſchung. 1) Fälſchung von Geld. ©. St.G.B. 88 146—152 ©. 84flg. 
— 2) Fälſchung von Urkunden. ©. St. G.B. $$ 267—279 ©. 189 flg., 
8 348 Abj.2 ©. 257 flg, $ 368 S. 270flg. — 3) Fälſchung von 
Nahrungsmitteln und Genußmitteln. S. Geje vom 14/5 79 ©. 515; 
vom 12/7 87 ©. 541, vom 15/6 97 ©. 558 (Butter); vom 20/4 92 
©. 546, vom 24/5 01 im Gej.-Verz. (Wein); bayerijches Geſetz vom 
16/5 68 ©. 563 (Bier). 

Tamilienname, 1) Beilegung eines falſchen Familiennamens gegenüber 
einem zujtändigen Beamten. ©. St. G. B. $ 360? ©. 267. — 2) In— 
telleftuelle Urkundenfälfhung dur Bewirkung der Eintragung eines 
jalfhen Familiennamens in das Standesregifter, Strajliften ıc. S. St. G.B. 
Ss 271 Nr. 14 flg., 33 flg., 47 ©. 204 flg. — 3) Hat die preußijche 
Rabinett3order vom 15. April 1822 nod Gültigkeit? Was verfteht 
fie unter Anderung des Familiennamend? 28, 344. 

Familienſtaud. Intelleftuelle Urkundenfälfhung durch Bewirkung der 
Eintragung eines falfhen Familienftandes in das Gtandesregifter. 
S. &.G.B. 8 271 Nr. 12, 18, 42, 47 ©. 204 flg. 

Färben als Mittel der Nahrungsmittelfälihung. ©. Geſetz vom 14/5 79 
8 10 Nr. 10 (Wurft, Marmelade), Nr. 33 (Kaffee) ©. 516 fig. 

Faſſion. S. württembergifches Gefeg vom 19/9 52 ©. 607. 
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Faſſung der Urteilsformel. S. SPD. $ 259 Nr. 1—5 ©. 352 fig. 

Feiertag. 1) S. SPD. $ 43 Nr. 1-5 ©. 296 fig. — 2) Iſt durch 
die Gewerbeordnung $ 105a Abſ. 2 eine Neuregelung der Feittage ges 
boten, oder gelten in Ermangelung einer foldyen die biäherigen Be— 
jtimmungen? Iſt der Karfreitag ein allgemeiner Feiertag in der Rhein— 
pfalz? 24, 268. 

TFeilbieten von Waren außerhalb des Wohnorts als Gewerbebetrieb im 
Umberziehen. ©. Gew.O. vom 21/6 69 8 55 ©. 446 fig. 

Feilhalten. 1) Begriff. S. Patentgefeß vom 25/5 77 8 34 Nr. 4,5 
©. 510flg.; Nahrungdmittelgefeg vom 14/5 79 810 Nr. 53, 54 
©. 520, 812 Nr. 8, 9, 15, 20 ©. 521 flg.; Geſetz, betr. den Verlehr 
mit Handfeuerwaffen, vom 19/5 91 Nr. 3 ©. 544. — 4) Feilhalten 
von Geheimmitteln. ©. St.G.B. $ 367? ©. 272. 

Feingehalt der Gold» und Silberwaren. ©. Gefeb vom 16/7 84 ©. 538. 

Felddiebſtahl. S. heſſiſches Geſetz vom 21/9 41 S. 572; preußifches 
Gejeß vom 1/4 80 ©. 597 flg.; württembergijches Gejek vom 27/12 71 
©. 608. 

Feldhüter. 1) Dienitfreis des Feldhüterd in Bayern. 10, 64. — 2) Des— 
gleihen in Preußen. 4, 208. 

TFeldrügeverfahren. ©. E. G.St. P.O. 8 3 ©. 287; St. P.O. $ 25. 288. 

Feruſprechanlagen. Beihädigung, Veränderung ꝛc von Fernſprechanlagen. 
S. &t.6.B. 88 317—318a ©. 240 flg. 

Feſtuahme. 1) Feitnahme des Beſchuldigten. S. St.P.D. 88 112—128 
©. 311 flg.; preußifche® Gefeg vom 12/2 50 ©. 585. — 2) Durch— 
juhung zweds Feſtnahme des Beichuldigten. S. St.P.D. 88 102, 103 
©. 311. — 3) Redtmäßigfeit der Feitnahme. S. St.G.B. $ 113 
Nr. 13, 22—29, 31 &.59flg., 8117 Nr. 18, 23 ©. 6öflg. — 
4) Sind die Beitimmungen der preußifchen Kabinettsorder vom 6. De— 
zember 1855 über die Feſtnahme von Militärperfonen durch Polizei— 
beamte Nechtönormen im Sinne der St.P.D. $ 376? 29, 180. 

Feſtſtellung. 1) Erfordernid der Feititellung der gejeglihen Merkmale 
der Straftat im Urteil. ©. StPO. $ 266 ©. 364. — 2) Aufhebung 
der Feſtſtellungen in der Revifionsinjtanz. ©. St.P.D. S 393 ©. 404. 
— 3) Entſcheidung der Revifionsinftanz auf Grund der Feititellungen 
der Vorinſtanz. S. St. P.O. 8 394 Nr. 1-7 ©. 405. — 4) Sit 
der Nevifionsrichter bei Enticheidung über Prozeßrügen an die vor— 
liegenden Feititellungen gebunden? 4, 388. 

Feuer oder Licht. Betreten von Scheunen ꝛc mit unverwahrtem Feuer 
oder Lit. ©. St.G.B. 8 368° ©. 274. 

Feuerſtätte. Unbefugte® Anlegen oder Verlegen einer Feuerſtätte nach 
&t.©.B. 8 368 Nr. 3. Wann beginnt die Verjährung? 22, 435. 
enerungsmaterial. Kann Feuerungsmaterial Gegenjtand des Mund— 

raubs jein? 9, 46. 

Feuerverſicherung, übermäßige. ©. preußifches Gejeß vom 8/5 37 ©. 582. 

Feuerverſicherungsbetrug. S. St.G.B. 8 265 ©. 185. 

tilialleiter ald Gehülfen in offenen Verkaufsſtellen. 35, 9. 

Finanzbehörde. Können die gemäß V.8. G. 88 119, 124 von der uberften 
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Landesfinanzbehörde zu treffenden Anordnungen auch von einer unter= 
geordneten Amtöftelle unter Bezugnahme auf den erhaltenen Auftrag 
befannt gemacht werden? 26, 128. 

Finnenhaltiges Fleifch als verdorben im Sinne des Nahrungsmittel 
geſetzes. 5, 290. 

Firma. 1) Kann eine Handelögejellihaft unter ihrer Firma beleidigt 
werden und Strafantrag jtellen? 1, 178. — 2) Bezeichnung von 
Waren mit der Firma oder dem Namen eines anderen. S. Geſetz 
vom 30/11 74 814 Nr.1 ©.496; vom 12/5 94 814 Nr. 1—5, 8, 10 
©. 548 flg. — 3) Kann der Strafantrag wegen Vergehend gegen 8 14 
des Markenſchutzgeſetzes von dem Inhaber der Firma, für welche das 
zu Unredt benußgte Warenzeichen eingetragen ijt, nad) Aufgabe des 
unter der firma betriebenen Gejchäfts geftellt werden? 23,348. — 4) Kann 
der dvorbezeichnete Strafantrag unter dem Namen der jhubberedtigten 
Firma geitellt werden? 15, 293. — 5) Wird durch Beifügung der 
Firma zu einem fremden Warenzeichen ein neues Zeichen gebildet? 
1, 130. — 6) Hat die Dellaration vom 8. Oktober 1873, welche die 
vor dem Kriege von 1870/71 über den Schuß der Fabrik: und Handeld- 
zeichen mit Frankreich abgejchloffenen Verträge wieder in Kraft ſetzte, 
auc die darin enthaltenen Beftimmungen über Firmenjchuß wieder in 
Geltung gejeßt? 11, 398. 

Fiſchen und Krebſen, unbefugted. S. St.G.B. $ 296 ©. 229, $ 370* 
©. 274. 


Fiſchereiaufſeher. Anſtellung und Zuftändigfeit des Fijchereiauffehers 
in Preußen. 25, 112, 

Fiſchöl. Wie ift Fiſchöl nah dem Zolltarif von 1879 zu verzollen? 
13, 321. 


Fiſchotter. 1) Iſt die Fischotter ein jagdbares Tier nah P.AUL.R.? 
24, 338. — 2) Insbefondere in Dftpreußen? 32, 161. 

Fiſchteich. Kann ein Fiſchteich als Bauwerk im Sinne des St.G. B.'s 
8 305 angeſehen werden? 15, 263. 

Fiskus. 1) Gehört der Fiskus, welcher die Einziehung faljher Münzen 
beanjprucht, zu den Einziehungsinterefjenten im Sinne der St. P.O. 
88 478, 479? 18, 299. — 2) Wann geht nah P.A.L.R. das Eigen- 
tum an einem durch Strafurteil eingezogenen Gegenjtand auf den 
Fiskus über? 15, 164; 21, 54. — 3) Eigentumderwerb des Fiskus 
an Anlandungen in Preußen. ft die Frage vom Strafrichter felb- 
ftändig zu entjcheiden? 18, 436. — 4) Wann entfteht der Anſpruch 
des Fiskus auf Zahlung der Unterfuhungsfoften gegen den Berurteilten? 
Kann die Vereitelung der Zmwangsvollitredung wegen der Koſten aus 
einem bevorjtehenden Strafurteil dad Vergehen des St.G.B.'s $ 288 
jein? 13, 138. — 5) Kann in der Veräußerung eines Gegenjtandes, 
dejien Einziehung durd noch nicht vechtäfräftiges Urteil ausgeſprochen 
iit, daS Vergehen des $ 288 St.G.B.’8 gegen den Fiskus gefunden 
werden? Wer hat für den Fiskus Strafantrag zu jtellen? 15, 164. 

Fleiſch. Umfang der Zollfreiheit im Grenzverfehr nach Anmerkung 
Nr. 25 gl des Bolltarif® von 1879/85. 17, 9; 31, 415; 98, 1. 


646 Fleiſchbeſchauer — Frageſtellung. 

Fleiſchbeſchaner. 1) Sind die Fleiſchbeſchauer Beamte, ſind ihre Be— 
ſcheinigungen öffentliche Urkunden? S. St. G.B. $ 359 Nr. 30, 53, 
63, 65 ©. 265flg., 8848 Nr. 47—51 ©. 255. — 2) Bedeutung 
der den Fleiſchbeſchauern gegebenen Inſtruktionen für die Anwendung 
des St. GBs 8 348 Abf. 1. 24, 400. 

Flurwächter. Dienftkreiß in Bayern. 29, 142. 

Korderungsanffanf. Kann Forderangsauflauf, auch wenn er nicht zur 
Verdeckung eines Kreditgefchäfts erfolgt, Wucher nah St. G. B. $ 302 e 
fein? 25, 315. 

Formulierung der Fragen im jhrmurgerichtlihen Verfahren. S. St.P.D. 
88 290-298 ©. 373flg. 

Forſtaufſeher (Bagdauffeher). 1) Begriff. ©. St.&.B. $ 117 Nr. 7—10 
©. 65. — 2) Dienſtkreis. Was iſt rechtmäßige Rechtsausübung? 
S. &.G.B. 8117 Nr. 19-30 ©. 66flg. 

Horftbeamter (Jagdbeamter). 1) Begriff. ©. St.©.B. $ 117 Nr. 2—4 
S. 6aflg., 8 359 Nr. 28, 64, 66 ©. 265flg. (vgl. 8, 372). — 
2) Dienftkreis. Was ift rechtmäßige Amtsausübung? S. St.GB. 
8 117 Nr. 11—18 ©. 65flg. — 3) Hat der Forftbeamte kraft der 
ihm anvertrauten Obhut den Gewahrfam an den Beftandteilen oder 
Erzeugnifien des Waldes? 5, 180; 14, 305. — 4) Iſt ein Forft- 
beamter (Waldwärter) kraft der ihm übertragenen Aufſicht als Bevoll- 
mädtigter im Sinne des St. G.B.'s $ 266 Nr. 2 anzufehen? 7, 377. 

Forſtberechtigter (Jagdberechtigter). 1) Begriff. ©. St.G.B. 8 117 
Nr. 5, 6 ©. 65. — 2) Was iſt rechtmäßige Rechtdausübung des 
Forjtberetigten? S. St.G.B. $ 117 Nr. 19—30 ©. 66flg. 

Forſtdiebſtahl. S. bayriſches Gejeh vom 55 ©. 562; heſſiſches 
Geſetz vom 4/2 37 ©. 572; preußijches Gejet vom 15/4 78 ©. 595; 
ſächſiſches Gejeg vom 30/4 73 ©. 606. 

Förſter. ©. Foritbeamter. 

Forſtfrevel. ©. Forſtdiebſtahl. 

Forſtreferendar. Iſt der Forſtreferendar in Preußen Forſtſchutzbeamter? 
13. 215. 

Forſtrügeverfahren. ©. E.G.St. P.O. $ 3 ©. 287; St. P.O. 82 S. 288. 

Fortbildungsſchule. 1) Züchtigungsrecht der Lehrer. 35, 182. — 2) Sit 
der Direktor einer Fortbildungsſchule in Sachſen Bollftredungsbeamter 
im Sinne ded St.G.B.'s $ 113? 28, 19. 

Fortgeſetztes Delikt. S. St. G.B. $ 73 Nr. 21—36 ©. 47flg. 

Fortkommen. Zälfhung von Legitimationd- und Befähigungsatteften 
zwedö befjeren Fortlommens. Was heißt „zwecks befieren Sort 
tommens“. ©. St.©.B. 8 363 Nr. 9—19 ©. 270flg. 

Frachtbrief. Sind Frachtbriefe, welche, zu einer Briefſendung vereinigt, 
von einem Spediteur dem anderen mittels der Poſt zugeſendet werden, 
damit dieſer Frachtgut und Frachtbrieſe weiter befördere, als unter 

on. der Poftzwangspflicht beförderte Briefe anzujehen? 27, 256. 

Frageſtellung. 1) Frageſtellung im ſchwurgerichtlichen Verfahren. 
S. SPD. 88 290-298 ©, 373flg,, $ 306 Mr. se 384, 2 500 





Frankfurt — Früchte, 647 
Nr. 2—4 S. 385. — 2) Frageitellung bei der Vernehmung von 
Zeugen und Sadverftändigen. ©. St. P.O. 88 239—241 ©. 335. 

grauffurt a. M. 1) Umfang des Pfandrechts des Vermieters in 
Frankfurt a. M. 23, 163; 25, 220. — 2) Bgl. weiter dad Geſetzes— 
verzeichnis (Preußen). 

Frauzöſiſche Geſetze. S. ſyſt. Reg. S. 567 lg. Vgl. aud) das Geſetzes— 
verzeichnis (Elfaß-Lothringen). 

Frauen. Teilnahme von Frauen an politifchen Vereinen in Preußen. 
28, 66. 

Freihafengebiet, Gilt das Freihafengebiet nur im Sinne der Zollgefete 
oder aud im Sinne anderer Gejebe, z. B. des Patentgeſetzes, als Aus— 
land? 21, 205. 

Freiheit. 1) Perſönliche Freiheit. ©. Feſtnahme. — 2) Verbrechen 
und Vergehen gegen die Freiheit. ©. St. G. B. 88 234— 241 ©. 141 fig. 

reiheitsberaubung. ©. St.®.B. $ 239 ©. ne 

Freiheitsſtrafe. S. St.©.B. 88 13—19 ©. Bflg., $ 60 ©. 35, 8 74 
Nr. 3—9 ©. 5lflg. $ 79 ©. 52flg. 

Freiſprechuug. S. SPD. 8 259 Nr. 2—9 ©. 352flg., 8 266 
Nr. 29, 30 ©. 366, 8 402 ©. 408; Buch II Abſchnitt 1 „ne bis 
in idem“ ©. 317flg. 

Freizügigkeitsgeſetz. Welche Wirkung hat die Ausweiſung eines Deutfchen 
auf Grund von $ 3 des Freizügigkeitsgeſetzes? 6, 378. 

Fremdſprachige Schriftitüde, Verleſung in der ———— 

S. 6.8.6 8 186 ©. 432; StPO. 8 248 Nr. 7,8 ©. 343; 8 249 
* 4,5 ©. 344. 

Friedensgefährdung. ©. St. G.B. 88 130, 1804 ©. ? Aflg. 

Friedensſtöruug. ©. St.G.B. 8126 ©. 73. 

Friſt. 1) Berechnung der Friſten. Wiedereinſetzung bei Verſäumung 
einer Friſt. ©. St. P.O. 88 42 -44 ©. 296flg. — 2) Lauf und 
Wahrung der Friſten zur Einlegung und Rechtfertigung der Reviſion. 
S. StPO. 8 381 ©. 400flg., 8 385 Nr. 1—5 ©. 402, 8 340 
Nr. 1 ©. 389. — 3) Lauf und Wahrung der Frilten zur Stellung 
ded Strafantragd. ©. St.G.B. $ 61 Nr. 19—32 ©. 37. 

Frucht, menschliche Bis zu welchem Zeitpunkt ift eine menfchliche 
Frucht, von welchem Zeitpunkt an ein Menſch vorhanden? 1, 446; 
9, 131; 26, 178. 

Früchte. 1) Iſt die Beichlagnahme der Früchte eine Folge der Ein- 
leitung der Subhaftation nad preußiihem Recht? 1, 368; 8, 113. 
— 2) Begeht der Eigentümer oder Pächter eines Grundftüds, der 
auf dem Halm gepjändete und verjteigerte Früchte dieſes Grundftüds 
ſich rechtswidrig zueignet, einen Diebitahl oder cine Unterjchlagung? 
20, 428; 23, 71. — 3) Entwendung von Feldfrüchten. S. heſſiſches 
GSefep vom 21/9 41 ©. 572; preußiſches Gefeb vom 1/4 80 ©. 597 flg.; 
wiürttembergijche® Gejeg vom 27/12 71 ©. 608. — 4) Sit die Ver- 
wendung Stärfefirups jtatt Zuderd beim Einmachen von Früchten 
Nahrungsmittelfälfhung? 29, 258. 


648 Fruchtſaft — Geburtsregifter. 








Fruchtſaft. Verwendung von künſtlichen Süßſtoffen für die Bereitung 
von Fruchtſaft. S. Geſetz vom 6/7 98 ©. 558. 

Fuchs, Iſt der Fuchs ein jagdbares Tier? ©. St.6.B. $ 292 Nr. 28—30 
©. 227 


Fuhrwerk. Iſt da bei der Jagdausübung gebrauchte Fuhrwerk als 
Jagdgerät einzuziehen? 22, 15 (12, 305). 

Führungsatteit, Fälſchung. ©. St. G. B. $ 363 ©. 270flg. 

Furtum possessionis (Wegnahme der eigenen Sache). ©. St. G. B. 
$ 289 ©. 220jlg. 

Fußſteig. Dient ein nicht von Menjchenhand angelegter Fußſteig dem 
öffentlihen Nußen? 28, 117. 

Futterſack. Gehört ein vom Fuhrmann mitgenommener Futterjad zu 
dem NReifegepädf im Sinne des St. G.B.'s $ 243 Nr. 4? 6, 394. 
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Sallifieren ded Weines ald Nahrungsmittelfälihung. S. Geſetz vom 
14/5 79 $ 10 Nr. 41, 43 ©. 518flg. 

Gasmotor, Fallen Werkftätten, in deren Betrieb eine regelmäßige Be— 
nutzung von Gasmotoren ftattfindet, in den Bereich de $ 154 Abi. 2 
Gew.O.? 21, 322. 

Gebäude. Begriff im Sinne de St. G.B.'s 8 243. ©. St.G.B. $ 243 
Nr. 8-15 ©. 151. 

Gebändejtener. S. bayerifches Geſetz vom Br ©. 561 flg.; preußijches 
Geſetz vom 21/5 61 ©. 590. 

Gebrauchmachen zum Zwede der Täufhung als Tatbeſtandsmerkmal 
der Urfundenfälihung. ©. St. G. B. $ 267 Nr. 134—150 ©. 198 lg. 

Gebraudhsgegenftände, Gebrauchsmuſterſchutz. S. Geſetz vom 1/6 91 
©. 545. 

Gebühren, 1) Ungeſetzliche Erhebung von Gebühren. S. SGB. 
88 352, 353 ©. 261 flg. — 2) Wie ijt in 8 219 St.P.D. der Sat aus— 
zulegen, daß die Gebühren der vom Angeklagten geladenen Zeugen der 
Staatskaſſe aufzuerlegen find? 16, 212. — 3) Jit die Enticheidung 
des Oberlandesgerichts, welche den Antrag auf Berichtigung der Feſt— 
ſetzung von Zeugen oder Sachverſtändigengebühren ablehnt, mit der 
Beichwerde anfechtbar? 7, 420. — 4) Gebühren der Gerichtsvollzieher. 
©. Gejeß vom 24/6 78 ©. 514. — 5) Gebühren der Rechtsanwälte. 
©. Gejeß vom 7/7 79 ©. 523, 

Geburt. Bis zu welchem Zeitpunkt ift eine menſchliche Frucht, von 
welchem Zeitpunkt an ein Menſch im Sinne des Strafrechts vor— 
handen? ©. St.G.B. 8 211 Nr. 1 ©. 129. 

Geburtsregiſter. 1) Intelleltuelle Urkundenfälſchung durch Bewirkung 
falſcher Eintragungen im Geburtsregiſter. ©. St. G. B. $ 271 Nr. 10, 
14, 15, 18—20, 47 ©. 204flg. — 2) Urkundenfälfhung durch einen 
Beanıten im Geburtöregijter. S. St. G.B. $ 348 Nr. 32 ©. 254. 
— 3) Unterdrücdung des Perſonenſtandes durch faljhe Eintragung 
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im Geburtsregiſter. S. St. G.B. 8 169 ©. 101. — 4) Führung des 
Geburtäregilterd. ©. Gejeh vom 8/2 75 88 17—27 ©. 500. 

Geburtözengnis als Legitimationspapier im Sinne des St.G. B.'s $ 363. 
12, 385. 

Gefahr. Begriff im Sinne der gemeingefährlichen Delikte. ©. St. G. B. 
88 312/813 ©. 238, 8 315 Nr. 14—16 ©. 239, $ 323 Nr. 1 
©. 241, $ 330 Nr. 5—7 ©. 244. 

Gefährdung. 1) Gefährdung eines Eifenbahntraneportes. ©. St. G. B. 
88 315, 316 ©. 238 lg. — 2) Gefährdung des Friedens. S. St. G. B. 
s$ 130, 130a ©. 74flg. — 3) Iſt Gefährdung des Vermögens für 
den Tatbejtand des Betrugs der Beſchadigung gleichzuitellen? 8, 68; 
9, 168. 

Gefälle. S. Abgaben. 

Gefangene, 1) Befreiung und Entweichenlaffen von Gefangenen. ©. 
St.©.B. 88 120, 121 ©. 68flg., 8 347 ©. 251. — 2) Bufammen- 
rottung don Gefangenen zur Selbftbefreiung. ©. St.6.B.$ 122 ©. 69. 
— 3) Kann ein Gefangener Hausfriedensbrud dadurch begehen, daß 
er fi) troß Aufforderung des Wärterd aus einer ihm zum Aufenthalte 
nicht angewiefenen Zelle nicht entfernt? 28, 192. — 4) Vornahme 
unzichtiger Handlungen mit Gefangenen. ©. St. G.B. $ 174 Nr. 17, 
21 ©. 105. 

Gefangenenbud, (Gefangenentijte, Gefangenentegifter, Gejangenenverzeich- 
nis) al8 öffentliche Urkunde. ©. St. G.B. $ 271 Nr. 25—32 ©. 205 flg. 

Gefangenentransportenr als Beamter. 5, 418. 

Gefängnisarzt ald Beamter. 33, 29. 

Gefängnisitrafe. 1) Berechnung der Gefängnisſtrafe. ©. St. G.B. Teil I 
Abfhn. 1 ©. Bflg. $19 ©. 9, 8 28 Nr. 3, 4 ©.9, $29 Nr. 1, 2 

S.10, 860 Nr. 4 ©. 35, 8 74 Nr. 3,46. 51, 879 Rr. 46S. 32. 
— 2) Sit da, wo ein neben dem St GB. in Kraft gebliebenes 
preußifches Geſetz Gefängnisftrafe bis zu 6 Wochen androht, jet auf 
Gefängnis, oder Haft zu erfennen? 13, 93. 

Gegenjtände, 1) Rückgabe der dem Verletzten durch die jtrafbare Hand» 
lung entzogenen Gegenftände an diefen. ©. StPO. $ 111 ©. 311. 
— 2) Verabfolgung der in der Verhandluug vorgelegten Gegenjtände 
an die Geſchworenen in das Beratungszimmer. ©. St. P.O. $ 302 ©. 332. 

Gegenvormund. 1) Gehört der Gegenvormund zu den Vormündern im 
Sinne des St.G.B.3 $ 266? 2, 345. — 2) Dergleihen im Sinne 
der St.P.D. $ 22 Nr. 2? 11, 223. 3) Macht die Beitellung zum 
Gegenvormund den 8 266 Nr. 1 St. G. B.'s aud dann anwendbar, 
wenn eine Vormundichaft gar nicht beiteht? 11, 196. 

Gehalt. S. Befoldung. 

Geheimmittelverfehr. S. St.©.B. 8 367? ©. 272. 

Geheimniſſe. 1) Verrat von militäriſchen und Staats-Geheimniſſen. 
S. Geſetz vom 3/7 93 © 547; St GB. 8 92 S. 54. — 2) Bere 
leßung von Privatgeheimniſſen. S. St. G.B. 88 299, 300 ©. 229. 

— ©. St. G.B. Bud I Abſchn. 3 Nr. 24—41 ©. 18 fl. und $ 49 

. 22jlg. 
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ausfchliefungsgrund. ©. StGB. 851 ©. 27. — 2) Beiſchlaf mit 
einer Geiftesfranfen. ©. St.©.B. $ 176 Nr. 6 ©. 106. — 3) Geijtes- 
frankdeit al3 Folge der Körperverlegung. ©. St.©.B. $ 224 Nr. 7 
S. 137. — 4) Kann GSelbftentleibung eines Geiſteskranken einem 
Wärter als fahrläffige Tötung zugerechnet werden? 7, 332, — 
5) Sit rechtöwidrige Zueignung einer von einem Geiftesfranfen em— 
pfangenen Sache Diebjtahl, oder Unterjchlagung? 2, 332. — 6) Bleibt 
der Generalbevollmächtigte zur Stellung des Strafantrags befugt, wenn 
fein Vollmachtgeber inzwijchen geiftesfrant wird? 2, 145. — 7) Fit 
Abhaltung der Hauptverhandlung mit einem partiell geiftesgejtörten 
Angeklagten möglih? 1, 149; 29, 324. 

Geifteszuftand, Unterbringung des Angeklagten in einer Srrenanftalt 
zwecks Unterjuhung auf jeinen Geijteszujtand. ©. St.P.D. 8 81 
©. 308 fig. 

Geiftlihe. 1) Friedensgefährdung durch Geiftlide. S. St.G.B. $130a 
S. 75. — 2) Vornahme unzüchtiger Handlungen von einem Geiſt— 
lihen mit feinen Böglingen. ©. St. G.B. $ 174 Nr. 11 ©. 104. — 
3) Trauung durch einen Geiftlihen ohne vorangehende jtandesamtliche 
Eheſchließung. S. Gejeß vom 6/2 75 88 67—69 Nr.1, 2 ©. 501. — 
4) Sit der protejtantifhe Pfarrer in Bayern Beamter? 2, 316. — 
5) Hat der Religionsdiener in Elfaß-Lothringen ein Züchtigungdredht 
gegen die minderjährigen Teilnehmer am Gottesdienſt? 20, 371. — 
6) Wird dur Notwehr gegen die Beleidigung eines Geiftlichen in 
der Predigt die Strafbarkeit aus St.G.B. 8 167 ausgefchloffen? 
21, 168. — 7) Kann dur Beichimpfung des Priejterftandes der 
fatholiihen Kirche da8 Vergehen ded 8 166 begangen werden? 
27, 284. — 8) Wann ijt die Beleidigung eines Geiftlihen als in 
Bezug auf feinen Beruf begangen anzufehen? 12, 267. — 9) Wer 
ift der zum Gtrafantrag berechtigte Vorgeſetzte eines in Bezug auf 
feinen Beruf beleidigten militärifchen Geiltlihen? 7, 79. — 10) ©. 
auch preußifches Gefe vom 11/5 73 ©. 593; vom 20/5 74 ©. 594. 

Geld. 1) Fälfhung von Geld. ©. St.G.B. 88 146—152 ©. 84flg. — 
2) Eigentumdreht am Geld, Unterfchlagung und Diebſtahl von Geld. 
©. St G.B. $ 246 Nr. 7, 10, 11, 13—19, 25, 27, 32, 33, 36, 
54—58, 61—64, 68, 71 ©. 157 flg,, $ 242 Nr. 50—52 ©. 149, 
8 266 Nr. 37, 45 ©. 188. — 3) Geld (insbefondere Gelderlös) ala 
Gegenftand der Hehlerei. ©. &t.©.B. $ 259 Nr. 2—4, 6 ©. 170. 

Geldrollen. Können Umhüllungen von Geldrollen, weldye mit der Be— 
zeihnung des Inhalts und einem Namen verfehen find, Urkunden 
fein? 18, 71. 

Gelditrafe. S. St.9.B. 88 27—29 ©. Iflg., $ 45 Nr. 2 ©. 15, 8 57 
Nr. 3 ©. 30, 8 78. 

Gemeindebeamter (Bürgermeifter, Gemeindeaudfchußmitglied, 
Gemeindediener, Gemeindeförjter, Gemeindepfleger, Ge- 
meinderehner, Gemeindeſchulze, Gemeindevorjteher, Haus— 
väter in einer kommunalen Armenanftalt, Ricsgrubenauffcher, 
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Magiitratsrat, Nahtwädter, Ortsvorjteher, ftädtiicher Be— 
zirksvorſteher, ſtädtiſche Hülfsſchreiber, Steuererheber, 
Wegemeiſter). Begriff, Zuſtändigkeit. ©. St.G.B. $ 359 Nr. 13, 
14, 17, 28, 33, 45, 46, 48—50, 55, 57—59, 61 ©. 264 fig, 8 113 
Nr. 6, 18 ©. 59flg., $ 196 Nr. 34, 37, 38, 41, 46 ©, 125, $ 267 
Nr. 33, 39, 41—44 ©. 191, 8 346 Nr. 4 ©. 250, 8 348 Nr. 38 
bis 46, 54—62 ©. 254 flg, EG.G.B.G. 8 11 Nr. 2 ©. 424. 

Gemeindeftenern, Bezieht ſich das Bundesgefeg vom 13. Mai 1870 
wegen Bejeitigung der Poppelbefteuerung auch auf die Gemeinde- 
jteuern? 27, 141. 

Gemeine Gefahr. S. St.©.B. 88 312/313 S. 238, $ 315 Nr. 14—16 
©. 239, $ 323 Nr. 1 ©, 241, $ 330 Nr. 5—7 ©. 244. 

Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. ©. St.6.B. 88 306— 330 
©. 235 flg. 

Gemeiuſchaftlichkeit. 1) Gemeinfchaftlichkeit der Ausführung als Kenn— 
zeichen der Mittäterſchaft. S. St. G. B. $ 47 ©. 19flg. — 2) Gemein- 
Ichaftlichfeit der Ausführung als Dualifilationsgrund beim Widerjtand 
gegen die Staatdgewalt. ©. St..B. $ 119 ©. 68. — 3) Gemein- 
Ihaftlifeit der Ausführung als Dualifilationggrund beim Haus: 
friedensbrud. S. St.G.B. $ 123 Nr. 85, 36 ©. 73. — 4) Gemein 
Ihaftlichkeit der Ausführung als Dualififationdgrund der Körperverleung. 
©. &t.©.8. $ 47 Nr. 1, 2, 11,12 ©. 19flg. — 5) Gemeinfchaftlichkeit 
der Ausführung als QDualififationsgrund beim unberechtigten Jagen. 
©. &t.©.B. 8 293 Nr. 3, 4 ©. 228. — 6) Gemeinfchaftlichfeit als 
Dualifilationsgrund bei der Konterbande und der Defraudation. ©. 
Bereinszollgefeß vom 1/7 69 $ 146 ©. 465. 

Gendarm, 1) Widerftand gegen einen Gendarm ald Widerftand gegen 
die Staatögemalt. ©. St.G.B. $ 113 Nr. 30, 31 ©. 61, $ 116 
Nr. 2 ©. 64. — 2) Anzeige beim Gendarm als falſche Anfchuldigung. 
©. &.G.B. $ 164 Nr. 5, 6 ©. 95. — 3) Beihlagnahme durch den 
Gendarm. ©. &t.B.D. 8 98 Nr. 2, 4 ©. 310. — 4) Welcher Ge- 
rihtöftand it in Bayern für die Angehörigen des Gendarmerieforps 
begründet hinfichtlic eines von ihnen im Civildienſt begangenen Ber: 
gehend aus St.©.B. $ 340? 18, 107. 

Genehmigung. S. Erlaubnis und Ermädtigung. 

Generalkommiſſion. 1) Iſt die Generalkommiſſion bei Befchädigung 
eined bon ihr angelegten Weges als „Berlebte” und als zur Stellung 
ded Strafantragd aus St.G.B. $ 303 berechtigt anzufehen? 8, 399. — 
2) Iſt der Präfident der Generaltommiffion der Vorgeſetzte der von 
ihr ernannten Kommiſſion im Sinne des St. G. B.'s 8 196? 14, 182. 

Generalverfammlung. Verübung von Untreue dur Erwirkung von 
Beſchlüſſen einer ftatutenwidrig zufammengejegten Generalverfammlung. 
S. St. G.B. 8 266 Nr. 43 ©. 188. 

Genoſſenſchaft. S. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 

Genufmittel. 1) Entwendung von Genußmitteln. S. St. G.B. 8370* 
Nr. 8, 9 ©. 275. — 1) Fälſchung von Genußmitteln. S. Geſetz vom 
14/5 79 81, 8 10 Nr. 1 ©, 51dffg. 
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Gerichtsaſſeſſor. S. Aſſeſſor. 

Gerichtsbarkeit. 1) Zuſtändigkeit des Civilgerichts gegenüber dem Militär- 
gericht. S. Militärgericht. — 2) Zuſtändigkeit des Strafgerichts 
zur Beurteilung bürgerlicher und adminiſtrativer Rechtsverhältniſſe. 
S. St. P.O. 8 261 ©. 355. — 3) Gerichtsbarkeit bei ſtrafrechtlicher 
Verfolgung öffentlicher Beamten. ©. E. GG.V.G. $ 11 ©. 424. — 
4) Gerichtsbarkeit über ausländiſche Konſuln. ©. G.V.G. $ 21 
©. 424. — 5) Gibt e8 in Zollſachen noch eine fofortige Unterwerfung 
unter die von der Verwaltungsbehörde ausgemworfene Strafe mit der 
Wirkung des Ausjchluffes der Zujtändigfeit des Strafgeriht5? 26, 319; 
28, 180. — 6) Hat das ordentlihe Gericht, wenn die zur Unter- 
ſuchung jtehende Tat in idealer Konkurrenz aud die Merkmale eines 
Delikts enthält, für deſſen Aburteilung Sondergerichte ausſchließlich 
zujtändig find, dennod über die Tat auch nad) dieſem Geſichtspunkte 
hin zu entjcheiden? 33, 405. — 7) Sind die Forft- und Feldrüge- 
ſachen, ſoweit die Landesgejeßgebung von der Befugnis im E. G. 3. St. P.O. 
$ 3 Abſ. 3 Gebrauch gemacht Hat, der Gerichtöbarkeit der „ordentlichen * 
Gerichte entzogen? 3, 157; 13, 383. 

Gerichtsbeſchluß. S. Beihluß. 

Gerichtöbejegung. 1) Im allgemeinen. ©. G. VB.G. 885, 7 ©. 424; 
StPO. 88 22—32 ©. 290flg., $ 377 Nr. 1—21 ©. 395 flg.; 
badijches Gejeh vom 3/3 79 ©. 560; preußiiches Gejeß vom 24/4 78 
©. 595. — 2) Gerichtöbefeßung bei den Straflammern. ©. ©.8.®. 
88 59—69 ©. 425 flg., $ 78 ©. 427. — 3) Gerichtöbefegung beim 
Geſchworenengerichte. S. G. VB.G. 88 81—94 ©. 428; St. P.O. 88 277 
bis 286 ©. 372flg. — 4) Gerichtsbeſetzung beim Reichsgericht in 
den Vorentſcheidungen gemäß E.G.G.V.G. $ 11. 16, 197. 

Gerichtsdiener. Wahrt die Einhändigung der Nevifionsfchrift an den 
Gerichtsdiener die Necht3mittelfrift? 10, 74; 22, 124, 

Gerichtskaſſe. Iſt die preußiiche Gerichtskaſſe zur Abnahme eidesitatt- 
licher Verſicherungen befugt? 24, 377. 

Gerichtskoſten. S. Rojten. 

Gerihtöfundigkeit, ©. St. P.O. 8 260 Nr. 9—11 ©, 354flg. 

Gerichtsjchreiber. 1) Unvorjchriftsmäßige Beſetzung des Gericht be- 
züglich der Stelle des Gerichtsſchreibers. S. St P.D. $ 377 Nr. 19 
S. 397. — 2) Welde Form erfordert eine Erklärung zu Protokoll 
des GVerichtsjchreibers? S. St. P.O. $ 341 ©. 390, $ 381 Nr. 9 
©. 401, 8 385 Nr. 16—21 S. 403. — 3) Darf eine jhriftliche Er- 
Härung des Gerichtöfchreiberd über Wahrnehmungen, die er im Auf— 
trage des Unterjuchungsrichterd gemacht hat, verlejen werden? 18, 186. — 
4) Gerichtsſchreiber als Dolmetiher. S. ©.B.G. $ 192 ©. 432. 

Gerichtsſitz. Zuläſſigkeit von Straffammerverhandlungen an anderen 
Drten. ©. 6.8.6. $ 98 ©. 428, 

Gerichtsjtand Ortliche Zuſtändigkeit). 1) ©. StPO. 88 7—18 
S. 289 lg. — 2) Gerichtsſtand im objektiven Strafverfahren. S. St. P.O. 
8477 Nr. 4, 5 ©. 419, 

Gerichtsverhandlungen. 1) Beleidigungen durch Berichte im Zeitungen 
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über öffentliche Gerichtsverhandlungen. 1, 19; 3, 503; 19, 238. — 
2) Berichte über nichtöffentliche Gerichtöverhandlungen. S. St.G.B. 
8 184 Nr. 17—19 ©. 118. 

Gerichtövollzieher. 1) Der Gerichttvollzieher ala Vollſtreckungsbeamter; 
Nehtmäßigfeit der Amtsausübung. S. St.G.B. $ 113 Nr. 35—43 
©. 61 flg. — 2) Ausstellung öffentlicher Urkunden durch den Gerichts— 
vollzieher. S. St.G.B. 8 348 Nr. 15—24, 75, 88, 89 ©. 252 fig. — 
3) Ablöſung von Siegeln des Gerichtövollzieherd. S. St.G.B. $ 136 
S. 78 lg. — 4) Pfändung durch den Gerichtsvollzieher. Arreſtbruch. 
©. St.G. B. $ 137 Nr. 4—12, 34—36 ©. 79 fig. — 5) Gebühren- 
überhebung durch den Gericht3vollzieher. ©. St.©.B. $ 352 Nr. 2—4, 
8, 14 ©. 261 fig. — 6) it die PVerfteigerung durch den Gerichtö- 
vollzieher ein Inverkehrbringen im Sinne des Reichsgeſetzes vom 
19. Mai 1891? 28, 816. 

Gerichtsvorjtand. 1) Iſt der Gerichtsvorſtand (auffichtsführende Nichter) 
des Amtögericht3 zur Stellung des Strafantragd wegen der Beleidigung 
eined Amtsrichters befugt? 7, 404 (Preußen); 11, 163 (Württemberg); 
15, 212 (Bayern). — 2) Desgleichen der Gericht2vorjtand des übergeord- 
neten Landgerichts? 19, 260 (Preußen); 24, 340 (Hefjen). — 3) Iſt die 
Anwefenheit eines nicht beteiligten Gericht3vorjtandes bei der Beratung 
und Abjtimmung ein Revifionsgrund? 2, 393 (auf Gerichtäverfaffungs- 
gejeß nach urfprünglicher Faſſung bezüglich). 

Sejamtitrafe. Verwandlung mehrerer CEinzelftrafen in eine Geſamt— 
itrafe. ©. St. G.B. 88 74—79 ©, 51 fig. 

Gejandter. Iſt die Wohnung eines fremden Geſandten ald Ausland 
zu betradhten? 3, 70. 

Geihäftsgeheimniffe, Verrat fremder Gefchäftsgeheimniffe. S. Geſetz 
vom 27/5 96 &9 ©, 558. 

Geſchäftsverteilung der Gerichte. S. G.V.G. 8 62 ©. 425. 

Geſchicklichkeitsſpiel. Unterichted vom Glüdsfpiel. S. St.G.B. 88 284 
bis 286 Nr. 7—9 ©. 212. 

Geſchmacksmuſterſchutz. S. Geſetz vom 11/1 76 ©. 504. 

Geſchworene. 1) Zuftändigfeit des Schwurgerichts. S. GVG. $ 73 
©. 427; badifches Geſetz vom 3/3 79 S. 560; bayerisched Geſetz vom 
23/2 79 ©. 565; württembergijches Gefch vom 24/1 79 ©. 608. — 
2) Bildung des Schwurgerichts, insbefondere der Geſchworenenbank. 
S. 8.36. 88 81—94 ©. 428; SPD. 88 22, 24 ©. 290 fig., 
z8 277—286 ©. 372 fig., $ 377 Nr. 10—18 ©. 396 fig. — 3) Ver: 
fahren vor dem Schwurgeridhte. S. SPD. 88 289 — 317 ©. 373 flg., 
8 379 ©. 400, 8 264 Nr. 12, 13 ©. 860. 

Gejelle. 1) Gehört ein Gefelle zum Gefinde des $ 247 Abſ. 1 St.G.B.’3? 
13, 14. — 2) Vorausſetzung für Annahme eines Hausfriedensbruchs 
durch den Handwerfögefellen gegenüber einem Arbeitgeber. 5, 235. 

Gefellfhaft mit beihränkter Haftung 5. Geſetz vom 20/4 92 
©. 546. 

Gefellihaft, Gefellihafter. S. Handelsgejellfhaft, Kommandit— 
geſellſchaft, Altiengejellichaft. 
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Gefes. 1) Änderung des Strafgefees, Anwendung des mildeften Ge- 
jched. ©. St.G. B. 82 ©. 5flg. — 2) Verlegung des Geſetzes 
als Vorausſetzung der Reviſion. S. St. P.O. $ 376 Nr. 1—9 ©. 394. 
— 3) Irrtum über da3 Geſetz. ©. St G.B. 8 59 Nr. 4—19 ©. 31 fig. 
— 4) Wie ift das angewendete Strafgefeß im Urteil zu bezeichnen ? 
19, 213; 25, 418; 32, 351. — 5) Aufforderung zum Ungehorfam 
gegen Geſetze S. SGB. $ 111 Nr.3, 4 ©. 57. — 6) Beröffent- 
lichung als Borausfegung für die Gültigkeit preußiſcher Geſetze. 
©. preußifche Verordnung vom 14/1 13 ©. 578. — 7) Auslegung von 
Reichsgeſetzen durch den Bundesrat. 12, 40. 

Geſetzeskonkurrenz. S. SGB. $ 73 Nr. 33 —40 ©. 49. 

Gejegebende Berjammlung. Iſt der Bundesrat eine gefeßgebende Ver— 
fammlung? 7, 382. 

Geſetzlicher Vertreter, S. Vertreter. 

Gefihtspunft. Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen Gefichts- 
punktes. ©. St. P.O. 8 264 ©. 359. 

Gefinde. 1) Gehören Gewerbegehülfen und Gejellen zum Gefinde im 
Sinne des St. G.B.'s $ 247? 13, 14. — 2) Unter welden Boraus- 
jeßungen ijt ein Hausfriedensbruch von feiten des Gefindes gegenüber 
dem Dienftherrn anzunehmen? 1, 398; 13, 189. — 3) Inwieweit 
ift dad Gefinde zur Wahrung des Hausrechtes befugt? 12, 132. — 
4) Rechtsſtellung des Gefindes in Preußen. ©. preußifche Gejeße vom 
8/11 10 ©. 577; vom 24/4 54 ©. 589. 

Geſindebuch. 1) Sit das Gefindebuch ein in der Hauptverhandlung nicht 
verlesbares Qeumundszeugnis? 30, 439. — 2) Kann c3 intellektuelle 
Urkundenfälfhung fein, wenn jemand ein Gefindebuch von der Polizei— 
behörde auf den Namen eines anderen ausjtellen läßt? 14, 99. 

Geſtändnis. 1) Kann ein Urteil fih auf ein Geftändnid des An— 
geklagten ftüßen, welches nur die geſetzlichen Merkmale der Straftat, 
nicht aber die Tatjahen, in denen diefe Merkmale gefunden werden, 
umfaßt? 1, 415. — 2) Erpreffung eines Geſtändniſſes. S. St. G. B. 
8 343 ©, 250. 

Gewahrjam. 1) Fremder Gewahrfam ald Tatbeſtandsmerkmal des Dieb- 
ſtahls und eigener Gewahrfam als Tatbeitandsmertmal der Unter: 
ſchlagung. ©. St. G.B. $ 242 Nr. 21—37 ©. 146 flg, 8 246 Nr. 38 
bis 45 ©. 159 lg. — 2) Begriff des Gewahrſams im Sinne der 
Spielfartenftempeliteuergefege (des preußifchen Geſetzes vom 23. De— 
zember 1867 $ 12 und des Reichsgeſetzes vom 3. Juli 1878 8 10). 
1, 22; 3, 21. 

Gewalt, Begriff der Gewalt im Sinne verſchiedener Beitimmungen des 
5.9.8.8. ©, S.6.B. $ 52 Nr. 1,9 5. 27 flg., $ 113 Nr. 49—52 
©. 62jlg., 8117 Nr. 33, 34 © 67, 8176 Nr. 3 ©. 106, 8 235 
Nr.1 S. 141, $240 Nr. 1—6, 12, 15—19 ©. 143 flg., $ 253 
Nr. 1, 2 ©. 164. 


Gewerbe, Amt und Beruf, welche zur Aufmerkſamkeit bejonders ver— 
pfliten. S. St.6.B. $ 222 Nr 10—24 ©. 133 jlg. 


Gewerbebetrieb — Gold- und Silberwaren. 655 
Gewerbebetrieb. Gewerbedelikt. S. Gewerbeordnung dom 21/6 69 
©. 444 fig 

Gewerbegehülfe. Gehört der Gemwerbegehülfe zum Gefinde im Sinne 
des St.G.B.3 8 247? 18, 14. 

Gewerbegeriht. S. Geſetz vom 29/7 90 ©. 544. 

Gewerbeitener. ©. badiſches Gefeg vom 20/6 84 ©. 560; bayerifches 
Geſetz vom 10/3 79 ©. 565; vom 9/5 81 ©. 566; elfah-lothringifches 
Geſetz vom 5/5 80 ©. 571; preußifches Gefek vom 30/5 20 ©. 578; 
vom 27/2 80 ©. 597; vom 24/6 91 ©. 602; württembergijches Ge— 
ich vom 9/7 27 ©. 607. 

Gewerbsmäßige Benutung eines Patents oder Gebrauchsmuſters. S. Geſetz 
vom 25/5 77 84 Nr. 2 ©. 509, vom 7/4 91 $4 Nr. 1 ©. 5ll, 
vom 1/6 91 84 ©. 545. 

Gewerbsmäßigfeit. S. St.©.B. 8 73 Nr 58—60, 64—67 ©. 50/flg.; 
St.P.O. Buch II Abjchnitt 1, „ne bis in idem“, Nr. 35—44 ©. 320flg. 

Gewohnheitsmäßigkeit. S. StGB. $ 73 Nr. 58—63 ©. 50 flg.; 
StRO. Buch II Abſchnitt 1, „no bis in idem“, Wr. 35-— 44 ©. 320 fig. 

Gewohnheitsrecht. 1) Iſt unter Qandeögefeh in dem EG. z. EBD. von 
1877 8 4 auch das Gewohnheitsrecht zu verjtehen? 15, 323. — 
2) Gehört dad Gemwohnheitsrecht zu den Rechtsnormen im Sinne des 
8 376 St.P.O.ꝰ 9, 299. 

Gift. 1) Beibringung von Gift. ©. St.G.B. 8 229 ©. 139. — 
2) Verkehr mit Gift. ©. St. G.B. 8 367° ©. 272. 

Glashütten. Sit in Glashütten der einzelne Glasmacher, welcher jelbs 
jtändig Hüttenjungen annimmt und auslohnt, oder nur der Fabrifherr 
für Einhaltung der VBorfchriften über die Beichäftigung von Arbeitern 
berantwortlih? 9, 102. 

Glaubhaftmahung. 1) Inwiefern kann durch Glaubhaftmahung un— 
wahrer Behauptungen gegenüber dem Prozeßrichter ein Betrug be— 
gangen werden? S. St.G.B. 8 263 Nr. 7—12 ©. 174flg. — 
2) Sit eine zur Glaubhaftmahung des Arreftgrundes dem Arreſtgeſuche 
beigefügte eidesftattlihe Verſicherung eine beweiderheblihe Urkunde? 
5, 262. — 3) Eideöftattlihe Verficherung ald Mittel der Glaubhaft- 
mahung. ©. St.G.B. $ 156 Nr. 7—12 ©. 88. 

Gläubiger. 1) Begriff des Gläubigerd im Sinne des St. GB.'s $ 288. 
& StGB. 8 288 Nr. 12—15 ©. 217 flg. — 2) Begriff im Sinne 
der K.O. 8 211 (241) S. RD. von 1877 $ 211 Nr. 4,5 ©. 283. 

Glänbigerbegänftigung. S. KR.D. von 1877 8 211 ©. 283 fig. 

Gliederverluſt als Qualifikation der Körperverletzung. ©. St.GB. 
8224 ©. 137. 

Gluͤcksſpiel. S. StGB. SS 284— 286, 8284, 8285 S. 212 lg, 
g 36014 ©. 268, 

Gnadengeſuch. Kann Begünftigung durd die Einreichung eines auf 
wifjentlich faljche Angaben geitüßten Gnadengeſuchs zu Gunſten eine? 
Dritten, begangen werden? 35, 128. 

Gold- und Silberwaren. Beitimmung des Feingehaltee. S. Gejeh 
vom 16/7 84 ©. 538. 
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Gottesdieuſt, Störung. ©. St. G. B. $ 167 ©. 99 fig. 
Gottesläfterung. ©. St. G.B. $ 166 Nr. 1—8 ©. 97 fig. 
Grabſchändung. ©. St.G.B. $ 168 ©. 100. 

Grenzbezirf, Zolldelikte innerhalb des Grenzbezirkſs. S. B.3.6. vom 
1/7 69 8136 ©. 463 fig. 

Grenze. Beitrafung von Delikten, welche auf einer Brüde über ein 
die Grenze bildende Gewäſſer begangen find. 9, 370. 

Grenzrain. Abgraben und Abpflügen eined Grenzrains. ©. St. G. B. 
$ 3701 ©. 274. 

Grenzverrüdung. S. St.6.B. $ 274 Nr. 17—25 ©. 209flg. 

Grober Unfug. ©. St G.B. 8 3601 ©. 267ffg. 

Gruben, Welche Perfonen tragen die Berantwortlichkeit für Nicht: 
verdedung don Gruben aus St.G.B. 367 12? 6, 64; 15, 58. 

Grundkapital. Einzahlung des Grundfapital3 bei Altiengeſellſchaften 
und Konmanditgejellihaften. S. Einzahlung, Barzahlung. 

Grundſtück. 1) Wirkung der Beichlagnahme von Grundjtüden. ©. St. G. B. 
$ 137 Nr. 26—31 ©. 81. — 2) Wie fünnen Orundftüde bei 
drohender Zwangsvollitredung beijeite gejchafft werden? ©. St.G.B. 
8 288 Nr. 18—23 ©. 218, 

Gutachten von Behörden uud Arzten; Zuläffigfeit der Verlefung in der 
Hauptverhandlung. S. StP.D. 8 255 ©. 350flg. 

Gütergemeinfhaft. S. Ehelihes Güterredt. 

Gutsinventar. 1) Eigentum an den Erfagitüden de unter einer Tare 
mit der Verpflichtung dereinftiger Rüdgewähr übergebenen Gutsinventars 
nah Pr.U.L.R. 7, 41. — 2) Wie ift der vom Prozeßrichter angeordnete 
Arreit in das Gutsinventar zu vollziehen? 6, 227. 


H. 


Hafenarbeiter. Unterſtehen die an Bord des Schiffes tätigen Hafen— 
arbeiter der Disziplinargewalt des Schiffer? 25, 439. 

Haftbefehl. 1) Wann ijt ein Haftbefehl der Staatsanwaltſchaft eine 
öffentliche Urkunde? 15, 110. — 2) Fit die Vollſtreckung eines Haft: 
befehl8 cin Akt der Rechtshülfe, zu deſſen Ausführung das erjuchte 
Gericht verpflichtet ijt? 26, 338, 

Haftjtrafe. 1) Berechnung, Ummwandlung der Gelditrafe in Haftitrafe. 
5. SGB. Teil I Abfchnitt 1 ©. 8flg, 88 28, 29 ©. Iflg. — 
2) Iſt da, wo ein neben dem Strafgeſetzbuch in Kraft gebliebenes 
preußifches Geſetz Gefängnis bis zu 6 Monaten androht, jebt auf 
Gefängnizftrafe, oder auf Haftitrafe zu erfennen? 13, 98. 

Hamburg ©. ſyſt. Neg. ©. 571. Bol. auch das Geſetzesverzeichnis. 

Handeln gegen die Negeln der Baukunſt, ©. St.G.B. $ 330 ©. 244. 

Handelöbriefe. Urkundenfälfhung durch Anderungen an zurüdbehaltenen 
Abjchriften. 35, 145. 

Handelsbüdher. 1) Berpflihtung zur Führung von Handelsbüchern. 
©. Ronfursordnung von 1877 $ 210 Nr. 16—55 ©. 278flg. — 


Dandelögefellichaft — Handfeuerwaffen. 657 


2) Handelsbücher als Gegenjtand der Urkundenfälfhung. 4, 4; 5, 430; 
vgl. 2, 33, 

Handelsgeſellſchaft, offene. 1) Wird durch gemeinfchaftlichen Betrieb 
eined Handeldgewerbed ohne gemeinschaftliche Firma und ohne Ein- 
tragung ind Handelöregifter eine offene Handelägejellichaft begründet? 
24, 261. — 2) Kann eine offene Handelsgeſellſchaft unter ihrer 
Firma beleidigt werden und Strafantrag ſtellen? 1, 178. — 3) Kann 
der Profuriit einer offenen SHandelögejellihaft wegen Verletzung 
eined der Handelögejellichaft gehörigen Batentes Strafantrag jtellen? 
15, 144. — 4) Sit Unterichlagung eines Gejellichafterd an Sachen 
der offenen Handelsgeſellſchaft möglih? 7, 18. — 4) Iſt Unter: 
ſchlagung eines Gejellichnfterd an Sachen, welche er jelbit eingebracht 
bat, nad) Auflöfung der offenen Handelögejellichaft, aber vor endgültiger 
Auseinanderfegung möglih? 27, 11. — 5) Fit der Gejellichafter als 
Bevollmächtigter dev offenen Handeldgejellichait im Sinne des St. G. B.'s 
$ 266 Nr. 2 anzufehen? 19, 271; 23, 315. — 6) Wann haftet ein 
Gejellichafter der offenen Handelsgeſellſchaft für im Gefchäftsbetriebe 
der Handelögejellihaft vorgefommene ungejeglihe Beſchäftigung von 
Wrbeitern? 6, 111. — 7) Wann haftet der Gejellichajter einer offenen 
Handelsgejellichaft für im Gejchäftsbetrieb der Handelsgejellichait vor: 
gelommene Berlegungen fremder Markenſchutzrechte? 5, 106. — 8) Hajten 
von mehreren Gejellichaftern einer offenen Dandelägejellichait alle für 
unrichtige Branntweinitenerdeflarationen jeitend der Handelögejellichaft, 
und wie body fann für jeden die Strafe bemejjen werden? 18, 339. 
— 9) Kann der Gejellichafter einer offenen Handelsgeſellſchaft wegen 
Hinterziehung der von der Handelsgejellichaft gejchuldeten Gewerbeſteuer 
(Baden) ftrafrechtlich verfolgt werden, nachdem ein anderer Gejellichafter 
wegen desjelben Vergehens beitrajt worden ift und die Strafe erlegt 
bat? 26, 300. — 10) Buchführung, Bilanzziehung, Bankerutt bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft. S. Koufursordnung von 1877 8 210 
Nr. 19, 20, 36, 43, 70 ©. 279flg.; Konkursordnung von 1898 
8 240 Nr. 6 ©. 286. 

Handelsleute von geringerem Gewerbebetrieb. ©. Konfurdordnung 
von 1877 8 210 Nr, 16, 17, 27flg. ©. 278flg; Konkursordnung 
von 1898 $ 240 Nr. 4, 5 ©. 286. 

Handelsmakler, 1) Bedeutung der im A.D.H.G.B. Art. 69 Nr. 6 dem 
Handelsmakler auferlegten Verpflichtungen. 26, 398. — 2) Sit ein 
Makler, der Grundſtückskäufe gewerbsmäßig vermittelt, ein zur Buch: 
führung verpflichteter Kaufmann? 25, 395. 

Handelsmarfen. S. Geſetz vom 30/11 74 ©. 495; vom 12/5 94 
©. 547, 

Handelöregifter. Kann die Bewirfung eined unrichtigen Eintrags im 
Handelsregifter intelleftuelle Urkundenfälichung jein? 18, 179. 

Handeläzeihen. S. Gejeb vom 30/11 74 ©. 495; vom 12/5 94 
©. 547. 

Handfenerwaffen. Prüfung der Läufe und Verſchlüſſe der Handjeuers 
waffen. ©. Geſetz vom 19/5 91 ©. 544. 


Gen.Reg. zu Ei. St.S. I—-XXXV. 42 


658 Handhıng — Hausinduftrie. 

Handlung, jtrafbare, 1) Zum Begriffe „Handlung“ im Sinne des 
St G.B.'s 88 Sflg. 11, 20; 15, 221. — 2) Desgleihen im Sinne 
der 88 5lflg. 11, 56; 29, 130. — 3) Deögleihen im Sinne de3 
861. 5, 97, 269; 6, 309. — 4) Desgleihen im Sinne des $ 67. 
5, 282; 9, 152; 21, 228. (Vgl. zu I—4 überdies die betreffenden 
Abſchnitte im ſyſtematiſchen Regifter.) — 5) Identität der ftrafbaren 
Handlung; Einheitlichfeit einer jtrafbaren Handlung; Zujammentreffen 
mehrerer jtrafbarer Handlungen. ©. St.G. B. 8 73 ©. 46flg.; 
SPD. Bud IL, Abfchnitt 1 „‚ne bis in idem“ Nr. 17—55 ©. 319 ffg.; 
8 263 Nr. 5—25 ©. 357 flg.; Anhang zu Buch I Abſchnitt 9 „Aue 
lieferung“ ©. 312jlg. 

Handlungen, unzüchtige, Begriff. S. St. G.B. $ 176 Nr. 1,2 ©. 106; 
8 188 Nr. 1-3 © 111. 

Handlungsgehülfen und Handlungslehrlinge. 1) Sind die Handlungs- 
gehülfen als Bevollmächtigte de Prinzipal® im Sinne des St. G. B.'s 
8 266 Nr. 2 anzufehen? 28, 155. — 2) Gehören die Handlungs 
lehrlinge zu den Lehrlingen im Sinne des St G.B.'s 8 247? 22, 243. 
— 3) Kann der Handlungsfehrling als Bögling, fein Prinzipal als 
Erzieher im Sinne des St.G.B.'s 8 176 Nr. 1 angejehen werden? 
34, 311. 


Handlungsunfähiger, Iſt rechtäwidrige AZueignung einer von einem 
Handlungsunfähigen empfangenen Sache Diebjtahl, oder Unterſchlagung? 
2, 332, 


Handwerfsbetrieb, S. Konktursordnung von 1877 8 210 Nr. 16, 17, 
30 flg. S 278; Konfursordnung von 1898 8 240 Nr. 4, 5 ©. 286. 

Hannover. ©. ſyſt. Neg. ©. 584, 589. Vgl. auch das Gejeßesverzeichnis 
(Preußen). 

Harthörigfeit de3 Angellagten in der Hauptverhandlung. 15, 172. 

Harz. Iſt die Wegnahme von Harz ohne Werkzeuge im Königreid) 
Sachſen Forftfrevel? 9, 60. 

Hauptſchulduer. Iſt der Bürge Gläubiger des Hauptfchuldner® im 
Sinne der K.O. $ 211/241? 15, 90. 

Hauptverfahren, Eröffnung des Hauptverfahrens. ©. St.P.D.88 201— 210 
©. 327 flg. 

Hauptverhandlung. 1) Vorbereitung der Hauptverhandlung. S. St. P.O. 
88 213— 223 ©.329 fig. — 2) Die Hauptverhandlung felbit. S. St. P.O. 
ss 225—275 ©. 331flg. — 3) Die Hauptverhandlung vor den 
Schwurgeridten. S. St. P.O. 88 277—317 ©. 372flg. 

Hauseigentünter, Unterlaffung der Beleuchtung der Treppen durch den 
Hauseigentümer als Urſache fahrläfjiger Körperverlegung. 14, 362. 

Hausfriedensbruch. S. St.G.B. 8 123 ©. 70flg.; $ 342 ©. 249. 

Hanfierhandel, 1) S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 88 55—56c 
©. 446flg. — 2) Belteuerung. S. bayerifches Geſetz vom 10/3 79 
© 565. 

Hansinduftrie, Verbot des Trudiyftems für die Hausinduftrie. S. Ge- 
werbeordnung vom 21/6 69 8 115 Wr. 1,2 ©. 448; $ 119b ©. 450. 


Hausſteuer — Heſſen-Darmſtadt. 659 


Hausſtener. S. bayeriſches Geſetz dom ee ©. 561flg.; preußifches 


Geſetz vom 21/5 61 ©. 590. 

Hausſuchung. Zuläſſigkeit, Nechtmäßigfeit. ©. St. P.O. $$ 102—106 
S 311; StGB. $ 113 Nr. 13, 21, 24, 38 ©. 59flg.; 8 117 
Nr. 12, 14 ©. 6öflg. 

Hansvater. Dit der Hausvater in einer fommunalen Armenanftalt ein 
Beamter? 19, 255; 24, 83. 

Hazardipiel, S. St.6.B. 88 284— 286, $ 284, 8 285 ©. 212flg.; 8 360 1% 
©. 268. 

Hebamme, 1) Gehören die Hebammen zu den approbierten Medizinals 
perfjonen im Sinne des St.G. B's $ 277? 10, 340. — 2) Dürfen 
Frauendperjonen die Geburtähülfe nur nad AUblegung der in der 
Gew.Dd. 8 30 bezeichneten Prüfung gewerbsmäßig ausüben? Sind 
auch Hebammen, welche die Geburtshülfe ohne diefe Prüfung ausüben, 
gemäß St.G.B. $ 222 Abi. 2 kraft ihres Gewerbes zur Aufmerkſam— 
keit bejonderd verpflichtet? 15, 181. — 3) Sit ein von einer Hebamme 
bei der Gebärenden zur Erleichterung des Geburt3aftes vorgenommener 
Einſchnitt vorfägliche Nörperverlegung? Kann das Bemwußtjein der 
Rechtswidrigkeit aus der Feſtſtellung abgeleitet werden, ſie habe mit 
Bewußtjein den Vorichriften des Hebammenlehrbuchs zuwider gehandelt? 
25, 227. — 4) Sind die Borjchriften, welche in Preußen in der 
Minifterialanweifung für Hebammen vom 22. November 1888 er- 
gangen find, Abfperrungs: und AuflihtSmaßregeln zur Verhütung 
der anjterfenden Krankheit des Kindbettficbers? 25, 201. — 5) Liegt 
die Übertretung einer Amts-, Berufs: oder Gewerbäpflicht vor, wenn 
eine Hebamme ein 10 Monate altes Kind behandelt (eine Tätigkeit, 
die durch bindende Inſtruktion von ihrem Beruf ausgeſchloſſen iſt)? 5, 75. 

Hehlerei und WPartiererei, 1) ©. St G.B. 88 258—261 ©. 169flg. 
— 2) Darf gemäß StPO. $ 111 die bei dem Hehler beichlagnahmte 
geftohlene Sache unmittelbar an den Bejtohlenen zurücgegeben werden? 
19, 98. 

Heildiener. Iſt „Heildiener” ein arztähnlicher Titel? 1, 127. 

Heilkunde. Sit „praftiicher Vertreter der arzneifofen Heilkunde“ ein 
arztähnlicher Titel? 27, 335. 

Heilzwede. Was veriteht dad Brauntweinjteuergefeg vom * 
8 1 unter der „Verwendung von Branntwein zu Heilzwecken“? 
30, 101. 

Heiratsregifter. 1) Intellektuelle Urkundenfälfhung durch Bewirkung 
jalfher Eintragungen im Heiratsregiſter. ©. &t.G.B. $ 271 Wr. 11, 
13, 16, 17, 21, 22 ©. 204 fl. — Führung des Heiratsregiſters. 
©. Geſetz vom 6/2 75 88 41—55 ©. 500 

Herausforderung zum Zweikampf. S. StGB. 88 201-—204 
©. 127 flo. 

Herbeigejchaffte Beweismittel. S. St. P.O. S 244 Nr. 1—18 ©. 340 flg. 

Heflen-Darmitadt. ©. ſyſt. Reg. ©. 572flg. Vgl. auch das Geſetzes— 
verzeichnis. 

42” 
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Heſſen-Kaſſel. Bol. das Geſetzesverzeichnis Preußen). 

Hilfsfrage. Stellung von Hilfsfragen an die Geſchworenen. ©. St. P.O 
8294 ©. 379, 8 296 Nr. 2, 4, 7—10 ©. 380 flg. 


Hilfsfaffen, eingeſchriebene. Was verjteht das Reichsgeſetz vom rar 
8 34 unter „ablichtlichem Handeln zum Nachteil“ der eingejchriebenen 
Hilfskaſſen durch die Vorjtandsmitglieder? Sit das Vergehen nod 
möglich, nachdem die Auflöfung der eingejchriebenen Hilfsfaffen be- 
ichloffen ift? 14, 401. 

Hilfsrichter. Zuläffigkeit der Mitwirkung von Hilferihtern. S. G. V. G. 
869 ©. 426 fig. 

“ Hingabe an Zahlungsitatt. 1) Glänbigerbegünftigung durch Hingabe 
an Bahlungsitatt. 6, 149. — 2) Fit die Hingabe an Zahlungsitatt 
als Anſchaffungsgeſchäft ftempelpflichtig? 20, 50. 

Hinterziehung von Steuern und Zöllen. S. Steuerdelifte und Zoll: 
delifte, 

Hinweijung auf die Veränderung des rehtlihen Geſichtspunktes. 

S. StPO. 8 264 ©. 359. 

Hoch- und Yandesverrat. S. St G. B. 88 80—92 ©. 53 fig. 

Hofbeamte, Sind fie Beamte im Sinne ded St G. B's? 21, 381. 

Holzdiebitahl. ©. Foritdiebitahl. 

Homöopath. Iſt „Homöpath” ein arztähnlicher Titel? 15, 170. Bat. 
auch 31, 164, 

Hiülfsfrage ꝛc. ©. Hilfefrage ꝛc. 

Hund, Inwieweit it der agdberechtigte zur Tötung fremder Hunde 
befugt? ©. St. G.B. $ 303 Nr. 9—13, 16 ©. 233 fig. 

Hundefänger, Dit ein Hundefänger Beamter? Sit er zur Beſchlagnahme 
der Hunde befugt? 22, 364; 30, 29. 

Hydra- oder Schneeballgeſchäfte. Strafbarfeit als Ausipielung. Stempel: 
pflicht. Unlauterer Wettbewerb. 34, 140, 321, 390, 408. 

Hnpothefenforderung. Dit bei der Pfändung einer Hypothefenforderung 
die Hypothekenurkunde mit Beichlag belegt? 7, 360; 24, 161. 

Hypothekenſchätzer. Iſt die ſchriftliche Erklärung eines Hypoihekenſchatzers 
in Bayern eine beweiserhebliche Urkunde? 13, 112. 


J 


Idealkonknrrenz. S. St. G.B. 873 ©. 46flg. 

Identität. 1) Identität der Tat. S. StPO. Buch II, Abſchnitt 1 
„ne bis in idem“ Nr. 17—55 ©. 319flg, $ 263 Nr. 5—25 
S. 357 flg., Anhang zu Buch I, Abſchnitt I „Muslieferung“ ©. 312 fla. 
— 2) Ipentität der Behörde beim Widerruf eine® Meineids oder 
Falſcheid.. ©. St. G.B. 8 163 Nr. 26—831 ©. 93 fig. 

Illaten und Invekten. Pfandrecht oder Zurüdbehaltungsrecht des Ver: 
mieterd an den Illaten und Invekten des Mieters. ©. StGB. 
8 289 Nr. 2-30, 33, 35—42, 45—48, 50--52 ©, 220 flg. 


Immunität — Srrenanitalt, 661 








JImmunität. 1) Der Neichstagsabgeordneten. S. Berjujjung vom 
16/4 71 Art. 31 ©. 476 jlg. — 2) Fremder Ronjuln. 17, 51. 
JImpfliſte und Jupfſchein. 1) Sind jie öffentlihe Urkunden Regiſter)? 
28, 332. — 2) Sit der Impfſchein ein Zeugnis über den Gejund- 

heitszujtand gemäß St.G.B. 8 2787 24, 284. 

Indebitum. Wann fann in der jtilljchiveigenden Annahme eines In— 
debitum ein Betrug liegen? 1, 314; 25, 95. 

Indigenat. S. Gejeg vom 1/6 70 ©. 470. 

Iudojjament. Urkundenfälihung durch fälſchliche Herſtellung eines 
Blanloindojjamentd. 24, 192. 

Yuhaberpapier, 1) Stempelpjliht der Inhaberpapiere mit Prämien. 
©. Gejeg vom 8/6 71 S. 477. — 2) Bejeitigung des Außerkurs— 
jegungsvermerf3 auf einem Juhaberpapier als Urkundenſälſchung. 20, 6. 
— 3) Unbefugte Ausgabe von Inhaberpapieren (St.G.B. 8 145a). 
33, 329. 

Juhabilität des Richters. S. SPD. 88 22, 23 S. 290 jlg., $ 32 
©. 295. Vgl. au Aſſeſſor. 

Inkaſſobureau. Inwieweit gewährt St.G.B. $ 193 einem Infajjobureau 
Schutz gegen Beitrafung wegen Nötigung durch Androhung einer Bes 
feidigung. 6, 406; 10, 361. 

Juklave. Begriff im Sinne des bayerijhen Jagdausübungsgejeges vom 
30/8 50. 18, 265. 

Jufompetenzerflärung des Geridts. ©. St. P.O. 8 270 ©. 367 fig. 

Inland, Wann ijt eine jtrafbare Handlung im Inland, wann im Aus— 
land begangen? ©. St.G.B. 88 3, 4 ©. 6flg. 

Juſtruktionen. Sind die den Beamten für den Dienjt gegebenen Ins 
jtruftionen Rechtönormen im Sinne der St.’ P.D. 8 376? 1, 125. 
Jutellektuelle Urkundenfälſchung. S. St.G.B. 88 271, 272 ©. 203jlg. 
Intereſſe. 1) Wahrnehmung berechtigter Interejjen bei der Beleidigung. 
©. St. G.B. $ 193 ©. 118 lg. — 2) Was jind bei der Sendung an 
eine Militärperjon „ausjchließliche gewerbliche Jnterejjen des Abſenders“, 

deren Vorliegen die Portofreiheit aufhebt? 28, 327; 35, 410. 

Juvaliditäts- und Altersverfiherung. S. Gejeg vom 22/6 89 ©. 543. 

Juvekten und Illaten. ©. Sllaten. 

Juventar. 1) Beſchlagnahme des Inventars eines Grundſtücks. ©. 
St.G.B. 8 137 Nr. 26 —ã31 ©. 81. — 2) Wie iſt ein Arreſt in das 
Inventar eines Gutes zu vollziehen? 6, 227. — 5) Eigentum an 
den Erjagjtüden des unter einer Taxe mit der Verpflichtung der— 
einjtiger Rückgewähr übergebenen Inventars eines Gutes nah Pr. A.L. R. 
7, 41. — 4) Stempelpfliht der Inventarien in Preußen. 1, 419, 

Inverkehrbriugen. Begriff. S. Patentgejeg vom 25/5 77 8 34 Wr. 4, 
5 ©. 510flg.; Nahrungsmittelgefeg vom 14/5 79 $ 10 Wr. 53, 54 
©. 520, $ 12 Wr. 8—15, 20 ©. 52lflg.; Gejeg, betr. den Verkehr 
mit Handfeuerwafjen, vom 19/5 91 Nr. 1—3 ©. 544. 

Srrenanjtalt. Unterbringung des Angeklagten in einer Srrenanjtalt 
zwecks Unterjuhung jeine® Geiſteszuſtandes. S. StPO. 8 81 
©. 308jlg. 
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— 1) Irrtum als Schuldausſchließungsgrund. ©. 68. 859 
Nr. 1—20, 25—28 ©. I1flg., Geſetz vom 11/6 70 88 18—20 
Nr. 3—6 ©. 473. Bezüglich Irrtums über einzelne Tatbeſtands— 
merfmale j. auch die einzelnen Delikte im ſyſt. Reg. — 2) Erregung 
und Unterhaltung eines Irrtums als Tatbeitandsmertmal beim Betrug. 
S. St. G.B. 8 263 Nr. 25—55 ©. 176flg. 

Italien. Auslieferung. S. Vertrag vom 31/10 71 ©. 481. 


Jagdaufſeher (Foritauffeher). 1) Begriff. S. St. G.B. $ 117 Nr. 7—10 
S. 65. — 2) Dienftkreis; rechtmäßige Nechtdausübung. ©. St. G. B. 
$ 117 Nr. 19—30 ©. 66flg. 

Yagdbeamter (Foritbeamter). 1) Begriff. ©. St.©.B. $ 117 Nr. 2—4 
©. 64flg, $ 359 Nr. 28 © 265. — 2) Dienitkreis; vechtmäßige 
Amtsausübung. ©. St. G.B. $ 117 Nr. 11—18 S 65. 

Jagdberechtigter (Forſtberechtigter). 1) Begriff. S. StGB. 8 117, 
Rr.5,6 ©. 65. — 2) Was iſt rechtmäßige Rechtsausübung des Jagd⸗ 
berechtigten? ©. St. G. B. 8 117 Nr. 19—30 ©. 66flg. — 3) In— 
wieweit ijt der Sagdberechtigte zur Tötung fremder Hunde befugt? 
S. St. G.B. 8 303 Nr. 9—13, 16 ©, 233flg. 

Jagddelikte. S. St.G.B. 88 292—294 ©. 225flg., 8 36810 ©, 273; 
bayerijches Gejeß vom 30/3 50 ©. 562; heſſiſches Geſetz vom 26/7 48 
©. 572; preufifches Geſetz vom 7/3 50, ©. 585flg. 

Jagdgerätichaften, 1) Einziehung der Jagdgerätichaften, welche bei einem 
Jagdvergehen benußt worden find. ©. &t.6.B.$ 295 ©. 228 flg. — 2) Fit 
Einziehung von Jagdgerätichaften lediglich deshalb zuläſſig, weil feſtſteht, 
daß fie demnächſt zu Jagdvergehen würden benußt werden? 27, 243, 

Fahresbilauzen der Aktiengefellichaften. S. H.6.B. vom 5/6 69 mit 
Novellen, Urt. 239b ©. 441, 

Jahrmarkt, Hit der Verkauf geijtiger Getränfe auf einem Jahrmarkt 
ohne Genehmigung der Ort8polizeibehörde ein jtehender Schanfgewerbe- 
betrieb und als ſolcher zu beitrafen? 1, 102, 

Juden, 1) ©. preußijches Geſetz vom 23/7 47 ©. 584. — 2) Sit 
das Judentum in Preußen eine anerkannte Religionsgefellichaft? 6, 77. 

Jugendliche Arbeiter. 1) Im allgemeinen. S. Gew.D. vom 21/6 69 
S 136 ©. 453. — 2) Bei Anfertigung von Zündhölzern. 17, 349, 

Zugendfiches Alter, S. „Alter“. 

Juriftifhe Perſonen. Strafrechtlihe Verantwortlichkeit. S. St. G. B. 
88 51-72 Nr. 2,8 ©. 27. 


K 


Kaffee, Verfälſchung. S. Reichsgeſetz vom 14/5 798 10 Nr. 23, 24 ©. 517. 

Kaninchen, Iſt das Kaninchen ein jagdbares Tier? ©. St.©.B. 8 292 
Nr. 35 —37 ©. 227. 

Kanzel, Kann in beihimpfenden Außerungen gegen die Kanzel einer 
Kirche der Tatbejtand des St. G.B.'s $ 166 gefunden werden? 26, 39, 

Kapitalrentenftener. S. badiſches Gefep vom 29/6 74 ©. 560; bayerifche8 
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Geſetz vom 19/5 81 S. 566; württembergiſches Geſetz vom 19/9 52 
©. 607. 

Karfreitag. Iſt der Karfreitag in Bayern und fpeziell in der Rhein— 
pfalz ein allgemeiner Feiertag? 4, 240; 24, 268. 

Kartellträger. Strafbarkeit des NKartellträgerd. S. St. G.B. 88 203, 
204, 209 S. 128. 

Kartoffeln. Können rohe Kartoffeln, die zur Ausſaat beſtimmt ſind, 
Gegenſtand eines Mundraubs ſein? 1, 228. 

Kaſſenbeamter. 1) Wann iſt der Angeſtellte einer Kaſſe Beamter? 
©. St. G.B. 8 359 Nr. 33, 34, 36 ©. 265. — 2) Erhebung uns 
berechtigter Steuern, Gebiihren und anderer Abgaben in die eigene 
Taſche des Kaffenbeamten. S. St G.B. $ 353 ©. 262. 

Kaffenrevifionsprotofol, Iſt ein von einem Bürgermeifter in Baden 
aufgenommenes Kaſſenreviſionsprotokoll eine öffentliche Urkunde? 5, 246; 
10, 86. 

Kauffahrteiſchiff. Vorausſetzung des Nechted zur Führung der deutjchen 
Flagge; Art der Eintragung ind Schiffsregilter. 7, 65. 

Kanfgeihäft. Stempelpfliht. 1) Nah Reichsrecht. S. Geſetz vom 
1/7 81 Zarifpof. II Nr. 2—9 ©. 529; vom 206 Tarifpoſ. II ©. 531; 
vom —* Tarif Nr. 4 ©. 532. — 2) In Preußen. ©. preußiſches 
Geſetz vom 7/3 22 Tarif unter „Kaufverträge" ©. 579 lg. 

Kaufmann, Wer ift ein Kaufmann, in$bejondere ein zur Führung von 
Handeldbüchern verpflichteter Bollfaufmann? ©. K.D. von 1877 8 210 
Nr. 16—44 S. 278 flg.: von 1898 $ 240 Nr.4,5 ©. 286. 

Kaufmannſchaft von Berlin. Sind die Älteften der Kauſmannſchaft von 
Berlin eine Behörde, deren Zeugniſſe in der Hauptverhandlung ver= 
lefen werden dürfen? 11, 132. 

Kaufvertrag, ©. Kaufgeſchäft. 

Kanjalität. S. St G.B. SS 47—50 Nr. 1—18 ©, 16 fig. 

Kaution, Iſt nach gemeinem Necht die in barem Geld beftellte Kaution 
für den Kautionsnehmer eine fremde Sade, an der er eine Unter- 
ſchlagung begehen kann? 22, 354. 

Kautionspfliht der Preife in Elſaß-Lothringen. ©. franzöfiiches Geſetz 
vom 16/7 50; vom 17/2 52 ©. 570. 

Keuntuis von der Handlung und von der Perfon des Täters, ald Be— 
ginn der Antragsfriit. Was ijt darunter zu verjtehen? ©. St.G. B. 
8 61 Nr. 21—31 ©. 37. 

Kerferregifter (Gefangenenregifter, buch, =verzeichnis) als öffentliche 
Urkunde S. &.G.B. 8 271 Nr. 25—32 ©. 205 flg. 

Kinder, 1) Recht der Eltern zur Stellung des Strafantrags bei Ver— 
legung der finder. ©. St. G.B. 865 Nr. 1, 3, 7—11 S. 41. — 
2) Berfuppelung der Rinder dur die Eltern. ©. &t.6.B. $ 181 
Nr. 4—12 ©. 109 flg. — 3) Strafrechtlihe Verantwortlichkeit der 
Kinder. ©. StGB. 88 55—57 ©. 29 lg. — 4) Unrichtige An— 
erfennung der Vaterfchaft eines unehelichen Kindes als Unterdrüdung 
des Perſonenſtandes oder intelleftuclle Urkundenfälſchung. S. St. G. B. 
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8 169 Nr. 3, 4, 9 ©. 101, $ 271 Nr. 14, 15, 47 ©. 204 lg. — 
5) Vornahme unzüchtiger Handlungen mit Kindern unter 14 Jahren. 


S. &.G.B. $ 1763 Nr. 8—17 ©. 106 lg. — 6) Vornahme un 
zücdhtiger Handlungen von jfeiten der Adoptiv» und Pflegeeltern mut 
ihren Rindern. S. St.G.B. 8 174! Nr. 5—10 ©. 104. — Fit die 


Berleitung eines jtrafunmündigen Kindes zu einer objektiv jtrafbaren 
Handlung als Anftiftung oder als Täterſchaft zu beitrafen? 6, 186, 
336; 25, 397. 

Kindesabtreibung. S. St.6.B. 88 218—220 ©. 130 flg. 

Kindesansfegung. S. St. G.B. $ 221 ©. 132, 

Kindesmord, Kindestötung. S. St.G.B. $ 217 ©. 130. 

Kindesraub, S. St.G.B. $ 235 ©. 141. 

Kirche. Beihimpfung einer Kirche. S. St.G.B. $ 166 Nr. 13, 14, 
19, 25 ©. 98 fig. 

Kirchenbücher. Sind die Kirhenbücder im Gebiet des Pr.A.L.R. noch 
jet öffentlide Urfunden? 22, 118. 

Kircdyengejeße in Preußen. S. preußiiches Geje vom 11/5 73 ©. 593; 
vom 20/5 74 ©. 594. 

Kirchenkaſſen. Sind die Angejtellten an Kirchenkafjen Beamte? ©. St. G. B. 
8 359 Nr. 34, 36 ©. 265. 

Kirchhof. Grabihändung auf dem Kirchhof. ©. St. G.B. $ 168 ©. 100. 

Kirchliche Einrichtungen und Gebräuche. Beſchimpfung. S. St.G. B. 
$ 166 Nr. 14—26 ©. 98 flg. 

Klage, öffentliche, und deren Vorbereitung. ©. St. P.O. 88 151—170 
S. 323 ffg., 8$ 416, 417 ©. 410g. 

Klaſſen der Bevölferung. Anreizung zu Öcwalttätigfeiten gegeneinander. 
©. &t..B. $ 130 Nr. 7—10 ©. 74 flg. 

Klafjene und Einfonmenjtener, S. preußiſches Gejeg vom 1/5 51. 
©. 588, 

Kleidungsſtück. 1) Kann Freiheitsberaubung durch Wegnahme der 
Kleidungsstücke begangen werden? 6, 231. — 2) Begriff „gebrauchte 
Kleidungsſtücke“ im Sinne des Zolltarifgejeged vom 15/7 79 $ 5 Nr. 2. 
12, 342. — 3) Kann ein aus gejtohlenem Stoffe hergejtelltes Kleidungs— 
jtüct Gegenftand der Partiererei (St. G. B. $ 259) fein? 25, 402. 

Kleie. Unterſchied von Kleie und Mehl im Sinne des Zolltarifgeſetzes 
vom * 3 Tarifſatz 25q 2. 26, 86. 

Stleingewerbe, Gewerbe der Minderfaufleute. S. K.D. von 1877 8 210 
Nr. 16, 17, 24 fig. ©. 278 flg., K.O. von 1898 $ 240 Wr. 4, 5 ©. 286, 

Koalitionsfreiheit der Arbeiter. 1) S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 
ss 152, 153 ©. 456. — 2) Kann die öffentliche Aufforderung zum 
Bruch de3 Urbeitöverhältnijjes nah St.G.B. $ 110 ftrafbar fein? 
20, 63, 150; 21, 299, 304. 

Kochherd. Kann ein erhikter Kochherd als gefährliches Werkzeug be- 
trachtet werden? 24, 372, 


Kohlen. Iſt in Preußen das unberechtigie Einfammeln und Mitnehmen 
von Kohle aus der Halde eines im Betrieb befindlichen Bergwerk ala 
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unbefugte Aneignung anjtehender Mineralien, oder als Diebjtahl zu 

trafen? 18, 188. 

Solleftieren, verbotenes. 18, 58. 

Koltektivbeleidigung. S. St.©.B. 88 185—200 Nr. 2—6 ©. 113 lg. 

Kollektivbezeichnung ald Unterjchrift unter einer Privaturfunde. 35, 94, 

Kollektivdelikte (gewerbs- und gewohnheitsmäßige Delikte), S. St. G. B. 
8 73 Nr. 58 flg. ©. 50; St. P.O. Buch II Abſchnitt 1 „ne bis in idem“ 
Nr. 35 —44 ©. 320 flg. 

Kombinationspatent, S. Patentgefeg vom 7/4 91 $4 ©, 511. 

Kommanditgejellfhaft. 1) Kann der perjönlich haftende Gejellichafter 
einer Kommanditgefellichaft an den der Kommanditgejellichaft gehörigen 
Geldern Unterfchlagung begehen? 18, 123. — 2) Kann der perſönlich 
haftende Gejellfchafter einer Kommanditgejelihaft auf Aktien eine 
Unterfchlagung durch Aneignung zu gunjten der Kommanditgejellichaft 
begehen? 34, 374. — 3) Kann der perjönlid haftende Gejellichafter 
einer Kommanditgejelichaft auf Aktien aus $ 210 RD. von 1877 
verantwortlich gemacht werden? 34, 374. — 4) Im übrigen ſ. Aftien- 
gejellichaft. 

Kommifjarifche Vernehmung. 1) Kommiſſariſche Bernehmung von Zeugeı, 
Sachverſtändigen (und Mitbeſchuldigten). S. St.P.D. 88 222, 223 
©. 330 flg., $ 250 Nr. 12—23 ©. 346 flg. — 2) Nummifjarische Ver- 
nehmung des Angeklagten. ©. St.P.D. $ 232 Nr. 11—13 ©. 333 fig. 

Kommiffionär. 1) Unter welhen Worausjegungen find Wertpapiere, 
weldhe ein (Einkaufs) Kommijjionär auf eigenen Namen bei einem 
Dritten für den Kommittenten angefauft und bei dem Verkäufer liegen 
hatte, für ihn fremde Sachen, welche er im Gewahrſam hatte? 18, 178. 
— 2) Bedeutung ded geſetzlichen Selbjteintrittärecht3 des (Verkaufs-) 
Kommiſſionärs für den Tatbeſtand der Unterfchlagung. 34, 374. — 
3) Bedeutung der Beitimmung im A.D.H.©.B. Art. 368 Abf. 2 für 
die Frage, ob der Kommiſſionär durch Verfügung über die Forderung 
aus einem für den Klommittenten abgejchlofjenen Gejchäfte eine Untreue 
begehen kann. 20, 358. — 4) Stempelpflicht des von einem Kommifjionär 
geſchloſſenen Geſchäfts. Wann liegt ein joldhe vor? 20, 364. — 
5) Stempelpflicht eines Briefs, der die zwilchen dem Kommijjionär und 
Kommittenten über eine Verkaufskommiſſion gewechjelten Telegramme 
zufammenfaßt. 11, 339. 

Kommmunalabgaben. S. preußijches Gefe vom 14/7 93 ©. 603. 

Kommunalbeamter. S. preußifches Geſetz vom 30/7 99 ©, 605. 

Kompenjation von Beleidigungen und leichten Körperverlegungen. 
©. St. G.B. $ 199 ©. 126 und $ 233 ©. 141. 

Komplott. 1) Komplott beim Diebjtahl. Begriff. 9, 296; 16, 173; 
25, 421. — 2) Komplott bei den Bolldelilten. S. 3.3.6. vom 
1/7 69 8 146 ©. 465. 

Konfisfation. ©. St.G. B. 88 40—42 ©. 11flg., $ 295 ©. 228, 

$ 3835 ©. 247; 3.8.6. vom 1/7 69 $ 135 Nr. 24—27 ©. 462 fig, 

88 154—156 ©. 468; Geſetz vom 11/6 70 88 21, 35, 36 ©. 474 flg.; 
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vom 14/5 79 815 ©. 523; vom 19/5 91 Nr. 5 ©. 544; SPD 
88 477 —479 ©. 419flg. 

Konfubinat. Sind die landesgefeplichen Beftimmungen, welche das Kon— 
fubinat mit Strafe bedrohen, neben dem St.G.B. gültig? 33, 273. 
Konkurrenz ftrafbarer Handlungen. ©. St. G.B. 88 73—79 ©. 46flg. 
Konfurs. 1) S. RD. von 1877 und 1898 ©. 276 lg. — 2) Brud) 
der Beichlagnahme im Konkurs. ©. St. G.B. 8 137 Nr. 23—25 
S. 80flg. — 3) Werden dem Gemeinjchuldner durd die Eröffnung 
des Konkurſes jtrafrechtlihe Befugniffe, insbefondere das Recht, auf 
Grund von St.©.B. $ 288 Strafantrag zu Stellen, entzogen? 23, 221. 


Konkursverwalter, 1) Sit der Konkursverwalter Beamter? 19, 85. — 
2) Sit der Konkursverwalter als Bevollmädtigter des Gemeinjchuldners 
im Sinne des St. G.B.'s $ 266 Nr. 2 anzufehen? 26, 106. — 3) Sit 
der Konkursverwalter berechtigt, wegen eine die Konkursmaſſe ver- 
fürzenden Vergehend gegen $ 288 St. G.B.'s Strafantrag zu ftellen? 
33, 433; 35, 149. 

Konnerität mehrerer Straffahen. ©. St.P.D. 88 2—5, 13 ©. 288 fig. 

Konftatierungen, Inwieweit kann die Verlefung von Beweisurfunden 
durch Konftatierungen des Vorfibenden daraus erfegt werden? ©. St. P.O. 
8 248 Nr. 2, 3 ©. 343, 

Konjuln, Immunität fremder Konfuln. 17, 51. 

Konfulargerichtsbarfeit. S. Geſetz dom 10/7 79 ©. 523. 

Konfjumtion der Strafflage S. StPO. IL Bud 1. Abſchnitt „ne 
bis in idem“ und „Abolition“ ©. 317 flg. 


Konjumverein, Dürfen KRonfumvereine Branntwein an ihre Mitglieder 
verfaufen, ohne Konzeſſion zum Kleinhandel mit Branntwein zu 
haben? 5, 112. 

Konterbande, S. Vereinszollgefeg vom 1/7 69 88 184, 186—164 
©. 459 fig. 

Kontobucdh. Fälſchung. S. St.G.B. $ 267 Nr. 133 ©, 198. 


Kontrollverſammluug. Sind Perſonen des Beurlaubienftandes, welche 
zn einer Kontrollverfammlung einberufen find, den ganzen Tag, an 
dem die Kontrollverfammlung ftattfindet, auch nad) deren Abſchluß den 
Militärgefegen unterworfen? Inwieweit find für ein von ihnen an 
diefem Tage begangened gemeines Delift die Eivilgeridhte zuftändig? 
12, 319; 14, 328. 

Kontventionaljtrafe, Iſt die im Eifenbahnbetriebsreglement vom 11/5 74 
$ 50 Nr. 4 angedrohte Konventionalftrafe eine öffentliche Strafe, welche 
die Betrugsftrafe ausfchließt? 15, 266. 

Körperverlegung, 1) ©. St. G.B. 88 223—233 ©. 134 flg. — 2) Körper- 
verlegung im Amt. ©. St.G.B. $ 840 ©. 248 flg. — 3) Körper- 
verlegung als Dualififationsgrund beim Widerftand gegen die Staatd- 
gewalt. ©. St.G. B. $ 118 ©. 68. 

Koiten, 1) Koſten des Verfahrens im allgemeinen. S. StP.D. 88 496 
bis 505 ©. 421 flg.; Öefeb vom 18/6 78 ©. 513. — 2) Im Wiederauf- 
nahmeverfahren, S. St. P.D. $ 413 Nr. 6 ©. 409. — 3) Bei der 
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Nebenklage.. S. SPD. 8 437 Nr. 6—8 5. 413. — 4) Im ob» 
jettiven Verfahren. S. St.P.D. $ 478 Nr. 6 ©. 420. — 5) Wann 
entjteht der Anjpruch des Fiskus bezw. des Privatllägerd auf Zahlung 
der Koften? Kann die BVereitelung der Zwangsvollitrefung wegen der 
Koiten aus einem bevoritehenden Strafurteil das Vergehen des St. G. B.'s 
8 288 fein? 13, 138; 32, 298 — 6) Fit die Rechtshülfe abgelehnt, 
wenn das erjuchte Gericht Tediglich die Tragung der Klojten verweigert? 
Hat das Gericht, welches nur um Entgegennahme und Beförderung 
eines fchriftlichen Gutachtens erfucht worden ift, die durc Abgabe des 
Gutachtens entitehenden Koſten zu tragen? 24, 1. — 7) Was verjteht 
das Preßgeſetz vom 7. Mai 1874 in 8 16 unter „Koſten“? 26, 91. — 
8) Unnötige Anhäufung von Koften. ©. St. G.B. $352 Nr. 5 ©. 261. 

Krammetövogel, Iſt der Krammetsvogel ein jagdbares Tier? ©. St. G. B. 
8 292 Nr. 38, 39 ©. 227. 

Kranfenverfiherung. S. Geſetz vom 15/6 83 ©. 534. 

Kranfenwärter, 1) Sit der Srankenwärter in einer Gefangenanftalt, 
in der ſich in Unterfuchungshaft befindliche Perſonen aufhalten, mit 
der Beaufjichtigung von Gefangenen beauftragt im Sinne des St. G. B.'s 
s$ 121? 19, 330. — 2) Sit der Krankenwärter in einer provinzials 
jtändifchen Irrenanſtalt eine Medizinalperfon oder Beamter im Sinne 
des &t.®.B.’3 8 174? 31, 246. 

Krankheit. 1) Kann ftarfe Angetrunfenheit als Krankheit im Sinne 
des St.G.B.'s $ 221 aufgefaßt werden? 5, 393. — 2) Verlegung 
von Vorjchriften, die zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens 
einer anjtedenden Krankheit erlafjen find. ©. St. G.B. 8 327. ©. 242, 

Krebjen und Fiſchen, unbefugted. S. St G.B. 8 296 ©. 229, 3 370* 
S. 274, 

Kreditbetrng. ©. St. G.B. 8 268 Nr. 25, 27, 81, 32, 35 ©. 176. 

Kreisarzt in Preußen. Gültigkeit von vorläufigen Anordnungen. 35, 430. 

Kreisausſchuß. Iſt der Kreisausſchuß in Preußen befugt, Strafantrag 
wegen Beleidigung des Amtsvorfteherd zu jtellen? 4, 220. 

Kreisphyfifus in Preußen. 1) Sit der Kreisphyſikus zur Erftattung 
ärztlicher Öutachten auf den allgemeinen Dienjteid berechtigt? 3, 321. — 
2) Iſt der Rreisphyfilus befugt, Abjperrungd- und Aufficht3maßregeln 
gegen anjtedende Krankheiten anzuordnen? 24, 436. — 3) Sit der 
Kreisphyfifus berechtigt, bei Revisionen in Drogenhandlungen Waren, 
deren Feilhaltung dort nicht geftattet ift, ohne Zuziehung der Polizei 
mit Beſchlag zu belegen? 33, 171. 

Kreisiynode. Sind die Kreisſynoden in Altpreußen als Behörden und 
die Konſiſtorien als deren Vorgeſetzte im Sinne des St. G.B.'s $ 196 
aufzufaſſen? 23, 202. 

Kreiswundarzt. 1) Iſt der Kreiswundarzt in Anhalt zur Erſtattung 
ärztlicher Gutachten auf den allgemeinen Dienfteid berechtigt? 4, 388. — 
2) Deögleichen in Preußen? 8, 357. 

Kriegsminifter in Preußen. 1) Iſt er amtlicher Vorgejegter der dem 
preußilchen jtehenden Heere angehörigen Perfonen im Sinne des 
St.G.B.'s 8 196? 15, 75. — 2) Iſt er jtrafantragäberechtigt wegen 
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einer Beleidigung, die jich gegen einen verabjchiedeten Offizier in Bezug 
auf feinen früheren Beruf richtet? 27, 193. — 3) Jit er jtrafantrags- 
berechtigt wegen Beleidigung des deutjchen oitajiatiihen Exrpeditions: 
forp8? 35, 227. 

Kümmelblättchen. Iſt Kümmelblätthen ein Glüdsipiel? Wann ijt es 
begonnen? 1, 118. 

Kundgebung. 1) Kundgebung des Geſchworenenſpruches. S. St. P.O. 
8308 ©. 385. — 2) Was find „ähnliche Kundgebungen“ im Sinne 
des Patentgeſetzes vom ar or 8 40? 25, 78. — 3) Was ijt Rund» 
gebung der Anklagejhrift im Sinne des Preßgeſetzes vom 7/5 74? 
28, 411. 

Kundſchaft ald Vermögenswert. Entziehung der Kundſchaft als Ber: 
mögensbejhädigung. 6, 75; 26, 227. 

Künfte, bildende. Urheberreht von Werfen der bildenden Künſte 
S. Gejeß vom 9/1 76 ©. 501. 

Kunftwein, 1) Gehört Kunftwein zu den „weinähnliden Getränken“ 
im Sinne des Neichdgejeged vom 20. April 1892 $ 1? 27,8. — 
2) Sit Heritellung von Kunſtwein entgegen den gejeßlihen Bejtim- 
mungen aud dann jtrafbar, wenn die Beichaffenheit beim Berkaufe 
befannt gegeben wird? 34, 230. 

Kuppelei. ©. St.©.B. 88 180, 181 ©. 107 fig. 

Kurator, ©. St.G.B. 8 266! Nr. 15flg. ©. 186. 

Kurhefjen. Vgl. das Gejegesverzeichnis (Preußen). 


L 


Ladengehülfe. Begeht ein Ladengehülſe durch Zueignung von im Laden 
befindlichen Gegenſtänden Diebſtahl oder Unterſchlagung? S. St.G.B. 
8 242 Nr. 28 -30 ©. 147. 

Ladung. 1) Sit die vom Gerichte oder dem Gerichtsvorſitzenden anjtatt 
der Staatsanwaltſchaft ausgefertigte Ladung des Angeklagten zur Haupt- 
verhandlung eine öffentlihe Urkunde? 18, 76. — 2) Ladung zur 
Hauptverhandlung. ©. St. P.D. $$ 213, 217 ©. 329. — 3) Offent- 
lıhe Ladung des Angeklagten zur Hauptverhandlung. S. StPO. 
$ 473 ©. 418 flg. 

Lähmung. Begriff in $ 224 St. G. B.'s. 6, 4, 65; 21, 223. 

Landesgejeg, allgemeines. Was bedeutet „allgemeines Landesgeſetz“ in 
$ 2 des preußifchen Patentes vom 15. November 1816 wegen Ein- 
führung des Allgemeinen Landrechts in den ehemals ſächſiſchen Pro— 
vinzen? 8, 378; 11, 192. 

Landesgrenze. Staarshoheit über Gewäſſer, welche die Landesgrenze 
bilden, und die darüber führenden Brüden. 9, 370. 

Landesherr. 1) Beleidigung des Landesherrn. ©. &t.6.B. 88 95—97 
©. 54 flg. — 2) Kann ein deuticher Landesherr noch wirkſam Abolition 
verfügen, nachdem die Strafjahe zur Kognition des Reichsgerichts ge 
langt ijt? 33, 204 (vgl. 28, 419). 
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Landesrecht. Gültigkeit neben dem Reichsrechte. S. E.G.St. G.B. 
88 2—6 ©. 3flg, EGSt P.O. 86 ©. 287. 

Randesverrat. S. St.6.B. SS 80--92 ©. 58 flg. 

LZandeöverweifung. 1) Welche Behörde ift zur Landesverweiſung eines 
Ausländerd befugt? 12, 154. — 2) Wirkung der Randedverweifung 
eines Deutichen aus dem Gebiete eined Bundesſtaats auf Grund des 
Freizügigfeitsgefeßed $ 3. 6, 378. 

Landfriedensbrnd. ©. St.G.B. $ 125 ©. 73. 

Landgeridt. 1) S. GV.G. 88 59—78 ©. 425 flg. — 2) Kann Die 
Straffammer Sißungen außerhalb des Sitzes des Landgerichts, aber 
innerhalb des Landgericht3-Bezirkd abhalten? 11, 352; 22, 396. 

Landgerihtspräfident. 1) Sit in Preußen der Landgerichtspräfident 
zur Stellung de3 Strafantragd wegen Beleidigung eine® zu feinem 
Bezirk gehörigen Schöffengeridyt2 befugt? 19, 260. — 2) Desgleichen 
in Helen wegen Beleidigung eines Amtsrichter8? 24, 340. 

Landrat in Preußen. 1) Wer ift Vorgeſetzter des Landrats im Sinne ded 
St.G. B.'s 8 196? 21, 430. — 2) Sit der Landrat oder der Kreis— 
ausſchuß Vorgeſetzter des Amtsvorfteherd im Sinne des St. G. B.'s 
81962 4, 220. — 3) Iſt der Landrat, der Amtsvorſteher oder der 
Kreisphyſikus zuftändig, Abiperrungsmaßregeln gegen anftedende Krank— 
heiten zu erlaflen? 24, 436. — 4) Sit der Landrat zuftändig, Aus— 
nahmen von den Verboten der Gewerbeordnung 88 55a, 56 zuzulafien? 
27,31. — 5) Sind die Birrenugehülfen des Landrat? Beamte? 28, 239. 

Landftreiherei. ©. &t.6.B. $ 361° ©. 269. 

Landtagsverhandlungen, Wahrheitögetrene Berichte iiber Landtagsver— 
bandiungen. 15, 32; 18, 207. 


Landwirtihaft. Inwieweit findet die Gewerbeordnung auf ein land» 
wirtichaftliches Nebengewerbe, in&befondere eine Flachsſchwingerei Anz 
wendung? 18, 371. 

Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe. Inbrandſetzen eines Vorrats land— 
wirtſchaftlicher Erzeugniſſe. S. St. G.B. 8 308 Nr. 3—5 ©. 236. 

Lärm, ruheſtörender. ©. St. G.B. $ 360" ©. 267 fig. 

Leben. Verbrechen und Vergehen gegen daß Lehen. ©. &.GB. 
88 211— 222 ©. 129 fig. 

Lebensalter. Berechnung der im Strafredhte erheblichen Abjchnitte. 35, 37. 

Lebensfähigfeit. Sit Lebensfähigkeit Vorausfeßung für den Tatbeftand 
der (fahrläffigen) Tötung? 2, 404. 

Lebensgefährlicdye Behandlung als Dualififationsgrund der Körperver- 
letzung. ©. St.G.B. 8 223a Nr. 8-10 ©. 136. 

Lebensmittel. Begriff im Sinne der Gewerbeordnung $ 115. 15, 437; 
20, 217; 30, 258. 

Lebensunterhalt. Was veriteht 8 181a St. G. B.'s darımter? 35, 92, 

Legitimation durch nachfolgende Ehe. 1) Einwirkung der Legitimation 
auf die iiber das zu legitimierende Kind geführte Bormundicaft, ins— 
befondere auf die Gültigfeit eined vom Vormund geitellten Straf- 
antrags. 15, 176. — 2) Perjonenjtandsunterdrüdung und intellektuelle 
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Urkundenfälihung durch Abgabe einer unrichtigen Legitimationserflärung 
vor dem Standesamt. 1, 9 

Legitimationspapier. Fälſchung zum Zwecke befjeren Fortkommens 
S. &.©.B. 8 363 ©. 270 flg. 

Lehrer, 1) Begriff „Lehrer und Erzieher“. ©. St.G.B. 8 174! 
Nr. 11—15 ©. 104jlg., $ 247 Nr. 4 ©. 162. — 2) Züchtigungs- 
recht des Lehrerd. S. St.G.B. 8 340 Nr. 5—20 ©. 248 fig, $ 223 
Nr. 14, 15 S. 134. — 3) Iſt in Altpreußen das Konſiſtorium befugt, 
Strafantrag zu jtellen wegen Beleidigung des Lehrers einer evan— 
gelifchen Sonntagsichule in Bezug auf feine Berufstätigkeit? 4, 205. 

Lehrling. 1) Sind die Lehrlinge ald Zöglinge, ihre Prinzipale (Lehre 
herren ac) als Erzieher anzufehen? ©. St.G.B. $ 1741 Nr. 13—15 
©. 104 fig., $ 247 Nr. 4 ©. 162. — 2) Was ijt unter „Beihäftigung“ 
von Fabriffehrlingen zu verjtehen? 21, 152. — 3) Sit der Hand- 
lungslehrling Lehrling im Sinne des St. G.B.'s 8 247? 22, 243. — 
4) Vgl. auch Handlungslehrling. 

Leibesfrudt. Abtreibung der Leibesfrudt. S. St. G.B. 88 218— 220 
©. 130 fl. 

Leiche, 1) Beijeiteihaffen einer Leiche ohne Vorwiſſen der Behörde. 
28, 119. — 2) Kann in dem Herausnehmen einer Leiche aus der 
noch offenen Gruft, in der fie beigefeßt war, ein Vergehen gegen 
St.©.B. 8 168 gefunden werden? 28, 139. 

Leichenſchau und Leichenöffuung. 1) Darf das Protokoll über die 
Leihenöffuung im Gegenfaß zu dem über die Leichenjchau in der 
Hauptverhandlung verlefen werden? 2, 153. — 2) Muß der Arzt, 
welcher fi in der Hauptverhandlung auch über feine tatjächlichen 
Wahrnehmungen ausläßt, neben dem Sadverftändigeneid den Beugeneid 
leiiten? 2, 389. 

Reihtfinn. Was verfteht St.G.B. 8 302a unter Leichtfinn? 27, 18. 

Leitungsbeamter im Sinne des preußijchen Berggeſetzes vom 24/6 65 
g8 73flg. 5, 182. 

Leumund, DVerlefung von Zeugniffen über den Leumund des Angeklagten 
oder eined Zeugen in der Hauptverhandlung; fonjtige Ermittlung des 
Leumunds. S. St.P.O. $ 255 Nr. 12—15 S. 350. 


Liegenjchaftsveränfernngen. S. mwürttembergifches Geſetz vom 23/6 58 
©. 607. 


Lippe. Bol. dad Gefepesverzeichnis, 

Liquidator, 1) ft der Liquidator einer in Konkurs geratenen Genofjen= 
Ihaft als deren Bevollmädtigter im Sinne des St.G.B.8 $ 266 
Nr. 2 anzujehen? 19, 184. — 2) Pflicht des Liquidatord einer Ge— 
noffenfchaft zur Bilanzziehung. 35, 137. 

Lift. Was ift unter Lift im Sinne des St.G.B.’3 88 234flg. zu ber- 
ſtehen? 15, 340; 17, 90. 

Lithophanien. Gehören Lithophanien der zeichnenden oder malenden, 
oder gehören fie der plaſtiſchen Kunſt im Sinne des Geſetzes dom 
9, Januar 1876 an? 18, 321. 


Lizenziteuer — Mahntiiten. 671 
Lizenzitener in 
5/5 80 ©. 5 
Lohnabzüge. Delikte dur Lohnabzüge auf Grund des Krankenverfiche- 
rungsgeſetzes ohne Beobachtung der Vorſchriften des Geſetzes. S. Geſetz 
vom 88 81—82b ©. 534. 

Lohnanszahlung an die Arbeiter. S. Geſetz vom 21/6 69 88 115—119b 
©. 448flg. 

Zohnfchreiber, 1) Sit der Lohnfchreiber bei Gericht und Staatdanwalt- 
Ihaft in Preußen Beamter? 5, 337; 23, 405. — 2) Deögleichen in 
der jtädtifchen Verwaltung? 31, 293. 

Lotterie und Ausfpielung. 1) Veranftaltung ohne obrigfeitlihe Er— 
laubnid. ©. St.G.B. 88 284—286 © 212, $ 286 ©. 214. — 
2) Spielen in auswärtigen Xotterien. S. preußiiche® Geje dom 
29/7 85 ©. 600jlg. — 3) Feilbieten geringerer als der genehmigten 
Anteile von Lotterielofen. S. heffifches Gejeß vom 11/4 96 ©. 573. 
— 4) Ankündigung einer Lotterie in Eljaß-Lothringen. 21, 3. 

Lotterielos. 1) Stempelpflidt. S. Gejeß vom 1/7 81 88 12—16 


©. 528, vom 360 $ 33 ©. 580, Tarifpofition III ©. 531; vom 
17 8 


Zn 88 22, 24, 26 ©. 531, Tarif Nr. 5 ©. 582. — 2) Unter 
welchen Borausfegungen ift eine Unterjchlagung an dem Geminn 
möglich, der auf ein von mehreren gemeinſchaftlich geſpieltes Lotterielos 
entfallen und von einem der Mitjpielenden eingezogen ilt? 24, 146. 
— 3) Findet 8 7 des Geſetzes, betreffend die Abzahlungsgejchäfte, Anz 
wendung, wenn bei Abſchluß des Vertrags über eine Mehrheit von 
Loſen die monatliche Lieferung je eines Loſes und die monatliche 
Bahlung eines bejtimmten Geldbetrages vereinbart wird? 30, 165. 


Lotto. Gehört dad Lotto zu den Glücksſpielen, oder fällt e& unter den 
Begriff der Lotterie? 18, 342. 

Kübel. Bol. dad Gefepesverzeichnis. 

Luftbarfeiten. Kann die Veranjtaltung einer öffentlichen Ausfpielung 
als „Darbieten von Qujtbarkeiten” im Sinne der Gew.O. $ 55 auf: 
gefaßt werden? 14, 89. 

Luther. Kann in der Beichimpfung Luthers eine Beſchimpfung der 
protejtantifchen Kirche gefunden werden? 9, 158. 


Elfaß- Lothringen. ©. elſaß-lothringiſches Geſetz dom 
11; 


M 


Magazin. Was iſt unter Magazin im St.G.B. $ 308 zu verſtehen? 
13, 407, 

Magijtrat. Iſt in Altpreußen der Bürgermeiſter Vorgeſetzter des 
Magiftrats im Sinne des St.G.B.’3 $ 196? 24, 179. 

Magijtratsrat. Iſt der Magiſtratsrat in Bayern, infoweit ihm die 
Überwachung einer ftädtifchen Anſtalt übertragen ift, Beamter? 29, 273. 

Mahnliften. Sind die ſog. Mahnliften, welche in Preußen auf Grund 
de3 $ 14 der Minijterialanweifuug vom 15. September 1879 zur 
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Verordnung vom 7. September 1879, betreffend. dad Verwaltungs: 
zwangsverfahren, geführt werden, öffentlihe Urkunden? 21, 104. 
Mahnverfahren. Sit die im Mahnverfahren erfolgte Ladung zur münd: 

lihen Verhandlung eine beweiserhebliche Urkunde? 14, 1. 
Maiſchſteuer. S. Branntweiniteuer. 
Majeſtätsbeleidiguug. S. St. G.B. 88 94—101 ©. 54flg. 
Makler. S. Handelsmakler. 
Maler. Inwiefern iſt ein Maler, beſonders wenn er zugleich Bau— 
unternehmer ift, ein zur Buchführung verpflichteter Kaufmann ? 28, 58. 


Malzitener. S. bayeriiches Geſetz vom I S. 563; R.Geſ. vom 
31/5 72 ©. 482; Bunbdesratöverordnung vom 5/7 88 ©. 542. 
Margarine, S. Geſetz vom 12/7 87 ©. 541; vom 15/6 97 ©. 558; 
vom 14/5 79 8 10 Nr. 27 ©. 518. 

Mariä Verkündigung. Iſt Mariä Verfündigung in Nheinpreußen ein 
allgemeiner Feiertag? 31, 221. 

Marinearzt. Iſt das Militärgericht für Zweifämpfe der Affiftenzärzte 
der Marinerejerve auch nad) deren Verabſchiedung zuftändig? 12, 231. 

Markenſchutz. S. Geje vom 30/11 74 ©. 495; vom 12/5 94 ©, 547. 

Materien des Landesitrafrechts, welche durch das Strafgefeßbuch aufer 
Kraft gejebt find. Begriff. ©. E.G.St. G.B. $2 ©. 3. 

Medlenburg. S. Syit. Reg. ©. 573. Vgl. auch das Geſetzesverzeichnis 

Medizinalkomitee. Iſt das Medizinalkomitee einer bayerijchen Univerfität 
eine Behörde, deren Gutachten in der Hauptverhandlung verleien 
werden darf? 27, 359, 


Medizinalperfon, Begriff. S. St.©.B. $ 277 Nr. 4, $ 278 Nr. 2,3 

©. 211. 

Medizinalverfafiungen der Bundesftaaten. Verhältnis zur Gemerbe 
ordnung. 6, 261; 13, 259. 


Mehl. 1) Was veriteht dad Regulativ des Bundesrat vom 27. Juni 
1882 unter „gebeuteltem Mehl"? 19, 302. — 2) Was ijt der 
Unterjchied zwiihen Mehl und Kleie im Sinne des Bolltarifd vom 
15. Juli 1078 9 26, 86. 


24, Mai 1585 

Meineid. 1) ©. St. G.B. 88 1583—163 ©. Bäflg. — 2) Begriff von 
„Meineid“. 32, 118. 

Menado. Iſt die Herjtellung von Fabrifmenado aus brafilianiscen 
Raffeebohnen Nahrungsmittelfälihung? 25, 117. 

Menſch. Von welchem Zeitpunft an ift ein Menſch, bis zu welchem 
eine menschliche Frucht vorhanden? 1, 446; 9, 131; 26, 178. 

Menſchenmenge. Was veriteht das St.G.B. $ 125 unter Menfchen- 
menge? 9, 143; 20, 303. 

Menſchenraub. S. St.G.B. $ 235 ©. 141. 

Meſſer. Was bedeutet „mittels eined Meſſers“ im St.G.B. $ 2238? 
Genügt ein zugeflapptes Meſſer? 30, 176. 

Met. Sit Met Geaenjtand der Neichdbraufteuer? 21, 346. 

Menterei. ©. &t.G.B. 8 122 ©. 69. 
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Miete, Iſt nah Pr.A.L. R. ein Vertrag dahin zuläfjig, daß eine Mobilie 
zunächjt vermietet wird, umd daß nach Zahlung des in beftimmten 
Terminen zu entrichtenden Mietgeldes der abgejchlofjene Mietvertrag 
die Eigenſchaft eines Kaufes erhalten und das Cigentum auf den 
bereit3 im Befi befindlichen bisherigen Mieter übergehen ſoll? 2, 21. 

Mieter, 1) Pfandrecht oder Zurüdbehaltungsreht ded Vermieter an 
den Invekten und Illaten des Mieterd. S. St. G.B. $ 289 Nr. 2 
bis 29, 34—41, 44—47, 49—51 ©. 220flg. — 2) Inwieweit hat 
der Mieter Befiß oder Gewahrfam an den im Mietraum befindlichen 
Sachen und an den Bejtandteilen des gemieteten Gebäudes? S. St.G.B. 
8 242 Nr. 22—24 ©. 147. — 3) Inwieweit fann in der Anwendung 
von Gewaltmitteln zu dem Zwecke, den Mieter aus der Mietwohnung 
auszutreiben, eine Nötigung gefunden werden? 7, 269; 9, 58; 
20, 354. — 4) Unter welchen Borausfegungen kann der Mieter den 
Vermieter zur Freigabe von Sachen „nötigen“, welche diejer in der 
irrigen Annahme, fie jeien einem Pfandrecht unterworfen, zurück— 
hält? 19, 75. 

Milchfälſchung. S. Geſeß vom 14/5 79 8 10 Nr. 30, 31 ©. 518. 

Mildernde Umſtände. 1) Stellung und Beantwortung der Frage nad) 
mildernden Umständen im jchwurgerichtlihen Berfahren. ©. St. P.O. 
8 292 Nr. 7, 13 ©. 375, 8 297 ©. 381, $ 307 Nr. 6,7 ©. 384, 
8 309 Nr. 9, 10 ©. 386. — 2) Begründung der Entjcheidung über 
mildernde Umjtände im Urteil. ©. St. P.O. $ 266 Nr. 24 ©. 365. 
— 3) Iſt bei Zurüdverweifung einer Sadhe aus der Revifionsinftanz 
in die erjte Inſtanz unter Aufrechterhaltung der Feititellungen die 
erite Inſtanz an die frühere Entjcheidung über die mildernden Um- 
jtände gebunden? 9, 98; 20, 411. — 4) Strafzumefjung für einen 
unter 18 Jahre alten Angeklagten bei Zubilligung mildernder Um— 
ftände wegen eined mit zeitlicher Zuchthausſtrafe bedrohten Verbrechens. 
6, 98. — 5) Iſt für das Verbrechen des St. G.B.'s $ 214 die An— 
nahme mildernder Umjtände zugelaſſen? 25, 178, 

Mildeſtes Strafgeſetz. Anwendung des mildejten Strafgejeßed bei 
Anderung der Gejepgebung. S. St. G.B. 82 Nr. 2—18 ©, 5, 

Militärgeridht. 1) Darf im Falle des $ 250 St. P.O. auch das Protokoll 
eines MilitärgerichtS über die Vernehmung eined nicht mehr zu er- 
mittelnden Zeugen verlejen werden? 29, 433. — 2) Sit eine einem 
Militärgericht erjtattete gutgläubige jchriftliche Anzeige über die jtraf- 
bare Handlung einer Militärperfon eine beweiserhebliche Urkunde? 
28, 75. 

Militärgerichtsbarfeit, Militärftrafrecdht, Militärftrafprozeh. 1) S. preu- 
ßiſches Gejeg vom 3/4 45 ©. 583flg.; bayeriſches Geſetz vom 29/4 69 
S. 564; vom 18/8 79 S. 565; R. G. vom 20/6 72 ©. 484; vom 2/5 74 
©. 486; vom 3/5 90 ©. 544; vom 1/12 98 ©. 558. — 2) Können 
für die Frage, ob die Zuftändigfeit des Militärgericht3 oder die des 
Eivilgerichtd gegeben ift, Tatſachen noch in der Reviſionsinſtanz geltend 
gemacht werden? 12, 125; 27, 143. — 3) Inwieweit wird durd) 
Gen.Reg. au E. 1. &t.&. I-XXXV. 43 
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die disziplinarifche Beitrafung eines militärifchen Delikt die Strafflage 
verbraucht? 22, 1. 

Militärifhe Delikte. Ift Teilnahme an militäriichen Delikten und Be— 
günftigung derjelben durch Militärperfonen möglich? 15, 396; 25, 234; . 
27, 158. 

Militärifche Geheimuiffe. Verrat. S. Geſetz vom 3/7 93 ©, 547. 

Militärperfon. 1) Beleidigung von Militärperfonen im Amte; Stellung 
des EStrafantragd durch den Vorgeſetzten. ©. St. G.B. $ 196 Nr. 12, 
21, 24, 30, 45 ©. 123flg. — 2) It ein Standesbeamter nad dem 
Perſonenſtandsgeſetz vom 6. Februar 1875 $ 69 ftrafbar, wenn er die 
Ehe einer Militärperjon vollzieht unter jchuldhafter Außerachtlaſſung 
der Vorjchriften, welde die Ehe einer Militärperfon von einer Er— 
laubnis abhängig machen? 15, 47; (7, 8). 

Militärpfliht. 1) Vergehen gegen die Militärpfliht. S. St. G. B. 
88 140—143 ©. 88flg. — 2) Berfahren bei Vergehen gegen die 
Mititärpflidt. S. St. P.O. 88 471—475 ©. 418flg. 

Minderjährige. 1) Ausbeutung von Minderjährigen. ©. &t.G.B. 
$ 801 ©. 230. — 2) Können Minderjährige, welche in der Hand— 
fungsfähigfeit bejchränft find, al8 Bevollmäcdtigte Untreue im Sinne 
des St.G.B.'s 8 266 Abſ. 2 verüben? 20, 262. — 3) Kann gegen 
einen bevormundeten Minderjährigen, der ohne vormundidaftliche Ge— 
nehmigung ein faufmännifche® Gefchäft betrieben hat, die Vorſchrift 
der RD. von 1877 8 210 Nr. 2 und 3 angewandt werden? 26, 93, 
— 4) Hindert die Minderjährigfeit den Verluſt der Reichs- und 
Staatsangehörigfeit nad; dem Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 8 21? 
26, 427; 28, 25; 30, 297, 326. 

Minderfaufmann. S. K.O. von 1877 8 210 Nr. 16, 17, 24flg. 
©. 278 flg.; RD. von 1898 $ 240 Nr. 4,5 ©. 286. 

Mineralien. Unbefugte Gewinnung und Aneignung fremder Mineralien. 
©. preußiſches Gejeh vom 26/3 56 ©. 589. 

Minifter. 1) ©. Kriegsminijter in Preußen. — 2) Iſt das bayerijche 
Sefamtminifterium eine Behörde, und wer fann für dasſelbe Straf- 
antrag jtellen? 15, 85. — 3) Genügt zur Verfolgung einer Beleidigung 
des preußifchen Minifter8 der Öffentlichen Arbeiten ein vom Miniſterial— 
direftor dahin unterzeichneter Antrag: „Der Minijter der öffentlichen 
Arbeiten. Am Auftrage ... (Name)? 21, 231. 

Mißhandlung. 1) ©. St.G.B. 88 223 —238 ©. 134 fig. — 2) Mip- 
handlung im Amt. ©. St. G.B. 8 340 ©. 248. — 3) Mißhandlung 
als Dualifitationdgrund beim Widerjtand gegen die Staatsgewalt. 
S. StGB. 8118 ©. 68. 

Mifverhältnis, Auffälliges Mipverhältnis zwifchen VBermögensvorteil 
und Leiftung ald Tatbeſtandsmerkmal des Wuchers. ©. &t.G.B. $ 3028 
Nr. 17—22 ©. 231 fig. 

Mitangeflagter, Mitbefchuldigter. 1) Vereidigung des als Zeugen ver 
nommenen Mitangellagten. ©. StPO. $ 56 Nr. 29—31 ©. 303. — 
2) Iſt es zuläffig, einen Mitangeflagten kommiſſariſch zu vernehmen? 
16, 232. — 8) Iſt auch ein Mitangeflagter, welder die Ladung des 
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demnächft fommifjarifh vernommenen Zeugen wicht beantragt hatte, 
gemäß $ 223 St. P.O. zu benadrichtigen? 1, 210. — 4) Unter welchen 
Borausjegungen wirkt ein von einem Angellagten geftellter Beweis— 
antrag auch zu gunften des Mitangellagten? 1, 170. — 5) Darf von 
der Erhebung eined auf Antrag von mehreren Angeklagten herbeis 
gefchafften Beweiſes nur dann abgejehen werden, wenn aud die Mit- 
angeffagten fi) damit einverjtanden erklären? 10, 300. — 6) Ent— 
fernung eined Angeklagten aus dem Sitzungszimmer während ber 
Vernehmung eines Mitangellagten. ©. St.P.D. $ 246 ©. 342. — 
7) Berlefung des Protokolls über die frühere Vernehmung eines nicht 
zu ermittelnden Mitangellagten. ©. St.P.D. $ 250 Nr. 8 ©, 346. — 
8) Anhörung des Angeklagten zu jeder Bernehmung eines Mitangeflagten. 
S. SPD. 8256 ©. 351. — 9) Unter melden Vorausſetzungen 
fann ein Angeklagter eine Revifionsbeichwerde darauf ſtützen, daß mit 
Geſetzesverletzung in Abweſenheit des Mitangellagten verhandelt worden 
jei? 29, 294. — 10) Haftung mehrerer Mitangellagten für die Aus- 
lagen als Geſamtſchuldner. S. St.P.D. 5 498 Nr. 6—11 ©, 422, 

Mitbieten bei öffentlichen Verfteigerungen. Inwieweit find die partifulars 
rechtlichen Borjchriften über das Abhalten vom Mitbieten neben dem 
St.G.B. in Kraft geblieben? 10, 220; 17, 203; 27, 106. 

Mitgewahrfam. Liegt cine wirkfame, für die Anwendung des $ 137 
St. G. B.'s ausreichende Beſchlagnahme vor, wenn ein Gerichtsvollzieher 
Sachen pfändet, die ſich im Mitgewahrſam eines zur Herausgabe nicht 
bereiten Dritten befinden? 25, 108 


Mitglied des landesherrlihen Haufes. Begriff. ©. St.G.B. & 97 
©. 55. 

— eined deutfhen Parlaments. S. Abgeordneter. 

Mittagspaufe für Kaufmannsgehülfen, WUrbeiterinnen und jugendliche 
Arbeiter. S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 88 137, 138, 139c 
©. 453 flg. 

Mitteilung, 1) Mitteilungen aus nicht öffentlichen Gericht3verhands« 
lungen. ©. &t.©.B. $ 184 Nr. 17—19 ©. 113. — 2) Vorzeitige 
Mitteilung der Unklagefchrift durdh die Prefje. S. Gejeh vom 7/5 74 
817 ©. 489. 

Mittel. Verſuch mit untauglihen Mitteln. S. St.G.B. $ 43 Nr. 1 
und 2 ©. 13. 

Mittelbare Täterſchaft. ©. St.G.B. 88 47—50 Nr. 19—22 ©, 18, 

Mittäterfhaft. S. St.G.B. 88 47—50 Nr. 25 ©, 18, 847 ©. 19. 

Möbelleihvertrag. ©. Miete. 

Mobiliarfenerverfiherung, übermäßige ©. preußifches Gefeh vom 
8/5 37 ©. 582. 

Modell. 1) Modell ald Gegenjtand des Geſchmacksmuſterſchutzes. ©. Geſetz 
vom 11/1 76 ©. 504. — 2) Modell ald Gegenjtand des Gebrauchs— 
muſterſchutzes. S. Geſetz vom 1/6 91 ©. 545. 

Molkerei. Iſt der Inhaber des Betriebd einer Molkerei als folder ein 
zur Führung von Handelsbüchern verpflichteter Vollkaufmann? 26, 37. 
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Molkereigenoſſenſchaft. Finden die Borfchriften der Gewerbeordnung 
über die Verhältnijje der Fabrifarbeiter auf den Gewerbebetrieb ciner 
Molkereigenofienichaft Anwendung? 22, 288. 

Moral insanity. Begriff und Bedeutung. 15, 97. 

Mord. ©. St. G.B. 8 211 ©. 129, 8 80 ©. 58. 

Moresnuet. S. Neutral-Moresnet. 

Motorwagen, Sit der Dlotorwagen einer für den öffentlichen Verkehr 
bejtimmten, von einer Privatgejellihajt betriebenen Straßenbahn ein 
dem öffentlihen Nußen dienender Gegenjtand? 34, 1. 

Mühlenfabrifate. Umfang der Zollfreiheit für Mühlenfabrilate von 
nicht mehr als 3kg im Grenzbezirk nad) dem Bolltarif vom 24. Mai 
1885 Nr. 25q 2. 19, 131; 23, 29; 24, 172. 

Mundraub, ©. St.G.B. $ 370° ©. 274. 

Münzdelikte. S. St. G. B. 88 146—152 ©. 84 fig. 

Muſchelu. Gehört der Fang von Muſcheln zum Fiſchen im Sinne des 
St.G.B.'s? 17, 161. 

Muſterſchutz. 1) Seihmadsmufterigug. ©. Geſetz vom 11/1 76 ©. 504. 
— 2) Gebrauchsmuſterſchutz. ©. Gejeß vom 1/6 91 ©, 545. 

Mutter, unehelihe. 1) Tötung des Kindes in oder gleih nad; der 
Geburt durch die umehelihe Mutter. S. St.©.B. $ 217 ©. 130. — 
2) Unterdrüdung des Berjonenftands und intelleftuelle Urkundenfälſchung 
durch umrichtige Angaben bei der Anmeldung des Kindes zum Geburts- 
regifter feitens der unehelihen Mutter. S. St.G.B. $ 169 Nr. 4, 9 
©. 101, $ 271 Nr. 47 ©. 207. — 3) Befugnis der unehelichen Mutter 
zur Stellung des Strafantragd für das Find. ©. St.G.B. 8 65 
Nr. 7—9 ©. 41. — 4) Sit die unehelihe Mutter als Familienhaupt 
im Sinne ded Perfonenjtandögejehes vom 6. Februar 1875 $ 57 an— 
zujehen? 32, 367. 


N 


Nachbildung. S. Geſetz vom 9/1, 10/1, 11/1 76 ©. 501jlg.; vom 
11/6 70 88 18—44 ©. 473flg. 

Nachdruck. S. Geſetz vom 11/6 70 ©. 471. 

Nacheile. S. G.V.G. $ 168 ©. 430. 

Nachlaßpfleger. Iſt der Nachlapfleger in Preußen befugt, Strafantrag 
wegen eines auf den Nachlaß bezüglichen Delikts zu jtellen? 8, 112. 

Nachſchlüſſel. Gebrauh eines Nahichlüffel® als Qualifikationsgrund 
beim Diebftahl. S. St.G.B. $ 243? Nr. 35—43 ©. 1583 fig. 

Nachteil, 1) Handeln zum Nachteil einer anvertrauten Perfon, Sache 
oder Vermögensmaſſe. S. St.G.B. $ 266! Nr. Iflg. ©. 185; 


9.6.8. vom 3 J Art. 249 ©. 441; Gejeß vom 8 34 ©. 506; 
vom 1/5 89 8140 ©. 542. — 2) — über Vermögensſtücke zum 
Nachteil des Auftraggebers. ©. St.G.B. 8 266? Nr. 32flg. ©. 187. 
— 5) Abſicht, einem anderen Nachteile zuzufügen bei der Urkunden 
unterdrüdung. ©. St. G.B. 8 274 Nr. 10 flg. ©. 208. 
Nachtwächter. Beamteneigenfhaft. S. St.G.B. 8359 Nr. 50,516. 266. 


Nachtzeit — Notar. 677 

Nachtzeit. Was verfteht St. G.B. 8 243 Nr. 7 unter Nadhtzeit? 3, 209, 

Nachweis des Berfaflerd eines Preßartikels oder einct Vormannes als 
Mittel, die Bejtrafung nad) dem Prefgefege abzuwenden. S. Geſetz 
vom 7/5 74 $ 21 Nr. 12—17 ©. 493 fig. 

Nahrungsmittel, 1) Entwendung von Nahrungsmitten. S. St. G. B. 
$ 3705 ©. 274. — 2) Fälfhung ©. Fälſchung 3. 

Name, 1) Gebrauch eines falfchen Namens gegenüber einem zujtändigen 
Beamien. S. St.G.B. 8 360° ©. 267. — 2) Bewirkung der Auf: 
nahme eines faljhen Namens in öffentliche Urkunden als intellektuelle 
Urkundenfälſchung. S. St. G.B. 8 271 Nr. 23—34 ©. 205 flg. — 
3) Inwiefern fann in der Unterzeichnung einer Urkunde mit dem 
eigenen Namen oder mit dem Namen eines der Unterzeichnung zu— 
jtimmenden anderen eine Urkundenfälfchung gefunden werden? ©. St. G. B. 
$ 267 Nr. 102, 103 ©. 195 flg. — 4) Bezeihnung von Waren mit 
dem Namen oder der firma eines anderen. ©. Geſetz vom 30/11 74 
814 Nr. 16. 496, vom 12/5 94 $ 14 Nr. 1—5, 8, 10 ©. 548 fig. 
— 5) Rann die Staatdanwaltichaft die Anordnung der Namen mehrerer 
gleichzeitig angellagter Perfonen nach freiem Ermefjen vornehmen, wenn 
die Gejchäftsverteilung unter die verjchiedenen Straffammern ſich nad) 
den Unfangebuchitaben richtet? 28, 215. 

Nebenfrage, Stellung von Nebenfragen im ſchwurgerichtlichen Verfahren. 
©. St.P.O. 88 295—298 ©. 380 fig. 

Nebenflage. 1) S. St. P.O. 88 435—444 ©. 412flg., $ 467 ©. 417, 
$ 504 ©. 423. — 2) Gehört der Nebenkläger zu denjenigen Perſonen, 
deren Anmwejenheit in der Hauptverhandlung das Geſetz vorjchreibt? 
28, 220. 

Nebenftrafe, 1) Erkennung auf Nebenftrafe beim Verſuche. ©. St. G.B. 
$ 45 ©. 15. — 2) Berüdjihtigung der Nebenitrafen der verlebten 
Strafgejege bei Entſcheidung der frage, welches Geſetz die ſchwerſte 
Strafe androbt? 5, 420. 

Ne bis in idem. ©. St. PO. Bud IL Abſchnitt 1 ©. 317. 

Neigenbier. Kann Zufat von Neigenbier Bierverfälfhung fein? 12, 400. 

Nentral-Moresnet (Nheinprovinz). Iſt der Grenzbezirt von Neutral- 
Moresnet Ausland? Welches Recht gilt dort? 31, 259. 

Niederlage von Sprengitoffen. Begriff im Sinne der preußischen Miniſterial— 
verorduung vom 19. Oftober 1893 8 33. 28, 292. 

Niederichlagung des Strafverfahrend durch einen deutichen Landesherrn. 
Wirkjamfeit für die in der Reviſionsinſtanz beim Reichsgericht an- 
hängigen Sachen. 33, 204 (28, 419). | 

Nordamerifanijche Union. S. Amerika. 

Notar. 1) Fit der Notar in Altpreußen eine Behörde? Iſt er im 
Erblegitimationsverfahren zur Abnahme eidesitattliher Verficherungen 
befugt? 17, 341; 18, 246. — 2) Urfundenfälihung nad St.G.B. 
$ 348 Abf. 1 durd) einen Notar. 24, 230; 30, 373. — 3) Sebühren- 
überhebung durch den Notar. ©. St. G.B. $ 352 jpez. Nr. 12 ©. 261. 
— 4) Iſt der Bericht eines Richterd über die Revifion eines Notar 
eine öffentliche Urkunde einer öffentlichen Behörde? 26, 138. — 
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5) Kann Betrug dadurch verübt werden, daß der Cedent einer Forderung 
bei der notariellen Geffion dem Notar feine Verpflichtung zur Nicht: 
übertragung der Forderung verjchweigt? 21, 67. — 6) Sind die 
Protejtregifter der Notare öffentliche Urkunden? 1, 426. — 7) Stempel- 
Itrafe de3 Notard für unterlaffene Einziehung des Stempels. 2, 101. 
— 8) ©. weiter bayerifhes Geſeß vom 10/1161 ©. 563; hannövriſches 
Geſeh vom 18/9 53 ©. 589; preußifches Gejeg vom 15/7 90 ©. 601. 

Nötigung. 1) ©. St.G.B. 8 240 ©. 143. — 2) Nötigung eines Be- 
amten zur Vornahme oder Unterlafjung einer Amtshandlung. ©. St. G. B. 
$114©.63. — 3) Nötigung als Strafausſchließungsgrund. ©. St.G.B. 
8 52 Nr. 1, 9 ©. 27flg. 

Notlage. Ausbeutung einer Notlage beim Wucher, Begriff. ©. St. G.B. 
$ 302a Nr. 11, 12 ©. 231. 

Notorietät, ©. SPD. $ 260 Nr. 9-11 ©. 354flg. 

Notitand. S. St.G.B. $ 54 ©. 29. 

Notweg. Kann ein Notweg, welcher beim zeitweifen Unpaffierbarwerden 
des ordentlihen Weged von dem auf deffen Benußung angemwiefenen 
Publikum daneben bergeftellt wird, ein Weg im Sinne des St.G. B.'s 
$ 821 fein? 27, 368. 

Notwehr. ©. St.G. B. 8 53 ©, 28. 

Notzudt, ©. St.G.B. $ 177 ©, 107. 

Novelliſtiſches Erzeugnis. Begriff. ©. Gefep vom 11/6 70 8 7 
Nr. 4—6 ©, 472. 

Nummer, 1) Kann eine bloße Nummer eine beweiserhebliche Urkunde 
jein? 14, 175; 28, 152. — 2) Liegt ein Vergehen gegen das Patent- 
geſetz $ 40 vor, wenn eine Sache außer mit der Nummer eined noch 
beftehenden Patente8 mit der Nummer eined anderen auf die Sache 
bezüglichen,, aber inzwiſchen erlojchenen Patents bezeichnet wird? 28,14. 

Nuten. Welche Gegenitände dienen dem öffentlichen Nuten? S. St. G.B. 
8 304 Nr. 1—4, 8 ©. 234 lg. 


> 


Oberlandesgeridht. 1) Findet gemäß 8 160 6.8.6.3 Beſchwerde an das 
DOberlandesgeriht jtatt, wenn dem Erſuchen eines Amtögericht8 an ein 
anderes um Strafvollftredung nicht entjprodden wird? 20, 101. — 
2) Kann ein Richter, welcher bei einer gemäß 8 170 St. P.O. bie 
Erhebung der öffentlichen Klage anordnenden Entſcheidung des Ober: 
landesgericht3 mitgewirkt hat, ald Mitglied des erfennenden Gerichts 
abgelehnt werden? 19, 332. — 3) Wirkung eines Beſchluſſes des 
Oberlandesgericht?, durch welchen der Einwand des Angeklagten gegen 
die Zuftändigfeit des ordentlichen Gericht8 verworfen wird. 32, 89. — 
4) Iſt der Beichluß, welcher ein Ablehnungsgefuh verwirft, gemäß 
$ 28 Ubi. 2 St. PD. auch dann mit dem Urteil zufammen anfechtbar, 
wenn er vom Oberlandeögericht ergangen ift? 33, 314. — 5) Über die 
bindende Kraft der Euticheidungen eines Oberlandesgeridtd. S. weiter 
SPD. $ 388 ©. 404. 


Obhut — Öffentlich. 679 

Obhut. Was bedeutet „der Obhut anvertraut“? ©. 68. 8 174 
Nr. 20 und 21 ©, 105. 

— Verſuch am untauglichen Objekt. ©. St.G.B. 8 43 Nr. 3—5 
S.1 


Objefties Berfahren. ©. St.G.B. 8 42 ©. 11; St.P.D. 88 477— 479 
S. 419 flg. 

Obmann der Geihworenen. Tätigkeit. ©. StB.D. 88 304, 307 
Nr. 1-3 ©. 383flg. 

Obrigkeit. 1) Aufforderung zum Ungehorfam gegen Anordnungen der 
Obrigkeit. S. StGB. 8 110 Nr. 2, 5,7, 13 ©. 57flg. — 2) Ver: 
ächtlihmahung von Anordnungen der Obrigkeit. ©. St.&.B. 8 131 
Nr, 2, 8-10 ©. 75flg. 

Obfervation. Gerichtlihe DObfervation als Beichlagnahme im Sinne des 
&t.©.8.8 8 137. 14, 151. 

Obitbänme. Sind veredelte Objtbäume in Württemberg Gegenftand de3 
Felddiebftahld, oder des gemeinen Diebitahl8? 24, 124. 

Ofenklappen. Enthält die polizeiliche Anordnung der Befeitigung von 
Dfenflappen in Preußen einen verfaffungswidrigen Eingriff in das 
Brivateigentum? 4, 106. 

Dffenbaren fremder Privatgeheimniffe. S. St.G.B. 8$ 299, 300 
©. 229. 

Offenbarungseid, 1) Eidesdelitt beim Offenbarungseid. S. St. G.B. 
8 158 Nr. 11, 14 ©. 86, $ 162, $ 163 Nr. 12—16 ©. 92flg. — 
2) Abſchluß eines Sceinverfauf8 und nachfolgende Ableiftung des 
Dffenbarungseides als Beijeitefchaffung von Volljtredungsgegenftänden 
im Sinne des St.G.B.'s $ 288. 27, 213, 

Dffene Handelsgeſellſchaft. Siche Handelsgeſellſchaft. 

Dffene See. Begriff im Sinne des $ 243 Nr. 4 St. G. B.s. 33, 57. 

Offenfundige Benutung eines Modelld vor der Anmeldung des Ge— 
brauhsmufterd, ©. Neichögefeß vom 1/6 91 $1 ©. 545. 

Öffentlich. 1) Öffentliche Abgaben und Gefälle, Verfahren in Straf 
fahen wegen Zumwiderbandlungen gegen die Vorjchriften über deren 
Erhebung. S. StPO. 88 459—469 ©. 4l6flg.; G.V. G. 8 136 
Nr. 2—5 ©. 429. — 2) DOffentlihes Amt; Unfähigkeit zu defjen 
Bekleidung. ©. St. G.B. 88 31, 35 ©. 10. Anmaßung eines öffent- 
lihen Amtes. ©. St.G.B. $ 132 ©. 76. — 3) DOffentliche An: 
fündigung. ©. St.G.B. $ 184 Nr. 21, 23 ©. 113. — 4) Offent- 
lie Anlagen, Beihädigung. S. St. G.B. $ 304 S. 234flg. — 
5) Offentliches Anſchlagen unzüchtiger Abbildungen. S. St. G. B. 
8184 Nr. 11 ©. 112. — 6) Offentliches Ärgernisgeben durch 
unzüchtige Handlung. ©. St. G.B. $ 183 Nr. 5—9 ©, 111. — 
7) Offentlide Aufforderung zum Ungehorfam gegen Geſetze und 
obrigfeitlie Anordnungen. ©. St.6.B. 88 110—112 ©. 57flg. — 
8) Dffentlihe Ausfpielun ©. StGB. 8 286 ©. 214. — 
9) Dffentlihe Ausftellung unzüchtiger Schriften. ©. St.G.B.$ 184 
Kr. 11, 13 ©. 112. — 10) Offentliche Behörden, deren Zeugnie 
in der Hauptverhandlung verlejen werden darf. ©, St.P.O. $ 255 


680 Öffentlichkeit — Operativer Eingriff. 
Nr. 1—11 ©. 350. — 11) Örffenttiche — des Urteils. 
©. St.G.B. 8 165 © . 97, 8 200 ©. 126; Nahrungsmittelgeieg vom 
14/5 79 8 16 ©, "528: Markenfchußgefeh vom 830/11 74 8 17 
©. 498. — 12) Öffentliche Beihimpfung von Rirhen, kirchlichen 
Einrihtungen und, Gebräuden. ©. ©t.G.B. 8 166 Nr. 10—12 
© 98. — 13) Offentliche Bücher und Regiſter. ©. St.G.B. 
8271 Nr. 24fig. S. 205flg. 8 348 Nr. Oflg. ©. 252flg. 8 138 
Nr.3 S.77 — 14) Öffentlicher Frieden, deflen Störung und Ge- 
führdung. ©. St.©.B. 8 126 ©. 73, $ 130 Nr. 1—4 ©. 74, 130a 
— 3,4 S. 75. — 15) Öffentliche Klage und deren Vorbereitung. 

&. SPD. 88 151—170 ©. 323 fl, 88 416, 417 ©. 410flg. — 
16) Öffentliche Ladung des Angeklagten zur Hauptverhandlung. 
©. St. P.O. $ 473 ©. 418. — 17) Offentlihe Lotterie. ©. St. G. B. 
$ 286 Wr. 7—9 ©. 214. — 18) Offentlicher Nutzen. Was find 
Gegenjtände, die dem öffentlihen Nuten dienen? ©. St.G.B. 8 304 
Nr. 1—4, 8 ©. 234 flg. — 19) DOffentlihe Ordnung. Delikte wider 
die öffentlihe Ordnung ©. St.G.B. 88 123—145a ©. 70flg. — 
20) Dffentlihe Orte. Sind Hausfluren dahin zu rechnen? 19, 1. 
Begriff von „öffentlihem Ort“ nah 8 43 Gew.O. vom 21. Juni 
1869 und 8 10 des preußifchen Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851. 
35, 54. — 21) Öffentlicher Piandleiher. S. St.G. B. $ 290 
Nr. 1 ©. 225. — 22) Offentlicher Platz ©. St. G. B. $ 116 Nr. 1 
= 64. — 23) Öffentliche Urkunde. ©. St.G.B. 8 267 Nr. 10—46 

©. 189flg. 8271 Nr. 10—45 ©. 204jlg., 8 348 Nr. 9—62, 73—77 
©. 252flg. — 24) DOffentlihe VBerfammlung. S. franzöfiiches 
Geſetz vom 6. Juni 1868 ©. 570. — 25) Offentliche Wajjerjtraße. 
S. 5.6.8. 8 243* Nr. 54, 55 ©. 154. — 26) Offentlicher ‚Weg. 
©. StGB. 8116 Nr.1 S. 64, $ 3681 Nr. 3 S&.274. — 27) Offent- 
lihe Zeichen der Autorität im Sinne des 8 135 St. G.B.'s. 31, 143. 
— 28) Offentlihe Zufammenrottung. ©. St. G. B. $ 115 Nr.1,2 
©. 64 8 125 Wr. 1 ©. 73. 

Öffentlichkeit der Hauptverhandlung. ©. G. B.G. 88 170—176 ©. 480 flg.; 
SPD. 8 370° S. 808flg. 

Offizier. 1) Sit der Offizier Beamter im Sinne des Strafgefeßbuch3? 
29, 15. — 2) Fit dies bei einem Offizier a. D. zutreffend? 35, 99. 
— 3) Iſt die Berufspflicht des DOffizierd eine Amtspflicht im Sinne 
des 8 164 St. G. B.'s? 20, 268. — 4) Beleidigung eines Offizierd in 
Bezug auf feinen Beruf; Strafantragdrecht des Vorgefegten. S. St. G. B. 
$ 196 Nr. 18, 24, 30, 31 ©. 123flg. — 5) Inwieweit find in 
Preußen die Polizeibeamten zur Feitnahme eined Offizier befugt? 
29, 180. 

Öl. Verzollung. 13, 321; 22, 370. 

Dlivendl. Begriff im Sinne des deuticheitalienifchen Handelsvertrags 
vom 4. Mai 1883. 22, 370. 

Onanie, Inwieweit iſt mechjelfeitige Onanie als widernatürliche Unzucht 
aufzufafien? ©. St.G.B. 8175 Wr. 3 ©. 105. 

Dperativer Eingriff. Inwieweit find Körperverlebungen, welche zum 
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Zwede des Heilverjahrend von Ärzten bei operativen Eingriffen er- 
folgen, ftraflo8? 25, 375. | 

Ordnung, öffentliche. Delikte wider die öffentliche Ordnung. ©. St. G.B. 
88 123—145a ©. 70 fg. 

Drt. 1) Ort der Begehung einer Straftat. ©. &.G.B. $3 ©. 6; 
St. PO. 87 5.239. — 2) Sind Hausfluren öffentliche Orte? 19,1. — 
3) Inwieweit fanıı eine Angabe über den Ort der Herjtellung einer 
Ware ald Angabe über Beichaffenheit und Wert im Sinne ded Waren 

„ zeichengejeges vom 12. Mai 1894 aufgefaßt werden? 28, 353. 

Ortliche Zuſtändigkeit. S. St. P.O. 88 7—18 ©. 289 fig. 

Ortskraukeunkaſſe. Kann ſich die Ortskrankenkaſſe einer öffentlichen Klage 
als Nebenklägerin anjchließen, um einen Entihädigungsanfpruch des 
Berlegten ald Buße geltend zu machen? 28, 301. 

Ortsvorſteher. Inwieweit iſt der Drtsvoriteher in Württemberg zur 
Ausstellung öffentlicher Urkunden befugt? ©. St.G.B. 8 348 Nr. 57—59 
S. 256. 

Dfterreich-Ingarn. S. Vertrag vom 2/3 77 ©. 509; vom 23/5 81 
S. 527; Geſetz vom 17/7 81 ©. 533. 


B 


Padjtvertrag. 1) Form und Wirkfantkeit eines von der Gemeinde über 
die Jagd abzuſchließenden Pachtvertrages. 286, 144. — 2) Wer hat 
Eigentum an den Erjapitüden eines Gutsinventars, welches bei einem 
Pacdtvertrage über ein Gut dem Pächter unter einer Tare mit der 
Verpflichtung dereinstiger Rückgewähr übergeben wird? 7, 41. 

Pactum reservati dominii. Inwieweit läßt das Pr. ALR. ein 
folches zu? 2, 21, 132; 3, 114; 24, 274. 

Päderaſtie. S. St. G.B. 8 175 Nr. 1-5 ©, 105. 

Paket. Unbefugte Eröffnung und Unterdrüdung von Paketen. S. St. G. B. 
8 354 ©. 262. 

Bapit. Kann die Beihimpfung des Dogmas der Unfehlbarkeit des 
Papites nah St G.B. 8 166 ftrafbar fein? 26, 294. 

Barforcejagd. Sit die Varforcejagd Sagdausübung? 26, 216. 

Barlament. 1) Wahrheitögetreue Berichte über Verhandlungen der Par— 
lamente im Sinne der Neihöverfaffung Art. 22 und dee St.G. B.s 
8 12. 15, 32; 18, 207. — 2) Unverantwortlichfeit und Immunität 
der Mitglieder de3 Parlaments. S. Reichsverfaſſung vom 16/4 71 
Artt. 30, 31 ©. 476; StGB. $11 ©. 8. — 3) Zeugenvernehmung 
der Mitglieder des Parlaments außerhalb der Hauptverhandlung. 
©. St. P.O. 8 49 ©. 298. — 4) Iſt die Wahl zum Parlamente eine 
Staatöangelegenheit im Sinne ded St.8.B.3$130a? 13,169; 27, 429. 

Partiererei und Hehlerei. S. St.G.B. 88 258—261 ©. 169 fig. 


Fatentihug, Patentanmaßung., ©. Patentgejeß dom "7 S. 509, 
Batron. Iſt der Patron (Schulvorjtand) in Preußen Beamter, und haı 
er ein Züchtigungdrecht gegen Schullinder? 9, 204. 


Periodiſche Drudihrift. Begriff. S. Preßgefeg vom 7/5 74 87 ©. 488. 
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Berfonenftand, 1) Unterdrüdun. ©. St. G.B. $ 169 ©. 101. — 
2) Beurkundung. S. Geſetz vom 6/2 75 ©. 500. 

Perſönliche Eigenjhaften, die nur dem, bei welchem jie vorliegen, zus 
gerechnet werden dürfen. S. St. G.B. $ 50 ©. 26. 

Pertinenz. 1) Einwirkung der Befchlagnahme einer Sache (insbefondere 
eined Grundftücs) auf deren Bertinenzen. ©. St.®.B. $ 137 Nr. 2, 
26, 28, 30, 31 ©. 79 lg. — 2) Sind Weinbergspfähle Pertinenzen 
des Weinberg oder des Weinjtods? 18, 128. 

Pfandbruch. S. St. G.B. 8 137 ©. 79. 

Pfandgebrauch. nz Gebraud) von Pfandſachen durd öffentliche 
Bfandleiher. ©. St.®.B. $ 290 ©. 225. 

Pfandleihgewerbe. * St.G.B. 8 3601? ©. 268; preußiſches Geſetz 
vom 17/3 81 ©, 599. 

Pfandreht. Verlegung eines fremden Pfandrechts an der eigenen Sache. 
©. St. G. B. $ 289, indbefondere Nr. 1-30 ©. 220 flg. 

Pfaudſchein. Kann Anfichbringen des über den Verſatz der gejtohlenen 
Sache ausgejtellten Pfandſcheins Hehlerei jein? 20, 399; 23, 27. 

Pfändung. Rechtmäßige Amtsausübung des Gerichtsvollziehers bei Vor: 
nahme der Pfändung. ©. St. G.B. $ 113 Nr. 20, 35—41 ©. 60ffg. 

Pfandverbringnng. ©. St. G.B. 8137 ©. 79. 

Pfarrer. Sit der proteftantifche Pfarrer in Bayern Beamter? 2, 316. 
©. im übrigen Geijtliche. 

Pferdelegitimationsatteftl. ©. preußifches Geſetz vom 13/2 43 ©. 583, 

Pferderennen, 1) Sit das Buchmachen bei Pferderennen Glücksſpiel? 
S. St. G.B. 88 284— 286 Nr. 12 ©. 218. — 2) Stempelpflicht des 


Buchmachers bei Pferderennen. S. Geſetz vom er SS 24, 26 


©. 531; Tarif Nr. 5 ©. 532; vom „5 Nr. 1, 2 ©. 582. 


Pflegeeltern. Begriff. ©. St. G.B. 8 52 Nr. 2, 3 ©. 27flg., $ 174 
Nr. 5—8 ©. 104. 

Pfleger. Beitellung eines Pfleger für Anbringung eines Strafantrags. 
©. SGB. 365 Nr. 1—3 ©. 41. 

Bifichteremplar. Liegt in der Abgabe de3 fogenanıten — 
an die Polizeibehörde bereits die im Strafgeſetzbuch $ 166 geforderte 
„Öffentliche Begehung? 2, 270. 

Photographie. 1) Schugrechte daran. ©. Geſetz vom 10/1 76 ©. 503. — 
2) Iſt die Photographie eine Drudichrift? 4, 362. 

Plat, öffentlicher. Begriff. 21, 370. 

Plombe, zollamtliche, als öffentliche Urkunde. 13, 193; 15, 214. 

Politifcher Verein. Begriff und Rechtsſtellung. ©. preußifches Vereins— 
gefeg vom 11/3 50 ©, 586. 

Politifche Zeitung. Begriff, 28, 45. 

Polizei. 1) Die Polizei als Vollftredungsbehörde. Rechtmäßigkeit der 
Amtsausübung ©. St.G.B. 8 113 Nr. 11, 21flg., 47 ©. 59 fig. — 
2) Befugnis der Polizei zum Erlaß von Abſperr ungs⸗ und Aufſichts⸗ 
maßregeln gegen anſteckende Krankheiten und Viehſeuchen. ©. St.G.B. 
z 327 Nr. 6—8 ©. 242, $ 328 Nr. 8-11 ©, 248; Geſeh vom 
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7/4 69 ©. 438; vom zo 88 2, 12, 31,©. 526. — 3) Befugnis 
der Bolizei zu Borladungen in Unterfuhungsfadhen. 2, 281. — 4) Beſteht 
eine allgemeine Pflicht, fi) von den Organen der Bolizei in Unterſuchungs— 
fachen als Zeuge vernehmen zu lafjen? 9, 453. — 5) Befugnifje der 
Sittenpolizei. ©. St.G.B. $ 361° ©. 269. — 6) Durd; welde 
Bolizeibehörde hat die Ausweifung eines Ausländerd aus einen Bundes— 
ſtaat zu erfolgen? 12, 154. — 7) Iſt die Polizei in Preußen befugt, 
das Waffentragen duch Verordnungen einzufchränten? 20, 43. — 
8) Sit die Polizei in Preußen befugt, die Benutzung des Privat- 
eigentums aus fanitären Gründen Bejchränfungen zu unterwerfen? 
4, 106. — 9) Über weitere Befugnis der Polizei in Preußen. 
©. preußifches Polizeigefeg vom 11/3 50 ©. 587. — 10) Fit die 
Polizei in Sachſen befugt, die Fortſetzung eines ohme die erforderliche 
Genehmigung begonnenen Gewerbebetrieb3 durch Verjiegelung der Ge— 
Ichäftsräume zu verhindern? 22, 5. — 11) Geftändniserpreflung durch 
Organe der Polizei. ©. St. G.B. $ 343 ©. 250. — 12) Entziehung 
eined® Schuldigen aus der Verurteilung oder Strafvollitredung durch 
Beamte der Polizei. S. St.©.B. $ 346 ©. 250. — 13) Inwieweit 
ijt der Vertreter einer Polizeibehörde zur Aufnahme öffentlicher Ur— 
funden befugt? 22, 151. — 14) Überweifung an die Landespolizeis 
behörde ald Nebenftrafe. ©. St. G.B. $ 362 ©, 270. 


Polizeiauffiht. 1) Unterfchied der Polizeiaufficht im Sinne des St. G. B.'s 
$ 39 von der fittenpolizeilichen Aufficht über Weibsperfonen. 11, 286. 
— 2) Kommt die Nebenftrafe der Zuläfjigkeit der Polizeiaufficht für 
die Frage in Betracht, welches das ſchwerſte Strafgejeß ijt? 17, 193. 
— 3) Kann beim Verſuch eined wahlweife mit lebenslänglichem oder 
zeitigem Zuchthaus bedrohten Verbrechens auf Zuläffigfeit der Polizei- 
auflicht erfannt werden? 16, 400. — 4) Kann bei verfudtem Rück— 
fallsdiebſtahl auf Zuläffigkeit dev Polizeiauffiht erfannt werden, wenn 
aus St.G.B. 88 44, 21 Gefängnisftrafe ausgeſprochen wird? 11, 158. 

Polizeibeamter. 1) Wann ift anzunehmen, daß jemand in einem 
Strafprozefje eine ihm zur Ausübung des Richteramts unfähig 
machende Tätigfeit als Polizeibeamter entfaltet hat? ©. St P.O. $ 22 
Nr. 9, 10 ©. 291. — 2) Kann in der Tätigkeit eines Polizeibeamten 
als Nrivatdeteftiv gegen Bezahlung das Delift des $ 332 St. G. B.'s 
gefunden werden? 16, 42. — 3) Kann durch eine bei einem Polizei- 
beamten gemachte Anzeige das Vergehen der er N 
begangen werden? ©. &t.G.B. 8 164 Nr. 2flg. S 

Polizeibehörde. ©. Volizei. 

Polizeiliher Strafbeſcheid. 1) ©. StP.D. 88 453—458 ©. 416. — 
2) Jumieweit wird durch einen polizeilichen Strafbeſcheid die Straf: 
Hage verbraudt? ©. St. P.O. Buch II Abſchn. 1 „ne bis in idem“ 
Nr. Sflg. ©. 318. 

Bolizeiftunde. Aufforderung zum Nichteinhalten. 10, 296. 

Polizeiverordunngen in Preußen. 1) Des Regierungspräfidenten, Beginn 
der Geſetzeskraft, Form der Bekanntmachung. 15, 198; 29, 442; 
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34, 368. — 2) Der Oberbergämter. ©. preußiſches Berggeſetz vom 
24/6 1865 ©. 590. 

Polyphon. Sit in den auswechjelbaren Notenſcheiben zu einem Polyphon 
eine mechanifche Vervielfältigung des zur Darſtellung gebradjten 
Muſikſtücks zu finden? 32, 41; vgl. 29, 193. 

Portoauslagen. Sind Portoauslagen Gebühren im des Sinne $ 352 
St.G.B.s? 8, 87; 17, 169, 

Portodefrandation. S. Geſetz vom 5/6 69 ©. 438; vom 28/10 71, 
S. 477; preußifche Kabinettorder vom 28/1 68 ©. 591. 

Porträt, photographifches. Urheberreht daran. ©. Geſetz vom 10/1 76 
88 1, 2,6—8 ©, 508jlg. 

Poftagenten. Beamteneigenfchaft. 21, 310, 

Poſtannahmebuch. Fallen Einträge des Poftagenten in das fogenannte 
Pojtannahmebud unter St.G.B. $ 348? 21, 310. 

Pojtanweifung. 1) Iſt die Poſtanweiſung eine öffentliche Urkunde? 
24, 130. — 2) Fallen die Beitellvermerfe der Landbriefträger auf 
PBojtanmweifungen unter St.G.B. $ 348? 11, 291. — 3) Iſt das 
vom Abſender auf den Abſchnitt einer Poſtanweiſung gejchriebene 
Datum don rechtlicher Bedeutung? 35, 80. — 4) Wie vollzieht ſich 
der Eigentumsübergang bei Geldfendungen vermittel3 der Bojt- 
anmeifung. 20, 436. 

Pojtbeamter. 1) Welcher Angeitellte der Poſt ift Beamter im Sinne 
des St. G. B.'s? ©. St.G.B. $ 359 Nr. 18—21 ©. 264. — 2) Unter- 
drüdung don Briefen und Paketen dur Poſtbeamte. ©. St. G. B. 
8 354 ©, 262. 

Poftbote. 1) Iſt der Poitbote ein zuftändiger Beamter im Sinne des 
St.G.B.s 8 360 Nr. 8? 17, 224. — 2) Unterfchlagung von Poſt— 
anweifung®geldern dur den Poſtboten als Amtsunterſchlagung. 
16, 437. — 3) Fällt die Beſcheinigung des Poſtboten in der Bus 
jtellungsurfunde, daß er das zuaujtellende Schriftitüd dem Adrefjaten 
übergeben habe, unter St. G. B. $ 348? 6, 17. — 4) Fällt der 
Beitellvermerf eines Postboten auf einer Poſtanweiſung unter St. G. B. 
8 348? 11, 291. 

Poſtdelikte. S. Geje vom 28/10 71 mit Novelle vom 20. Dezember 
1899 ©, 477; preußifche Kabinett3order vom 28/1 68 ©, 591; 
Bundesgejfeß vom 5/6 69 ©. 438; St. G. B. S 354 ©. 262, 

Pofteinlieferungsbud. 1) Iſt die von einem Poſtbeamten in einem 
Pofteinlieferungsbuh ohne Namensunterfchrift erteilte Quittung eine 
öffentliche Urkunde? 30, 369. — 2) Yit die über den Tag der Eins 
fieferung vom Abfender felbit gemachte Eintragung in feinem Ein— 
lieferung3buche eine beweiserhebliche Urfunde? 35, 218. 

Pojtfreimarfen. Urkundenfälfhung. ©. St.G.B. 8275 Nr. 3, 4 ©, 210. 

Pojtfarten. Schuß der Photographien auf diefen. 35, 78. 

Pojtpafetbegleitadreffe. 1) Sit die Poftpaketbegleitadrefje bezüglich der 
Angabe des Namend des Abjenderd eine bemweiserheblihe Urkunde? 
17, 141. — 2) Sit der Abſchnitt der Pojtpakfetbegleitadreffe zu einer 
unfrankierten Sendung mit dem Vermerk des Poſtbeamten über die 
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Höhe des Wortobetraged wegen dieſes Vermerkes eine öffentliche 
Urkunde? 12, 323, 

Boftjtempel. Sit der einem Briefumschlag aufgedrudte Poſtſtempel eine 
öffentliche Urkunde? 30, 381. 

Prahme. Finden die VBorjchriften der Verordnung vom 7. Januar 1880 
zur Verhütung ded Zuſammenſtoßes von Schiffen aud) auf Prahme 
Aumwendung? 20, 372, 

Prämienloje. 1) Stempelpfliht. S. Geſetz vom 8/6 71 ©. 477. — 
2) Unterliegen ausländifche Prämienlojfe mit falſchem Stempel der 
Einziehung im objektiven Verſahren? 23, 50, 

Präfident des Landgerihts. S. Yandgerihtöpräfident. 

Prävarifation der Rehtsanmälte ©. St.G.B. $ 356 ©. 263. 

Preisbemejiung. Was verjtcht das Geſetz zur Belämpfung des uns 
lauteren Wettbewerb3 8 4 unter Preißbemejjung? 33, 441. 

Preisrätjel, Wann kann das Ausschreiben eines Preisrätſels als Veranital- 
tung einer Lotterie angejehen werden? S. St. G. B. 286 Nr. 8, 9 ©.214. 

Preßdelikte. S. Gejep vom 7/5 74 ©. 487; badijches Gejeg vom 3/3 79 
86 ©. 560; bayeriſches Geſetz vom 23/2 79 S. 565; franzöſiſche 
Geſetze vom 27/7 49, vom 16/7 50, vom 17/2 52 ©. 569flg.; 
württembergiiches Gejeg vom 24/1 79 ©. 608, 

Preußen. S. ſyſt. Reg. ©. 573flg; vgl. auch das Geſetzesverzeichnis. 

Prieſter. Sind befhimpfende Außerungen gegen die Priefter oder den 
Prieſterſtand als Beihimpfungen einer Einrichtung der fatholischen 
Kirche, nämlich des Prieſtertums aufzufajjen? 27, 284, 

Privateigentum. S. Eigentum. 

Privateiſenbahngeſellſchaft. Sind ihre VBedienjteten Beamte? 10, 325. 

Privatforjt- und -jagdaufjeher. 1) Begriff. ©. St.6.B. $ 117 Nr. 7 
bis 10 ©. 65. — 2) Was ijt rechtmäßıge Amtsausübung des Privat- 
forjt- und =jagdaufjehere? ©. St..B. 8 117 Nr. 19—30 ©, böflg. 

Privatgeheimniffe. Verlegung. ©. St.©.B. 88 299, 300 ©, 229. 

Privatklage. S. SPD. 88 414—431 ©. 410flg., 8 503 ©. 423, 
— 2) Zuftändigfeit des Konſuls in der Konjulargerichtsbarfeit. 28, 31, 

Brivatpfändung. 1) Wird durch Privatpfändung von Vieh ein Zurück— 
behaltungsreht erworben? 32, 12 (Bremen); 13, 405 (Medlienburg- 
Schwerin); 7, 302 (Preußen). — 2) Kann Anwendung von Gewalt bei 
einer Privatpfändung trotz deren Rechtmäßigkeit Nötigung jeın? 28, 298, 

Brivatpoftanjtalten, Begriff unzuläfliger Privatpoftanftalten. ©. Poſt— 

gejeß vom Anz Ss s1 Nr. 18, $ 2a ©. 479, Novelle Art. 3 ©. 481. 

Brivatunterrichtsanftalten. Sind fie öffentliche Unterricht3anftalten im 
Sinne der C.P.O. $ 715 Nr. 6? 28, 348. 

Privatnrfunde, Unterfchied von der öffentlichen Urkunde, S. St. G.B. 
8 267 Nr. 10—47 ©. 189flg.; vgl. auh 8 271 Nr. 10—45 
3. 204jlg., 8 348 Nr. 9-62, 75—77 ©. 252 lg. 

Privatweg. Steht aud) ein Privatiweg unter dem Strafſchutz des St. G. B.'s 
8 321? 20, 393. 

Profurift. 1) Iſt der Prokuriſt einer offenen Handelsgeſellſchaft als 
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ſolcher berechtigt, Strafantrag wegen Verlegung eines der Gejellichait 
zuitehenden Patente zu ftellen? 15, 144. — 2) Sit der Prokuriſt, 
welcher ein Handelsgeihäft in Wirklichkeit als eigenes betreibt, während 
ed nur zum Schein auf fremden Namen geführt wird und im Handels 
regiiter eingetragen ijt, für ordnungsmäßige Buchführung im Konkurs: 
falle ftrafrechtlidy verantwortlih? 25, 121. 

Bromefjenverfauf, Verbot nad) dem preußifchen Geſetz vom 25. Juni 
1867. 3, 116. 

Projpeft, gedrudter. Iſt ein gedrudter Proſpekt eine Druckſchrift im 
Sinne des franzöfifchen Geſetzes vom 27. Juli 1849? 9, 137. 

Proſtituierte. 1) ©. St. G.B. 88 180—181a ©. 107flg., $ 361° 
S. 269. — 2) Verabreihen von Getränken durch Proftituierte. ©. 
Gew.Dd. vom 21/6 69 8 38 Nr. 6,7 ©. 445. 

Proteſtregiſter. Iſt das Proteftregijter eines Notard eine öffentliche 
Urkunde? 1, 426. 

Protofol, 1) Protofoll über die Hauptverhandlung. ©. St. PD. 
ss 271—274 ©. 368flg, $ 254 ©. 350. — 2) Protofoll über 
Einnahme eines richterlichen Augenjcheind. ©. St.P.D. $ 86 Nr. 2—5 
©. 309. — 3) Protofoll über richterlihe Unterfuhungshandlungen. 
Defjen Vorlegung an den Angeklagten. ©. St. P.O. $ 186 ©, 325, 
$ 223 Nr. 1 ©. 330. — 4) Protokoll über die Vernehmung des vom 
Ericeinen in der Hauptverhandlung entbundenen Angeklagten. ©. 
St.P.O. $ 232 Nr. 6, 11,13 ©. 333flg. — 5) Verlefung von Pro— 
tofollen in der Hauptverhandlung. ©. St. P.O. $ 248 Nr. 10—12, 
16--20, $ 249 Nr. 8-10, 8 250, 8 251 Nr. 1, 5—7, 10, 8 252, 
8 253 ©. 343flg. — 6) Welche Form erfordert eine Erklärung zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers? ©. SPD. 8 341 ©. 390, $ 381 
Nr. 9 ©. 401, 8 385 Nr. 16—21 ©. 403. — 7) Iſt das Protokoll, 
welches der württembergifhe Ortsvorſteher im Verfahren bei Erlaß 
polizeiliher Strafverfügungen im Auftrage der Bolizeibehörde über die 
Bernehmung eines Zeugen aufnimmt, eine öffentlichellrfunde? 25, 223, 

Protokollführer. 1) Gibt die Mitwirkung eines gejeglih ausgeſchloſſenen 
Protofollführers einen Reviſionsgrund? 13, 76. — 2) Dürfen Res 
ferendare in Preußen als Protofollführer fungieren? 1, 138. 

Provinzialfenerfozietät. Iſt die Kaffe drr Provinzialfeuerjozietät für 
Schleiten eine öffentliche Kaſſe? 23, 268. 

Brozefaften, Wann find Prozeßalten herbeigeſchaffte Beweismittel, 
deren Verlefung erfolgen muß? ©. St.P.O. 8 244 Nr. 11, 12, 14 
S. 340flg. 

Prozeffion. Sind die Öffentlichen Strafen, durd welche ſich herkömmlich 
firhlihe Prozejlionen bewegen, während der betreffenden Zeit zu 
religiöjen Berjammlungen bejtimmte Orte? 28, 303. 

Publikation des Urteil als Nebenftrafe. S. St. G.B. $ 165 ©. 97, 
8 200 ©. 126flg.; Nahrungsmittelgejeb vom 14/5 79 8 16 ©. 523; 
Markenſchutzgeſetz vom 30/11 74 817 ©. 498. 

Punktation. Stempelpfliht. S. preußifches Gejeg vom 7/3 22 Tarif 
unter „Kaufverträge” Nr. 1,2 ©. 579. 
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Quackſalberei. ©. St. G.B $ 3673 ©. 272. 

nerulieren. Strajbarkeit in Preußen. ©. preußiihe A.G.O. vom 
7/7 1798 Nr. 1-3 ©. 573. 

Dnittungsfarte dev Invaliditäts- und Altersverficherung. 1) Unzuläffige 
Einträge. S. Geſetz vom 22/6 89 $ 151 ©. 543. — 2) Wann 
müjlen die Marken eingeflebt werden? 35, 121. — 3) Kann Die 
Fälſchung unter St.G.B. $ 363 fallen? 23, 335; 24, 348. 


Nabbiner, Anftellung ausländischer Juden als Nabbiner. ©. preußifches 
Geſetz vom 23/7 47 ©. 584. 

Rapier. Iſt dad Rapier eine Waffe im Sinne des Sozialiſtengeſetzes 
$ 28? 5, 114. 

Ratsſchreiber. In welchem Umfang ift der Natsfchreiber in Baden ein 
zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befirgter Beamter? 5, 246; 13, 393. 

Raub, S. St.G.B. 88 249 —252 ©. 162 fig. 

Nanfhandel. ©. StGB. 8 227 ©. 138, $ 3671 ©, 273. 

Raum, umſchloſſener. Begriff. ©. St.©.B. $ 243 Nr. 8-15 ©. 151. 

Realkonkurrenz. S. St.G.B. 88 74—79 ©. 51fle. 

Nerhte, jtantsbürgerliche. Delikte in Beziehung auf die Ausübung der 
ftaat&bürgerlihen Rechte. S. St. G.B. 88 105—109 ©, 56. 

Rechtmäßige Amtsausübung des Vollſtreckungsbeamten und des Forſt— 
und Jagdbeamten. ©. St. G.B. 8 113 Nr. 9—47 ©. 59 flg. $ 117 
Nr. 11—18 ©. 65flg, $ 137 Nr. 4—7 ©. 79. 

Rechtmäßige Rechtsausübung der Waldeigentümers, des Forſt- und 
Jagdberechtigten und des Forſt- und Jagdaufſehers. S. St.G.B. $117 
Nr. 19—30 ©. 6öflg. 

Rechtsauwalt. 1) Berufstätigkeit; Ehrengerichtliches Verfahren. S. Geſetz 
vom 1/7 78 ©. 514. — 2) Gebühren. ©. Geſetz vom 7/7 79. 
S. 523. — 3) Übermäßige Gebührenerhebung durd einen Rechts-— 
anwalt. ©. St.®.B. $ 352 Nr. 5—7, 10, 11, 14 ©. 261flg. — 
4) Prävarifation. ©. St. G.B. $ 356 ©. 263. — 5) Der Rechtsanwalt 
als Verteidiger. ©. St.P.D. 88 139, 144 ©. 315 flg. — 6) Unter: 
zeichnung der Revifionsanträge durch einen Rechtsanwalt. S. SPD. 
8 385 Nr. 6—12 ©. 402flg. — 7) Fit „Rechtsanwalt“ ein Titel 
im Sinne des St G.B.'s $ 360 Nr. 8? 34, 271. 

Nechtöbelehrung der Geſchworenen. ©. St. P.O. $ 300 ©, 382. 

Rechtsbeugung (St.G.B. 8 336) durch Erlaß polizeilicher Strafverfügungen. 
25, 276. 

Nedtserheblichfeit einer Bernrfundung. ©. St.G.B. 8 271 Nr. 9—45 
S. 204 flg.. $ 348 Nr. 4, 13—80, 65—67 ©. 251 tg. 

Rechtsgeſchäft, welches denjelben wirtfchaftlichen Zwecken dient, wie ein 
Darlehn, Begriff. ©. St.G.B. $ 3025 Nr. 6—10 ©. 230 fig. 
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Nechtshängigkeit. S. St.P.D. Bud II Abſchnitt 1 „ne bis in idem‘“ 
©. 317 flg. 

Rechtshülfe. S. GB.G. 88 160—168 ©. 429 fig. 

Nedtsirrtum, S. Irrtum. 

Rechtskraft. S. St. P.D. Bud) II Abfchnitt 1 „‚ne bis in idem“ ©. 317 flg. 

Rechtsmittel. S. St.P.D. SS 338—398 ©. 389 flg. 

Rechtsnorm. Verletzung einer Rechtsnorm als Vorausſetzung für die 
Reviſion. ©. StPO. 8 376 Nr. 1—9 ©. 394. 

Rechtsſache. Iſt auch eine durch polizeilihe Strafverfolgung zu er: 
ledigende Sache eine NRehtsjahe im Sinne des St.G.B.'s $ 336? 
25, 276. 

Rechtsverhältniſſe, bürgerliche. Beurteilung durd den Strafricter. 
©. BO. $ 261 ©. 355 fg. 

Rechtsweg. S. Gerichtsbarkeit. 

Rechtswidrigkeit. 1) Inwieweit iſt objektive Rechtswidrigkeit Voraus— 
ſetzung für die Beſtrafung? ©. St.G. B. Teil I Abſchnitt 4 Nr. 4, 5 
S. 27. — 2) Inwieweit ift das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit für 
den Dolus erforderlih? S. St. G.B. $ 59 Nr. 20 flg. ©. 32flg. — 
3) Über die Nechtöwidrigkeit und deren Bewußtſein bei einzelnen 
Delikten. ©. die betr. Delikte im jyit. Neg. 

Nedaftenr, verantwortlicher, 1) Strafrechtliche Haftbarkeit. S. Geſetz 
vom 7/5 74 86 Nr. 3, $$ 11, 20, 21 ©. 487 fig. — 2) Inwieweit 
it der verantwortlihde Redakteur zur Wahrnehmung von nterefjen 
dritter Perjonen oder bejtimmter Perfonentreife befugt? 5, 239; 
15, 15; 23, 285; 24, 223, 304; 25, 67, 355; 30, 41; 33, 50. 

Neferendar, 1) Sit der Weferendar in Preußen zur Führung des 
Situngsprotofolls befugt? 1, 138. — 2) Kann in Preußen dem An- 
geklagten in Fällen der notwendigen Verteidigung ein NReferendar als 
Verteidiger troß feined Widerſpruchs dagegen bejtellt werden, oder it 
der Angeklagte befugt, die Bejtellung eine? Rechtsanwalts zu fordern? 
33, 330. — 3) St in Preußen die Anweſenheit eines dem Gericht 
zur Beihäftigung übermwiejenen Referendars bei der Beratung und Ab— 
jtimmung zuläjlig? 18, 161. — 4) Iſt in Preußen der Referendar, 
weicher von einer armen Partei al& Vertreter beitellt worden ilt, bei 
Wahrnehmung diejer jeiner Funktion in Ausübung feines Berufes be- 
griffen? 27, 176. 

Retormatio in pejus. ©. St. P.O. $ 372 ©. 392, $ 398 Nr. 5—9 
©. 407, 

Negeln der Banfunft. Zumiderhandeln. ©. &t.G.B. $ 330 ©. 244. 

Negentenmord. ©. St. G.B. $ 80 ©. 53. 

Negierung. Iſt die Regierung ald Staatdeinrihtung im Sinne des 
St. GB.'s $ 131 anzufehen? 29, 318. 

Negierungspräfident in Preußen. 1) Sit der Negierungspräfident der 
Vorgejegte des Landrat3 im Sinne des St.G.B.’3 8 196? 21, 480. 
— 2) Sit der Regierungspräfident berechtigt, für den Fiskus aus 
St.G.B. $ 288 Strafantrag zu ftellen, wenn die Volljtredung eines 
auf Einziehung eines Jagdgewehrs lautenden Urteil vereitelt worden 
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itt? 15, 164. — 3) Iſt der Regierungspräfident zur Anftellung 
ftaatlicher FFiichereiauffeher befugt? 25, 112. 

Negifter und Bücher, öffentlide. S. &.G.B. 8 271 Nr. 11ffe. 
©. 204flg., $ 348 Nr. Ifig., 75flg. ©. 252flg., $ 133 Nr. 3 ©. 77. 

Reichsangehörigkeit. S. Bundesgefeg vom 1/6 70 ©. 470flg. 

Reichsbaukdepotſchein. Nechtlihe Natur. Kann der Bevollmächtigte 
durh Einräumung eined Beſitz- und Zurüdbehaltungsreht3 an einem 
Reichsbankdepotſchein des Auftraggebers Untreue begehen? 26, 111. 

Reichsdruckerei. Iſt die Neichdruderei eine Behörde, deren Zeugnifje 
in der Hauptverhandlung verlefen werden dürfen? 19, 264, 

Reichsgericht. 1) Zuftändigkeit des Reichsgerichts in Straffachen wegen 
Bumwiderhandlung gegen Vorjchriften über die Erhebung von in die 
Reichskaſſe fließenden Abgaben und Gefällen. S. 8.6. $ 136 
Nr. 2—5 ©. 429. — 2) Zuſtändigkeit des Reichsgerichts für Be— 
fchwerden in Rechtshülſeſachen. ©. G.V.G. $ 160 ©. 429flg. — 
3) BZuftändigkeit des Reichsgerichts bei Verbindung verſchiedener Straf- 
ſachen. 31, 125. — 4) Über bindende Kraft der Entfcheidungen des 
Oberlandesgericht3 jür das Reichsgericht. S. Oberlandesgeridt, 
— 5) Unzuftändigfeit des Neichögericht3 im Verfahren wegen Feſt— 
jeßung der Zeugengebühren. 7, 420. — 6) Zultändigfeit des Reichs- 
geriht3 im Konfulargerichtöverfahren. S. Reichsgeſetz vom 10/7 79 
S$ 21,35 ©. 523. — 7) Unzuftändigfeit des Reichsgerichts als Revifions- 
gericht zur Verhängung der Unterfuhungshaft. 3, 421. — 8) Zuftändigfeit 
de3 Reichägericht3 zur Vorenticheidung bei Verfolgung elſaß-lothringiſcher 
Beamten. ©. E. G.z. G. V. G. $ 11 ©. 424. — 9) Wirkt der Abolitionds 
erlaß eines deutſchen Landesherrn auch für Straffahen, die in der 
Reviſionsinſtanz beim NReichdgericht anhängig find? 33, 204 (28, 419). 

Reichsrecht. Verhältnis zum Landesredt. S. E.G.z. St. G.B. ©. 3 flg., 
E.G. z. St. P.O. ©. 287. 

Reichsſtempelabgaben. S. Geſetz vom 10/6 69 ©. 441 (Wechſelſtempel). 
vom 3/7 78 ©. 514 ESpielkartenſtempel), vom 1/7 81, 29/5 85, 
27/4 94, 14/6 00 ©. 528 (Urkundenjtempel). 

Reichstag. 1) Wahrheitägetreue Berichte über Verhandlungen des Reichs— 
tags. 15, 32; vgl. 18, 207. — 2) Unverantwortlichkeit und Immunität 
der Mitglieder des Reichſtags. S. Reichsverfaſſung vom 16/4 71 
Artt. 30, 31 ©. 476flg.; vgl. St. G.B. $ 11 ©. 8.— 3) Zeugenverneh- 
mung der Mitglieder des Reichsſtags außerhalb der Hauptverhandlung. 
©. SPD. $ 49 ©. 298. — 4) Iſt der Reichstag ald Staats— 
einrichtung im Sinne des St. G.B.'s 8 131 anzufehen? 29, 318. — 
5) Sit die Wahl zum Reichstag eine Staatdangelegenheit im Sinne 

des St.GB.s $ 1302? 18, 169. 

Rekrut. 1) Wann beginnt der Militärgerichtäftand für ausgehobene 
Nefruten? 12, 85. — 2) Gehören die vorläufig in die Heimat be— 
urlaubten Refruten zu den Soldaten im Sinne des St. G.B.'s 8 141? 
26, 314. 

Religion. 1) Vergehen, welche fich auf die Religion beziehen. S. St.G.B. 
88 166—168 ©. 97 lg. — 2) Liegt eine intelleftuelle Urkunden- 
Gen.Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV. 44 
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fälſchung vor, wenn duch unrichtige Anmeldung im Geburtsregiſter 
eine falſche Eintragung bezüglich der Religion der Eltern bewirkt wird? 
26, 347. 

Neligionsdiener, S. Geiftliche. 

Neligionsgefellihaft. Begriff. ©. St. G.B. $ 166 Nr. 15 ©. 98, 
8 167 Nr. 2 ©. 99. 

Neligiöfe Verſammlungen. Was ift ein zu religiöfen Verfammlungen 
bejtimmter Ort? ©. St. GB. 8 166 Nr. 29—32 ©. 99, 8 167 
Nr. 3 ©. 100. 

Reliquie. Kann in der Beihimpfung der Ausstellung einer Neliquie 
dad Vergehen ded St.G.B.'s 8 166 liegen? 22, 238; 24, 12. 

Nendant als Beamter. ©. St. G.B. 8 359 Nr. 33, 34 ©. 265. 

Nentamt. Iſt dad bayerische Nentamt zur Zwangsvollſtreckung wegen 
ärarialifher Holzverfaufserlöfe zuftändig? 24, 389. 

Neportgeihäft. Stempelpflicht. 12, 284. 

Nepublifanifche Abzeichen, Verbot des Tragens republifanifcher Ab— 
zeichen in Sachſen. 25, 288, 

Refervift. 1) Kann ein zu militärifcher Übung einberufener Refervift 
Dejertion begehen, auch wenn feine perjönliche Wiedereinjtellung in den 
Truppenteil nicht erfolgt ift? 23, 81. — 2) Iſt der Reſerviſt, welcher 
fih durch vorübergehende Gejundheitsitörung für eine vierzehntägige 
Neferveübung dienftunfähig macht, nad) St.G.B. 8 142 zu bejtrafen? 
33, 280. 

Res judicata. ©. St.P.O. Buch II Abſchnitt 1 „ne bis in idem‘, 
©. 317flg. 


Reftanrationsgefhäft., Muß ein Vollkaufmann auch hinſichtlich eines 
neben jeinem Hauptgewerbe betriebenen Reſtaurationsgeſchäfs Handels: 
bücher führen? 25, 170. 

Reftitution (Wiedereinfegung in den vorigen Stand). ©. St.P.O. 8 44 
©. 297. 

Netentionsreht. Verlegung eines fremden Retentionsrechts an der 
eigenen Sade. ©. St.G.B. 8 289 Nr. 32—46 ©. 222flg. 

Neue, tätige. 1) Im allgemeinen. ©. St.G.B. 846 S. 15 flg. — 
2) Beim Meineid und fahrläffigen Falſcheid. ©. St. G.B. 8 163 
Nr. 22—37 ©. 98flg. — 3) Bei Brandftiftung. ©. St.G.B. $ 310 
©. 237. 

Neuß. Bol. das Gefebesverzeichnis. 

Revifion, ©. St. P.O. 88 374—398 ©. 393flg. 

Richter. 1) Ausfchliefung und Ablehnung eines Richters. S. Sr. P.O. 
88 22—32 ©, 290flg. — 2) Darf ein Richter über die Art und Weiſe, 
wie ein Urteil, bei dem er beteiligt war, zuftande gefommen ift, als 
Zeuge vernommen werden? 26, 202. — 3) Iſt der Bericht eines 
Nichter8 über eine im Auftrage des Oberlandesgerichtspräfidenten bei 
einem Notar vorgenommene Revifion eine öffentliche Urkunde einer öffent: 
lihen Behörde, die in der Hauptverhandlung verlefen werden darf? 
26, 138. — 4) Bgl. auch Afjejjor, Amtsrichter, Landgericht. 
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Richterliche Haudlung, welche die Verjährung unterbricht. Begriff und 
Wirkung. ©. St.G.B. 8 68 ©. 48flg. 

Rinderpeſi. S. Geſetz vom 7/4 69 ©. 438, vom 21/5 78 ©. 512. 

Rod, Heiliger, zu Trier als Neliquie. Kann die Beihimpfung ein Ver: 
gehen gegen St.©.B. 8 166 fein? 22, 238; 24, 12. 

NRohrpoftanlagen. Waren Rohrpoftanlagen ſchon vor dem Reichsgeſetz 
vom 13. Mai 1891 dur) St.G.B. 88 317, 318 geſchützt? 4, 406. 

Roſtock. Iſt die Univerfität Noftod zur Abnahme eidesstattlicher Ver: 
fiherungen über die Autorjchaft von Doltordifjertationen befugt? 17, 208. 

Nüdanwendung der Strafgefebe. ©. StB. 82 S. Sf. 

Rückfall. S. St.G.B. 88 244, 245 ©. 155flg., 8 264 ©. 185; Geſetz 
vom 15/6 97 8 14 ©. 558. 

Rückkehr, unerlaubte, troß Ausweifung. ©. St.G.B. 8 361? ©. 269, 

Nüdtritt vom Verſuch. S. St. G.B. 8 is ©. 15flg. 

Nuhen der Verjährung. ©. St. G.B. 8 69 ©. 45flg. 

Ruheſtörender Lärm. ©. St.®.B. $ 36011 ©, 267flg. 


S 


Sachbeſchädignug. ©. St.G.B. 88 303—305 ©. 233flg. 

Sache. 1) Fremde en Sache als Gegenjtand des Diebjtahld 
und der Unterſchlagung. ©. St.G.B. 8S 242 Nr. 1—19 ©. 145flg., 
$ 246 Nr. 2—37 ©. 156flg. — 2) Gepfändete Soden als Gegen 
ftand des Arreſtbruchs. ©. St. G.B. 8 137 Nr. 1—3 ©. 79. 

Sadjen. Königreih. ©. fyit. Neg. ©. 605flg. Vgl. aus das Geſetzes— 
verzeichniß. 

— Herzogtümer. ©. ſyſt. Reg. ©. 606. Vgl. aud) das Gejehes- 
verzeichnis. 

Sachverſtändige. 1) S. SPD. 88 72—81 ©. 807 flg. — 2) Bus 
läſſigkeit der Verleſung ärztlicher Gutachten an Stelle der Vernehmung 
des Arztes als Sachverſtändigen. S. St. P.O. $ 255 Nr. 16—21 
S. 351. — 3) Darf ein Sachverſtändiger, welcher zugleich als Zeuge 
vernommen werden ſoll, bei der Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
und der Vernehmung des Angeklagten anweſend ſein? 22, 434. — 
4) Darf dem Sachverſtändigen in der Hauptverhandlung bei ſeiner 
Vernehmung das von ihm früher erjtattete Gutachten zur Einſicht— 
nahme übergeben werden? 5, 129. — 5) Iſt dad Gericht an das 
Gutachten der Sachverſtändigen bezüglich der Frage, ob Geiſteskrankheit 
vorliegt, gebunden? 7, 425. — 6) Darf die Vernehmung eines Sad): 
verftändigen, nachdem ſich das Gericht zur Beratung des Urteild zurück— 
gezogen hat, im Beratungszimmer ohne Zuziehung der Prozeßbeteiligten 
jtattfinden? 17, 287. — 7) Bildet das in einer gerichtlichen Vor— 
unterfuhung erjtattete Gutachten eines Sachverſtändigen ein amtliches 
Schriftſtück im Sinne des Preßgeſetzes 8 17? 9, 193. 

Sadjverjtändigenverein. Dit der literariiche Sacjverftändigenverein eine 
öffentliche Behörde, deren Gutachten in der Hauptverhandlung verlefen 
werden dürfen? 22, 258. 

44° 


692 Salizylfäure — Schiff. 


Salizylſäure. Zuſatz von Salizylfäure beim Bier als Fälfhung. 13, 97. 
Salzabgabe. S. bayerifches Gefe vom 16/11 67 ©. 563. 
Salzſtener. S. Gejeß vom 12/10 67 ©. 434. 

Sammelwerf, Urheberredt. ©. Geſetz vom 11/6 70 82, $7 Nr. 1,2 
©. 471flg. 

Schaden, 1) Vermögensſchaden als Tatbeftandsmerkmal beim Betrug. 
©. St.G.B. 8 263 Nr. 56flg. S. 178flg. — 2) Scadenzufügung 
bei der Urkundenfälfhung ©. St.®.B. 8 268 Nr. 11, 12 ©. 201. 
— 3) Was bedeutet „weiterer Schaden“ im St. G.B. $ 310? 1, 375. 
— 4) Iſt im St.G. B. $ 326 unter Schaden nur folder an Leben 
und Gefundheit oder auch jachliher Schaden zu verjtehen? 8, 218. 

Schankwirtſchaft. S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 $ 33 ©. 445. 

Schatz. Eigentumserwerb daran; Möglichkeit einer Unterfchlagung oder 
eines Diebſtahls. 1) Nah PALR. 1, 16; 31, 317. — 2) Nach 
franzöfiihem Recht. 21, 270. 

Schanftellungen. Kann die Veranjtaltung einer öffentlichen Ausſpielung 
als „Darbietung von Schaujtellungen* im Sinne der Gew.O. $ 55 
aufgefaßt werden? 14, 89. 

Scheck. 1) Vorausſetzung der Stempelfreiheit. 18, 154; 23, 216. — 
2) Über Urkundenfälihung durch Unterzeihnung mit falſchem Namen. 
S. St G.B. 8 267 Nr. 110 ©. 196. 

Scheingefhäft. 1) Kann in dem Abſchluß eincd Scheinverfaufs in Ver— 
bindung mit nachfolgender Leiltung des Offenbarungseides ein Beijeite- 
ichaffen im Sinne des St. G.B.'s 8 288 gefunden werden? 27, 213, 
— 2) Wirkung einer fimulierten Darlehns- und Hypothelenverjchreibung. 
3, 344. 

Scherz. Wird der Tatbeſtand der Beleidigung jchon durch die Feit- 
ftellung ausgeichloffen, daß der Täter im Scherz gehandelt hat? 12, 140, 

Schiedsmann. S. preußifches Gejeß vom 29/3 79 ©. 596. 

Schießen an bewohnten Orten. Verhältnis zur Körperverlegung und 
fahrläffigen Tötung. 4, 243; vgl. 9, 124. 

Schiefigewehr. 1) Drohung mit Schießgewehr als Dualififationggrund- 
beim Widerjtand gegen die Staatögewalt. ©. St. G.B. 8117 Nr. 37, 38 
©. 68. — 2) Sit der Forftichugbeamte im Königreih Sachen befugt, 
das zum Forſt gehörige Jagdrevier auch gegen den Willen des Jagd— 
pächterd mit einem Schießgewehr zu betreten? 3, 14. 

Schießmittel. Unterſchied von fonjtigen Sprengitoffen. 27, 119. 

Schiff. 1) Kann ein Schiff ald Wohnung oder befriedetes® Beſitztum 
angejehen werden? 13, 312. — 2) Fit ein Schiff oder eine verfchlofjene 
Schiffskajüte als Gebäude im Sinne des St. G.B.'s 8 243 anzufehen? 
4, 433; 8, 364; 33, 371. — 3) Öewahrfam an den Sadıen, die fich 
auf einem gejtrandeten, von der Beſatzung verlafjenen Schiff befinden. 
Sit deren Aneignung Diebjtahl, oder Unterſchlagung? 10, 84. — 
4) Gefährdung eines Schiffes, Behinderung in der Fahrt x. S. St. G.B. 
$ 321 Nr. 3, 88 323, 326 ©. 241. — 5) Vorfchriften zur Verhütung 


des Zuſammenſtoßens von Schiffen. S. Gejeg vom 56 7 ©. 526. 
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Schiffer, Schiffsmanuſcheft. S. Geſetz vom 27/12 72 ©. 485. 

Schiffsregiſter. Urt der Eintragung der auffibrieikäiffe ind San 
regifter. 7, 65. 

Schlächtermeiſter. Unter welchen Vorausſetzungen fann ein Schlächter— 
meilter auch ohne tabritmäßigen Betrieb als Vollkaufmann angefehen 
werden? 31, 178. 

Schlachthaufer in Preußen. Befugnis durch ſtädtiſches Regulativ den 
Abſatz auswärts geſchlachteten Viehes zu beſchränken. 18, 351. 

Schläger als tödliche Waffe beim Zweikampf. 1, 443; 6, 61; 7, 29; 8, 87. 

Schlägerei. 1) ©. StG.B. 8 227 ©. 138, 8 231 Nr. 2 ©. 140, 
$ 36710 ©. 273. — 2) ®er find die bei einer Schlägerei Betetligten 
im Sinne der St.P.O. $ 56 Nr. 3? 17, 116; 27, 266; 7, 331. 

Schleppdampfer. Finden die Vorjchriften der Verordnung vom 7. Ja— 
nuar 1880 zur Verhütung des Zuſammenſtoßes von Schiffen aud) 
auf Schleppdampfer Anwendung? 27, 36, 

Shleswig-Holjtein. Bol. das Geſetzesverzeichnis (Preußen). 

Scjlenjenmeifter. Sind Schleufenmeifter Beamte? 14, 345. 

Schlingen, Befonderheit des Kaninchenfangs mit Schlingen in Preußen. 
24, 326. 

Schlüſſel. Gebrauh falſcher Schlüffel als Dualifilationdgrund beim 
Diebftahl. ©. St.G.B. 8 243°? Nr. 35 flg. ©. 153. 

Schlußnoten. Stempelpfliht. S. Geſetz vom 1/7 81 Xarifpof. II 
&. 529; vom 8 10 ©. 530; vom 5, Tarif Nr. 4 ©, 582. 

Schmalz. 1) Verfteht das Reichögefep vom 12. Juli 1887 unter 
„Butter“ und „Milchbutter“ auc die unter dem Namen Schmalz im 
Berfehr befindliche gereinigte Butter? 20, 14. — 2) Kann ein Runjt- 
produft aus Talg und Speijeöl als „nachgemachtes Schweinefchmalz“ 
bezeichnet werden? 25, 182, 

Schmuggel. ©. Vereinszollgefeg vom 1/7 69 88 134—164 ©. 459 fig. 

Scueider. Wann geht der Gewerbebetrieb eined Schneiders, der feinen 
Laden hält, über den Umfang des Handwerksbetriebs hinaus? 1, 379. 

Schöffengeridht, Zuftändigfeit. 1) Fällt unter Einziehung im Sinne 
des G.V. G's 8 27 Nr 2 au die Nebenftrafe der Verfallerflärung? 
12, 75. — 2) Berleßt da8 Landgericht durch Aburteilung einer zur 
abjoluten Zujtändigfeit des Schöffengericht8 gehörigen Sache die Grenzen 
ſachlicher Zuftändigfeit? 16, 39. — 3) Bol. auch Amtsgeridt. 

Schornftein. Iſt ein beim Brande eines Haufes ftehen gebliebener Schorn- 
ftein al8 Bauwerk im Sinne des St. G. B.'s $ 305 anzujehen? 27, 420. 

Schrifteigentum. Gefeß vom 11/6 70 ©. 471. 

Schriften. 1) Verbreitung von Schriften beim Hocdverrat. ©. St. G.B. 
$ 85 Nr. 2 ©. 54 — bei der Aufforderung zum Ungehorfam. ©. dafelbit 
$110 Nr. 10, 11 S. 57. — 2) Verbreiten, Ausftellen und Ankündigen 
von unzüchtigen Schriften. S. St.G.B. 8 184 Nr. 11, 12, 21 
S. 112 lg. — 3) Unbrauchbarmachung von Schriften, Urteil hierauf. 
©. St.G.B. 88 41, 42 ©. 11 flg. 

Schriftliche Mitteilungen, Befchlagnahme. S. St PO. $ 97 ©. 310. 
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Schriftlichkeit. 1) Schriftlichleit des Strafantragd. S. St. P.O. 8 156 
Nr. 4—6 ©. 323. — 2) Schriftlichfeit der Einlegung und der Be— 
gründung der Revifion und der Anjchlußerflärung des Nebenklägers. 
S. St PO. 8 381 Nr. 5,6 ©. 401, $ 385 Nr. 15 ©. 408, 8 436 
Nr. 2—4 ©. 412flg 

Schriftſtück. 1) Zuläffigkeit der Verleſung eined Schriftſtücks in der 
Hauptverhandlung. ©. St.P.D. 88 248— 253 ©. 342 fig. — 2) Vor— 
zeitige Veröffentlihung amtlicher Schriftftüde eines Strafprozefjes. 
S. Preßgejeß vom 7/5 74 817 ©. 489. 

Schriftenvergleihung. S. St.P.O. $ 98 ©. 310. 

Schriftwerke. Urheberrecht. S. Gejeß vom 11/6 70 ©. 471, vom 
19/6 01 ©. 559. 

Schuldausſchließungsgründe. S. St.G.B. 88 51flg. ©. 26 fig. 

Schuldeneinzicehungs- und Auskunftsbureau. Inwieweit gewährt St. G. B. 
8 193 einem Sculdeneinziehungs- und Auskunftsbureau Schuß gegen 
die Betrafung wegen Nötigung durch Androhung einer Beleidigung? 
6, 406; 10, 861. 

Schuldſchein. 1) Iſt die Wegnahme eined Schuldſcheins ald Diebitahl, 
oder als Urfundenunterdrüdung anzufehen? 8, 79. — 2) ann ein 
Schuldſchein Gegenftand der Hehlerei fein? 12, 313. — 3) Kann die 
Benußung eined bezahlten aber nicht zurüdgegebenen Schuldſcheins als 
Beweismittel bei wiederholter Einflagung Betrug fein? 16, 193. 

Schuldverjchreibung auf den Inhaber. 1) Unbefugte Ausgabe (St. G. B. 
8 145a). 33, 329. — 2) Bejeitigung des Außerkursſetzungsverkehrs 
auf einer Schuldverjchreibung als Urkundenfälihung. 20, 6. 

Schule. 1) Züchtigungsrecht des Lehrerd. S. St. G.B. $ 340 Nr. 5—20 
S. 248 flg., $ 223 Nr. 14 ©. 135. — 2) Züchtigungsrecht des Schul- 
patrond (Schulvorjteher). 9, 204. 

Schulentſchuldigungszettel. Iſt der Schulentſchuldigungszettel eine be— 
weiserhebliche Urkunde? 21, 187. 

Schüler. Vornahme unzüchtiger Handlungen mit Schülern durch Geiſi— 
liche, Lehrer und Erzieher. ©. St. G.B. 8 174 Nr. 11flg. ©. 104. 

Schulfaffenrendant. Iſt der Schulfafjenrendant in Preußen Beamter? 
4, 879; 15, 244. 

Schultheißz, Schulze. Befugnis zur Ausftelung öffentlicher Urkunden. 
4, 246 (Weitpreußen); 25, 69 (Württemberg). 

Scyulzengnis. Sit das von der Schulinfpeltion über die geiftige Kapazität 
audgejtellte Zeugnis ein Leumundszeugnis, das in der Hauptverband: 
fung nicht verlefen werden darf? 1, 234, 

Schumann. Kann dur eine einem Schumann erjtattete Anzeige das 
Vergehen der taljchen Anjhuldigung begangen werden? ©. St. G. B. 
8 164 Nr. 2—4 ©. 95, 

Schutzmarke. Gefet ı dom 30/11 74 ©. 495; vom 12/5 94 ©, 547. 

Schwägerjhaft. Begriff. ©. St.G.B. 8 52 Nr. 6,7 ©. 28, 8 173 
Nr 1—3 ©. 103; St. P.O. $ 51 Nr. 13—15 ©. 299; vgl. 21, 257. 

Schwan. Gehört der wilde Schwan in der Mark Brandenburg zu den 
jagdbaren Tieren? 21, 341. 
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Schweinefleiſch. Beſchränkungen und Verbot der Einfuhr von Schweine: 
fleiſch. S. Gefep vom 9, 87 Nr. 2, 88 65—67 ©. 527; BD. 
vom 6/3 83 ©, 538. 


Schweinefhmalz. Kann ein Kunjtproduft aus Talg und Speijeöl als 
„nachgemachtes Schweinefhmalz* bezeichnet werden? 25, 182. 

Schweiz. Auslieferung ©. Vertrag vom 24/1 74 ©. 486. 

Scwerhörigfeit. Wie ift die Hauptverhandlung mit einem fchwerhörigen 
Ungellagten zu führen? 15, 172, 

Schwurgeridt. S. Geſchworene. 

See. 1) Sit die „offene See“ eine Waſſerſtraße im Sinne des St. G. B.'s 
s 243*. 33, 57. — 2) Nach weldem Recht ijt eine auf hoher See 
in einem deutſchen Schiff begangene Körperverlegung zu bejtrafen? 
23, 266. 

Seemannsdamt. Wird durch den Strafbefcheid eined Seemanndamtes die 
Strafllage verbraudt? 22, 232, 

Seemannsorduung. ©. Gejeß vom 27/12 72 ©. 485. 

Seeftrafenredht. ©. Verordnung vom 7/1 80 ©. 526. 

Schvermögen. Wann ift das Sehvermögen verloren im Sinne de3 
St.©.B.3 8 224? 14, 4, 118; 27, 80. 

Sektion. S. Leihenfhau und Leihendffnung. 

Sefundant, Iſt der, der im Auftrage des Heraudgeforderten mit dem 
Beauftragten des Herausfordererd die Bedingungen des Zweikampfs 
feitftellt, Sefundant im Sinne des St. G.B.'s $ 209? 25, 81. 

Selbftbefreinng. Erfüllt intellektuelle Beihülfe zur Selbftbefreiung eines 
Gefangenen den Tatbeſtand des St. G. B.'s 8 120? 25, 65. 

Selbftgefhoß. Legen von Selbſtgeſchoſſen an bewohnten Orten (St. G.B. 
8 3679). 9,124. 

Selbſthülfe. S. St.G.B. 8 53 Nr. 14—22 ©. 29. 

Selbftfoften. Was ift unter Selbitfoften im Sinne der Gewerbeordnung 
8 115 zu veritehen? 27, 321. 

Sequeſter. Iſt der Sequefter zur Stellung des Strafantraged wegen 
eines Vergehens gegen St. G.B. $ 289 berechtigt, wenn der Miet: 
vertrag, auf dem das verlebte Pfandrecht beruht, vor Einleitung des 
Sequeftrationsverfahrens gejchlojfen worden ijt? 23, 344. 

Sequeftration. Umfang der durch die Sequejtration bewirkten Bejchlag- 
nahme. 28, 307, 379. 

Siehtum. Begriff im Sinne des St.G.B.3 $ 224. 12, 127. 

Siegel. 1) Verlegung amtlicher Siegel. S. St. G.B. 8 136 ©. 78. — 
2) Benußung eines amtlihen Siegeld al3 Amtsanmaßung. 27, 418. 

Silberwaren. Beltimmung des Feingehaltt. S. Gejeß vom 16/7 84, 
©. 538. 

Simuliertes Gejhäft. S. Scheingeſchäft. 

Simultaugründung,. Erjtredt ji) die Anzeigepflicht des Emittenten im 
Reichsſtempelgeſetz vom 2 J 84 Abſ. 1 auch auf den Fall der 
Simultangründung einer Aktiengeſellſchaft? 25, 145. 
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Siphons. Sind Siphons Trinkgejhirre im Sinne des Nahrungsmittels 
geſetzes? 20, 333. 

Siftierung. ©. Feitnahme. 

Sittlide Motive. Berechtigen fittlihe Motive zur Wahrnehmung von 
Interefjen Dritter im Sinne des St. G.B.'s $ 193? 25, 67 (5, 121). 

Sittlichfeit. Delikte wider die GSittlihleit. S. St.G.B. 88 171—184 
©. 102 jlg. 

Situngspolizei. ©. 8.6. 88 177—181 ©. 431. 

Situngsprotofoll. 1) S. StPO. 88 271—274 ©. 368, 8254 ©, 350. 
— 2) Bgl. Protokoll. 

Sodomie. ©. St.G. B. 8 175 Nr. 6, 7 ©. 106. 

Soldatenbrief. Portofreiheit. ©. preußifche Kabinett3order vom 28/1 68. 
©. 591. 

Soldatenftand, Einfluß auf die Zuftändigfeit des Civilgerichts oder 
Militärgerihtd. 1) ©. preußifches Geje vom 3/4 45 ©. 583 flg.; 
bayeriſches Gejeg vom 29/4 69 ©. 564; vom 18/8 79 ©. 565; 
Reichsgeſetz vom 20/6 72 ©. 484; vom 2/5 74 ©. 486; vom 3/5 90 
©. 544; vom 1/12 98 ©. 558. — 2) Bgl. auch Militärgerichts— 
barkeit Nr. 2 und 3. 

Sonntagsruhe. S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 88 105a—105c, 146a 
©. 418, 454; ſächſiſches Gefeß vom 10/9 70 ©. 605. 

Sonntagsſchule. 1) Iſt das Konfiftorium in Altpreußen zum Strafantrag 
wegen einer Beleidigung gegen den Leiter oder Lehrer einer Sonntags 
ihule befugt? 4, 205. — 2) Hat in Württemberg der Volksſchul— 
lehrer ein Züchtigungsrecht gegenüber den Sonntags und Winter- 
abendichülern? 28, 85. 

Spzialdemofratie. 1) S. Sozialiftengefeß, vom 21/10 78 ©. 515. — 
2) Wann fann grober Unfug in der Beteiligung an einer fozial- 
demofratifhen Kundgebung gefunden werden? 23, 207. — 3) Kann 
die Aufforderung an vorläufig beurlaubte Rekruten, nad ihrem bevor— 
jtehenden Eintritt in das Heer, die fozialdemofratiichen Lehren während 
ihrer Dienftzeit unter ihren Kameraden zu verbreiten, den Tatbeſtand 
des St. G.B.'s 8 110 erfüllen? 27, 407. 

Sparfafje. 1) Kann der Vorſtand einer ſtädtiſchen Sparkafje in Preußen 
al3 Kurator im Sinne des St. G.B.'s $ 266 Nr. 1 angejehen werden? 
24, 109. — 2) Iſt die Verwaltung einer jtädtifhen Sparkafje in 
Preußen eine beleidigungsfähige Behörde? 6, 247. 

Sparfafjenbud. 1) Diebjtahl, Unterfhlagung. ©. St.G.B. $ 242 
Nr. 50—52 ©. 149, $ 246 Nr. 61 ©. 161. — 2) Hann das vom 
Dieb eines Sparkaſſenbuchs durd Erhebung des Guthabens einfaffierte 
Geld Gegenjtand der Hehlerei werden? 26, 317. 

Spediteur. Haftet der Spediteur ftrafrechtlich für den Transport von 
Sprengitoffen, die er im Auftrage eined ausländischen Verſenders 
zwecks weiterer Ausführung in Empfang genommen hat? 27, 119. 

Spiel. Begriff im Sinne der KR.D. 8210 (240) Nr.1. 15, 277; 27,180. 

Spielen in ausmärtigen Lotterien. S. preußiſches Geſetz vom 
29/7 85 ©. 600 fig. 
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Spielfartenjtempel, S. preußifches Gejeg vom 23/12 67 ©. 591; 
Reichsgeſetz vom 3/7 78 ©. 514 fig. 

Spiritus. Wie ift der Stempel für Käufe von Spirituß zu berechnen, 
mit oder ohne Berüdjichtigung des Preijes für das Gebinde? 19, 374. 

Sprengſtoff. S. Geje vom 9/6 84 ©. 535; Bundesratäbefhluß vom 
13/3 85 ©. 538; preußifche Verordnung vom 11/9 84 ©. 600, vom 
19/10 93 ©. 608. 

Spruchliſte ver Gefhworenen. Mitteilung an den Angeklagten. ©. St. P.O. 
$ 277 ©. 372. 

Staatsangehörigkeit. S. Gefeb vom 1/6 70 ©. 470. 

Staatsangelegenheiten. Begriff. ©. St.G.B. $ 130a Nr. 1—3 ©. 75. 

Staatsanwaltidaft. 1) S. 6.8.6. 8 145 ©. 429. — 2) Kann die 
Staatdanwaltichaft bei Verteilung der Gejchäfte unter mehrere Straf- 
fammern nad Anfangsbuchſtaben der Beichuldigten die Anordnung der 
Namen mehrerer Bejchuldigter nad) eigenem Ermefjen vornehmen? 
28, 215. — 3) Hann die Staatsanwaltihaft auf Entſcheidung des 
Neichägerichtd im Falle des G. V.G's 8 136 Abi. 2 auch antragen, 
wenn dad Nechtömittel weder von ihr eingelegt, noch gegen fie gerichtet 
it? 7, 826. — 4) Sit der Gerichtsaſſeſſor, welcher als Hülfsarbeiter 
der Staatdanwaltichaft Verfügungen ohne materielle Bedeutung entworfen 
oder getroffen hat, nah St. P.O. 8 22 Nr. 4 inhabil? 7,236; 28, 53. — 
5) Kann der Beamte, der in der Hauptverhandlung die Staatsanwaltichaft 
vertritt, ald Zeuge vernommen werden? 29, 236. — 6) Kann der Straf- 
antrag der beleidigten Staatdanwaltichaft von dem Erjten Staatsanwalt zu 
den eigenen Alten gejtellt werden? 4, 264. — 7) Muß die Ladung des 
Angeklagten zur Hauptverhandlung von der Staatdanwaltichaft, oder 
fann fie auch vom Gericht ausgehen? 18, 76. — 8) Hat die Abweſen— 
beit der Staatdanmwaltichaft bei der Urteildverfündung die Aufhebung 
des Urteild in der Reviſionsinſtanz zur Folge? 9, 275. — 9) Sit e8 
erforderlih, daß der erjte Beamte der Staatdanwaltichaft, welcher im 
Laufe einer Hauptverhandlung neben dem während der ganzen Ber- 
handlung fungierenden Beamten diejer Behörde auftritt, dem Gericht 
die Abſicht der Mitwirkung zuvor erklärt hat und bei der voran— 
gehenden Verhandlung amtlich gegenwärtig geweſen ilt? 16, 180. — 
10) Wirken Beweisanträge der Staatdanwaltichaft auch zu gunften des 
Ungeflagten? 17, 375. — 11) Darf ein gemäß St.P.D. $ 169 von 
der Staatsanwaltjchaft erlafjener Beicheid feinem vollen Inhalte nad 
in der Hauptverhandlung verlefen werden? 24, 263. — 12) Sit der 
Bericht eined Beamten der Staatdanwaltfchaft über die Ergebnifje des 
Borverfahrens ein nad St.P.D. $ 255 verlesbares Zeugnis oder Gut- 
achten? 2, 301. — 13) Fit die Staatdanwaltichaft berechtigt, zu ihren 
Schlufausführungen dad Wort jo lange zu ergreifen, als e3 ihr an- 
gemefjen erjcheint? 11, 135. — 14) Einlegung eines Rechtömittel3 
durch die Staatdanwaltihaft zu gunjten des Angeklagten. ©. St. P.O. 
$ 338 Nr. 1—3 ©. 389, 8 397 Nr. 3 ©. 406, — 15) Beichränfung 
der Staatdanwaltihaft in der Befugnis zur Einlegung der Revijion. 
©. BD. 88 378, 379 ©. 399 fly. — 16) Eind die Reviſions— 
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anträge nebjt Begründung formgeredht angebradht, wenn die Staats— 
anmwaltjchaft dem Landgericht ein Schreiben überfendet, mit dem fie Die 
duch den Sekretär der Staatdanwaltichaft beglaubigte Abſchrift eines 
als „Reviſionsſchrift“ bezeichneten, in Urfchrift bei den Handalten der 
Staatdanwaltjchaft verbliebenen Schriftſatzes überreiht? 34, 137. — 
17) Erhebung der öffentlichen Klage und Übernahme einer Privatllage 
durch die Staatdanwaltichaft bei Beleidigungen und Körperverlegungen. 
S. SPD. 88 416, 417 ©. 410 fig. 

Staatsbürgerliche Rechte. Delikte in Beziehung auf die Ausübung 
ſtaatsbürgerlicher Rechte. S. St. G. B. 88 105—109 ©. 56. 

Staatseinrichtuugen. Verächtlichmachen. S. St.G.B. $ 131 ©. 75. 

Staatsverträge. S. ſyſt. Reg. und Geſetzesverzeichnis. 

Stadtverordnetenverſammlung. Iſt die Stadtverordnetenverſammlung 
eine politiſche Körperſchaft im Sinne des St. G.B.'s $ 197? 33, 66. 

Standesamt, Standesbeamter. S. Geſetz vom 6/2 75 ©. 500. 

Standesregifter. 1) S. Gejeß vom 6/2 75 ©. 500. — 2) Unterdrüdung 
des Berjonenjtandes durch unrichtige Anmeldung zum Standesregiiter. ©. 
St.G.B. $ 169 ©. 101. — 3) Intellektuelle Urkundenfälfhung durch 
Bewirkung falfcher Eintragung zum Standesregifter. ©. St.©.B. 8 271 
Nr. 10—22, 47 ©. 204 fig. — 4) Urkundenfälfhung durch faljche 
Beurkundung im Standesregifter. S. St.G.B.$ 348 Nr. 32,33 ©. 254. 

Stürfemehl. It Zufag von Stärkemehl zu Würften ald Nahrungs- 
mittelverfälichung anzufehen? 15, 161. 

Statiftif des Warenverfehrd. S. Geſetz vom 20/7 79 ©. 525. 

Stauanlagen, 1) Wann ift die nad) der Gewerbeordnung $ 16 erforderliche 
Genehmigung einzuholen? 1, 103. — 2) Iſt die Heraußnahme von 
Brettern einer Stauanlage ohne Subſtanzverluſt Sachbeſchädigung? 13, 27. 

Steine, 1) Begriff „bloß behauene Steine” und „grobe Steinmeßarbeiten“ 
im Bolltarif. 26,170. — 2) Sept da8 „Werfen von Steinen auf Menjchen“ 
im Sinne ded St.G.B.'s 8 366 Nr. 7 ein Treffen voraus? 3, 306. 

Stellvertreter. 1) Wa3 gehört zum Eigentumderwerb durch Stellvertreter? 
2, 186; 26, 389 (Pr.UL.R.); 19, 429 (ſächſiſches B.G.B.). — 
2) Bedarf der Stellvertreter im Schanfgewerbe einer Erlaubnidg. Wann 
liegt Stellvertretung vor? 1, 434; 3, 418, ' 

Stempel zur Entwertung von Poſtfreimarken, Stempelmarten, Berfiche- 
rungsmarken ꝛc. ann die Bejeitigung Urkundenfälihung fein? 24, 111; 
18, 286; 30, 329; 32, 116; vgl. 30, 381. 

Stempelabgaben. S. Geſetz vom 10/6 69 (Wechjelftempel) S. 441; vom 
3/7 78 (Spiellartenftempel) S. 514; vom 1/7 81, 29/5 85, 27/4 94, 
14/6 00 (Urkundenjtempel) ©. 528; preußifche Geſetze vom 7/3 22 
S. 579 flg., 5/5 72 ©. 592, 31/7 95 ©. 604. 

Stempelmarken. Verwendung faljcher oder bereit3 verwendeter Stempel- 
marfen. S. St. G. B. 8 275 Nr. 1, 2, 8276 ©. 210 flg. 

Sterberegijter. 1) ©. Gefeb vom 5/2 75 88 56—60 ©. 501. — 
2) Unterdrüdung des Perſonenſtandes durch unrichtige Anmeldung 
zum Sterberegijter. S. St. G.B. $ 169 Nr. 1 ©. 101. — 3) In— 
telfeftuelle Urkundenfälihung dur Bewirkung falfcher Eintragungen 
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im Sterberegifter. ©. St G. B. $ 271 Nr. 12 ©. 204. — 4) Ur: 
fundenfälfchung durch unrichtige Eintragungen von feiten eines Bes 
amten. S. St.G.B. $ 348 Nr. 33 ©. 254. 

Stenerbeamter. Kann eine intelleftuelle Urfundenfälfhung darin ges 
funden werden, daß jemand durch umrichtige Angaben zu Prototoll 
des Steuerbeamten diefen veranlaßt, eine unmwahre Bejcheinigung über 
den Urfprung von Waren auszuftellen. 27, 350. 

Stenerdelifte. 1) S. Reichsgeſetze und Bundesratöperordnungen vom 
8/7 68 ©. 436flg., vom 19/7 79 ©. 525, vom 24/6 87 ©. 539flg., 
vom 27/9 87 ©. 542, vom 18/11 92 ©. 547 (Branntweinfteuer); 
vom 31/5 72 ©. 482flg., vom 18/11 72 ©. 485, vom 5/7 88 
©. 532 (Braufteuer); vom 12/10 67 ©. 434 (Salzfteuer); vom 10/6 69 
©. 441, vom 3/7 78 ©. 514, vom 1/7 81, 3/6 85, 27/4 94, 
14/6 00 ©. 528jlg., vom 16/7 81 ©. 533 (Stempelabgaben); vom 
16/7 79 ©. 525 (Tabaljteuer); vom 8/7 67 ©. 434, vom 1/7 69 
©. 457flg., vom 15/7 79 ©. 523flg., vom 17/7 81 ©. 583, vom 
27/6 82 ©. 533 (Bol); vom 28/6 88 ©. 542, vom 31/5 91 
S. 544 (Buderjteuer); badifche Gejege vom 28/2 45 ©. 559 (Bier- 
ftener) vom 20/6 84 ©. 560 (Gewerbejteuer), vom 29/6 74 ©. 560 
(Rapitalrentenfteuer); bayerifche Gejeße vom 19/5 81 ©. 566 (Gemwerbe- 
jteuer), vom 15/8 28 ©. 561 (Häuferfteuer), vom 10/3 79 ©. 565 
(Haufiererfteuer), vom 19/5 81 ©. 566 (Rapitalrentenftener), vom 
16/5 68 ©. 563 (Malzaufihlag), vom 16/11 67 ©. 563 (Salz. 
abgabe); eljaß-lothringijches Geſetz vom 5/5 80 ©. 571 (Lizenzgebühren); 
hamburgiſches Gefe vom 5/5 76 ©. 571 (Stempelabgabe); heffifche 
Geſetze vom 24/9 87 ©. 573 (Kapitalrentenjteuer), vom 18/1 82 ©. 572 
(Wechjelproteftitempel); medlenburgsjchwerinijches Gejeg vom 8/6 87 
©. 573 (Bindfteuer); preußifche Gefege und Kabinettsorders vom 8/2 19 
©. 578, vom 10/1 24 ©, 581 (Branntweinjteuer), vom 24/6 91 ©. 602 
(Einfommenfteuer), vom 30/5 73 ©. 593jlg. (Erbſchaftsſteuer), vom 
14/7 93 ©. 608 (Ergänzungsiteuer), vom 21/5 61 ©. 590 (Gebäude- 
fteuer), vom 30/5 20, ©. 578, vom 24/6 91 ©. 602 (Gewerbejteuer), 
vom 1/5 51 ©. 588 (Klafjen- und Haffifizierte Eintommenfteuer), vom 
14/7 93 ©. 603 (Kommunalabgaben), vom 23/12 67 ©. 591 (Spiel- 
fartenfteuer), vom 7/3 22 ©. 578, vom 5/5 72 ©. 592, vom 31/7 95 
©. 604 (Stempelfteuer), vom 27/2 80 ©. 597 (Wanberlagerbetrieb), 
vom 23/1 38 ©. 582 (Boll); Königlich ſächſiſches Gejeb vom 2/7 78 
©. 606 (Einfommenjteuer); ſachſen-gothaiſches Gejeg vom 12/12 33 

. 606 (Branntweinjteuer); württembergijhe Geſetze vom 19/9 52 

. 607 (Rapital-, Rentene, Dienjt- und Berufseinkommenfteuer), vom 

9/7 27 ©. 607 (Wirtſchaftsabgaben). — 2) Verfahren. ©. StPO. 
88 459—469 ©. 416flg; ©.B.G. 8 136 Nr. 2—5 ©. 429. — 3) Iſt 
auf Nachentrichtung defraudierter Steuer zu erfennen? 32, 304. — 
4) Inwieweit wird für die Strafbarkeit der Verlegung von Steuer- 
gejeben ein Verſchulden erfordert? 35, 309. 

Stenererheber. Amtsunterſchlagung durch den Steuererheber. S. St.G.B. 
$ 350 Nr. 13, 14 ©. 260 
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Stimmzettel. Iſt $ 28 Abſ. 2 des Sozialijtengefebes durch $ 43 Abij. 3 
u, 4 der Gewerbeordnung bezüglich) des Verteilens von Stimmzetteln 
eingejchränft? 21, 33. 

Stiefeltern. Vornahme unzüchtiger Handlungen mit den Stiefkindern. 
©. St. G.B. $ 174 Nr. 7flg. ©. 104. 

Störung des Gottesdienjteds. ©. St. G.B. $ 167 ©. 99. 

Strafantrag. 1) S. Antrag auf Strafverfolgung. — 2) Welde 
ausländiiche Behörde ift zu dem nad St.G.B. $ 4 Nr. 3 erforder- 
lihen Antrage zuftändig? 16, 216. 

Strafansjhliefungsgründe. S. St. G.B. 88 51flg. ©. 26flg. 

Strafbare Haudlung. S. Handlung. 

Strafbarer Eigennutz. ©. St.G.B. 88 284—302e ©. 212flg. 

Strafbeiehl, Strafbeicheid, ‚Strafverfägung. 1) ©. St. P.O. 88 447—469 

S. 416fl. — 2) — des Strafverfolgungsrechts durch amts— 
rihterlichen Strafbefehl x. ©. SPD. Buch II Abſchn. 1 „ne bis in 
idem“ Nr. 8—16 ©. 318. 

Strafen. ©. HORB, sg 13—42 ©, 8flg. 

Straferhöhungsgrund, Wie muß eine Verneinung im Urteil fejtgejtellt 
werden? 6, 140. 

Strafgeſetz. 1) Anderung des Strafgefeges. Anwendung des mildeften 
Strafgefeged. ©. St. G. B. $2 ©. 5. — 2) Wie ift dad angewandte 
Strafgefeb im Urteil zu bezeichnen? Welche Bedeutung hat die Unter- 
lafjung? 19, 213; 25, 418; 32, 351. 

Strafgeſetzbuch. Verhältnis zum Landesredt. ©. E. G.z. St. G.B. ©. 3. 

Straffammer. 1) ©. 6.8.6. 88 59—78, 98 ©. 425flg. — 2) Ber- 
legt die Strafkammer durch Aburteilung einer zur abjoluten Zu— 
ſtändigkeit des Schöffengericht3 gehörigen Sade die Grenzen ihrer 
ſachlichen Zuftändigfeit? 16, 39. — 3) Welden Einfluß bat die 
Sejchäftsverteilung auf die Zuftändigfeit der Straffammer? 23, 234. 

Strafflage. 1) Erhebung der Strafflage und deren Vorbereitung. ©. 
SBO. 88 151—170 ©. 328fig, 88 416, 417 ©. 410fig. — 
2) Verbrauch der Strafflage ©. St. P.O. Buch II Abſchn. 1, „ne 
bis in idem“ ©. 317flg. 

Strafmilderungsgrund. Nugendliches Alter als Strafmilderungdgrund. 
S. St. G.B. 88 55—57 ©, 29flg. 

Strafprozefordunng. Verhältnis zum Landesgefep. ©. E. G.z. St. P.O. 
S. 287. 


Strafregijter. 1) Kann intellektuelle Urkundenfälfhung durch falfche 
Einträge im Strafregijter bewirft werden? 3, 204; 5, 175. — 
2) Sind die von den württembergifchen Ortsvorſtehern gefertigten Aus— 
züge aus dem Strafregiiter öffentliche ———— 26, 413. 

Strafumwandlung. ©. &t.6.B. 88 21, 28, 29 ©. Iflg. 

Strafurteil. 1) Beratung und Abftimmung. ©. 68.9. 88 195, 196 
©. 433. — 2) Ubfafjung und Verfündung. S. StPO. 88 259, 
266, 267, 275 ©. 352, 364, 366, 371. — 3) Zuerfennung der Bes 
fugnis zur Bekanntmachung. ©. St. G.B. $ 165 ©. 97, $ 200 €. 126. 
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Gtrafuerfaßeen, objektives. S. St. G.B. 8 42; ©. 11 RD 88 477 
bi3 479 ©. 419. 

Strafverfügung. ©. Strafbefehl. 

Strafvollitrefung. ©. St.P.D. 88 483—494 ©. 420. 

Strafzumeljung. 1) Dürfen bei der Strafzumefjung auch joldhe Straf- 
fälle Berüdfichtigung finden, wegen deren zwar freigefprochen wird, 
aber Verdacht bejtehen bleibt? 23, 91. — 2) Wann kann die Straf- 
zumejjung mitteld Nevifion angefochten werden? 8, 77; 23, 91. 

Strandung eined Schiffe. ©. St.G.B. $ 323 Nr. 3, $ 326 Nr. 1 
©. 241, 

Streifpoftenjtehen. Iſt ein Strafgefeß der Landesgejeßgebung gegen 
dad Streifpoftenjtehen gültig? 34, 121. 

Subhajtation. 1) Umfang der durd die Subhaftation eintretenden Be— 
ſchlagnahme. 1, 368; 8, 113 (Preußen); 8, 422; 29, 123 (Bayern). 
— 2) Dauer der durch die Subhajtation eintretenden Beſchlagnahme. 
8, 113; 31, 80 (Preußen). — 3) Bedeutung der Subhaſtation für 
die Frage, ob die Zwangsvollitredung droht. 1, 37; 17, 42. 

Submifjion. Kann in dem Termin der Submiffion eine Erprefjung 
durh Androhung der Unterbietung begangen werden? 3, 429. 

Submiffionsverfahren, 1) Sit wegen Zolldelikten ein fog. Submiffions- 
verfahren möglich, welches die weitere Bejtrafung ausſchließt? 26, 319; 
28, 180. — 2) Muß im Falle des 8 33 des preußiichen Klaſſen— 
jteuergejeßed® vom 1. Mai 1851 ein jog. Submijjionsverfahren vor: 
angehen? 14, 293. 

Subfidiäre Haftung für Steuer- und Zolldelikte. S. Vereinszollgeſetz 
dom 21/6 69 $ 153 ©. 467; Branntweinjteuergefeß vom er 68 
866 ©. 436; Sefeh betr. jubfibiäre Haftung vom 8/7 68 ©. 437; 
Geſetz dom 24/6 87 832 ©. 540. 

Surrogat. 1) Verwendung eine Tabaksſurrogates. 14, 145; 4, 311. 
— 2) Verwendung von Stärkfefirup ftatt Zuderd zum Cinmaden von 
Früchten als Nahrungsmittelfälihung. 29, 258. 

Sufpenfion eines fatholifchen Geijtlihen. 9, 305. 

ar Verkehr mit fünftlihen Süßjtoffen. S. Gefe vom 6/7 98 


— Iſt die Aufforderung, einen Menſchen durch Sympathie— 
mittel zu töten, ſtrafbar? 33, 321. 
— Anſtellung. ©. preußiſches Geſetz vom 23/7 47 


. 984, 
7 

Tabak. 1) Fälſchung, Verwendung eines Surrogats. 4, 311; 14, 145. 
— 2) Iſt Tabak ein Genußmittel im Sinne des $ 370° St.6.8.8? 
5, 289. 

Tabakſteuer. S. Geſetz vom 16/7 79 ©. 525. 

Tagegelder der Notare in Hannover. 16, 60. 

Tanzverbot. Iſt der Amtsvorjteher in Preußen zum Erlafje eines Tanz— 
verbot3 befugt? 8, 321. 
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Tat. 1) ©. Handlung. — 2) Wer find die Leteiligten an derſelben 
Tat? ©. StPO. 856 Nr. 13—28 ©. 302flg., 8 498 Nr. 7, 8 
S. 422. 

Täterfhaft. S. St.G.B. Teil I Abjchnitt 3 Nr. 19—23 ©. 18. 

Tatſachen. 1) Behauptung erdichteter Tatfachen, um Staatseinrichtungen 
verächtlich zu mahen ©. St. G. B. S 131 Nr. 1 S. 75. — 2) Bes 
hauptung ehrenrühriger — in Bezug auf einen anderen. 
S. St. G. B. 88 186, 187 ©. 115flg. — 3) Vorſpiegelung falſcher 
Tatſachen beim Betrug. S. ESt G.B. 8 263 Nr. 25—54 ©. 176flg. 

Tatumſtäude, beſondere, welche nur einem von mehreren Teilnehmern 
zuzurechnen find. ©. St. G.B. 850 ©. 26. 

Tanben. Unter welchen Vorausfegungen ift im Gebiete des P.A.L. R.'s 
die Wegnahme frei umherfliegender Tauben Diebftahl? 12, 308; 13, 341; 
20, 271. 

Tanbftumme. 1) Wie ift die Verhandlung mit taubftummen Angeflagten 
zu führen? 8, 29; 31, 313. — 2) Muß bei Verurteilung eines 
Taubſtummen ausdrüdlich die zur Erfenntnis der Strafbarkeit erforder= 
lihe Einſicht feitgejtellt werden? 23, 351. 

Tanfregifter. Sind die Taufregiiter im Gebiete des P.A.L.R.'s noch 
jegt öffentliche Urkunden? 22, 118. 

Taufzeugnis. 1) Das Taufzeugnid als Legitimationspapier im Sinne 
des St.G.B.'s 8 363. 12, 385; 13, 65; 29, 241. — 2) Iſt das 
Taufzeugnis ded Pfarrers einer katholifchen Kirchengemeinde eine öffent- 
lihe Urkunde? 29, 241. 

Täuſchung. 1) Täufhung beim Betrug. ©. St.G.B. $ 263 Nr. 25—55 
©. 176 flg. — 2) Gebrauchmachen von einer Urkunde zwecks Täuſchung. 
S. St.G.B. $ 267 Nr. 134-—-150 ©. 198flg. 

Täuſchungsbezeichnungen. 1) Bezüglich eines Patentes. ©. Geſetz vom 
re 840 S. 512. — 2) Als unlauterer Wettbewerb. S. Gejet 
vom 27/5 96 $4 ©. 552. 

Tare. 1) Iſt die Tare eined Grundſtückes eine zum Beweiſe von 
Nechten erhebliche Privaturfunde? 24, 114. — 2) Iſt die Tare eines 
bayerischen Hypothekenſchätzers eine öffentliche Urkunde? 13, 112. 

Technische Fragen. Muß der Nichter für techniiche Fragen notwendig 
Sadyverjtändige heranziehen? 3, 176; 25, 326. 

Teilnahme. 1) Teilnahme an einer jtrafbaren Handlung. ©. St. G. B. 
85 47—50 ©. 18flg. — 2) Teilnahme an einer unerlaubten Ber: 
bindung. ©. St.G.B. 88 128, 129 5. 73flg. 

Telegramm. S. Depeſche. 

Telegraphenanlagen, Telephonanlagen. Beſchädigung oder Veränderung. 
S. S.G.B. 88 317—318a ©. 240jflg. 

Tenor des Urteils, Faſſung. ©. St. P.O. 8 259 Nr. 1—5 ©. 352flg. 

Teitament. Kann einem mit Unterſchrift verſehenen Entwurſe eines 
Teſtaments durch Ausfüllung einer Lücke ein urkundlicher Inhalt ge— 
geben werden? Liegt in der Übergabe dieſes Entwurfs an den Teſtator 


Tidet — Trudſyſtem. 703 
in Hinbfid auf die vorausſichtliche Niederlage bei Gericht ein Bebrauch⸗ 
machen zum Zwecke der Täuſchung? 26, 138. 

Ticket. Sind die von der Verwaltung eines Totaliſators ausgegebenen 
Tickets beweiserhebliche Urkunden? 26, 802; 28, 401. 

Tier, jagdbared. Begriff. ©. St. G.B. $ 292 Nr. 4—6, 9, 27—39 
©. 225 flg. 

Tierarzt. Befugnis zum Erlafje von Abjperrungsmaßregeln gegen Bich- 
ſeuchen, Mitwirkung bei deren Erlaf. ©. St.G.B. $ 328 Nr. 10, 11 
S. 243; Geſetz vom 23/6 80 88 2, 12, 31 Nr. 3—5 ©. 526, 

Titel. 1) Unbefugte® Annehmen eines Titel, ©. St.G.B. $ 360° 
Nr. 4,5 ©. 267. — 2) Beilegung eines arztähnlichen Titels. 
S. Gewerbeordnung vom 21/6 69 $ 147 Nr. 6—9 ©. 454flg. — 
3) Kann der Titel einer Zeitung ald Warenzeichen eingetragen werden? 
28, 275. 

Tod des Verurteilten. Wiederaufnahme ded Verfahrens nad dem Tode 
des Berurteilten. ©. StPO. 8 411 ©. 408. 

Topfpflanzen. Können Zopfpflanzen als Bodenerzeugniffe Gegenjtand 
eined Feldfrevel fein? 26, 101. 

Torf. 1) Kann Wegnahme von Torf Feldfrevel fein? 21, 27, — 
2) Kann Entwendung von Torf als Feuerungsmaterial Mundraub 
fein? 9, 46. 

Totalifator, Wetten am Totalifator bei Pferderennen. 1) Als Glüds- 


ipiel. ©. St.G.B. 88 284—286 Nr. 12 ©. 213. — 2) Stempel- 
pfliht. S. Geſetz vom ER 8 24, 26, Tarif Wr. 5, vom —— 


Nr. 1, 2 ©. 5831flg. — 8) Über die Eigenjchaft der von der Ver— 
waltung de ZTotalifatord ausgegebenen Tickets als beweißerheblicher 
Urkunden. 26, 302; 28, 401. 

Tötung. ©. St.C.B. 88 211-222 ©. 129flg. 

Transportgefährdung auf der Eifenbahn. ©. St.G.B. 88 315, 316 
S. 238 lg. 

Trausportkontrolle. S. Bereindzollgefeß vom 1/7 69 88 119—125 
©. 459. 

Transportmittel. Gehört das bei der Jagd gebrauchte Transportmittel 
zum Sagdgerät? 22, 15 (vgl. 12, 305). 

Treppen. Unterlaffung der Beleuchtung von Treppen als Verurfahung 
fahrläffiger Körperverleßung. 14, 362. 

Trihinenhaltiges Fleiſch. Verkauf ohne vorherige Unterfuhung als 
Sahrläffigkeitsdelitt. S. Gejeß vom 14/5 79 8 14 Wr. 2,3 ©. 522, 

Trichinenſchauer. 1) Sind Trichinenfhauer Beamte, find ihre Bes 
fcheinigungen öffentlihe Urkunden? ©. St G.B. 8 359 Nr. 30, 53, 
63, 65 ©. 265flg., $ 348 Nr. 47—51 ©. 255. — 2) Bedeutung 
der den Trichinenſchauern gegebenen Inftruftion für die Anwendung 
des St.G.B.3 8 348 Ubi. 1. 24, 400. 

Truckſyſtem. ©. Gewerbeordnung vom 21/6 69 $ 115 ©. 448flg. 
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Trunfenheit. 1) Trunfenheit als Strafausfhliegungdgrund. 5, 338; 


22, 413. — 2) Trunfenheit als Krankheit nah St.G.B. $ 221. 
5, 393. — 3) Trunfenheit geladener Zeugen. 34, 283; 35, 398. 
u 


Überfall, Hinterlijtiger. Begriff. 2, 74. 

Überführungsftüde, 1) Verabfolgung don Überführungsftüden an die 
Geſchworenen ind Beratungdzimmer. ©. St. P.O. $ 302 ©. 382. — 
2) Rückgabe der dem Berlebten entzogenen Gegenjtände. ©. St. P.O. 
8 111 ©. 811. 

Übergabe. 1) Was erfordert das Pr.U.L.N. für die Übergabe zum 
Bmwede der Eigentumdübertragung? 31, 321. — 2) Was find „amtlich 

„ Übergebene“ Gegenftände? ©. St. G.B. 8133 Nr. 5—11 ©. 77. 

Übergangsabgabe. Zit auf die Hinterziehung der Übergangsabgabe das 

„ Vereinszollgefeß oder dad Landesgejet anzuwenden? 7, 326. 

lberlaffen an andere im Sinne des Sprengjtoffgefeße® vom 9. Juni 1884 

89.14, 231. 

Überſchwemmung. Iſt Herbeiführung einer Überſchwemmung auch die 
Vergrößerung einer vorhandenen Überfhwemmung? Was gehört zur 

‚ Sahrläffigkeit? 5, 309. 

Übertretung. 1) ©. St. G.B. 88 360-370 €. 267flg. — 2) Ins 
wieweit find ftrafbare Handlungen, welhe ein in Kraft gebliebenes 
preußifches Geſetz mit Gefängnisftrafe bedroht, als Übertretung an- 
zufehen? 13, 93. — 3) Über Abgrenzung der Übertretung vom Vers 

„gehen. ©. &.GB. 81 S. 4. 

Überverfiherung. S. preußiiches Gefeb vom 8/5 37 ©. 582. 

Überweifung. 1) Überweifung an die Landespolizeibehörde wegen 
Bettelns oder Landitreicherei. S. St.G.B. 8 362 ©. 270. — 2) Über: 
weifung eined jugendlichen Angellagten an eine Erziehungd- oder 
Beilerungdanitalt. ©. St. G.B. $ 56 Nr. 6 ©. 30. 

Umgang, unerlaubter. Welche Bedeutung hat die Eheicheidung wegen 
unerlaubten Umgangs nah P.A.L.R. für die Beitrafung wegen Ehe- 
bruchs? 5, 266; 14, 352; 21, 21. 

Umherziehen. 1) Gewerbebetrieb im Umherziehen. S. Gewerbeordnung 
vum 21/6 69 88 55—56c ©, 446flg. — 2) Beitenerung des Handels 
im Umberziehen. S. bayerische Geje vom 10/3 79 ©. 565. 

Umfclofjener Raum. ©. St.G.B. 8 243 Wr. 8—15, 65 ©. 151flg. 

Umftände, befondere, 1) Bejondere Umftände, welche nur einem von 
mehreren Teilnehmern zuzurechnen find. ©. St. G.B. $ 50 ©. 26, 
— 2) Befondere Umftände, wegen deren Nebenfragen an die Ge— 
ihworenen zu jtellen find. ©. SPD. $ 295 ©. 380. — 3) Bes 
jondere Umſtände, welche die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des 
Redakteurd ausſchließen. S. Prefigefeß vom 7/5 74 8 20 ©. 491flg. 

Umftände, mildernde. S. mildernde Umftände. 

Umwandlung der Strafe. S. St.6.B. 88 21, 28, 29 ©. Iflg. 

Unbejcholtenheit, Begriff im Sinne des St. G.B.'s $ 182. 32, 437. 
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Unbrandhbarmachadung S. St.G. B. 88 41, 42 ©. 11flg.; Geſetz vom 
11/6 70 88 21, 35, 36 ©. 474jlg.; StPO. $8:477—479 ©. 419flg. 
Bol. Einziehung. 

Uneheliches Kind. 1) Tötung des unehelichen Kindes in oder gleich 
nach der Geburt durch die Mutter. S. St.®.B. $ 217 ©, 130. — 
2) Sit das Verhältnis zwifchen dem unehelihen Kinde und dem Ehe— 
mann jeiner Mutter für die Dualififation der Kuppelei nad St.G.B. 
$ 181 ausreichend? 21, 257. — 3) Unterdrüdung des Perſonen— 
ſtandes und intellektuelle Urkundenfälſchung durch unrichtige Anmeldung 
des umehelichen Kindes zum Standesregiſter. ©. St.G.B. 8 169 
S. 101, $ 271 Nr. 14, 15, 47 ©. 204flg. — 4) Befugnis zur 
Stellung des Strafantragd für ein verlegte unehelihes Kind. ©. 
St.®.B. $ 65 Nr. 7—10 ©. 41. 

Unerfahrenheit. Begriff im Sinne des St.G.B.'s 8 302a. 25, 315. 

Unerlanbter Imgang. ©. Umgang. 

Unfähigkeit zur Wahrnehmung des Amtes eines Richters, Geſchworenen, 
Schöffen, Gerihtsfchreiberd. ©. St. P.O. 88 22, 23, 31, 32 ©. 290 flg., 
8 377 Nr. 1—283 ©. 395 lg. 

Unfallverfihernng. S. Geſetz vom 6/7 84 ©. 538. 

Unfug. 1) Grober Unfug ©. St.G.B. 83601 ©. 267flg. — 
2) Befhimpfender Unfug an Gräbern u. ſ. w. ©. SGB. 
s 168 ©. 100. 

Ungehorfam. Aufforderung zum RR gegen Geſetze und obrig- 
feitlihe Anordnungen. ©. St. GB. $ 110—112 ©. 57flg. 

Uniform. Erfordert die Amtsausübung des Fifchereiauffehers in Preußen 
zu ihrer Rechtmäßigkeit, daß er Uniform trägt? 25, 112. 

Univerjitäten. Inwieweit find die Univerfitäten zur Abnahme eides- 
ftattliher Verfiherungen fiber die Autorſchaft von Doltordifjertationen 
befugt? 17, 208. 

Unkenntnis des Gejeßes und Unkenntnis von Tatumjtänden. ©. St.G.B. 
8 59 Nr. 1-20, 25—28 ©. 31flg.; Vereinszollgeſetz vom 1/7 69 
$ 163 ©. 470; Gejeg vom 11/6 70 88 18—20 Nr. 3—6 ©. 473. 

Unlanterer Wettbewerb. S. Geſetz vom 27/5 96 ©. 552. 

Unmittelbarfeit dev Beweiserhebung ©. St.P.O. 88 249, 250 
©. 344 flg., 8 260 ©. 354 flg. 

Unrat. Begriff im St.G.B. $ 3667. 21, 314. 

Untaugliches Mittel und untaugliches Objekt beim Verſuche. 
S. SGB. 8 48 Nr. 1-5 ©. 13flg. 

Unteilbarfeit der Tat. S. St. P.O. $ 263 ©. 356flg. 

Unterbieten. Kann die Androhung des Unterbietend im Termin der 
Submiffion eine Erprefjung fein? 3, 429. 

Unterbrechung. 1) Unterbrehung der Verjährung. ©. St. G. B. 8 68 
S. 43flg — 2) Unterbredung der Hauptverhandlung. ©. SPD. 
88 227, 228 ©. 382, 

Unterbringung in einer Erziehungss vder Beflerungsanftalt. S. St. G. B. 
S 56 Nr. 6 ©. 30, 

Unterdrüfung. 1) Unterdrüdung einer Urkunde ©. St.G.B. 8 274 


Gen.Meq. zu Ei. &t5. I-XXXV. 45 
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Nr. 7—12 ©. 208flg. — 2) Unterdrückung wahrer Tatſachen als 
Tatbeſtandsmerklmal des Betrug. ©. St. G. B. 8 263 Nr. 39—54 
S. 177 le. 

Unterhändler. Darf fi der Makler zur Vermittlung eines Unterhänd- 
lers bedienen. 26, 398. 

Unterlaffene Anzeige. ©. St. G.B. 8 139 ©. 82 fig. 

Unterlaffung. Kauſalzuſammenhang. S. St.6.B. Teil I Abfchn. 3 
Nr. 17,18 ©. 18. - 

Unternehmen, 1) Begriff. ©. St. G.B. 8 159 Nr. 2—11 ©. 90flg., 
jerner 17, 257 (Sprengftoffgefeg $ 9), 28, 90 (Branntiweinfteuergejeß 
vom 24/6 87 $ 17). — 2) Begriff der ein hochverräteriſches Unter- 
nehmen vorbereitenden Handlung. 5, 60; 16, 165. 

Unterpnnktieren geftrihener Worte im Sikungsprotofoll zwecks Wieder: 
beritellung. 27, 169. 


Unterfchlagung. ©. St.G.B. 88 246, 247 ©. 156flg., 88 350, 351 
©. 259 flg. 


Unterfhrift. 1) Iit eine Unterfchrift zum Begriff der Urkunde er- 
forderlih? ©. St..B. $ 267 Nr. 2—9 ©. 189. — 2) Inwiefern 
fann die Unterzeichnung einer Urkunde mit dem eigenen Namen oder mit 
dem Namen eines zuftimmenden Anderen eine Urkundenfälichung be= 
gründen? ©. St.G.B. $ 267 Nr. 102, 103, 107 ©. 195flg. — 
3) Iſt auch die auf einer Monatskarte der Staatseifenbahn angebrachte 
Unterfchrift des berechtigten Inhabers eine öffentliche Urkunde oder der 
Teil einer ſolchen? 28, 42. — 4) Kann die bewußt unrichtige Le— 
galifierung einer Unterjchrift den Tatbeitand des St G.B.'s 5 348 
erfüllen? 15, 19. — 5) Madıt die bloße Unterfchrift einer Ehefrau 
unter einem Saufvertrag neben derjenigen ihre® Ehemanns die Frau 
zur Zeilnehmerin des Vertrags im Sinne des preußifchen Geſetzes 
vom 7. Mär; 1822 $ 22 Abi. 3? 25, 285. — 6) ©. aud Unter- 
zeihnung. 

Unterfuhung. 1) Gerichtlihe Vorunterfuhung im Strafverfahren. ©. 
St. P.O. 88 176—195 ©. 325. — 2) Wann ift im Sinne des 
St.G.B.'s 88 158, 163 Abf. 2 eine Unterſuchung eingeleitet? 7, 154; 
21, 8. — 3) Ausfegung des Verfahrend wegen faljcher Anſchuldigung 
und Beleidigung, jo lange eine Unterſuchung wegen der behaupteten 
ftrafbaren Handlung ſchwebt? ©. StGB. SS 164 Nr. 24—26 
S. 96flg, $ 191 ©. 117flg. — 4) Geſtändniserpreſſung in einer 
Unterfuhung. ©. St. G.B. $ 343 ©. 250. — 5) Iſt der Strafrichter 
berechtigt, behufs Verfolgung der Spuren einer Straftat unverdächtige 
Perſonen einer ärztlichen Unterfuchhung zu unterwerfen? 14, 189. — 
— 6) Was veriteht die Reichsverfaſſung Art. 31 unter dem Ausdruck 
„zur Unterfuhung ziehen"? 24, 205. — 7) Was verjteht der Aus— 
lieferungdvertrag mit Brafilien vom 17. September 1877 Urt. 6 unter 
demfelben Ausdrud? 26, 68. 

Unterfuchungshaft. 1) Sit das Neichdgericht befugt, in einer in der 
Reviſionsinſtanz ſchwebenden Sache jelbftändig Unterfuhungshaft zu 
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verhängen? 3, 421. — 2) Anrechnung erlittener Unterfuchungshaft 
auf die verhängte Strafe. ©. St.G.B. 8 60 ©. 35. 

Unterfuchungsrichter. 1) Unfähigleit des Unterfuchungsrichterd zur Mit— 
wirfung bei der Entſcheidung. ©. St.P.O. $ 23 Nr. 3—9 ©. 292. 
— 2) Darf ein Unterfuchungsrichter über die in der Vorunterjuchung 
eritättete Ausſage einer Perſon, die fpäter ihr Zeugnis verweigert, 
vernommen werden? 5, 142; 8, 122. 

Unterwerfung. Schließt die linterwerfung unter die von der Steuer- 
behörde feitgejegte Strafe die weitere gerichtliche Verfolgung aus? 
26, 319; 28, 180. 

Unterzeichnung. 1) Unterzeichnung von Protofollen als Vorausſetzung 
für ihre Gültigkeit. S. St. P.O. $ 186 ©. 325, 8 271 Nr. 4 ©. 368. 
— 2) Erfordernid der Unterzeihnung von Beſchlüſſen. S. St. P.O. 
8 83 Nr. 3 ©. 295. — 3) Iſt Abänderung eined Urteil® nad) einer 
Unterzeihnung möglih? ©. SPD. $ 275 Nr. 4-7 ©. 371. — 
4) Erfordernis der Unterzeichnung des Geſchworenenſpruchs durd den 
Dbmann. ©. SPD. 8 307 Nr. 1—3 ©. 384. — 5) Unterzeichnung 
der den Gejchiworenen übergebenen Frage dur den Borfißenden, 
Nahholung. S. SPD. $ 301 ©, 382. — 6) Erforderniß der 
Unterzeihnung der Revijionsbegründung und Reviſionsanträge durch 
einen Rechtsanwalt. S. St. P.O. $ 385 Nr. 6—12 ©. 402flg. — 
7) S. auch Unterjdrift. 

Untrene, S. St. GB. 8 266 S. 185flg.; H.6.B. vom I Art. 249 


S. 441; Gejeh vom S. 506; Geſetz vom 1/5 89 $ 140 ©. 542. 

Unzudht, 1) Vornahme unzüchtiger Handlungen mit anvertrauten 
Berfonen. ©, St. G. B. 8 174 ©, 104flg. — 2) Widernatürliche Un— 
zudt. ©. St. G.B. 8 175 S. 105flg. — 3) Notzudt. S. St. G. B. 
8176 Nr. 1—5 S. 106. — 4) Vornahme unzüchtiger Handlungen 
mit Rindern unter 14 Jahren. ©. St.G.B. $ 176 Nr. 1, 2, 8—17 
©. 106flg. — 5) Vorſchubleiſten. S. St.6.B. $8 180—181 ©. 107flg. 
6) Was Heißt „um fie zur Unzucht zu bringen” im St.G.B. 8 237? 
18, 391. 

Unzüchtigkeit einer Handlung, Schrift, Abbildung, Darftellung u. f. w. 
Begriff. ©. St. G. B. $ 183 Nr. 1—4, 8 184 Nr. 1—10 ©. 111flg. 

Unzurehnungsfähigkeit. ©. St. G.B. $ 51, 853 Nr. 1 ©. 27flg. 

Unzuftändigfeit. 1) Einwand der Unzuftändigkeit. ©. StPO. $ 16, 
©. 290, 8 199 Wr. 7,8 ©. 326. — 2) Unzuftändigfeit3erflärung des 
Gerichts. S. St.P.D. 88 269, 270 ©. 367flg. 

Urheberrecht. 1) Au Schriftwerfen. S. Geſetz vom 11/6 70 ©. 471flg.; 
vom 19/6 01 S. 559. — 2) Un Werfen der bildenden Künſte. 
©. Geſetz vom 9/1 76 ©. 5O1flg. — 3) Un Photographien. S. Geſetz 
vom 10/1 76 ©. 503flg. — 4) An Muftern und Modellen. ©. Geſetz 
vom 11/1 76 ©. 504flg. 

Urkunde. Begriff von Urkunde und öffentliher Urkunde. ©. St. G. B. 
$ 267 Nr. 1-47 ©. 189 fg, 8 271 Nr. 10—46 ©. 204 flg., 8 348 
Nr. 9—62, 75—77 ©. 252 ilg. 
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Urfundenbeifeitefhaffung, «bejhädigung, «vernidhtung. ©. St. G. B. 
8 133 indbefondere Nr. 11—13 ©. 77 flg., 8 274 insbejondere Nr. 6 
©. 208, $ 348 indbejondere Nr. 82—87 ©. 258. 

Urfundenfälfhung. S. St.G.B. 88 267—279 ©. 189 flg., $ 348 

. 251 flg., $ 363 ©. 270 fig. 

Urkundenjtempel. S. Stempelabgaben. 

Urfundennunterdrüdung. ©. St. G.B. $ 274 indbejondere Nr. 7—12 
©. 208flg. 

Urfundenverlefung in der Hauptverhandlung. ©. St. P.O. 88 248 —253 
©. 342 fig. 

Urfundenvernihtung. S. Urkundenbeijeitefhaffung. 

Urlaubsüberfchreitung nah Mil.St.©.B. $ 64. Bis warn jebt ſich 
das Delikt fort? 27, 157. 

Urjprungszengniffe. 1) Sind die von Reviſoren ausgeftellten Urſprungs— 
zeugnifje, welde die Trandporteure von Schweinen bei fi führen 
müſſen, öffentliche Urkunden? 26, 158. — 2) ABujftändigkeit zur Aus— 
jtellung von Urfprungszeugnifjfen für den Verkehr mit Rumänien. 
18, 430, 


Urteil in Civilſachen. Unabhängigkeit des Urteils in Strafſachen vom 
Civilurteil. ©. St.P.D. 8 261 ©. 355 fig. 

Urteil in Straffahen. 1) Findung, Abjaffung, Verkündung, nach— 
trägliche Anderung des Urteils in Straffahen. ©. G.V. G. 88 195, 
196 ©. 433 flg.; StPO. 88 259, 266, 267 ©. 352flg., 8 275 
©. 371. — 2) Veröffentlihung des Urteild in Strafjadhen als Strafe. 
S. StG.B. 8 165 ©. 97, 8 200 ©. 126 lg. 


V 


Vater. 1) Inwiefern iſt der Vater geſetzlicher Vormund feiner Kinder 
und als folder möglicher Täter einer Untreue? ©. St. G.B. 8 266 
Nr. 7,8 ©. 185. — 2) Unterdrüdung des Perjonenjtandes und in 
telleftuelle Urfundenfälihung durch wahrheitdwidrige Anerkennung der 
ehelichen oder unehelihen Baterfhaft gegenüber dem Standesamt. 
S. &.6.B. $ 169 Nr. 3—5, 9 ©. 101, 8 271 Nr. 14, 15, 47 
S. 204 flg. — 3) Wirkung der Legitimation durd nachfolgende Ehe. 
15, 176. — 4) Kann der Bater als gejeplicher Vertreter jeined Sohnes 
nah dejjen Tode einen Bußanſpruch des Sohnes geltend machen? 
29, 140. 


Verächtlichmachung von Staatdeinrihtungen und obrigkeitlihen Anord— 
nungen. ©. St.G.B. 8131 ©. 75 fig. 


Veränderung. 1) Veränderung des rechtlihen Gefichtspunftes. ©. St. P.O. 
8264 S.359flg. — 2) Veränderung des Perſonenſtandes. S. St.G.B. 
8 169 ©. 101. — 3) Nadträglihe Veränderung des Urteildtenors 
und der Urteildgründe ©. StPO. $ 275 Nr. 2—7 ©. 371. 

Beranjtaltung eines Nahdruds. Begriff. S. Gefeß vom 11/6 70 
88 18—20 Wr. 1—3 ©. 473. 
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Berarbeitung. gt die — eines — Stoffes — die 
Ehefrau des Diebes als Begünſtigung aufzufaſſen? 26, 119. 

Beränßernug bei drohender Zwangsvollſtreckung. Begriff. S. St. G. B. 
g 288 Nr. 17—21 ©. 218. 

Beräuferungsverbot. Hat ein allgemeined Veräußerungsverbot im Konz 

kurs die Wirkung der Beſchlagnahme? 20, 244. 


Verbindung. 1) Verbindung mehrerer zur fortgefeßten Begehung von 
Raub und Diebitafl. S. St.G.B. 243 Nr. 57, 58 ©. 154 flg. — 
2) Verbindung mehrerer zu gemeinfchaftlicher Musübung von Rlonters 
bande und Defraudation. S. Vereindzollgefe vom 1/7 69 $ 146 
S. 465 flg. — 3) Teilnahme an einer unerlaubten Verbindung. S. St G. B. 
Sg 128, 129 ©. 73 flg. — 4) Verbindung zufammenhängender Straf: 
faden. ©. StPO. 88 2—5, 13 ©. 288 flg., $ 176 Nr. 2 ©. 325, 
8 236 ©. 334. 


Verbrauch der Strafflage. S. SPD. Buch I Abſchnitt 1 „ne bis in 
idem‘“ ©. 317 fig. 

Verbrechen. 1) Über Abgrenzung des Verbrechens vom Vergehen. 
&. &.GB. 81 S. 4flg. — 2) Begriff „Verbrechen“ im preußiichen 
Auslieferungdvertrag mit Nordamerifa vom 16/6 52. 27, 126. 

Verbreitung. 1) Verbreitung von Druckſchriften. ©. St.G.B. $ 110 
Nr. 10, 11 ©. 57; Preßgefeg vom 7/5 74 8 6 Nr. 5—7 ©. 488, 
$ 21 Nr. 18 S. 494. — 2) Verbreitung von Drudichriften als grober 
Unfug. 16, 98; 19, 294; 25, 404; 27, 292; 31, 185; 32, 100. — 
3) Verbreitung eines nah gefhübtem Mufter oder Modell gefertigten 
Erzeugniffes. 5, 347. — 4) Verbreitung ehrenrühriger Tatjachen 
als Beleidigung. ©. St.®.B. $ 186 Nr. 10—12 ©. 116, 

BVBerdorbenes Nahrungsmittel. Begriff. S. Geſetz vom 14/5 79 
8 10 Nr. 49—52 ©. 519. 

BVereidigung. 1) Vereidigung des Zeugen. S. BD. 88 56—65 
S. 301 flg., $ 237 Nr. 3,4 ©. 334. — 2) Vereidigung des Sach— 
verjtändigen. ©. SPD. 379 ©. 307 flg. 

Bereinigte Staaten von Amerifa. S. Amerifa. 

Bereind- und Berfammlungsredt. ©. bayheriſches Geſetz dom 26/2 50 
S. 562; preußifches Gefe vom 11/3 50 ©. 586. 

Vereinszollgefeh S. Geſetz vom 1/7 69 ©. "457 flg. 

Vereitelung — Zwangsvollſtreckung. S. St. G. B 8288 ©. 216flg. 

Verfahren. 1) Bezieht fich der Ausdruck „Verfahren“ im E.G.St. P.O. 83 
auch auf J Vorſchriften über Beſchlagnahme? 11, 321. — 2) Er: 
Öffnung des Hauptverjahrens. ©. St.P.D. 88 201—210 ©. 327 flg. — 
3) Vorläufige Einftellung des Verfahren? vor Eröffnung des Haupt: 
verfahrend. ©. StPO. 8 203 ©. 327. — 4) Einftellung des Ver— 
fahren® dur Urteil. ©. St.P.D. $ 259 ©. 352 lg. — 5) Aus- 
ſetzung des Verfahrens wegen talicher Anjchuldigung und Beleidigung, 
folange eine Unterfuhung wegen der behaupteten ſtraſbaren Handlung 
schwebt. S. St. G.B. 8164 Nr. 24—26 ©. 96flg., 8 191 S. 117flg. — 
6) Wiederaufnahme des Verfahren. S. StPO. 88 399-—413 
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©. 407 fig. — 7) Objektives Berfahren. ©. St. G.B. $ 42 © 11flg.; 
St. P.O. 88 477—479 ©. 419 fig. 

Berfallerflärung. ©. St.G.B. $ 335 ©. 247. 

Berfälfhung ©. Fälſchung. 

Verfolgung eines Flüchtigen in das Gebiet eines anderen Bundesftaates. 
©. 6BG. 8168 ©. 430. 

Verfügung über Vermögensftücde des Auftraggebers durch den Bevoll: 
mädtigten. ©. St. G.B. $ 266 Nr. 40—42 ©, 188, 

Verführung zum Beiſchlaf. S. St.G.B. 8 182 ©. 110 fig. 

Vergehen. Abgrenzung gegen Übertretung und Verbrechen. ©. St. G.B. 
81 ©. 4jlg. 

Vergiftung. ©. St.G.B. 8 229 ©. 139, $ 324 ©. 241. 

Bergleich, ſchiedsmänniſcher, in Preußen. Vollſtreckbarkeit. 21, 237. 

Verhaftung. ©. Feſtnahme. 

Verhör. 1) Verhör des Angeflagten in der Hauptverhandlung. S. St. P.O. 
8 242 Nr..7,8 ©. 336. — 2) Verhör von Zeugen und Sadverjtän- 
digen. ©. St. P.O. 88 239— 241 ©. 335 fig. — 3) Aufnahme der 
Ergebnifje des Verhörs in das Sitzungsprotokoll. ©. St. P.O. $ 273 
Nr. 3-8,12 ©. 369. 

BVBerhörbeamter, PVernehmung bei Zeugnisverweigerung. S. StPO. 
8 251 Nr. 2—5 ©. 847. 

Verjährung. 1) S. St. G.B. 88 66—69 ©. 42flg, $5 Nr. 2 ©. 8; 
Gefep vom 10/6 69 $ 17 ©. 443; vom 1/7 69 8 164 ©. 470; 
vom 11/6 70 8 33 ©. 475; vom 31/5 72 8 40 ©. 484; vom 
7/5 74 8 22 ©. 494flg.; vom 16/6 95 ©. 541. — 2) Muß dem 
Antrag auf Stellung einer Hülfsfrage an die Geſchworenen jtattgegeben 
werden, wenn das Delikt, welches den Gegenftand der Hülfsfrage 
bildet, wegen Verjährung nicht mehr verfolgt werden kann? 23, 327. 

Berfehr der im Beratungszimmer verfammelten Gefchworenen mit anderen 
Perſonen. S. StPO. 8 303 ©. 383. 

Berflarung. Sit der bei der PVerflarung von den zugezogenen Per— 
fonen der Schiffsbefagung nah Art. 493 Abj. 2 9.6.8.3 vom 
5. uni 1869 zu leiftende Eid ein auferlegter Eid oder ein Zeugeneid? 
19, 218. 

Berfündung des Urteils in Straffahen. ©. St. P.O. $ 267 ©. 366 fig. 

Berlagsbuhhandlung. Inwieweit haftet der in eine Verlagsbuchhand— 
{ung neu eintretende Inhaber für den ftrafbaren Inhalt von Drud: 
ichriften, die vor feinem Eintritt in der Verlagsbuchhandlung erjchienen 
waren? 19, 357. 

Berlagsfähigkeit. Iſt Verlagsfähigkeit eines Schriftwerles Voraus— 
jeßung für feinen Schuß gegen Nahdrud? 27, 21. 

Berleger. 1) Angabe des Berlegerd auf Drudichriften. S. Preßgeſetz 
vom 7/5 74 86 ©. 487 flg. — 2) Haftung des Verlegerd für Preß— 
delifte. ©. Prefgefeb vom 7/5 74 $ 6 Nr. 3 ©. 487, 8 21 Nr. 4, 
7,8 ©. 493. 

Verleitung zu einem Meineid oder falfichen Eid. ©. St. G.B. 88 159, 
160 ©. 90 fig. 


Verleſuug — Vermögensbeſchädigung. 7 11 

Verleſung. 1) Zuläſſigkeit der Verleſung von Urkunden in der Haupt— 

verhandlung. ©. St.P.D. 88 248—253 ©. 342 flg. — 2) Berlefung 

der jejtgejtellten Fragen im Schwurgerichtsverfahren. S. St. PD. 
$ 291 Wr. 1, 3, 4 ©. 374, 

Berletster. 1) Wer ift der zur Stellung des Strafantrag berechtigte 
Berlepte? S. StGB. 8 61 Nr. 37-58 S. 38 flg., 8123 Nr. 29 
S. 72 (Hausfriedensbrud), $ 179 ©. 107 (Erjchleihung des außer: 
ehelichen Beiſchlafs), $ 194 Nr. 1—4 ©. 122 (Beleidigung), 8 247 
Nr.1,5, 6 S. 162 (Diebjtahl und Unterfchlagung), $ 288 Ar. 37—41 
S. 219 lg. (Vereitelung der Zwangdvollitredung), $ 308 Nr. 18—20 
S. 234 (Sahbejhädigung). — 2) Befugnis des Verlegten zur öffent: 
lihen Bekanntmachung des Urteild. S. St. G.B. 8 165 ©. 97, 8 200 
©. 126 flg.; Geſetz vom 30/11 74 8 17 ©. 498. — 2) Anjprud) 
des Berlepten auf Buße. S. St.G.B. Anhang zu Teil I Abſchnitt 1 
©. 13, 8 231 ©. 140; Gefeß vom 11/6 70 88 18—20 Nr. 8 ©. 473, 
vom 12/5 94 8 18 ©. 550. — 4) Wer iſt als Berleßter zum Richter- 
und Gejchworenenamt unfähig? ©. St.P.D. $22 Nr. 1—6 ©. 200flg. 
— 5) Rüdgabe der dem Berleßten entzogenen Gegenjtände an den 
Berlegten. S. St. P.O. $ 111 ©. 311. — 6) Befugnis des Ver: 
legten zur Herbeiführung der Öffentlichen Klage. S. St.PB.D. $ 170 
©. 324 fl. — 7) Wer ilt als Verletzter zum Anfchluß als Neben- 
Häger befugt? ©. StPO. 8 435 Nr. 6 ©. 412. 

Verleumdung. ©. St. G.B. $ 187 ©. 117. 

Berlobte. 1) Begriff. ©. St G.B. 852 Nr. 4,5 S. 28; StPO. 
8 51 Nr. 8—10 ©. 299. — 2) Sit Beijchlaf — Verlobten als 
Unzucht anzuſehen? 8, 172. 

Berluſt. 1) Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte. S. St. G.B. 88 32—37 
S. 10. — 2) Verluſt eines wichtigen Gliedes, des Sehvermögens als 
Qualifikationsgrund der Körperverletzung. ©. &t.©.B. $ 224 Nr. 1—3 
S. 137. — 3) Berluft der Reichs- und Stantdangehörigfeit. Gejeß 
vom 1/6 70 ©. 470flg. 


Vermieten. Kann in dem bloßen Vermieten einer Wohnung an Pro: 
ftituierte Kuppelei gefunden werden? 25, 142. 

Vermieter. S. Mieter. 

Bermifhung. 1) Eigentumserwerb an Geld durch Vermiſchung. 26, 43; 
29, 251 (gemeine Recht); 22, 230 (gemeines, preußifches und ſächſiſches 
Recht). — 2) Wann liegt in der Vermifhung fremden Geldes mit 
eigenem eine Zueignung? 26, 437. 

Vermittlung. 1) Sit die gewerbömäßige Vermittlung von Grundftüds- 
fäufen ein faufmännifcher Gewerbebetrieb, in dem Bücher geführt werden 
müſſen? 25, 395. — 2) Sit die Vergütung für die Vermittlung eines 
Darlehnd „mit Bezug auf ein Darlehn“ im Sinne des St.G. B.'s 
8 302a gewährt? 28, 288. — 3) Kann dur Vermittlung einer 
Ceſſion Sachwucher ($ 302e) begangen werden? 29, 78. 


Bermögensbefhädigung beim Betrug. ©. St.G.B. 8 263 Nr. 56—105 
©. 178 fig. 
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Bermögensbeftandteil, Vermögensjtüd. Begriff. S. St.G.B. $ 288 
Nr. 16 ©. 218, 8 266 Nr. 34—838 ©. 187 fig. 

VBermögensverzeihnis beim Offenbarungseid. 1) Kann die Aufnahme 
eined dem Schuldner nicht gehörigen Vermögensjtüds in dad Vermögens— 
verzeichnis ein Eidesdelift begründen? 27, 417. — 2) Sind Forde— 
rungen, die von einer Gegenleiltung abhängen, und der Pfändung 
nicht unterivorfene Sachen in das Vermögensverzeihnis aufzunehmen ? 
6, 205. — 3) it eine Beteiligung an einer offenen Handelsgeſellſchaſt 
im VBermögendverzeichnis anzugeben? 24, 74. 

Vermögensvorteil. 1) Erftrebung eine® Wermögensvorteild als Tat— 
beſtandsmerkmal bei der Erpreffung. S. St. G. B. $ 253 Nr. 15—27 
S. 165 flg. — 2) Erftrebung eines VBermögensvorteils ald Tatbeſtands— 
merfmal beim Betrug. ©. St.G.B. $ 263 Wr. 108—121 ©. 183. — 
3) Eritrebung eined Vermögensvorteils als Dualififationdgrund der 
Urkundenfälfhung. ©. St. G.B. 8 268 Nr. 2—8 ©. 201, & 272 
S. 208. — 4) Erjtrebung eines Bermögensvorteils als Qualifikations— 
grund des Vergehens gegen das Rinderpeſtgeſetz. S. Gefeß vom 21/5 78 
Nr.8 ©. 513. — 5) Auffälliges Mißverhältnis zwifchen Vermögens: 
vorteil und Leiſtung als Tatbeſtandsmerkmal des Wuderd. ©. St. G. B. 
8 302a Nr. 17—22 ©. 231 fig. 

Vernehmung. ©. Verhör. 

Vernichtung von Urkunden ꝛc. ©. St.G.B. $ 133 ©. 77, 8 274 ©. 208, 
8 348 Abj. 2 ©. 257. 

Berdffentlihung. DVorzeitige DVeröffentlihung der Anklageſchrift und 
anderer Urkunden eines Strafprozefjes dur die Preſſe. S. Preß— 
gefeß vom 7/5 74 8 17 ©. 489 fig. 

Berpfändung. 1) Wann ijt Wegnahme einer Sache in der Abficht der 
Berpfändung Diebjtahl? 9, 382; 11, 68. — 2) Wann ift in der 
unbefugten VBerpfändung einer Sache Unterfchlagung zu finden? 2, 21; 
5, 4; 26, 230. — 3) Wann ift Verpfändung einer Sache ald Ber: 
äußerung im Sinne des St.G. B.'s $ 288 aufzufaflen? 7, 237; 8,1; 
12, 129; 18, 188. 

Verrat, 1) Hoch- und Landeöverrat, Verrat von Staatögeheimnifjen. 
©. &.6.B. 88 80—92 ©. 53 flg. — 2) Verrat militärischer Geheim— 
niffe. S. Reichsgeſetz vom 3/7 93 ©. 547. — 3) Verrat von Privat: 
geheimniffen. S. St.G.B. 88 299, 300 ©. 229. 

Verſammlungs- und Vereinsrecht. 5. Vereinsredt. 

Berjhweigung wahrer Tatiachen als Tatbeſtandsmerkmal des Betrugs. 
S. St. G.B. 8 263 Nr. 39—54 ©. 177 fg. 

Berihuldung. S. &t.G.B. 859 ©. 31 fig. 

Verſetzung. Bezieht ji die Pflicht der Amtsverfchwiegenheit eines Be— 
amten auf die ihm bon dem vorgeſetzten Minifter gemachten Eröffnungen 
über feine Verſetzung (St. P.O. $ 53)? 15, 85. 

Berfiherung. 1) Verſicherung an Eidesitatt. S. St. GB. $156 ©. 87flg., 
$ 163 Nr. 17—20, 25, 31 ©. 93 flg. — 2) Übermäßige Verficherung 
gegen Brandſchaden. ©. preußiiches Gefeh dom 8/5 37 ©. 582. 

Verſicherungsagent. Bedarf der Berficherungsagent in Preußen einer 
Konzeſſion? 28, 251. 
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Berfiherungsbetrug. S. St.G.B. $ 265 ©. 185. 

Verſicherungsgeſellſchaft. Wann kann darin, daß jemand zum Eintritt 
in eine Verfiherungsgejellihaft veranlaßt wird, cin Betrug gefunden 
werden? ©. St.G.B. 8 263 Nr. 56—58. ©. 178 flo. 

Berfiheruugsunternehmen, S. Reichsgeſetz vom 12/5 01. ©. 558. 

Berfteigerung. S. Auktion. 

Berjteigerungsprotofoll des Gerichtövollzieherd. Unrichtige Beurkundung. 
S. St. G.B. $ 348 Nr. 21, 22 ©. 258. 

Berjtorbene. 1) Wiederaufnahme des Verfahrens zu gunften eines ver— 
jtorbenen Berurteilten. ©. St. P.O. $ 411 ©. 408. — 2) Iſt der 
Vater eine verlegten Sohnes auc nad) deſſen Tod berechtigt, einen 
Bußanſpruch des Sohnes als gejehlicher Vertreter desjelben geltend 
zu machen? 29, 140. — 3) Iſt der Ehemann berechtigt, wegen Be— 
feidigungen, die feiner Ehefrau zugefügt find, auch nach deren Tod 
auf Beitrafung anzutragen? 1, 29. 

Verſtrickung. Gntziehung von Gegenftänden aus der Berjtridung. 
S. St GB. 8137 ©. 79 fig. 

Verſuch. ©. StGB. 88 43—46 ©. 13ffg. 

Bertagung. S. St.P.D. 88 227, 228 ©. 332, $ 264 Nr. 51, 52 
©. 363. 

Berteidiger. 1) Wahl und Beitellung des Verteidigers. S. St. P.O. 
88 137—149 ©. 315flg. — 2) Ladung des PVerteidigerd zur Haupt: 
verhandlung. ©. St. P.O. $ 217 ©. 329 flg. — 3) Steht dem Ber- 
teidiger daS Recht zu, den Angeklagten während der Bernehmung 
darauf aufmerkſam zu machen, daß er auf die an ihm gejtellte Frage 
die Antivort verweigern fünne? 32, 276. — 3) Sit eine vom Ber: 
teidiger in Anmejenheit und ohne Widerfprud; des Angeflagten ab— 
gegebene Verzichtleiftung auf einen Zeugen auc für den Angeklagten 
bindend? 1, 198. — 4) Fit der Verteidiger befugt, zu gunften des 
Angeklagten auch gegen deſſen Widerfpruch Beweisanträge zu ftellen? 
17, 315. — 5) Genügt die Zuftimmung des Angeklagten zur Nicht: 
vernehmung eined geladenen Zeugen, oder muß auch der Verteidiger 
damit einveritanden jein? 16, 376. — 6) Kann in dem Falle, daß 
der Angeflagte vom perſönlichen Erfcheinen entbunden iſt und Sich 
durch einen Verteidiger vertreten läßt, der erforderliche Hinweis auf 
die Veränderung des rechtlichen Geficht3punfte® an den Verteidiger 
erfolgen, und welche Bedeutung haben in diefem Fall die Erklärungen 
des Verteidigers? 12, 45. — 7) Über Beibringung einer Legitimation 
des Berteidigerd, insbeſondere bei Einlegung eines Rechtsmittels. 
S. St. P.MO. $ 339 ©. 389, 8 381 Nr. 3, 4 ©. 400flg., 8 385 Nr. 12 
S. 403, $ 405 Wr. 1 ©. 408. — 8) Inwieweit gehören die durch 
die Annahme eines Verteidigers entjtandenen Koſten zu den notwendigen 
Auslagen? 6, 429; 10, 33. 

Verteidigung. Unzuläffige Beichränkung der Verteidigung. S. SPD. 
$ 377 Nr. 50-583 ©. 399. 

Vertrag. 1) Über die Zuläffigkeit eines Bertragd zu gunften eines 

Dritten nad) gemeinem Recht. 8, 164. — 2) Uber die Zuläfjigfeit 
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des Abſchluſſes eines Vertrags mit ſich ſelbſt als Vertreter eines 
anderen. 9, 248, 337. 

Vertreter einer eingetragenen Genoſſenſchaft. Hat der Bertreter 
an einem für die Genoſſenſchaft von einem Dritten ausgejtellten, dem 
Bertreter audgehändigten Depotwechſel Gewahrſam? 5, 4. 

— gejeplicher. 1) Befugnis zur Stellung des Strafantrags. S. St. G. B. 
65 ©. 4ljlg., $ 61 Nr. 25 ©. 37. — 2) Befugnis zur Einlegung 
und Rücknahme von Rectömitteln. ©. StP.D. $ 340, $ 344 Wr. 2 
©. 389 lg. — 3) Kann der Vater ald gejeplicher Vertreter ' feines 
Sohnes auch nad) deſſen Tode einen Bußanſpruch des Sohnes geltend 
machen? 29, 140. 

Bertretung verhinderter Richter. ©. 6.8.6. 8 62 Nr. 4,5 $$ 65—69, 
878 Nr. 1, 2 ©. 426flg. 

Berunftaltung als Folge der Körperverlegung. ©. St.G.B. 8 224 
Nr. 4, 5 ©. 137. 

Verwahrungsmittel. Abſchneiden oder Ablöſen der Verwahrungsmittel 
als Qualifikationsgrund beim Diebſtahl. ©. St. G.B. 8243 Nr. 45— 55 
S. 154. 

Verwaltuugsbehördeu. 1) Strafverfügungen der Verwaltungsbehörden. 
S. SPD. 88 453—469 ©. 416flg., Bud II Abſchnitt 1 „ne bis 
in idem“ Nr. 8—13 ©. 318. — 2) Inwieweit ift der Strafrichter 
an Entjcheidungen der Verwaltungsbehörden gebunden? ©. St. P.O 
8 261 Nr. 4—8 ©. 355. — 3) Sind die Anordnungen der Ber: 
waltung3behörden zur Abwehr und Unterdrüdung von Biehjeuchen 
Rechtsnormen im Sinne der St.P.D. 5 376? 20, 177; 28, 195. 

Berwaltungszwangsverfahren in Preußen. 1) Iſt das Berwaltungs- 
zwangdverfahren wegen rüdjtändigen Domänenpachtzinfes zuläjfig? 
26, 287. — 2) Iſt die Rechtmäßigkeit einer Berjteigerung im Verwaltungs: 
zwangsverfahren von der Einhaltung inftruftioneller Vorſchriften ab— 
hängig? 17, 122. — 3) Über den jchriftlichen Auftrag der Vollitredungs- 
behörde an den Vollziehungsbeamten als Vorausjegung für die Recht— 
mäßigfeit einer Bolljtredung im Verwaltungsziwangdverfahren. 27, 297. 

Verweigerung des Zeugniſſes. S. StPO. 88 51—54 ©. 298 flg,, 
8 251 ©. 347. 

Berweid. ©. St.G.B. $ 57 Nr. 7,8 ©. 31. 

Verzicht. 1) Inwieweit ift Verzicht des Angeklagten auf Prozeßbefugniſſe 
zuläjlig? S. St P.O. $ 250 Nr. 3, 8 ©. 345flg. — 2) Inwieweit 
ift im Stillfchweigen ein Verzicht des Angeklagten auf Prozekbefugnifje 
zu jehen? ©. StP.D. 8217 Nr.5 ©. 329, $223 Nr. 1, 3 S. 330flg. 
— 3) Verzicht des Angeflagten auf die Erhebung herbeigejchafiter 
Beweife. S. St. P.O. $ 244 Nr. 21—24 ©. 341. — 4) Jumwieweit 
wirft ein Verzicht des Verteidigerd aud für den Angeklagten? 1, 198, 
210; 12, 45. — 5) Berziht auf Rechtsmittel. S. St. P.O. $ 344 
S. 390. — 6) Verzicht auf das Zeugnisverweigerungsredt. S. St. P.O. 
851 Nr. 18 ©. 300, 8 251 Wr. 2, 3 ©. 347. 

Vieh. 1) Privatpfändung von Vieh. 32, 12 (Bremen); 13, 405 (Medien: 
burg: Schwerin); 7, 302 (Preußen). — 2) Viehjeuchen; Verbote und 


Viehhändler — Vorgefegter. 4 1 5 








Befcpräntungen der Einfuhr von Vieh. ©. St. G. B. & 328 S. 242; 
Geſetz vom 7/4 69 ©. 438; vom 21/5 78 ©. 512; vom 26 0 


1/5 4 
©. 526; Bundesratdinftrultion vom 27/6 95 ©. 551. 

Viehhändler. Fallen fie beim Gewerbebetrieb im Umberziehen unter Art. 10 
9.6.8.3 vom 5/6 69? 20, 387. 

Volenti non fit injuria. Inwieweit gilt diefer Satz, insbejondere 
bei Körperverlegungen? 2, 442; 6, 61; 29, 395 (vgl. 24, 369; 
28, 200). 

Bollsanwalt. Pflicht zur Anzeige feines Gewerbebetriebe. 16, 393. 

Volksſchullehrer. Züchtigungsreht des Volksſchullehrers. S. St. G. B. 
8 340 Nr. 5—19 ©. 248jlg 

Vollendung. 1) Unterſchied von Bollendung und Beendigung. Sit Bei— 
hülfe noch nach Vollendung und vor Beendigung möglih? 23, 292; 
8, 177. — 2) Bann ift der Diebjtahl vollendet? S. St. G.B. $ 242 
Nr. 39, 40 ©. 148. 

Vollkaufmann. S. Konktursordnung von 1877 8 210 Nr. 16, 17, 24flg. 
S. 278flg ; Konkurdordnung von 1898 $ 240 Nr. 4, 5 ©. 286. 
Vollmacht. 1) Vollmacht des Verteidigerd. ©. St.P.D. $ 339 ©. 389, 
8381 Nr. 3, 4 ©. 400flg., $385 Nr. 12 ©. 403, $405 Nr. 1 ©. 408. 
— 2) Vollmacht zur Stellung des Strafantrage. ©. St.G.B. $ 61 

Nr. 40—51 ©. 38flg. 

Bollftredungsbeamter. 1) Begriff. S. St. G.B. $ 113 Nr. 1—6 ©. 58 fig. 
— 2) Dienſtkreis. Nechtmäßige Amtsausübung des Vollſtreckungs— 
beamten. ©. St. G. B. $ 113 Nr. 9—47 ©. 59flg. 

Vorbehalt des Eigentums. Sit Vorbehalt des Eigentums nad) P. A.L. R. 
möglich? 2, 21, 132; 3, 114; 24, 274. 

Vorbereitung der Hauptverhandlung ©. St.P.O. 88 213 — 223 
©. 329 flg. 

Borbereitungshandlung. 1) Unterfchied von Vorbereitungshandlung und 
Anfang der Ausführung. ©. St.G.B. 8 43 Nr. 6—14 ©. 14. — 
2) Kann die Mitwirkung bei einer Vorbereitungshandlung zur An— 

*" nahme der Mittäterichaft oder Beihülfe ausreihen? S. St.G.B. 
88 47 Nr. 4 ©. 20, 49 Nr. 3 ©. 22, 

Borenthaltung von Kranfenverfiherungsbeiträgen. ©. Gefeß vom 

In $$ 81—82b ©. 534. 
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Borentfheidung im Verfahren wegen jtrafrechtliher Verfolgung öffent: 
fiher Beamter. ©. E. G. z. G. V. G. 8 11 ©. 424. 

Vorfahren. Kann in Angriffen, die ſich dem Wortlaut nach gegen Vor— 
fahren des Monarchen richten, eine Majeſtätsbeleidigung gefunden 
werden? 28, 171. 

BVorgeladene Zeugen und Sadjverjtändige. Begriff. S. St.P.D. 8 244 
Nr. 1—6 ©. 340, 


Vorgejeßter. 1) Strafantragsreht des amtlich Vorgeſetzten. Wer ift 
als folder anzujehen? ©. St.G.B. $ 196 Nr. 18flg. ©. 123flg. — 


2) Borgefegter eines Schifjmanns im Sinne des $ 96 der Seemannd- 
ordnung von 1872. 35, 32, 
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Vorherſehbarkeit als Begriffsmerkmal der Fehrlaſſigkeit. St.G.B. 8 59 
Nr. 35—39 ©. 33flg. 

Vormaun. Nachweis eined Vormannes bei Prefdelikten. S. Geſetz vom 
7/5 74 8 21 Nr. 12—17 ©. 493flg. 

Bormund. 1) Handeln zum Nachteil des Mündels. ©. St.G.B.$ 266! 
Wr. 4—14 ©. 185flg. — 2) Stellung des Strafantragd durch den 
Bormund. ©. St. GB. $ 65 Nr. 4, 10, 12, 14 ©. Alflg. — 3) Vor: 
nahme unzüchtiger Handlungen mit dem Miündel. ©. &t.6.B. $ 174 
Sr. 2—4 ©. 104. — 4) Entziehung eined minderjährigen Kindes 
aus der Gewalt de Vormundes. ©. St.G.B. 8 235 Nr. 1, 2, 7 
S. 141. — 5) Aneignung von Mündelgeldern von jeiten ded Vor: 
mundes als Unterjchlagung bezw. Veruntreuung. 7, 349; 9, 337. — 
6) Iſt der Gegenvormund Vormund im Sinne de3 Strafgejeßbuchs 
und der Strafprozekordnung? 2, 3845; 11, 223. — 7) Haftet der 
Bormund, welcher eine jeinen Mündeln gehörige Brauerei betreibt, 
für Braufteuervergehen? 24, 353. — 8) ©. weiter preußiſches Geſetz 
vom 5/7 75 ©. 594. 


Vorrat an landwirtichaftlichen Erzeugniffen und an Brennmaterialien. 
Berriff. ©. St.G.B. 8 308 Nr. 3—6 ©. 236. 
Vorſatz. S. St. G.B. $ 59 Nr. 18—29, 48 ©. 32flg. Vgl. auch die 
einzelnen Delikte. 
— der Unzucht. Begriff. ©. St.G.B. 8 180 Nr. 4—12 
. 108. 


Vorfigender, 1) Beitimmung des Vorfigenden und deffen Stellvertreters. 
S. 6.8.6. 88 61, 65 ©. 425flg. — 2) Inwieweit kann die Ver— 
fefung von Beweisurkfunden durch SKonftatierungen des Vorſitzenden 
daraus erjeßt werden? ©. SPD. 8 248 Nr. 2,3 ©, 343. — 
3) über die ſonſtigen Befugniſſe des Vorſitzenden. S. SPD. $ 3 237 
©. 334. 

Rau falſcher Tatfahen als Tatbeſtandsmerkmal des Betrugs. 

St.G.B. $ 263 Nr. 2öflg. S. 176flg. 

Borkand einer Altiengejellichaft und Genoſſenſchaft. ©. Attiengeſeli— 
ſchaft und Erwerbsgenoſſenſchaft. 

Vorteil. 1) Aufforderung oder Erbieten zur Begehung eines Verbrechens 
unter Verknüpfung an einen Vorteil. S. St. G.B. 8 49a Nr. 10—17 
©. 25flg. — 2) Gewährung eined DVorteild für eine Wahlftimme. 
S. St.G.B. 8 109 ©. 56. — 3) Vorteil im Sinne der Vorfchriften 
über Begünftigung und Hehlerei. S. &t.6.B. 8 257 Nr. 28 ©. 169, 
8 259 Nr. 40—43 ©. 172flg. — 4) Vorteil im Sinne der Vor: 
ichriften über Beſtechung. ©. StGB. 8 331 Nr. 4—8 5. 245, 
8 332 Nr. 6, 7 ©. 246, 8 333 Nr. 7, 8 S. 247. — 5) Bgl. auch 
Vermögendvorteil. 

Borunterjuhung, gerihtlihe. 1) ©. St P.O. 88 176—195 ©. 325. 
2) Bgl. Unterjuhung, Unterfuhungsridter. 

Vorvieh. Begriff im Sinne des preußifchen Gefeßes vom 1. Juni 1820, 
1, 360. 
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Wachpoſten. Sind die militäriſchen Wachpoſten in Preußen befugt, eine 
von ihnen feſtgenommene Perſon nach ihrem perſönlichen Ermeſſen 
wieder freizulaſſen? Welche Bedeutung hat dies für eine Beſtechung? 
26, 400. 

Waffe. 1) Begriff. S. St.G.B. 8 123 Nr. 30 ©. 72, 8 2234 Nr. Iflg. 
©. 136; vgl. 5, 114. — 2) Was ijt unter „Waffentragen“, „Waffen 
bei jich führen“ zu verftehen? ©. St.6.B. $ 123 Nr. 31 —34 ©. 72flg., 
g 2435 Nr. 56 ©. 154; vgl. 18, 367; 20, 111. — 3) Was ift 
unter „tödlichen Waffen” beim Zweikampf zu verjtehen? ©. St. G. B. 
8 201 Nr. 2—4 ©. 127flg. 

Bagen. 1) Zollpflichtigkeit. 21, 176. — 2) Iſt jeder bei der Jagd— 
ausübung benußte Wagen als Jagdgerät anzujehen und bei Jagd— 
delikten einzuziehen? 22, 15; vgl. 12, 305. 

Wagmeijter. Kommt in Bayern dem von einer Stadtgemeinde an— 
geitellten Wagmeifter vor jeiner Verpflichtung der amtliche Glaube 
Öffentlicher Diener zu? 18, 37. 

Wahl. 1) Verhinderung an der Teilnahme an einer Wahl. ©. St. G.B. 
8107 ©. 56. — 2) Fäljhung des Ergebnifjes einer Wahl (Wahl: 
fälſchungg. ©. St.G. B. $ 108 ©. 56. — 3) Stimmenfauf bei 
einer Wahl (Wahlbejtehung). ©. St. G.B. $ 109 ©. 56. — 4) Sit 
eine Wahl eine Staatdangelegenheit im Sinne des St.G.B.'s 8 130, 
insbefondere auch dann, wenn ſie bereit3 beendet ijt? 13, 169; 27, 429. 

Wahlanfrufe. Verteilung von Wahlaufrufen in Eljaß-Lothringen. ©. 
franzöfifches Gejeg vom 27/7 49 ©. 569. 

Wahlverfammlung in Eljaß-Lothringen. 32, 106. 

Wahlzettel. Sind Wahlzettel Drudichriften im Sinne des Sozialiften- 
geſetzes $ 24? 6, 85. 

Wahnfinn. S. Geiſteskrankheit. 

Wahrheit. Beweis der Wahrheit einer ehrenrührigen Tatſache. S. St. G. B. 
8 186 Nr. 5—9 ©. 116. 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. S. St.6.B. $ 193 ©. 118flg. 

Wald, 1) Branditiftung an einem Wald. ©. St.6.B. $ 308 Nr. 7, 8 
©. 236. — 2) Bann liegt Jagen in einem Wald vor? 25, 120. — 
3) Hat der Forjtbeamte Gewahrjam am Wald und defjen Erzeugnifjen? 
5, 180; 14, 8305. 

Waldaufjeher. 1) Begriff. ©. St. G.B. $ 117 Nr. 7—10 ©. 65. — 
2) Wann ijt er in rechtmäßiger Rechtsausübung? ©. St.$.B. S 117 
Nr. 19—29 ©. 66jlg. 

Waldeck. ©. iyit. Reg. ©. 606. Vgl. auch dad Geſehesverzeichnis. 

Waldeigentümer. Was ift rechtmäßige Rechtsausübung desſelben? ©. 
St.G.B. 8 117 Nr. 20—29 ©, 66flg. 

Waldhanmer. Kann dur Anjchlag mit dem Waldhammer eine beweis— 
erhebliche Urkunde hergejtellt werden? 25, 244. 

Wanderlager. Beiteuerung. S. preußiſches Gejeg vom 27/2 80 © 597, 
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Wappen ald Warenzeihen. S. Geſetz vom 30/11 7483 Nr. 2S. 496, 
8 14 Nr. 12 ©. 497; Geſetz vom 12/5 94 8 15 Nr.5 ©. 550. 
Waren, Berbot des Kreditierend von Waren an Arbeiter. S. Gew.d. 

vom 21/6 69 $ 115 Nr. 11—13 ©. 449. 

Warenführer. Haftung des Warenführers für Zolldelikte. S. Vereins— 
zollgefeß vom 1/7 69 $ 151 ©. 466; ©. Gefeß vom 24/6 87 8 26 
©. 540. 

Wareuverkehr. Statiftil. Geſetz vom 20/7 79 ©. 525. 

Warenverfchluß,. Unbefugte Befeitigung. ©. Vereinszollgefeg vom 1/7 69 
8 151 ©. 466. 

Warenzeichen. ©. Geſetz vom 30/11 74 ©. 495; vom 12/5 94 ©. 547. 

Wäſcherei. 1) Wann ift eine Wäfcherei ald Fabrik anzufehen und den 
Borichriften der Gewerbeordnung über Fabrifarbeiter zu unterjtellen? 
26, 189. — 2) Wann iſt der Inhaber einer Wäjcherei al3 ein zur 
Führung von Handelöbüchern verpflichteter Kaufmann anzufehen? 
22, 271. 

Waffer. 1) Iſt unbefugte Entnahme von Waſſer aus einer ftädtifchen 
Wafferleitung Diebjtahl oder Betrug? 14, 121. — 2) Iſt die Ent: 
nahme von Wafjer aus dem Wafferleitungsrohr im eigenen Keller 
nach defjen gewaltjamer Offnung ſchwerer Diebftahl gemäß St.G.B. 
$ 2432? 30, 388. 

Wafjerdanıpf. Iſt Waflerdampf als erplodierender Stoff im Sinne des 
St.G.B.s $ 311 anzufehen? 22, 304. 

Waſſerſtraße, öffentliche. Begriff. ©. St.®.B. 8 243 Nr. 54, 55 
S. 154. 





Webſtuhl. Iſt ein Webſtuhl zur Anfertigung von Rohrdeden für 
Gärtnereien gebrauchsmuſterſchutzfähig? 238, 185. 

Wechſel. 1) Sind Wechſel ald Vermögensftüde im Sinne des St.G. B.'s 
8 266? anzufehen? Sit dies aud vor der Mlzeptierung der Fall? 
10, 385; 183, 376; 14, 184; 23, 315; 26, 246. — 2) Wann ift 
Unterfchlagung in der Weiterbegebung eined Depotwechſels zu jehen? 
1, 848; 3, 35; 5, 4; 7, 93. — 3) Wann kann darin, daß Gefällig- 
feitäwechjel bei der Weiterbegebung als Kundenwechſel bezeichnet werden, 
ein Betrug liegen? 8, 35; 12, 395; 22, 20; 25, 18; 27, 75; 
29, 349. — 4) Iſt durch das bei einem gezogenen Wechjel an eigene 
Order dem Blanfogiro des Ausſtellers beigefügte Blankogiro eines 
Dritten deſſen Vermögen bereit bejchädigt, noch bevor der Wedel 
weiter begeben iſt? 8, 68. — 5) Iſt ein Blankoakzept oder Blanko— 
indojjament auf einem Wechjel eine beweiserhebliche Urkunde? 7, 183; 
24, 192, — 6) Fit der Nehmer eines Blankoakzeptes überhaupt und 
insbejfondere nad der Präfentation ded ausgefüllten Wechſels zur 
Domizilierung ermächtigt; kann Beifügung des Domizilvermerfes eine 
Urkundenfälfhung begründen? 4, 410. — 7) Hit umbefugte Aus— 
füllung eines mit Blankoakzept verfehenen Wechfelformulard unter 
St.G.B. 8 267 oder $ 269 zu fubfumieren? 15, 67. — 8) Kann in 
der Disfontierung von Wechjeln die Gewährung von Darlehen ge 
funden werden? 18, 181. — 9) Liegt Betrug vor, wenn der In— 


Wechſelſtempelſtener — Widerruf. 719 
haber eines noch nicht fälligen Wechjeld ji aus dem Vermögen des 
zahlungSunfähigen Alzeptanten durch Täufchung Befriedigung jchafft, 
oder jteht der Annahme des Betrugs der Anſpruch auf Sicherſtellung 
aus WD. Art. 29 entgegen? 21, 237. — 10) Beichränft fich der 
Regreß auf Sicherftellung megen Unficherheit des Afzeptanten auf 
nicht fällige Wechjel? 3, 191. — 11) Vgl. W.D. vom 5/9 69 ©. 438. 

Wedjjelftempelftener. S. Geſetz vom 10/6 69 ©. 441; heffifches Geſet 
vom 3 ©. 572. | 

Weg. 1) Begriff des öffentlichen Weges. S. St.G.B. 8 116 Nr. 1 
S. 64, 8 3681 Nr. 3 S. 274. — 2) Beihädigung eine Weges. 
©. St. G. B. $ 321 Nr. 1,2 ©. 241. 

Wegepolizei in Preußen. 19, 308. 

Weguahme. 1) Wegnahme der eigenen Sade. ©. &t.6.B. 8 289 
©. 220. — 2) Wegnahme ald Tatbejtandsmerfmal des Diebjtahls. 
©. St. G.B. 8 242 Nr. 39—41 ©. 148, 

Wehrpflicht. 1) Vergehen gegen die Wehrpfliht. S. St.G.B. 88 140 
bi8 143 ©. 83flg. — 2) Verfahren bei Vergehen gegen die Wehr: 
pflicht. S. St. PO. 88 471—475 ©. 418jlg. 

Weibliche Perfonen. Beihäftigung in Fabrifen. S. Gew.O. vom 
21/6 69 8$ 137, 138 ©. 458. 

Weinfälfhung. ©. Geſetz vom 14/5 79 $ 10 Nr. 39—43 ©. 518flg.; 
vom 20/4 92 ©. 546. 

Weinbergspfähle. Iſt die Wegnahme von Weinbergspfählen in Bayern 
Diebitahl oder Fzeldfrevel? 18, 128. 

Weitererfcheinen einer Zeitung. Verbot in Effaß-Lothringen. ©. 
franzöſiſches Gefe vom 17/2 52 ©. 570. 

Werfen mit Steinen oder Unrat auf Menſchen. ©. &t.6.B. $ 3667 
©. 272. 

Werkmeiſter. Iſt der Werkmeiſter Stellvertreter des Fabrifheren im 
Sinne der Gewerbeordnung 8 151? 2, 321; 4, 307; 11, 304. 

Werkzeug, gefährliches. Begriff. S. St.&.B. $ 223a Nr. 3—5 ©. 1836. 

Wettbewerb, unlauterer. S. Geſetz vom 27/5 96 ©. 552. 

Wetten bei Pferderennen. 1) Als Glüdsjpiel. ©. St. G.B. 88 284 


bis 286 Nr. 12 ©. 213. — 2) Stempelpfliht. S. Geſetz vom z.', * 
88 24, 26 S. 531, Tarif Nr. 5 ©. 532; vom —— Nr. 1,2 
S. 532. 

Widerrechtlichkeit. 1) Inwieweit iſt objektive Rechtswidrigkeit Voraus— 
ſetzung für die Beſtrafung. ©. St. G.B. 88 51—72 Nr. 4,5 ©. 27. 
— 2) Inwieweit ijt das Bewußtſein der Widerrechtlichfeit für den 
Dolus erforderlih? S. St.6.B. 8 59 Nr. 20 ©. 32. — 3) Über die 
Widerrechtlichfeit und deren Bewußtſein bei einzelnen Delikten. ©. die 
betr. Delikte im jyit. Reg. 

Widerflage bei Beleidigungen. ©. StP.D. $ 198 ©. 126; SPD. 
8428 ©. all. 

Widerruf eined Meineids, fahrläffigen Faljcheids und einer faljchen 
eidesjtattlichen Verfiherung. ©. St.G.B. $ 163 Nr. 22—37 ©. 93flg. 
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Widerftand gegen die Staatögewalt. S. St.G.B. 88 110—122 
©. 56flg. 

Wiederanfuahme des Verfahrens. S. St. P.O. 88 399 —413 ©. 407 fig. 

Wiedereinjegung in den vorigen Stand gegen Friftverfäumnis. ©. St.P.D. 
$ 44 ©. 297. 

Wiederholungsfall. Begriff im Sinne des Geſetzes vom 15/6 97 8 14. 
32, 349. 

Wild als Gegenjtand des Jagdrechts. S. St.G.B. 8 292 Nr. 4—6, 9, 
27—39 ©. 225 flg. 

Wildpretzettel. Iſt die Ausstellung eines Wildpretzetteld durch einen 
Schöffen in Preußen öffentliche Beurkundung? 20, 369. 

Willensbeftimmung, freie, als Borausfegung für eine Verfchuldung. 
©. &.6.B. 851 ©. 27. 

Winfelfonfulent. Pflicht zur Anzeige des Gewerbebetriebs. 16, 393. 

Winterabendfhüler. Hat der Volksſchullehrer in Württemberg ein 
Züchtigungsrecht gegenüber dem Winterabendjhüler? 28, 85. 

Wirtſchaftsabgaben. S. württembergijches Gejeg vom 9/7 27 ©. 607. 

Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. S. Erwerbsgenoſſenſchaft. 

Wirtshaus. Wann kann in dem Eindringen in ein dem Publikum 
öffentlich zugängiges Wirtshaus ein Hausfriedensbruch gefunden werden? 
4, 322. 

Wiſſentlichkeit. 1) Wiſſentlichkeit im Sinne der Patent- und Marken— 
ſchubdelikte. S. Geſetz vom 25/5 77 8 34 Nr. 6—10 ©. 511; vom 


za 836 Nr. 2 ©. 512; vom 30/11 74 $14 Nr. 13 ©. 497; 
vom 12/5 94 $ 14 Nr. 14 ©. 549. — 2) Wifjentlichfeit im Sinne 
des St.G.B.'s 88 327, 328. ©. St. G. B. 8328 Nr.5, 14, 15 
S. 248 ilg. 

Wohnung. Begriff im Sinne des Hausfriedensbruchs. S. St. G.B. 
8123 Nr. 1, 2 S. 70. 

Wohnungswagen. Kann ein Wohnungswagen als Gebäude im Sinne 
des St.G.B.'s 8 243 angeſehen werden? 4, 164. 

Wort, letztes, des Angeklagten. S. SPD. $ 257 ©. 351. 

Wortzeichen als Warenzeihen. S. Geſetz vom 30/11 74 $1 Nr. 3 
©. 495; vom 12/5 94 $ 1,8 12 Nr. 1,2, 813 Nr. 3, $ 14 Nr. 11, 
8 20 Nr. 2 ©. 547 fig. 

Wucher. ©. St.G.B. 88 3024a—302e ©. 230 fig. 

Wirfelantomat. it die Aufitellung eines Würfelautomaten in einem 
Schanklokal zur Benußung der Gäſte als Veranftaltung einer öffent- 
fihen Ausjpielung anzujehen? 29, 66. 

Wurſt als Gegenftand der Nahrungsmittelfälfhung. S. Reichsgeſ. vom 
14/5 79 8 10 Nr. 25, 26 ©. 517. 

Württemberg. ©. ſyſt. Neg. ©. 607 fig. Vgl. aud das Geſetzes— 
verzeichnis, 3 


Zahlungsbefehl. Iſt der vom Nichter nicht vollzogene Zahlungsbefehl 
im Mahnverfahren als öffentlihe Urkunde anzufehen? Kann durch 


Zahlungseintellung — Zeugen. 121 

Bufendung eines folhen Bahlungsbefehld an den Schuldner das Ber- 

gehen des St. G.B.'s 8 132 (Amtdanmaßung) begangen werden? 23, 205. 

Zahlungseinftellung als Borausfegung bei den Konkursdelikten. S. K.O. 
von 1877 8 210 Nr. 1—4 ©. 277. 

Zahlnngsunfähigkeit. Wann liegt Zahlungsunfähigkeit im Sinne des 


Krankenverſicherungsgeſetzes vom oa 8.53 Abſ. 3 vor? 25, 258. 


Zahntechniker. Iſt die Bezeichnung „Zahntechnifer Dr.“ ein arztähnlicher 
Titel? 1, 117. 

Zehn Gebote. Sind die zehn Gebote ald Einrichtung der chriftlichen 
Kirchen und der jüdiſchen Neligionsgeiellihaft anzufehen? 26, 435. 

Zeichnungen. Wer hat das Urheberrecht an Zeichnungen, welche im 
Auftrage eines Fabrikbefigerd zur Ausführung technifcher Einrichtungen 
der Fabrik angefertigt worden find? 15, 405. 

Zeitfhrift, Zeitung. 1) ©. Preßgeſet vom 7/5 74 ©. 487; franzöfifches 
Gejeg vom 27/7 49, 16/7 50, 17/2 52 ©. 569 lg. — 2) Poit- 
zwangäpflidt. S. Geſetz vom 28/10 7181 Nr. 7—14 ©. 478 flg,, 
$ 27 Nr. 4 ©. 480; vom 20/12 99 Art. 3 ©. 481. — 3) Abdrud 
einzelner Artikel aus Beitfchriften.. S. Gefeb vom 11/6 70 87 
Nr. 4—8 ©. 472. — 4) Darf eine Beweiserhebung über den Leumund 
oder das frühere Gefchäftägebaren des Angeklagten durch Verlefung 
oder Mitteilung von Zeitungsartifeln erfolgen? 25, 125. — 5) Kann 
durch falihe Angaben in einer Zeitung über die Zeit ihres Beſtehens 
und die Höhe ihrer Auflage gegen die dadurch zu njertionen ver— 
anlaßten Perjonen ein Betrug begangen werden? 29, 124. — 6) Vgl. 
auch Druckſchrift. 

Zelle im Gefängnis. Kann ein Strafgefangener einen Hausfriedens— 
bruch dadurch begehen, daß er fi aus einer ihm zum Aufenthalte 
nicht angemwiefenen Zelle auf die Aufforderung des Gefangenauffehers 
nicht entfernt? 28, 192. 

Zerftörung. 1) Zerftörung einer Sache. S. St.G.B. 88 303—305 
©. 233 lg. — 2) Zerſtörung einer Sache durch erplodierende Stoffe. 
S. 6.6.8. 8311 ©. 237. — 3) Zeritörung von Gräbern. ©. &t.G.B. 
$ 168 ©. 100. — 4) Beritörung von Autoritätszeichen. 31, 143. — 
5) Rann in der Zeritörung einer Sache ein „Beifeitefchaffen“ im 
Sinne des St. G.B.'s $ 288 liegen? 19, 25; 27, 122. — 6) Rann 
in der Zerſtörung einer Sade eine „Wegnahme* im Ginne des 
St.G.B.'s 8 289 [iegen? 15, 434. 

Zeugen. 1) Im allgemeinen. S. St. P.O. 88 48—69 ©. 297 flg. — 
2) Bernehmung der Zeugen in der Hauptverhandlung. ©. St. P.O. 
88 239 — 241 ©. 335, 8 237 Nr. 3—5 ©. 334. — 3) Anmejenheit 
des Zeugen bei der Vernehmung ded Angeklagten. ©. St.P.D. $ 242 
Nr. 9—11 ©. 336. — 4) Protokollierung der Ausſagen des Zeugen 
in der Hauptverhandlung. ©. St. P.O. $ 273 Nr. 3—5, 7,12 ©. 369. 
— 5) Verlefung eines Protokoll über eine frühere VBernehmung des 
Beugen in der Hauptverhandlung. S. St. P.O. 8 249 Nr. 9, 10, 
88 250—252 ©. 345 flg. — 6) Was find „vorgeladene Zeugen und 
Gen.-Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV, 46 
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Sachverſtändige“? S. St.B.D. 8 244 Nr. 1-6 ©. 340. — 7) Ver⸗ 
nehmung von Zeugen durch den Unterfuchungsrichter und durd den 
Richterkommiſſar. S StPO. 8186 ©. 325, 88 222, 223 ©. 330. 
— 8) Kann ein Zeuge gleichzeitig Verteidiger fein? 24, 104, 296. — 
9 Kann ein als Zeuge vernommener Ehemann der Angeklagten gleich- 
zeitig als deren Beiſtand fungieren? 22, 198. — 10) Jit die Zeugnis: 
ablegung eines Beamten über amtliche Wahrnehmungen eine Amtshand- 
fung (im Sinne des St. G.B.'s $ 114)? 18, 350. — 11) Meineid 
de3 Zeugen. MNebenitrafe der Unfähigkeit, ald Zeuge vernommen zu 
werden. ©. St. G.B. 88 154, 157, 161 ©. 86 lg. — 12) Trunfen- 
heit von Zeugen. 34, 283; 35, 398. 

Zengengebühren, 1) Zur Auslegung der St. P.O. $ 219. 16, 212. — 
2) Sit die Entſcheidung des Oberlandesgericht3 über Zeugengebühren 
anfechtbar? 7, 420. — 3) Gehören Zeugengebühren für einen vom 
Angeklagten unmittelbar geladenendeugen zu den, „Kojten“ im Sinne 
des Preßgeſetzes $ 16? 26, 91. 

Zeugnis, ärztliches. 1) Verlefung in der Hauptverhandlung. S. St. P.O. 
$ 255 Nr. 16—21 ©. 351. — 2) Austellung unrichtiger ärztlicher 
Beugnifie. ©. St. G.B. $ 278 ©. 211. — 3) Fälſchung eines Zeug— 
niffe unter der falſchen VBezeihnung ald Arzt. ©. St. G.B. $ 277 
©. 211. 

— behördliche?. Verleſung in der Hauptverhandlung. ©. StPO. 
8 255 Nr. 1—11 ©. 350. 

Zeugnisverweigernug. S. St.P.D. 88 51—54 ©. 298 flg., 8251 ©. 347. 

Zimmermann. Wann ift der Zimmermann als budyführungsverpflichteter 
Kaufmann anzufchen? 33, 419. 

Zinfhaltige Gegenftände. Einziehung nad) dem Geſetz vom 23. Juni 1887 
86. 20, 333. 

Zinsftener. S. mecklenburg-ſchwerinſches Gefe vom 8/6 86 ©. 573. 

Zollbeamter ald Bollftredungsbeamter. Nechtmäßigfeit der Amtshand— 
fung. ©. St. G.B. 8 113 Nr. 32—34 ©. 61. 

Zolldelifte. S. Vertrag vom 8/7 67 ©. 434; Geſeß vom 1/7 69 ©. 457; 
vom 17/7 81 ©. 533; preußiſches Geſeß vom 23/1 38 ©. 582. 


Zolltarif. ©. Geſetz vom En N &. 523 flg. 

Zubehör. 1) Einwirkung der Beichlagnahme einer Sache (insbeſondere 
eines Grundftüds) auf deren Zubehör. ©. St.G.B. 8 137 Nr. 2, 
26, 28, 30, 31 ©. 79 lg. — 2) Sind Weinbergspfähle Zubehör des 
Weinbergs oder des MWeinitods? 18, 128. 

Zugthauoſtrafe. ©. St.G.B. 88 14, 19, 21, 8 28 Nr.1 S. 9, 8 60 
Rr4 ©. 85, 874 Nr. 5 © 51. 

Züctigungöreiit ©. St.G.B. 8223 Nr. 10—15 ©, 135, 8 340 
Nr. 5—20 ©. 248 fig. 

Zuderftener. ©. Geſetz vom 26/6 69 ©. 457; vom 31/5 91 ©. 544. 

Zueignung. 1) Beim Diebitahl. ©. StGB. 8 242 Nr. 3* 
S. 148 fl. — 2) Bei der Unterſchlagung. S. St.G.B. 8 246 
Nr. 46—65 ©. 160 fig. 


Zuhälter — Bwangäbeitreibungsverfahren. 123 


Zuhälter. ©. St.6.B. $ 181a ©. 110. 

Zündhölzer. Beihäftigung jugendlicher Arbeiter bei der Anfertigung 
von Zündhölzern. 17, 349. 

Zurehnungsfähigfeit. ©. StGB. $ 51 ©. 27, 88 55—58 ©. 29 fig. 

Zurüdbehaltungsredt. Verlegung eines fremden Zurüdbehaltungsredhts 
an eigener Sade. ©. St.G.B. $ 289 Nr. 32—46 5. 222flg. 

Zurüdnahme des Strafantrags. Iſt ein Schriftjtüc, in dem die Zurüd- 
nahme des Strafantrags erflärt wird, auch dann eine bemweiserhebliche 
Urkunde, wenn das Delift ohne Antrag verfolgbar ijt? 24, 210. 

Zufammenhang mehrerer Straffahen. S. StP.D. 88 2—5, 13 
©. 288 fig. 

Zufammenrottung. S. &t.G.B. 8115 ©. 64, $ 122 Nr. 2,3 ©. 69, 
8125 Nr.1,2 ©. 73. 

Zufammenftoß von Schiffen. Verordnung zu deren Verhütung. 
S. Verordnung vom 7/1 80 ©. 526. 

Zufammentreffen itrafbarer Handlungen. S. St.G.B. 88 73—79 
©. 46 fig. 

Zuftändigfeit. A) Zuftändigfeit des Strafgerichts überhaupt (Gerichts— 
barkeit). 1) Buftändigfeit des CivilgerichtS gegenüber dem Militär- 
geriht. ©. Militärgeriht. — 2) Zuftändigfeit des Strafgerichts 
zur Beurteilung bürgerlicher und adminiftrativer Rechtsverhältniſſe. 
©. St. P.O. $ 261 ©. 355. — 3) Buftändigfeit bei jtrafrechtlicher 
Verfolgung öffentliher Beamten. ©. E.G.G.V.G. $ 11 ©. 424. — 
4) Zuftändigfeit über ausländiſche Konſuln. S. G. V.G. $ 21 ©. 424. — 
5) Gibt e8 in Zollſachen eine fofortige Unterwerfung unter die von 
der Verwaltungsbehörde ausgeworfene Strafe, durch welche die Zu— 
itändigfeit des Strafgericht3 audgejchloffen wird? 26, 319; 28, 180. — 
6) Hat das ordentliche Gericht, wenn die zur Unterfuchung ftehende 
Tat in idealer Konkurrenz auch die Merkmale eined Delikt3 enthält, 
für dejjen Aburteilung Sondergerichte ausſchließliche Zuftändigfeit haben, 
dennoch über die Tat auch nad diefem Gefichtspunfte hin zu ent— 
iheiden? 33, 405. — 7) Sind die Forft- und Feldrügejachen, ſoweit 
die Zandesgejeggebung von der Befugnid in E.G.St. P.O. Gebraud) 
gemacht hat, der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte entzogen? 
3, 157; 13, 383. — B) Sadlide Zuſtändigkeit. ©. G.V.G. 
88 27, 73, 75, 123, 136 ©. 425 flg. — O Ortliche Zuftändigfeit. 
(EGerichtsſtand). 1) ©. St.P.O. 88 7—18 ©. 289 fig. — 2) Zus 
ftändigfeit im objektiven Strafverfahren. ©. St.P.D. $ 477 Nr. 4,5 
©. 419, 

Zuiftellung. 1) Zuftellung von Entſcheidungen im Strafprozeffe. S. St.P.D. 
88 35—37 ©. 296. — 2) Genießen Urkunden, welche gemäß $ 181 
EBD. zugeitellt find, den Schuß des 3 133 St.G.B.3? 35, 28. 

Zuitellungsurfunde. Falſche Beurkundung in der BZuftellungsurkunde. 
S. &.G.B. 8 348 Abf. 1 Nr. 23, 28 ©. 258. 

Zwangsbeitreibungsverfahren. Begriff im Sinne des Krankenver— 
jicherungsgefeßes vom 1" 853 Abſ. 2. 25, 258. 
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Zwangserziehung, it die Entziehung eines Kindes aus der vom Vor 
munbdjchaftsgerichte angeordneten Zwangserziehung als Gefangenen 
befreiung nah St.G.B. 8 120 zu beftrafen? 15, 39. 

Zwangsgeftellung. BZuläffigkeit; Unterichied von Feitnahme 2, 262. 

Zwangsverfteigerung eines Grundſtücks. 1) Umfang der durch die 
Bwangdverfteigerung eined® Grunditüds eintretenden Beſchlagnahme. 
1, 368; 8, 113 (Preußen); 8, 422; 29, 123 (Bayern). — 2) Dauer 
der durch die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks eintretenden Be— 
ichlagnahme. 8, 113; 31, 80 (Preußen). — 3) Bedeutung der Zwangs— 
verjteigerung eined Grundjtüds für die Frage, ob die Zwangäverfteigerung 
droht im Sinne des 8 288 St. G. B's. 1, 37; 17, 42. 

Zwangsverwaltung. Umfang der durch die Zwangsverwaltung eines 
Grundſtücks eintretenden Beichlagnahme. 28, 307, 379. 

Zwangsvollitrefun. 1) ©. EBD. vom 30/1 77 88 671—810 
©. 506. — 2) Beijeitefhaffung von Vermögensſtücken bei drohender 
Bmwangsvollitredung. ©. St.©.B. 8 288 ©. 216. — 3) Rechtmäßige 
Amtsaugübung bei Vornahme der Zwangsvollſtreckung. ©. St. G. B. 
s 113 Nr. 20, 35—44 ©. 60 flg. — 4) Bewirkung einer Beſchlag— 
nahme durch BZwangsvollitredung. S. St.G.B. $ 137 Nr. 8—15 
©. 79 lg. — 5) Hat der Pächter an den Früchten des Pachtgrund— 
ſtücks auch nad) deren Verſteigerung bis zur Wegihaffung Gewahrjam? 
20, 428. 

Zwed. Unterfchied von Zwed, Abficht, Vorſatz. 5, 314. 

Zweifampf. ©. St.G.B. 88 201—210 ©. 127 fig. 


Gefeßesverzeignis. 


I. Reichsrecht. 


A. Strafgeſetzbuch 

B. Konfursorduung 
1. Faſſung vom 10. Februar 1877 
II. Faffung vom 20, Mai 1898 . 

C. Strafprozefordnung . 

D. Gerichtsverfaſſungsgeſetz 

E. Andere Gejete, Verordnungen ꝛc 

Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes vom 25. Juni 1867 B. G. Bi. 
©. 1) Urt. 66 . : 

Vertrag zwiſchen dem Norddeutichen Bunde, Bayern, Bürttemnberg, 
Baden und Heilen, die Fortdauer des Soll: und Handelövereins 
betreffend, vom 8. Juli 1867 (B.G. Bl. ©, 81). ; 

Gejeg über das Paßweſen vom 12, Oftober 1867 (B.®. BL S. 33) 

Geſetz, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Salz, vom 12. Oktob. 
1867 (8.6.8. ©. 41) . eo.“ 

Geſetz, betreffend die Nationalität ser Rauffahrteifchiffe ic, dom 
25. Oftober 1867 (B.G. Bl. ©. 35). . . 

Gejeg über die Freizügigkeit vom 1, Nov. 1867 (8.8. 8. S S. 55) 

Geſetz, betreffend die Organtjation der Bundesfonfulate 2, vom 
8. November 1867 (B.G. Bl. S. 187) $20 . F 

Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, vom 9. Nov. 
1867 (B.G Bl. ©. 181) 8 3 

Vertrag zwiſchen dem Norddeutichen Bund und den Vereiniglen 
Staaten von Amerika, betreffend die Staatsangehörigkeit ꝛe, vom 
22. Februar 1868 (B. G. Bl. ©. 228) 

Handels: und Zollvertrag zwiſchen dem Zoliverein einerſeits und 
Öfterreich andererfeit3 vom 9. März 1868 (B.G. Bl. ©. 239) 


Handeld: und Schiffahrtävertrag zwiſchen dem Norddeutjchen 
Bund ꝛc einerfeit® und Spanien andererjeit3 vom a den 1868 
(B. G. Bl. ©. 322, 464). — 

Geſetz wegen Abänderung einzelner Beftimmimgen der Boll: 
ordnung ꝛc vom 18. Mai 1868 (B. G. Bl. ©. 225). 

Geſetz, betreffend die privatrechtlihe Stellung der Erwerbi- und 


Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, vom 4. Juli 1868 (B.8.Bl. ©. 415) 


Entſcheid. 


nach Band 


und Seite 


13, 410 


7, 327 
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728 Reichsrecht. 8. Juli 1868 bis 23. Dezember 1869. 


Geſetz, betreffend die Beiteuerung des Branntweins ꝛc, vom 8. Juli 
1868 (B.G. Bl. S. 384) 

Geſetz, betreffend die ſubſidiariſche — deB —— 
nehmers für Zuwiderhandlungen gegen die Brannweinſteuer— 
geſetze durch Verwalter ꝛc, vom 8. Juli 1868 (B.G. Bl. S. 404) 

Mab- und — vom 17. Auguſt 1868 (B.G. Bl. ©. 473) 
Art. 19 . 

Geſetz, Maßregeln gegen die Rinderpeft betreffend, bom = Ari 
1869 (B.G. Bl. ©. 105). ae a ————— 


Wahlgejeg für den Reichstag des Norddeutichen Bundes vom 31. Mai 
1869 (B. G. Bl. ©, 145) $ 17T. —— 


Geſetz, betreffend die Portofreiheiten im Gebiete des Norddeutſchen 
Bundes, vom 5. Juni 1869 (B.G. Bl. ©. 141). 

Allgemeine Deutihe Wechſelordnung, ald Bundesgejeg enge 
am 5. Juni 1869 (B.G. Bl. ©. 382) 

Allgemeines Deutſches Handelsgeſetzbuch, als Yumdeögeieh ein 
geführt am 5. Juni 1869 (B.G. Bl. ©. 404), mit mn dom 
11. Juni 1870 (©. 375) und 18, Juli 1884 (RG.Bl. ©. 123) 

Geſetz, betreffend die Wechſelſtempelſteuer, vom 10. — 1869 
B.G. Bl. ©. 193) . FL 

Geſetz, betreffend die Beſchlagnahme des Arbeit» 2 Dienſtlohns, 
vom 21. Juni 1869 (B.G. Bl. S. 242) 84. i 

Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (BGBL. ©. 245) nebft 
Novellen vom 17. Juli 1875 (R.G. Bl. ©. 199), 23. Juli 1879 
(S. 267), 1. Juli 1883 (S. 159, 177), 1. Juni 1891 (S. 261), 
6. Auguſt 1896 (©. 685), 30. Juni 1900 (S. 321, 871) 

Geſetz, die Beiteuerung des Zuders betreffend, vom 26. Juni 1869 
G. G. Bl. ©. 282). ee 

Vereinszollgejeg vom 1. Juli 1869 (8.9.81. &. 317) 

Geſetz, betreffend die Gleichberechtigung der Konfeffionen in bürger- 
licher und jtaatöbürgerlicder Beziehung, vom 3. Juli 1869 
(B. G. Bl. ©. 292). 

Eichordnung vom 16. Juli 1869 (8.6. 81. Nr. 32 Beil.) & 32 fi. 


Begleiticheinregulativ vom 
23. Dezember 1869 (Gentr. Bl. f. d. Abg. Geſetzg. sc in Preußen 1870 ©. 26) 
ö. Zuti 1888 (Gentr.Bt. f. d. D.R. ©. WI) 





881. 


SS 1a, 88, 32 Abſ. 4a. 
$ 48 Nbf. 2 


Enticeib. 
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23, 379 


16, 294 
26, 18 
32, 106 


35, 62 


Reichsrecht. 13, Mai 1870 bis 27. Dezember 1872, 








Geſetz wegen Befeitigung der Doppelbefteuerung vom 13. Mai 1870 
(8.8.81. S. 119). : 

Reglement zur Ausführung des Wahigeſebes für den. Reichstag ıc ic 
vom 18. Mai 1870 (B. G. Bl. S. 275) 8 10. 

Geſetz über die Erwerbung und den Berlujt der Bundes und 
Staatsangehörigteit vom 1. Juni 1870 (B. G. Bl. ©. 355) . 
Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Abbildungen, 
mufitalifchen Kompofitionen und dramatijchen Werfen, vom 

11. Juni 1870 (B. G. Bl. ©. 339) 
Geſetz, betreffend die Kommanditgeſellſchaften — Aktien — bie 
AUltiengejellihaften, vom 11. Juni 1870 (B. G. Bl. ©. 375) . 
Vertrag, betrefjend den Beitritt Bayerns zur Berfafjung des 
Deutihen Bundes, vom 23. November 1870 (B. G. Bl. 1871 
©. 9) Nr. IT. : ; 
Berfafjung des Deutichen rReiches v vom 16. April 187108. 8. $ı1. S. 68) 
Geſetz, betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien, vom 8. Juni 
1871 (R. G. Bl. ©. 210). 


Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches — 
28. Oltober 1871 (.G. Bl. S.847) 





20, Dezember 1899 (RN. G. Bi. S. 716) ' k 
Geſetz über das Pojttarwejen im Gebiete des — PER bom 
28, Oftober 1871 (R.G. Bl. ©. 358) $1 . h 
Auslieferungsvertrag zwiichen dem Deutihen Reiche und talien 
vom 81. Oktober 1871 (R.G. Bl. ©. 446). 
Bufagfonvention zu dem Friedensvertrage zwiſchen Deutfchland 
und Frankreich vom 11. Dezember 1871 (R.G. Bl. 1872 ©. ) 
Konſularkonvention zwiſchen Deutihland und den Vereinigten 
Staaten von Amerila vom 11. Dezember 1871 (R. G. Bl. 1872 
S. 95) s 
Verordnung, betreffend. den Verkehr mit Apothelecwaren, vom 
25. März 1872 (R. G.Bl. ©. 85) $1. 
Auslieferungsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche u Groß 
britannien vom 14. Mai 1872 (R. G. Bl. ©. 229) . 
Gefep wegen Erhebung der Braujteuer vom 31, Mai 1872 
(R.G. Bl. ©. 158). 
Militärſtrafgeſetzbuch vom 20. Juni 1872 G.GVi. 8 174) 
Disziplinarftrafordnung für das Heer dom 31. Dftober 1872 
(Preußiſches Armeeverordnnungsblatt S. 330) 
88 2, 30 a 
88 5, 16 
88 84, 36 
Beitimmungen zur Ausführung des Weſehes — ehe ber 
Braufteuer ꝛc, vom 18, November 1872 (Centr. Bl. f. d. =” 
Geſetzgeb. ꝛc in Preußen ©. 364) 
Seemanndordnung vom 27. Dezember 1872 R.S.BL. &. 409) . 


Enticheib. 
nad Band 
und Seite 


6, 351 


32, 204 


730 Reichsrecht. 31. März 1873 bis 9. Januar 1876. 





Entideid. 


nad Band 
und Seite 
Geſetz, betreffend die Nechtöverhältnifjie der Reichsbeamten, vom 
31. März 1873 (R.G.Bl. © 61) . . . — 
Revidierte Inſtruktion zu dem Geſetze v. 7/4 69, Mahregeln gegen 
die Ninderpejt betreffend, publiziert durch Erlaß vom 9, Juni 
1873 (R.G. Bl. ©. 147) 
BR 2.25. een 
EEE ER 
LT 23, 118 


Deklaration des Art. 11 der zufäglichen Ubereinkunft vom 12, Of. 

1871 zu dem Friedensvertrage 2c zwiſchen Deutichland und 

Frankreich, vom 8, Oktober 1873 (R. G. Bl. S. 365) . . . . — 
Vertrag zwiſchen Deutſchland und der Schweiz wegen gegenſeitiger 

Auslieferung der Verbrecher v. 24. Januar 1874 (R.G. Bl. S. 113) — 
Impfgeſetz vom 8. April 1874 (R.G. Bl. S. 31). — 
Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874 (R. G. Bl. ©.45) . . . . — 
Geſetz über die Preſſe vom 7. Mai 1874 (R.G. Bl. S. 65). . . — 
Betriebsreglement für die Eiſenbahnen ur: vom 11. Mai 

1874 (Centr.Bl. ©. 179) . . . — 
Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 (RSBL € 5.73) 887, 12 10, 84 
Geſetz über den Markenfhug vom 30. November 1874 (R.G. Bl. 

S. 143).. ... — 
Auslieferungsvertrag Wwiſchen — Deuiſchen Reiche unb Belgien 

vom 24. Dezember 1874 (R. G. Bl. 1875 ©.73) . . 2... — 


Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, von | 5, 416 
8. Januar 1875 (R.G. Bl. ©. 5) — 


Bahnpolizeireglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 

8. Januar 1875 (Centr. Bl. ©. 57) 88 58, 66—2668... 10, 325 
Sejep über die Beurkundung des Perjonenftandes und die Ghe- 

Schließung vom 6. N 1875 (R. G. Bl. ©. 23). . . . — 
Deklaration des Art. 6 des Handelsvertrags zwiſchen dem Boll: 

— und Großbritannien ꝛc dom 14. April 1875 (R. G. Bl. 


S. 199) ... 26, 391 
Dentide Werorbnung — 28. September 1875 (Gentr. BL. S. 534) 
Teil I Erfagoroenung SE. 2 2 2 2 nr nn nn. 28, 81 
8 11 'ı 2 Be 33, 1838 
„II Kontrollordnung 82 Ir 2... 15, 4 
ss 7, 9 Mr. 2, 11 Nr. > ER. MS TRENE 32, 138 
Heerordnung vom 28, September 1875 (vgl. Preußiſches Armee 
Verordnungsblatt ©. 233). . . . 23, 17 
Verordnung über die Ehrengerichte der Offiziere der Kaif, Marine 
vom 2. November 1875 (Marine:Berordnungsbl. S. 221) . . 12, 231 


Geſetz, betreffend das Urheberrecht * nen der bildenden Künſte, 
vom 9. Januar 1876 (RG. Bl. J — — 


501 


Geſetz, betreffend den Schug der Photographien gegen unbeftigte 
Nachbildung, vom 10, Januar 1876 (R.G. Bl. S. 8) . 2 
Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Muftern und Modellen vom 
11. Januar 1876 (R. G. Bl. ©. 11). 2% 
Geſetz über die eingejchriebenen Hülfskaffen vom 
7. April 1876 (M. G. Bi. ©. 125) 
1. Juni 1884 (R.®.BL. ©.54) 


Niederlaffungsvertrag zwijchen dem — Seide und der 
Schweizerijchen —— vom 27. April 1876 sich 
1877 ©. 3). — 


Civilprozeßordnung vom 


Mit Einführungsgeſetzen 

Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und Hſterreich⸗ „Ungarn tdegen 
Herftellung einer Eiſenbahn von Altwafjfer nah Chogen vom 
2. März 1877 (R.G. Bl. ©. 415) BE EEE 


2. Mai 1877 (R.8.81. ©. 501) 
FIRE Dem = 7. April 1891 (R.@.BL. ©. 79) 


Berordnnung, Setreffend die Einrichtung, das Verfahren und den 
Geichäftsgang des Patentamts, vom 18. Juni 1877 (R.G.Bl. 
©. 533) 88 2, 7, 8 

Auslieferungsvertrag zwiſchen Deutſchland un Brafilien vom 
17. September 1877 (R.G.BL. 1878 ©. 293) 

Hanbelsfonvention zwiſchen Deutjchland und Rırmänden bom 
14, November 1877 (R. G. Bl. 1881 ©. 199). j 

Geſetz, betreffend Zumiderhandlungen gegen die zur Abwehr ber 
Rinderpejt erlafjenen Bieh-Einfuhrverbote, vom 21. Mai 1878 
(R.G. Bl. ©. 95) . 

Übereinfommen, betreffend den Austaufch bon Boftantvelfungen re, 
vom 4. Juni 1878 (R.G. Bl. 1879 S 112) Art. 4 

Gerichtöfoftengejeg vom 18. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 141). 

Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 (R. G. Bl. 
©. 166) . 

Gebührenordnung für Bengen un Sachverftändige vom 80, Juni 1878 
(R.G. Bl. S. 173) 

814 
817 

Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (R.O.BL. S. 177) i 

Geſetz, betreffend den Spielfartenitempel, von: 8. Juli 1878 (R. G. Bl. 
©. 133). ; 

Regulativ des Bundesrais, betreffend be Betrieb der Spiellarten. 
fabriten, vom 6. Juli 1878 (Eentr.Bl. ©. 406) 885, 7,8. 
Geſetz, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung, vom 17. Juli 

1878 (R. G. Bl. ©. 199) 

Geſetz, betreffend die 700 — “ Sozial. 

demofratie, vom 21. Oftober 1878 (R.G. Bl. S. 351). 





"m. Januar 1877 (MR. 8. 8. 8) 
17./20, Mai 1598 R. G. Bl. &. 256,410) " 


Reichsrecht. 10, Januar 1876 bis 21. Oftober 18978, 


20, 436 


132 Reichsrecht. 8. März 1879 bis 24. Februar 1881, 





8. ma 
Poftordnung vom ;,' Kock 1879 (Eentr. Bl. S. 185, 538) . 


Bekanntmachung des Bundesrats, betreffend die Beihäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Glashütten, vom 
23, April 1879 (Eentr.Bl. ©. 304). : 

Geſetz, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genufmittefn 
und Gebrauchögegenftänden, vom 14. Mai 1879 (R. G. Bl. S. 145) 

——— für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (R.G. Bl. 

©. 176) . : 

Sefeh iiber die KonfulargerichtSbarteit ı vom 10, Juli 1879 (R. G. —* 
S. 19). 

Geſetz, betreffend ben Kolliarif de — HZollgebietes und —* 
Ertrag der Zölle und der Tabakſteuer 
De 15. Juli 1879 (M.@.D. 5.207) 

23, Juni 1882 (R.®.B1. ©. 59), 22.724. Mai 1885 (R.@.B1. €. 111) 

Geſetz, betreffend die Beiteuerung des Tabaks, vom 16. Juli 1879 
(R.G.BL. ©. 245) 

Geſetz, betreffend die Steuerfreißeit des Branntwweins * —— 
Zwecken, vom 19. Juli 1879 (R.G. Bl. S. 259) 

Geſetz, betreffend die Statiftif des Warenverfehrs ıc, vom 20. Juli 
1879 (R.G. Bl. S. 261) 

Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beftimmungen der Ge- 
werbeordnung, vom 23. Juli 1879 (R.G. Bl. ©. 267) 

Belanntmahung des Bundesratd zur Vollziehung des Geſetzes 
über die Statiſtik des Warenverkehrs vom 20. November 1879 
(Centr. Bl. ©. 676) j 

Verordnung zur Verhütung des Bufanımenftoßes” der Schiffe auf 


7. Januar 1880 (R. G. Bl. ©. 1) 
See vom 5 "Gai 1897 (R.BBL 5. 208) ° 


Belanntmachung des Bundesrats, betreffend Die — des 
Tabals, vom 25. März 1880 (Centr. Bl. ©. 138) . 


Zuſatzkonvention zu dem deutjchschineftfchen Freundſchafts-, Schiff: 
fahrt3= und Handelövertrage 2c, vom — 1880 (R. G. Bl. 1881 
©. 261) . 

Regulativ für Brivattranfitläger. ıc dom 18. Dat 1880 (Gentr. Bl. 
S. 285) 88 14, 15 

Geſetz, betreffend die Abwehr — Unterdrüdung v von Viehſeuchen, 
vom *Juni 1880 (R.8.B1. ©. 159) 

1. Mai 18% M.6.BL, &. 410) — 

Verordnung, betreffend das Verbot der — von — 
fleiſch ꝛe aus Amerika, vom 25. Juni 1880 (R. G. Bl. ©. 151) 

Verordnung, betreffend die Klaſſeneinteilung der Militärbeamten ꝛc, 
vom 29, Juni 1880 (R.G. Bl. ©. 169) 

Inftruktion zur Ausführung der 88 19—29 des Geſetzes, betreffend 
die Abwehr 2c von ne vom 24, Ben 1881 (Eentr. Bl. 
©. 36) 8 32 Be Na re an een at 





20, 177 





Zolltartell zu dem Handeldvertrag zwiſchen Deutichland und 
Dfterreic- Ungarn vom 23. Mai 1881 (R. G. Bl. ©. 133)) 
Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben (Reichs— 
jtempelgejeß) 
1. Juli 1881 (R. G. Bl. 185) 27. April 189 (R.G.BL ©. 381) 


vom z Zuni 1885 (R.G.8. 179)” 14. Jumt 1900 (R.C.BL. S. 273) 


een des Meichäfanzlers, betreffend die Abänderung 
der Borichriften über die Verwendung der Wedhjelitempelmarten, 
vom 16. Juli 1881 (R. G. Bl. ©. 245) 

Geſetz, betreffend die Bejtrafung von Bumiberhenbfungen gegen "bie 
öfterreichiich-ungariichen Zollgefege, vom 17. Juli 1881 (R. G. Bl. 
©. 247). ; 

Dienftanweifung für die Sandbriefträger ı vom 1. Mai 1882 — 
liche Separatausgabe, Berlin 1882 Reichsdruckerei). 

Verordnung des Bundesrats, betreffend die Einrichtung von Straf⸗ 
regiſtern ꝛc, vom 16. Juni 1882 (Centr. Bl. ©. 309) 88 1, 8, 17 

Geſetz, betreffend Abänderung des Zolltarifgeſetzes ꝛc, vom 23. Juni 
1832 (R.G.Bl. ©. 59) . 

Requlativ des Bundesrats, betreffend "die Gewährung einer - Boll: 
erleichterung bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten, vom 27. u 
1882 (Centr. Bl. S. 290) 

Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schtveinen x 
amerifanifchen Urjprungs, vom 6. März 1883 (R. G. Bl. ©. 81) 

Ausführungsbeftimmungen de Bundesrat zu dieſer Verordnung 
vom 11. April 1883 (Gentr,Bl. ©. 92) j 

Übereinkunft zwiſchen Deutichland und Frankreich, betreffend — 
Schutz von Werken der Literatur und Kunſt, vom 19. April 1888 
(R.G. Bl. ©. 269) 

Handeld- und Schiffahrtövertrag zrotfchen dem Deutfchen Reiche 
und Stalien vom 4. Mai 1888 (R.G.BL. ©. 118). 

Geſetz, betreffend die Kranfenverficherung der Arbeiter, (Kranten- 

16. Juni 1883 (R.G.Bi. ©. 79) 

10, April 1892 (R.®.B1. ©. 417) ' . 

Geſetz, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung, vom 1. Juli 
1883 (R.G. Bl. ©. 159). 

Geſetz, betreffend die Anfertigung und Verzollung von ZündHötzern, 
vom 13, Mai 1884 (R. G. Bl. ©. 49) . R 

Geſetz, betreffend die Abänderung des Gejepes über die eingefejriebenen 
Hülfsfaffen, vom 1. Juni 1884 (R. G. Bl. ©. 54) . 

Geſetz gegen den verbrederiihen und gemeingefährlichen Gebrauch 
von Sprengftoffen vom 9. Juni 1884 (R.G. Bl. ©. 61). 

Unfallverfiherungsgeieß vom 6. Juli 1884 (R. G. Bl. ©. 69) . 

Geſetz über den Feingehalt von Gold: und Silberwaren vom 16. Juli 
1834 (R.G. Bl. ©. 120) 

Geſetz, betreffend die Kommanditgefellfchaften ER Attien un bie 
Aftiengejellichaften, vom 18. Juli 1884 (R.G.BL. ©. 123) . 


verſicherungsgeſetz) vom 


Reichsrecht. 23. Mai 1881 bis 18. Juli 1884. 


Enticheib. 
nach Band 
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1734 Reichsrecht. 18. März 1885 bis 5. April | 1888, 





Bekanntmachung, betrefiend das Geſetz gegen den verbredheriichen ꝛc 
Bebraud) von Sprengitoffen, vom 13. März 1885 (R. G. Bl. ©. 78) 

Geſetz, betreffend die Mbänderung des Zolltarifgefeßes ıc, vom 
22. Mai 1835 (R.G. Bl. ©. 73, 111) . 

Geſetz, betreffend die Mbänderung des Geſetzes wegen J— 
von Reichsſtempelabgaben, vom 29. Mai 1885 (R.G. Bl. ©. 171) 

Bahnpolizeireglement für die Eijenbahnen Deutichlands vom 
30, November 1885 (R.G. Bl. ©. 289) 

Ss 62. 
88 66, 68 

Bekanntmachung, betreffend bie des Stempelzeichens = An- 
gabe des Feingehalts auf goldenen und filbernen Geräten, vom 
7. Januar 1886 (R.G. Bl. ©. 1) 

Geſetz, betreffend die Unfall- und Kranfenverfiherung ber in — 
und forſtwirtſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen, vom 
5. Mai 1886 (R. G. Bl. ©. 132) 

88 26, 57, 62, 67 
SS 116, 136, 137, 
J— betreffend die Bildung eines RER Ber- 


bandes zum Schute von Werfen der Literatur und Kunſt, 


Baar 9. September 1886 (M..BT. 1887 ©. 493) 
4, Mai 189% (M. G. Bl. 1897 ©. 759} 


Geſetz, betreffend die Bejteuerung des Branntweins, 
— 24. Juni 1897 R. G. Bi. ©. 258 
m Juni 1891 M. . Bi. ©. 338), 16. Juni 1895 (0.81. ©. 276) * 


Geſetz, betreffend den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegen: 
ftänden, vom 25. Juni 1887 (R.G. Bl. ©. 273) ur 

Geſetz, die Beſteuerung des Zuders betreffend, vom 9. Juli 1887 
(R.G. Bl. ©. 308) 8 49. 

Geſetz, betreffend den Verkehr mit Griagmitteln für Butter, vom 
12. Juli 1887 (R.G.Bl. ©. 375) 

Borläufige Beitimmungen zur Ausführung der Reichsgeſebe, * 
treffend die Beſteuerung des Branntweins ꝛc, vom 27. September 
1887 (Centr. Bl. ©. 351) ä 

Beſchluß des Bundesrats zur Ausführung = — 
geſetzes ꝛc vom 3. November 1887 (Centr. Bl. S 527) 

Verordnung, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen ꝛc 
dänijchen, ſcwediſchen und norwegiſchen Urſprungs, vom 29. Nov. 
1887 (R.G. Bl. ©. 529) 

Beſchluß des Bundesrats, betreffend das — Warenverzeichnid 
zum Zolltarife vom 28. März 1888 (Centr. Bl. ©. 183). 

Geſetz, betreffend die unter Ausschluß der Öffentlichkeit ftattfindenden 
Serichtsverhandlungen, vom 5. April 1858 (N.G.BL. ©. 133) 

Urt. I . 
„u 








Enticheid. 
nad Band 
und Seite 
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24, 82 


22, 278 


18, 155 
21, 325 
25, 8 


Reichsrecht. 28. Juni 1888 bis 6. Dezember 1891. 


Ausführungsbeitimmungen zu dem Geſetz, die Beſteuerung des 
Zuckers betreffend, vom 28. Juni 1888 (Centr. Bl. ©. 267). 
Begleiticheinregulativ vom 5. Juli 1888 (Centr. Bl. ©. 484, 501). 

©. oben unterm 23/12 69 
Ausführungsvorſchriften zu dem Gefeg wegen —— — Brau— 
ſteuer vom 5. Juli 1888 (Centr. Bl. ©. 484, 677). 
Wehrordnung vom 22. November 1888 (Centr. Bl. 1889 ©. 1) 


$21 R.2. 
88 105, 118 
g 116. 


Heerordnung vom 22. November 1888 Greuß. Yeneeerarbmunge 
blatt ©. 226) 835 . 


Geſetz, betreffend die Erwerbs: und: Birtfchaftgenofjenfchaften, 
vom Rai 1889 (M.H.BL. S. 58) 
M 50. Mai 1898 (R.0.8. €. 810) ' 


Geſetz, betreffend die Invaliditäts- und — — ——— 


22. Juni 1880 n. G. vl. ©. 97) 
verſicherungsgeſetz, vom 75 Zur 1809 M.EBL. ©. 189 


Berordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 
27. Januar 1890 (R. G. Bl. ©. 9) 

Geſetz, betreffend die Abänderung ber Mititärftrafgerichtsordmung, 
vom 3. Mai 1890 (R.G. Bl. ©. 63) 

Geſetz, betreffend die Gemwerbegerichte, vom 29. Juli 1890 (R. G. vi. 
S. 141). 

Patentgeſetz vom 7. April 1891 (R.G.BL. ©. 19). 

Bekanntmachung, betreffend das Geſetz gegen den —— ꝛc 
Gebrauch von Fe vom 16, April 1891 (R.G. Bl. 
S. 105) . 

Geſetz, betreffend die Brüfung ke Laufe ab Bericht e — — 
feuerwaffen, vom 19. Mai 1891 (R. G. Bl. S. 109) 

Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Zuckers, 


31. Mai 1891 (R.G. Bl. ©. 295) 
9. Juni 1895 (R.®.Bl. ©. 255), 27./28. Mai 1896 R. G. Gi. ©. 109) 


Geſetz, betreffend Abänderung der — vom — 1891 
(R.G. Bl. ©. 261) 

Geſetz, betreffend den Schutz von rien. bom 1, Juni 1891 
(R.G.BI. S. 290) } 

Geſetz, betreffend die Abänderung des Geiehes über. bie — 
des Branntweins, vom 8. Juni 1891 (R.G. Bl. S. 338). 

Telegraphenordnung für das Deutſche Reich vom 15. Juni 1891 
(Centr. Bl. ©. 162) 88b 

Übereinkommen des Weltpoſtvereins, betreffend sen Ausiauſch von 
Poſtpaleten, vom 4. Juli 1891 (R.G. Bl. 1892 ©. 560) . 

Handeld- und Zollvertrag ziwijhen dem Deutichen Reiche und 
Sfterreich-Ungarn von 6. Dezember 1891 (N.G.BL. 1892 ©. 3) 
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736 Reichsrecht. 6. Dezember 1891 bis 9. Juni 1895. 





Biehfeuchen - Übereinlommen zwiichen dem Deutichen Reiche und 
Öfterreih-Ungarn vom 6, Dezember 1891 (R.G. Bl. 1892 ©. 90) 

Handeld-, Zoll und Sciffahrtövertrag zwiſchen dem Deutjchen 
Reiche und Stalien vom 6. Dezember 1891 (R. G. Bl. 1892 ©. 97) 

Handeld- und Bollvertrag zwiichen dem Deutſchen Reiche und der 
Schweiz vom 10, Dezember 1891 (R.G. Bl. 1892 S. 195) Art. 4 
und Anl.C82 ... 

Geſetz über die Abändernng des Geſehes, betreffend die Kranfen- 
berficherung der Arbeiter 2c, vom 10. April 1892 (R.G.BL. ©. 379) 

Geſetz, betreffend die Gejellichaften mit beichränkter Haftung, 

2%. April 1892 (R.G.BL. S. 477) 

20. Mai 1898 (R.8.BL. ©. 846) 


Geſetz, betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und wein— 
ähnlichen Getränfen, vom 20. April 1892 (R. G. Bl. ©. 597) 
Bekanntmachung, betreffend die Beichäftigung don Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Walz: und Hammerwerken, vom 
29. Upril 1892 (R. G. Bl. ©. 602) . ; ; 
Bekanntmachung, betreffend die Beihäftigung jugenbficher Arbeiter 
in Hechelräumen und dergleichen, vom 29. April 1892 (R.G.Bl. 

©. 604) . 

Betriebsordnung für die. Baupieilenbohnen Deutichlands vom 
5. Juli 1892 (R.G. Bl. ©. 691). , 

Verkehrsordnung für die Eijenbahnen Deutfchlands bom 15. Rovember 
1892 (R. G. Bl. ©. 928). 

Borfchriften des Bundesrats für die fteuerfreie Verwendung von 
undenaturiertem Branntwein zu Heil-, wiſſenſchaftlichen und 
gewerblichen Zwecken vom 18. November 1892 (Centr. Bl. ©. 694) 

Geſetz gegen den Verrat militäriicher Geheimnifje vom 3. Juli 1893 
(R.G. Bl. ©. 205) s 

Geſetz, betreffend Abänderung des Geſehes, betreffend Erhebung von 
Rechsftempelabaaben ꝛc, vom 27. April 1894 (R. G. Bl. ©. 369) 

Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Abwehr uud 
Unterdrücdung von Viehfeuhen, vom 1. Mai 1894 (R.G. Bl. ©. 405) 

Geſetz zum Schutze der Warenbezeihnungen vom 12. Mai 1894 
(R.G. Bl. ©. 441) ’ FE BE ——— 

Geſetz, — die ab zahiungsgeſchäfie, vom 16. Mai 1894 
(R.G. Bl. ©. 450) i 

——— betreffend den Schuh deutſcher Worenzeihnungen 
in auswärtigen Staaten, vom 22. September 1894 (R.G.Bl. 
©. 521). : — 

Bekanntmachung, betreffend bie Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
auf Steinfohlenbergiwerfen, vom 1. Februar 1895 (R.G. Bl. ©. 5) 

Geſetz, betreffend die Ausführung des mit Öfterreich-Ungarn ab» 
geſchloſſenen Zolllartell8, vom 9. Juni 1895 (R.G. Bl. ©. 253) 

Geſetz, betreffend Abänderung des ae vom 9, Juni 
1895 GR. G. Bl. ©. 255) —F er 
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Reichsrecht. 16. Juni 1895 bis 17./20. Mai 1898, 





Geſetz, betreffend die Abänderung bes NENNE. x, 
vom 16. Juni 1895 (R.G. Bl. ©. 265) 5 

Bekanntmachung, betreffend die Inftruftion des Bundedrated sur 
Ausführung der SS 19—29 des Gejepes über Abwehr ꝛc von 
Viehjeuchen, vom 27. Juni 1895 (M. G. Bl. S. 857) R 

Beitimmungen de8 Bundesrat über Handel mit denaturiertem 
Branntwein vom 27. Febrnar 1896 (Eentr.Bl. ©. 67 Nr. 3) 

Zuſatzakte, durch welche die Artt. 2, 8 ꝛc der Übereinfunft vom 
9. September 1886 ꝛc abgeändert werden, vom 4. Mai 1896 
(R.G.Bl. 1897 ©. 759). 

Geſetz zur Befämpfung des unfauteren. Wettbewerbes ı vom 127. Mai 
1896 (R. G. Bl. ©. 145) A 

Geſetz, betreffend Abänderung des Buderfeuergeiet, vom n 27, Mai 
1896 (R.G. Bl. ©. 109) 

Ansführungsbeftimmungen des Bundesrats Hierzu vom 9 Zuli 1896 
(Eentr.Bl. S. 231) Nr. 112 RER 

Börjengefep vom 22. Juni 1896 (RED. S. 157) : \ 

Geſetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbervaprung 
fremder Wertpapiere, vom 5. Juli 1896 (R.G.Bl. ©. 183) . 

Gejeb, betreffend die Abänderung der een vom 6 Auguit 
1896 (R.G. Bl. ©. 685). wur 

Bürgerliches Geſetzbuch und Einführungsgefe. — vom is. Augufſt 
1896 (R. G. Bl. ©. 195) . : 

Auslieferungsvertrag zwiſchen dem Deutfcen Reiche uud den Nieder: 
fanden vom 31. Dezember 1896 (R.G. Bl. 1897 ©. 781) 

Geſetz, betreffend die un und die Zwangsver— 


24. Märy 1897 (R.G.BL. 
waltung, vom ano; 1878 (MG. * in 889.48. 


Verordnung zur Verhütung des Zufammenftoßes der Schiffe auf 
See vom 9. Mai 1897 (R. G. Bl. S. 208) 
Handelsgeſetzbuch und — * vom 10. Mai 1897 
(R.G. Bl. ©. 219) 
Geſetz über das Ruswanberungsmfn vom 9. Juni 1897 RS, vi 
©. 463) . 
Geſetz, betreffend den Bertehr ı mit "Butter, Käfe, Schmalz = — 
Erſatzmitteln, vom 15. Juui 1897 (R. G. Bl. ©. 475). 
Belanntmachung, betreffend Beſtimmungen über den Geſchäftsbetrieb 
der Auswanderungs-Unternehmer und Agenten, vom 14. — 
1898 (R.G. Bl. ©. 39) . 
Geſetz über die Angelegenheiten ber freiwilligen erichisbarkeit vom 
17./20. Mai 1898 (R. G. Bl. ©. 189, 771) 
816. 
88 16, 19, 20, 32, 5158, 58, 57. 
Geſetz, betreffend Änderung der Konkurdordnung, vom 17./20. Mai 
1898 (R.G. Bl. ©. 230, 612). rs 





Gen.-Bteg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 47 
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138 Reichsrecht. 17./20. Mai 1898 bis 29. Juni 1901, 





Geſetz, betreffend Änderungen der Civilprozefordnung, mit Ein: 
führumgägeieß dazu, vom 17./20. Mai 1898 (R.G. Bl. S. 256, 
382, 410) 

Belanntmachung der Terte verfchledener Reichögefehe in neuer 
Faſſung (R.G. Bl. ©. 369). ©. die Geſetze vom 1. Mai 1889, 
20. April 1892, 24. März 1897, 17. Mai 1898 

Geſetz, betreffend den Verkehr mit künſtlichen —— vom 
6. Juli 1898 (R.G.Bl. ©. 919). 

Beſtimmungen des Patentamts über die Anmeldung, bon 1 Gebrauchs 
muftern vom 22. November 1898 (Blatt für Patent:, Mufter: 
und Zeichenweſen Bd. 4 ©. 228) SS 2,6. 

Militärjtrafgerichtsordnung und Cinführungsgejep Day. — 
1. Dezember 1898 (R.G. Bl. ©. 1189) . 

Invalidenverficherungdgefeg vom 18./19. Juli 1899 (RGBL 
©. 398, 463) . . 

Eifenbahnverfehrsordnung vom 26. Oftober 1899 . G Bi. 6. 557) 
88 28-834 . ; 

Geſetz, betreffend einige been. von Beflimmungen über das 
Poſtweſen, vom 20. Dezember 1899 (R.G. Bl. ©. 715) 

Geſetz, betreffend die Beftrafung der Entziehung —— Arbeit, 
vom 9, April 1900 (R. G. Bl. ©. 228) . 

Geſetz, betreffend Abänderungen des Beihafempegeee x, * 
14. Juni 1900 GR. G. Bl. ©. 260) 

Ausführungsbeitimmungen zum Reichöftempelgefege x * 21. uni 
1900 (Centr. Bl. ©. 335) Nr. 56. 

Geſetz, betreffend Abänderungen ber — — — —* 30, Juni 
1900 (R. G. Bl. ©. 321, 871) . 

Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines dritten Radıtrags — 
Reichshaushaltetat für 1900, vom 25. Februar 1901 aa 
S. )86 

Geſetz über die privaten Verſi erungeumternehmunge bom 118. Mai 
1901 (R.G. Bl. ©. 189) 

Geſetz, betreffend den Verkehr mit Bein, sneintaltigen und meins 
ähnlihen Getränken, vom 24. Mai 1901 (R.G. Bl. ©. 175) 
z8 8flg. . . . 

Geſetz, betreffend das Unsere: an Merken ber Literatur und 
Tonkunſt, vom 29. Juni 1901 (R.G. Bl. ©. 227) . 
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Gemeines Recht. Anhalt. Baden. 





1. Kandesrenit. 


A. Römiſches und kanoniſches Recht 
B. Sonſtiges Recht nachſtehender in alphabetiſcher Drd- 
nung aufgeführter Bundesitaaten, 


Anhalt. 
Geſetz, betreffend die Stellung der Hofverwaltungsbehörden und 
der Hofverwaltungsbeamten 2c, vom 10. Juli 1876 (8.6. ©. 159) 
Geſetz, den Erjag von Wildichaden betreffend, vom 21. April 1899 
(WE BET 50 ee re 


Baden. 
Landrecht vom 3, Februar 1809 Ges. Bi * BIN 
Sag 390, 450flg.. . 
„ 513, 1984 fig. 
„ 2279, 2280 . 
Geſetz über die Verfaſſung und Verwaltung ie Gemeinden 


31. Dezember 1891 (Meg.BL. 1832 5.81) 
am 14. Mai 1870 (®. u. BB. ©. 423) 5 Die un 


Geſetz, die Bieraccije betreffend, vom 28. Februar 1845 (Reg. Bl. ©. an 
Strafgeſetzbuch vom 6. März 1845 (Reg. Bl. Nr. XI Beilage) $ 477 
Polizeiftrafgefegbuh vom 31. Oftober 1863 (Reg.Bl. ©. 439) 
Bürgerliche Prozehordnung vom 18. März 1864 —— ©. 268, 
amtl. Sep.-Ausgabe). . . . . — 

Staatsvertrag mit den Vereinigten Staaten. von Amerifa x bom 
19. Zuli 1868 (G. u, V. Bl. 1869 ©. 579) . 

Geſetz, die Abänderung einiger Bejtimmungen des Gefepes über 
die Verfafiung 2c betreffend, vom 14. Mai 1870. S. Geſetz vom 
31. Dezember 1881 

Berordnung des Minijteriumd des Inneren, die Berwaltung= und 
Rechnungsführung bezüglih der weltlichen Ortsftiftungen betr., 
Anleitung dazu, vom 10. Juni 1874 (G.- u. BB. ©. 208) . 

Geſetz, die Kapitalrentenjteuer betreffend, vom 29. Juni 1874 
(8. u. V. Bl. ©. 361). ö 

Geſetz zum Bollzuge der Einführung. des NReichsgeſehes über die 
Beurkundung des Perjonenftandes x vom 9. a 1875 
(G.⸗ u. V. Bl. ©. 355) . —— 


Geſetz, die Erwerbsſteuer Gewerbſteuer) betreffend, 
dom 5: Auguft 1876 (@. u. 8.81. &.271 
20. Jum 1854 (@. u. B.BL ©. 821 


Verordnung des Minifteriums des Inneren, die Sleifefhanorbuung 
betreffend, mit Dienſtanweiſung für die Fleiſchbeſchauer (G. u. 
V.Bl. ©. 198) 

Sejeg, die Verwaltung der freiw iligen Gerichtöbarteit und das No- 
tariat betreffend, vom 6. Februar 1879 (©. u. V. Bl. ©. 131) 8 64 








8, 372 


33, 416 


18, 197 


32, 365 
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740 Baden, Bayern. 


Geſetz, die Einführung der Neichsjuftizgefepe betreffend, vom 

3. März 1879 (d.- u. BB. © 9). . . — 
Geſetz, die Einführung einer allgemeinen Eintommenfteuer —— 

vom 20. Juni 1884 (enthaltend Abänderungen des Geſetzes vom 

25. Auguſt 1876). ©. letzteres Geſetz — 
Geſetz, die ſtaatliche Fürſorge für die Erziehung verwahrlofter 

jugendlicher Perſonen betreffend, vom 4. Mai 1886 (G.- u. V.Bl. 

© 225). . .. . 81, 203 
Beamtengefeg vom 24. Jult 1888 (©. u. 881. S. 399) g 8. . 28, 4 
Baijenrichterordnung vom 30, DOftober 1889 (G.- u. V. Bl. ©. 427) 

888,56 .. 32, 365 
Verordnung, die Aufnahme. * ben ftaatlichen Dienft betveffenb, 

vom 7. Februar 1890 (G.- u. BB. S.97)8 14 .... 28, 4 
Feldpolizeiordnnung für das Amt ZTauberbifhofsheim, $30 Hı. 7, 896 


Bayern. 
Onolzbachſche Konkursordnung von 1731 Nr. XXIH . . . . 23, 60 
Augsburgiiche Waifenordnung vom 31. Juli 1743... 21, 314 


Codex Juris Bavarici Judiciarii oder neuverbefierte turbaderiſch⸗ 

Gerichtsordnung vom 14. Dezember 1753 Kap. 68 16 Nr.2. 4, 240 
Codex Maximilianeus Bavaricus eivilis oder neu verbejjert und 

ergänzt furbayerifches Landredt vom 2. Januar 1756 . . . — 
Bamberger Landrecht von 1769 Kap. I Tit. 1 88 2—4, Teil I 

And. III Tit. II SS 30oflg. . . 28, 168 
Reſtript (betreffend einftweilige Einführung des Teils I Rap. vi 

des bayerischen Civilgeſetzbuchs in Schwaben) vom 9. Dezemb. 1806 21, 314 
Drganiiches Edikt über das Medizinalmwejen vom 8, September 1808 


Reg. ©. 2189) . . . 237, 359 
Amtsinftruftion für die Sotalicul- nfpeftionen vom 15. September 

1808 (Neg.Bl. ©. 2493) . . . 5, 193 
Bollzugsverordnung zum Edikte Über das Mediginalweſen vom 

8 Dezember 1808 (Reg Bl. ©. 2889). . . . 27, 359 
EStrafgefepbud; vom 16. Mai 1813 (Meg.Bl. ©. 665) Teil ii 

Art. 3 Abſ.? . . . 4, 240 


Verordnung, die Aufhebung der bitherigen Holzverfteigerung in 
den Staatöwaldungen betreffend, vom 25. September 1818 
(Reg.Bl. ©. 1249) . . . — 
Entſchließung des Siaats miniſteriums des — ESqhulſtraſen 6, 198 
betreffend, vom 20. Mai 1815 (Döllinger, ©. die Berertmung 20, 148 
Bd, IX ©. 1459; Weber, neue G. u. B.S. Bd. J ©, 473), 34, 95 
Berordnung, die künftige Verfaffung und Verwaltung der Ge: 


| 17. Mai 1818 (S. Bl. €. 49) 
meinden betreffend, vom 7. Zuti 18% (@.81. ©. 106) S9%4... 2, 316 


Berfafjungsurtunde vom 26. Mai 1818 (G. Bl. ©. 101) . . . — 
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Bayern. 1. Juni 1822 bis 5, Oftober 1868, 





Enticheib. 

Hypothelengeſetz vom 1. Juni 1822 (G.Bl. ©. 17) An Gete 

J Be en ee de 

8H4.... 8, 422 

Snftruftion für die Schäßungen ab Schäpmänner in gupothelen 

ſachen vom 18. März 1823 (Reg. Bl. ©. 802) 88 10, 20 . . 13, 112 

Verordnung, die Formation der Minifterien betreffend, vom 9. De- | 15, * 
zember 1825 (Reg. Bl. ©. 977) . F —“ 25, 


Verordnung, die Yormation und * Wirkungskreis der — 
Verwaltungsbehörden in den Kreiſen betreffend, vom 17. Dezember 
1825 (Reg.Bl. S. 1049) 33 38, 46. . 2 2 2 28, 89 
Geſetz, die allgemeine Häuferfteuer betreffend, 
om 15. Auguit 1828 (G. Bl. ©. 169) FEED IEENE — 
19. Mai 1881 (G. u. B. Bl. ©. 667) — 
Geſetz, die Reviſion der Verordnung vom 17. Mai 1818 ıc betreffend, 
vom 1. Zuli 1834 (G. Bl. ©. 109). ©. diefe Verordnung. 
Berordnung, die Auflöfung der Medizinalfomiteen ꝛc betreffend, 





pom 23. Auguft 1843 (Reg.Bl. ©. 585) S4 . . 2 2. ...27, 359 
Geſetz, die Berantwortlichkeit der Miniſter betreffend, vom 4. Juni 
1848 (G. Bl. ©.69). . . . .... 1G, 86 


Geſetz, die Verſammlungen und Vereine beten, vom 26. Februar 
1850 (8.81. S 58). . . . _ 
Geſetz. die Ausübung der — betreffen, vom 30, März 1850 
GB. S.11T) ... — 
Geſetz, die allgemeine — Wechfelordnung betreffend, * 


25. Juli 1850 (G.Bl. ©. 358) Art. .... ee ae a 4, 240 
28, März 1862 (6. Bl. ©. 69) 


Forſtgeſez vom 55 E-piember 1870 (@. u. 8.81. ©. 1818) ' 
Inftrultion zum Jagdgejege vom 3. Februar 1857 (Weber, neue 


8uBS.B.V6S21l) .... 000. . 18, 265 
Berordnung, die Reorganifation des öffentlichen Baumwefens bes 
treffend, vom 183. November 1857 (Neg.Bl. ©. 1621) . . . 235, 140 


Geſetz, das Notariat betreffend, vom 10. November 1861 (G.Bl. 

®©.129). . . . — 
Bekanntmachung, die Inſtruttion zum Bollzuge des Notariatd- 

geſetzes 2c betreffend, vom 1. Juni 1862 (Reg.Bl. S. 961) 8 46 

und Beil.II . . . . . 24, 230 
Belanntmacdung des Minifteriums de Inneren die Ausfertigung 

der Totenicheine betreffend, vom 15. Juni 1862 (Reg. Bl. ©. 1400) 7, 335 
Berordnung, die Feier der Sonn und Feittage betreffend, vom | 17, 56 

30. Juli 1862 (Reg.Bl. ©. 2069) . . . . — 33, 438 


Entſchließung des Juftizminifteriums, die Anzeigen wegen körbens 6, 193 
(iher Mißhandlung durch Mißbrauch des Züchtigungsrechts der | 34. 95 
Schullehrer betreffend, vom 28. Mai 1863 (J. M.Bl. ©. 6) 


Verordnung, polizeiliche Borfchriften über Ausübung und Behand: 
lung der Jagden betreffend, vom 5. Oktober 1863 (Reg. Bl. 
BOT a a ae A 
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142 Bayern. 8. Januar 1866 bis 23. November 1872, 


Entſchließung des Minifteriums für Kirchen und Schulangelegen- 
heiten, die Aufrechterhaltung der Schuldisziplin betreffend, vom 
8. Januar 1866 (Min. Bl. für K. u. SHU. ©. 13) . 

Internationale Schiffahrts- und Hafenordnung für den Bodenjee 
vom 22, September 1867 (Meg.Bl. 1868 ©. 385) 

Geſetz, die Erhebung einer Abgabe von Salz betreffend, von 
16, November 1867 GG. Bl. ©. 217) — 


Geſetz über Heimat, eg, und Aufenthalt. 
6. April 1868 (G.81. 


Dom 77,7 m — 1692 (@. m. 0 EL ©. Ei 
Geſetz, die Vermarktung der Grundftüde — vom 16. Mai 
1868 (G. Bl. ©. 578) 88 1, 5, 16, 19 . ee ee 


Geſetz über den Malzaufichlag 
y 16. Ma! 1868 (G. 461) 
OM 18, Auguft 1879 (©. u. 8.81. €. 781, 792) ° 


Vertrag über die Staatdangehörigfeit der weäfefitigen Ein- 
manderer zwifchen Bayern und Nordamerifa vom 26, Mai 1868 
(Reg.Bl. ©. 2158) . . . 

Verordnung, die Berhältnifie der Bader betreffend, vom 2. Juni 


1868 (Reg.Bl. ©. 1129) : 
Verordnung, die Organifation der Sendarmerie x Seien, dom 


24. Juli 1868 (Reg.Bl. ©. 1385) 
Prozekordnung in bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten vom 29. April 
1869 (G.Bl. S. 1238) Art. 208. ’ 


Geſetz, die Gemeindeordnung für bie Landesteile diesſeit bes 
29. April 1869 (6. Bl. S. 866) 
Rheins betreffend, DOM 5, Sanuar 1872 (BL. ©. 197) 


Geſetz, die Gemeindeordnung für die Pfalz betreffend, vom 29: abru 
1869 (G. Bl. S. 1009) Art. 75 ; 

Geſetz, die Einführung des Mititärfteafgefepbuc;s us der Wititär- 
ſtrafgerichtsordnung für das Kgr. Bayern betreffend,’ vom 29, April 
1869 (G. Bl. ©. 1841) 

MilitärftrafgerichtSordnung vom 29. April 1869 6. BL. S. 1841 
Beilage) Art. 4 

Verordnung, den Obermedizinalausfehuk u bie Rreismeblzinal: 
ausjchüffe betreffend, vom 24. Juli 1871 GReg. Bl. ©. 1489) 

Polizeiſtrafgeſetzbuch vom 26, Dezember 1871 (G. Bl. ©. 9) 

Gefep, die Abänderung einiger Beftimmungen der Gemeindeordnung 
für die Landesteile diesfeit des Rheins betreffend, vom 19, Ja— 
nuar 1872 . 

Verordnung, die Drganifation des —— — — — 
23. Januar 1872 (MReg.Bl. ©. 337). ; 

Oberpolizeiliche Berfügungen der Regierung der Oberpfalz, und *— 
Regensburg vom 8. Oftober 1872 . : 

Minifterialentichliegung, die Stellung von Strafanträgen bei Be: 
leidigungen der Gendarmerie betreffend, vom 23. November 1872 
(Amtsbl. des Min. d. Inn. 1872/3 ©. 131, J. Min Bl. ©. 294) 
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Bayern. au, Augujt 1 1878 bis 9. Februar 1883. 
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Berordnung, die Ausübung der Heilkunde betreffend, vom 11. Augujt 
1873 GReg. Bl. S.1313) 82. . 2. 2 2 =. 6, 260 
Verordnung, die Vornahme der chemijchen und mitroftopifchen 
Unterfuhung in ftrafrechtlihen Fällen betreffend, vom 29. Sep- 


tember 1878 (G.- u. BB. ©.485) . . . . 27, 359 


Ausführungsgejep zum Reichtögerichtöverfaffungägejeh vom 98, Ze 

bruar 1879 (G.- u. BB. S.273). . . . — 
Geſetz zur Ausführung der Reicjscloilprogehordnung und Konkurs: 

ordnung vom 23, Februar 1879 (G.- u. V. Bl. S. 68) Art. 4 24, 389 
Geſetz, die Ziwangsvollitredung in das unbeweglide Vermögen 

wegen Geldforderungen betreffend (Subhaftationsordnung), dom 

28. Februar 1879 (G.- u. V. Bl. ©. 203) Urt.8 . . . . 8, 422 
Geſetz, betreffend die Befteuerung des Gewerbebetriebe im Uber 

ziehen, vom 10, März 1879 (G.- u. V. Bl. ©. 148) . . . — 
Geſetz zur Ausführung der Reichs-Strafprozeßordnung vom 

18. Auguſt 1879 (G.- u. BB. S. 781). . . . — 
Dienſtworſchriften für die Gerichtsſchreiber vom 14. ienbe 1879 22, 124 


(J.Min. Bl. S. 743) ... —— 31 4 
Dienkinftrultion für bie Gendarmeriemannfcaft x vom 20. Cep- 

tember 1879 (Amtsblatt des Min. d. J. ©. 37T) . . . ... 29, 211 
Dienſtvorſchriften für die Gerichtsvollzieher vom 22. September 1879 

(J.Min. Bl. S. 1185) 88 7, 16, 17, 8... . 18, 84 


Bekanntmachung, das Forſtgeſetz vom 28. März 1852 betreffend, 

vom 26. September 1879 (G.- u. V. Bl. ©. 1313). . . . — 
Juſtizminiſterialbelanntmachung, die Ausführung der Zwangevoll⸗ 18. 388 

ftredungen 2c betreffend, vom 30, September 1879 (J. Min. Bl. i 19. 987 

©. 1494) j 
Anweifung zur Behandlung der Zoll und Alufſchlagſtrafſachen tm 

Berwaltungswege vom 2. Oftober 1879 (G.- u. V. Bl. ©. 1381) 31, 9 
Verordnung, den Vollzug des Reichsgeſetzes über die Abwehr nnd 

Unterdrüdung von Viehfeuchen ꝛc betreffend, vom 23. März 1881 

(G.⸗ u. BBL 6.129)... . — 
Geſetz, einige Abänderungen an den Weſehen über bie allgemeine 

Grund: und Hausfteuer betreffend, vom 19, Mai 1881 (G.- u, 

BB. S.657). . . . — 
Geſetz, die Rapitafrentenftener betreffend, en 19. Mai 1881 

(G.. u. BB. ©. 47T)... . — 
Geſetz, die Gewerbsſteuer betr. vom 19. Mai 1881 Ge u. v. vi. &. 495) — 
Belanntmahung des Miniſteriums des Inneren, Maßregeln gegen 

die Rinderpeſt betreffend, vom 2, Januar 1882 (G,-u. V. Bl. ©. 29) = 
Minifterialbefanntmahung, den Vollzug des Hausjteuergejepes be- 

treffend, vom 4. April 1882 (G.- u. BB. ©. 110) . . . . 9, 255 
Minifterialentichließung, die körperliche Züchtigung als Schulftrafe 

betreffend, vom 9. Februar 1888 (Min.Bl. für K. u. Sch. Ang. 

©. 57, J. Min. Bl. ©8386). . 2 2 2 2 34, 95 
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744 Bayern. Braunfchweig. Bremen. 


Entſcheid. 

nach Baud 

und Seiie 

Dienſt- und Hausordnung für die N vom 10. April ( 13, 8334 

1888 (J.Min.Bl. ©. 77T) . ... N : 17, 402 
Berordnung über die Verhältniffe der Bader vom 24. Juni 1884 

(G: u. BB. ©4190). . . . . 18, 259 


Oberpolizeiliche Vorſchriften über die ——— — bie Zeit der 

Beerdigung vom 20. November 1885 (G.: u. V.Bl. ©. 655) . 17, 406 
Verordnung, die Verwaltung und den Betrieb der fgl. Verkehrs—⸗ 

anftalten betreffend, vom 17, Juli 1886 (©.: u. B.Bl, S.487) 35, 80 
Bekanntmachung des Minijteriums des Inneren, Maßregeln gegen 

dieRinderpeit betreffend, vom 22. Januar 1887 (®.= u. V. Bl. S. 13) _ 
Belanntmahung des Minifteriums des Inneren, Maßregeln gegen 

die Mauls und Klauenſeuche betreffend, vom 14. Februar 1890 

(8. u. BB. S. 101). . . . . 32, 414 
Belanntmadhung, die Einfuhr von iebendem Ninddieh aus Öfterreiche 

Ungarn betreffend, vom 5. Dezember 1890 (&.=- u. V.Bl. ©. 681) 33, 54 
Bekanntmachung, die Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus Dfter- 

reich 2c betreffend, vom 80. Juni 1891 (G-u.8.Bl. ©. 201). 33, 54 
Geſetz, die Auslegung und Abänderung einiger Beftimmungen des 

Geſetzes vom 16. April 1868 ꝛc betreffend, vom 17. März 1892 

(G» u BB. ©51) . .. — 
Geſetz, die Entſchädigung für Viehveriuſi infolge ‚von Milzbrand 

betreffend, vom 26. Mai 1892 (G.- u. BB. ©. 142) . „ .„ 24, 332 
Gebüprengejep vom 6. Juli 1892 (G.- u. V. Bl. ©. 489) . — 
Bekannimachung, die Durchfuhr von lebendem Rindvieh aus Äſter— 

reich⸗ Ungarn betreffend, vom 18. Juli 1892 (®.: u. V. Bl. S.557) 33, 54 
Belanntmahung des Minifteriums des Inneren, Maßregeln gegen 

Biehjeuchen betreffend, vom 20. Februar 1893 (G,: u. V. Bl. ©. 57) — 
Bekanntmachung, den Vollzug des 3 105a Abſ. 2 der Gewerbe: 

ordnung betreffend, vom 30, April 1895 (G.- u. B.Bl. ©. 253) 38, 438 
Geſetz, die Fortjegung der Grundentlaftung betreffend, vom 

2. Februar 1898 (B.- u. BB. ©. 19) . ... — 
Bekanntmachung des Miniſteriums des Inneren, die Einfuhr — 

Nutz⸗ und Zuchtvieh aus Ofterreich ꝛtc — vom 5. Juli 

1898 (G.- u. BB. ©. 380). . ... 2. 38, 54 


Braunſchweig. 
Geſetz, die Verpfündung von beweglichen Sachen und Forderungen 
betreffend, vom 8. März 1878 (G- u. V. S. S. 75) 8851,8. 6, 321 
Geſetz, die Jagdpolizei-Ubertretungen betreffend, vom 1. April 1879 


(G.u. V.S. S. 237) 88 18—21 . . . . u, 421 
Geſetz, beireipenb die Yandgemeindeordnung, — 18. uni 1892 
WERBEN ee — 
Bremen, 


Bormundichaftsordnnng vom 14. Mai 1882 (G. Bl. ©. 81) 88 . 18, 65 
Feldpolizeiordnung vom 20. Oftober 1887 (G.Bl. ©. 95) . . . — 


Syſt. 
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Elſaß⸗-Lothringen. 22. döcembre 1789 bi 17. novembre 1808. 745 











Elfak-Lothringen 
(einjchließlidy des in anderen Teilen Deutſchlands geltenden 
franzöfiichen Rechts). 


Decret relatif à la constitution des assembl&ees primaires et 
des assembldes administratives du 22. d&cembre 1789 . 
Loi sur l’organisation judieiaire du 24. aoüt 1790 (Coll. gen. 

des lois, 1. tome, 2. partie, p. 1362) titre XI, art.3 . 

Loi qui autorise les notaires, greffiers et huissiers à faire les 
prisces et ventes des meubles, et qui fixe le pris de 
vocations, du 17. septembre 1798 (Coll. gen. des lois, 
5. tome, p. 894) art. 1. i 

Arröt& du directoire ex&cutif portant döfenses a tous autres 
que les notaires, greffiers et huissiers, de s’immiscer dans 
les prisdes, estimations et ventes publiques de meubles et 
effets mobiliers, du 12. fructidor IV (Bull. des lois, 2. ser., 
1. tome, no. 72 p. 9) 

Loi sur l’enregistrement, du 22, frimaire vir (Bull. des lois, 
2. ser., no. 248 p. 2) 

Loi qui prescrit des formalitös pour los venten. d’objets 
mobiliers, du 22. pluviöse VII (Bull. des lois, 2. s£r., 
no. 258 p.6) . ; 

Loi relative & la —— des "droits d'enregistrenent, da 
27. ventose IX (Bull. des lois, 3. ser. p. 427) . 

Loi relative à l’&tablissement de bourses de commerce, du 
28. ventose IX (Bull. des lois, 8. ser. p. 434) ; 

Convention entre le gouvernement frangais et sa Saintete 


Pie VII du 5 Fee" IX (Bull. des lois de l'an X, 3. ser. 


p. 18) art. 1, 8 

Articles organiques de la sonvention du 26. — 1X 
(Bull. des lois de l'’an X, 8. ser. p. 17) art. 31 . 

Loi relative & l’organisation des cultes, du 18. germinal X 
(Bull. des lois, 3. ser. p. 13) 

Arr&t& concernant les bourses de commerce, du 27. pri X 
(Bull. des lois, 3. ser. p. 398) . : 

Loi contenant organisation des &coles de’ — du 
21. germinal XI (Bull. des lois, 3. ser. p. 121). r 
Loi interprötative de l'article 86 de celle du 21. germinal 
an XI sur la police de la pharmacie, du 29. pluviöse XIII 

(Bull. des lois, 4. ser., 2. tome p. 308) . j 
Deeret imperial relatif à l’annonce et la vente des. remddes 
secrete, du 25. prairial XIII (Bull. des lois, 4. ser., 4. tome 
p- 227) . 
Code Napoleon du 3. septembre 1807 (Bull. Er * no. is4) 
Code d’instruction criminelle du 17. novembre 1808 (Bull. 
des lois, 4. ser., 9. tome, no. 214bis) . . 


Entiheid. Syſt. 
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746 Eliah-Lothringen. 12. fevrier 1810 bis 23. Dezember 1873, 





Code penal du 12. f&vrier 1810 (Bull. des lois, no. 277 bis) 
Decret imperial concernant les reme&des secrets, du 18. aoüt 
1810 (Bull. des lois, 4. ser., 13. tome p. 152) : 
Loi sur la r&pression des crimes et de@lits commis par la voie 
de la presse, ou par tout autre moyen de sl du 

17. mai 1819 (Bull. des lois p. 465) . : 

Loi relative & la r&pression et la poursuite des aclit⸗ commis 
par la voie de la presse ou par tout autre moyen de 
publication, du 25. mars 1822 (Bull. des lois p. 249) .„ . 

Loi sur les journaux et écrits periodiques, du 18. — 1828 
(Bull. des lois, 8. ser., 9. tome p. 33) —— 

Geſetz vom 21. April 1832 Ant, 83 (Bull. des lois, 9. — no. 169) 

Loi sur les associations, du 10. avril 1834 (Bull. des lois p. 25) 

Loi portant prohibition des loteries, du 21. mai 1836 (Bull. 
des lois p. 185) . 

Loi sur l’administration — * is. juillet 1837 (Bull. 
des lois, 9. ser., 15. tome p. 129) 

BEE, ee ee ee rer 
art.dd .. . . 

Loi sur la presse. du 27. juillet 1849 Bull. * — p. 109) 

Loi sur le cautionnement des journaux et le timbre des &crits 
periodiques et non Era du 16, juillet 1850 (Bull. 
des lois p. 79) 

De£cret organique sur la presse, du 17. — 1852 Gon. 
des lois p. 317) . B 

Loi relative à la presse, du 1. mai 1868 (Bull. ‚des * 
11. ser., 831 tome p. 897) 

BEER re a ee 


art. 15 ER ar Sr ee 
Loi relative aux r&unions publiques du 6. juin 1868 en 
des lois p. 641) . : 

Geſetz, betreffend die Einführung — — Bolt — Steuer⸗ 
geſetzgebung, vom 17. Juli 1871 (G. Bl. ©. 87) Art. . . 
Geſetz, betreffend die Einführung des Strafgeſetzbuchs für das 
Deutihe Neih in Eljah-Lothringen, vom 30, — 1871 


(8.8. ©2556) . . . . P 
Geſetz, betreffend bie Einrichtung ber — vom 80, — 
1871 (G.Bl. S. 49 S11. ... 


Geſetz, betreffend die Ernennung der ————— und ber 
Ergänzungsrichter bei den Landgerichten, ſowie die Bejtellung 
zeitweiliger Vertreter ꝛc, vom 22, September 1878 (G. Bl. ©. 247) 

Geſetz, betreffend Rechtäverhältniffe der Beamten und Lehrer, vom 
23. Dezember 1873 (G.Bl. €. 479) 
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Requlativ des Reichskanzlers für die Elementarfchulen vom 4. Januar 
1874 (Möllerd Sammlung der Gef., B.D. ıc in Elſaß⸗Lothringen 
Bd. 3 ©. 452) 84 

Verordnung des Oberpräfidenten, betr. die Ausführung des Regulativs 
für die Elementarichulen ꝛe (Möller Sanımlung Bd. 3 S. 581) 

Berordnung, betreffend die Zuftändigkeit der Kreisdireftoren, vom 
28. Auguft 1875 (G.Bl. ©. 171) 81. 

Geſetz, betreffend die Ausführung des Gerichtäverfaffungsgefepes, 
4. November 1878 (G. Bl. ©. 65) ; 

Neichögefep, betreffend die Berfafjung und die Verwaltung Elſah⸗ 
Lothringens, vom 4. Juli 1879 (R. G. Bl. ©. 165) j 

Geſetz, betreffend die Ausführung der Civilprozekordnung, der 
Konkursordnung und der Strafprozehordnung, vom 8. Juli 1879 
(8.81. ©. 67) SS 18, 19 . : 

Geſchäftsordnung für die Berichtöfchreiber Yon 20. — 1879 
— von Geſ., V.O. ꝛc betreffend die Juſt.Verw. Bd. 4 

S.484) 827. 

Geſetz, betreffend die Erhöhung der Rigenzgebühren ꝛc, dom b. Mai 
1880 (G. Bl. ©. 115) . 

Geſetz zur Ausführung des Reichsgeſehes betreffend die Abwehr x re 
von Viehſeuchen, vom 27. März 1881 (G. Bl. ©. 67) 89 . 
Berordnung zum Vollzug dieſes Geſetzes vom 23. März 1881 

(8.81. ©. 70). 

Minifterialverfügung, betreffend die Aufficht über bie Amtögefäng- 
niffe 2c, vom 5. März 1383 (Sammlung von Gef. 2c betreffend 
die Juft.»Berw, Bd. 8 ©. 84) i 

Dienftordnung für die Gefängnitaufjeher hierzu Gaſelbſt E. 98) g 42 

Minifterialverfügung, betreffend das Berfahren bei Volljtredung von 
Freiheitsftrafen, vom 4. Januar 1886 (dafelbft Bd. 2 S. 5) Nr. 6 

Geſetz, betreffend die Strafjachen der Enregiftrementöverwaltung, 
vom 28. Mai 1888 (G. Bl. ©. 48). 

Minijterialverordnung, betreffend Die veterinärpoligeifiche Beauf- 
fihtigung des Viehverfehrd, vom 18. November 1889 (Cenir. 
und Bez. Amtsbl. ©. 297) 

Verordnung des Bezirkspräfidenten von Lothringen, betreffend bie 
Beaufjichtigung des Mepgergewerbes und Fiſchhandels, vom 
1. Januar 1895 (Centr. und Bez. Amtsbl. &.7). . 

Gemeindeordnung vom 6. Juni 1895 (G. Bl. ©. 58) 8 16. 

Minifterialverfügung, betreffend die Verteilung und den öffentlichen 
Anſchlag von Schriftſtücken, die fich auf öffentliche Wahlen beziehen, 
vom 30. Juli 1895 (Sammlung von Geſ. 2c betreffend die Juft. 
Verw. Bd. 20 S. 429 .. 

Miniſterialverordnung, betrefſend die —— Beauf- 
fihtigung des Viehverkehrs, vom 18, November 1895 (Centr. 
und Bez. Amtsbl, S. 228) . . : 


Elſaß⸗Lothringen. 4. Januar 1874 bis 18. November 1895, 
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748 Eljaß-Lothringen. Hamburg. Heſſen. 


Berordnung des Bezirkspräfidenten von Lothringen, betreffend die 
veterinärpolizeilihe Beauflihtigung des Viehverkehrs, vom 
6. Dezember 1895 (Lentr, und Bez. Amtsbl. S. 294) 

Geſetz, betreffend die ... des Bürgerlichen Sr vom 
17. April 1899 (G. Bl. S. 431) $ 167 


Bamburg, 


Hamburger Stadtredht von 1608/5 Art. 12 (II, 4), Art. 4 (II, 5) 
Medizinalordnung vom 20, Februar 1818 (Anderjon, Sammlung 
der V.O. jeit 1814 Bd. 5 ©. 44) 8 99 } 
Nevidierte Konſumtions-Acciſe-Verordnung vom 20, Dezember 1861 
(Anderjon, Sammlung Bd. 30 ©. 154) 3 84 
Einführungsgejeg zum Wilgemeinen Deutjchen Handeiögefepbuche 
vom 22. Dezember 1865 (Anderjon, Sammlung Bd. 33 ©. 538) 8 6 
Geſetz, betreffend Abänderung Hamburgiicher Gejege bei Jntraft- 
treten des Strafgeſetzbuchs ꝛc, vom 21. Dezember 1870 (G.S. 
©. 158) Abſchnitt 2 . i 
Geſetz, betreffend Die Verjährung — EStraſverſoigung in 
burgiſchen Steuerſachen, vom 20. Dezember 1872 (G.S. ©. 124) 
Geſetz, betreffend die Stempelabgabe, von: 5. Mai 1876 (G. G. ©. 9) 
Geſetz, betreffend Ausführung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, vom 
23, April 1879 (G.S. S 88) 
BB, ee 
88 9, 79, 85 
Geſetz, betreffend Sicherung von wiererderinen vom 14. April 
1882 (8.5. ©. 23) te i 


Bellen. 


Forftitrafgeiepg vom 4. Februar 1837 (Neg.Bl. S. 138) . 

Forftftrafgejeg vom 21. September 1841 (Neg.Bl. ©. 537). 

Sejep, die Ausübung der Jagd und FFifcherei in den Provinzen 
Starfenburg und Oberheſſen betreffend, vom 26. Juli 1848 
(Reg. Bl. ©. 209). 

Bolizeiftrafgefegbuc vom 30. Dftober 1855 Reg. BL. 6. 449) . 

Geſetz, die Rechtsverhältniffe der Standesherren des Großherzogtums 
betreffend, vom 18. Juli 1858 (Reg. Bl. ©. 329) . . . i 

Jagditrafgefeg vom 19. Juli 1858 (Reg. Bl. ©. 345) Art. 22. 

Geſetz, betreffend den Übergang zu dem Strafgeſetzbuche für das 
Deutiche Reich ꝛc, vom 10, Oktober 1871 (Reg.Bl. S. 898) 
Artt. 2, 8 — 

Minifterialbefanntmachung zu biefem Seid — 10. Oftober 1871 
(Reg. Bl. Anl. zu Nr. 35). 

Geſetz, das Vollksſchulweſen betreffend, vom 16. Juni 1874 (Reg. 8. 
9:80) Aru. 18.380 ee ee en 





Ausichreiben des Minifteriumsd des Inneren, betreffend das 
Züchtigungsrecht der Lehrer, vom 31. März 1876. 

Verordnung, die Aufhebung der Obermedizinaldireftion und die 
DOrganifation der Medizinalbehörden ꝛc betreffend, vom 28. Dez. 
1876 (Reg.Bl. ©. 665) $18 . 

Geſetz, die Ausführung des deutſchen Gerichtöverfaffungägefepes 
betreffend, vom 3. September 1878 (Reg.Bl. ©. 101) 

Geſetz, die Bildung und Zuftändigfeit der oberiten Verwaltungs: 
gerichtö betreffend, vom 16. April 1879 (Reg. Bl. ©. 181) 

Verordnung. die Vorbereitung für den Staatödienft im Juſtiz- und 
Berivaltungsfache betreffend, vom 30. April 1879 (Reg.Bl. S. 189) 
Art. 16 . a 

Geſetz, die Rechtöverhältniffe bir Richter betreffend, — 31. Mai 
1879 (Reg.Bl. ©. 235) Art. 6 


Verordnung, die Gerichtäfoften und Gebühren betreffend, 


— 18. Januar 1882 (Meg. * ©. 1) 
23. Juli 18% (Reg.Bl. ©, 127) 


Geſetz, die Einführung einer Kapitalrentenfteuer betreffend, vom 
8. Juli 1884 (Neg.Bl. S. 85) Artt. 24 lg. i 

Berordnung, die Borbereitung für den Staatsdienft im Juſtiz 
und Verwaltungsfache betreffend, vom 6. Dezember 1884 (Reg. Bl. 
S. 801). 

Geſetz, die Gemeinbeumogen betreffend, vom 24. September 1887 
(Reg.Bl. ©. 215) . 

Geſetz, die Abänderung einiger Beftimmungen * — über 
die Gerichtäfoften und Gebühren ꝛc betreffend, vom 23. Juli 1890 
(Reg.Bl. ©. 127). 

Geſetz, den Handel mit Anteilen und Abſchnitien ben Loſen au 
Lotterien und Ausipielungen ee vom 11. April 1896 
(Reg.Bl. ©. 47) . } 

Dienftanweijung für die Standesbenmten ı vom 29. November 1899 
(Reg.Bl. S. 1095) 88 46flg. 





Tippe- Detmold, 
Geſetz über das Volksſchulweſen vom 11. Dezember 1849 (G.S. 
©. 261) 88 95, 96 . EIER TEUER A: 


Lüberk. 


Bertrag mit Oldenburg über die Errichtung eines gemeinſchaftlichen 
Landgerichts ꝛc vom 29./30. a. 1878 (©. der V. u. B. 
1879 ©. 1) Art. 30 . ; ERDE ER 


Merklenburg-Sciiwerin. 


Landesherrliche PRatentverordnung zu verbefferter Einrichtung des 
Landſchulweſens vom 21. Juli 1821 (Off. Wochenbl. ©. 177) 


Heſſen. Lippe-Detmold. Lübeck. Mecdlenburg-Schwerin. 
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Medlenburg⸗Schwerin. Preußen. 





Verordnung, die Organiſation der Miniſterien betreffend, vom 
4. April 1858 (Reg.Bl. ©. 81) . r 

Verordnung zur Ergänzung der Snetten-efetgehung bom 
3, Mai 1879 (Neg.Bl. ©. 97) — 

Verordnung, betreffend die Bivangsvollftredung. in das unbeiveg« 
lihe Vermögen wegen Geldforderungen vom 24. Mai 1879 
(Reg.Bl. ©. 258) . ; 

Verordnung zur Ausführung der Etrafprogeborbaung vom 98. Mai 
1879 (Reg.Bl. ©. 338) 8 28 . 

Verordnung, betreffend die Beſtrafung der Seldfrevel, Dont 2. Sep 
tember 1879 (Reg.Bl. ©. 508) 88 29—31 . 

Minifterialverordnung über das Büchtigungsrecht der Lehe vom 
29. Juni 1885... F 

Kontributions-Edikt vom 8. Juni 1886 Reg. 8. &. 161) 

Minifterialverurdnung über das BERN der Lehrer vom 
18. September 1897 — oe fa 


Preußen. 

Frankfurter Reformation von 1611 Teil II Titel 19. 

Kurmärkifche Holzordnung vom 1. Februar 1622 . 

Kurmärkiſches Edift vom 5. November 1683 u 

Knjähliiches Mandat vom 8. November 1717 (Codex Angus- 
tvus Il 611) — u. + 

Kurmärkiſche Holz, Mah: De —— de — 20. Mai 1720 
(Corpus Constitutionum Marchicarum Teil IV Abt. I Kap. I 
Nr. 104 ©. 673) Titel 28 . 

Edikt, wie es mit den Hunden gehalten — ſoll, damit — 
dem Wildprett keinen Schaden zufügen, vom 17. März 1725 
(Corpus Constitutionum Marchicarum Zeil IV Abt. I Kap. I 
Nr. 122 ©. 750) . 

Mandat des Herzogs bon Sadjien- -Merfeburg — 5, — 
1736 (Neumann, Provinzialrecht der Niederlauſitz S. 820) . 

Holze, Forſt- und Jagdordnung für das Herzogtum Magdeburg 
und das Fürſtentum Halberjtadt vom 3. Oftober 1748 (Lentze, 
Provinzialrcht des de Halberftadtt ꝛe S. 180) 
Titel 82— 34 . : 

Pommerſche Bawerordnung. bom 30. Dezember 1764 g 38 Titel 14 

Oſtpreußiſche Forftordnung vom 3. mr 1775 

8 8 Titel X FR: FRE GR er 
8 48 Titel XIV . r ; 

Schleſiſche Cirkularverordnung vom 12, und 2. Oftober 1779 
(Samml. der in dem Herzogtum Schleften ergang. Verordn. 
Breslau, Korn Bd. 16 ©. 199). 


rer Recht — der ——— vom 9, Oftober 92 15 
rtt. 8,9 . 


X 
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Preußen. 2. Juli 1784 bis 1. Juni 1820, 








Allgemeine Forft: und Jagdordnung für Schleswig-Holftein dom 
2. Juli 1784 (Chronologiihe Samml. ©. 85) 88 148, 160, 161 

Allgemeine Gerichtsordnung vom 7. Juli 1798 —F 

Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794 nebſt Novellen . 

Verordnung, betreffend die Pflichten der Holz- und mn 
berechtigten, vom 22. Juni 1800 Titel IV S6. ' 

Ditpreußiiches Provinzialreht (Zufap 240) und Patente vom 
4. Auguſt 1801 (Nr. u und 6. März 1802 wegen Rublikation 
desjelben ——— 

Kriminalordnung vom 11. Weine 1805 8 356. : 

Verordnung wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzial-, Polizei: 
und Finanzbehörden vom 26. Dezember 1808 (©. der G. u. ®. 
1806—27 X 1810 ©. 464) 83 Sr 

Verordnung über die Erſcheinung und den Vertauf der. neuen 
Geſetzſammlung vom 27. Oktober 1810 (8.5. ©. 1). 

Gemeindeordnung für jämtliche Ber !c dom 8. November 
1810 (G. S. ©. 101) 

Verordnung über die Einrichtung. ber Amlsblätier in den Re: 
gierungsdepartements und über die Rublifation ꝛc vom 28. März 
1811 (6.6. ©. 165) i 

Deflaration wegen ded Anfangs der — Birtung de — 
die Geſetzſammlung und durch die Amtsblätter bekannt gemachten 
Geſetze und Verfügungen vom 14. Januar 1813 (G.S. 
BE, — Fr 

Örenzvertrag zwiſchen —— * * Niederlanden bom 
26. Juni 1816 (G.S. 1818 Anhang ©. 77) Artt. 2, 27 

Verordnung, wodurch das Führen fremder oder erdicdhteter Namen 
verboten wird, vom 30. Oftober 1816 (9.6. ©. 216) 

Patent wegen Einführung des Allgemeinen Landrecht3 in die ehe- 
mal3 ſächſiſchen Provinzen und Dijtrifte vom 15. November 
1816 (G.S. ©. 233) 88 2, 3 

Verordnung wegen Organifation der Benelli: ionen ꝛc dom 
20. Suni 1817 (G.S. ©. 161) 88 155, 163 _ 

Inſtruktion zur Gefhäftsführung der Regierungen ac vom 23, Oft. 
1817 (G. S. ©. 248) 


Ordnung zum Gefeg wegen — des mlandiſchen — 
weins, Braumalzes, Weinmoſtes und der Tabaksblätter 
8. Februar 1819 (G.S. S. 102) 
21. September 1860 (G.S. ©. 483) 
Geſetz wegen Entrichtung der Gewerbejteuer 
%. Mai 18% (8,5. ©, 147) 


vom 9, Inli 1861 (8.8. ©. 697), 3. Juli 1876 (6G. S. ©, 47) 


Geſetz wegen der Röhnung und des Umzugs der Schäfer ıc in Neu— 
borpommern ꝛc vom 1. Juni 1820 (8.6. S. 109) e 


bom 
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152 Preußen. 1. Tezember 1820 bis 16. Mai 1880. 





Regulativ des Finanzminiſterums wegen anderweiter Bejteuerung 
des inländifchen Branntweind vom 1. Dezember 1820, bejtätigt 
durch Kabinettsorder vom 20. Juni 1822 (v. Kampp, Annalen ꝛc 
Bd. 4 ©. 714, G.S. 1822 ©. 176) 81 

Verordnung über die andertveite Organiſation der Wendarmerie vom 
30, Dezember 1820 (8.5. 1821 ©. 1) 88 12, 18 . 

Dienftinftruftion für die Gendarmerie vom 30. Dezember 1820 
(8,5. 1821 ©. 10) 8 24 ee a ee 

828.... 

Geſetz wegen der Stempelſteuer vom 7. März 1822 (8.8. ©. sn) 
mit Ergänzungs- und Ausführungsbeftimmungen vom 24. Febr. 
> 14. April 1882, 19. Juni 1884, 24. November 1885, 

. Oftober 1886 

———— daß ohne landesherrliche Erlaubnis — keinen 
Familien- oder Geſchechtsnamen ändern dürfe, vom 15. April 
1822 (G. S. ©. 108) A 

Ausichreiben des kurheſſiſchen Stantsminifteriums, betreffend das 
Tragen von FFeuergewehren ıc, vom 1. Juni 1822 (Kurheſſiſche 
8.5. ©. 25) 

Polizeireglement für die Haupt: und Refidenzftadt Berlin vom 
18, September 1822 (v. Kamptz, Annalen ꝛc Bd. 8 ©. 491) 
KabinettSorder, die Brau- und Maiſchſteuer betreffend, vom 

10, Januar 1824 (dv. Kampp, Jahrbücher ꝛe Bd. 23 ©. 95; 
v. Kampp, Annalen ꝛc Bd. 8 ©. 48) 
nn über das Poſttaxweſen vom 18. Dezember 1824 ws 
©. 225) 88 1, 14, 15, 17. 

KabinettSorder, betreffend die Schulzucht in Eben Brobinzen, mo das 
Allgemeine Landredyt noch nicht — u bom 14, Mai 1825 
(6.5. ©. 149). 

Inftruftion für die Oberpräfidenten. bom 31. Dezember 1825 
(6,&. 1826 ©. 1) 

Kabinettsorder, betreffend eine Abänderung in bee bisherigen Ocga- 
niſation der Provinzialverwaltungsbehörden, vom 81. Dezember 
1825 (G.S. 1826 ©. 5) DII Nr. 3 

Kabinettsorder, betreffend die öffentliche Gültigkeit ber ausſchließlich 
durch die Amtsblätter bekannt gemachten Geſetze, vom 24. Juli 
1826 (G.S. S. 73). 

Deklaration der Strafbeſtimmungen bei Folien — 
wo das defraudierte Objekt zugleich mit einer Kommunalabgabe 
belegt ift, vom 27. Januar 1828 (G. S. ©. 19). 

Kabinettöorder, betreffend die Stempelfteuer, vom 24. Februar 1830 
(v. Kampp, Jahrbücher 2c Bd. 35 ©, 296) A 

Nabinettsorder, betreffend die Polizeiverwaltung der Haupt: und 
Reſidenzſtadt Berlin, vom 16, Mai 1830 (dv. Kamptz, Annalen zc 
Bd. 14 ©. 359) ee re 
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Preußen. 7. Juli 1830 bis 11, Juni 1837, 
Enticeib. 
nah Band 
und Seite 
Bekanntmachung des Oberpräfidiums der Mart Brandenburg wegen 
der Örenzen des engeren und weiteren Polizeibezirks von Berlin ꝛc 
vom 7. Juli 1880 (v. Kampg, Annalen Bd. 14 ©. 360) . . 2, 113 
Militärfirhenorönung vom 12. Februar 1832 (8.5. ©. 69) SS 2, 
21—25, 49, 69,14... . 7, 80 
Regulativ über die praftiichen Vorbereltungen ud bie Brüfungen 
zum Juftizdienft in der Mheinprovinz vom 16. Februar 1882 
(Lottner, Samml. der f. d. Rheinprov. ergangenen Geſ. Bd. 3 
&.41).... 1, 327 
KabinettSorder wegen Abänderung der Beftimmungen | im RN 5 a und b 
deö Stempelgejeßes ıc vom 14. April 1832 (G.S. ©. 187). . 8, 225 
Kabinettsorder, die gejeglichen Feittage in der Rheinprovinz betreffend, 
vom 5. Zuli 1832 (G.S. ©.197) . . » 2 2 22 nn. 81, 221 
Geſetz wegen Ausjtellung von Papieren, welche eine Zahlungs: 
verpflihtung an jeden Inhaber enthalten, vom 17, Juni 1833 
(G.S. ET: 0 0 ie a et Era are a 329 
2, 101 
Kabinettsorder, betreffend Erläuterungen der VBorfchriften des Tarife 1 : : = 
zum Stempelgefeg 2c, wegen Stempelpflichtigleit der Punkta— er 
tionen, vom 19. Juni 1834 (G.S. ©. 81) . . . | 18, 382 
20, 25 


Kabinettäorder, womit das NRegulativ über die fanität8polizeilichen 
Vorſchriften bei anjtedenden Krankheiten bejtätigt wird, vom 


8. Auguſt 1835 (6,8. ©. 240) . . . — 


Kabinettsorder, die Amtsverſchwiegenheit der öffentlichen. Beamten 
betreffend, vom 21. November 1835 (G.S. ©.237) . . . . 28, 
Kabinettsorder, betreffend die Stempelfteuer, vom 24. November ( 2, 
1885 (Amtsbl. der Reg. zu Potsdam ꝛc 1836 ©. 31) | 
Verordnung wegen Abänderung und näherer Bejtimmungen einiger 
Vorfchriften des Patents vom 2. April 1803 wegen Anendung a, 
von Viehſeuchen, vom 27. März 1886 (G. S. ©. 173) 
Kabinettsorder, betreffend die Abänderung des 3 22 des Stempel: 
gejeßes ıc, vom 28. Oftober 1836 (6.5. ©. 308). . . . .„ 10, 
KabinettSorder wegen der gejeglichen Feiertage der katholiſchen 
Kirche in der Nheinprovinz vom 7. Februar 1837 (G.S. ©. 21) 31, 
Geſetz über die Strafe der Widerjeglichkeiten bei Forſt- und Jagd» 
verbrehen vom 31, März 1837 (8.8. S. 63) 1 .... u, 
Geſetz über das ee vom 8. Mai 1837 


(88. ©1020) .... I 


Geſetz zum Schutze des Eigentums an Berten “ Wiſſenſchaft 
Kunſt gegen Nachdruck und Nachbildung vom 11. Juni 1837 
(G.S. ©. 165) 

BO ee ———— 
s31.... ee oe ee 
Gen.Reg. zu E. i. St.S. I-XXXV. 48 


582 


Preußen. 10. Juli 1837 bie 23. Juli 1845. 
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Kabinettsorder, betreffend die Unanmwendbarkeit der 33 797—799 
Titel 20 Teil II. des Allgemeinen Yandreht auf diejenigen 
vorfägliden Beidhädigungen, welche den Tod des Beichädigten zur 
Folge gehabt haben, vom 10. Juli 1837 (8.5. ©. 128). 

Geſetz wegen Unterfuhung und Bejtrafung der Zollvergehen vom 
23. Januar 1838 (G.S. ©. 78). (Bal. audy das gleichlautende 
jachj.: mein. Gejeg vom 1. Mai 1838) 

Kabinettsorder, betreffend die Modifitationeht der Strafen bei Te: 
fraudationen der inneren Steuern, vom 23, Januar 1838 
(6.8. &. 92) . 

Kabinettdorber, die Berichtigung des ei Erhebung der Braunt- 
mweinjteuer zur Anwendung fommenden Maifchjteuerjages betreffend, 
bom 16, Juni 1888 (G.S. S. 358) j 

KabinettSorder über die Befugniffe des Richters * — 
erhaltung der Ruhe und Ordnung bei gerichtlichen RT 
lungen vom 24. Oftober 1838 (9.5, ©. 504) . 

Reglement, die Einridytung des Spartaffenweios betreffend, vom 
12, Dezember 1838 (9.5. 1839 ©. 5). 

KabinettSorder, betreffend die Unmwendung der in ber Rheinprobinz 
über die Zuläffigfeit von Amtshandlungen an Feſttagen be: 
jtehenden gefeglihen Beltimmungen auf den Karfreitag, vom 
22. Juli 1839 (8.5. ©. 249) ; 

Geſetz über die Verjährungsfite bei öffentlichen Abgaben v vom 
18. Juni 1840 (G.S. ©. 140) SS 5, 10. 

Yujtizminijterialverfügung "ber die Bon oder Beftellung. ger 
richtlicher Subalternbeamter als Bevollmächtigte oder Aififtenten 
der Parteien vom 26. Dezember 1840 (Juſt. Min. Bl. 1841 ©. 24) 

Armenordnung für die Herzogtiimer Schleswig und Holftein dom 
29. Dezember 1841 (B.S. für Schl. u. H. ©. 267) $ 17 

Geſetz über die Erwerbung und den Verluft der Eigenichaft als 
preußischer Untertan 20 vom 31. Dezember 1842 (G. S. 1843 ©. 15) 

Verordnung, betreffend Die Segitimationsattefte — Veräußerung 
von Pferden, vom 13. Februar 1843 (G. S. ©. 75) i 

Berordnung über die Ehrengerihte vom 20. Sufi 1843 (G. S. 1844 
©. 299, 308) Bunt Ne Safe ae Tara) Sen ta 

17. Januar 1845 (8.8. ©. 41) 

22. Juni 1861 (G.S. S. Mi) 

Militäritraigerichtsordnung vom 3. April 1845 (G. S. ©. 287) 

Vertrag zwiſchen Preußen nnd Frantrei wegen gegenfeitiger 
SMEERTUN flüchtiger Verbrecher vom 21. Juni 1845 (9.5 

S. 579). 

—* über das erfahren kei Aufnahme von Rotariatinftru- 
menten vom 11. Juli 1845 (G.S. 5. 487) 8 44 

Gemeindeordnung für die Nheinprovinz vom 23, Juli 1845 
(8.8. ©. 523), 


Allgemeine Gewerbeordnung vom 


‚ 3683 


4, 367 


29, 288 
17, 342 
26, 138 
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Preußen. 11. Dezember 1845 bis 12. Februar 1850. 





Schulordnung für die Elementarichulen der Provinz Preußen vom 
11. Dezember 1845 (9,5. 1846 ©. 1) 8 10. 

Rublitationspatent über den Beichluß der Deutjchen Bundesver: 
jammlung vom 19, Juni 1845 wegen Erweiterung des Schutzes 
für Werfe der Literatur und Kunſt gegen Nahdrud ꝛc vom 
16. Januar 1846 (G. S. ©. 149) 

Kabineitsorder, betreffend die Bejtätigung des Regulativs über die 
Befähigung zu den höheren Ämtern der Verwaltung ꝛe, vom 
27. Februar 1846 (G. S. S. 199) . 

Geſetz, betreffend die Publifation der Geſetze, vom 3, April 1846 
(8.9. ©. 151) . 

Deklaration über die —— des 8 395 Titel 21 Teil L des 
Allgemeinen Landrechts vom 21. Juli 1846 (G.S. ©. 326) 
Verordnung megen ———— von Geſindedienſtbüchern vom 

29. September 1846 (G. S. ©. 467) 85. 

Kabinettsorder, betreffend den Stempel zu Kauf: und Lieſcrunge 
verträgen im kaufmänniſchen Verkehr, vom 80. April 1847 
(9.5. ©. 201) 

— Polizeiſtrafgeſeß vom 5, Mai 1847 (Hann, 9.5. 

S. 111). 

Verordnung, betreffend das Spielen i in austwärtigen. Sotterien ic, 
5. Juli 1847 (G. S. ©. 261). (Bal. Sn von 29. Juli 1885 
S. 600). A 

Geſetz über die Verhalmiſſe * Juden bom 98, Juli 1847 
(G.S. ©. 268) 

Hannövriſches Geſetz über Entwäfferung us Bewäfferung der 


Grundſtücke 2c vom 22. August 1847 (Hann, G.S. ©. 264) $ 82 


1. November 1847 (G. S. ©. 376) 
Teldpolizeiordnung vom - Gel Te — 


Sejet iiber da8 Deichwejen vom 28. Januar 1848 (6.5. ©. 54) 81 

Geſetz, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund 
und Boden und die Ausübung der Jagd, vom 81, Oftober 1848 
(6.5. ©. 343) 88 1, 3, 4, 8. ne 

Verordnung über die Aufhebung der Privatgerichtbarteit x x vom 
2. Sanuar 1849 (G.S. ©. 1) 88 30, 36. 

Verordnung über die Einführung des mündlichen und öffentfichen 
Verfahrens mit Seichworenen in Unterfuchungsiachen vom 8. Ja— 
nuar 1849 (9.6. ©. 14) 

S 20 . 
ss 1, 180 

Geſetz, betreffend die Ermäßigung * ——— vom 21. de⸗ 
zember 1849 (G.S. ©. 439) 8 4 ; 

Verfaffungsurtunde vom 31. Januar 1850 (8.6. © 1m 

Sejeg zum Schuge der perjönlihen Freiheit vom 12. Februar 1850 
(G.S. ©. 45) . — a ee 
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756 Preußen. 7. März 1850 bis 17. Mai 1858. 





Enticheib. 
nach Banb 
unb Seite 


Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850 (8.8. ©. 165). . . . — 
Geſetz, betreffend die Aufhebung der Cirkularverordnung ꝛc wegen 

Beitrafung der Diebftähle ꝛc und die Abänderung der Injurien- 

ftrafen, vom 11. März 1850 (G.S. © 174) 85 een 2, 1 
Verordnung über die Verhütung eines die gejepliche Freiheit as 

Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und 

Bereinigungsreht3 vom 11. März 1850 (8,8. ©. 277). . . — 
Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.S. ©. 265) — 
Verfügung des Miniſters des Inneren, betreffend die Ausführung j 2, 306 

des Zagdpolizeigejeged, vom 14. März 1850 (Min. Bl, f. d. inn. | 10, 106 

Verw. €. 107) Nr. 6 ; re 20, 344 
Juftizminifterialverfügung, betreffend die —— offentucher Bere 

handlungen an fatholiihen Feiertagen, vom 12. — 1850 

(Juſt. Min. Bi. ©.127).. . . . . 831, 221 
Vertrag zwiſchen Preußen und den Meder — wegen gegen. 

feitiger Auslieferung flüchtiger Verbrecher vom 17. November 1850 

(G.S. S. DORT: - Sc en Bern Br a — 
Strafgefeßbuh vom 14. April 1851 nebit Einführungsgejeg 

(9.8. ©.98). . .. — 


Geſetz, betreffend die Einführung einer e Klaff en⸗ — tlaſſi ſtzlerten 


1. Mai 1851 (6.6. ©. 198) 
Eintommenfteuer, dom En * — 


Geſetz über die Preſſe vom 12. Mai 1851 (G.S. ©. 278). . . — 
Geſetz, betreffend die Zuſätze zu der Verordnung ꝛc über die Ein— 

führımg des mündlichen und öffentlichen Verfahrens ꝛc, vom 

3. Mai 1852 (G.S. ©. 209) Artt. 106, 107 Nr. ... 3, 297 
Geſetz, betreffend einige Ergänzungen des Einführungsgejeßes — 


6, 372 
Strafgefeßbuche, vom 22. Mai 1852 (G.S. ©. 250) Art.V. . an 390 
‚3 
Geſetz, den Diebjtahl an Holz und anderen Waldproduften betreffend, 
vom 2. Juni 1852 (G.S. ©. 305) 8 1-33 . . 2 2 .2....2, 306 
Bertrag zwiichen Preußen 2c einerjeits und den Bereinigten Staaten 
von Amerika andererjeit3 wegen der ... Auslieferung der 
. flüchtigen Verbrecher vom 16. Juni 1852 (G. S. 1853 ©, 645). 
(Bgl. Vertrag des Norddeutichen Bundes vom 22. Februar 1868 
BERN. 29, 63 
Geſetz, betreffend die — “ niciheicen — ꝛc, 
vom 21. Juli 1852 (G.S. ©. 465) $ Be 25, 96 


Geſetz, betreffend die Beförderung von ao vom 7 :. Mai 
1853 (8.8. &.729). . . . . = 
Geſetz, betreffend den Geſchaftsdertehr — Verſ mern 
vom 17. Mai 1853 (6.6. ©. 298) 
BI: 2 5 254 wre 
BET: a 238, 1 
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Preußen. 30, Mai 1853 bis 21. September 1860, 





Städteordnung für die ſechs öftlihen Provinzen vom 30, Mai 1853 

(8,5. ©. 251) 
8 56 
S 60 De ra —— * 

Verordnung wegen erefutioifiher Beitreibung der — und in⸗ 
direkten Steuern ꝛc in den öſtlichen ee vom 80. Juli 1853 
(6.5. ©. 909) 831 . i 

Hannöveriiche Notariatsordnung vom 18, September 1853 (Hann. 
G.S. ©. 345) . 

Nevidierted Reglement für die Smmobiliorfenerjogkeiät der Regie: 
rungsbezirfe Marienwerder und Danzig ac vom 21. November 1853 
(8,8. S. 969) 864... . 

Geſetz, betreffend einige Änderungen der Borfchriften über das —— 
verfahren und die Exekution in Civilſachen, vom 20. Mär; 1854 
(6.8. ©. 115) $$ 17, 18 . : 

Geſetz wegen Berichtigung des bei Erhebung. der Branntmweinfteuer 
zur Anwendung fommenden Meaijchfteuergejege8 vom 19. April 
1854 (8.6. S. 263). : 

Geſetz, betreffend die Verlegung ber Dienftpflichten des. Geſi udes 
und der ländlichen Arbeiter, vom 24. April 1854 (G.S. ©. 214) 

Verordnung wegen Berichtigung des bei Erhebung der Branntwein- 
jtener zur Anwendung kommenden Maijchjteuergefege8 vom 
1. Juni 1854 (G. S. ©. 266) 

Nafjauifche Gemeindeordnung vom 26. Jult 1854 Waſſ. 83.8. 
S. 166) 862... . ee 

Konkursordnung vom 8. Mai 1855 (9.6. 6. 321) 

88 113, 322, 328. 
BUT. aan 
$ 308 


Kabinettsorder zur Regelung der Verhalmiſſe es — Boligei 
bei ihrem Einjchreiten gegen Offiziere ıc vom 6. Dezember 1855 
(Friccius, Mil.G.S. Bd. 5 ©. 371). 

Geſetz über die Beftrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung 
von Mineralien vom 26. März 1856 (G.S. ©. 208). 

Geſetz, betreffend die Abänderung der SS 41—46 der Feldpolizei— 
ordnung 2c, vom 13, April 1856 (G.S. ©. 205) ä 
Geſetz, betreffend die Landgemeindeverfaffung in den ſechs öfte 

(ichen Brovinzen, vom 14. April 1856 (6.5. ©. 359) 

Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 were 
©. 406) . 

Geſetz, betreffend die Saschbenerteiiiiig in * —— vom 
15, Mai 1856 (G.S. ©. 435) Art. 17. 

Geſetz wegen Abänderung des $ 83 der — ꝛe dom 
21. September 1860 (G.S. S. 488) er 
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758 Preußen. 21. Mai 1861 bis 7. Auquft 18867. 








Geſetz, betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäudejteuer, 
vom 21. Mai 1861 (G.S. ©. 317). 

Geſetz, betreffend die Eriweiterung des Rechtswegs, — 24. Mai 1861 
G.S. S. 241). 

Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beftimmungen ber au⸗ 
gemeinen Gewerbeordnung, vom 22. Juni 1861 (G.S. €. 441) 

Einführungsgefeg zum Allgemeinen Deutjchen — 
vom 24, Juni 1861 (G.S. ©. 449) 

Gejeg, betreffend einige Abänderungen des Geſetzes — Entritung 
der Gewerbejteuer 2c, vom 19, Juli 1861 (G.S. S. 697) 

Freundſchafts⸗, Handels: und Sciffahrtövertrag — den Staaten 
des Deutſchen Zoll- und Handelsvereins ꝛc einerſeits und China 
andererſeits vom 2. September 1861 (G. S. 1863 ©. 265) Art. 38 

Inſtruktion für die — — vom 2, Januar 1863 
(Naſſ. V.Bl. ©. 1) 88 1, 7 j 

Geſetz zur Verbefierung des — und — im 
Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein vom 2, Februar 1864 
(9.5. ©. 34) 35 . 

Geſetz, betreffend die Einführung “ — x in * 
Bezirle des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, vom 3. Februar 1864 
(GS. ©. 40) Art. VII 

Hannöprifches Geſetz, das Pfandrecht nt bie Befriedigung — 
Gläubiger im Konkurſe betreffend, vom 14. Dezember 1864 
(Hann. 8.6, ©, 556) TEE 

Allgemeines Berggejeß vom 5 m oe en 

Verordnung, betreffend die Vereidigung der Beamten in den . 
(neuen) Landesteilen, vom 27, Januar 1867 (G.S. ©. 132) 

Polizeiverordnung für Berlin, das Kolleftenweien betreffend, vom 
19, Februar 1867 (Amtsbl. der Reg. zu Potsdam ꝛc ©. 74) 

Geſetz, betreffend die Beitrafung der unbefugten Aneignung bon 
Bernftein 2c, vom 22, Februar 1867 (G.S. ©. 272) . 

Gemeindeverfafiungsgeiep für die Stadt — a. M. vom 
25. März 1867 (G.S. ©. 401) 8 62 h 

Verordnung, betreffend die Form der Dienfteide, vom 6. Mai 1867 
(G.S. ©. 715) . 

—— betreffend das Strafrecht — das ——— in 

. (neuen) Landesteilen ꝛc, vom 25. Juni 1867 (G.S. S. 921) 

— betreffend die Verwaltung des Stempelweſens ꝛc in 
Hannover, Heſſen 2c, nebſt Stempeltarif, vom 19. Juli 1867 
(8.6. ©. 1191) 8 14 . 

Verordnung, betreffend die Erhebung — — in Scieswig 
Holſtein, nebſt SUR von 7. Auguſt 1867 (G.S. ©. 1277) 
814.. Wh es En ae 


und Seite 


10, 192 


22, 126 
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Preußen. 





Verordnung über die Bolizeiverwaltung in den neu erworbenen 
Randesteilen vom 20. September 1867 (G.S. ©. 1529) 
54 — 
885, 6, 18, 15 
88 5, 18 — — 

Geſetz, betreffend die Stempelſteuer von ——— bom 28. Dez. 
1867 (8.6. ©. 1921) 

Kabinettsorder, betreffend Grundfäße über "Bortofreißeit und Porto: 
ermäßigung für Soldaten im norddeuticen Poſtbezirk, vom 
28. Januar 1868 (Armeeverordbnungsbl. ©. 64) 

Geſetz, betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu — 


18. März; 1868 (G. S. ©. 277) 
nußender Schlachthäuſer, vom 9. März 1881 (6.5. S. 273) 


Revidierte Rheinichiffahrtsafte ꝛ vom 17. Oftober 1868 (G 
S. 798) Art. 34 Eee ee er ne 
Dienftinitruftion des Finanzminiſters für die Förſter vom 
23. Oftober 1868 (Min.Bl. f. d. innere Bert. 1869 ©. 95) $ 37 
Erlaß, betreffend die Übertragung der Befugnis zur ausnahmsweiien 
Erteilung der Genehmigung zu öffentlichen inländischen Aus— 
ipielungen auf die Oberpräfidenten ꝛc, 
(9.6. ©. 991) i 
Geſetz, beireffend Die Ausjtellung gerichttächer Eröbefinigungen, 
vom 12, März 1869 (G.S. ©. 473) R A 
Subhajtationdordnung vom 15. März; 1869 (G.S. &. 421) 
Geſetz, betreffend die ae vom 26. November 1869 
(8.6. ©. 1165) 
er 24. Februar 1870 Pr .S. 130 8 
G.S. ©. 356) 8 


Geſetz über die Handeldfammern vom 19. Anguft 1807 « 


Geſetz über die Schonzeiten des Wildes vom 26. Februar 1870 

(6.5. ©. 120) 
BR. 
88 1,5, 6,8 s 

Girfularverfügung des —— die — Wieder: 
einlafjung von Retourwaren betreffend, vom 6. Juli 1870 
(Eentr. Bf. f. d. Abgabengejeggeb. ꝛc S. 327) 2% 

Geſetz, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über * 
Unterſtützungswohnſitz, vom 8. Ka: 1871 (GE. ©. 180) 

S8 1, 2 ee ; 
88 1, 74 Nr. ib. 
8824 . 

Inſtruktion des Minifteriums des — — die ‚Ausführung 
des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 
10. April 1871 (Min. Bl. f. d. innere Verw. ©. 132) . ; 

Geſetz, betreffend die Aufhebung der Abgaben von Geſindedienſt— 
biihern, vom 21. Februar 1872 (G.S. ©. 160) . ; 


5, 1869 


1 


vom 2. November 2 


20, September 1867 bis 21. Februar 1872. 


Entſcheid 
nach Band 
und Seite 


23, 419 
7, 202 
2, 405 


33, 405 
20, 344 


| 3,1 
27, 51 


27, 350 


26, 291 
432 
420 


432 


30, 439 








760 Preußen. 11. März 1872"bi8 25. Mai 1874. 
Eutſcheid 
nad; Band 
und Seite 
Geſetz, betreffend die Beauffichtigung des Unterrichts. und Er- 
ziehungswejens, vom 11. März; 1872 (G.S. ©. 188). 4, 379 


Geſetz über den Eigentumserwerb und die dingliche Belaftung der 
Grundftüde ꝛe vom 5. Mai 1872 (G.S. ©. 438) . nn 

Grundbuchordnung 2c vom 5. Mai 1872 (G.S. ©. 446) S79. . 7,361 

Geſetz, betreffend die Stempelabgabe von gewiſſen, bei dem Grund» 
buchamte anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872 (G.S. 
©. 509) . 

Girfularverfügung des Sinanzminifteriung, "bie Ausführung des 
Geſetzes wegen Erhebung der Brauſteuer ꝛc betreffend, vom 
28. November 1872 (Centr. Bl. f. d. Abgabengeb. ©. 343) 

Kreisordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 


2 13. Degember 1872 (G.S. ©. 661) 
Poſen, Schlefien und Sachſen vom 19. Mai 1881 (0,6. ©. 179) 


Geſetz, betreffend die Abänderung der Artt. 15 und 18 der Ber: 
faffungsurkunde ꝛc, vom 5. April 1873 (G.S. ©. 143) 


Geſetz über die Vorbildung und Anstellung der Geiftlichen 
11, Mat 1873 (6.6. ©. 191) 
DOM 57 ar 1874 (8.6. ©. 189) 


Geſetz wegen Abänderung des Gejepes ꝛc, betreffend die ; Einführung 
einer Klaſſen- und Maffifizierten AIR vom 25. Mai 


1878 (G.S. ©. 218) ee 
Geſetz, betreffend die Grbfioftäfinnt, bom Kr Br nm 
Erlaß, betreffend Einführung einer evangelifhen Kirchengemeinde: 

und Synodalordnung ꝛc, vom 10, September 1873 (G.S. ©. 417) 

88 1, 21, 22, 24, 46 en Eee 
Sg 1, 22, 24, 27 . 
858. 

Geſetz über die Beurkundung des Werſonenfiandes und der Form 

der Eheſchließung vom 9. März 1874 — S. 95) 

881, 58, 56 —F os 
811. er — 
Verfügung des Miniſteriums des — die jeitend der Amts— 

verbände zu bewirfende Anjtellung von Amtsdienern betreffend, | 34, 

vom 20. März 1874 (Min.BE. f. d. innere Verw. ©. 99) * 
Verordnung über die Ehrengerichte der Offiziere im preußiſchen 12, 


Heere vom 2. Mai 1874 (Helldorff, Dienſtvorſchr. der K. Pr 35, n 

Armee IV 4 ©, 227) : 
Geſetz über die Verwaltung erledigter tathofifcher "Bistümer bom 

20. Mai 1874 (G.S. ©. 185) 
Geſetz wegen Deklaration und Ergänzung des Geſebes x ine die 

Vorbildung und Anjtellung der Geiftlihen vom 21. Mai 1874 

(G. S. ©. 139) . — 
Geſetz, betreffend die evangelifche — un Synobal 

ordnung, vom 25. Mai 1874 (G. S. S. 147) Urt. 1 . 14, 130 


ext 
R 


592 


593 





Preußen. 30. Mai 1874 bis 24. April 1878. 








Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 (G.S. ©. 197) 8 46 — 
Beſtimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Kgl. Forſt— 
verwaltungsdienſt vom 30. Juni 1874 (Min.Bl. f. d. innere 
Berw. ©. 217) 
Geſetz über Aufhebung der Artt, 15, 16 und 18 der Verfaffungs- 
urkunde ꝛc vom 18. Juni 1875 (G.S. ©. 259) . 
Geſetz über die Vermögensverwaltung in den fatholiichen Kicchene 
gemeinden vom 20. Juni 1875 (8.5. ©. 241). ; 
Geſetz, betreffend die Abwehr und Unterdrüdung von Biehfeuchen, 
vom 25. Juni 1875 (8,6. ©. 306) 
81 Abj. 2 
874. 
Vormundſchaftsordnung vom 5. — 1875 6Gs S. &. u. 
Geſetz, betreffend die Geſchäftsfähigleit Minderjähriger ꝛc, 
12. Juli 1875 (G.S. ©. 518) 


ss2fl. . 
882,6 . 
885,7 
Geſetz, betreffend die evangeliſche — in den ER älteren 
Provinzen, vom 3. Juni 1876 (6.5. ©. 125) 


Artt. 21, 28 
Artt. 23, 27 
Artt. 27 fig. . 


Geſetz, betreffend die Bejteuerung des , Geerbeiziebt im nme 
ziehen ꝛc, vom 3, Juli 1876 (G. S. ©. 247). i 
Geſetz, betreffend die Zuſtändigkeit der Berwaltungäbehörden ꝛc, 
vom 26. Juli 1876 (G.S. ©. 297) 
Sg 30, 31, 39, 5° Mi. 70, 175 . 
8 33 eg 
SS 46, 172. 
$$ 82, 170 . 


Verordnung, betreffend den Übergang — Berlin der an— 
gelegenheiten der evangeliſchen Landeskirche auf den evangeliſchen 
Oberkirchenrat ꝛe, vom 5. September 1877 (G.S. ©. 215) . 

Geſetz, betreffend die Unterbringung verwahrlofter Kinder, vom 
18. März 1878 (6.6. ©, 132) . 

Regulativ zur Ordnung des Geihäftsgangs * des Verfahren 
bei den Kreis: (Stadt:) ausjchüffen vom 2, April 1878 (Min. Bl. 
f. d, innere Verw. ©. 73) $12 . 

Geſetz, betreffend den Foritdiebjtahl, vom 15, April 1878. (6.8. 
©. 222) . 

Ausführungsgeieß sum "deutfchen Beriötverfahrungegefe, 
24, April 1878 (G.S. ©. 230) . 


vom 


bom 


Enticheib. 
nah Band 
und Seite 


25, 112 


18, 215 
22, 118 


3, 258 


4, 220 
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er 
Seite 





762 Preußen. 7. Auguſt 1878 bis 8, September 1879. 





Polizeiverordnung, betreffend das Halten von Xeichenreden auf 
kirchlichen Totenhöfen jeitens der Laien, vom 7. Auguſt 1878 
(Amtsbl. f. d. Neg.-Bez. Caſſel ©. 193) 

Geſetz, betreffend die Dienftverhältnijje der Gerichtöfchreiber, vom 
3. März 1879 (9.5. ©. 99) 813 . 

Geſetz, betreffend die Ziwangsvollitvedung in das bewegliche Ber: 
mögen, vom 4. März 1879 (G. S. ©. 102) 

381, 
824 

Ausführungsgeſetz zur — nen: bom 6. März 

1879 (6.6. ©. 109) 
87 
356 

Ausführungsgeſetz zur deutfchen Givilprogefordnung — 94, März 
1879 (®.©. ©. 281) 818. ; 

Schiedsmanndordnung vom 29. März 1879 (©.8. &. 321), 

Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der Disziplinar: 
gejeße, vom 9. April 1879 (G.S. ©. 345) 8 23 

Gerichtövollzieherordnung vom 14. Juli 1879 (Juſt. Min. Bl. ©. 194 
und Anlage) 

S40 .. 
88 41flg.. . . 

Geſchäftsanweiſung für die Serichtsvollzieher dom 24. Jun 1879 
(Juſt. Min. Bl. S. 206 und Anlage) . 

Beihäftsordnung für die Gerichtsichreibereien der Amtsgerichte er 
1. August 1879 (Juſt. Min. Bl. ©. 230 und Anlage) 

SS 13, 15 . Se — — 
322 

Geſchäftsordnung für die Setretarinte ber Stanttanwaltfhaften bei 
den Landgerihten vom 2. Auguſt 1879 (Juſt. Min. Bl. S. 230 
und Anlage) 33 . 

Gefhäftsordnung für die Gerichtsichreibereien * Landgerichte v vom 
3. Auguſt 1879 (Juſt. Min. Bl. S. 230 und Anlage) 85. 


Fuftizminifterialverfügung, betreffend die Strafvollftredungen ıc, 
vom 14, August 1879 (Juſt. Min. Bl. ©. 237) 


Miniſterialanweiſung, betreffend die Behandlung den bei den Juſtiz— 
behörden entjtchenden Einnahmen und Ausgaben, vom 30, ka 
1879 (Juſt. Min. Bl. ©. 323) 8 18 ’ 

Berordnung, betreffend das — — wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen, vom 7. Sept 1879 (G.S. ©. 591) 

Seichäftsordnung für die Sefretariate der Staatsanwalticdaften bei 
den Oberlandesgerihten vom 8. September 1879 (Juſt. Min. Bl. 
©. 324 und Anlage) S 3 


Entſcheid. 
nach Band 
und Seite 


34, 264 


1, 138 


8, 113 


8, 357 


Sr 
22. 
Seite 


596 


Preußen. 15. September 1879 bis 16. März 1881. 


Enticheib. 
nach Banb 
und Seite 


Minifterialverfügung, betreffend die Hülfsbeamten der Staatsanwalt: [ IL, 175 
ihaft, vom 15. September 1879 (Juſt. Min.Bl. ©. 349) . en 424 
Anweiſung zur Ausführung der Verordnung, betreffend das Vers 
waltungsverfabren ꝛc, vom 15, September 1879 (Gentr. Bl. f. d. 
Apgabengefepgeb. ꝛe S. 287). . . . — 
Polizeiverordnung der Regierung zu Arnsberg, betreffend. den Ler- 15. 245 
fehr mit Sprengftoffen, vom 17. — nad — 975 
©. 316) . j 
Geſchäftsanweiſung für die Rednungrevlioren. bom 30, Oktober 1879 
(Juſt. Min. Bl. ©. 427)S8 ... ....7, 2368 
Erlaß, betreffend die anderweite Organifation der Verwaltung der 
Staatdeifenbahnen c, dom 24. November 1879 (Eijenbahn- 





verwaltungsblatt 1880 ©. 85) . . . 25, 205 
Seihäftsordnung für die Eifenbahnbetriebämter v bom 4. Februar 

1880 (Eijenbahnverwaltungsblatt ©. 1039) . . . . 25, 205 
Geſetz, betreffend das Verfahren in Yußenandejepungsangeegen 

beiten, vom 18, Februar 1880 (G.S. ©.59) 32 . . 14, 182 


Geſetz, betreffend die Beſteuerung des ie vom 

27. Februar 1880 (8.5. ©. 174) . . . . — 
Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über das Notariat, vom 8. März 

1880 (6.6. ©. 177) 

RE a ea ar a TE ARE 
BE... 5 . 16, 60 

Feld» und Forſtpolizeigeſetz vom. 1: April 1880 (9.8. S. 230) 2 
Schiffahrtsordnung des Iberpräfidenten von Bommern für das 

Stettin-Smwinemünder Nevier und die übrigen Binnengemwäfler 

des Regierungsbezirks Stettin dom 2. Juli 1880 (Amtöblatt, 

Ertrabeilage zu Nr. 29; Naßius, die ſtrom- 2c polizeilichen Ber: 

ordnungen, Stettin 1893 Abt. I S. 28) 38 1,3, 5, T, 34, 386, 89 31, 225 
Geſetz über die Organijation der allgemeinen Landesverwaltung vom 

26. Juli 1880 (8.5. S. 291) 391 ... 2.8, 805 
Yuftiftminifterialverfügung, betreffend die Anfertigung von Über: 

jihten über die Dienfteinnahmen der Gerichtövollzieher und den 

Abſchluß der allgemeinen Dienjtregifter, vom 21. Oktober 1880 

(Juſt. Min. Bl. ©. 242) . . . 2.7, %58 
Inſtruktion für die —* in Hinficht ber — — — 

Verhaftungen ꝛc vom 29. Januar 1881 (Juſt. Min. Bl. ©. 35) 25, 400 
Geſetz zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes ac, betreffend 

die Einrichtung öffentlicher ꝛe Schlahthäujer, vom 9. März 1881 

(6.8. ©. 273). . . . — 
Geſetz, betreffend die Ausführung des Neichsgejehes über Abwehr x X 


von Viehſeuchen, vom 12. März 1881 (G.S. S. 128) . . . — 
Reglement für die Gefängniſſe der Juftizverwaltung vom 16. März J J 


163 


gr 
er 


597 


1881 (Juſt. Min Bl. S. 50 und Anlage). -. » » 2 2 2... 33.29.8380 — 


764 Preußen. 17. März 1881 bis 20. Auguſt 1883, 





Geſetz, betreffend das ee vom 17. März 1881 (8.5, 
S. 265) . 

Gejep, betreffend — von "Beftimmungen der Kreis: 
ordnung 2, vom 19. März 1881 (G.S. ©. 155) . 

Dienftinjtruftion für die Schleußenmeijter (des Berliner Sandivehr- 
fanald) vom 12. Septembter 1881 $ 14 ; } 

Revidierte Injtruftion des Evangeliſchen Oberfirchenrats zur Kirchen» 
— und Synodalordnung vom 26. Kia 1882 

„ und BB. ©. 1) ’ 

* und Forſtpolizeiverordnung der TRIER zu Münfter vom 
6. Mai 1882 (Amtsbl. S. 89; Brenken, die f. d. Neg. Bez. 
Münſter geltenden Bollzeiverorbnungen, Münjter1885 S. 339) 818 

Kabinettsorder, enthaltend Grundſätze für die Belegung der Sub— 
altern und Unterbeamtenjtellen bei den Reichs- und Staats 
behörden mit Militäranwärtern ꝛc, vom 10, September 1882 
(Die Militärgejege des Deutichen Reiches, herausgegeben auf Bers 
anlafjung des preußijchen Sriegsminifteriums, Berlin 1890, 
2. Bd.V ©. 269) SS Sflg., 9flg., 27 . ; 

Juftizminifterialverfügung, betreffend Bejtellung von Kl. Forſt 
ſchutzbeamten zu Hülfsbeamten der Staatsanwaltſchaft, vom 
9. Oktober 1882 (Juſt. Min. Bl. S. 312) 

Regulativ, betreffend die juriſtiſchen Prüfungen und die Bor 
bereitung zum re vom 1. Mai 1883 (Juſt. Min. BL. 
©. 1831) . 

Minifterialverfügung zur Ausführung des Gejepes "über be Erlaß 
poligeilicher a vom 8, an 1883 (Juſt. Min. Bl. 

S. 223) . 

— des Die: zu Dora. über die 
Behandlung von Sprengftoffen vom 12. Juli 1883 (Brajfert, 
Beitjchr. für Bergr. ©. 419) . ; 

Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das — Ver. 
mögen, vom 13. Juli 1883 (G.S. ©. 181) . Da 
Polizeiverordnung des Regierungspräfidenten zu Bromberg, * 
treffend das Weiden des Viehes in den Forſten, vom 28. Juli 
1883 (Amtsblatt, Extrabeilage zu Nr. 35; Pieſinski, Zuſammen— 
ſtellung der im Reg. Bez. Bromberg ap Polizeigeſetze 

©. 269) 88 12, 14 

Geſetz über die allgemeine —— vom so, Zufi 1883 
(8.8. ©. 195). as 

Geſetz über die Zuftändigfeit der Berwoltungs- — Berwaftungs- 
gerichtSbehörden vom 1. Auguſt 1883 (G. S. ©. 237). 

Geſetz, betreffend die Befugnifie der Strombauverwaltung gegenüber 
den UÜferbefigern an 2 Ba vom 20. en 1883 
(8.5. ©. 333) . : ar ih A 


Enticeib. 
nah Banb 
und Seite 


14, 345 


23, 202 


15, 58 


27, 56 


23, 358 


27, 401 


20, 229 





J 


599 


599 


Preußen. 





Verordnung auf Grund bes 8 2 des Geſetzes gegen den ver- 
brecheriichen 2c Gebraud von Sprengftoffen vom 11. September 
1884 (Min. Bl. f. d. innere Verwaltung ©. 237) 

Polizeiverordnung des Oberpräfidenten von Oſtpreußen über a 
Berkehr mit Mineralölen vom 27. November 1884 (Amtsblatt 
der Meg. zu 8. 1885 ©. 48; Eilsberger, Pol.Vorſchr. des 
Reg.⸗Bez. K. ©. 225) 381,5. 

Inftruftion für die Verwaltung der Raflen bei den Juftigbehörden 
vom 1. Dezember 1884 (Juſt. Min. Bl. ©. 272 und Anlage) 

88 7, 16, 78 — niet 2 nat 
838 Nr. 8 ‚ 

Yuftizminifterialverfügung, betreffend die Abänderung bee Beihäfts- 
anweijung für die Gerichtövollzieher, vom 23. Februar 1885 
(Juſt. Min. Bl. ©. 68) 86 Nr. 3. 

Ranzleireglement vom 23. Mär; 1885 Juſt. Min. 81. ©. 120 und 
Anlage) $ 3 : 

Juftizminifterialverfügung, betreffend die Erteilung * Vollmachten 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten der Juſtizwerwaltung, vom 
24. März 1885 (Juft.Min.Bl. ©. 121) ; 

Geſetz, betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Sotierien, bom 
29. Juli 1885 (8.6. ©. 317) 

Eirkularverfügung des Ministeriums des Shnneren, betreffend. bie 
Beibringung von Urfprungszeugniffen für nad) Rumänien aus- 
zuführende Waren, vom 3. September 1885 (Min.Bl. für die 
innere Berwaltung S. 208) ; 

Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standes: 
vertretung, vom 25. Mai 1887 (6.6. ©. 169) 882,9. . . 

Kreisordnung für die eg bom 30. Mat 1887 (G. S. ©. 209) 

S 24 De 
828 . 
888 . 

Verordnung, betreffend die Ausführung des Fiſchereigeſehes in ber 
Provinz Sclefien, vom 8. Augujt 1887 (G.S. ©. 406) 88 3, 18 

Polizeiverordnung des Regierungspräfidenten von Königsberg, be 
treffend den Gebrauch von Feuer und Licht (Feuerverhütungs— 
vorichriften), vom 4. November 1887 (Amtsblatt ©. 357; Eils- 
berger, Pol.Vorſchr. des Reg.Bez. K. ©. 225) 88 3, 13, 28 

Bergpolizeiverordnung des Oberbergamts Dortmund, betreffend 
die Wetterverforgnng, Wetterführung, Schieharbeit und Be- 
leuchtung auf Steinlohlen: und Kohleneifenfteinbergwerten, vom 


1 S 
a (Brafjert, Zeitichr. f. Bergr. 1888 ©. 27, 420) 


Verordnung des Regierungspräfidenten zu Königsberg, betrefiend 
Mafregeln gegen den Schmweinefhmuggel aus Rußland, vom 
16. Mai 1888 (Amtsblatt S. 161; —— Vol.Vorſchr. des 
Reg.⸗Bez. K. ©. 565) — ne Ye ea 


11. September 1884 bis 16. Mai 1888, 


Entſcheid. 
nach Band 
und Seite Seite 


30, 


30, 


32, 


108 


108 


39 


238 
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Saft. 


Re. 


600 


600 


2. Mai 1888 bis 15. Juli 1893. 


166 


Preußen. 





Kreisordnung für die Provinz Schleswig-Holftein vom 26. Mai 
1888 (8.6. ©. 139) 88 37, 40, 52, 56, 68, 122 . 
Eirkularverfügung des Kultusminifters, betreffend Anweifung für 
die Hebammen zur Verhütung des Kindbettfiebers, vom 22. Nov. 
1888 (Min. Bl. für die innere Verwaltung S. 207) j 
Bolizeiverordnung des Regierungspräfidenten zu Erfurt, die mifro: 
jfopiiche Unterfuhung des Schweinefleifches auf Trichinen ꝛc be= 
treffend, vom 8. Mai 1889 (Amtsbl. ©. 90; Stuhrmann, 
Sammlung der im Reg.Bez. Erfurt geltenden Pol.Vorſchr. S.134) 
Geſetz über die allgemeine Yandesverwaltung und die Zuftändigkeit 
ber Verwaltungs- und Berwaltungsgerichtöbehörden in der Provinz 
Pojen vom 19. Mai 1889 (G.S. ©. 108) Art. IV 
Anmeilung zur Ausführung der SS 18, 138, 156—161 des Ge: 
fees, betreffend die Invaliditäts- und AlterSverfüherung, bom 
20, Februar 1890 A 
Geſetz, enthaltend Beitimmungen über das Notariat und über bie 
gerichtliche und notarielle Beglaubigung von Unterjdhriften oder 
Handzeichen, vom 15. Juli 1890 (W.S. ©. 229) i 
Anmeifung, betreffend das Verfahren bei Ausftellung x bon 
Duittungsfarten für die Invalidität: und Alteröverficherung, 
vom T. Oftober 1890 (Bofje und v. Woedtle, Das Reichsgeſetz, 
betreffend die Invaliditäts- und Nitersverfiherung, S. 361) 
Nr.2—14 . 
Geſetz, betreffend Abänderung des otgigenieageſches vom 
19. Mai 1891 (G.S. S. 72). . , tu 
Eintommenfteuergejeb vom 24. Juni 1891 (6.8. ©. 17). 
Semwerbefteuergejeß vom 24. Juni 1891 (G.S. ©. 205) . 
Landgemeindeordnung für die fieben öftlichen Provinzen der Monarchie 
vom 3. Juli 1891 (9.8. ©. 238) . 5 
Wildihadengejeg vom 11. Juli 1891 (G.S. ©. 307). ; 
Anmweifung des Finanzminiſters zur Ausführung des Einfommen- 
ftenergejeßes vom 5. Auguft 1891 Art. 9. 
Minifterialanweifung, betreffend die Sonntagsruheim Genbeiäguiserke, 
vom 10, Juni 1892 (Min, BL F. d. innere Verwaltung S.199) IV 2a 
Geſetz, betreffend die Ubänderungen einzelner Beftimmungen des 
allgemeinen Berggejeßes x, vom 24. Juni 1892 (9.6. S. 131) 
Geſetz wegen Aufhebung direfter Staatöjteuern vom 14, — 1893 
(8.8. ©. 119) 88 — —F 
Ergänzungsſteuergeſetz vom 14. Juli 1898 G. 8 139) . 
Kommunalabgabengeieß vom 14. Juli 1893 (G.S. ©. 152) 
Inftruftion für die in ing bei den Juſtizbehörden vom 
15. Juli 1898 (Juſt. Min. Bl. ©. 324 und Anlage) 


337 
8 38 


25, 201 


9 


231 


23, 335 


31, 420 


601 


Preußen. 8. Auguft 1898 bis 16. September 1899. 





Minifterial-Eirkularverfügung, betreffend Mahregeln gegen Weiter: 
verbreitung der Cholera, vom 8. Auguſt 1893 (Min. Bl. für die 
innere Verwaltung ©. 173) ; 

Anordnung des Regierungspräfidenten au Königäberg, betreffend 
das Berbot der Einfuhr von Heu und Stroh aus Rukland, vom 
19. Auguſt 1893 (Amtsbl. ©. 279; Eifsberger, — des 
Reg.⸗Bez. Königsberg ©. 495) i 

Bolizeiverordnung, betreffend den Berfehr mit Sprengftoffen, vom 
19, Oftober 1893 (Min. Bl. für die innere Verwaltung ©. 225) 

Borichriften über die Befichtigung (Revifion) der Drogen: und 
ähnlichen Handlungen vom 1, Februar 1894 (Min. Bl. für die 
innere Verwaltung ©. 32). ; 

Geſetz, betreffend die Rechte des Vermieters x, bom 12. . Juni 1894 
(9.8. ©. 113), i RER 

Stempelfteuergejeß dom 31. Juli 1895 (GG. &. 413) . ; 

Kultusminifterialerlah, betreffend die Abgabe ſtark mwirtender Arznei: 
mittel, ſowie die Bejhaffenheit und Bezeihnung der Arznei: 
gläfer zc in den Apothefen, vom 22. Juni 1896 (Min. Bl. für 
die innere Verwaltung ©. 128) 88 1, 8 

Anordnung des Regierungspräfidenten zur Ergänzung der Ver 
ordnung vom 19. Auguſt 1893, vom 27. Januar 1897 (Amts— 
blatt ©. 26; Eilßberger, Pol.-VBorih. des Neg.:Bez. K. ©. 495) 

Nheinichiffahrtspolizeiordnung vom 3. Juli 1897 (Amtsblatt der 
Regierung zu Coblenz ©. 241) 88 1, T, 44 

Geſetz, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Handels 
fammern x, vom 19. Auguſt 1897 (G.S. ©. 348, 355), ſ. Geſetz 
vom 24. Februar 1870. 

Minifterialerlag vom 22. März 1898 (IT ©. 721), publiziert im 
Verordnungsblatt für die StrafanftaltSverwaltungen im Reſſort 
des Min. des Inneren ©. 29 ; 

Minifterialverfügung, betreffend die Befichtigung — — * 
ähnlichen Handlungen, vom 5. Juli 1898 (Min. Bl. f. d. inn. 
Verw. S. 142) A 

Sefängnisordnung für die Suftigvermaltung ı vom 21. —— 
1898 (Juſt. Min. Bl. S. 292) 82 Abſ. 3. 

Geſetz, betreffend die — und Verſorgung der Bin 
beamten, vom 30. Juli 1899 (G.S. ©. 141) — 
Verfügung des Handelsminiſters, betreffend Einführung der erua 
ſtatutariſchen Schulpflicht zum Beſuche der gewerblichen Fort— 
bildungeichuten, vom 31. Auguſt 1899 (Min.Bl. f. d. inn. 

Verw. S. 140) 

Geſetz, — die Dienftftellung des Kreisarztes — die Bildung 
bon Bejundheitsfommiffionen, vom 16. September 1899 (G.S. 
©. 172). 
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768 Preußen. Reuß. Königreich Sachſen. 


Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 20. Septbr. 
1899 (G.S. ©. 177) Art. 44, 45 

Allgemeine Verfügung über die von Amtöwegen zu beivirtenden 
Zuftellungen nnd Bekanntmachungen gerichtlicher Verfügungen 
bom 10. Dezember 1899 (Juſt. Min. Bl. S. 728) 82. 

Polizeiverordnung des Polizeipräfidenten zu Berlin, betreffend das 
Verbot des öffentlichen Anpreijens von Mitteln gegen Gejchlechts- 
franfheiten 20, vom 1. Januar 1900 (Amtsbl. der Reg. zu 
Potsdam ꝛc ©. 18) . : 

Ordnung für die Verwaltung der Raffen bei den Zufttgbehörben 
vom 31. März 1900 (Juſt. Min. Bl. ©. 108) 88 6, 81, 33, 
38, 53, 59. 

Kabinett3order, betreffend proriſoriſche —— der „Ofiaſiatiſchen 
Abteilung“ im Kriegsminiſterium, vom 16. Auguſt 1900 
(Armeeverordnungsbl. S. 414) 

Bekanntmachung des Kriegsminiſters zu dieſer Rabinettäorber v vom 
18. Auguſt 1900 (Armeeverordnungsbl. S. 415) 


Reuf ältere Tinie, 
Tarordnung zum Gejeß, die Grund: und Hhypothefenbücer und 
das Hypothekenweſen betreffend, vom 27. debruar 1873 (8.6. 
S. 1 A. 88 4, 5, 7. — re RE 


Reuß jüngere Linie. 

Geſetz, die Einführung des Allgemeinen Deutichen Handelsgeſetz- 
buchs ae vom 28, Februar 1863 (G.S. 1862/3 ©. 61) 
88 2, I 

Borksfäulgdfep vom 4 November 1870 (G.. 1888/70 @. 251) 
88 96—102 

Geſetz, betreffend den Givilftaatsdienft ı bom 9. Dftober 1891 (ss. 
1891/5 ©. 71) 88 1, 2 

Volksſchulgeſetz vom 31. Juli 1900 (6.6. 1900/2 ©. 139) Fr 97, 
32, 68, 113—119 ee a re an Be 


Rönigreich Sachſen. 
Geſetz (A) über Kompetenzverhältniffe zwiſchen Juſtiz- und Ber: 
mwaltungsbehörden vom 28. Januar 1835 (®.- u. V. Bl. ©. 55) 8 2 
Verordnung jämtliher Minifterien, die Verpflichtungen der Eivil- 
ſtaatsdiener und anderer in öffentlichen Funktionen jtehenden 
Perſonen betreffend, vom 2. November 1837 (G.: u. V. Bl. S. 97) 
Bollitrafgejeg dom 3. April 1838 (G.- u. V. Bl. ©. 337) S 44 
Verordnung, die Übergangsabgaben betreffend, vom 27. — 
1841 (G.- u. B.Bl. S. 287) 88 > 
Verordnung, das Tragen republifanifcher Abzeichen u. f w, u 
treffend, vom 14. Juli 1849 (G.- u. V. Bl. ©. 138 
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Königreih Sadıfen. Sachſen-Altenburg. Sachſen-Coburg-Gotha. 





Bürgerliches Gejepbud; vom 2. Januar 1868 (®.- u. B. Bl. ©. 1) 

Geſetz, die Sonne, Feſt- und Bußtagsfeier betreffend, vom 10. Sept. 
1870 (®.: u. V. Bl. ©. 313) . 

Geſetz über die Beftrafung des don Nichtkauffenten begangenen 
betrüglichen und einfachen Bankerotis dom 20. ah 1878 
(G.⸗ u. V. Bl. ©. 400) 8 3 

rei Landgemeindeordnung vom 24. April 1873 (6. =. ® 81. 

©. 328) 88 82, 84 . ; 

Geſetz, das Volksſchulweſen betreffend, vom 6. April 1873 (.- u, 
V. Bl. ©. 350) 88 12, 24, 25, 299 . . —J 

Forſtſtrafgeſetz vom 30. April 1873 (G.- u. BA S. 401) 

Verordnung des Rultusminifteriums zur Ausführung des Geſetzes ıc, 
das Vollksſchulweſen betreffend, vom 25. Auguft 1874 (®.: u. 
BB. ©. 155) 8 51. ’ 


Eintommenfteuergeieß dom Je 878 (G. u. B. Bl. ©. 129) 


10. März 1894 (G. u. B. Bl. ©. 53) * 

Verordnung des Kultusminifteriums, weitere ausführende Be- 
ftimmungen für die Fortbildungsſchule betreffend, vom 4. Novbr. 
1878 (®.- u. V. Bl. ©. 432) 88 1, 2. — 

Geſetz, Beſtimmungen zur Ausführung des GerichtSverfaffungs- 
geſetzes 2c betreffend, vom 1. März 1879 (.- u. V. Bl. ©. 59) $ 20 

Geſetz, daS Berfahren in Berwaltungsjtrafiachen betreffend, von 
8. März 1879 (G.- u. BB. ©. 87) 88 13,5. t 

Berordnung der Minifterien 2c zur Ausführung dieſes Geſetzes vom 
15. September 1879 (G.- u. V. Bl. ©. 351) 88 1, 4 

Verordnung, betreffend die Ein und Durhfuhr von Vieh ꝛc aus 
Öfterreich-Ungarn, vom 22, Februar 1882 88 1, 2, 11. 

Berordnung der Minifterien 2c zur Ausführung des Reichsgeſetzes ꝛc 
gegen den verbredheriichen zc Gebrauch von Sprengftoffen vom 
8, Auguſt 1884 (G.- u. BB. ©. 199) 8 5 

Verordnung des Miniftertums des Inneren, Mahregeln zum Schupe 
gegen die Trichinenkrankheit bei den Menſchen betreffend, vom 
21. Juli 1888 (G.- u. BB. ©. 184) 

Sefep, die Abänderung des Eintommenfteuergefepes : x beiretenb, 
vom 10. März; 1894 (G.- u. V. Bl. ©. 58) . ; 


Sachfen-Altenburg. 
Allgemeine VBormundichaftsordnung vom 31. Auguft 1875 (Dritte 
Samml. verſchiedener Geſetze, Alt. 1820 ©. 134) 584, 13. 


Sadhfen-Coburga-Gnfha, 
Gothaiſches Geſetz megen Beſteuerung des Branntweins® vom 
12. Dezember 1833 (G.S. 1831/4 S. 3971 . Ir 
Gothaiſches Jagdgeſetz vom 17. . 1849 (5. 1848/51 
©. 355) 8 24. 
Gothaiſches Feld: und Sorte vom 26. Mai 1830 GE. 
©. 49) 8 26 


Gen.Reg. zu E. i. St. S. I-XXXV. 49 
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770 Sadjen- Meiningen. Balbed. Württemberg. 


Sachlen- Meiningen. 

Geſetz wegen Unterfuhung und Beitrafung der ee vom 
1. Mai 1838 (©. d. BO. 1837/8 ©. 147). F 
86.. 

(Bol. auch gleichlautended preußiſches Geſeb vom 28. — 1838) 

Geſetz, die Erhebung der UÜbergangsabgaben betreffend, vom 
1. Dezember 1841 (©. d. V.O. 1841/2 ©. 80) 

Geſetz, betreffend Ausführungsbeftimmungen zum deutſchen Gerichts 
verfaffungsgefege ꝛc, vom 16. — 1878 = d. V.O. 
1878/83 ©. 49) 8 22. . ee Bee 


Walderk. 


Verfaſſungsurkunde vom 17. Auguſt 1852 (Meg. Bl. ©.141) 88 5, 6 26 
Forftordnung vom 21. November 1853 (Reg.Bl. ©. 189) Art. 1 
Fagdpolizeigefep vom 29. April 1854 (Meg.Bl. S. 97) 8 43 . 
Staatödienitgeje vom 9. Juli 1855 (Neg.Bl. ©. 191) 88 1,4 . 
Vertrag zwiſchen Preußen und Walded- Pyrmont, betreffend die 
Übertragung der Verwaltung der Fürftentimer Walde und 
Pyrmont an Preußen, vom 18. Juli 1867 (Meg.Bl. ©. 133). 
Verordnung, die bei der Domanialverwaltung fungierenden Beamten ꝛc 
betreffend, vom 18. Dezember 1867 GReg. Bl. ©. 118) 
Verordnung, die Anstellung und Beförderung der Domanialforft- 
beamten betreffend, vom 12. Juni 1876 (Reg.Bl. ©. 59) 881, 4 
Neuere Acceffiondverträge mit Preuken vom 24. November 1877 
(Reg.Bl. 1878 ©. 1) Artt. 1, 6, 9 und vom 2. März 1887 
(Reg.Bl. ©. 21) Urtt. 1, 6, 10. a er 


Mürttemberg. 

Seneralverordnung, das deutiche Elementarichulweien in den evan- 
geliichen Orten betreffend, vom 26./31. Dezember 1810 (Reg. Bl. 
1811 ©. 1) 

Verwaltungsedikt für die Gemeinden, Oberämter unb Stiftungen 
vom 1. März 1822 (Reg.Bl. ©. 181) 88 10, 14, 21, 22, 24, 
30—382, 40, 42 . N 

Prioritätsgefeß vom 15. April 1825 (Meg. 8. 6. 261) Art, u litt.e e 

Geſetz über die Wirtfhaftsabgaben vom 9. Juli 1827 (Reg. Bl. ©. 269) 

Berordnung, betreffend die Bekanntmachung der Hausordnung für 
die bezirfögerichtlichen Gefängniffe, vom 9. April 1840 (Reg. Bl. 
S.11)8M.... 

Geſetz, betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen ber Ger 
meinbdeordnung, vom 6. Juli 1849 (Reg.Bl. S. 277) Urt 5 

Geſetz, betreffend die Steuer von Kapital, Renten-, Dienft- und 


A j 19. September 1852 (Rea. Bl. S. 330) 
fseinlommen vom — 13. Juni 1883 Reg. Bl. ©. 131) 


Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Einfommens von Apanagen, 
Rapitalien und Renten, ſowie des Dienft: und Berufseintommens 
für die Zwede der Amtsförperichaften und Gemeinden, vom 
15. Juni 1853 (Reg.Bl. ©. 170i) . Baar a 





7, 220, 
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Württemberg. 23. Nuni 1858 bis 16. Juli 1892. 


Gejeß, betreffend die Bejeitigung der bei Liegenjchaftsveräußerungen 
und insbeiondere bei der Zerſtückelung von Bauerngütern vor— 
fommenden Mikbräude, von 23. Juni 1853 (Reg.Bl. ©. 243) 

Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Bejtimmungen des Volks— 
ichulgefeges ıc, vom 6. November 1858 (Meg.Bl. ©. 235) Art. 2 

Eivilprozehordnung vom 3. April 1868 (Reg.Bl. S. 191) Art. 822 

Geſetz, betreffend Änderungen des Volizeiftrafrechts bei Einführung 
des Strafgeſetzbuchs für das Deutjche Neih, vom 27. Dezember 
1871 (Reg.Bl. S. 391 . — ee 

Verordnung, betreffend y Dienfteide, Se 27. Oktober 1878 
(Neg.Bl. ©. 233) SS 2, i an 

Ausführungsgefep zum Berichtöverfaff micherhe vom 
24. Januar 1879 (Reg. Bl. ©. 3) 

Geſetz, betreffend Änderungen des Landespolizeigeſehes ꝛc und das 
Berfahren bei Erlafiung polizeilicher Strafverfügungen, vom 
12, Auguft 1879 (Reg. Bl. ©. 158) 

Artt. 2,5. — — 
Artt. 9, 18. ; 

Geſetz, betreffend das Berfahren — Verwaliungsbehörden bei Bu: 
widerhandlungen gegen die Zoll: und Steuergefeße vom 25. Auguſt 
1879 (Reg.Bl. ©. 259) 

Artt. 11, 34 Abf. 2. 
Urt. 34 . 

Forſtſtrafgeſetz * 2. Sehen 1879 D Bl. S. PR 
Art. . a 
Art. * 

Juſtizminiſterialverfügung, betreffend die Vollziehung des Forſt⸗ 
ſtrafgeſetzes, vom 22. September 1879 (Neg.Bl. ©. 373) 8 4 . 

Juftizminifterialverfügung, betreffend die Vollſtreckung der von 
bürgerlichen Gerichten erfannten Freiheitsſtrafen, vom 26. Sep— 
temper 1879 (Reg. Bl. ©. 865) $ 8 Ä 


Kultusminifterialverordnung, betreffend die Handhabung der ein.) 


zucht in den Boltsichulen, vom 22. Mai 1880 . 


Minifterialverfügung, betreffend die Führung von Strafregijtern ıc, 
vom 18. September 1832 (Reg.Bl. S. 298) $ 1 EN 

Geſetz, betreffend weitere Abänderungen des Geſetzes ıc über. die 
Steuer von Kapital: ıc Einfommen, vom 13, uni 1888 
(Reg.Bl. ©. 181). 

Roftordnung vom 27. Juni 1892 Meg. 81. €. 197) . 

Kultusminifterialverordnnung, betreffend die Schulftrafe der förber- 
fihen Züchtigung, vom 16. Juli 1892 Bee 
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IV. überſicht, 


welchen Zeitraum die in jedem Bande aufgenommenen Entjdeidungen 
umfaffen, und wie ſich diefe anf die einzelnen Senate verteilen. 


Entjheidungen find enthalten: 








| vom ı Strafienate ® w- 
BE a -/88| = 
= J | DER BE = aus dem Heitraume bom 
Band I | II 11, Iv ge: © 
| * re k- | 


| 


208 21. Oktober 1879 bis 10; Juni 1880 
2 64 65 50 — 4 — 184 8. Nov. 1879 „ 30, Nov. 1880 
3 59 61) 51 — — — — | 171.25. Sept. 1880 „ 29. März 1881 

37 68 58 — 2 — | 1| 16127. Januar 1881 ,„ 27. Sept. 1881 
5| 5ıl 50 58 —— 2 — 156 6. Juli 18891 „ 18. Febr. 1882 
6 4 46 48 —— 2| 141 2. Dezemb.1881 „ 11. Juli 1882 
7 
8 


N 13l 0 64 —— 








— | 136) 12. Juni 1882 ,„ 19. Jan. 1888 
3| 126) 30. Oktober 1882 „ 5. Juli 1888 
1| 129 7. Mai 1883 „ 19. Jan. 1884 
— | 129 5. Dezemb. 18383 „ 20. Juni 1884 
— | 125/17. März 1884 „ 2. Febr. 1885 
131) 29, Januar 1885 „ 22. Oft. 1885 
128) 17. Sept. 1885 „ 23. März 1836 
ı 110, 3. März 1886 „ 2. Nov. 1886 
| 131128. Sept. 1886 „ 29. April 1887 
ı 13228. ebruar1887 „ 22, Dez. 1897 
ı 118,25. Nov, 1887 „ 18. Mai 1888 
| 116 19, April 1888 „ 4. Febr. 1889 
| 127 22. Nov, 1888 „ 28, Ott. 1889 
| 














154. 26. Sept. 1889 ,„ 10. Jumi 1890 
| 149 10. Juni 1890 „ 15. März 1891 
149 7. Mär; 1891 „ 5. April 1892 
154 11. März 1892 „ 21. Febr. 1893 


























24| 68 40 25] 39 1 1/— | 159/18. Febr. 1898 „ 20. Dez. 1898 
25| 461 34] 261 38—| 1 2| 14710. Juli 1898 „ 28. Juni 1894 
261 52 881 83] 89 4 — — | 166 21. Juni 1894 „ 8. ehr. 1895 
27) 50 28) 28 48 — — | 1 155 31. Januar 1895 „ 29. Oftob.1895 
28) 35 41) 21] 39 — 1) 1) 138 28. Oftober 1895 „ 23. Jımi 1896 
2 52) 85 10 50 3 — — 150 11. Juni 1896 „ 12, März 1897 
30° 46) 37 17 37 3 — — | 14028. Januar 1897 „ 8. Febr. 1898 
31) 501 38 13] 85) 5 — — | 14114. Januar 1898 „ 20. Jan. 1899 
32) 50, 26 22) 41 1 —| 1141.19. De. 1898 „ 8. Dez. 1899 
38 51) 42) 24) 29| 11 —|— | 147/28. Nov. 1899 „ 12. Nov. 1900 
34 “ 26 12538 — — 188 12. Nov. 1900 „ 18. Nov. 1901 
35| 83 48 sı! al 3 — — 157 1. Oftober 1901 ,„ 21. Nov, 1902 


18511670] 1949|11511884,42| 16 | 22 5089| 21. Oftober 1879 „ 21. Nov. 1902 
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